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Vorwort zur eriten Auflage. 





F hat a bie Tide er ea der leiten 15 Sn eine 
2, vielfache Erweiterung und Umgejtaltung erfahren, die durch— 
greifendite Reform aber jteht ihm durch die jüngjten Gefebe über 
Gerichtsorganiſation, durch das Strafgeſetzbuch, Polizeiſtrafgeſetzbuch 
und Einführungsgeſetz bevor. 

Durch die mit dem 1. Juli 1862 in's Leben tretende vollſtän— 
dige Trennung der Rechtspflege von der Adminiſtration wird das 
künftige Competenzgebiet der bayeriſchen Diſtriktsverwaltungsbehörden 
ein von dem bisherigen weſentlich verſchiedenes, indem ſich die Thätig— 
keit dieſer Behörden künftig ausſchließend nur auf Gegenſtände der 
Verwaltung und der vorſorglichen Polizei erſtreckt. 

Abgeſehen von dieſer Ausſcheidung, und abgeſehen von der neuen 
geographiſchen Eintheilung der Verwaltungsbezirke — der Bezirks— 
aͤmter — ſind auch für die materielle Geſchäftsbehandlung die Admini— 
ſtrativbehörden durch das Strafgeſetzbuch und das Polizeiſtrafgeſetzbuch 
und durch mehrfache nach Maßgabe dieſer Geſetzbücher erlaſſene höchſte 
Verordnungen ſo umfangreiche, principielle Aenderungen herbeigeführt 
worden, daß eine erfolgreiche Geſchäftsführung der Verwaltungsämter 
ohne genaue Kenntniß der antiquirten und der noch zu Recht be— 
ſtehenden Verwaltungsnormen nicht wohl zu erwarten iſt. 

Erwägt man, daß die Mehrzahl der äußeren Beamten theils 
dur) den Andrang des laufenden Dienjtes, theils durch Vorberei— 
tungen für die Ertradition und Einrichtung der neuen Aemter jo in 
Anfpruch genommen ift, daß ihnen nur wenig Zeit zu vergleichenden 
Studien der neuen Geſetze und ihres Einflujjes auf die Verwaltungs: 
gejhäfte übrig bleibt, jo dürfte der Gedanke gerechtfertigt fein: 

„daß ein praftijcher Leitfaden für die Behandlung der abmini- 
„Itrativen Gejchäfte, jo weit fie den Diſtriktsverwaltungsbehörden 
„obliegen, ein Bud — worin alle Zweige des bezirksamtlichen 
„Dien)tes mit Rückſicht auf das bejtehende Verwaltungsſyſtem 
„bezeichnet, geordnet, und bei jeder einzelnen Materie auf bas 
„beitehende Recht, auf die geltenden Normen verwiejen wird,“ 
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für viele Beamte eine wejentliche Erleichterung, ein nüßlicher Rath— 
geber jein werde, und daß eine ſolche Schrift um jo mehr eine 
freundlihe Aufnahme finden werde, wenn fie von dem Bejtreben 
Zeugnig gibt, den praftiichen Dienjt nad allen feinen Nichtungen 
darzuftellen, und dem im äußern Dienfte vielfach bejchäftigten Beamten, 
namentlich in dem gegenwärtigen Augenblide, die Mühe des eigenen 
Nachſchlagens, Aufjuhens und Vergleihens, wenn nicht abzunehmen, 
doch zu verringern. 

Dieſe Rückſicht Hat mich bejtimmt, die gegenwärtige Schrift 
ericheinen zu laſſen. 

Es konnte hiebei nicht meine Aufgabe fein, ein neues Syſtem 
des Verwaltungsrechtes zu entwerfen, oder in eine Kritif der in 
Bayern bejtehenden Verwaltungsnormen einzugegen; ich mußte mic) 
vielmehr bei der rein praftiichen Tendenz dev Schrift bezüglich ihres 
Anhaltes lediglich an die gegebenen pofitiven Beitimmungen, bezüglich 
ihrer Eintheilung aber an jene Syjtematifirung und Eintheilung halten, 
weldhe den bejtehenden Verordnungen, namentlich der Formations— 
Verordnung vom 17. Dezember 1825 — den Wirkungsfreis und den 
eig der oberjten Verwaltungsſtellen im Kreiſe betr., — 
welde dem Döllinger’fchen Sammelwerke zu Grunde liegt, und 
welde zum größten Theile auch der formellen Einteilung dev Ber: 
waltungsamt3-Regijtraturen zur Bafis dient; von dieſer Eintheilung 
durfte ich nicht abgehen, ohne dabei die praktiſche Brauchbarkeit des 
Buches in Frage zu ftellen. 

Indem ich diefe bejtehende formelle Eintheilung beibehielt, war 
ich bejtrebt, bei jeder einzelnen Abtheilung die neuen einflußreichen 
Beitimmungen des Strafgejebuches, des Polizeiſtrafgeſetzbuches anzu— 
führen, und auszuſcheiden, was nach den heute geltenden gejeßlichen 
oder durd das Geſetz janctionirten Beitimmungen eine Rechtsnorm 
für die Verwaltung bilde, und wie weit fid) die Competenz der Ad— 
miniftration im Allgemeinen und namentlich auch in einzelnen Sparten 
unter Bezugnahme auf die Erfenntniffe des oberiten Gerichtshofes 
erſtrecke. 

Nicht minder hielt ich es für meine Aufgabe, bei den einzelnen 
Materien, ſo weit es durch die Wichtigkeit der Sache geboten, und 
durch den beabſichtigten Umfang der Schrift zuläſſig ſchien, nicht allein 
die bezüglichen Geſetze und Verordnungen zu allegiren, ſondern auch 
deren materiellen Inhalt eben ſo, wie die Vorſchriften über die for— 
melle Behandlung der Sache, ſoweit nur immer möglich, anzuführen. 

Da wo ich auf Vollzugsvorſchriften der Kreisregierungen Bezug 
zu nehmen veranlaßt war, mußte ich mich auf die für Mittelfranken. 
erlafienen Bejtimmungen beſchränken; allein es dürfte diejes Verfahren 
um jo mehr dem Bebürfniffe entſprechen, al3 mit Bejtimmtheit voraus: 
zufegen ift, daß dieſe in Mittelfranken zum Vollzug einzelner beſtimm— 
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ter Geſetze ꝛc. erlafienen Vorſchriften kaum im Widerfprucdhe mit den 
über den gleihen Gegenjtand erlafienen Vollzugsvorichriften der an— 
dern SKreisregierungen jtehen werden. 

Wohl mußte ich mir auch die Frage jtellen, ob der gegenwärtige 
Zeitpunft der geeignete fei, um eine ſolche Schrift in's Publikum 
treten zu laſſen, und ich habe das Gewicht der Zweifel nicht unter: 
Ihätt, die dagegen bejtehen mögen. 

Es ijt fein Zweifel, da wir für die Verwaltungsämter in 
nächiter Zeit mancherlei Dirvectiven bezüglich des formalen Geſchäfts— 
ganges zu erwarten haben; es ijt ebenjo fein Zweifel, daß die in 
den Geſetzbüchern enthaltenen Verordnungen und oberpolizeilichen Vor— 
ſchriften uns ein reichhaltiges Material bringen, daß insbejondere die 
im Gejetze ſelbſt nicht ipectalifirte Bezeichnung der außer Wirkſamkeit 
tretenden Gefete und Verordnungen im Wege hödjjter Erlaſſe werden 
gegeben werden; es ijt endlich auch nicht zu bezweifeln, daß wir in 
Bezug auf Gewerbsweſen, Anſäſſigmachung, Armenverjorgung, gemeind- 
liche Verhältniſſe eine theilweije veränderte Geſetzgebung in vielleicht 
nicht jehr ferner Zeit zu erwarten haben, und es möchte darum ſchei— 
nen, daß es bei der momentanen Flüſſigkeit des Stoffes unjerer Schrift 
zwecfmäßiger gewejen wäre, mit ihrer Bearbeitung zuzumarten, bis 
alles eine feite Gejtalt gewonnen hätte. 

Allein die gegentheilige Anficht Hat auch ihre volle und, wie id) 
meine, überragende Begründung. 

Die administrativen und polizeilichen VBorjchriften, die Beſtim— 
mungen des öffentlichen Nechtes jind jo wechjelvoll, wie das jociale 
Leben jelbjt, und gewinnen jtetS neuen Stoff mit neuen Richtungen 
ltaatsrechtlicher oder wirthſchaftlicher Thätigkeit. Wollte man in der 
Erwartung künftiger vorausfichtlicher VBerwaltungsnormen in jo lange 
nicht in eine dejcriptive Darfjtellung des Wirkungskreiſes bejtimmter 
Behörden eintreten, bis die erwarteten Normen ihren vollitändigen 
Abſchluß gefunden haben, jo dürfte diejer erwartete Moment der 
Ruhe wohl nie eintreten. — 


Gerade der Zeitpunkt, in welchem neue Behörden mit neuer 
oder zum Theile neu gevegelter Gompetenz in's Leben treten, läßt 
das Bedürfniß am klarſten Hervortreten, einen für die ZJuftände der 
Gegenwart berechneten ſicheren Wegmweifer für die neuen Behörden zu 
gewinnen. Auch it es nicht an dem, daß der frühere Wirkungskreis 
der Verwaltungsbehörden in allen Kreiſen ihrer Ihätigfeit förmlich 
umgejtaltet worden wäre; es trifft diefe Umgeſtaltung vielmehr vor: 
wiegend nur die polizeiliche Ihätigkeit, während die Angelegenheiten 
der Verwaltung im engern Sinn vielfach durd die Organifationg- 
geſetze unberührt geblieben find. 

Das praktiſche Bedürfniß dürfte vielmehr hier allein maßgebend 
jein, und dieſem wird ſicherlich durd eine Darjtellung der pojitiven 
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Berwaltungsnormen auf der Grundlage der im Augenblic bejtehenden 
Geſetze und Verordnungen in der entiprechendjten Weije abgeholfen. 
Die fpäter erjcheinenden Normen Können füglich der Schrift an ge- 
eigneter Stelle eingereiht und damit ihre Vollitändigfeit für den prak— 
tiihen Bedarf conjervirt werden, wie das bei Schriften gleichen Ziels 
immer der Fall war. 

Alle diefe Gründe möchten demnach meinen Entſchluß, das Hand: 
buch für die bayerijchen Dijtriktsverwaltungsbehörden in dem Zeitpunkt 
ihrer primitiven Organijation erjcheinen zu laſſen, vechtfertigen. 

Was den Inhalt betrifft, jo war ich beitrebt, alle auf die Amts— 
führung der Dijtriftsverwaltungsbehörden bezüglichen allgemeinen bis 
in die jüngite Zeit ergangenen Anordnungen bei dein betreffenden 
Materien aufzunehmen. — 

Ich war mir der Schwierigkeit meiner Aufgabe, des Faum zu 
bemwältigenden Umfanges des hieher bezüglichen Stoffes jehr wohl be: 
wußt, und ich Habe der Schrift daher einen um jo größeren Fleiß 
gewidmet, je mehr ich mir der Unzulänglichteit meiner Kraft bewußt 
war. — 

Gleichwohl hoffe ich, dal die von mir verjuchte Zuſammen— 
jtellung der geltenden VBerwaltungsnormen nicht ohne praktiſchen Nuten 
jein werde, und daß meine gute Abjicht von den Beamten des mir 
jtet3 Tieb gewejenen äußeren VBerwaltungsdienjtes freundliche Wür— 
digung finden werde. — 

Sollte mir ungeachtet der angewendeten Sorgfalt gleichwohl die 
eine oder andere Bejtimmung unbekannt geblieben oder entgangen 
fein, jollten fi Mängel und Lücken in dev Schrift finden, jo darf 
ich wohl bei all’ denjenigen, die das überreihe Material für eine 
ſolche Schrift und den großen Gompetenzumfang bayerijcher Verwal— 
tungsbehörden Fennen, um jo mehr auf eine wohlmollende Nachficht 
rechnen, als die Zeit, innerhalb welcher die Schrift vollendet jein mußte, 
eine im VBerhältnijje zum gegebenen Stoffe überaus kurze war. 

Sch werde deshalb auc jede in diefer Beziehung mir bekannt 
werdende, wohlmwollende Bemerkung und Berichtigung dankbar anneh: 
men, und mich fir meine Bemühungen hinveichend belohnt fühlen, 
wenn die Beamten der Verwaltung, denen zunächſt das Bud) dienen 
joll, in meiner Schrift einen brauchbaren Anhaltspunkt und eine Er: 
leihterung in ihrem umfangreichen amtlihen Wirkungskreife finden 
werden. — 


Ansbach im Juni 1862. 


Carl Dar, 


königl. NRegierungsbirector. 
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Vorwort zur zweiten Auflage. 


Die nachſichtsvolle Beurtheilung, welche mein Handbuch für die 
bayeriſchen Diſtriktsverwaltungsbehörden gefunden hat, hat mich er— 
muntert, die in verhältnißmäßig kurzer Zeit vergriffene Schrift im 
Hinblick auf die ſeit Juni 1862 erſchienenen, das Verwaltungsgebiet 
berührenden königlichen Verordnungen und Miniſterialanordnungen, 
ferner auf die zum Vollzuge des Polizeiſtrafgeſetzbuches erſchienenen 
oberpolizeilichen Vorſchriften einer Reviſion zu unterziehen, und das 
Werk in einzelnen Theilen umzuarbeiten, in allen Theilen aber jene 
Zuſätze beizufügen, welche geeignet ſcheinen, das Handbuch für den 
Gebrauch der gegenwärtigen Zeit ſo vollſtändig als möglich und es 
ſomit zu einem verläſſigen Anhaltspunkte für den Verwaltungsdienſt 
zu machen. — 

Indem ich nun dieſe zweite Auflage meiner Schrift in's Pu— 
blikum treten laſſe, kann ich nur den Wunſch ausſprechen, daß meine 
Arbeit eine freundliche Würdigung finden und auch ferner dazu bei— 
tragen möge, die Gleichmäßigkeit des Geſchäftsganges und der Ge: 
jhäftsbehandlung bei den abminijtrativen Behörden zu fördern. 


Bayreuth im October 1863. 
Karl War, 


fönigl. Regierungsdirector, 


Vorwort zur dritten Auflage. 


Seitdem meine Schrift über den Wirkungskreis der bayerifchen 
Diftriftsverwaltungsbehörden in erjter Auflage erichienen ift, find 
8 Jahre verflofjen. 

Während diefer Zeit hat die vaterländiiche Gejeßgebung im 
Sinne freiheitliher Entwickelung unſerer inneren ſocialen Berhältnifje 
rüjtig fortgearbeitet, und wir jtehen am Schlujje des Jahres 1869 
vor eimer in den wichtigjten Zweigen der Verwaltung volljtändig 
geänderten Gefebgebung, indem die bisherigen Gejete über Gemeinde: 
ordnung, Gemeindewahlen, Gemeindeumlagen, über Anſäſſigmachung, 
Verehelichung und Heimat, über Gewerbsweſen, über öffentliche 
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Armen- und Krankenpflege, über Ergänzung des ſtehenden Heeres, 
über die Landwehr abgeändert worden ſind. 

Im Hinblick auf dieſe Thatſache erſcheint ſowohl die erſte als 
die zweite Auflage meiner Schrift nicht mehr dem gegenwärtigen 
practiſchen Bedürfniſſe der Verwaltungsämter genügend, und da die 
eingetretenen Veränderungen zu umfangreich ſind, um als „Nachtrag“ 
zu einer vorausgegangenen Auflage behandelt zu werden, ſo habe ich 
mich — dem Wunſch einiger Freunde entſprechend — entſchloſſen, 
mein Handbuch auf der Grundlage der dermalig beſtehenden Ver— 
waltungs-Geſetzgebung ꝛc. umzuarbeiten. — 

Ich habe mich beſtrebt, alle im Handbuch behandelten Materien 
ſo ausführlich, als es der Raum der Schrift geſtattet, zu behandeln, 
und überall auf die betreffenden Geſetze oder Verordnungen zu ver— 
weiſen, um dadurch die Schrift wirklich zu einem brauchbaren, prae— 
tiſchen Handbuch für Verwaltungs: Aemter, Anwälte, Gemeinden, 
Kirchenverwaltungen und Armenpflegen zu machen. — 

Hoffentlih wird dieje dritte Ausgabe eine Anwartſchaft auf 
längere Dauer und Brauchbarfeit beanjpruchen können, da die ange- 
ftrebten Aenderungen und Berbejjerungen in unſerer focialen Gejetz- 
gebung nun zum allergrößten Theile durchgeführt jind und mit Ausnahme 
eines Schulgeſetzes, dejjen Zujtandefommen unter den gegenmärtigen 
Berhältniffen in größere Ferne gerückt fein dürfte, andere tiefgreifende 
Henderungen im Zuftande unferer öffentlichen Verwaltung wohl nicht 
in naher Ausficht jtehen. 

Indem ich ſonach die dritte Auflage meiner Handſchrift hiemit 
in's Publitum einführe, kann ich wie früher auch dermal nur um 
wohlmwollende Aufnahme und nachfichtige Beurtheilung derjelben bitten. 


Münden im März 1870. 


Carl v. War, 


k. Minifterialrath. 
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Einleitung. 


Die Trennung der Juſtiz von der Adminiſtration iſt ſeit Jahren 
nicht allein von Männern der Wiſſenſchaft, ſondern auch von praktiſchen, 
erfahrenen, mit den Zuſtänden, Bedürfniſſen und Rechtsanſchauungen des 
Volkes vertrauten Männern erſtrebt worden. 


Schon das Grundlagengeſetz vom 4. Juni 1848 hatte den Grund: 

ſatz ausgeſprochen: 

„Daß die Rechtspflege von der Verwaltung auch in den unterſten 
Behörden gänzlich getrennt werden ſolle, und daß das Strafrecht 
auch über die geringſten Strafſachen, die ſ. g. Polizeiübertretungen, 
von den unterſten Gerichten als Einzelnrichtern geübt werden ſolle.“ — 


Durch das Gerichtsorganiſationsgeſetz vom 10. November 1861 
ift diefe Verheißung zur Wahrheit geworden und bie Trennung feit 
1. Juli 1862 thatfählich durchgeführt. 

Es bezeichnet den Abſchluß jener Periode, in welcher die Staats: 
gewalt ohne den Beſitz und die Gewähr einer vollftändig gefeglichen 
Grundlage alle das Gefammtgebiet der Polizei umfafjenden Angelegen: 
heiten durdy Verordnungen und Bolizeivorfhriften zu regeln, und bie 
polizeiliche Strafgewalt durch Verwaltungsbeamte üben zu laſſen berech— 
tigt war, — und den Uebergang in jene Periode, welche das polizeiliche 
Strafgebiet geſetzlich begrenzte, die Strafgewalt Tebigli dem Richteramte 
überwies, dabei aber das jtaatlihe Verorbnungsreht je nad Maßgabe 
des nad) Zeit und Ort veränderlichen Bedürfniſſes auf die bisher gleich 
falls ſchwer vermißte geſetzliche Bafis ftellte, 

Die Folgen diefer gefeglihen Mafregeln zeigen fich nicht allein in 
einer veränderten äußeren Geftaltung der Unterbehörden, in der Schaffung 
neuer Behörden, welche in unterjter Inftanz die Oegenftände der innern 
Verwaltung und Polizei zu beforgen haben, fondern nod viel mehr in 
dem Maße ihrer Geſchäftszuſtändigkeit, ihrer Wirkfamteit, in ihren fünftigen, 
auf neuen Grundlagen geregelten Verhältniſſen zu den Juſtizbehörden ꝛc., 
und es erjcheint deshalb nicht allein Aufgabe der Wiſſenſchaft, zu cons 
ftatiren, wie fi bermalen unter dem Gefihtspunft des Straf- und 

Nar, Hanbbud ber bayer, Diſtr. Verw. Behörden. III. Aufl. 1 


2 Einleitung. 


Polizeiftrafgefeßbuches die Thätigfeit der Diftriftsverwaltungsbehörben auf 
dem Gebiete der Strafpolizei normire, ſondern aud eine verdienftliche 
Leiftung für die Praris zu fein, das gefammte amtliche Wirfen der 
abminiftrativen Behörden nach ben dafür gegebenen pofitiven Grund: 
lagen — fowohl den Geſetzen, als den geltenden fonftigen Vorſchriften — 
in feinen Grundzügen feſtzuſtellen. 

Die bayerifhen Landgerichte, welche nach ihrer bisherigen Organi— 
fation nicht allein die Function von Gerichten I. Inftanz, fondern aud) 
von Diftriftsverwaltungsbehörden ausübten, beftehen unter ihrer bisherigen 
Benennung als Einzelnrichterämter für geringfügige Civilſachen und für 
die geringften Straffahen — Polizeiübertretungen — fort, fie beforgen 
die Geſchäfte des Hypothekenamts, die Euratelgegenftände zc., während 
die Geſchäfte der freiwilligen Rechtspflege auf die Notare übergegangen 
find, und die Führung von Unterfuhungen in Vergehens- und Verbrechens: 
fahhen den Unterfudhungsrichtern bei den Bezirksgerichten zufommt. 


Ausgefhieden aus dem Wirkungskreife der Landgerichte ift die in- 
nere Verwaltung und Polizei, und es find zur Beforgung biefer Gegen: 
ftände neue Berwaltungsämter gefchaffen, melde nah Maßgabe ber 
höchſten Organifationsverordnung vom 24, Februar 1862 R.Bl. ©. 410 
ben Namen Bezirtsämter führen, und in ber Regel den geographi- 
fen Umfang von zwei oder drei ber bisherigen Landgerichte haben. 


——— nun... 


Allgemeiner heil. 


A. 


Darftellung des Wirkungskreifes der bayeriſchen 
Diftriktsverwaltungsbehörden. 


Mir befiten in Bayern Fein zufammenhängendes Geſetz, worin bag 
Bermwaltungsreht normirt wäre, es laffen fi) alfo die Befugniffe 
der inneren Berwaltung nur aus den beftehenden Berfaffungs= und fonftigen 
Geſetzen, oder den giltigen Verordnungen entwideln und combiniren. 

Wenn hienach eine Darftellung des bayerischen Verwaltungsrechtes, 
fo weit es durch die neugefchaffenen Bezirksämter geübt wird, ſchon an 
und für fih bei ber Zerftreutheit des zur Grundlage dienenden geſetz— 
lihen Material ſchwierig ift, fo wird die Aufgabe noch um fo ver: 
widelter im Hinblid auf das Straf: und Polizeiftrafgefeßbuh und das 
Einführungsgefeß vom 10. Nov. 1861, wodurd nicht allein ein weſent— 
licher Theil der bisherigen abminiftrativen Competenz gänzlich umge: 
ftaltet, eine große Zahl von Geſetzen und Verordnungen ohne fpecielle 
Angabe berjelben ganz oder theilweife außer Kraft geſetzt, ſondern nament: 
li das Gebiet der Strafpolizei von jenem ber vorjorgliden Polizei 
ſcharf geſchieden worden iſt. 

Mit Rückſicht auf dieſe neue Geſetzgebung erſcheint es nothwendig, 
die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden nach folgender Eintheilung zu 
erörtern: 


J. Einfluß der geſetzlichen Regelung der Strafpolizei 
auf die Verwaltung. 
II. Verhältniß der Diſtriktsverwaltungsbehörden zur 
Staatsanwaltſchaft. 
III. Zuſtändigkeit der Verwaltungsämter als Hilfsorgane 
des Strafrichters. 
IV. Zuſtändigkeit derſelben Aemter zu ſelbſtſtändigen 
— — Einſchreitungen in Polizeiſtrafſachen. 
V. Zuſtändigkeit in rein polizeilichen oder adminiſtra— 
tiven Gegenftänden. 
1 * 
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I. Einfluß der geſetzlichen Regelung der Strafpolizei auf 
die Verwaltung. 


Durd) das Organifationsgefeß, das Einführungsgefet, das Straf: 
geſetzbuch und Polizeiftrafgefeg find die Dienftverhältnifje der Verwaltung, 
die Competenz der Diftriftspolizeibehörden weſentlich geändert worden. 

Bisher konnten die Berwaltungsbehörden nicht allein in Polizei: 
ftraffadhen urtheilen, fondern auch alle in Geſetzen, Verordnungen, Polizei— 
vorjchriften gegebenen Anordnungen mit Zwang durhführen und jelbft 
die Uebertretung jener Anordnungen beftrafen, welche fie auf dem ihnen 
überwiejenen Berwaltungsgebiete jelbft erlaffen Hatten. 

Diefes Verhältnig ift fett 1. Juli 1862 ein anderes, 

Bon bdiefem Tage an können nur folde Handlungen ober Unter: 
laſſungen geftraft werden, welde zur Zeit der That durch die Gejeke, 
oder eine nad Maßgabe berfelben giltige Verordnung oder Polizeivorfchrift 
unter Polizeiftrafe verboten waren; es können Feine anderen Strafen als 
fie im St. G.B. oder P.St. G. angebroht find, verhängt werben, und 
diefe Strafen können nur durch ben Richter ausgefproden werben. 


Wenn diefe Reform ſchon an und für fih in der Stellung und 
Zuftäindigkeit der VBerwaltungsbehörden eine totale Nenderung hervorruft, 
fo ergibt jih in der Praris für die Beurtheilung ber polizeilichen Zu: 
ftändigfeit der Berwaltungsbehörden noch eine befondere Schwierigkeit. 

In der Negel enthalten nämlich die bisherigen Geſetze, Verord— 
nungen und Polizeivorjchriften eine Menge von Anordnungen, von denen 
nur einzelne in ihrer Uebertretung mit Strafe bebroht find, während 
die Uebertretung der andern Beitimmungen nit mit Strafe bedroht ift. 


Diefe Verordnungen und Geſetze 20. erfcheinen nun burd die 
neuen Geſetzbücher weſentlich modificirt, indem nur jene Beltimmungen, 
welche eine Polizeiftrafe androhen, durd das St. G.B. oder P.St.G. 
berührt, mopdificirt, abgeändert oder aufgehoben find, während die übrigen 
Beftimmungen noch unverändert fortbeitehen. 

Da nun weber im Einf.®. noch im P.St.G. ſelbſt alle jene 
Geſetze und Verordnungen genau bezeichnet find, welche durch das frage 
liche Geje aufgehoben oder modificirt find, noch angegeben ift, in wel: 
chem Maße fie geändert feien, jo ift es Aufgabe des Vollzugs, in ber 
Praris nunmehr feftzuftellen, wie weit bie in ben einzelnen Materien 
der Verwaltung bis jet bejtandenen Gefege und Verordnungen burd) 
das P.St. G. alterirt feien, und wie weit und in welchem Maß bie 
Competenz der Verwaltung noch, fortbeftebe, 

Diefe, nicht unfchwierige Aufgabe wird übrigens nod) durch eine 
andere geſetzliche Einrichtung weſentlich erſchwert, nämlich durd das 
Syſtem der neben dem Geſetze zuläfftgen polizeilichen Anordnungen. 

Das P.St.G. B. enthält zwar eine vollitändige Aufzählung aller 
derjenigen Handlungen, welde als Rechtsgefährdungen mit polizeilicher 
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Strafe bedroht ſind, aber es beſchränkt ſich doch in einzelnen Fällen 
darauf, ſowohl bezüglich der Strafbarkeit als der Strafe ſelbſt auf die 
beſtehenden beſondern Verordnungen oder polizeilichen Vorſchriften zu 
verweiſen, und ebenſo bezeichnet es eine große Zahl von Angelegenheiten, 
welche theils wegen ihrer nur partiellen Bedeutung, theils wegen ihrer 
durch die Verhältniſſe bedingten Verſchiedenheit nicht im P.St. G. B. voll: 
ſtändig geregelt werden konnten, weshalb man es für zweckmäßig fand, 
den Organen der Staatsverwaltung je nach ihrer territorialen Competenz 
das Recht einzuräumen, innerhalb der durch das Geſetz ſelbſt gezogenen 
Strafbegrenzung zum Bollzug des Geſetzes, oder zum Schutze der durch 
das Geſetz gefhügten Anftalten und Einrichtungen ꝛc. die nöthigen Anz 
ordnungen zu erlafien. 

Es beftehen alfo neben dem P.St. G. nicht allein viele ber älteren 
Verordnungen und polizeilichen Borfchriften, d. 5. alle diejenigen, welche 
und jo weit fie durd das P.St.G. in Bezug genommen find, fort, 
fondern es ift nod überdies für zuläffig erflärt, daß auf jenem Gebiet, 
welches das P.St.®. ausdrüdlih dem Rechte der Verordnung oder der 
polizeilihen Vorfchrift überweifet, neue Berordnungen, neue polizeiliche 
Vorſchriften innerhalb der durd das Geſetz ſelbſt feitgeitellten Nahmen 
erlafjen werben. 

Im Bollzuge diefer Maßregel wird es natürlich geradezu unmög— 
lich, in einer Darftellung des polizeilihen Wirkungskreiſes einer Diſtrikts— 
polizeibehörde auf die localen oder biftrictiven Vorſchriften Rüdjicht zu 
nehmen; aud die von ben Kreisregierungen ausgehenden Bolizeivor: 
ſchriſten können bier nicht umfafjend aufgenommen werden, weil es fchon 
ber zuläffige äußere Umfang der Schrift, abgefehen von allen übrigen 
NRüdfihten, nicht geftatten würde, fie alle aufzunehmen. 

Es wird daher auch in biefer Schrift vorzugsweife nur auf bie 
von den Minifterien ausgehenden oberpolizeifihen Vorſchriften und auf 
höchſte Verordnungen Bezug genommen werben, und es dürfte dies um 
jo eber genügen, als die örtlihen Polizeivorfhhriften ohnehin nur ein 
auf den Ort befchränftes Intereſſe haben, die Zahl der kiftrictiven 
Polizeianordnungen eine fehr geringe ift, und bie oberpolizeilichen Vor: 
ihriften der SKreisregierung ohnehin faft durchgehende mit jenen ber 
Minifterien coincidiren. 

Auf diefe letteren, und zwar fowohl auf bie bereits beſtehenden 
minifteriellen Bolizeivorfchriften und auf Verordnungen, als auf die nad) 
Maßgabe des P.St.B. revidirten Polizeivorfchriften und Berordnungen 
wird übrigens bei der Darftellung der einzelnen Zweige der Verwaltung 
die nöthige Rüdjicht genommen werden. 

Für die Diftriftspolizeibehörden aber erfcheint es als eine uner: 
läßliche Aufgabe, fih nicht allein mit dem Inhalte des St. G.B. und 
P.St.G. genau befannt zu machen, fondern aud; den Umfang bes 
Rechtes, Polizeivorjchriften zu geben, genau fennen zu lernen, ba bie 
Diftriktspoligeibehörden auch fpäterhin die Führung ber Ortspolizei zu 
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überwachen haben, wenn ihnen gleich ein directer Einfluß auf die Er— 
laffung ortspolizeilicher Vorſchriften nicht zufteht. 

Bezüglich des Nechtes zum Erlaß polizeilicher Vorſchriften enthalten 
die Art. 32 — 37 des P.St. G. die entfprehenden Anordnungen. — 
Diefe ermächtigen: 

a) die Landgemeindeverwaltungen, die Magiftrate, die Polizeidirection 
Münden und die Localbaucommiffion München, — in der Pfalz 
die Bürgermeifter — zur Erlaffung ortöpolizeilicher für ben Orts: 
bezirk verbindlicher Vorfchriften ; 

b) zur Erlafjung dijtriftspolizeiliher Vorſchriften die Diftriftspolizei- 
behörden für ben Berwaltungsbezirk; 

ec) zur Erlafjung oberpolizeilicher Borfchriften die Kreisverwaltungs- 
ftelle für den betreffenden Regierungsbezirk, fowie das betreffende 
Staatsminifterium für ben Gefammtumfang des Staatsgebiets 
oder einzelner Regierungsbezirke, 


Bezüglich der orts- und diftriktspolizeilichen Vorſchriften, weldhe eine 
fortdauernde Geltung haben follen, find durch das Gejeh (Art. 32—34) 
noch befondere Garantien angeordnet: 


a) Solche ortspolizeilihe Vorfhriften, welche über Gegenftände ber 
lanbwirtbichaftlihen Polizei erlaffen werben wollen, find in Ge: 
meinden, in denen das Anftitut der Siebner oder Feldgeſchwornen 
oder ein bie Grundbeſitzer vertretender Ausſchuß befteht, vor 
ihrer Erlafjung den vorbezeichneten Siebnern oder Ausfhüffen 
zur Erinnerung mitzutbeilen. 

b) Die Beihlüffe der Magiftrate — als Ortsbehörben in Städten 
und Märkten — find dem Collegium der Gemeinbebevollmäd- 
tigten mitzutheilen, die Beſchlüſſe der Diftriktspolizeibehörben find 
der nächſten Diftriftsrathsverfammlung zur Kenntniß zu bringen, 

ec) Sowohl die orts= als bdiftriftspolizeilihen Vorſchriften müffen 
der betreffenden Kreisverwaltungsftelle vorgelegt werben. 

Die Einfendung dieſer Beſchlüſſe geſchieht in den einer Diftrikts- 
verwaltungsbehörbe untergeordneten Gemeinden durch die Diſtrikts— 
behörde, in den übrigen Gemeinden von dem unmittelbaren 
Magiftrate direct, ſowie auch die Diftriftsverwaltungsbehörden 
ihre Befchlüffe direct vorlegen. 

Ueber die Vorlage biefer Beihlüffe an die Kreisregierung hat 
lettere eine Empfangsbeftätigung auszuftellen, 

Erjt nachdem 30 Tage, von Tage des Einlaufs bei der Kreis- 
verwaltungsitelle, verfloffen find, werden bie orts- und diſtrikts— 
polizeilichen Vorſchriften vollziehbar, wenn bie Kreisregierung 
nicht mit früherer Entſchließung die Volziehbarkeit ausſpricht. 

d) Die Kreisregierung iſt berechtigt, orts- ober biftriftspolizeiliche 
Borfhriften außer Wirkfamteit zu feben, wegen Mangels ber 
gefeglichen Bedingungen ihrer Erlaffung (alfo wegen Widerſpruchs 
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mit dem Geſetze — wegen Mangeld ber Competenz — wegen 
Widerſpruchs mit einer Anordnung gleihen Betrefis der höheren 
Stellen — Art. 39 —), ferner wegen Nachtheils für das öffent: 
liche Wohl, oder wegen Verletzung ber Rechte Dritter. 

e) Den Gemeindebehörben fteht gegen die von ber Kreisregierung 
fraft des Art. AL erlaffenen Beichlüffe das Recht des Necurfes 
an das k. Staatsminifterium des Innern zu. rt. 43. 

f) Alle polizeilihden Vorſchriften müffen, um wirffam zu fein, ges 
ſetzlich publicirt fein. 

Art. 40 des Geſetzes ordnet an, daß die Polizeivorichriften 
der SKreisregierungen im Kreisamtsblatte, die oberpolizeilichen 
Vorſchriften der Minifterien und die k. Verordnungen im Re: 
gierungsblatte befannt gemacht werben, 

Ueber die Form ber Bekanntmachung von orts- und biftrifts: 
polizeilihen Vorſchriften bejtimmt die Entſchließung des k. Staats: 
minifteriums des Innern v. 28. Mai 1862 R.Bl. 925 Folgendes: 


1. 

Die ortspolizeilichen Vorſchritten) werden bekannt gemacht: 

1) durch Einrüdung in das im Gemeindebezirke erſcheinende Localamtsblatt; 

2) durch Anſchlag an dem Gemeinde- ober Schulhauſe oder an ſonſtigen ge: 
eigneten, im Allgemeinen oder in beſonderen Fällen biezu beflimmten Stellen 
im Ortspoligeibezirke ; 

3) durch Ausruf auf Ortsflraßen und Plägen unter Anwendung ber Schelle, 
bes Trommelichlags oder eines fonftigen geeigneten Signals; 

4) durch perjönliches Umfagen oder durch Auftellung von Abichriften ober Ab: 
brüden in ben einzelnen Häufern; 

5) durch Verleſung in ben — —— 


Die Ortspolizeibehörden haben unter den im $ 1 angeführten Formen ber 
Berfündung jederzeit die nach ben örtlichen WVerhältnijfen und dem Gegenftande 
ber jeweiligen befannt zu machenden Vorſchrift als bie zweckmäßigſte ſich barftel- 
Iende zu wählen und nad Umſtänden mehrere Formen ber Berfündigung zugleich 
in Anwendung zu bringen. 

Die Form ber Verlefung in ben Gemeindeverfammlungen Tann jedoch nur 
in ben Landgemeinden ber Pandestheile biesjeits bes Rheins angewendet werben, 

3 


Die biftriftspolizeilihen Vorſchriften werben in der Regel von ben Diftrifts: 
polizeibehörden ben Ortspolizeibebörben, in deren Bezirken fie zur Anwendung 
gebracht werden follen, in Abfchrift oder Abdruck mitgetheilt und von ben Orts: 
polizeibebörden nad Art der ortspolizeilihen Vorſchriften bekannt — 

Den Ortspolizeibehörden ſteht hiebei die Wahl der —* er Verkündung 
frei, inſoferne hierüber nicht in der bekannt zu machenden diſtriktspolizeilichen Vor— 
ſchrift eine ausdrückliche Anordnung getroffen iſt. 

Wird eine diſtriktépolizeiliche Vorſchrift in einem Diſtriktsamtsblatte bekannt 
gemacht, ſo iſt deren beſondere Mittheilung an diejenigen Ortspolizeibehörben, 
welche dasſelbe halten, nicht erforderlich. 

Letztere haben bie Verpflichtung, ſofort nach Empfang ber betreffenden 
Nummer bes Diftriftsamtsblattes zur örtlichen Verkündung zu Ügreiten. 


Gegenwärtige Anordnungen treten mit dem Tage der Verkündun durch 
das Regierungsblatt, beziehungsweiſe durch das Amtsblatt ber Pfalz, für den 
ganzen Umfang des Königreichs in Wirkſamkeit. 
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g) Die orts= und biftriktspolizeilihen Vorſchriften find mit bem Nach: 
weiſe der gefhehenen Publication in amtlich beglaubigter Fertigung 
den Gerichten mitzutheilen, welche die bedrohten Uebertretungen in 
erfter und zweiter Inftanz abzuurtheilen haben. 

Erf. des oberft. Gerihtsh. vom 4. Oct. 1867, Juſt. M.Bl. S.220, 
die Anwendung des Art. 44 bes P.St. G. B. betr. 

Nach Art. 44 des P.St. G.B. kann ber Polizeirichter die geſetz— 
liche Giltigkeit der ortspolizeil. Vorfchriften prüfen; dieſe geſetzliche 
Giltigkeit ift aber nur dadurch bedingt: 

1) daß eine ausdrüdlihe gefeglihe Beſtimmung befteht, durch 
welche die Erlaſſung ortspolizeiliher Vorfchriften in Anjehung 
des Gegenftandes, auf welchen die in Frage ftehende ortspolizei— 
liche Vorſchrift Bezug bat, geitattet ift, 

2) daß legtere Vorſchrift nicht mit Geſetzen, mit den über den— 
felben Gegenftand erlafjenen Verordnungen oder mit competenzs 
mäßigen Borfchriften einer höheren Behörde in Widerfprud 
ſteht. 


Eine Kritik der Nothwendigkeit oder Zweckmäßigkeit ber orts— 
polizeilichen Vorſchrift ſteht dem Richter nicht zu. 

h) Eine weitere Garantie für die Legalität der polizeilichen Vor: 
ſchriften iſt durch Art. 43 gefchaffen, indem jedem Staatsange: 
börigen, welder ſich durch Erlafjung einer orts-, diſtrikts- oder 
oberpolizeilihen Vorſchrift für beſchwert erachtet, das Recht ber 
Befhwerde im gefeglihen Inſtanzenzuge, wie er für Verwal: 
tungsfahen angeordnet ift, eingeräumt if, — Eine folde Be: 
fchwerde ift an feine Necursfrift gebunden, und hat nur infoferne 
Sufpenfiveffect, als die zur Entſcheidung beredtigte höhere Stelle 
die Einftellung des Vollzugs anorönet. 

In Städten und Märkten mit magiftratifcher Verfaſſung fteht 
gleiches Beſchwerderecht gegen ortspolizeiliche Vorſchriften den Ge: 
meindebevollmädptigten zu. 

Aus dem Inhalte des Abſ. 4 Art. 43 Könnte zwar gefchlofien 
werden, daß Beſchwerden gegen ort&polizeilihe Vorfchriften im gefeß: 
lihen Inftanzenzug an bie nächſt vorgefette Diftriftspolizeibehörde zu 
richten und von dieſer zu entſcheiden ſeien; allein im Hinblid auf Art. 
41 und 42, wonach nur den Kreisregierungen eingeräumt ift, die Boll: 
ziehbarkeit von ortspolizeilichen Vorſchriften zu prüfen und zu inhibiren, 
fheint es — wenn auch nicht Har ausgefproden — doch die Abjicht 
des Geſetzes zu fein, daß Befchwerden gegen orts= oder diſtriktspolizei— 
liche Vorſchriften an die Kreisregierung zu richten und von biefer zu 
befcheiden feien. 

Wo das P.St.G.B. von Verordnungen fpricht, find darunter 
nur die landbesherrlihen königl. Verorbnungen zu verſtehen. 

Sowohl die Verordnungen als die polizeilihen Vorichriften, in: 
foweit fie Bolizeiftrafen androhen, find nur giltig, infoweit fie 
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burh das P.St. G. in irgend einem Punkt nicht abgeändert werden, und 
foweit das P.St.G. darauf Bezug nimmt, f 

Dies gilt fowohl von den dermalen beftehenben Föniglichen 
Verordnungen, ben ober-diſtrikts- oder ortspolizeilihen Vorſchriften, als 
von den Hinftig zu erlafienden. 

Der Ausnahmsfall des Art. 38 kommt bier nicht näher in Betradt. 

Doch ſollten die damals beftehen bleibenden diſtrikts- oder orts- 
polizeilichen Vorſchriften binnen der nächſten zwei Jahre, alfo zwifchen 
1. Juli 1862 und 1864, auf Grund des Geſetzes revidirt und auf's 
Neue verkündet werben, wibrigenfalls fie ihre Anwendbarkeit verlieren. 

Wenn nun au den Diftriftsverwaltungsbehörden fein Einſpruchs— 
reht gegen die ortöpolizeilihen Vorſchriften zufteht, vielmehr die Be— 
rathung, Feſtſetzung und Beſchlußfaſſung über folde Erlafje lediglich der 
autonomifchen Gemeinde, beziehungsweife ihren legalen Behörden zufommt, 
jo fpringt e8 dody in die Augen, daß die Frage: ob und wie die Ge— 
meindeverwaltungen von dem ihnen eingeräumten legislatorifhen Rechte 
Gebrauch machen, und ob jie dabei die vorgefchriebenen Formen beobadıten, 
die Diftriftsverwaltungsbehörbe weſentlich berühre. — Bor Allem ift es 
ihre Aufgabe, zu überwachen, daß die Gemeinden mit den gejeglichen 
Beitimmungen, welche ihnen das Recht zu ortspolizeilihen Vorſchriften 
einräumen, befannt werden, daß fie den Umfang ihrer Befugniffe kennen 
lernen, und die Abficht richtig erfaffen, um derer willen das Geſetz ben 
Gemeinden ein fo wichtiges und ehrendes Recht eingeräumt hat; nicht 
minder wird e8 ihre Aufgabe fein, dort, wo die Gemeinden vernadhläffigen 
follten, diefes Recht ſelbſt im Bebürfniffalle zu üben, die Gemeinden 
belehrend und aufmunternd zur Uebung dieſes Nechtes aufzufordern, und 
dahin zu wirken, daß die örtlichen Vorfchriften in verſchiedenen Orten 
des Bezirks bei font gleichen Verhältniſſen auch mit gleichen Bejtim- 
mungen erlaffen werben. 

Bon einem zwangsmweifen ober befehlenden Vorgehen der Diftrikts- 
polizeibehörden kann natürlich in dieſem Falle Feine Rede fein; wollte 
fih eine Gemeindeverwaltung wirklich hartnädig der Belchrung ver: 
ſchließen, in den Gegenftänden, die allein der örtlichen Anordnung über: 
lafjen worden find, eine dem Geſetze entjprechende polizeiliche Anordnung 
zu treffen, jo könnte diefe Paſſivität allerdings nicht mit Zwang befeitigt 
werden; allein bei dem bohen Intereſſe, das die Gemeinden ſelbſt an 
Regelung ihrer eigenften Angelegenheiten haben, bei dem Einfluß, den 
ein ſachkundiger, wohlwollender und geachteter Diftriktsverwaltungsbeamte 
in feinem Bezirke immerhin haben wird, läßt ſich gewiß eher erwarten, 
daß bie Gemeinden in Uebung ihres neuen gefeßgeberifhen Berufes ben 
Rath, die Meinung, die Erfahrung ihres Diftriktspolizeibeamten benüßen 
und befolgen, als demſelben Widerftand entgegenfeßen werben. 

Die Neuheit und Mannichfaltigkeit der ortspolizeilichen Verfügungen, 
ihre Colliſion mit dem gleichzeitigen Verfügungsrecht der Dijtriftspolizeis 
behörde, oder mit oberpolizeilihen Verfügungen läßt vor Allem eine ganz 
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genaue Kenntniß der hierauf bezüglichen Beſtimmungen des Geſetzes als 
unentbehrlich erkennen, und fordert bei der Abfaſſung von ortspolizei— 
lichen Vorſchriften zu einer um ſo größeren Sorgfalt und Genauigkeit 
auf, als dieſelben nicht allein mit keinem Geſetze, ſondern auch mit keiner 
giltigen Verordnung, ober- ober diſtriktspolizeilicher Vorſchrift in Wider— 
ſpruch ſtehen dürfen. 

Es iſt dies natürlich auch in gleichem Maße bei den diſtrikts— 
polizeilichen Vorſchriften der Fall. 

Um dies ermeſſen und beurtheilen zu können, iſt eine genaue Be— 
zeichnung der Angelegenheiten nothwendig, in welchen bie Ortspolizei— 
behörden entweder ſelbſtſtändig oder ausſchließend, oder in Concurrenz 
mit höhern Organen polizeiliche Vorſchriften erlaſſen dürfen, weßhalb hier 
ſogleich die maßgebenden Beſtimmungen angereiht werden, und zwar: 

J. in einem Verzeichniſſe derjenigen polizeilichen Angelegenheiten, in 
welchen die Gemeinden zur Erlaſſung von ortspolizeilichen Anord— 
nungen, fei-es in Concurrenz mit höhern Stellen, oder mit Aus: 
ſchluß derſelben befugt find; 

I. in einem Berzeichniffe der Angelegenheiten, in welchen bie Diftrifts- 
polizeibehörden zur Erlaffung diftriftspolizeilicher Anorbnungen be: 
fugt find, 


I. Ortspofizeifihe Borfhriften find gefehlih zufäffig. 


Arutel des 
Bolizei-Straf: h 
Gefeh: Buches. | über: 


57 Abi. 2 | Berpflihtung zu Gemeinbebienften in ber 
Pialz. 

62 Abſ. 2 Feſtſetzung ber Polizeiſtunde. Verordnung. 

65 Beſchränkung geräuſchvoller Unterhaltungen — 

auf beſtimmte Nachtſtunden. 

67 Abſ. 2/3 Feſtſetzung der Maskenordnung. Oberpol. Vorſchrift. 

68 Abſ. 1 | Verbot von Ankündigungen durqh Ausrufen 2c. — 

68 Abf. 2 | Verbot des Anfchlagens von Privatbefannts — 





| Betreff Goncurrirende 
Vorſchriften. 














muaachungen. 
76 | (In, dringenden Fällen) Polizeimaßregeln Ober: u. diſtr.-pol. 
bei Anfammlung größerer Menfchenmaffen. Vorſchrift. 
81 Aufenthaltskarten. — 
82 Abſ.2 Beherbergung von Fremden durch Private, — 
85 Unzeige über Aufnahme, Entlaffung von Ge: Berorbnnung. 
jellen, Lebrlingen, Arbeitern. 
86 Anzeige Über Wohnungsveränderungen. — 
91 Verbot des öffentlichen Einſammelns ber: — 
kömmlicher Geſchenke. 
105 Störung ber feier von Sonn: und Feiltagen. | Verordnung. 
106 Störung bei religiöfen Berfammlungen, oder — 


gottesdienſtlichen Handlungen. 
110 Abſ. 3 Leichenordnung. — 
111 Verbot der Schauſtellung von Leichen. — 


Artitel des 
Polizei:Straf: 
Gefep: Buches. 


— —— — — ne 


175 Asf. 1 
175 %bf. 2 
180 gif. 2 
Biff. 3 
af. 2 
Abſ. 3 
aif.2 u.a 
182 %bf. 2 
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Betreff 
über: 





Ueber Anlage und Einrihtung von Abtritten, 
Dünger:Berfiggruben, in und neben Wohn: 

ebäuben. 

Ueber Beziehen neugebauter Wohnungen. 

Beihau von Schladtvieh, Eßwaaren, Ge: 
tränfen. 

Ueber Zubereitung, Aufbewahrung, Ausmeſſen 
von Speifen und Getränfen. 

Reinlichkeit in Mühlen, Schlahthäufern, 
Fleiſchbänken, Märkten. 

Verbot des Badens an beftinnmten Orten 
unb bes Betretens der Eisdede. 

Humbevifitationen, 

Berbot des Mitnehmens von Hunden an 
öffentlihe Plätze, Herumlaufen ber Hunde, 
Auffiht auf Hündinnen, — Tragen von 
Maultörben. 

Fahrordnungen für ben Ortsverfehr. 

Berbot bes Fahrens ꝛc. auf Fußwegen. 

Verbot des Schleifens von Baumſtämmen ꝛc. 
auf Gemeindewegen. 

Verkehr auf Gemeindewegen, Brüden 2c. 

Ablagerung von Baufhutt, Eis, Schnee; 
Aufficht auf Neinlichkeit im Orte. 

Auffiht auf Feuer und Licht, Aufbewahrung 
feuergefäbrlicher Gegenftände. 

DOrtspolizeilihe Bersilligung zum Abfeuern 
von Gewehren, Losbrennen von Böllern, 

euerwerfen innerhalb der Ortsgrenzen. 

Teltfegung ber Zeiträume für Reinigung ber 
Kamine und Rauchrohre. 

(Dürfte conner fein mit Art. 166. 1.) 

Beilhaffung und Inftandhaltung von Löſch— 
geräthichaften. 

Orts- oder biftriftspolizeiliche Feuerlöfchorb: 
nungen, 

Dermalen geltende Beitimmungen in Baus 
vollzeifaden. 

Verbot feuergefährlicher Vorrichtungen in 
Gebäuden. 

Neue polizeiliche Borfhriften zum Zweck ber 
Feuerſicherheit und Feſtigkeit. 

In Städten I. Claſſe ortspolizeilihe Vor— 
ſchriften im Intereſſe der Verſchönerung. 
Art. 180 gilt diesſeits des Rheins. 
Anordnungen hinſichtlich der Feuerſicherheit 
und — der Gebäude. 

(In ber Pfalz.) 

Ortspolizeilihe Vorfchriften über die Auf: 
ftellung von Warnungszeichen bei Arbeiten 
an Gebäuden, Brüden, Brunnen ꝛc. Siche— 
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Eoncurrirenbe 
Vorſchriften. 


Verordnung. 


Oberpol. Vorſchrift. 
Oberpol. Vorſchrift. 


Oberpol. Vorſchrift. 


Verordnung. / 


— — — 


Verordnung. 


Diſtr⸗pol. Vorſchrift. 

Diſtr.pol. Vorſchrift. 
Verordnung. 
Verordnung. 
Verordnung. 
Verordnung. 


Verordnung und 
oberpol. Vorſchrift. 
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Artitel bes Betreff Goncurrirende 
Bann | über: Vorſchriften. 


194 


201 


227 


Abj. 1 
Abj. 2 


Abi. 1 


Abi. 2 
Abf. 2 


Abj. 1 
Abj. 2 


Abſ. 3 


Abi. 2 


Abi. 4 


Abf. 1 
Abi. 3 
Abf. 4 







rungsmaßregeln bei Aufftellung von Bau: 
gerüften. 

Berpflichtung ber Bauhandwerker zur Anzeige 
übernommener Bauten. 

Geichäftsbetrieb der Trödler, Inhaber von 
Verfteigerungsbureaur. 

Haltung von richtigen Maßen, Gewichten, 
Wagen 2c. durch Gewerbtreibenbe, 

Anſchlag der polizeilihen Taren von Lebens: 
mitteln in den Verfaufsläden der Händler. 

Anfchreibung der felbfigewählten Preife für 
nicht tarirte Lebensmittel in ben Berfaufs: 
läden, Einhaltung diefer Preije. 

Bezeihnung beftimmter Brodwaaren durch 
berfömmliche Zeichen in beftimmten Ge: 
wichtsgrößen. 

Schlachten von Vieh außer den Schlacht— 
häuſern; Schlacht: und Banforbnung. 
Anzeige von Verträgen zum Zwede ber poli- 

zeilihen Tarregulirung. 
Schrannenordnungen. 
Mep:, Jabrmarkt:, Vieh-, Holze, Bictualien: 
Marktordnung. 
Herumtragen verfäuflicher Lebensmittel, Haus = 
firen mit bdenjelben. 
Hafen: und Ländeordnungen. — 
Ordnungen für Unternehmer von Transport: — 
mitteln an öffentlichen Orten, für Lohn: 
bediente, Fremdenführer. 
Für Güterfhafiner, Schröter, Laſtträger, Lei: — 
chenbitter, Meſſer ꝛc. 
Oertliche Gewerbeordnungen unterliegen . . | ber biftriftspolizei: 
lihen Genehmigung. 
Anzeige des Gin: und Austritts von Dienft: Diftr.pol.Borfcrift. 
boten, Behandlung der Dienftbotenbüdher. 
Bewilligung zum gewerbsmäßigen Berdingen 
von Dienftboten. 
Verbot gegen das freie Umberlaufenlaffen bes — 
Viehes außerhalb geſchloſſener Höfe. 
Verhütung der Mißbräuche bei der Einzelnhut. Oberpol. Vorſchrift. 
a ae der Weinberge, Anfang der Wein: _ 
leſe. 
Verbot des Auslaufenlaſſens von Hausge— — 
flügel auf die Felder. 
Gemeinſchaftliche Leiſtungen der Grundbe- Diſtr.-pol. Vorſchrift. 
ſitzer zum Schutze der Fluren gegen ſchäd— 
liche Thiere. 
Nachleſe in Feldern und Weinbergen, Schutz — 
bes landwirthſchaftlichen Eigenthums, — 
der Feldwege. 








Oberpol. Vorſchrift. 
Oberpol. Vorſchrift. 
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II. Diftriktspofizeilihe Borfhriften find zuläſſig. 


















Artikel des Betreff N 
Bee-Eiaf me 
Geſetz-⸗Buches. 
231 Feſtſetzung der Friſt zur Abzapfung oder zeit— — 
weiligen Trockenlegung eines Fiſchwaſſers. 
76 Maßregeln bei Anſammlungen größerer Men: | Ober: und orts— 
ſchenmaſſen. polizeil. Vorſchrift. 
158 Sicherheit und Bequemlichkeit bes Verkehrs — 
auf Diſtriktsſtraßen u. deren Zugehörungen. 
164 Beilimmungen zum Vollzug des Gejepes Über Verordnung und 
Benüpung des Waſſers. oberpolizeil, Borfchr. 
164 Beſtimmungen zum Vollzug des Gefepes über — 
den Wergub. 
175 Abſ. 1 | Beilhaffung und Initandbaltung von Feuer: Ortspolizeil. Vorſchr. 
löſchgeräthſchaften. 
Abſ. 2 | Feuerlöjchordiuungen. Ortopolizeil. Vorſchr. 


201 Abſ. 2 | Anzeige von Verträgen zum Zwecke ber poli— 
zeilihen Tarregulirung biesjeits bes Rheins 
(bei Brodfrüdten). 

215 Abſ. 1 | Anzeige des Ein: und Austritts von Dienfts Ortspolizeil. Vorſchr. 
boten, Behandlung der Dienfibotenbüdyer. 

226 Abſ. 4 Gemeinſchaftliche Leiftungen der Grundbefiger | Ortspolizeil. Vorjahr. 
zum Schuge ber Fluren gegen jchädliche 
Thiere. 

230 Beftimmungen zum Bollzuge des Forfigefeßes — 
vom 28. Mai 1852. 


Es ift vorauszufegen, daß in allen den Fällen, in welchen Gegen: 
ftände ebenfowohl der ortspolizeilihen, als der diſtrikts- oder ober: 
polizeilichen Verordnungsbefugniß anheim gegeben find, die ortspolizeiliche 
Thätigfeit nur infoferne geltend gemacht werde, als für den concreten 
Fall auf die Uebung des oberpolizeilihen Verordnungsrechtes verzichtet 
wird, damit nicht ober= und ortspolizeiliche Vorſchriften ſich widerfprechen ; 
ober aber — wenn in ſolchen Fällen das oberpolizeiliche Verordnungs: 
recht geübt wird — in dieſen oberpolizeilihen Vorſchriften nur die all: 
gemeinen Grundſätze, allgemeinen Rahmen aufgeftellt, und es den Orts: 
polizeivorfchriften überlaffen werde, innerhalb diefer allgemeinen Rahmen 
die nad Maßgabe der Ortsverhältniſſe erforderlihen Anordnungen zu 
erlafien. Daß dort kein Raum für ortspolizeilihe Vorſchriften ſei, wo 
die concurrirende Polizeiftelle in ihrer Anordnung den Gegenftand voll: 
ftändig erfchöpft hat, bedarf Feiner weitern Ausführung. 

Gegenüber und neben den ftrafpolizeilichen Vorfchriften bleiben aber 
alle in Verordnungen, oberpolizeilihen, diſtrikts- oder ortspolizeilichen 
Anordnungen, Borfhriften, Statuten zc. gegebenen veglementären Anord— 
nungen, Bollzugsinftructionen u. dal. in Kraft; fie bilden nad) wie vor 
legale Directiven für die Berhandlungen der Berwaltungsbehörden, mes: 
halb diefe Schrift fih auch die Aufgabe gefegt Hat, das polizeiliche 
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Strafgebiet, fowie das Verwaltungsgebiet in den einzelnen Sparten ge 
bührend zu bezeichnen. 

Zum Bollzuge der Revifion der gegenwärtig beftehenden ortspoli- 
zeilihen Vorfchriften hat das k. Staatsminifterium des Innern unterm 
27. Vebruar 1862 Folgendes angeordnet: 


In der II. Abtbeilung des P.St. G. B. iſt häufig auf polizeiliche Anordnungen 
verwiefen, welde zur Ergänzung des G. B. bejtimmt find und in Verordnungen, 
oberpolizeilihen Vorſchriften der Elaateminifterien und der Kreisverwaltungsftellen, 
diſtrikspolizeiliche uud ortspolizeiliche Vorſchriften fi abjtufen. 

Bezüglich der biftrifts= und ortspolizeilihen Normen beflimmt Art. 45 Ab. 4 
des ©.B., daß die bermalen beitehenden Vorjchriften innerhalb zweier Jahre nach 
Berfündung des G. B., nad) Mafgabe deffelben zu revidiren und aufs Neue zu 
verfünden Aub, widrigenfals deren Anwendbarkeit erlücht. 

Anbelangend die bier zunächſt in Betracht fommenden ortspolizeilidhen 
Vorſchriften, fo beziehen ſich diejelben theils auf ſolche Gegenftände, bie der orts: 
polizeiliben Zuftändigfeit ausſchließlich überwieſen find, theils auf jolche, bei denen 
diefe Zuftändigfeit neben und unbefchadet dem ergänzenden Anordnungsrechte höherer 
(der Krone, ber Staatsminijterien, der Kreisregierungen) zur Geltung 
ommt. 

Gründe der Nothwenbigfeit, wie der Zweckmäßigkeit gebieten, daß bezüglich 
aller ortspolizeilihen Vorſchriſten der erften Kategorie die geſetzlich vorgefchriebene 
Revifion ſchon jegt eingeleitet und bis zum Beginne der Wirffamkeit des G. B. 
nad) Möglichkeit gefördert werde, 

Das unterfertigte k. Staatsminifterium findet demnach im Hinblide auf bie 
einschlägigen —— des P.St.G. B. zu nachſtehenden Anordnungen und 
Bemerkungen ſich veranlaßt: 

1) Die zur Erlaſſung neuer und ſohin auch zur Reviſion dermalen be— 
Ir ortöpolizeilicher Vorſchriften berechtigten Organe find in dem Art. 22 Abf. 1 
aufgeführt *). 

; Die Worte dieſer Gefegitele „innerhalb ber Grenzen ihrer Zuftändigkeit‘ 
beziehen ſich insbefondere auf die eigentlihen Berhältniffe der Haupt- und Refi- 
denzſtadt München, gemäß welden die Gejanımtaufgabe der ortspolizeilihen Wirk: 
ſamkeit zwifchen drei verjchiedenen Behörden — ber f. PVolizeidirection, dem Stadt: 
magiftrate und der Localbaucommilfion — fi vertbeilt. 

2) Die Fälle, in welchen bie age | ortSpolizeilicher Vorſchriften geſetzlich 
zuläſſig iſt, ergeben ſich in Verbindung mit der Beſtimmung des Art. 33 Abſ. 2 
aus ber II. Abtheilung des G. B. und den aufrecht bleibenden Specialgeſetzen. 

Dermalen Srbeenbe ortspolizeiliche Vorſchriften über Gegenftände, für welche 
nad ben Beftimmungen des ©.B. ortspolizeilihe Vorſchriften nicht zugelafien find, 
verlieren mit dem Beginne ber Wirkſamkeit des G.B. jedenfalls ihre Gittigkeit und 
find daber auch der Mevifion nicht zu unterziehen. 

3) Vor der Erlaffung von ortspolizeilichen Vorfchriften, welche über Gegen: 
ftände der landwirtbichaftlichen Polizei eine fortdauernd geltende Anordnun hen. 
find in Gemäßheit des Art. 32 Abi. 2 in Gemeinden, in welchen das Anititut der 
Siebner oder Feldgefhwornen, oder ein bie Grundbefiger ber Marfung vertretender 
Ausſchuß befteht, diefe zu vernehmen. 


*) M.E. v. 25. Juni 1862. Das gemeindlihe Recht zur Erlaffung von 
ortspolizeilihen Vorſchriften ift nicht ein Ausfluß der den Gemeinden übertragenen 
Polizei, jondern ein Ausfluß ihrer Autonomie; deshalb find die ortspolizeilichen 
Vorſchriften nicht von dem Polizeifenat eines Magiftrats, fondern von dem Ge— 
fammtmagiftrat zu erlaffen, wogegen dem Rolizeijenat der Bollzug, bie Weber: 
wachung der Vorſchriften, bie oe von — ——— für den Vollzug zuſteht. 
Vergl. Gem.Ordn. v. 29. April 1869 Art. 92, ©. 140. 
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Als „fortdauernd geltende’ Anordnungen im Sinne des G.B. find aber 
alle diejenigen zu erachten, welcher nach ausbrüdlicher Beſtimmung oder nad) ber 
Natur ber Sache als folde — als eigentliche Ortsitatuten — fi darſtellen und 
ed kann demnach eine Anordnung, welde nad der Natur der Sache als vorüber: 
u er Vorſchrift aufzufaffen ift, deshalb nicht zu einer fortdauernd geltenden fich 

eitalten, weil fie etwa auf eine längere Dauer erlaffen wird, während anberfeits 

nordnungen, welde ihrer Natur nad eine fortdauernde Geltung in Anſpruch 

nehmen, eben jo wenig zu vorübergehenden werben fünnen, weil vielleicht deren 
— durch ein dringendes Bedürfniß motivirt war. 

eiſpiele von fortdauernd geltenden ortspolizeilichen Vorſchriften ſind in dem 

Art. 202, Beiſpiele von vorübergehenden im Art. 76 und 226 Ziff. 1 und 4 enthalten, 

Die ortspolizeilihen Vorjchriften werden in Form von geſchäftsordnungs— 
mäßigen Beichlüffen ber berechtigten Organe erlaffen, 

Im Eingange des Beichluffes wird die anordnende Behörde, fowie Gegen: 
ftand und Zwed ber Anordnung unter genauer Ausführung der fpeciellen Geſetzes— 
ftelle, auf deren Grund die Vorſchrift erlaffen wird, zu erwähnen fein. 

In Fällen, wo nad Art. 32 des G. B. eine Mitwirfung von Siebnern ober 
Feldgeſchwornen oder eines die Grundbefiger der Markung vertretenen Ausſchuſſes 
einzutreten bat, bürfte die ausdrüdlihe Erwähnung, daß der gefeglichen Vorſchrift 
—* genügt worden, am Zweckmäßigſten unmittelbar an den Eingange ſich 
anreihen. 

Hierauf hätte ber dispoſitive Theil des Beſchluſſes zu folgen und dieſem 
(hehe Datum und Fertigung der betreffenden Behörde unmittelbar fi anzu: 

eßen. 

5) Um einer ortspolizeilihen Vorſchrift Strafwirkſamkeit zu ſichern, iſt eine 
ausbrüdlihe Strafandrohung oder Verweiſung auf bie in der bezüglichen Geſetzes— 
ftelle vorgefehene Strafe keineswegs erforderlich, da auf die zur Ergänzung des 
Geſetzbuches berechtigt erlaffenen polizeilihen Anordnungen ſchon Fraft des Ge: 
feßes bie bezüglihen Strafandrohumgen Semwenbung finden, 

In Gemäßbeit bes Art. 37 iſt jedoch dem Ermeſſen ber Ortspolizeibehörben 
anheimgegeben, in einer ortspolizeilihen Vorfchrift, welhe eine Mehrzahl von 
Anordnungen enthält, nur die Webertretung eines Theiles der getroffenen Anorb- 
nungen unter Strafe zu ſtellen. 

Geſchieht ſolches, fo bleibt die Uebertretung jener Beftimmungen ftraflos, 
welche nicht ausbrüdlic unter Strafe geftellt worden find; im entgegengefegten 
Falle aber erſcheinen die ſämmtlichen getroffenen Anordnungen fraft bes Gefeges 
unter bie bezüglihe Strafandrohung geftellt. 

6) Bei Erlaffung ortspoligeilicher Vorſchriften iſt forgfältig zu beachten, daß, 
foweit das P.St. G. B. nicht etwas Anderes ausdrüdlich zuläßt, nach Art. 39 Feine 
ortspolizeiliche Vorſchrift mit Gefeßen, mit den über denjelben Gegenftand zuläffigen 
Berorbnungen, ober: ober bijtrifspolizeilichen Vorfchriften in Widerſpruch ftehen darf. 

7) Die erlaſſenen ortspolizeilihen VBorfchriften werden in Gemäßheit bes 
Art. 32 Abſ. 1 für den „Ortspolizeibezirk“ — den Bezirk der örtlichen Polizeiver: 
waltung — verbindlich. 

8) Ortspolizeiliche Vorfchriften, welche eine fortdauernd geltende Anordnung 
enthalten, find ber vorgeſetzten Kreisverwaltungsftelle auf dem durd Art. 3 Abf. 1 
bezeichneten Wege vorzulegen. 

Die Vorlage ber ortspolizeilihen Vorſchriften ohne fortdauernd geltende An: 
ordnungen ift geſetzlich nicht geboten, ben Kreisregierungen ſteht es jedoch jederzeit 
frei, die Vorlage von Abfchriften oder Abdrüden jämmtlicher oder einzelner als 
vorübergehend erlaffenen Vorichriften von den Ortspolizeibehörben zu verlangen. 

d) In Städten und Märkten mit magiftratiicher Verfaffung find die Be: 
ſchlüſſe der Ortsbehörden über ortspolizeiliche Vorichriften von fortdauernder Geltung 
nah Art. 34 Abj. 2, dem Collegium der Gemeindebevollmädtigten mitzutbeilen. 

Diefe Mittheilung hat gleichzeitig mit der Einfendung der bezüglichen Bor: 
Ihrift an die Kreisverwaltungsftelle zu erfolgen. 
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Gleichzeitig bat im Hinblid auf Art. 43 Abf. 1 auch die Auflegung biefer 
Beſchlüſſe zur Einfihtnahme für die dabei Betheiligten in einer den örtlichen Ver: 
bältnifjen angemefjenen Weiſe zu erfolgen, und ift foldhes in ber betreffenden Ge: 
meinde jederzeit befannt zu machen. 

10) Ortspolizeiliche Borfchriften, welche eine fortdauernd geltende Anordnung 
enthalten, find in Gemäßheit des Art. 34 Abſ. 3 erft nad Ablauf von 30 Tagen 
nah ber durch Empfangsbeftätigung nachgewiejenen Vorlage an bie vorgefegte Ber: 
waltungsbebörde vollziehbar, fojerne nicht die betreffende Kreisregierung biefelben 
früher als vollziebbar erflärt bat. 

Diefe 30tägige Frift beginnt mit bem Tage des Eingelangens ber ortspoli- 
—* Vorſchrift bei der Diſtriktspolizeibehörde, beziehungsweiſe * Kreisregierung 
zu laufen. 

Die Diſtriktspolizeibehörde, an welche eine ſolche ortspolizeiliche Vorſchrift 
von den ihr untergeordneten Ortspolizeibehörden behufs der Einſendung an die Kreis— 
regierung gelangt, bat der betrefſenden Ortspolizeibehörde den Tag des Eingelangens 
ber Vorſchrift zu bejtätigen; basjelbe hat von dem Kreisregierungen bezüglich foldyer 
Borlagen ber Übrigen Ortspolizeibehörden zu geicheben. 

Die Erflärung der Kreisregierung, daß die vorgelegte Vorfchrift vor Ablauf 
ber 30tägigen Friſt vollziehbar jei, bat durch befondere Entſchließung zu erfolgen. 

Findet die Kreisregierung fi weder zur Erlaſſung einer ſolchen Erklärung, 
noch zur Ausübung der ihr in Gemäßbeit des Art. Ri zuſtehende Berechtigung 
veranlaßt, To läßt fie ſtillſchweigend die 30tägige Frift ablaufen und dadurch bie 
bezügliche Vorjchrift in Geltung treten, 

Ortspolizeilihe Vorſchriften, welche eine fortdauernd geltende Anordnung 
nicht enthalten, werben jofort mit ihrer Grlaffung vollziebbar, auch wenn von Seite 
ber Kreisregierung die Vorlage von Abjchriiten oder Abdrüden angeordnet worden ift. 

11) Die rechtliche Wirkfamkeit der nah Maßgabe des Polizeiftraf: 
ee revibirten ortspolizeiliden Vorjhriften beginnt jedenfalls erſt mit 

em 1. Juli ds. %8., aud wenn fchon vor dieſem Zeitpunfte deren Revifion 
und Wiederverfündung vollzogen fein follte, 

Das fol. Staatsminifterium des Innern wird übrigens kraft der durch 
Art. 40 Abi. 3 ertheilten Ermächtigung über die Form der Verkündung orts= und 
diftrifspolizeiliher Vorjchriften no vor dem 1. Juli 1. J. Anordnungen erlafien, 
bis zu deren Erjcheinen die neue Berfündung dermalen beftehender, nad Maßgabe 
bes G. B. zu revidirenden Vorſchriften zu unterbleiben bat. 

Die im Art. 32 Abſ. 1 aufgeführten Ortspolizeibebörden bes Regierungs: 
bezirfes find nach dem Vorſtehenden fofort geeignet anzumeifen und zur Ginleitung 
und tbunlichiten Förderung der Revifion der gedachten ortspoligeilihen Vorſchriften 
aufzuforbern. 

Außerdem find fänmtliche Ortspolizeibehörden des Megierungsbezirfes, welche 
nad) ben angeführten Sefegesitellen in Zufunft zur Erlaffung ortspolizeiliher Vor: 
ſchriften in den geſetzlich bejtimmten Fällen berechtigt find, ſchon jet auf dieſe 
Berechtigung geeignet aufmerfjam zu maden, damit diejelben die Frage, in welden 
Fällen ortspolizeiliche Vorſchriſten nad den örtlichen und etwa in Betracht kommen— 
den allgemeinen Intereſſen fi als angemeſſen darjtellen, einer reiflihen Erwägung 
unterziehen und je nad) deren Grgebnip bie Erlaſſung folder Vorſchriften forgfältig 
vorbereiten. 

Dies erfcheint um fo dringender veranlaßt, als in Gemäßbeit bes Art. 45 
Abſ. 1 Ziff. 3 da, wo das Geſetzbuch nur auf ortspolizeiliche Vorſchriften verweiſt, 
mit bem Beginne der Wirkſamkeit des G. B. lediglich die dermalen beſtehenden orts— 
polizeilihen Vorſchriften in Geltung bleiben und ſohin im Falle des Nichtsbeſtehens 
folder Vorſchriften mit dem bezeichneten Zeitpunfte ſich Lüden ergeben können, auf 
beren baldigfte Befeitigung durch Erlafiung neuer Anordnungen nad) ——— 
bes G. B. die Ortspolizeibehörden im Intereſſe der Erhaltung geordneter Zuftände 
Bedacht zu nehmen habeı. 


Münden, den 27. Februar 1862, 


Verhältniß zur Staatsamwaltichaft. 47 


II. Berhältniß der Diftriktsverwaltungsbehörden zur 
Stantsanwaltfdaft. 


Nah dem früheren Syſteme waren bie Diftriftspolizeibehörden 
nicht allein berufen, bie polizeiliche Strafgewalt zu üben, fondern fie 
waren auch verpflichtet, gegen die Uebertretung polizeilidyer Vorfchriften, 
ſelbſt folcher, die fie jelbft erlafjen hatten, zu wachen, und ohne vorherige 
Anklage von Amtswegen einzufchreiten. 

Sie vereinigten daher in ſich häufig die Aufgabe des Gefehgebers, 
des Anklägers und des Richters in einer Perfon. 

Die neue Strafrehtsordnung bat nun nicht allein die Function 
des polizeilichen Richteramtes den Diftriktspolizeibehörden abgenommen, 
fondern durch die Ermeiterung des Inftituts der Staatsanwaltichaft 
auch für Polizeiftraffachen den in eigentlihen Strafſachen feit 1848 
fanctionirten Grundſatz adoptirt, daß auch in den geringiten Strafſachen 
feine Unterfuhung und feine Strafe ohne vorausgehenden Antrag des 
Staatsanwaltes, als des öffentlihen Anklägers erfolge. 

Die Staatsanwaltfchaft ift die Wächterin der gerechten Handhabung 
der Geſetze, durch fie haben daher auch alle Anträge auf Unterfuchung 
und Beitrafung zum Cinzelnrichter zu gelangen, 

Ueber das Verhältniß der Diftriftsverwaltungsbehörben zu ben 
Staatsanwälten enthalten die nachſtehenden höchſten Erlaſſe bindende 
Normen: 

4) Alle Bolizeibehörden find gemäß Art. 18 Thl. I, des St.G.B. ver: 
pflichtet durd; Auffiht und Anftalten den Verbrechen und Vergeben 
möglichſt vorzufommen und diefelben in ihrem Laufe zu unterbrüden, 

Erhalten die Polizeibehörden Kenntniß von einem begangenen 
Berbrehen oder Bergeben, jo haben fie die Staatsanwälte am 
Bezirksgerichte bievon mit dem Antrag auf Angehung einer ftraf: 
rechtlichen Unterfuhung in Kenntniß zu jeßen. 

Finden fih die Staatsanwälte oder Unterfuhungsrichter nicht 
veranlagt, eine Unterfuhung einzuleiten, jo ift die Polizeibehörbe, 
legten Falles unter Mittheilung einer Abfchrift der Erklärung bes 
Unterfuhungsrichters, bievon in Kenntniß zu feben. 

Glaubt die Polizeibehörde, ſich bei diefer Erklärung nicht beruhigen 
zu können, fo iſt fie beredhtigt, fi durch Vermittlung ber Kreis: 
regierung an den Staatsanwalt bei dem Appellationsgericht zu wen: 
den, und befjen Entjheidung zu provociren. 

Im Falle die Kreisregierung ſich bei der Mittheilung des Staats: 
anmwalts am Appellationsgericht nicht beruhigen zu Fünnen glaubt, 
fteht e8 derfelben frei, die Sache dem Staatsminifterium des In— 
nern zur Anzeige zu bringen, 

(J.M.E. vom 10. Juli 1849, DU. 22 ©. 157.) 

2) Die Polizeibehörden haben ben zuftändigen Staatsanwälten un— 

weigerlic über jeden Vorfall, in welchem bdiefelben einen ſtrafrecht— 
Nar, Handbuch der bayer, Diſtt. Verw. Behörden. III. Aufl, 2 


18 Verhaältniß zur Staatsanwaltichaft. 


lichen Charakter zu erbliden glauben, bie verlangten Aufſchlüſſe 
zu geben. 

Der Staatsanwalt bat die ben Polizeibehörben zuftehenden Rechte 
und Berbindlichkeiten. Dadurch erfcheint jedoch die gefeßmäßige 
Wirkſamkeit der Bolizeibehörden nicht beſchränkt, doch find biefelben 
nicht befugt, etwaige Requifitionen des Staatsanwaltes zu bean: 
ftanden oder abzulehnen; fie werben vielmehr zu einem einträchtigen 
Zuſammenwirken mit der Staatsanwaltfchaft angewiefen. 

(ME. vom 17. März 1852, Döll. 22 ©, 159.) 

3) Nach Art. 67 des Einf.G. bat fi in den Landestheilen biesjeits 
des Rheines das Verfahren in ben zur Zuſtändigkeit der Einzeln: 
ridhter gehörigen MWebertretungsfaden, foweit für biefelben nicht 
durch Specialgefege befondere Eigenthümlichkeiten vorgefchrieben find, 
im Allgemeinen nad den für das Verfahren in Vergehensſachen, 
welche nicht zur ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit gehören, vorge: 
zeichneten Grundſätzen zu richten. 

Art. 68 beftimmt: Iſt eine Uebertretung angezeigt, jo bat ber Staats: 
anwalt bie an ibn gefommene ober von ihm kurz aufgenommene, und nötbigenfalls 
durdy weitere Erfundigungen ergänzte Anzeige dem Richter mit dem fchriftlichen 
oder mündlichen Antrag auf Feſtſetzung ber Fe Bean zu übergeben. — 
Sowohl dem Richter ald dem Staatsanmwalte jteht die Befugnik zu, wenn fie Auf: 
ſchlüſſe oder Erhebungen für nöthig erachten, diefelben von der Polizeibehörde oder 
ber Gendarmerie zu erholen. 

(Vergl. Art. 19 u. ff. des Gefeßes vom 10, Nov. 1848, die Abänderung 

bes II. Thls. des St. G.B. von 1813, G. Bl. ©. 234.) 


Die Polizeibehörden find demnach verpflichtet, alle zu ihrer Kenntniß 
fommenden Anzeigen über ftrafbare Handlungen dem Staatsanwalte an 
dem zur Führung der Unterſuchung competenten Gerichte zu übergeben, 
und ihn in Bezug bierauf mit allen Auffchlüffen zu verjehen, die fie 
vermöge ihres Amtes und ihrer Kenntniß der perſönlichen oder örtlichen 
Verbältniffe zu geben vermögen. 

Dagegen haben die Vertreter der Staatsanwaltſchaft von den an 
fie gelangenden Anzeigen über ftrafbare Handlungen, beren Gegenftand 
die Ihätigfeit der Verwaltung in irgend einer Weife berührt, oder ver: 
anlaffen Fan, oder überhaupt für die Verwaltung von Wichtigkeit ift, 
der betreffenden Diftriktspolizeibehörde ungefäumt Kenntniß zu geben. 

(J.M.E. vom 28, Juli 1862, MEAN. ©. 1821.) 

Der Verkehr der Polizeibehörden mit den Gerichten wird, fo weit 
nicht jpeciel etwas anderes angeordnet ift, durch die Staatsanwaltjchaft 
vermittelt, (J.M.E. vom 28. Juni 1862 Ziff. IX.) 

Entſchl. des Min. des Innern vom 14. März 1866, J.M.Bl. 
S. 55. Die Bezirksämter haben von den gegen eine Perfon verhängten 
polizeilihen Maßregeln, der Stellung unter Polizeiauffiht, der Ber: 
wahrung in einer ‘Bolizeianftalt, der Einweifung in Arbeit (Art. 87 des 
P. St. G.) und der Ausweifung aus einem Orte (Art. 148 des P.St. G.) 
jederzeit dem Bertreter der Staatsanwaltfchaft bei dem Stadt- ober 


Verhältniß zur Staatsanwaltichaft. 19 


Landgerichte der Heimat ber betreffenden Perfon zum Zwecke bes Ein- 
trages in die Straflijten Mittheilung zu machen, und diefe Mittheilung 
auf alle feit 1. Juli 1862 erlaffenen Verfügungen diefer Art auszudehnen, 

K. A. Verordn. v. 20. Juli 1867, RB. ©. 866. J. M. Bl. ©. 186, 
die Betheiligung der Diftriftspolizeibehörben bei der Strafrechtäpflege betr. 
Die 65 31 u. 34 Abſ. 3 der Verordn. vom 24. Febr. 1862, RBl. 
©. 393 über ben Vollzug des Gerichtöverfaffungsgefeßes werden dahin 
abgeändert: 

Daß bei allen Stabtgerichten, Stadt: und Landgerihten, dann 
Landgerihten von der Kreisregierung, Kammer des Innern, im Einver: 
fändnig mit dem Öberftaatsanwalt am Appellationsgerichte, Aſſeſſoren 
der einjchlägigen Bezirtsäimter (beim Stadtgerichte Münden ein Beamter 
der BPolizeidirection) als orbentlihe Vertreter der Staatsanwaltichaft 
aufgeftellt werden; — eventuell Gemeinde:Beamte, lettere unter Zu: 
ſtimmung der geſetzlichen Vertreter der Gemeinde, 

Entſchl. des Min. der Yuftiz, des Innern und ber finanzen vom 
5. Dez. 1867, J.M.Bl. ©. 281, die Betheiligung der Diftriktspolizei- 
behörden bei der Strafrehtöpflege betr., ftellt die näheren Vorſchriften 
auf über Beitellung der von den Magiftraten oder Bezirksimtern zu 
beforgenden Vertretung ber Staatsanwaltfchaft bei den Gerichten, dann 
Eidesformel für die Staatsanwälte ꝛc. ꝛc. 

Entſchl. des Staatsminifteriums ber Juftiz und des Innern vom 
25. Mai 1868, RB. ©. 834, 

Mit dem 1. Juli 1868 ift der ftaatsanwaltichaftliche Dienft bei 
ben Stadt: und Landgerichten diesfeits des Nheind von der innern Ber: 
waltung zu übernehmen, 

Entſchl. des Min, des Innern und der Finanzen vom 23. Sept. 
1868, K. A. ©. 1946. 

Die Reifekoften der mit dem ftaatsanwaltfchaftliben Dienfte be: 
trauten Bezirksamtsaffefjoren betr. 

J.M. Entſchl. vom 5. Mai 1866, J.M. Bl. ©. 44. 

Die Staatsanwälte haben in allen Unterfuhungen, namentlich 
wegen Bettels und Landftreicherei die perfönlichen Berhältnifie des Be— 
ſchuldigten, defjen etwaige frühere Beftrafungen zu recdherdhiren. 

Hiebei haben die DVerwaltungsbehörden der Heimat des Beſchul— 
digten auf Anrufen der Staatsanwälte mitzuwirken. 

Min. d. Innern, Entihl. vom 19. Juni 1865. 

Die Stadt: und Landgerichte concurriren mit den Ortspolizeis 
behörden als Organe ber gerichtlihen Polizei. 

Da die Bezirfsämter wegen des großen territorialen Umfangs der 
Vunctionen als gerichtspolizeilihe Hilfsorgane nit mehr vollitindig 
nachzukommen vermögen, fo bat bie Gendarmerie alle Anzeigen über 
Berbrehen und Vergeben, an den Staatsanwalt oder an bas Stadt: 
und Landgericht zu richten, dieſes hat fodann die vorforglihen Maßregeln 
vorzufehren. 

2* 
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III. Buftändigkeit der Biftriktsverwaltungsbehörden als 
Hilfsorgane der Strafgeridjte. 


Die Diftriftspolizeibehörben, alſo auch die Magiftrate der unmittel- 
baren Städte find nad; wie vor Organe ber Eriminalpolizei neben ben 
Stadt: und Landgerihten, Staatsanwälten und Unterfuhungsrichtern. 
Art. 18 und 19 Thl. D. des St. G.B. von 1813 Haben durdy Art. 17 
des Gerichtsverfaffungsgefehes vom 10, Nov. 1861 keine Aenderung 
erlitten; zubem ordnet Art. 30 Abſ. 1 des P.St. G. die präventive Zu: 
ftändigfeit der Polizeibehörden ausdrücklich an. (Vergl. BL f. a. Pr. 
Bd. J. ©. 120.) 

Nur das polizeiliche Richteramt ift befugt, die in dem P.St. G. B. 
ausgefprohenen Strafen in ben einzelnen Contraventionsfällen auszu: 
ſprechen. 

Damit erſcheint jedoch nicht immer die Aufgabe der Polizei — 
Schutz und Sicherheit zu gewähren — erſchöpft; es iſt deshalb durch das 
P.St. G. B. den Diſtriktspolizeibehörden die Aufgabe zu Theil geworben, 
gewiffe Straffolgen zum Bollzuge zu bringen, wenn ber Polizeirichter 
biefe Folgen und Mafregeln in feinem Straferfenntnifje als zuläffig er: 
Härt hat, ober jene Mafregeln anzuordnen, welde auf ben Grund ber 
im Strafurtheil conftatirten Thatſachen für nothwendig erachtet werben. 

ALS folhe Straffolgen erſcheinen: 

1) Stellung unter Polizeiauffiht mit Eonfination in ber Heimats- 
gemeinde; 

2) Verwahrung in einer Bolizeianftalt; 

3) Schließung einer Anftalt, Befeitigung gefährlicher Bauten; 

4) Vollzug eines rechtskräftigen Strafurtheils; 

5) Landesverweifung. 


Zu 1. Stellung unter PA, Eonfinirung in der Heimats⸗ 
gemeinde. 


Wenn durch den Ausſpruch der Gerichte 
Urt. 11 u. fi. des P.St. G. B., 
Art. 36 u. ff. der St. G. B. 
die Zuläffigfeit der Stellung eines Individuums unter Bolizeiaufficht 
ausgeſprochen worden ift, jo fann die DiftriftSpolizeibehärde ber Heimat 
bes DVerurtheilten, wenn fie e8 ben Verhältniffen angemefjen erachtet, bie 
Stellung unter Bolizeiauffiht verfügen, 

Demgemäß werben den Diftrittspolizeibehörben durch die betreffenden 
Gerichte die Unterfuhungsacten mit den bezüglihen Erkenntniſſen mit- 
getheilt werben. 

Die Diftriktspolizeibehörden werben hienach ohne Einleitung weiterer 
Berbandlungen im Stande fein, fofort über die Stellung eines Indivi— 
duums unter Polizeiauffiht Beſchluß zu faflen. Sollten fie zu biejem 
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Behufe noch weitere Erhebungen für nothwendig erachten, ſo ſind dieſelben 
mit möglichſter Beſchleunigung zu führen. 

Mit der Verkündung des Beſchluſſes ſind auch diejenigen Maß— 
regeln anzuordnen, durch welche der Vollzug ber polizeilichen Beaufſich— 
tigung ſicher gejtellt wird. 

Die Behörde beftimmt in ihrem besfallfigen Beſchluſſe — wo: 
gegen ein Recursrecht nit gegeben iſt, — die Zeit der Polizei: 
aufficht, welche jedody die Dauer von zwei Jahren nicht überfteigen barf. 

Dem unter Bolizeiauffiht geftellten kann durch die Diſtriktspolizei— 
behörde das Betreten gewiffer Häufer, Plätze oder Bezirke, fowie ber 
Aufenthalt in einzelnen beftimmten Gemeinden, feine Heimatsgemeinde 
ausgenommen, unterfagt werben, falls feine Anweſenheit bafelbft gefährlich 
erſcheint. 

In ſeiner Wohnung darf jederzeit polizeiliche Hausſuchung gehalten 
werben, 

Gegen diejenigen, welche wegen Raubes, Erpreſſung, Diebftahls, 
wegen Theilnahme hieran, oder wegen Hehlerei verurtheilt worden find, 
ferner gegen diejenigen, welde wegen Arbeitsiheue, Landftreicherei oder 
Bettel nah Art. 87— 90 des P.St. G. B. unter Polizeiaufficht geftellt 
worden find, kann bie Diftritspolizeibehörde die Auffiht dahin erweitern, 
baß biefelben während ber Nachtzeit ihren Wohnort und jelbft ihre Woh— 
nung ohne Erlaubniß nicht verlaffen dürfen. 

Die Diftriftspolizeibehörbe ift befugt, die Dauer der Polizeiaufficht 
abzufürzen, wenn ber Beauffichtigte Proben feiner Befjerung an den Tag 
gelegt bat. 

Auch gegen Ausländer, an welchen die im Straferfenntniß aus: 
geſprochene Landesverweifung nit vollzogen werden kann, kann die Dis 
ftriftspolizeibehörde die Stellung unter Polizeiaufſicht befchließen. 

Durd gegenwärtige Beftimmung leidet der Art. 15, Abf. a. bes 
Geſetzes vom 16. April 1868 über Heimat feinen Abbruch; die Con— 
finirung einer Berfon in ihrer Heimatsgemeinbe ift jedoch lediglich nad) 
ben vorftehenden gefeßlihen Beitimmungen zu bemefjen. 


Zu 2. Verwahrung in einer Polizeianftalt. 


Wenn durch ein Strafurtheil: Art. 14 bes P.St.®., Art 40—43 
bes St.G. B. die Zuläffigkeit der Verwahrung einer Perfon in einer 
Strafanftalt ausgeſprochen ift, fo kann die Diftriftspolizeibehörde der 
Heimat des Verurtheilten, wenn fie es den Verhältniſſen angemejjen er: 
achtet, auf Verwahrung erkennen, d. 5. ben Vollzug dieſer Maßregel durch 
fürmlichen diftriftspolizeilihen Beſchluß ausſprechen. 

Sie beftimmt in dieſem Beſchluſſe die Zeitdauer ber Verwahrung, 
welche ein Jahr nicht überfteigen darf. 

Eine Genehmigung des biftriftspolizeilichen Beſchluſſes durch bie 
vorgefeßte Regierungsftelle ift im Geſetze nicht angeordnet, die Diftrikts- 
polizeibehörde läßt deshalb ihren Beſchluß fofort in Vollzug ſetzen. 
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Die Kreisverwaltungsſtelle iſt jedoch befugt, die Dauer der Ver— 
wahrungszeit je nach dem Verhalten des Detinirten abzukürzen, oder um 
ein Drittel der Zeit zu verlängern. (Art. 42 des St. G.B.) 

Kann gegen einen Ausländer die von dem Richter ausgefprodene 
Landesverweifung nicht ausgeführt werden, fo kann die Diftriktspolizei- 
behörde anjtatt der Landesverweifung auf Verwahrung bes Ausländers 
in einer Polizeianftalt erkennen. 


Zu 3. Shliefung einer Anftalt, Bejeitigung gefährlicher Banten. 


Das P.St. G. B. ermädtigt den Polizeirichter, Anftalten, welche 
ohne die in Folge eines Geſetzes oder einer Verordnung nothwendige 
vorausgehende polizeiliche Bewilligung eröffnet worden find, zu unterfagen, 
und die Schliefung folder Anftalten im Straferkenntniſſe als zuläffig 
auszusprechen. Art. 29, 

Dies ift der Fall: 

a) Bei Gründung unerlaubter Auswanderungsagenturen. Art. 51. 

b) Bei unerlaubten Unterrihts:, Erziehungs:, Fecht-⸗, Turn- und 
Shwimmanftalten. Art. 108, 

e) Bei unerlaubten Bades und Heilanftalten. Art. 127. 

d) Bei Fabriten und Werkjtätten mit gefährlihen Ausbünftungen, 

Art. 129. 

e) Bei unberechtigten Feuerverfiherungsagenturen. Art. 18. 
f) Bei unberechtigten Leihgefhäften. Art. 192. 
8) Bei unberechtigten Renten:, Wittwen: und Waifenkaffen. Art. 193. 

Hat der Richter die Zuläffigkeit der Schließung folder Anftalten 
ausgeſprochen, fo fteht dev Diftriktspolizeibehörde der Vollzug zu, welche 
das zum Vollzuge Erforderliche in Gemäßheit des Art. 28 bes P.St. G. 
anzuordnen und durchzuführen bat. 

Ein gleiher Vollzug fteht der Diftriftspolizeibehörbe zu, wenn ber 
Polizeirihter im Strafurtheile ausgefprohen bat, daß die PBolizeibehörde 
berechtigt it, im Fall eines vorfchriftswidrigen Baues ben ordnungs—⸗ 
widrigen Zuftand zu befeitigen, und zu diefem Behufe die Sicherftellung, 
Abänderung, den gänzlihen oder theilmeifen Abbruch des betreffenden 
Baues oder der Vorrichtung zu verfügen. Art. 186 des P.St.®. 


Zu 4. Polizeilihe Verfügungen in Folge oder zum Vollzug eines 
rechtsträftigen Strafurtheils. 


Wenn Jemand durd ein rechtskräftiges Strafurtheil in einer Polizei: 
übertretungsfache verurtheilt worden ift, eine beftimmte Handlung vorzus 
nehmen, und wenn ihm duch die zuftindige Polizeibehörde auferlegt 
werden ift, dieſe Handlung innerhalb einer gewiſſen Zeit vorzunehmen, 
der Betheiligte jedoch gleichwohl feine Parition Teiftet, jo ift die Polizei: 
behörde befugt, diefe Handlung auf Koften des Ungehorjamen vornehmen 
zu laſſen, und vorbehaltlid feiner Verpflichtung zum Erfabe des etwa 
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verurfachten Schadens ben von ihr feftgeftellten Koftenaufiwand 
nad; ben gefeglichen Beitimmungen über Beitreibung von Unterfuhungs- 
foften von bemfelben zu erheben. Art. 28 des P.St. G. 

Uebrigens ift die Polizeibehörde nicht darauf beſchränkt, die im 
Strafurtheile angeordneten Maßregeln zu vollziehen, fondern fie kann 
nad ihrem Ermejjen jene Anorönungen treffen und vollziehen, welche fie 
auf Grund ber im Strafurtheile conftatirten Thatſachen für nothwendig 
hält. UP. ©. 402. 

Es ift hier auf den weſentlichen Unterfchied diefer Anordnung von 
ben Beftimmungen des Art. 30 des P.St.G, und Art. 28 des Einf.®. 
aufmerffam zu machen. 

In dem bier bezeichneten Falle des Art. 28 des P.St. G. findet 
der Vollzug nit durch Zwangsmittel Statt, fondern einfach dadurch, 
daß die Polizeibehörde anftatt des Ungehorfamen, und auf feine Koften 
die Handlung vornehmen läßt, biefe Koften felbft feftfeßt und zur Er: 
bebung bringt. 

Selbftverftändlih kann diefer Vollzug erft dann eintreten, wenn 
ber Betheiligte vorerft zur Vornahme ber ibm durch das polizeirichter: 
liche Erkenntniß aufgetragenen Handlung unter Vorftredung einer paffen: 
ben Frift gemahnt, wenn ihm das gejeglihe Präjudiz angebroßt worden 
ift, und er gleichwohl feine Folge geleiftet Hat. — Es wird dies wenig: 
ftens die Regel fein, eine Ausnahme von biefer Regel aber nur bann 
als zuläffig erjcheinen, wenn Gefahr auf Verzug fteht. 

Es iſt diefe polizeiliche Einfhreitung alfo weſentlich verſchieden 
von den Beftimmungen des Art. 30 des P.St. G., wonad die Polizei: 
behörde in denjenigen Fällen, welche gefeglih mit Strafe bedroht find, 
foweit nötbig, vorläufige Verfügungen und Anordnungen erlafjen, aud) 
einzelne Handlungen, wozu Jemand unter Polizeiftrafe verpflichtet ift, 
vorbehaltlich der fpäteren richterlichen Einfchreitung, ftatt des Ungehor: 
famen vornehmen lafjen kann; und ebenfo verſchieden von ben Beſtim— 
mungen bed Art. 28 und 29 des Einf. G., wonad die Polizeibehörden 
berechtigt find, ihre Anordnungen, welche fie zum Vollzuge von Gefeßen 
und Verordnungen erlaffen, deren Webertretung nit mit Strafe 
bebroht ift, durch Anwendung gefeßliher Zwangsmittel in Ausführung 
zu bringen. 

Die Vorfhriften über die Gefhäftsbehandlung in Uebertretungs: 
fahen vom 26. Mai 1862 bejtimmen hierüber noch folgendes: 

$ 50. Die entiprechende weitere Verfügung binfichtlid der Anord— 
nung und Ausführung der vom Gerichte in einzelnen Fällen als zuläffig 
erklärten polizeilihen Mafregeln (PBolizetauffiht, Berwahrung in einer 
Polizeianftalt ꝛc.) liegt den Polizeibehörden von Amtswegen ob. Der 
Vertreter der Staatsanwaltichaft hat daher feinen befonderen Antrag 
bierauf zu jtellen, ſondern ſich lediglich auf die Mittheilung der des: 
fallfigen Urtheile an die betreffende Polizeibehörde zu beſchränken. — 
Diefe Mittheilung bat auch in allen Fällen zu erfolgen, im welchen ben 
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Polizeibehörden der Vollzug einer gerichtlihen Anordnung gefeßlich über: 
wiejen ift, insbefondere im Falle der Art. 90, Abf. 4 Art. 108 bes 
P.St. G. B. 

$ 51. Die im $ 50 vorgeſchriebenen Mittheilungen haben von 
dem Vertreter der Staatsanwaltichaft ſogleich nad eingetretener Rechts— 
kraft des Strafurtheils zu erfolgen, und zwar: 

a) bei der DVerurtheilung von Inländern an bie zuftändige Diftrikts- 
verwaltungsbehörbe ; 

b) bei der Verurtheilung von Ausländern an die Diftriftsverwaltungs- 
behörde des Gerichtsſprengels. 

F 52. Wird in denjenigen Fällen, in welchen im Strafurtheile 
die Zuläffigfeit der Derwahrung in einer BPolizeianftalt ausgefprochen 
wurde, die Verwahrung von der zuftändigen Diftrittspolizeibehörde an: 
geordnet, und erbietet fi diefe Behörde vor Beginn des Vollzugs ber 
erkannten Arreftftvafe oder während der Strafhaft zur Uebernahme bes 
betreffenden Verurtheilten in die Polizeianftalt, fo ift vom Gericht diefem 
Anfinnen in den biezu geeigneten Fällen Statt zu geben ꝛc. 

$ 53. Befinden fih Ausländer, gegen welche im Strafurtheile 
die Zuläffigkeit dev Landesverweifung, oder Inländer, gegen welde bie 
Stellung unter PBolizeiaufficht oder die Verwahrung in einer Polizeianftalt 
ausgefprochen worden tft, im Haft, jo find diefelben nach bethätigtem 
Strafvollzuge nicht auf freien Fuß zu feßen, fondern fogleidy nad) ver: 
büßter Strafe durch den Vertreter der Staatsanwaltfhaft unter Beachtung 
der bejtehenden polizeilichen Einrichtungen und Anordnungen, insbefondere 
ber bejtehenden Beftimmungen über das Schubwefen an die Verwaltungs: 
behörde abzugeben. — Der Zeitpunkt, in welchem die Abgabe erfolgen 
wird, ift der Dijtriftsverwaltungsbehörde von bem Vertreter der Staats: 
anwaltſchaft jogleich bei der in Gemäßheit der $ 50 und 51 zu machen: 
den Mittheilung im Voraus genau befannt zu geben, 


Zu 5. Landesverweifung von Ausländern. 


Juſt. M.E. vom 20. Sept. 1867. Juſt. M.Bl. ©. 210. Der 
8 64 Abi. 2 der Vorſchriften für die Gefchäftsbehandlung und Ueber: 
tretungsfache vom 26, Mai 1862 ift aufgehoben und die Vertreter ber 
Staatsanwaltichaft an den Stadt: und Landgerichten werden angemwiefen: 
Bon den Berurtheilungen, welde gegen Ausländer wegen Diebitahle, 
Unterfchlagung, Betrugs, Hehlerei oder Fälſchung — dann wegen Bettels, 
Landtreicherei oder gewerbsmäßiger Unzucht erfolgen, fofort nad) Eintritt 
der Nechtökraft, der Strafurtheile der Diftriftsverwaltungsbehörde, des 
Gerichtsſprengels unter vollftändiger Anführung bes Urtheilsfages und 
joferne gegen den Verurtheilten zugleich die Landesverweifung ausgeſprochen 
worden ift, unter Mittheilung einer genauen Beſchreibung der betreffenden 
Perſon (Juſt. M.Bl. vom 18. Febr. 1865, ©. 19) Kenntniß zu geben. 

Die Beftimmungen der $$ 50 — 53 ber vorallegirten Vorſchriften 
bleiben in Kraft. 
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Ueber den Vollzug der Landesverweiſungen werden hiemit nachſtehende An— 
ordnungen erlaſſen: 


1) Jede Landesverweiſung, dieſelbe mag in einem Strafurtheile ausgeſpro— 
chen oder polizeilich verfügt worden ſein, iſt von nun an in das Centralpolizei— 
blatt aufzunehmen. — 


2) Die Diftriftspolizeibehörden, welche in Gemäßheit ber Ausichreiben bes 
fol. Staatsminifteriums ber Juſtiz vom 6. Auguft und 20. September I. Is. 
(Entichließungen des fol. Staatsminifteriums des Innern vom 20. Auguft und 
31. October I. 38. „die Mittheilung der durch die Gerichte erfolgenden Verurthei— 
lungen an bie Polizeibehörben betr.” Nr. 13947 und 16148) Kenntniß von einer 
durch ein Strafurtheil ausgeſprochenen Landesverweifung erhalten, oder welche eine 
Lanbesverweifung in eigener Zuftäindigfeit verfügen oder eine von einer höheren 
Stelle verfügte zum Vollzuge zu bringen baben, find gehalten, fofort nach Ablauf 
je eines Quartals bezüglich eines jeden einzelnen vorgefommenen Falles ber Re: 
dbaction des Gentralpolizeiblattes behufs der Aufnahme in das Lebtere eine Kurze 
Notiz mitzutheilen. 

Diefe Notiz hat bei ben durch ein Strafurtheil ausgefprochenen Landes: 
verweifungen : 

a) Zu: und Vornamen, dann etwaigen Beinamen, 
b) Stand oder Profeifion, 
c) Geburtsort und Polizeibezirk, 
d) Alter und Perjonalbejhreibung des betreffenden Individuums, 
> das Strafurtbeil (Datum und Gericht), 
f) die zuerfannte Strafe und 
e) die ftrafbare Handlung 
zu enthalten. 

In ben Fällen, in welchen die Landesverweifung nicht in einem Strafurtheile 
ausgejprohen, fondern aus Anlaß bes letztern von Polizeiwegen verfügt wurde, 
ift auch dieſer Umſtand durch Anführung ber polizeilihen Verfügung in der Notiz 
geeignet vorzutragen. 

Wurde die Landesverweifung nicht im Zufammenhange mit einem erganges 
nen Strafurtheile polizeilich verfügt, fo hat die Notiz unter lit. a bis d vorftehend 
bezeichnete Momente zu enthalten, nad denen fobann bie polizeiliche Verfügung 
und ber Grund, aus welchem die Landesverweilung verhängt wurbe, kurz an: 
zuführen ift. 

3) Von ben — — ſind ru a dem Gendarmerie-Com— 
pagnie-Commando behufs der Verſtaͤndigung und Anweiſung ber Gendarmerie— 
mannſchaft nicht weiter beſondere Kenntniß zu geben, nachdem dieſe Mannſchaft 
ohnehin das Central-Polizeiblatt erhält. 


4) Ebenfo bat die Verftändigung ber Ortspolizeibehörben über die Landes: 
verweifungen zu unterbleiben, infoferne nicht in einzelnen Fällen nach den obwalten: 
den nähern Verhältniſſen veranlaßt erjcheint, fümmtliche Gemeinden" eines Amts- 
bezirfes ober einen Theil derfelben zu verftändigen und mit Anweifung zu verjeben. 

5) Der ausländifhen Heimats » Polizeibehörde ift von einer polizeilih ver: 
fügten Landesverweifung, welche zu beren Kenntniß nicht bereits in Gemäßheit 
ber Ziffer 3 des unterm Heutigen erlaſſenen Ausjchreibens bie Mittheilung der 
durch die Gerichte erfolgenden Verurtgeilungen an bie ausländifchen Heimatspoli- 
zeibehörben betr., ober aus einem fonjtigen Anlaße gelangt, feitens ber Diftrifts- 
polizeibehörde Mittheilung zu machen, wenn bie des Landes verwiefene Perfon in 
einem Staate bes norbbeutichen Bundes, in Württemberg, Baden, Helfen-Darmftabt 
oder bem öſterreichiſchen Kaiferftaate beheimathet if. 

Mit diefer Mittheilung ift zugleich das Erfuchen zu verbinden, ber betreffen— 
ben Perſon (auf die Dauer ber verfügten Landesverweifung) eine Legitimation 
zur Reife nad) Bayern nicht zu ertheilen. 


26 Wirkungokreis ber Diſtr. Bol. Behörden. 


6) Das Minifterialausfchreiben vom 25. October 1854, bie Nufficht auf 
Lanbesverwiefene betr., Nr. 637, fowie alle zu bemfelben weiter erlaffenen Anorb: 
nungen werben hiemit aufgehoben. 


Die k. Regierung, Kammer bes Innern, bat hienad das Weitere zu 
verfügen. 
Münden, ben 12, November 1867. 


IV. Buftändigkeit der Biftriktsverwaltungsbehörden zu felbft- 
Händigem polizeilichen Einſchreiten in Polizeiftraffaden. 


Da die Polizeibebörden nicht allein befugt, fondern verpflichtet find, 
ven Bollzug der beftehenden Geſetze und Bolizeivorfhriften zu überwachen, 
gegen ftrafbare Handlungen jeder Art wachſam zu fein, fie nad) Möglich— 
feit zu verhindern, zu dieſem Behufe die nöthigen Erforfhungen eintreten 
zu laffen, Vorkehrungen zu treffen, eingetretene Störungen ber Rechts: 
ordnung zu befeitigen, fo hängt ihr amtlihes Einſchreiten nicht immer 
von einer vorausgegangenen richterlihen Verfügung ab, ſondern fie find 
durch Art. 30 des P.St. G. ausdrücklich als befugt erklärt, in allen 
Fällen, welche gefeßlih mit Strafe bedroht find (d. h. durch 
das Gejeß oder eine nad) Maßgabe des Geſetzes giltige Verordnung oder 
Polizeivorfchrift),, vorbehaltlich der fpäteren Strafverfolgung, jo weit 
nöthig, vorläufig einzufchreiten. 

Sie haben deshalb das Net, in allen Fällen, in welchen bie 
Eonfiscation einzelner Sachen geſetzlich zuläjfig ift, die letzteren mit 
vorläufigem Beſchlage zu belegen; ebenfo haben fie die Befugniß, in 
jenen Fällen, in welchen die Geſetze beftimmen, daß die Schließung einer 
Anftalt, im Strafurtheile anzuordnen ift oder angeordnet werben kann, 
diefe Schliefung als vorläufige Maßregel zu verfügen, dürfen jedoch die— 
felbe nicht über 8 Tage fortfegen, wenn ber Polizeirihter nicht die Fort— 
dauer verfügt bat. (Art. 30 des P.St. G.) 

Sie können, wenn Gefahr auf Verzug ſteht, die im Art. 186 
des P.St. G. für zuläffig erfannten Maßregeln der Sicherftellung oder 
des Abbruches eines Gebäudes zc. fofort vorfehren, — find ferner be: 
rechtigt, bei allen ftrafbaren Handlungen die proviforiihe Feſtnahme 
desjenigen anzuorbnen, welcher auf frifher That betreten wurde, wenn 
er fi) über feine Berfon nicht genügend ausweifen kann, oder wenn die 
Feſtnahme nothwendig ift, um die Fortfegung der ftrafbaren Handlung 
zu verhindern, (Art. 44 des Einf.G.) 

Allein alle diefe Mafregeln haben infoferne nur einen vorbereiten: 
den Charakter, als damit die richterlihe Einſchreitung provocirt werden 
fol, weshalb es Pflicht der Diftriftspolizeibebörden ift, in allen vorge: 
nannten Fällen jofort dem Staatsanwalt bei dem zuitändigen Richter 
unter Mittheilung der erwachſenen polizeilihen Acten zur weitern gejeß- 
lichen Strafeinfchreitung Kenntniß und Anlaß zu geben, infoferne es fid) 
um eine gefeglih mit Strafe bedrohte Handlung hanbelt. 
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Die Polizeibehörden ſind ferner befugt, in den Fällen, wo Jemand 
dasjenige zu thun unterläßt, was ihm unter Polizeiſtrafe geboten 
iſt, auch ohne vorausgegangenes richterliches Urtheil lediglich auf Grund 
der dispoſitiven Anordnung des Geſetzes den Ungehorſamen zum Vollzug 
dieſer geſetzlich gebotenen Handlung aufzufordern, und im Falle des Un— 
gehorſams die Handlung auf ſeine Koſten vornehmen zu laſſen. 

Der dadurch verurſachte Koſtenaufwand kann jedoch von dem Un— 
gehorſamen nur auf Grund eines polizeirichterlichen Urtheils zwangs— 
weiſe beigetrieben werden, inſoferne er ſich nicht freiwillig zu deſſen 
Zahlung herbeiläßt. 

Im erſteren Falle ſteht der Diſtriktspolizeibehörde weder die Feſt— 
ſetzung, noch die Erhebung der Koſten zu. (Conf. Ziff. III.) 

War die vorläufig getroffene Maßregel nicht gerechtfertigt, ſo bleibt 
dem Freigeſprochenen der allenfallſige Anſpruch auf Schadenserſatz vor: 
behalten. 

Nach den anerkannten Grundſätzen über die Haftung der Beamten 
aus Amtshandlungen wird jedoch in dieſem Fall ein Regreß gegen den 
Beamten nur inſofern geltend gemacht werden können, als er ſich in 
ſeiner Amtshandlung nach dem Ausſpruche der vorgeſetzten Dienſtesſtelle 
einer Ueberſchreitung ſeiner Befugniſſe ſchuldig gemacht hat, außerdem 
der Schadenserſatzanſpruch nur gegen den Staat gerichtet ſein kann. 


V. Zuſtändigkeit der Diftriktsverwaltungsbehörden in rein 
polizeilidien und adminiftrativen Gegenftänden, 


A. Vollzug Der Gefeße, 


Die Polizeibehörden find befugt, Verfügungen bie fie innerhalb 
ihrer Zuftändigkeit zum Vollzug von Gefeßen, deren Uebertretung nicht 
mit Strafe bedroht ift, am bejtimmte Perfonen erlaffen, und diefen eröffnet 
haben, durch Anwendung gefegliher Zwangsmittel zur Ausführung zu 
bringen. 

Zu biefem Zwede find die Polizeibehörden insbefondere berechtigt, 
die Nihtbefolgung einer Berfügung der in Abſ. 1 bezeichneten Art mit 
Ungehorfamsftrafen zu bedrohen, und biefe im Falle des Ungehorſams 
für verwirft zu erflären, und zwar die Gemeindeverwaltungen diesſeits 
de8 Rheins, und die Bürgermeifter der Landgemeinden in der Pfalz bis 
zu 3 fl., die Magiftrate der einem Bezirfsamte untergeordneten Städte 
und Märkte in den Sreifen biesfeits des Nheins und die Bürgermeifter 
ber Städte in der Pfalz bis zu 5 fl., die übrigen Bolizeibehörden bis 
zu 25 fl. 

Unterläßt Jemand innerhalb ber dafür beftimmten Frift dasjenige 
zu thun, was ihm durd eine Verfügung der im Abſatz 1 bezeichneten 
Art dur die Polizeibehörde auferlegt ift, fo ift Teßtere befugt, die Hand: 
lung auf Koften des Ungehorfamen vornehmen zu Taffen, und den von ihr 
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feftgeftellten Koftenaufwand vorbehaltlich der Verpflichtung zum Schadens: 
erfat nach den gefeßlihen Beftimmungen über Beitreibung von Unter: 
fuhungstoften, in der Pfalz auf dem Wege bes abminiftrativen Zwangs- 
vollzugs zu erheben. 

Segen die Androhung oder Vorkehrung ber nad Maßgabe bes 
gegenwärtigen Artikels zuläffigen Bollzugsmaßregeln ift Beſchwerde an 
die höheren Stellen zuläffig. In dringenden Fällen haben foldhe Be: 
fhwerden Feine auffchiebende Wirkung. 

Die von einer Gemeindebehörde in ihrer Eigenfhaft als Polizei: 
bebörbe verhängten Ungehorfamsftrafen fließen in die Kaffe der betreffen: 
ben Gemeinde. (Art. 28 des Einf. G.) 

Für die Anwendung biefer Beftimmungen find den Geſetzen nicht 
allein die zur Zeit beftehenden giltigen Verordnungen, fondern auch bie 
jenigen Verordnungen gleichgeftellt, welche künftig zu einem Geſetze auf 
den Grund eines in bemfelben ausgedrüdten Vorbehaltes, oder melde 
fünftig zum Zwecke ber Revifion einer dermal beftehenden giltigen Ver: 
ordnung erlafien werden, injoweit biefe leßtere nicht unter Zuftimmung 
des Landtags zu Stande gefommen ift, oder fonft die Natur eines Ge: 
fees an ſich trägt. 

Die Beftimmungen der Art. 36 und 39 des P.St.G. B. finden 
auch auf den Art. 29 des Einführungs-Geſetzes Anwendung, 

(Art. 29 des Einf.G.) 

Enthält ein Specialgefeß eine Mehrheit von Anordnungen und 
ift in bemfelben nur die Uebertretung eines Theils der getroffenen An— 
ordnungen unter Strafe gejtellt, fo findet Art. 28 des Einf.®. auf bie 
Uebertretung der nicht mit Strafe bedrohten Anordnungen biefes Geſetzes 
Anwendung. 

Enthält dagegen in Fällen, wo das P.St. G.B. auf Verordnungen 
Bezug nimmt, eine Verordnung, eine Mehrheit von Anordnungen, und 
ift in der betreffenden Verordnung nur bie Uebertretung eines Theils 
der getroffenen Anordnung unter Strafe geftellt, fo findet Art. 28 auf 
die Uebertretung der nit unter Strafe geftellten Anordnungen dieſer 
Derordnung ebenjowenig als auf bie übrigen in berfelben erhaltenen 
Anordnungen Anwendung. Damit fteht in DVerbindung Art. 37 des 
P.St. G.: „Enthält eine in den geſetzlich zuläffigen Fällen erlaffene Ber: 
ordnung oder polizeiliche Vorichrift eine Mehrheit von Anorbnungen, 
und ift in der betreffenden Verordnung oder Polizeivorfhrift ausdrück— 
fh nur die Uebertretung eines Theiles der getroffenen Anorbnungen 
unter Strafe geftellt, jo Bleibt die Webertretung jener Beftimmungen 
ftraflos, in Bezug auf welche eine Strafandrohung nicht gegeben ift.“ 

(Art. 30 des Einf. G.) 

Aus diefen Beftimmungen des Einf. G. refultiven folgende Schluß: 
füge: 

1) Die Art. 28—30 bes Einf.G, und die darin vorbehaltene Thätig- 
teit der Polizeibehörden beziehen ſich auf alle ben Boligeibehörben 
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zugewiefenen polizeilichen und abminiftrativen Angelegenheiten, 

foweit fie durch Geſetze oder Verordnungen geregelt find. 

2) Die Bolizeibehörden haben das Recht der Vollzugszwangsmaß- 
regeln nur bei jener Gattung ihrer Verfügungen, die fie zum 
Bollzug von Geſetzen, von dbermal giltigen oder revi- 
dbirten Verordnungen, ober von folhen Verordnungen er: 
lafien, welche Eraft eines gefeglihen VBorbehalts von 
der Staatsregierung erlaffen werben. 

3) Ale Anordnungen eines Specialgeſetzes können durch polis 
zeilihe Zwangsmaßregeln zum Bollzug gebracht werden. 

4) Bon ben Verordnungen, auf welde das P.St.G.B. Bezug 
nimmt, können nur diejenigen Anorbnungen, welche in dieſer Ver: 
ordnung unter Strafe geftellt find, durdy Zwangsmaßregeln voll: 
zogen werben. 

5) Die kraft des Geſetzes erlafjenen ober = biftriftS = oder ortspolizei- 
lihen Vorſchriften können durch Zwangsmaßregeln der Polizei: 
behörden nicht zum Vollzug gebracht werden, wogegen in dieſen 
Fällen richterliche Strafe, eventuell zwangsweiſe Durchführung des 
rechtskräftigen Strafurtheils im Sinne des Art. 28 des P.St. G. B. 
zuläſſig iſt. 
Das P.St.G. B. ſchließt die Erlaſſung polizeilicher Inſtructionen, 
inſtructiver Anordnungen zum Vollzuge eines Geſetzes nicht aus; 
ſolche Inſtructionen können von den Vollzugsorganen ſtatt oder 
neben den Polizeivorſchriften erlaſſen werden, ihr Inhalt bildet 
aber keinen Gegenſtand der Strafeinſchreitung oder des Zwangs— 
vollzugs, ſondern nur einen Anhaltspunkt für die formelle Be— 
handlung der Sache. 

7) Soweit die beſtehenden Inſtructionen, z. B. die Verordnung über 
den Wirkungskreis der Staatsminiſterien und der oberſten Ver— 
waltungsſtellen im Kreiſe vom 9. und 25. Dez. 1825 — die 
Inſtruction für die Polizeidirection vom 24. Sept. 1808, nicht 
im P.St. G. B modificirt oder durch das Einf. G. ſpeciell aufge: 
hoben ſind, müſſen dieſelben als noch in Kraft beſtehend ange— 
nommen werden. 

Außer der Zuſtändigkeit zum Vollzuge geſetzlicher Anordnung be— 
halten die Polizeibehörden je nach den organiſchen Beſtimmungen über 
ihre Competenz das Recht 


B. Zu polizeilichen Bewilligungen. 


Es gibt viele Handlungen, welche nicht abſolut ſtrafbar, ſondern 
nur unter der Vorausſetzung ſtrafbar ſind, daß die ſpecielle polizeiliche 
Bewilligung zur Vornahme dieſer Handlung nicht ertheilt iſt. 

Das P.St. G. B. nimmt auf dieſe Bewilligungen ausdrücklich Be: 
zug, und ſie bilden demnach wie bisher einen Attribut der polizeilichen 
Zuſtändigkeit. 
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Es wird genügen, zur Begründung biefer Behauptung auf bie 
Art. 46, 51, 52, 54, 55, 63, 64, 65, 67, 70, 73 ꝛc. zu verweifen, 
Das Gleiche ift der Fall bezüglid) 


C. Der polizeilichen Verbote, 


welche gleihfall® von der Polizeibebörde je nah Maßgabe ihres Com: 
petenzfreifes erlaffen werden können, und welde durch das P.St. G. B. 
aufrecht erhalten find. (Vergl. Art. 47, 59, 66, 68, 91, 142 des 
P.St. G. B.) 


D. Ueberwachung und Vorſorge. 


Es darf nicht überſehen werden, daß der Wirkungskreis der Poli: 
zeibehörden, inſoweit er nicht durd) das St. G.B., P.St. G.B. und Einf. G. 
modificirt worden iſt, im Allgemeinen, und namentlich in Bezug auf die 
vorſorgliche Thätigkeit der Polizeibehörden ſich gleich geblieben iſt. Die 
Diſtriktspolizeibehörden haben demnach jetzt wie früher die Verpflichtung, 
die Vornahme von ſtrafbaren Handlungen mit allen geſetzlich erlaubten 
Mitteln zu verhindern; wenn ſtrafbare Handlungen begangen worden 
find, zur Ermittelung des Thäters mitzuwirken, die Spuren der begange— 
nen That, ſoweit deren Kenntniß zur Führung der Unterfuchung noth: 
wendig ift, infolange unverrüct erhalten zu laſſen, bis der Unterſuchungs— 
richter biefelben conftatirt hat, gegebenen Falls zur Ergreifung ber Thäter 
mitzuwirken, und nad allen Richtungen bin, jene Forſchung und Spähe 
eintreten zu laffen, deren Refultate zur Förderung der Strafrechtspflege 
notbwendig find, 

Snfoferne die beftehenden Polizeigefege, oder die nah Maßgabe 
des P.St.®. geltenden Verordnungen und Vorfchriften einzelne Stände, 
Berufsklafien, zu beftimmten Handlungen oder Unterlafjungen verpflichten, 
ſteht der Diftriftspolizeibehörde das Recht der Ueberwadhung zu, wes— 
halb fie berechtigt ift, durch periodifche Vifitation ber Lebensmittel, der 
Waaren, von Maß und Gewicht ꝛc. fih von der Befolgung der bes: 
fallfigen Borfchriften zu überzeugen und die Handhabung aller Polizei: 
vorfhriften zu controlliren, 

E. 


Billig unberührt von ben Beftimmungen bes P.St.G. bleibt ber 
Wirkungskreis der Diftriktspolizeibehörden in allen rein administrativen 
Saden, wie 5. B. der Ein: und Auswanderung, der Heeres: Ergänzung, 
der Staatsauffiht auf Gemeinden, der Heimatfahen, der Landescultur: 
Angelegenheiten, bed Gewerbsweſens, der Disciplinargegenftäinde, mit 
einem Worte in allen jenen Angelegenheiten, in welchen die Admini— 
ftratiobehörben nad) ben beftehenden Competenzvorſchriften bie Angelegen: 
heiten eines Einzelnen durch Beihlußfaffung zu ordnen oder Streitig— 
keiten zwifchen mehreren Betheiligten zu entjheiden haben, 
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B. 
Allgemeine Grundfäße der Verwaltung und 
Gefdäftsformen in Berwaltungsfaden *). 


1) Die Bezirksämter als Verwaltungsorgane der Staatsregierung find 

berufen, nad den beftehenden Formations- ober Competenzverorb: 

nungen in unterfter oder erſter Inſtanz die Geſetze zu vollziehen 
und die nad) Maßgabe der Gefege und giltigen Verordnungen ben 

Staatsorganen zukommenden Befugnifje auszuüben, infoweit nicht 

ber Vollzug abminiftrativer Geſetze und Verordnungen ben Ge— 

meinden nad) dem revidirten Gemeinde-Edicte übertragen iſt. 

2) Es liegt ihnen die genaue Befolgung der Verfaffung ob, und die 

Sorge, daß biefelbe innerhalb der Grenzen ihres Bezirks beobachtet 

werde. (Form. V. $ 13.) 

3) Die Verwaltungsbehörden dürfen nichts verfügen, was einem aus— 

drücklichem Geſetze oder einer giltigen Verordnung entgegenſtände, 

fie haben ſich vielmehr bei Ausübung ihrer Befugniſſe genau an 
die beftehenden Geſetze, Verordnungen, und was bie Form bes 

Geſchäfts betrifft, an die von vorgefegten Stellen ausgehenden 

Reglements und Inftructionen zu halten, und Sorge zu tragen, 

daß bdiefelben audy von den Amtsangehörigen beachtet werden. 

(Form. V. $ 14.) 

4) Sie haben von dem Grundfage auszugehen, Niemanden in ber 

freien Benüßung feines Eigenthums und im Genuſſe feiner perſön— 

lihen Freiheit weiter einzufchränten, als es bie beftehenden Geſetze 
fordern; fie haben zu forgen, daß jedem Staatsbürger innerhalb 
der Grenzen der Geſetze die möglichft freie Entwicklung feiner 

Kräfte geftattet werde, und jebe unnöthige von dem Geſetze nicht 

pofitiv gebotene Einmifhung in die Privatverhältniffe der Amts: 

angehörigen unterbleibe. (Ibid,. $ 15.) 

5) Den Dijtriftsverwaltungsbehörden obliegt unter Auffiht der Re: 

gierung der unmittelbare Vollzug der Geſetze und Verordnungen, 

insbefondere haben fie: 

&) alle örtlihen Anordnungen, foweit hierin nicht die Befugniffe 
ber Ortsbehörden, Magiltrate, Gemeindeverwaltungen maßgebend 
find) felbitftändig zu treffen; 

b) jede contentiöfe Beziehung unter Privaten und zwifchen bdiefen 
und Eorporationen in I. Inſtanz zu entfcheiden. (Ibid. $ 19.) 

6) Sie find nah Maßgabe der beftehenden Gejege und Verordnungen 

nicht allein berechtigt, die zu ihrer Competenz gehörigen Angelegen: 


*) Bergl. BI, f. a. Pr. I. 33. 
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heiten, ſoweit es erforderlich iſt, durch adminiſtrativen Beſchluß zu 
erledigen, ſondern auch innerhalb ihrer Zuſtändigkeit zur Vornahme 
von Handlungen die geſetzlich erforderliche Erlaubniß zu ertheilen 
oder die Vornahme von Handlungen zu verbieten, im Intereſſe der 
öffentlichen oder privativen Sicherheit und Wohlfahrt Anordnungen 
zu erlaſſen und ſie zu vollziehen. 

7) Für das Verfahren in Adminiſtrativ- und Polizeiſachen (abgeſehen 
von den adminiſtrativ-contentiöſen) beſtehen allgemeine geſetz— 
liche Normen oder proceſſuale Vorſchriften nicht, obwohl für die 
Behandlung einzelner adminiſtrativer Angelegenheiten, wie z. B. im 
Geſetze über Benützung des Waſſers, Weideablöſung, im Gewerbs— 
geſetze vom 30. Juni 1868, im Geſetze über Heimat, Verehelichung 
und Aufenthalt vom 16. April 1868, im Geſetze über Armen— 
pflege vom 29. April 1869 Vorſchriften für das adminiſtrative 
Verfahren gegeben ſind. 

Vorbehaltlich der in einzelnen Geſetzen gegebenen proceſſualen Vor— 
ſchriften müſſen jedoch folgende Grundſätze als die Grundlagen des ad— 
miniſtrativen oder polizeilichen Verfahrens überhaupt angeſehen werden: 

a) Jede Diſtriktsverwaltungsbehörde hat in allen zu ihrer Ver— 
. handlung oder Entſcheidung vorliegenden Fragen vor allem ihre Com: 
petenz zu prüfen, und nur bann vorzufahren, wenn fie diefe Gompetenz 
für begründet erachtet. 

b) In allen polizeilihen Angelegenheiten, wobei das öffentliche 
Wohl betheiligt ift, oder in denen die Diftriktspolizeibehörden entweder 
berechtigt oder verpflichtet find einzufchreiten, gelten nicht die Grundſätze 
ver Verhandlungs-, fondern ber Unterfuhungsmarime, 

ce) Anträge, welche bei der Diftriftsperwaltungsbehörbe einkommen, 
find nur dann ohne weitere Sadinftruction abzuweifen, wenn fie nicht 
zur Gompetenz ber Verwaltung gehören, oder fid durch ihren Inhalt 
als geſetz⸗ oder verorbnungswidrig fogleidh barftellen. 

d) Anonyme Anträge und Bejhwerden find zu vernichten. 

(U. V. vom 29. De. 1836 XIU. Döll. 18 ©. 75.) 

e) Ohne Gehör ber Betheiligten kann kein giltiger Beihluß in 
Verwaltungs: und Bolizeifachen gefaßt werben. 

Mangel ber Competenz und des rechtlichen Gehörs begründen aud) 
in Polizei: und Abminiftrativfahen unheilbare Nichtigkeit des Beſchluſſes. 
(Ibid. Ziff. X.) 

Allgemeine polizeiliche Anordnungen, Bewilligungen und Verbote, 
wozu die Diftriftspolizeibehörden gefeglih befugt find, unterliegen biefem 
Gebote einer vorausgehenden Inftruction nicht *). 

f) Wenn Competenzitreitigkeiten zwiſchen Juſtiz- und Adminiſtrativ⸗ 
behörden entftehen, fo kann nad dem Geſetz vom 28. Mai 1850 Art. 3 


*) Berge. BI. f. a. Pr. IV. 19. 
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Geſetz-Blatt 1850 S. 164 ein bejahender Competenzeonflict von 
Seite der Adminiſtration nur von der Kreisregierung als Centralver— 
waltungsſtelle angeregt werden. 

g) Adminiſtrative und polizeiliche Gegenſtände find in der Regel 
mit Ausfhluß jeden Schriftenwechjels protofollarifch zu inftruiren; dies 
ſchließt jedoch nicht aus, daß die primitiven Anträge der Parteien fchrift: 
lic eingebradht werben. 

Was die Zulafjung von Anwälten betrifft, jo hat zwar die Mini- 
ſterial-Entſchließung vom 22. Dez. 1852 in reinen Polizei: und Ab: 
miniftrativfachen mit Ausnahme adminiftrativ = contentiöfer Gegenftände 
bei den Unterbehörden nad Maßgabe der DB. vom 16. Febr, 1815 
und 24. Mai 1816 die Zuziehung von Anwälten unbedingt verboten; 
allein nachdem faft alle neueren Geſetze, welche Vorſchriften für ein Ver: 
fahren in administrativen Gegenſtänden geben, wie 3. B.: 

über Benügung des Waffers (Geſetz-Blatt 1852, ©. 525, Art. 95), 

über Bewäſſerungs- und Entwäfjerungsunternehmungen (Art. 34, 

Geſetz-Blatt ©. 567), 

über den Uferihug (ibid. ©. 589 Art. 25), 

über die Ausübung des Weiderehtes (ibid. ©, 628 Art. 62), 
nachdem ferner das Einf.®. zum P.St.G.B. Art. 71 nunmehr auch in 
allen Polizeiftraffahen die Anwälte als Beiftänder oder Vertreter ber 
Beihuldigten zuläßt, nachdem endlich auch in Gemäßheit des $ 45 ber 
Gewerbeinftruction vom 21. April 1862, fowie nad M.E. vom 
27. Nov. 1862, fowohl bei der Injtruction von Oewerbsconceffions: 
geſuchen, als bei Anfäffigmahungs: und Verehelihungsgefuchen die Zus 
lafjung von Anwälten genehmigt iſt (conf. K. .Bl. 1862 ©. 2635), 
jo dürfte eine allgemeine Zurüdnahme der Beihränfung vom 22. Dez. 1852 
wohl zu erwarten fein; allein zur Zeit erjcheint diefelbe für die Diſtrikts— 
polizeibehörden allerdings nod maßgebend. Uebrigens fpricht ſich eine 
M.E. vom 2. Nov. 1844 Döll. XXXI. 266 dahin aus: 

„Wenn ein Gegenftand, der an und für fi ciwilrechtliche Ansprüche 

betrifft, fohin zur Cognition der Gerichte gehörte, aus Nüdfidht auf 

das höhere nterefje des Gemeinwohls, der Beihleunigung ꝛc. den 

Aominiftrativbehörden zugewiefen ift, jo folgt aus diefer ausnahms: 

weiſen Zuftändigkeit der Adminiftrativbehörden noch nicht die un— 

bedingte Anwendbarkeit der für Behandlung reiner Polizeiſachen be: 
ftehenden Vorschriften, alfo z. B. die Nichtzulaffung von Anwälten.“ 

Es mag daraus zu entnehmen fein, daß in wichtigeren Admini— 
jtrativfahen auf einer Ausſchließung der Anwälte nicht unbedingt zu 
beitehen, fondern die Entfcheidung diefer Frage in zweifelhaften Fällen 
dem Ermefjen der Adminiftrativbehörden anheimgegeben fei *). 

Nah M.E. vom 29. Dez. 1857 fol das Verbot der Einficht 
von Adminiftrativ- und Polizeiacten durdy die Parteien oder deren An: 
*) Bl. f. a. Br. II. 268. IV. 1. 

Rar, Handbuch der bayer. Diſtr. Verw. Behörden, IIL Aufl, 3 
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wälte unbedingt aufrecht erhalten werden, ausgenommen ben Fall eines 
Recurfes. 

Die Entſchließung vom 22, Dez. 1852 geftattet fchriftlide Ein- 
gaben bei den Diftriftspolizeibehörden nur den Siegelmäßigen und ihnen 
gleich geachteten Perfonen, während nicht Siegelmäßige ihre Eingaben 
nur unter Legalifation eines Anwalts einreichen dürfen. Nunmehr ift 
diefes auch nicht fiegelmäßigen gebildeten Perſonen geftattet. 

Vergl. unter Ziff. VIII Ziff. F. 2. über Geſchäftsgang. 

h) Die adminiftrativen und polizeiliden Verhandlungen follen mög: 
lich kurz und bündig das Wefentlihe zur Sache gehörige enthalten. 

Oberflächlichkeit it eben fo fehr als unnöthige Breite zu vermeiden, 

(3. vom 29, Dez. 1836. XIX. XX.) 

i) In folgen Saden, wofür die nächſt höhere Stelle die Eigen: 
haft einer entfcheidenden Inſtanz trägt, follen die Unterbehörden An: 
fragen vermeiden. (V. vom 29, Dez. 1836, Döl. 18 ©. 74 Ziff. X.) 


k) Die Geſchäfte find allenthalben mit der möglichiten Nafchheit 
im Intereſſe der Parteien zu erledigen. (Ibid. Ziff. XIX.) 

I) Wo nad) Maßgabe der Gefeße oder Verordnungen in einer 
abminiftrativen Sache Sadverftändige zu vernehmen find, fteht es, info: 
ferne die Geſetze biefür nicht beftimmte Anordnungen treffen, den Be: 
theiligten frei, die Sadwerftändigen zu benennen, In Sachen, in denen 
fid) Parteien mit widerfprechenden Intereffen gegenüber ftehen, ſoll es 
denſelben freigeitellt werden, die Suchverftändigen im gemeinjamen Ein: 
verftindniß zu wählen Für den Fall, daß ſich die Parteien innerhalb 
bes feſtgeſetzten Termines über die Wahl der Sadverftändigen nit 
einigen können, fteht diefe Wahl in Gemäßheit des den Parteien vorher 
kundzugebenden PBräjudices der Diftritsverwaltungsbehörde zu, 

In wichtigeren Sachen joll die Zahl der Sadverftändigen in der 
Regel drei betragen. 

Wenn die Diftriftspolizeibehörde nur zu ihrer eigenen bejjeren 
Information das Gutachten eines Sadyverftändigen bedarf, hat fie den: 
felben jelbjt zu bejtimmen. 

m) Zeugen und Sadverftändige find in ber Regel auf Handge— 
lübde mittels Handſchlags zu verpflichten; die leßteren können, wenn fie 
bereits für gewiſſenhafte Pflichterfüllung im Allgemeinen beeidigt find, 
lediglich an ben Dienfteid erinnert werden. M. des Inn, Entſchl. vom 
19. Mai 1867. 

n) Die bifteiftspolizeifichen Beſchlüſſe unterliegen Feiner collegialen 
BDerathung, fondern der burenumäßigen Erledigung. Sie find furz und 
bündig zu faſſen und mit Gründen zu verjehen. 

0) In ben adminiftrativen Beſchlüſſen ſoll mit dem Beſcheid in 
der Hauptfache auch der Ausfprudy über die Koften verbunden werden, 
Bezüglich der Beitreibung der Koften vergl. Tarwejen. 

p) Inwieweit die polizeilihen und abminiftrativen Verhandlungen 
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einer Tax- und Stempelpflicht unterliegen, iſt in Abſchn. Taxweſen betr. 
erörtert. 

g) Die Diſtriktspolizeibehörden find berechtigt, ihre Beſchlüſſe auch 
vollſtändig zu vollziehen. (O. A.E. vom 26. April 1853, R.Bl. ©. 668 
und von 3. Oct. 1854, R.Bl. ©. 949.) 

Bei Zwangsvollſtreckung an unbeweglichen Gütern ift jedoch das 
Gericht zu requiriren. (O.A.E. vom 9, Juni 1857, BL f. a. Pr. VIIL 
©. 303.) 

Ueber Ordnungsftrafen vergl. Art. 29 und 30 des Einf.G. 

Ueber Erecutionsbefugnifje der Gemeindeverwaltungen bezüglid ber 
Gemeinbeumlagen vergl. unten: Gemeinde: und Stiftungswefen. 

r) Recurfe jeder Art find bei der einschlägigen erften Inſtanz gegen 
ſchriftlichen Empfangsfchein einzureichen und ſofort im vorgefchriebenen 
Anftanzenzuge unter Anfügung der bezüglichen Acten und ben etwa 
nöthigen Erläuterungen an die Recursinftanz einzufördern, 

Die Unterbehörden, fowie die etwaigen Zwifchenftellen bleiben bei 
den als dringend bezeichneten Gegenftänden dieſer Art für jeden bas 
Marimum von 4 Tagen, und bei fonftigen Necurfen für jeden das 
Marimum von 8 Tagen überfchreitenden Auffhub verantwortlich. 

Ebenſo find fie gehalten, dem Einreichenden oder deſſen Mandatar 
über ben Tag des Eintreffens und des Weiterbeförderns des Recurſes 
mündlih, — oder auf Begehren fhriftlih Aufſchluß zu ertheilen, 

(Ibid. Ziff XL) 

Zur Bereinigung des Vollmachtspunktes in Beſchwerdeſachen ber 
Gemeinden find die Gemeinde-Verwaltungsmitglieder nicht vor Amt zu 
rufen, ſondern es genügt die Vorlage eines giltigen Gemeindebeſchluſſes, 
oder die Unterzeichnung der Beſchwerde durch bie Gemeinder-Bewaltung. 

(EM. d. Inn. v. 11. Sept. 1865.) 

8. Die Verſchiedenheit der in Gefeßen und Verordnungen bejtimm: 
ten Necursfriften läßt es nothwendig erfcheinen, bier fofort ein Verzeich— 
nig ber Necursfriften folgen zu laffen, woburd es überftüffig wird, bei 
ben einzelnen Materien darauf hinzuweiſen. 


I. Eine 14tägige Necursfrift befteht: 


1) In Sadyen: Heimat, Berehefiung und Aufenthalt betr. (Geſetz 
vom 16. April 1868 Art. 25, 40, 92. 
2) In Gewerbefahen. (Geſetz vom 30. Januar 1868 Art. 31.) 
3) In Recurfen bezügli des Geſetzes — den Schuß des Eigen: 
thums an Erzeugniffen der Literatur und Kunft gegen Veröffent— 
chung, Nachbildung ꝛc. vom 15. Aprit 1840 Art, 11. conf. 
5 39 des Landtags-Abjchiedes von 1846. 
(Einf.G. Art, 3 Riff. 7. 
4) Wegen Verweigerung einer Jagdkarte. (Gef. v. 30. Mai1850$ 21.) 
5) Behandlung der Jagd. 
(A. B. von 6. Des. 1857, RB. 1857 ©. 1669 $ 24.) 
3* 
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6) In Sachen der Einquartirung, bei Reclamationen gegen den 
Maßſtab für die Vertheilung dev Koſten, Art. 11, und gegen bie 
Einquartierungspflicht. 

(Art. 16 des Gefeßes vom 25. Juli 1850.) 

7) Gegen forftpolizeilihe Beſchlüſſe. 

(Art. 108 des Forftgefehes vom 28. Mai 1852.) 

9) In Diftriftsgemeindeangelegenheiten. 

(Art. 38 des Gefekes vom 28. Mai 1852.) 

9) In Brandaffeturanzangelegenheiten. 

(Art. 109 des Gefehes vom 28. Mai 1852.) 

10) In Privatbaufahen. 887 der Verordnung vom 30. Juni 1864. 

11) In Sachen des Armenweſens. Gefeß v. 29, April 1869 Art. 43. 

12) Nah dem Geſetz vom 23. Tebr. 1868 Art. 8 „die Ablösbarkeit 
der auf Grund und Boden haftenden oder mit einer Gewerbe: 
Realität verbundenen Ehehaftsverhältniffe.” 

13) Nah dem Geſetz „Vermarfung der Orundftüde betr“, vom 
16. Mai 1868. Geſ.-Bl. S. 574 Art. 11. 

14) Gemeinde: Ordnung vom 29, April 1869 für die Yandestheile 
diesfeits des Mheines. 

Art. 161 für Beſchwerden der Gemeinden gegen die in erfter 
Inftanz über eigentliche Gemeinde: Angelegenheiten gefaßten 
Beihlüffe der Aufſichtöbehörden. 

Art. 163 für Befchwerden gegen Beſchlüſſe der Gemeinde: 
Berwaltungen und der Gemeinde: Berfammlungen in eigent: 
lichen Gemeinde » Angelegenheiten. 


II, Eine 30tägige Necursfrift beſteht: 


1) In Ablöfungsfahen. (Geſetz vom 4. Juni 1848 $ 19.) 

2) In Einguartirumgsfachen bei Feſtſetzung eines andern als des 
gejeßlichen Bertheilungsmaßftabes. (Gefeß vom 25. Juli 1850 
Art. 12.) 

3) In Angelegenheiten der Benügung bes Waſſers. 

(Geſetz vom 28. Mai 1852 Art. 93.) 


4) Bewäfjerungs: und Entwäfjerungsunternehmungen. 
(Gefeb vom 28. Mat 1852 Art. 44.) 


5) In Uferſchutzſachen. (Gefeß vom 28. Mai 1852 Art. 63.) 
6) Ablöfung der auf dem Zehent ruhenden Kirchenbaulaft. 
(Gefeb vom 28. Mai 1852 Art. 13.) 
7) Beltimmungen über unbefugte Verweigerung des Eintritt in einen 
Steuerausfhuß: 
Art. 20 des Geſetzes, die Einfommenfteuer betr. N 
Art, 16 des Geſetzes, die Kapitalventenfteuer betr, 1856. 
(Einf. G. Art, 3 Ziff. 2.) 
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8) In Recurſen gegen die Entjcheidung ber Forftpolizeibehörben über Er: 
mäßigung, Beihränfung, Umwandlung ꝛc. von Forſtberechtigungen. 
(Art. 110 des Forftgefetes vom 28. Mai 1852.) 
9) In Advofatendisciplinarfachen. (B. vom 24. März 1816 Ziff, 5.) 
10) In Gegenftänden der Dampfkeſſelbenützung. 
(A. V. vom 29. Sept. 1852 Art. 46.) 
11) In Saden der Weiderehtsausübung und Ablöfung. 
(Geſetz vom 28. Mat 1852 Art. 63.) 
12) In den Angelegenheiten wegen Sebung eines Eichpfahles. 
(A. 3. vom 10. Jan. 1855 Art. 15.) 
13) In allen Saden, in welchen ber k. Staatsrat IH. Inftanz if. 
(A. V. v. 8. Aug. 1810 Tit. I. Art. 1. Landt. Abi. 23. Mai 1846.) 
14) In allen polizeilichen Angelegenheiten, foweit nicht ausbrüdliche 
Beftimmungen eine längere oder kürzere Frift feftiegen. 
(M.E. vom 7. Sept. 1829, Döll. XII. ©, 1495.) 


II. An feine Recursfrift gebunden, find: 


1) Recurfe in Kriegsfoftenperäquationsfadhen, welche nach Art. 17 
des Geſetzes vom 22. Juli 1819 als Gegenftände der Gemeinde: 
curatel und Polizei glei den Umlagen behandelt werben follen. 

2) Beſchwerden gegen Erlaffung oder gegen ben Inhalt polizeilicher 
Vorschriften. (Art. 43 des P.St. G. B.) 


©. 
Adminiftrativ-contentiöfe Gegenftände. 


I. Begrifföfeititellung. 


Der Begriff von abminiftrativs contentiöfen Gegenſtänden ift in 
feinem Geſetze und in Feiner mit Geſetzeskraft bekleideten älteren Ber: 
ordnung feftgeftellt; er läßt fi) daher nur aus den für einzelne Fälle 
gegebenen Verordnungen und den darin angeführten Motiven conftruiren. 
In Döllinger's Sammelwerk IL. 180 wird folgende Definition gegeben: 

„Wenn bei einer Privatrehtsfahe das Gemein 
wohl in einer Art betbeiligt ift, daß eine ausſchließ— 
lihe Behandlung der privatredtlihen Forderung 
nah dem Privat: oder Eivilrehte jenes höhere In— 
tereffe des Gemeinwohles verkürzen oder unberüd 
ſichtigt laſſen Fönnte, fo ift jene gemiſchte Gerichts— 
barkeit vorhanden, welde abminiftrativecontentiög 
genannt wird,“ 
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Auch die A. V. vom 8. Auguft 1810, die Competenz-Regulirung 
des k. Geheimen Rathes betr., bat feine allgemeine Regel fir die Ber 
griffsbeftimmung abminiftrativ- contentiöjer Sachen aufgeltellt, ſondern 
nur einzelne Kategorien von Streitigkeiten als adminiftrativ = contentiöfe 
bezeichnet, 

Mit Redyt wurde von jeher auf den inneren Widerſpruch hinge— 
wiejen, welder in dieſer Bezeichnung von Gtreitesgegenftänden liegt, 
und der Widerfpruc beruht wohl zunäcit in dem Umjtande, daß man 
bei jolden Streitigkeiten, in weldyen neben dem Intereſſe des Einzelnen 
auch das allgemeine, das öffentliche Intereſſe betheiligt iſt, nicht ftreuge 
ausgefhieden hat, wie weit Rechtsanſprüche dem Gebiete des reinen 
Privatrechtes, und wie weit fie dem öffentlichen Nechte angehören. 

Sobald eine jolhe Ausjcheidung vollzogen ift, hört von felbft bie 
Anomalie auf, dag eine administrative Behörde über Civilrechtsanſprüche 
zu entfcheiden habe. 

Der lebte entjcheidende Schritt ift mit dem Gefete vom LO. Nov. 
1861 — die ©erichtsorganifation betr. — erfolgt; hienach find bie 
Behörden für Juftiz und Adminiſtration getrennt, und jeder Behörde ihr 
bejonderer, begrenzter Gompetenzkreis angewiefen worden. 

Mit diefem Augenblide ift die Anomalie der adminiftrativ «con: 
tentiöfen Gegenftände verſchwunden, und die adminiftrativ = richterlichen 
Streitigkeiten gehören von nun an mehr der Gefdichte an. 

Diefe Behauptung wird fid) als geredhtfertigt erweifen, wenn bie 
nad) ber V. vom 8. Auguft 1810 als abminiftrative Rechtsſachen er: 
Härten Gegenftände von dem Standpunkte der neueren Oefeßgebung 
geprüft werden. 

Nach der allegirten Verordnung werden als adminiftrativ = conten: 
tiöfe Gegenſtände bezeichnet: 


1) Gewerbeftreitigfeiten. Sie find ſchon durch Art. 10 des Ge— 
werbs-Geſetzes vom 21. Sept. 1825 und im Gewerbs:Gefege vom 
30. Januar 1868 der Adminiftration zugewiefen, wogegen Streitigkeiten 
über Erwerbung, Veräußerung ꝛc. eines realen oder radicirten Rechtes, 
und alle ſolche Oewerbsitreitigleiten, wobei der Klagegruud auf einem 
privatrechtlichen Titel berußt, den Gerichten zugewieſen find, 

2) PBoftreclamationen find durd DB. vom 31. Juli 1817, R.BVl. 
1817 ©. 730, dem adminiſtrativen Wirfungstreife ganz entzogen ; 
privatrechtliche Entihädigungsanfprüde gegen den Fiscus auf den Nechts- 
weg verwieſen. 

3) Beichwerden über Erkenntniſſe in Dienftvergehungen der Poft: 
beamten, Dieſe Angelegenheiten richten ſich nach den Disciplinarver: 
jhriften, nad) ber IX. Berf.Beil,, nad den einfchlägigen Beſtimmungen 
des St. G. B. 

4) Nachſteuerſachen. Derartige Angelegenheiten gehören nach der 
Form.V. vom 9. Dez. 1825 $ 65, R.Bl. 1825 ©. 999, zum Wir: 
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kungstreife des k. Stantsminifteriums des Innern und bes Aeußern, nun 
der k. Kreisregierung als reine Verwaltungsangelegenheit. 

5) Streitigkeiten der Stiftungen unter fih gehören nach dem 
Beifte des Gem. Ed. und nah A. V. vom 8. März 1826, R.Bl. ©, 323 
vor die Gerichte, 

6) Aufichlagsdefraudationen. Nad dem Geſetze vom 10. Nov. 
1848, die Unterfuchung und Aburtheilung der Mafzauffchlagsdefraudationen 
betr., Art. 1, gehört die VBolziehung der den Aufichlag betr. Geſetze 
und Verordnungen, jowie die Anwendung der diefem Staatsgefälle 
drohenden Gefährden zu dem Wirkungskreiſe jener Behörden, welchen fie 
dermal obliegt. 

Allein die Unterfuhung und Beitrafung wegen Defraudation wird 
von den Gerichten geführt und ausgefprochen. 

Es find unter den Beftimmungen diefes Geſetzes nicht allein ber 
Malzauffchlag, fondern alle übrigen gefeglih eingeführten Aufſchläge zu 
fubfumiren. 

7) Mauthoefraubationen überweifet das Gefeß vom 15. Aug. 1828 
— bie Zollerdnung betr. — den Gerichten. 

3) Salzdefraudationen find nach gleihen Grundſätzen zu behan: 
dein, Zollgefeß vom 15. Aug. 1828 $ 8. 

9) Stempeldefraudationen. Nach dem Stempelgefeß vom 11. Sept. 
1825 erkennen die Gerichte über Defrandationen an Stempelgefällen. 

10) Die Lottodefraudationen find durch die mit dem 1. Jan, 
1862 vollgogene Aufhebung des Lotto befeitigt. 

11) Erkenntniffe in Forſtpolizeiſachen. Nad dem Forſtgeſetze 
vom 28. Mai 1852 ift die administrative und richterliche Competenz 
volljtändig ausgejchieden. 

12) Polizeiconfiscationen. Durch das P.St.G.B. ift der Aus: 
ſpruch der polizeilihen Gonfiscation lediglich dem Polizeirichteramt über: 
wiefen. 

13) Beſchwerden über verweigerte rechtliche Entfhädigung wegen 
Weg-, Straßen: und Brüdenbaues, Auch diefe Materie ift durch das 
Sefe von 7. Nov. 1837, die Zmwangsabtretung von Örundeigenthunt 
für öffentliche Zwede, in ein durchaus geſetzliches Gebiet verjeßt worden. 

Nach diefem Geſetze ift die Frage: „ob jemand gezwungen werben 
fünne, jein Eigenthum zu öffentlichen Zweden abzutreten“ der Admini— 
Iration zugewiefen, während bie Frage der Entſchädigung vor die Civils 
gerichte verwiejen ift. 

Das Berfahren bei den Adminiſtrativbehörden ıft das für abminis 
jtrativscontentiöfe Angelegenheiten vorgefchriebene, 

(Eonf. Gef. vom 7. Nov. 1837 Met. XVIII.) 
(Anftruction für den k. Staatsratb vom 18. Nov. 1825 II.Bd. 1.15. 
RB. 1825 ©. 872.) 

Im concreten Kalle ift aber die Thätigkeit der Nominiftration 
feine richterliche. — 
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Der Ausſpruch, daß in einem gegebenen Falle ein Unternehmen 
von fo vorwiegenber Öffentliher Bedeutung vorliege, daß bier 
das Gejeß über zwangsmweife Grundabtretung Platz greifen könne, hat 
mit dem Privatredhte nichts gemein; er ift eine Declaration, eine Con: 
ftatirung, welde nur ber abminiftrativen Staatsgewalt zufteht; ftreng 
geichieden bievon find die civilrechtlichen Punkte, über welche allein ber 
Civilrichter entſcheidet. 

14) Daß ſtreitige Brandverſicherungsgegenſtände, welche nach der 
V. vom 23. Juni 1811 als adminiſtrativ-contentiöſe Gegenſtände be— 
zeichnet wurden, dies jetzt nicht mehr ſeien, nachdem das Geſetz vom 
28. Mai 1852 in den Art. 102 und 103 genau ausgeſchieden bat, 
welche Streitigkeiten der Juſtiz und welche der Abminiftration zuzuweiſen 
find, bedarf feiner näheren Erörterung. 

15) Streitigkeiten nad Maßgabe des Gefebes vom 15. April 
1840, den Schuß des Eigentbums an Erzeugniffen ber Literatur und 
Kunft gegen Veröffentlihung, Nachbildung und Nachdruck gehören, foweit 
es fih um Verletzung des Art. 6 und 8 dieſes Geſetzes handelt, nad) 
Art. 3 und 9 des Einf.G. zu den Gerichten. 

16) Eulturftreitigkeiten. Durch die Gulturmandate von 1762, 
1772, 1785, V. von 1803, 25. Det. 1804, 24. Det. 1807 u. ff. 
find die Landesculturgegenftände der abminiftrativen Staatsgewalt zur 
Beforgung übertragen, und in ber V. vom 8, Aug. 1810 als abmini- 
ftrativscontentiöfe Gegenftände bezeichnet worden. 

Der Umfang diejes Gebietes der Landescultur läßt fi erfchöpfend 
nicht darftellen; allein nad dem Inhalte des betreffenden Manbats ift 
anzunehmen, daß man unter dem Begriff Landesculturmefen zunächſt: 

a) den Anbau öder Gründe, 
b) die Bertheilung öder Gemeindegründe zum Zwede der Gultur, 
e) die Hebung der Bodencultur durch Aufhebung der Brade, Eins 
führung des Futterbanes, 
d) die Verbeſſerung der Wiefen, 
e) die Beihränfung der Weide u. bergl. 
verftand. 

Alle diefe Nubrifen haben den Charakter der abminiftrativ: cons 
tentiöfen Sache längſt verloren. 

Die reichhaltige Legislatur der letzten 20 Jahre über Firirung 
von Grundlaften, Ausübung und Ablöfung des Weiderechts, Benützung 
des Waſſers, Bewäfferung uud Entwäflerung von Grund und Boden, 
Uferſchutzbauten, Zufammenlegung der Güter u. dergl. mehr hat in all 
diefen Gegenjtänden, welde im innigen Zufammenbange mit der Landes: 
cultur ftehen, genau ausgefhieden, was der Sphäre des Privatrechts, 
den Gerichten und was der Verwaltung zufteht. 

In Bezug auf die Verteilung und die Eultur öder Gemeinde: 
gründe hat das revidirte Gem. Ed. von 1834 in $ 25 die Vertheilung 
von Gemeindegründen als einen Gegenftand ber Gemeinbecuratel, fohin 
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als eine reine Mominiftrativfahe erffärt. Eben fo durch Gemeinde: 
Ordnung vom 29. April 1869 Art. 27 u. ff. 

Der Anſpruch auf Theilmahme an dem Gemeindevermögen gründet 
fi auf die Eigenſchaft eines Mitgliedes der betreffenden Gemeinde. 

Ueber diefe Qualität entſcheidet die Verwaltung. 

Staatsraths-Erk. vom 12. Febr. 1841, Döll. XXVL ©. 24. 
M.E. vom 18. Febr. 1848, Dil. XXVI. ©. 25. 

O.A.E. vom 29. Des. 1856, R.Bl. 1856 ©. 98. 

O.A.E. vom 14. Des. 1857, R.Bl. 1857 ©, 1717. 
DAE. vom 15. Nov. 1858, R.Bl. 1858 ©. 1461. 

O. A.E. vom 24. San. 1859, RB. 1859 ©. 174. 

Streitigkeiten darüber, ob die zur Vertheilung beantragten Gründe 
Eigenthum der Gemeinde oder ber einzelnen Gemeindeglieder feien, 
gehören vor die Gerichte, fowie überhaupt Anfprüce, welche aus einem 
Privatrechtstitel hergeleitet werben, zu ben Gerichten competiven. 

Es iſt alſo auch in Bezug auf Eulturftreitigkeiten buch neuere 
Geſetze der Begriff von adminiftrativ - contentiöfen Sachen elidirt. 

17) Erkenntniffe in SKriegsconcurrenzjahen. Die U. B. vom 
3. Jan. 1807, Döll. X. ©. 1027, hat die Streitigkeiten über Ein: 
quartierung, Lieferung, Vorſpann, Bertheilung bdiefer Laſt ꝛc. ber ab- 
miniftrativen Staatsgewalt zugewiefen, wogegen Streitigkeiten über 
Privatrehtsverbältnifje zu den ©erichten gewiefen find, 

Es find aljo die Angelegenheiten der Cingquartierung als Gegen: 
ftand bes öffentlichen Rechtes bezeichnet; damit ift für fie ber Be- 
griff des Privatrechtes ausgefhloffen; die Function der Abininiftration 
bei Vollzug der Einquartierung und bei Entfcheidung der hierbei ent: 
ftehenden Streitigkeiten ift alfo feine abminiftrativsridhterlide, 
fondern eine rein abminiftrative. 

Es ift darum auc die Ausgleihung zwifdhen Gemeinde und Ge- 
meinbe nicht eine Res singulorum, fondern Gemeindefahe — Admini— 
ftrativfache, 

Eonf. Edict. vom 24. Sept. 1808 $ 52. 

$ 28 des revid. Gem. Ed. von 1834. 

Art. 7 des Kriegsk. Peräqu.Gefeßes von 1819. 
Art. 9 und 10 des Einquart.Gefebes von 1850. 
$ 28 der Form. V. von 1825. 

O. A.E. vom 26. April 1853, RB. ©. 655. 
DAE. vom 15. Dez. 1856, RB. 1857 ©. 16. 

Der in der V. vom 8. Aug. 1810 den oben angeführten Streitig: 
feiten vindicirte Charakter von adminiftrativscontentiöfen Sachen 
befteht im Hinblick auf die neuere Geſetzgebung, das Kriegstoftenperä: 
quationsgejeß von 1819 und das Einguartierungsgefeg von 1850, 
nicht mehr, und find diefe Angelegenheiten als rein abminiftrative zu 
betrachten. 

18) Beſchwerden, die aus einer durch das Verfahren ber Unter: 
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behörben entitandenen Kräntung bes Eigenthumes entipringen, worüber 
der Recurs an die ordentlihen Gerichtshöfe nach den bejtehenden Ber: 
ordnungen nicht geitattet iſt. 

Es können alfo unter den angeführten Kränkungen nur foldhe ver: 
jtanden werben, welche von der Abıniniftration begangen werden, und 
bier ift zu unterfcheiden, ob fie diefelben 

a) außer ihrer Competenz, oder 
b) innerhalb ihrer Gompetenz 
begebe. 

Ueberfchreitet eine Aominiftrativbehörbe ihre Competenz und greift 
in das richterlihe Gebiet ein, fo fteht dem Betheiligten die Anregung 
eines Gompetenzconflictes offen, der von dem k. Dberappellationsgericht 
entjchieben wird; handelt die Nöminiftration jedoch innerhalb ihrer Com: 
petenz, fo geben allein die für den Gegenftand beftehenden Geſetze oder 
giftigen Verordnungen Maß, und es findet ber Recurs nur infoweit 
Stutt, als die betreffenden Geſetze dies geftatten. 

Es dürfte demnach auch die bier bezeichnete Kategorie von Be: 
ſchwerdeſachen kaum mehr ein Object haben, ſomit aud aus dem Reiche 
der adminiftrativcontentiöfen Gegenftände zu ftreihen fein. 

19) Bon einzelnen Rechtslehrern werden noch hieher gezählt die 
abminiftrativen Bauproviforien. 

Allein nad den hierüber beftchenden V. vom 6. Dct. 1802, 
RB. ©. 714, Döl. XI ©. 1390, vom 17. Juli 1808 ibid. 1399, 
A. V. vom 24. Mai 1817, Form. BV. von 1825 $ 73, A V. vom 
1. Dct. 1830, Döll. XL ©. 1423 iſt die Anordnung und Leitung, 
fowie die Goncurrenzbejtimmung für Eultusbauten, bei welchen die Baus 
pflicht felbjt nicht ftreitig ift, den Adminiftrativftellen übertragen, 
nirgends aber ausgefprochen, daß die Verhandlung und Entſcheidung als 
eine adminiftrativ contentiöfe zu betrachten fei. 

Erwägt man, daß bei ſolchen abminiftrativen Bauproviforien vor: 
zugsweife techniſche und abminiftrative Fragen zu beurtheilen find, vb 
Baufälle beftehen, ob jie dringlicy feien, wie body die Summe für deren 
Reparatur zu veranfchlagen fei, ob die baupflicdhtige Stiftung im Stande 
fei, aus eigenen Mitteln zu bauen, in welcher Weife zu bauen ſei und 
dergl. mehr, jo kann dies um jo weniger als ein Eingriff in das Rechts— 
gebiet betrachtet werden, als «8 jedem Betheiligten freifteht, gegen bie 
proviforifche Verfügung den Rechtsweg zu betreten. 

Wäre die Entſcheidung der abminiftrativen Stellen in Baupro— 
vifionaljahen eine adminiftrativ : contentiöfe, jo erlangten biefe Beſchlüſſe 
eine Rechtskraft, die durch eine nachfolgende gerichtliche Procedur nicht 
mehr ungeftoßen werden könnte, da aber die richterlidhe Zuſtändigkeit 
bei den Bauprovijionalbefhlüffen fogar ansbrüdlih vorbehalten wird, 
fo ift die abminiftrative Entſchließung feine adminiſtrativ-richterliche, — 
fondern eine einfache Verwaltungsanorduung, aufgebaut auf ber Zweifel: 
lofigfeit der Rechtöverpflihtungen, und ohne Eingriff in das Privat: 
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recht, defjen Schub vor dem Givilgerichte zu fuchen, jedem Betheiligten 
freiſteht. 

Endlich könnten hier noch angeführt werden: 

20) Streitigkeiten über den Simultangebrauch der Kirchen. Der 
593 der II. Verf. Beil. verweiſet die Streitigkeiten darüber, ob eine ober 
die andere Gemeinde zur Kirche beredjtigt fei, vor ben ordentlichen 
Richter; wenn aber zwei Gemeinden verfchiedener Religionsparteien zu 
einer Kirche berechtigt find, und über die Mechte, welche jeder ein: 
zelnen Gemeinde zuftehen, feine befonderen Verträge oder Gefeße vor: 
handen find, fo jtellt die Verf. Urk. die rehtlihe Präfumtion auf, 
daß eine jede diefer Gemeinden gleiche Rechte habe. 

Entjtehen über die Ausübung diefer Rechte Streitigfeiten, fo 
entfcheidet darüber das Staatsminifterium bes Innern. ($$ 90, 9, 
92 ibid.) 

Da hier eine Berwaltungsftelle über die Ausübung eines un- 
zweifelhaften Rechtes entjcheidet, dürfte wohl nicht mit Recht behauptet 
werden, daß fie über privatrechtliche Anfprüde urtheilt, weil die Be- 
nüßung ber Kirche nicht zu privativen Sweden, ſondern zu bem öffent: 
lichen Zmede des Gottesdienftes verlangt und gewährt wird, und bie 
Frage der Benützung einer Kirche, das beftehende gleihmäßige 
Benügungsreht vorausgeſetzt — eine Sache des öffentlichen 
und nicht des Privatrechts ift. 


II. Verfahren. 


Da das Geſetz vom 7, Nov. 1837, die Zmangsabtretung von 
Grundeigenthum ꝛc. betr,, das für abminiftrativ : contentiöfe Gegenſtände 
vorgefhriebene Berfahren feithält, fo iſt es nothwendig, baffelbe in Kürze 
zu bezeichnen. 

1) Die Grundlage des Verfahrens bildet der Codex judieiarius 
mit den fpäteren Novellen in ihren Beltimmumgen über den 
Procegsus summarissimus. Vorbehalten bleiben diejenigen Be: 
ftimmungen, welche für abminiftrativ » contentiöfe Gegenftände die 
Appellationsfumme oder das Appellationsfatale befonders feftitellen, 
(Eonf. U. B. vom 8. Aug. 1810 Art.2 u. 4, Döll. U. ©, 161.) 

2) Advokaten find zuläffig. 

3) Ber den Magiftraten find folde Angelegenheiten collegial zu bes 
rathen. 

4) Bei Streitigkeiten von Gemeinden und Stiftungen einerſeits, dann 
dem Fiscus oder Privaten andererſeits, ſoll, inſoferne ein Magiſtrat 
die erſte Inſtanz bildet, das nächſtgelegene Verwaltungsamt com— 
mitirt werden. 

Ebenſo wird in II. Inſtanz anſtatt derjenigen Kreisregierung, welche 
den Streitconſens ertheilt hat, eine andere Kreisregierung delegirt. 
(V. vom 17. Febr. 1821, Döll. U. ©. 200.) 
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5) Redtspractifanten dürfen nicht als Commiffäre verwendet werben. 
(Döll. I. ©. 205.) 
6) Die Berhandlung ift mündlich, ſummariſch zu Protokoll zu nehmen, 
ohne Schriftenwechſel. 
(ME. vom 25. Febr. 1819, Döll. II. ©. 206.) 
7) Schriftliche Vorträge find zu den Acten zu fertigen, die Erkennt: 
niffe mit Entfcheidungsgründen zu verfehen, die Berufung bei ber 
I. Inſtanz einzureichen. (Döll. I. ©. 218, 220, 258.) 
8) Für Berufungen zur U. Inſtanz iſt eine Summa appellabilis 
nicht bejtimmt. 
(ME. vom 22. Oct. 1819, Dell. U. ©. 231.) 

Bei Berufungen zur III. Inftanz, k. Staatsrath, ift die Summe 
von 400 fl. erforderlich; auch ift der Recurs ohne Rüdfiht auf 
biefe Summe zuläffig, wenn es fid um ein Jus perpetuum han: 
delt. (U. V. vom 8, Aug. 1810, Döll. II. ©. 162.) 


Amtsorganifation, Bienflordnung und Geridtspolizei. 


A. Amtsorganifjatiom, 


Die Organifation der k. Diftriftsverwaltungsbehörden, welche den 
Titel „Bezirfsämter” *) führen, gründet fid) auf die A. V. vom 24. Febr. 
1862, R.Bl. S. 409 u. ff. 

Sie enthält außer ben organifatorischen Beftimmungen auch mehr: 
fache auf die Dienftorbnung bezügliche VBorjchriften, weshalb die auf bie 
Dienftordnung bezüglichen bisherigen Anordnungen unter Abtheilung B. 

"diefes Abſchnittes nur in jo weit aufgeführt werden, als fie nod neben 
der V. vom 24. Febr, 1862 beitehen. — 

Da dieſe höchſte Verordnung bie Grundlage ber äußeren Formation 
und des Wirkungskreifes der Diftrittsverwaltungsbehörben hildet, fo folgt 
fie hier nach ihrem ganzen Wortlaute: 


Königlid Alſerhöchſte Verordnung, 
(Die Einrihtung der Diftriftsverwaltungsbehörben betr.) 
4: 
Die Regierungsbezirke diesfeits des Nheins werben nad) der bei: 
gefügten Ueberficht in Berwaltungspiftrifte eingetbeilt. 


*) Die k. A. V. vom 19, April 1862, RB. 631 dehnt die Benennung: „Be: 
zirksamt“ aud auf die bisherigen k. Landcommiſſariate ber Pfalz aus, 
Durh N. B. vom 25. Yan. 1863, R.Bl. ©. 82 find bie Beitimmungen 
ber A. B. vom 24. Febr. 1862 aud auf die Bezirksämter der Pfalz mit 
einigen Modificationen ausgebehnt worden. 
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Für jeden diefer Diftrifte wird ein Bezirksamt als Verwaltungs: 
behörde beitellt. 

Die einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städte find 
von der Zutheilung zu einem Bezirfsamte ausgenommen. 

Ihr Verhältniß richtet ſich nach den einfchlägigen gefehlihen Be: 
ftimmungen, insbefondere des revibirten Gemeindeedictd und ben bejon- 
deren Berorbnungen. 

Die Bezirksämter find den Kreisregierungen unmittelbar unter: 
geordnet. 

8 2, 


Jedes Bezirksamt wird mit einem Bezirksamtmann und in ber 
Regel einem Bezirksamtsaſſeſſor befekt. 

Wo örtliche Verhältniffe es erheifhen, einen Nebenbeamten an 
einem vom Site des Bezirksamtes entfernten Orte zu erponiren, wird 
deſſen bienftlihe Wirkfamfeit und Stellung bejonders bejtimmt werben, 

Das nöthige Schreiberperfonale hat der Bezirksamtmann aufzu: 
nehmen und eidlich zu verpflichten. Er iſt für die Wahl tüchtiger und 
wohlbeleumundeter Perſönlichkeiten verantwortlid). 

Jedem Bezirksamte wird ein Bezirfsamtsdiener beigegeben. 


5 3. 
Die Bezirksamtmänner ftehen in dem Range der Negierungs: 
afiefforen, die Bezirksamtsaſſeſſoren in jenem der Regierungsfecretäre *). 


$ 4. 

Die Bezirtsamtmänner haben die Amtskleidung der Regierungs: 
räthe, bie Bezirksamtsaffefforen jene der Negierungsaffefloren, beide jebod) 
ohne bie Stiderei auf den Tafchenklappen zu tragen, 

Wo das Tragen der Oallauniform nicht geboten erfcheint, ift ihnen 
geftattet, als Dienftzeihen eine Schirmmüße von blauem Tuche nad 
Maßgabe der Verordnung vom 21. Mai 1833, RD. ©. 705, zu 
tragen, deren Verzierung für bie Bezirfsamtmänner nad Lit. d., für 
bie Bezirfsamtsaffefforen nad Lit. e. der Anlage VI. jener Verordnung 
fi bemißt. 

Die Bezirfsamtsdiener tragen als amtliche Auszeihnung einen 
dunfelblauen Rod mit jtehendem Kragen und zwei Reihen weißer me: 
tallener Knöpfe und eine dunfelblaue Schirmmütze. 


S 5. 
Die Birksamtmänner und Bezirtsamtsaffefjoren theilen fich bezüglich 
der Befoldung in drei Klaffen, fo daß vorläufig in der I. Klaſſe 40, in ber 
I. Klaſſe 40, und die übrigen in der II. Klaſſe eingereiht werben, 


*) Die mit bem Rang und Titel von Negierungsräthen a Bezirke: 
amtmänner dürfen bie volle Uniform der Negierungsräthe K. d. Innern 
tragen. M,E. vom 2. Juni 1865 Nr. 10384, 
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Die Vorrüdung in eine höhere Befoldungsklaffe bleibt für jeden 
einzelnen Fall der Allerhöchſten Beftimmung vorbehalten. 


$ 6. 
Die jährlien Bezüge des Bezirksamtmannes beftehen: *) 
41) in einer Befoldung und zwar: 
in ber I. Klaffe von 2000 fi. 
a") II. " " 1800 fl. 
ae | Pe | fl. 
2) in einem Reifeloften: Averfum von 500 bis 800 fl., je nach den 

Verhältniſſen des Amtes. 

Wird dem Bezirfsamtmann eine Dienftwohnung angewiefen, fo 
bat derſelbe hiefür 100 fl. jährlihen Mietbzins zu entrichten und ben 
verordbnungsmäßigen Beltimmungen über Unterhaltung der Dienftwohnun: 
gen zu genügen. 

Die Bezüge des Bezirksamtsaſſeſſors beſtehen in einer Jahres: 
bejoldung : 

in ber I. Kaffe von 1200 ft. 
II. 41000 fl. 
— ä80 

Durch F. M.E. vom 29. Auguft 1862 Nr. 10661 ift die Dienſtes-Caution 
ber Bezirfsamtmänner und ber erponirten Aſſeſſoren auf 200 fl. entiprechend ber 
Al, Klaffe $ 18 der A. B. vom 19. Februar 1819 über Amtsbürgſchaften betr., 
feftgefeßt worden. 

g 8. 

Die Aufftelung der Bezirfsamtsdiener erfolgt durch Königlich Aller: 
höchſte Ernennung und vorbehaltlidy bereits erworbener Rechte in wiber: 
rufliher Weiſe. 

Die Bezirfsamtsdiener erhalten einen jährlihen Functionsbezug von 
400 fl. 

Der Allerhöchſten Entſchließung bleibt es vorbehalten, auf Antrag 
der Staatsminifterien des Innern und ber Finanzen den durch Alter 
oder Unglück dienſt- und erwerbsunfähig gewordenen Bezirksamtsdienern, 
foferne diefelben zur Zufriedenheit gedient haben, und ebenjo den Witt: 
wen und Waifen derjelben, welche Fein zu ihrem Unterhalte binreidyendes 
Vermögen befigen, ftändige Unterhaltsbeiträge unter Rüdfihtnahme auf 
die Beftimmungen der Dienjtespragmatif anweiſen zu laffen. 


89. 
Bezügli der Regiekoſten wird nachſtehendes beſtimmt: 
1) Jedem Bezirksamte wird ein Jahresaverfum: 





) K. A. Entſchl. v. 23. Juni 1864 RB. S. 738. „Die Verbältniffe der un: 
mittelbaren Staatsdiener betr.” Künftig findet bei der Gehaltsregulirung 
feine Ausjheidung von Standes» und Dienfigehalt Statt. Jede Beförde— 
rung eines unmittelbaren Staatsdieners im Berwaltungsdienfte iſt nad 
Ablauf der erſten 3 Jahre feiner Anftellung fogleich befimtiv. 
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a) für den Unterhalt von 2 bis 3 Schreibern von 660 bis 
900 fl., und zwar: 
für den 1. Schreiber von 360 fl. 
" " — u " 300 fl. 
„240 fl. 
b) für — von 200 bis 300 fl. und 
e) für Beheizung der Amtslocalitäten 150 fl. bis 230 fl. *) 
ausgeworfen. 

2) Die Bezüge des Schreiberperfonale find in ben feftgefegten Ber 
trägen unverfürzt an die Betheiligten zu verabfolgen. 

3) Die fonftigen Regiebedürfnifje für Buchdruder: und Buchbinder— 
koften, Antsinventarftüde, öffentlihe Blätter und Schriften, Borti, 
Mietbzinfe und Fleine Reparaturen der Amtslocalitäten, fowie 
außerorbentlihe Diäten und Reifefoften werden beſonders feſtge— 
ftellt und verrechnet. 

$ 10. 

Der Wirkungskreis der Bezirfsämter umfaßt im Allgemeinen alle 
Geſchäftszweige, welche bisher der AZuftändigkeit der Landgerichte als 
Diftriftsverwaltungsbehörden überwiejen waren. 

$ 11. 

Der Bezirfsamtmann leitet die Gefchäfte unter feiner ausſchließ— 
lichen perjönlichen Berantwortlichkeit. 

Er hat alle Einläufe ſelbſt zu eröffnen und für deren entjpredyende 
Erledigung Sorge zu tragen. 

Bon ihm find alle Eoncepte und Ausfertigungen zu unterzeichnen, 
Ausfertigungen ohne feine Unterfchrift find ungiltig. 

Bei wichtigen Vorfällen, es fei bei Tag oder bei Naht, hat er 
fih fogleih an Ort und Stelle zu begeben, 

Ohne ausdrüdlihe Genehmigung der vorgejegten SKreisregierung 
darf er fih nicht über 24 Stunden aus feinem Amtsbezirke entfernen. 

Dem ihm untergeordneten Amtsperfonale kann er Urlaub bis zu 
3 Tagen ertheilen. Urlaub über 3 Tage muß durd ihm bei der Kreis— 
regierung nachgefucht werden. 

$ 12. 

Der Bezirksamtsaſſeſſor ift dem Bezirksamtmann untergeordnet, 
und bat fid) nad) defien Anweifung den ihm übertragenen Geſchäften zu 
unterziehen. 


*) Nah F.M.E. vom 31. Oct. 1862 darf das Geldaverfum für Beheizung 
ber Amtslocalitäten zu %, ben Amtsvorftänden vorſchußweiſe verabfolgt werben. 

Der k. A. Berordn. vom 22. Febr. 1866, RB. Nr. 242 beſtimmt bezüglich 
ber ei ber Holzgeldaverfen beim Wechſel von Amts: und Gerichtsvorjtänden 
als Ratum 


für die Monate November, Dezember, Januar unb — ae 
für März, April, Mai, September und FERN ar En. OE 
für Juni, Juli und Auguſt ; ee ar 
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Bei Abwefenheit oder Verhinderung des Bezirksamtmannes ift er 
deſſen Stellvertreter und handelt fodann auf eigene Verantwortlidfeit. 
Seiner Unterfhrift ift in folden Fällen die Bezeichnung als Stellver: 
treter beizufeßen. 

Er darf ohne Urlaub oder Auftrag fih nicht aus dem Amtsbe— 
zirfe entfernen. 


$ 13. 


Abgefehen von den Fällen dienſtlicher Abweſenheit follen bie ge: 
nannten Beamten für Jedermann während der Amtszeit — Bormittags 
von 8—12 Uhr, Nachmittags von 2—6 Uhr — in den Gefhäftslocalen 
zugänglich fein. 

Eine gleichzeitige Entfernung beider Beamten vom Amtsfite ift 
unzuläffig, foweit nicht unabweislihe Dienjtesverhältniffe eine Ausnahme 
rechtfertigen. 

Um aber die Amtsangehörigen gegen die Unannehmlichleit Frucht: 
Iofer Gänge zum Amte in Folge dienftliher Abwefenheit der Beamten 
möglichjt fiher zu ftellen, follen zwei Tage in der Woche für die Ent: 
gegennabme mündlicher Anträge feit bejtimmt, und an bdiefen Tagen aus: 
wärtige Geſchäfte ohne dringende Deranlaffung überhaupt nicht vorge: 
nommen werben, 

Diefe Amtstage find in der Negel fo zu wählen, daß fie mit 
den Gerichtstagen des am Orte befindlichen Landgerichts zufammentreffen. 
Sie find durd; Anſchlag am Amtslocale und außerben in allen Ge— 
meinden bekannt zu machen. 

Wenn Gegenftände angemeldet oder zu bei Amtstagen anberaumt werden, in 
welchen protofollariihe Aufnahmen zu pflegen find, it die Mitnahme eines ver: 
pflichteten Actuars ER, und die Verrechnung ber Diäten und Reiſegebühren 


bes Actuars auf den Etat für Regie der Bezirksämter zuläffig. (ME. vom. 
9. Juni 1862.) 


$ 1A. 


Dem Bezirtsamtmanne wird zur Pflicht gemacht, durch entfprechende 
Geichäftspflege, insbefondere durch pünftlihe Bereifung des Amtsbe: 
zirkes nad Vorſchrift des F 15 in ftetem unmittelbaren Verkehre mit 
ben untergebenen Gemeinden und deren Organen fih zu erhalten und 
von ben Zuftänden und Bebürfnifjen des Verwaltungs Diftriftes und 
feiner Bewohner und von dem geeigneten Bollzuge der getroffenen amt: 
lihen Anordnungen perjönlihe Weberzeugung ſich zu verfchaffen. 

Er hat die Amtsgeſchäfte, ohne den Betheiligten unnöthige Gänge 
zu verurfadhen, pünftlih und fchleunig zu erledigen, und demnach ind: 
befondere auch dafür zu forgen, daß Vorladungen nicht ohne Noth und 
ſtets unter Angabe der Veranlaſſung erfolgen. 

Im amtlichen Verkehre hat er ein wohlwohlendes Verfahren zu 
betätigen und darüber zu wachen, daß Gleiches aud von allen feinen 
Untergebenen gejchebe. 


Amtsorganifation. 49 


$ 15. 

Ale Reifen in Amtsjachen obliegen ausſchließlich dem Bezirks: 
amtmanne, Als ſolche werben bezeichnet : 
1) Die Reifen aus Anlaß fpecieler Official: Gefhäfte, welche nad) 

der Natur der Sade fid) nur außerhalb des Amtsfikes an Drt 
und Stelle zwedmäßig erledigen laſſen, 

2) die Reifen, welche zur erfchöpfenden Löſung der den Bezirksamtmanne 
in $ 14 Abſ. 1 vorgezeichneten Aufgabe erforderlich find, und 
3) die Reifen zur Abhaltung von Amtstagen außerhalb des Amts: 

fies nad Maßgabe des örtlichen Bebürfniffes. 


$ 16. 


Amtstage außerhalb des Amtsfikes find in allen Amtsbezirken an 
ben biefür geeigneten entlegeneren Orten, insbefondere an den Landge— 
rihtsfigen, in Gemäßbeit einer von der einfchlägigen Kreisregierung für 
jeben Bezirk nad) Vedürfniß fetzufegenden und gehörig zu veröffent: 
lihenden Ordnung zu dem Zwecke abzuhalten, daß ben Bewohnern ber 
betreffenden Umgegend die Möglichkeit dargeboten werbe, ihre Angelegen- 
heiten mit Erjparung zeitraubender Gänge nad) dem entfernten Amts: 
fite zur Erledigung zu bringen. 

In gleihem Sinne find von den Bezirfsamtmännern auch bie 
fonjtigen Amtsreifen zu benüßen, um an Ort und Stelle alle jene Ge: 
ſchäfte gelegentlich abzumaden, welde in ſolcher Weife entipredyend er: 
ledigt werben können. 

Die Gendarmerie fol die ihr obliegenben münblichen erg Fa über Sicher⸗ 


eitsſtörungen, Berbrechen, Vergehen ꝛc. auch bei ———— er auswärtigen 
mtötage erftatten. (ME, vom 18. Juli 1862 Ziff. IL) 


8 17. 
Die regulatiomäßigen Taggelder und Reifeloitenvergütungen können 
bei auswärtigen Geſchäften angefprochen werben: 

1) in Parteifachen, welche nicht gelegentlicy einer Amtsreife zur Er: 
lebigung fommen, 

2) in Amtsſachen für Dienftesverrihtungen außerhalb des Amtsbezirkes, 
ober wenn ber Bezirksamtsafjefjor ftatt des Bezirksamtmannes 
reift, in welch’ letzterem Falle die betreffenden Gebühren aus bem 
Reijefoftenaverfum des Bezirksamtmannes zu beftreiten find. 


| $ 18. 

Gegenwärtige Verordnung tritt in ben MNegierungsbezirfen dies: 
feit8 des Rheins mit dem 1. Juli 1862 in Wirkfamteit. 

Die Berordnung vom 23. Sept. 1857, die Inftruction für den 
landgerichtlichen Dienft betr., tritt in Bezug auf die Berwaltungsbehörs 
ben mit allen ber gegenwärtigen Verordnung entgegenftehenden Bollzugs: 
vorjhriften von obigem Zeitpunfte an außer Wirkfamteit, 

Gegeben zu Nizza, den 24, Februar 1862, 

Rar, Handbuch ber bayer, Diftr.Berw,Behörden, TIL Aufl. 4 
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B. Dienſtorduung. 


J. Amtsperfonale. 


1. Beamte. 


An jedem Bezirksamte befteht ein Vorſtand und ein Nebenbeamter, 
welcher den Borftand in Verhinderungsfällen zu vertreten berufen ift. 
Nur wo befondere Verhältniffe es erfordern, wird ein Nebenbeamter des 
Berwaltungsamtes amı Site des bisherigen Landgerichts erponirt. 

Zur Zeit beftehen joldhe erponirte Verwaltungsbenmte: 

in Oberbayern für den Bezirk: 
a) Reichenhall im Bezirksamt Berchtesgaden, 
b) Tegernſee im Bezirksamt Miesbach. 

Diefe erponirten Beamten find dem Dijtriftsverwaltungsbeamten 
untergeordnet, ’ 

Durch ME, vom 21. Mai 1862 ift für diefelben nachfolgende 
Dienftesinftruction vorgeichrieben. 


Dienfiesinfirnction 
für die erponirten Bezirtsamtsaffefforen zu Orb, Reichenhall und Tegerniee. 


1. Dienftlihe Stellung bes erponirten Bezirksamts: 
affeffors im Allgemeinen, 


g1. 

Der erponirte Bezirksamtsafjeffor fteht unter der Aufficht und 
Leitung des Bezirksamtmannes und bat im Allgemeinen bie dienftliche 
Stellung der Nebenbeamten ber Bezirfsämter; zugleich ift ihm jedoch eine 
größere Seldftftändigfeit in ber Behandlung einzelner Geſchäfte eingeräumt, 

5 2. 

Der Umfang feines Amtsbezirkes iſt der desjenigen Landgerichts, 
an deſſen Sit er erponirt ift. 

S93. 

Er wird durch den Bezirtsamtmann in bie Gejchäfte eingewiejen, und 
den Borftänden der Gemeinden und Pfarreien feines Bezirkes vorgeftellt. 


I. Wirkungsfreis des erponirten Bezirksamtsaſſeſſors. 


$ 4. 
In der Regel umfaßt die Gefhäftsaufgabe des erponirten Neben: 
beamten alle der Zuftändigkeit der Bezirksämter überwiefenen Verwal: 
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tungsangelegenheiten, ſoweit dieſe den Amtsbezirk berühren, für welchen 
der exponirte Nebenbeamte beſtellt iſt. Alle von ihm gefaßten Beſchlüſſe 
und getroffenen Anordnungen bedürfen in der Regel der Genehmigung 
des Bezirksamtmannes. 

Ausnahmsweiſe find jedoch einige Geſchäftszweige der ausſchließen— 
den Competenz des Bezirksamtmannes vorbehalten, andere dagegen dem 
exponirten Bezirksamtsaſſeſſor zur ſelbſtſtändigen Erledigung unter eigener 
Verantwortlichkeit überwieſen. 


§ 5. 
Der ausſchließenden Competenz des Bezirksamtmannes ſind vor— 
behalten: 

1) Die auf die Landtagswahlen Bezug habenden Geſchäfte. 

2) Die Landrathsangelegenheiten. 

3) Die Geſchäfte in Bezug auf die Gejhmwornenlifte. 

4) nr Verpflichtung und Qualificirung der Gerichts: und practifchen 

erzte. 

5) Die diſtrictiven Angelegenheiten, namentlich die Leitung ber Ber: 
fammlungen des Dijtriftsrathes und des Diftriltsarmenpflegichafte- 
rates, wie ihrer Ausſchüſſe; ber erponirte Aſſeſſor ſoll jebod ben 
desfallfigen Berathungen beimohnen, um die nöthigen Auffchlüffe 
zu ertheilen. 

6) Die Erlaffung diftriftspoligeilicher Anordnungen. 

7) Die Milttärconfeription. 

8) Die Landwehrangelegenheiten. 

9) Die Inftallation der Pfarrer. 

10) Die Unionsvoltszählung und die Erftattung ber periodifchen Ber: 
waltungs- und Rechenſchaftsberichte. 

11) Das adminiſtrative Tax- und Depoſitenweſen, vorbehaltlich der 
Beſtimmung des $ 11. 


$ 6. 
Zur felbitftändigen Behandlung unter eigener Verantworklichkeit ift 
bem erponirten Bezirksamtsaffefjor überwieſen: 

1) Die Verpflihtung neu aufgenommener Staatsbürger auf bie 
Staatsverfaffung. 

2) Die Sicherheits: und Fremdenpolizei. 

3) Die Ausftellung von Heimatfcheinen, Reifelegitimationen, Arbeits: 
und Dienftbotenbüdyern, die Beftätigung der Leumunds- und an: 
derer Zeugniffe, ſowie die Bifirung der Urlaubsjheine der Militär: 
perjonen, 

4) Die Austellung der Jagdkarten. 

5) Die Controlle der Bejchaffenheit der Lebensmittel. 

6) Die Revifion der Gemeinde: und Stiftungsrechnungen, die Re: 
vifionsbefcheide find jedody dem Bezirfsamte zur Genehmigung zu 
unterbreiten, 

4* 
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7) Die Ertheilung der Euratelgenehmigung in Gemeinde und Stif- 
tungsangelegenheiten, foweit fie von ben Unterbehörden auszugehen 
bat, jowie die Feitftellung der Etatsvarianten und des Jahres: 
etat8 ber Rocalarmenpflege. 

8) Die Jagdpachtverhandlungen bezüglich der Gemeindejagben, 

9) Die Vornahme der Gemeinde: und Kirchenverwaltungswahlen, 
wobei die gejeglich erforderliche Bejtätigung von dem Bezirksamte 
zu erholen ift, dann die Verpflichtung und Einweifung der Ge: 
wählten. 

10) Die Gemeindevifitationen, wovon jedoch jährlich ein Drittheil in 
angemefjenem Wechfel von dem Bezirksamtmanne vorzunehmen: ift. 

11) Die Schulvifitationen, wovon in gleiher Weife dem Bezirksamt: 
manne ein Drittbeil obliegt. 

12) Das Faffionsweien der Pfarreien und fonftigen geiftlihen Pfrün: 
den, der Schul: und Meßnerbienfte. 

13) Die Theilnahme an den Berathungen des landwirthſchaftlichen 
Bezirksvereines, nach Maßgabe der Sabungen bes Ianbwirth: 
Ichaftlihen Bereines vom 9. November 1850 $ 33. 

14) Die Ertheilung der Bewilligung zum Leihentransporte nah ber 
ME. vom 13. April 1859. 

15) Bei allen dringenden Vorfällen, al® bei Elementarereigniffen, an- 
ftedenden Krankheiten, Viehſeuchen, bei dringenden Baufallwen: 
dungen u. dergl. bie Erlaffung und fofortige Durhführung der 
nöthigen Maßregeln. — Dem Bezirfsamte ift jedoch von ber ge: 
troffenen Anordnung baldmöglichft Anzeige zu erftatten. — 

16) In dringenden Fällen der Eorrefpondenz mit andern Behörben, 
die Erledigung von Ladungen und Vernehmungen auf Grund von 
Requifitionen, 


II. Gejhäftsgang. 


7 

Der erponirte Bezirksamtsafjefior hat alle in ben vorftehenden 
F 5 und 6 nicht ausbrüdlid der Kompetenz bes Bezirksamtes oder ber 
jelbjtftändigen Behandlung des erponirten Nebenbeamten überwiefenen 
Berwaltungsangelegenheiten vollftändig zu inftruiren, bie befinitiven Be: 
ſchlüſſe zu entwerfen und dieſe dem Bezirksamte mit ben betreffenden 
Verhandlungen vorzulegen; mit ben vom Bezirksamtmann feftgeftellten 
und unterzeichneten Bejchlüffen gehen die Verhandlungen an den erpo: 
nirten Bezirksamtsaffeffor zur weitern Beſchäftigung zurüd. 

g8. 

Glaubt der Bezirksamtmann dem ihm vorgelegten Entwurf bie 
Genehmigung verfagen zu müſſen, jo fteht es ihm frei, daran bie nöthigen 
Aenderungen vorzunehmen, oder benfelben dem erponirten Nebenbeamten 
zur Umarbeitung zurüdzuftellen. 
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Dem Letzteren iſt es unbenommen, falls er auf ſeiner Anſicht 
verharrt, die Gründe hiefür zu feiner Rechtfertigung auf einem geſon— 
berten Bogen zu ben Acten zu legen. 


Der Bezirksamtmann kann auch in ben feiner ausfchlichenden 
Eompetenz überwiefenen Angelegenheiten die Erledigung einzelner Ge- 
Ihäfte dem exponirten Bezirksamtsaſſeſſor, foweit fie deſſen Bezirk be: 
treffen, 3. B. bie Inftruction ber Reclamationen auf Grund des $ 48 
bes H.E.®., die Ausfertigung und Zuftellung der Militärentlaßfcheine ıc. 
übertragen, 

Anderfeits ift er befugt, jederzeit von ben Gefchäften, weldye dem 
ſelbſtſtändigen Wirfungsfreife des erponirten Bezirtsamtsaffefjors über: 
laffen find, Einficht zu nehmen, etwaige Bedenken bemfelben mitzutheilen, 
und nad Umftänden der vorgefegten k. Kreisvegierung hierüber Bericht 
zu erjtatten. 

$ 10. 

Der Gefhäftsgang zwiſchen dem erponirten Bezirksamtsaſſeſſor 
und dem Bezirksamte, weldyem er angehört, ift einfach, wie innerhalb 
bes Amtes. Die Vorlagen an Iehteres gefchehen daher in der Regel 
mit einfacher Randbemerkung. 

Berichte an höhere Inftanzen find von dem erponirten Affeffor 
im Entwurfe mit ben Verhandlungen dem Bezirksamte vorzulegen, und 
von bemfelben auszufertigen. 

Ale übrigen Ausfertigungen bei dem erponirten Nebenbeamten, 
fie mögen von biefem in eigner Competenz ober unter Mitwirkung bes 
BezirksMatmannes ausgehen, gefchehen im Namen des Bezirtsamtes unter 
Beifügung der Unterfchrift des exponirten Nebenbeamten, 3. B.: 


Tegernfee, ben 2. März 1862. 
Das k. Bezirksamt Miesbach 


Der erponirte Bezirksamtsaffeffor 
N. N. 


Die erponirten Bezirtsamtsafjefjoren erhalten eigene Amtoſiegel. 


8 11. 

Gelder, Werthpapiere und fonftige Werthgegenftände, welche ber 
erponirte Bezirksamtsaffeffor aus Anlaß feiner Amtsführung in Em: 
pfang nimmt, hat er mit nächſter Sendungsgelegenheit an das Bezirks: 
amt zur vorfchriftsmäßigen Behandlung abzuliefern, 

Nur wenn die MWiederverausgabung binnen 3 Tagen mit Gewiß— 
beit fi) vorausfehen läßt, kann er biefe Gegenftände in eigene fichere 
Verwahrung nehmen. 

In diefem Falle hat er den Empfang und die Hinausgabe vor: 
fhriftemäßig und unter Beilegung der Einnahms- und Ausgabsbelege 
zu verbuchen. 
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12. 

Bezüglich der Einhaltung der Amtsſtunden, der Bereiſung des 
Amtsbezirkes, der Abhaltung von Amtstagen außerhalb des Amtöéſitzes 
und bezüglich des Berkehrs mit den Amtsuntergebenen finden bie Be- 
fiimmungen ber $ 13 — 16 ber A. V. vom 24, Febr. 1862 audy auf 
die erponirten Bezirksamtsaffefforen Anwendung. 

$ 13. 

Der erponirte Bezirksamtsaffeffor hat eigene Gejhäftstagebücher, 
wie biefelben für die Bezirfsämter vorgefhrieben find, zu führen und 
beißt feine eigene Regiftratur, in weldyer alle feinen Amtsbezirk betreffen- 
ben Acten mit Ausnahme derjenigen, welche ſich auf die der ausſchließen— 
den Gompetenz des Bezirtsamtmannes vorbehaltenen Gegenftände be: 
ziehen, zu binterlegen find, 

Der Bezirksamtmann hat wenigftens alle Vierteljahre von ben 
Geſchäftsbüchern Einficht zu nehmen, und daß dieſes gefchehen, in ben: 
felben durch Namensunterfchrift zu beftätigen. 


IV. Hilfsperfonale und Regie des erponirten Bezirks: 
amtsajjeffors. 


§ 14. 

Dem erponirten Bezirtsamtsaffefforen wirb ein Schreiber mit ben 
regulativmäßigen Bezügen beigegeben, und von bemfelben aufgenommen. 

Die Aufftelung des Amtsdieners erfolgt nah Vorſchrift bes F 8 
der A. 3. vom 24. Februar 1862, die Einrichtung der Diſtriktsver— 
waltungsbehörben betr, 

Die Verpflichtung beider obliegt dem erponirten Bezirksamtsafiefjor. 

$ 15. 

Der erponirte Bezirtsamtsaffeffor hat die Kanzleibebürfniffe aus 
dem ihm bewilligten Jahresaverfum von... . fl., die Beheizung ber 
Amtslocalitäten von dem Jahresaverfum von . . . fl. zu beftreiten, 

Die zur befonderen Verrechnung geeigneten Negieausgaben kommen 
anf Rechnung des Bezirksamtes. 

Die Geſetz-, Negierungss und Kreisamtsblätter erhalten die erpo: 
nirten Nebenbeamten in gleicher Weiſe wie die Bezirksämter. 

$ 16. 

Dei auswärtigen Dfficialgefchäften find bie regulativmäßig zuläffi- 
gen Neifekoften und Tagegelder vorerft aus ber Staatskaffe zu vergüten 
und vierteljährlich zu liquidiren. 


2. Aunctionäre und Practifanten. 


Soweit ber Geſchäftszuwachs, welcher den k. Bezirksämtern durch 
die Uebernahme der Staatsanwaltfhaft bei beu am Drte befindlichen 
Land: oder Stadt: und Landgerichten erwächſt, von fo großer Bedeu— 
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tung iſt, daß den beiden Beamten des Bezirksamts dieſe Aufgabe neben 
den Anforderungen des gewöhnlichen Dienſtes nicht zu erfüllen vermöch— 
ten, iſt durch M.E. vom 16. April 1862 eine in jedem Falle von ber 
vorgängigen Oenehmigung des k. Staatsminifteriums des Innern ab: 
hängige Gejhäftsaushilfe durch Beigabe eines gefhäftstüchtigen Rechts— 
practifanten oder Acceffiften in Ausſicht geftellt, welde dafür cine Tages: 
gebühr von einem Gulden beziehen. 

Für Necdtspractifanten, welche ihre Vorbereitungspraris für das 
zweite practifche Eramen bejtehen wollen und nad) demfelben ihre Praxis 
fortfegen, enthält die Prüfungsverordnung vom 6. März 1830, R.Bl. 
©. 581, die nähere Beftinnmung. 

Nah der U. DB. vom 7. Aug. 1863, RB. ©. 1315, bat die 
Amtspraris der theoretifch geprüften Rechtscandidaten 21/, Jahre zu 
dauern, nämlich 12 Monate bei einer Unterbehörbe der inner ober 
Finanzverwaltung, und 18 Monate bei ber Juſtiz. 

Wegen unverfchuldeter Störung der Amtspraris Tann bie Kreis: 
regierung Dispenfation eintreten laffen, jedoch nicht weiter, als daß für 
bie Adminiſtrativ-Praxis mindeftens 9 Monate, und für die Juftigpraris 
15 Monate verwendet erfcheinen. 

(ME. vom 27. Aug. 1864, RA. ©. 1450.) 

Ueber Ausbildung und Verwendung der practifd geprüften Rechts: 
practifanten im Juftizdienfte vgl. Ü.D. vom 3. Aug. 1863, R.Bl. 
S. 1282. (Bergl. damit B. vom 5. Mai 1832, Döll. 17 ©. 138.) 

Die vorgefchriebene Adminiftrativ-Praris kann zur Hälfte, ſohin 
in ber Marimaldauer von 6 Monat, bei der k. Polizeidirection ge: 
nommen werden. (ME. vom 6. 1867, RA. ©. 780.) 

Weitere Entfchl, des M. d. Inn. vom 10, Juli 1869, RX. 1076, 

1) Die Adminiftrativ- Praris als Vorbereitung für die practifche Eon: 
cursprüfung kann fortan zur Hälfte aud bei ben einer Kreis: 
regierung unmittelbar untergeorbneten Magiftraten erftanden werben, 
jedoch find Kandidaten, welche 6 Monat bei Magiftraten practis 
cirten, gehalten, die übrigen 6 Monate bei einem f. Bezirksamte 
(mit Ausihluß der k. Polizeibirection München) zuzubringen. 

2) Die Magiftrate find in der Annahme practifch noch nicht geprüfter 
Rechtscandidaten in der Art beſchränkt, daß für jebes rechtskun— 
dige Mitglied je ein Candidat zugelaffen werben darf. 

3) Es Hat ein Wechſel der abmittirten Candidaten in ben verfchiede: 
nen Gejchäftsabtheilungen Statt zu finden, jo daß jeder Kandidat 
nicht über 2 Monate in derſelben Abtheilung vermweilt. 

Ueber theoretifche Prüfung der zum Staatsdienſt adſpirirenden 
Rechtscandidaten j. Entſchließung des Minifteriums der Juftiz, des Innern 
beider Abth. der Finanzen vom 25. Juli 1869, R.Bl. ©. 1074. 

Ueber Stipendiengefuhhe der in der Vorbereitungspraris befind: 
lihen Rechtscandidaten. (Vergl. Entſchl. des Minifteriums des Cultus 
vom 26. Januar 1868, MB. ©. 26.) 
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Verpflichtung der zum Staatsdienſt adſpirirenden Rechtscandidaten, 
welche bei der theoretiſchen Prüfung nicht befähigt befunden worden ſind, 
zur Fortſetzung ihrer Studien auf einer Hochſchule für ein weiteres Jahr. 

(RU, vom 23. De. 1852, A.Bl. S. 951.) 

Berbot der Beteiligung Tandgerichtliher Yunctionäre an anmalt: 
Icyaftliher Praris, (A. E. vom 11, Nov. 1852, RM. ©. 878.) 

Wehrpflicht der Nechtspractifanten. Entſchl. des Minifteriums der 
Suftiz, des Innern und bes Kriegs vom 1. Mai 1868, Juſt. M.Bl. ©. 98. 

I, Unterbredjungen ber Amtspraris in Folge des Eintritts in das 
Heer, find von den Behörden, bei welchen die Rechtscandidaten in ber 
Praris ftehen, vorzumerfen und es ift das Zeugniß über die Dauer ber 
Praris genau nur über jene Zeit zu ertheilen, welche fie wirflid in 
Praris zugebradyt haben. Die durch den Militärdienft herbeigeführten 
Unterbredungen find jedoch im Zeugniß gleichfalls zu erwähnen. 

Bei der AZufammenzählung diefer Unterbrehungen find übrigens 
nur jene in Rechnung zu bringen, welche minbejtens einen ganzen Tag 
gedauert haben. 

U. Die Störung durd den Militärdienft darf auch bei ben Frei— 
willigen als eine unverfhuldete anerkannt, fohin desfalls von der Die: 
penfationsbefugniß gemäß bes Ausjchreibens vom 27. Aug. 1864 Ge: 
brauch gemacht werben. 

II. Redtscandidaten, welche ausfchließlih durch den Militärdienft 
von der Vollendung der 21/,jährigen Amtspraris abgehalten, erſt im 
4. Jahre nad) Erftehung der theoretijhen Prüfung zur practifhen Con: 
cursprüfung zugelaffen werben, find in den Staatsconcurs bes vorher: 
gehenden Jahres nach ber vorgelegten Note einzureihen, 


3. Verpflichtung. 
a) Der Beamten. 


Durch ME. vom 23. April 1862 ift die BVerpflichtungsformel 

für die Bezirksbeamten in folgender Art normirt: 

„Ich N. ſchwöre Treue dem König, Gehorfam dem Geſetze und 
Beobachtung der Staatsverfaffung. 

Ich ſchwöre, alle in der mir Allerhöchſt übertragenen Dienftes: 
eigenſchaft nach den beftehenden Gefeben und Verordnungen mir ob: 
liegenden Verpflichtungen auf das Genauefte zu erfüllen. Ich ſchwöre 
allenthalben die vollkommenſte Unparteilichleit ganz rüdfichtslos zu 
beobachten, mithin weder VBortheil noch Nuben, von wen es auch ſei, 
der Amtsgeſchäfte wegen mir zuwenden zu laſſen, Niemanden je etwas 
von dem, was ich durch meinen Dienft oder aus bienftlichen Ber: 
bandlungen erfahren werde, fchädlicher Weife zu eröffnen, vielmehr 
durchaus bie ftrengite Verſchwiegenheit beobachten; auch von Feinerlei 
Protokollen, Urkunden oder fonftigen Schriften Unberehtigten Einficht 
nehmen oder Mittheilung irgend einer Art zukommen zu lafjen. 
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Ich ſchwöre endlich, daß ich keinem Vereine, deſſen Bildung dem 
Staate nicht angezeigt iſt, angehöre, noch je angehören werde, dann, 
daß ich in keinem Vereine verbleiben werde, deſſen Schließung von 
der zuſtändigen Polizeiſtelle oder Behörde verfügt worden iſt, oder an 
welchem mir die Theilnahme in Gemäßheit der jeweils beſtehenden 
Disciplinarvorſchriften verſagt ſein wird. 

Dies ſchwöre ich, fo wahr mir Gott helfe ꝛc.“ (Die weitere For: 
mel nach dem Religionsbefenntniffe des Schwörenden.) 

Die Berpflihtungsprotofolle haben den Eid wörtlich zu enthal- 
ten. — Die Protokolle über die Berpflichtung der Amtsvorftände und 
Nebenbeamten find in Originale der Kreisregierung einzufenden. Ab: 
fhriften bievon find nad) Jahrgängen geordnet von dem Amtsvorftande 
zu bewahren, und über die Verpflichtung Vormerk zum Perfonalact zu 
machen. (Dil. 32 ©. 285, RM. vom 13. Nov. 1852, RN. ©. 885.) 

Mit Rüdfiht auf die den Bezirksamtsaffefforen und Functionären 
zufommenbe Vertretung ber Staatsanwaltſchaft bei den am Amts: 
fige befindlichen Landgerichten ift ber Verpflichtung ber fänmtlichen Aſſeſ— 
foren und Functionäre bei jenen Bezirksämtern, wo eine foldhe Vertre— 
tung Statt findet, folgende Formel beizufügen: 

„Ferner ſchwöre ich, daß ich, fo ferne mir der Dienft eines Vertre: 

„ters der Staatsanwaltfhaft übertragen werben follte, bie in biefer 

„Figenfhaft nach den beftehenden Gefegen und Berorbnungen mir 

„obliegenden Pflichten treu erfüllen, den bienftlihen Aufträgen 

„meiner ftantsanwaltfchaftlihen Vorgeſetzten pünktlich nachkommen, 

„und auch in Bezug auf meine ftaatsanwaltfchaftliche Thätigkeit das 

„Amtsgeheimnißg bewahren werde.“ 

Hienach ift bei allen fünftigen Ernennungen, bei Verfegung von 
Bezirksamtsaffefforen am Amtsfibe, wo eine Vertretung ber Staatsan: 
waltfhaft ihnen zufommt, fo ferne eine ſolche ihnen bisher nicht oblag, 
fo wie bei der Aufftelung von Yunctionären zu verfahren. 

(ME, vom 9. Aug. 1862.) 

Nah J. M.E. vom 10. Nov. 1862 ift bei der Berufung eines 
Affeffors oder Functionärs eines Bezirksamtes zur Yunction als Ber: 
treter der Staatsanwaltichaft bei einem E, Land» oder Stabtgeridht von 
einer befonberen Verpflichtung oder Hinweifung auf den geleifteten Eid 
dur den Staatsanwalt Umgang zu nehmen, aber Sorge zu tragen, 
daß dem Staatsanwalt am einfchhlägigen Bezirfsgerichte eine beglaubigte 
Abſchrift des Berpflichtungsprotofolles zugeftellt werde. 


b) Der Functionäre und Practilanten. 


Nach RX. vom 15. Mai 1835, K. A. Bl. S. 1153, find Functionäre 
mittels Eides in Pflicht zu nehmen, und haben diefelben: 
1) den Berfaffungseib, 
2) den Dienfteib, 
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3) ben Eid wegen Nichttheilnahme an verbotenen Geſellſchaften zu 
leiſten. 

Die Berpflichtungsformel der Rechtspractikanten enthält die V. vom 
2. Aprit 1812, Döll. 17 ©, 67. 

Nach ME, vom 18. Sept. 1823 ibid. fol den Nedhtspracti: 
Tanten der Verfaſſungseid nicht abgenommen werben. Bergl. hiemit je: 
body die Beftimmungen bes Gefeßes vom 4. Juni 1848, die Wahl ber 
Landtagsabgeorbneten Art. 4 u. 5, wonad; Practifanten zwar nit in 
biefer Eigenfhaft, jebodh unter der Vorausſetzung zur Leiſtung des Ver: 
fafjungseides berechtigt find, wenn fie dem Staate eine directe Steuer 
entrichten und volljährig find. 


4. Qualification. 


Die Vorjehriften für die Führung ber Qualificationstiften über 
das ben Kreisregierungen, Kammern bes Innern, untergeorbnete Perfonal 
ber innern Verwaltung vom 11. Aug. 1838 

ſ. Döll. 17 ©. 138, 1110, 1125, 
Inſtructive Borjhriften hiezu ©, 1117, 
dann Döl. 32 ©. 291 ff. 

Ale Dualificationen find unter befonderem Verſchluß des Amts: 
vorftandes zu halten, 


A. Allgemeine Borfhriften für die Qualification. 


Nachdem mit der Trennung ber Juſtiz von ber Abmintftration 
bie Qualificirung der Beamten des vormals gemifchten Dienftes in Be: 
zug auf die Juſtizgeſchäfte Hinwegfällt, fo haben die Bezirksamtmänner 
die Dualification der untergeordneten Beamten Tediglih nach ihrer Be: 
fähigung für den abmibdiftrativen Dienft zu bemeffen. 

Das mit dem Dienfte der Staatsanwaltihaft betraute Perfonal 
ber Bezirksämter wird rüdfichtlicd, diefes Dienftes vom Oberftaatsanwalt 
qualificirt, und befjen Noten ber betreffenden Negierung zur gleichzeitigen 
Würdigung bei Revifion der Liften mitgetheilt. 

Für die Qualificationsliften ift lediglich das dafür vorgefchriebene 
Formular und Format in Anwendung zu bringen. 

Die Tabelle zerfällt in zwei Hauptabtheilungen, deren erfte Tedig: 
lidy die Darftellung der Dienftesqualitäten, deren zweite die Darjtellung 
ber bürgerlien, ſtaatsdienerlichen und fittlihen Eigenſchaften des Quali: 
ficirten umfaßt. 

In ber erften Abtheilung werden die Noten in 5 Claſſen ertheilt 
und durch arabifche Ziffern ausgebrüdt. 

Die Ziffer 3 bezeichnet das Präbicat „gut“ oder „groß“, und 
bildet die Grundlage der Beurtheilung. 

Hiemit ift die Bejchaffenheit der Anlagen, Kenntniffe, ver Gewandt: 
beit, des Fleißes, dann des mündlichen und ſchriftlichen Vortrages zu 
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bezeichnen, durch deren Defig und Anwendung der Angeftellte zu Teiften, 
im Stande ift, und wirklich Teiftet, was von ihm in feiner dermaligen 
Dienftesjtellung gefordert werben kann und muß, bamit er feinen Platz 
klaglos ausfüllt. 

Mit Rückſicht auf diefe Grundlage der Beurtheilung bemißt fi 
die Qualificirung mit 

der Note 2 „jehr gut“ oder „ehr groß”, 
„m 1 „ausgezeichnet”, 

„u. & „unvolllommen” oder „mangelhaft“, 
„#5 „unzureichend“, 

Die Anlegung, Führung und Erhaltung der Qualificationsbücher 
ift eine perfönlihe Dienjtobliegenheit der Amtsvorſtände. 

Das bei jeder Behörde über die untergeorbneten Angeftellten be: 
ftehende amtliche Dualificationsbud wird in der Art fortlaufend geführt, 
daß daſſelbe die jeweiligen Dienfteseigenfhaften der untergebenen Ange: 
ftellten der Behörde zu jeder Zeit anſchaulich barftelle, 

Jedem einzelnen der Angeftellten, und bei Perfonalveränderungen 
jedem neu Zugegangenen ift ein eigenes Folium nach dem tabellarifchen 
Formular Nr, 1 it. à zu widmen, in weldes ber Amtsvorftand feine 
bemerfenswerthen Wahrnehmungen und Erfahrungen von Zeit zu Zeit 
einträgt und frühere Einträge verbeſſert oder berichtigt. 


Im Laufe des Monats Auguft eines jeden Jahres hat ber Amts: 
vorftand biefes Vormerkungsbuch, Tabelle um Tabelle, zu revidiren, nad) 
feinen Wahrnehmungen und Erfahrungen mittels durchgehender Beant: 
wortung aller Rubriken richtig zu ftellen, und jedes Yoltum unter Bei: 
fegung des Datums abzufhließen; follte das einem Individuum gewid— 
mete Folium feinen Raum für weitere Einträge mehr bieten, fo wird 
ein neuer, tabellirter durch fortlaufende Seitenzahlen mit dem Quali: 
ficationsbuche zu verbindender Formularbogen demſelben beigeheftet. 

Diefe Folien find in hronologifcher Ordnung, wie fie nad ber 
Herftellung des Qualificationsbuches durch neue Zugänge ſich ergeben, 
fortlaufend zu numeriren und zu beften. 

Der Abſchluß des einem Angeftellten gewidmeten Yoliums Hat 
gleichfalls zu gefchehen, wenn berjelbe aus dem Dienftverbande mit ber 
bisherigen Behörde tritt. 

Das abgeſchloſſene Folium bleibt jedoch unter Bormerkung ber 
Zeit des Austrittes dem amtlichen Qualificationsbuche eingeheftet. 

Auch bei einer Nenderung in der Perfon des Aıntsvorgefehten er: 
folgt der Abſchluß aller Folien des Vormerkungsbuches nod durch den 
abtretenden Beamten vor Ablieferung an den Nachfolger. 

Einem zeitlichen Verweſer der Functionen des Amtsvorgefeßten 
fommt die Befugniß zu qualificiren oder eine Qualification abzuändern 
nicht zu. 
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Dis zum 31. Auguſt jeden Jahres haben die Amtsvorſtände Aus: 
züge aus dem amtlichen Dualificationsbuche nad) Formular 1 lit. b 
für jeden Angeftellten zu fertigen, und der Kreisregierung, Kammer bes 
Innern, vorzulegen. Gleiche Borlage findet Statt bei Beförderung oder 
Verſetzung eines Angeftellten ber bezeichneten Dienftescategorie in einen 
andern Regierungsbezirk, 

Bei den zwifchen dem 1. März und 31. Auguft neu in ein Amt 
eintretenden Beamten kann bie Qualificirung bis zum nächſten Jahre 
ausgefeßt werben. 

Es ift Sorge zu tragen, daß die Notizen über die Geburtszeit 
ber Beamten nur auf ben Grund fidherer und verläffiger Vorlagen in 
den Liſten eingetragen werben. 

(ME. vom 18. Juli 1843, lith. RE. vom 29. Juli 1843.) 

Die Einträge über Gefundheitsverhältniffe find ftreng nad ber 
Vorſchrift in $ 12, 13 und 18 der 5. V. vom 11. Auguft 1838 zu 
mahen. (M.E. vom 3, Nov. 1846.) 

Der Familienftand ift mit voller VBerläffigkeit einzutragen; bei ben 
Kindern ift v. oder u. — d. 5. „verforgt“ oder „unverforgt“ beizufügen. 
(M.E. vom 1. März 1849 und 19. Nov. 1849.) 

Treten in Bezug auf den Stand der Kinder Veränderungen ein, 
fo find diefe nicht fpeciell in der Liſte vorzutragen, fondern Tebiglicy ber 
nunmebrige Gefammtftand. (M.E. vom 19. Nov. 1853.) 

Nah B. vom 11. Aug. 1838 VI. 8. find Dupficate der Quali: 
ficationsliften erforderlich: 

&) bei allen Neuangeftellten, wozu aud die aus Gemeindedienſten 

Uebertretenden gehören; 

b) bei ben beförderten Beamten mit Beachtung des Abſatz IV. 6. 
vorgezeihneten Termines. 

Dagegen genügen Veränderungsanzeigen bei den bereits erftmals 
gewürdigten innerhalb derſelben Dienftescategorie verfesten Beamten 
(felbjt aus andern Kreifen) ; ebenfowenig ift die Vorlage bezüglich jener 
vorläufigen Auszüge geboten, welde die Amtsvorftände bei ausgeſetzt 
verbleibender Qualification über bie perſönlichen Verhältniſſe nah $ 16 
Ziff. 4 der inftructiven Vorfehrift vom 11. Aug. 1838 einzufenden haben. 

(ME. vom 31. Yan. 1851.) 


Das Minifterial:Refeript vom 1. April 1854 geftattet den Beamten: 

a) Don ber dur die Kreisftelle feftgeftellten Qualification Kenntniß 
zu nehmen, 

b) entweder mündlich bei ihrem Aufenthalt in ber Kreishauptitabt 
oder fchriftlich in Auszügen aus der Qualificationslifte Die Ein: 
fihtnahme ber letzteren ift unterfagt. 

ce) Die Kundgabe Hat fih über die Nubrifen A, 7a, 7b, 8, 9, 10, 
11, 168, zu erjtreden. 

d) Gleiches gilt bezüglich der NRechtspractitanten und Acceffiften. 
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Die Amtsvorftinde find zu verftindigen, daß die Vorſchriften über 
das Amtsgeheimnig und über die gejonderte Verwahrung der die Qualis 
fication betreffenden Acten unter Verſchluß des Borftandes Feine Abän- 
berung erlitten haben. 

Auf den Qualificationsliften der Landgerihtsbeamten (alfo Fünftig 
Berwaltungsbeamten), ift der Familienname, der Geburtd= und Hei: 
matsort, dann die Religion der Ehefrau jeberzeit unter bie des Ehe: 
mannes in ber Rubrif 1, 28 und 3 ber erften Seite des Qualifications: 
bogens einzutragen. (ME. vom 2. Juni 1857.) 

Gleiche Beftimmung gilt auch bezüglich der Adſpiranten. 

Bei gemifchten Ehen ift die Religion der Kinder dann einzutragen, 
wenn Abweichungen von ben gefeglihen Normen vereinbart find, 

(M.E. vom 1. Februar 1859.) 

Berichtliche Anzeigen, wodurch ſich lediglich auf die vorjährigen 

ualificationstabellen bezogen wird, genügen nicht. 
(Lith. RE. vom 16, Dct. 1851.) 

Alle neu vorzulegenden Qualificationsliften find mit Einlegebogen 
zu verfehen. (M.E. vom 8. Nov. 1852.) 

In den Dualificationsliften find außer dem jederzeit einzutragenden 
Disciplinarftrafen nur jene Belobungen und Rügen unmittelbar vorzu— 
tragen, bezüglich welcher der Eintrag fpeciell angeorbnet wird, wogegen 
alle den betreffenden Beamten berührenden Aufmahnungen, Verweiſe oder 
Anerkennung auf befondere Bormerfungsbogen zu verzeichnen find, um 
bei der Reviſion ber Dualificationslifte bezüglid des Beamten mit be: 
fonderem Berichte vorgelegt zu werden. (MR. vom 11. Dez. 1854.) 


B. Befondere Borfhrift für die Qualification ber 
Rehtscandidaten und Abvofatenconcipienten. 


Wiederholt gewählte und befinitiv gewordene Rechtsräthe eignen 
fih nicht mehr in das Qualificationsbud) der Rechtscandidaten. 
(M.E, vom 24. Juni 1832 und 19. Juni 1838.) 
Die bei Advokaten concipirenden Nechtspractifanten find gehalten, 
der Diftriktsverwaltungsbehörde jährliche Verwendungsnahmeife zu über: 
reihen. (M.E. vom 22. März; 1852.) 


Die Diftriftsverwaltungsbehörden haben die Revifion und Zelt: 
ftellung diefer Noten, und beziehungsweife Qualificationsnachmeife inner: 
halb des abminiftrativen Wirkungstreifes vorzunehmen, 

(M.E, vom 17. Jan. 1853, 17. De. 1853, 1. Dez. 1856.) 


Rechtscandidaten, welche ein volles Jahr nad Erftehung der pracz 
tiihen Prüfung nicht in Praris getreten find, ohne biefür Bewilligung 
nachgeſucht zu haben, oder welde die genehmigte Friſt zu mehr als 
2 Jahren ausdehnen ꝛc. find ohne vorgängige fpeciele Aufforderung in 
der Qualificationslifte abzuftreihen. (ME. vom 17. Dez. 1853.) 
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Die Verehelihung von Staatsdienftadfpirante, wozu bie Bewilligung 
nad) V. vom 14. Juni 1854, R.Bl. ©. 385 ertheilt wurde, ift jederzeit 
bei der nächſtfolgenden Revifion der Qualificationslifte nebft der nun: 
mebr feftgeftellten Heimat des Nechtspractifanten fowie der urfprünglichen 
Heimat der Gattin vorzumerfen, und die Anzeige hierüber in der 2. Rubrit 
der Aenderungsanzeigen nad Form. III. zum Ausjchreiben vom 24. April 
1853 aufzunehmen. (M.E. vom 13. Jan. 1858.) 


C. Advokaten-Concipienten. 


a) Den Diftriktspolizeibehörden ift von jeber Bewilligung bes Ein: 
tritts in die Advokatenpraxis Kenntniß zu geben. 
b) Die Borftände der Diftriftspolizeibehörben haben die Abvofaten: 
Goncipienten ganz nad) den Normen wie die zum Staatsdienſt 
. abjpirirenden Rechtspractifanten zu behandeln, 
e) Bon den Abvofaten » Goncipienten wird wohlmwollendes Benehmen 
gegen bie Barteien, aufrichtige Liebe zum Frieden und zu Vergleichen 
— fern von eigennüßiger Ausbeutung erregter Leidenfchaften — 
geforbert. 
d) Der Advokat hat die Qualification vorzunehmen, ber Amtsvor: 
ſtand ſolche zu revibiren. 
e) Die zur Movofatie adfpirivenden Candidaten find wie die übrigen 
Rechtspraetikanten in die Kreisqualificationsbücher aufzunehmen. 
(ME. von 26. Jan. 1855.) 
Die neueften Vorfhriften des k. Staatsminifteriums der Juftiz vom 
6. April 1684 über die Qualification des Juſtizperſonals |. Juſt. M.Bl. 
1864 ©. 77. 
Bezüglich der Qualification der Advokaten-Concipienten ordnet bie 
Entſchließung des Staatsminifteriums des Innern vom 6. April 1864 an: 


I; 

Im Einklange mit $ 10 der Qualificationsvorjriften für bas Juftizper: 
fonal bat die Qualification der Abdvokatenconcipienten fortan nur alle zwei 
Jahre gleichzeitig mit jenen durch die k. Bezirksgerihte im Monate Jannar 
ftattzufinden. 


2, 
Die Rechtspractifanten, welche bei Abvofaten arbeiten, haben fortan nicht 
mehr jährlich, wie unter II. Ziff. 3 des Minifterialausfhreibens vom 21. Dez. 1862 
bisher vorgezeichnet war, fondern jedes andere Jahr in bem der Qualification 
vorausgebenden Monate Dezember ein verfchlofienes aeugnib ihres Principals 
über ihre Verwendung dem Vorſtande der Diftriftspolizeibehörde ihres Wohnortes 
zu überreichen, 


3. 
Die Difiriftsverwaltungsbeamten haben bei ——— der Qualification 
nach den Formularien und Vorſchriften der Miniſterialausſchreiben vom 21. Dez. 
1862 und vom 5. Jan. 1864 (autographirtes Regierungsſchreiben vom 31. Dez. 
1862 Nr. 7544 und vom 28. Jan. 1864 Nr. 8342) zu verfahren und bie Bor: 
Tage zuverläffig bis zum 15. bes — zu bewirken. 


Nachdem bereits durch die M.E. vom 5. Jan. 1864 bie formelle Trennung 
ber Qualificationsbücher für die bei Behörden der innern Verwaltung, dann bei 
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Rechtsanwälten verwendeten Rechtspractifanten angeorbniet worden ift, ſteht ber 
gefonderten Führung und Sammlung der einfchlägigen Perjonalbogen ein Hindernik 
nicht entgegen. 

Unter Beröfjentlihung ber vorfiehenden Beſtimmungen werben bie oben- 
genannten Behörden zu deren genanen Beachtung angewieſen. 


5. Urlaub. 
(Conf. $ 11 und 12 der V. vom 24. Febr. 1862.) 


Nah $ 34 der Form. V. bat das Beamtenperfonal der Diftrikts- 
verwaltungsbehörden Urlaub bei ber Kreisregierung nachzuſuchen. Vergl. 
V. vom 10. Aug. 1848, Döll. 32 ©. 317, wonad) die Kreisregierung 
einen ſechswöchentlichen Urlaub aud für Reifen in das Ausland ertheilen 
fann, (ME, vom 24. Dez. 1854.) 

Die Ertheilung des erbetenen Urlaubs an Beamte und Diener 
der innern Berwaltung, welche der SKreisregierung nicht unmittelbar 
untergeordnet find, wie 3. B. Pfurrer, magiftratiihe Beamte, Schul: 
lehrer ift der Diftriftsverwaltungsbehörde überlaffen, 


6. Dienftreifen. 


Die früheren Anordnungen bezüglich des Pferbehaltens der Land: 
richter, Döll. XII. 258, erfcheinen als erloſchen, nachdem das Organi: 
fationsrefeript vom 24, Februar 1862 eine Verbindlichkeit dev Bezirks: 
beamten zur Haltung von Pferden nicht aufredht erhält. 

Die Dienftreifen des Bezirksamtsperfonals erfolgen entweder in 
Amts: oder in Barteiangelegenbeiten, 

Die Officialreifen obliegen zunäcdft dem Amtsvorjtande. — 
Außer den im Bezirk abzuhaltenden Amtstagen ($ 14— 16 ibid.) und 
den durch befondere Vorkommniſſe veranlaßten Reifen obliegt demfelben 
auch die Vornahme periodiiher Gemeinbevifitationen. 

Die EU. V. vom 13. Det. 1862, R.Bl. ©. 2302, beftimmt 
über die Bergütung des Aufwandes bei Geſchäftsreiſen des Bezirksamnts: 
perfonals folgendes: : 


Ein Zeitaufwand bis zu 5 Stunden ift für einen halben Tag zu 
reinen; 5— 12 Stunden für 1 Tag; über 12 Stunden für 11/, Tag; 
Geſchäfts- und Neifezeit find einzurechnen: 

Dem Amtmann gebührt eine Diät von 6 fl., dem Aſſeſſor von 
4 fl., dem beigezogenen Actuar von 2 fl. 30 kr., dem Amtsdiener 1 fl. 
— Die Necorde über Stellung eines anftändigen Fuhrwerkes find ber 
f. Regierungs = Finanzlammer zur Genehmigung vorzulegen. 

Nach F.M.E. vom 15. Nov. 1862 gebührt in Geſchäften ber 
Gewerbfteuerregulirung den Amtmännern die nad V. vom 13. Okt. 
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1862 beſtimmte Diät, da folde Function nicht zu dem ordentlichen 
Geſchäftskreis der Amtsmänner gehört. 
Die zu den Amtstagen mitgenommenen Protofollführer erhalten 
Diäten und Neifegebühren aus der Negiefaffe des Amtes, 
(ME. vom 9. Juni 1862,) 
Ueber die vorgenommenen Dienftreifen haben die Verwaltungsämter 
ein Reiſetagebuch zu führen. 


Ueber defjen Form und Inhalt gibt die h. M.E, vom 22. Mai 
1862 nadfolgende Beitimmungen : 


Bei jedem F, Bezirksamte ift über ſämmtliche auswärtige Gefchäfte, 
gleihviel ob fie von Amtswegen ober aus Anlaß von Parteianträgen 
gepflogen worden, ein chronologiſches Tagebuh nah dem übenftehenden 
Vormulare anzulegen, weldyes von dem betreffenden Beamten ftet8 eigen— 
händig in allen Rubrifen auszufüllen ift. 

Mit Schluß jeden Bierteljahres Hat der k. Bezirksamtmann Ab: 
jhrift des Tagebuches, nachdem er für deffen etwaige Ergänzung pflicht: 
mäßige Sorge getragen bat, an die vorgefegte Kreisregierung, Kammer 
bes Innern, einzufenden, von welder das Eintreffen bis zum 3. des 
folgenden Monats genau zu controlliven, und bie Vorlage ſachgemäß zu 
würdigen fommt. 


Bezüglicd der Reifen und Reifeentfihädigung ber Nebenbeamten orb: 
net die M.E. vom 26. April 1862 folgendes an: 


Nah $ 17 Ziff. 2 der A. V. vom 24. Febr. 1862 hat der ftatt 
des Bezirksamtmannes reifende Bezirksamtsaſſeſſor die regulativmäßigen 
Taggelder und Reifefoftenvergütungen aus dem NReifefoftenaverfum bes 
Bezirksamtmannes anzufprechen. 


Wenn aber wegen unabweislicher Dienftesverhältnifje (F 13 Abf. 2 
ber V. vom 24. Febr. d. I.) der Bezirksamtsaffefjor neben dem auf 
einer Amtsreife befindlichen Bezirksamtmanne gleichfalls zu einem aus: 
wärtigen Geſchäfte abberufen wird, wie 3. B. aus Anlaß eines ausge 
brochenen Brandes, oder wenn auswärtige Geſchäfte nad) ihren befondern 
Berhältniffen gleichzeitig von beiden Beamten beforgt werben müſſen, wie 
3. B. die ordentlihen Gemeinde: und Kirchenverwaltungswahlen, jo fallen 
die Taggebühren und die Reifekoftenvergütungen des neben dem Bezirke: 
amtmanne reifenden Afjeffors nicht dem Reiſekoſtenaverſum des eriteren, 
fondern den Etatsmitteln für außerordentliche Taggebühren und Reifefoften 
($ 9 Ziff. 3 e. 1.) oder den für gewiſſe Gefchäfte befonders ausgeſetzten 
Etatsmitteln wie 3. B. der Etatspofition für Koften von Gemeindes und 
Kirhenverwaltungswahlen zur Laſt. 

Bezüglich der Reifen der erponirten VBerwaltungsnebenbeamten wirb 
auf die oben unter B. I. 1. Amtsperfonal abgedrudte Dienftesinftruction 
verwiefen. 
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7. Disciplin. 


Den Amtsvorftand fommt die Disciplinargemwalt nah Maßgabe 
des IX. Edicts zur Verf. Urk. zu (vergl. biemit $ 81 der Form.®. vom 
17. Dez. 1825, Döll. XVU. ©, 494 u. ff. Bd. 32 ©. 119 u. ff), 
jowie die Beftimmungen des St. G. B. Art. 564 u. ff., über Verletzung 
der Dienftpflicht, Beftehung, Mißbrauch ber Amtsgewalt, Amtsuntreue zc. 

Die EU. Verordn. vom 10. März 1868, R.Bl. 450 (K. A.Bl. 
©. 2154) verbietet den Staatsbienern die Uebernahme von Nebengeſchäf— 
ten, Vormundſchaft ꝛc. ohne vorausgehende dienſtliche Bewilligung. 

Dur Art. 3 Ziff. 3 bes Einf, find alle Disciplinarfirafbeftim: 
mungen vorbehalten. 

Disciplinarfadhen find tax- und ftempelfrei zu behandeln. 

(DU. XIX. ©. 268, 3. vom 10. April 1826.) 

In Disciplinarfahen feine Verjährung. 

(BI. f. Rechts-A. Bd. J. ©. 265. Bb. XI. ©. 271. Crim.Arch. 1844 
©. 210. 
(Verhandl. der Kammer der Abg. 18°”/,, Bd. XVO. ©. 511.) 

Bei zeugihaftlicher Verwahrung von Staatsbeamten in Straffachen 
hat deren Enthebung von Beachtung des Amtsgeheimnifjes vorauszugehen. 
(ME. v. 21. Det. 1860. Juſt. M.E. v. 22, Oct. 1866. J. M.Bl. 

©. 316.) 


8. Weber das Erfcheinen der Beamten bei öffentlichen FFeftlichkeiten 
und Rangordnung. 
(Bergl. Döll. XVII. ©. 1135 ff.) 

Ueber das Berhalten ber Beamten bei Reiſen Ihrer königlichen 
Majeftäten, dann Ihrer königlichen Hohheiten ber Prinzen und Prin- 
zeffinen des k. Haufes, ſowie auswärtiger Allerhöchſter und Höchſter Herr: 
ſchaften find die maßgebenden Normen durch H. E. vom 28. Mai 1857, 
RA vom 30. Mai 1857, K. A.Bl. ©. 9385 und RN. vom 14. Juli 
1857 ibid. ©. 2042 gegeben und deren genaue Beobachtung mit R.A. 
vom 12. Sept. 1859, RB. S. 12388 cingefhärft. 

Nangordbnung der Beamten. Entſchließung des Geſammt— 
Staatsminifteriums vom 24. Mai 1864, K. A.Bl. ©. 800. 

I. In den Kreishauptitädten gehen die vorhandenen Collegialſtellen 
mit ihren Zugehörigen vor den übrigen Behörden, dieſe ſodann nach der 
im Hof: und Staatshandbud den vorgefehten Stantsminifterien ange: 
wiejenen Reihenfolge. 

Den königlichen Behörden reiht fih der Stabtmagiftrat und bie 
Gemeindebevollmächtigten an. (DU. XXV. ©. 244.) 

1. In den übrigen Städten mit dem Sit von Stellen ober Be: 
börden mit collegialer Verfaffung gebührt diefen — unter ſich gereiht 
nad der Reihenfolge der Staatsminifterin — der Bortritt vor ben 
übrigen Behörden, 
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II. Außer den Kreishauptſtädten gehen — abgeſehen vom Vortritt 
collegialer Behörden — fümmtlihe Borftinde der k. Behörden, ſodann 
die Nebenbeamten, endlidy die Functionäre ber coordinirten Behörden zu: 
fammen. 

Um Site des Bezirksamts gebührt dem Bezirksamtmann bie erite 
Stelle unter den Vorſtänden; die übrigen Beamten, fo wie die Neben: 
beamten reihen fi nach der Reihenfolge der Minifterien. 

Menn Beamte in Uniform nicht corporativ ſich zujammenfinden, 
fo beftimmt ber perfünlihe Nang, und unter Gleichen das Dienftalter 
den Vortritt. 

Daffelbe gilt, wo nur die Spiten der Behörden zufammentreffen; 
die Leitung und etwa ftattfindende Vorftellung gebührt dem politifchen 
Beamten. 


9. Grundbeſitz 


der Verwaltungsbeamten im Amtsbezirke verboten. 
(V. vom 1. Jan, 1805, R.Bl. ©. 230. — Verf. Urk. Beilage IX. $ 21.) 


10. Jagdpachtung. 


Durch ME. vom 31. März 1866, K.A.Bl. ©. 422, tft den 
Beamten der Bezirfsämter die Pachtung einer Jagd im Amtsbezirke 
unter Vorwiſſen und Genehmigung der vorgefegten Regierung geftattet. 


11. Anzeige von Todesfällen der Stantsdiener. 


Der Polizeibehörde obliegt e8, von Tobdesfällen der Staatsdiener 
aller Kategorien der activen und quiescirten, bem betreffenden Staats- 
minifterium unmittelbare Anzeige zu machen, 

(Döll. XV. ©. 824. XXXIL 369.) 

Bezüglich der vom 1. Juli 1862 quiescirten Landgerichtsbeamten, 
ber ſtandes- und gutsberrlihen Bedieniteten, dann in Fällen, wo über 
das Dienftesrefjort des Verlebten nähere Kunde fehlt, oder Zweifel be— 
ftehen, ift der Bericht an das Minijterium bes Innern zu richten. 

(M.E. vom 28. März 1863.) 

Nach Eultus:M.E. vom 25. Juni 1866, MB. ©, 25, find alle 
Todesfälle von katholiſchen oder proteftantifhen Geiſtlichen, gleichwiel ob 
bepfründet oder nicht, ob activ oder nicht, der Kreigregierung, und durch 
diefe dem f, Staatsminijterium des Cultus anzuzeigen, 


12. Dienftwohnungen 


fönnen bie Bezirkgamtmänner nicht beanfpruchen. 

Ueber Benübung und Unterhaltung der Staatsgebäube, insbefon- 
dere das Tapezieren ber Amtslocalitäten und Dienftwohnungen in ben: 
felben betr., j. U. 3. vom 11. März 1863, R.Bl. ©. 490, 
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I. Meber das Berhältniß der Bifrikts-Berwaltungsbehörden 
zu den Notaren. 


Auf den Beriht vom 14. April ds. Is. wird ber k. Regierung, Kammer 
bes Innern, im Ginverftändniffe mit dem f. Staatsminifterium der Yuftiz, des 
Junern für Kirchen: und Schulangelegenheiten, dann des Handels und ber öffent: 
lichen Arbeiten eröffnet, was folgt: 

1) Die k. Notare find Öffentliche Beamte und bie k. Bezirfsämter haben 
baber mit benjelben in ber —77— der Anſchreiben zu verkehren. 

2) Den k. Notaren iſt die Einſicht von Adminiſtrativacten, ſowie auf Be— 
gehren deren Mittheilung zu gewähren, wenn 

8 der Notar der Einſicht ſolcher Acten zur richtigen und erſchöpfenden Behand— 
lung irgend eines im feiner Zuſtändigkeit liegenden Geſchäftes bedarf und dem 
Bezirfsamte in feinem Erſuchsſchreiben hierüber das Erforderliche barlegt, und 

b) der Einfiht oder Aushändigung ber Acten nicht befondere aus dem öffent: 
lichen Intereſſe oder ben Rechten Dritter fi ergebende Gründe entgegenfteben. 

In Fällen, wo bie k. Bezirfsäimter Zweifel über die Zuläffigfeit ber ans 
gefonnenen Einficht oder Mittbeilung begen, haben fie besfalls an die vorgefeßte 
Kreisftelle zu berichten. 

Münden, ben 13. September 1865. 


III. Advokaten. 


Die hauptfählichiten, den Wirkungskreis der Abvofaten betreffen: 
den Verordnungen find: 

1) Die Disciplinarvorfchriften für Advokaten vom 23. März 1813, 
R.Bl. ©. 425. 

2) Die BVerhältniffe derfelben in Sachen des abminiftrativen Reſſorts. 

(B. vom 24. März 1816, R.Bl. ©. 153.) 

3) Die V. vom 28. Jan. 1822, deren Beftrafung bei Disciplinars 
übertretungen. (RB. ©. 85.) 

4) Berbot ihrer Zuziehung in veinen Polizeifahen, V. vom 16. Febr. 
1865, R.Bl. 1815 ©. 138, und in Abminiftrativfachen. 

(ME. vom 22. Dez. 1852, Del. XXX. ©. 268.) 

Diefe Beitimmungen erleiden vielfache Aenderungen, indem nad) 
Inhalt der Geſetze über Benübung des Waffers, über Ablöfung ber 
Weide, Ablöfung grundherrliher Laften ꝛc. die Zulaffung der Anwälte in 
diefen reinen Adminiftrativgegenftänden ausgeiprochen, und durch Art. 70 
des Einf. Gef. auch in allen Bolizeiftraffachen die Vertretung oder bie 
Verbeiſtändung der Parteien durdy einen Advokaten für zuläffig erklärt 
worden ift. Zum Zwede ver Berufung ift ihm die Acteneinſicht in Ver: 
waltungsfachen gejtattet. 

(ME. vom 13. Dez. 1831, Döll. XVU. ©. 963.) 

5) Die Advokatengebührenordnung vom 15. Dez. 1852, Döll. XXXL 
©. 269, weldye auch für deſſen Arbeiten im polizeilichen und ab: 
miniftrativen Neffort Maß gibt. Art. 10 die Feſtſetzung der Ge: 
bühren für die Thätigkeit eines Anwaltes in Berwaltungsfachen 
fteht der Berwaltungsbehörbe zu. 

(DAE. v. 23. März 1857, RB. ©. 325. BL f. a. Pr. IX. 391.) 
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6) Jede Vehörbe, mit welcher der Anwalt in Ausübung feiner Praris 
in Berührung kommt, ift befugt, gegen benjelben in den dazu ge: 
eigneten Fällen bisciplinär einzufchreiten. Die im allgemeinen zu: 
läffigen Strafen find: 

a) Verweis, 

b) Moderation oder Streihung von Deferviten, 
ce) Geldftrafe bis zu 100 fl., 

d) Arreft bis höchſtens 4 Wochen, 

e) Sufpenfion von ber Adminiſtrativpraxis, 

f) gänzliche Amotion, 

Verweiſe, Geldftrafe bis zu 25 fl. und Defervitenmoberation kann 
jede Diftriftsverwaltungsbehörbe verfügen; glaubt fie auf höhere Beſtra— 
fung antragen zu müffen, entſcheidet darüber die vorgefegte Stelle. 

(A. 3. vom 24. März 1816, RB. ©. 153.) 

Das Verfahren ift jummarifh, ohne alle Weitläufigkeiten und 
ohne Einleitung eines Unterfuhungsprocefies. In allen Fällen, in wel: 
hen eine Uebertretung aus den Acten ummittelbar, oder fonft durch vor: 
gelegte Beweife genügend erhellet, und wenn es nur auf Verweis, Geld: 
ftrafe oder Moderation der Deferviten anfommt, find die Strafen ohne 
weitere Verhandlung zu erkennen, wenn jedody die Geldftrafe oder De: 
ferpitenmoberation zehn Gulden überfteigt, fo ift der Advokat vorerft mit 
feiner fchriftlihen oder protofollarifhen Erinnerung zu hören. 

Iſt Hingegen die Uebertretung eines Disciplinargefeßes nicht hin— 
reihend ermittelt, ober fommt ed auf eine höhere Strafe, als bie vor: 
genannte an, oder treffen beide Vorausfegungen zufammen, fo bat ftets 
eine vorläufige ſummariſche Unterfuhung und Bernehmung des Advofaten 
einzutreten, (3. vom 28. Jan. 1822.) 

"Gegen alle Disciplinarftrafverfügungen ſteht dem Advokaten der 
Recurs zur nähft höheren Stelle offen, die in zweiter und letzer Inſtanz 
enticheidet. Ueber Zuläffigkeit der Recurfe an das Staatsminifterium 
des Innern gegen Disciplinarerfenntniffe der Kreisregierungen ſ. BL f. a. 
Pr. II. 425. 

Der Recurs ift innerhalb 3 Tagen vom Publicationdtage an ge: 
rechnet bei der publicirenden Behörde anzumelden. — 

In Bezug auf die rechnerifche Behandlung der Succumbenzitrafen 
orbnet die Fin. M.E, vom 6. Nov. 1863, Juſt. M.Bl. 1863 ©. 186, 
folgendes an: 

Staatöminifterium Der Finanzen. 

Um dem Berfabren bei Ginhebung und Ginfendung ber Prozeßſtrafen und 
— — an die Advokatenwittwen- und Waifenpenfionsanftalt, hinſichtlich 
beifen die a. der Bekanntmachung vom 17. Nov. 1845, R.Bl. 1845 
©. 847, burd bie B.B. vom 2. Juni 1862 über Behandlung des Tar= und 
Stempelweſens einige Aenderungen erfahren haben, einen gleihmäßigen Vollzug zu 
fihern, werben im Einvernehmen und im Einverfländniffe mit ben k. Staatsmini- 
ferien der Juſtiz und bes Innern Giemit nachitehende Anordnungen getroffen: 


1. Die k. Bezirksämter, erponirten Bezirksamtsaſſeſſoren, Gerichtsfecretäre 
und Gerichtsjchreiber, welchen nach $ 1 der A. V. vom 28. Mai 1862 bie Be: 
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handlung des Tax- und Stempelwejens bei den einihlägigen Behörden obliegt, 
baben die der Advokatenwittwen- und Waifenpenfionsanftalt zugewiejenen Straf: 
und Succumbenzgelder, auf welche in den bei ihnen und dem treffenden Gerichten 
in I. Inftanz anbängigen Angelegenheiten erfannt worden ift, auf rechtsfräftigen 
Anfall in ihre Tarregifter einzuftellen, unb genau wie die übrigen burdlaufenden 
Poſten zu percipiren oder als Nüdftände an das Rentamt zur zwangsweilen Bei: 
treibung zu überweien, 

Es find demnad für diefe Behandlung die Rubriken 12— 21 der bezirke: 
amtlichen, 14—23 der bezirfsgerichtlihen und 17—26 ber ſtadt- und landgericht: 
lihen Tarregifter zu verwenden. 

2, Diejenigen Beträge, welde bis zu ber monatlih mit dem Mentamte 
ftattfindenden Abrechnung bei ben Bezirfsämtern und Gerichten baar eingeben, find 
allmonatlih an den Gentralausihuß der Penfionsanftalt oder an deſſen etwa bie: 
für aufzuftellende Agenten zu überſenden. 

Die Geldüberfendung barf jedoch im Laufe jeden Monats nur einmal 
ftatifinden. 

3. Die im Rüdjtand befindlichen Beträge werben gleich wie andere berartige 
burchlaufende Poſten dem Nentamt zur zwangsweifen Beitreibung überwiefen, und 
es iſt biebei die bezüglich biefer Ueberweifung in den BB. vom 2. Juni 1862 
enthaltene Anordnung, insbefondere jene in $ 14 Ziff. 1 Abſ. 2—3 hinſichtlich der 
vorgängigen Zahlungsaufforderung an bie Pflitigen durch bie Gerichtsfecretäre 
und Gerichtsſchreiber, genau einzuhalten. 

4. Gleichzeitig mit der Ueberfendung ber im Laufe bes Monats eingegange: 
nen Geldbeträge wird dem Gentralausfchuffe der Penfionsanftalt über die an das 
Nentamt zur Gintreibung verwiefenen Strafbeträge Nachricht ertheilt, und biezu 
von ben Gerichtsfecretären und Gerichtsichreibern ein Auszug aus dem Tarregifter 
nach dem anliegenden Formular benügt, worin unter An age eines Duplicats für 
bie rückgehende Quittung die überſendeten st gleichfalls eingeftellt, und 
bie hierin allenfalls vorgetragenen Nachläſſe mit beglaubigten Aigril 
ſchlägigen Beicheidstenors belegt werden müffen. 

Bei ben Bezirfsämtern und erponirten Bezirksamtsaffefforen ift, wenn fie ſich 
nicht gleichfalls diefes Formulars bedienen, die monatliche Geldüberfendung und 
Nachrichtertheilung mittelft eines bie Sache genügend bezeichnenden Schreibens geitattef. 


5. Die in vorfiehender Weife an bie k. Rentämter übergebenden Rückſtände 
find daſelbſt gleich andern Ausftänden an burchlaufenden Boften nad $ 16 ber 
allegirten Vollzugsvorſchriften zu behandeln, jedoch nicht auf jedesmaligen Eingang, 
fondern quartalsweife an den Gentralausihuß oder deſſen en zu überjenden, 
an welchen gleichzeitig ein Verzeichniß der Überwiefenen Ruͤckſtände mit Vortrag 
bes nung! oder Nachweis der bewilligten Nachläffe mitzutheilen ift, 

Zugleich haben die Rentämter die allenfalls in der Finanzverwaltung jelbit 
während des Quartals angefallenen Geldjtrafen der Advokaten in biefes rg 
unter entfprechendem Ausweis, jedody unter gefondertem Vortrag einzuftellen um 
die hiefür eingegangenen Geldbeträge an den Gentralausfhuß zu überjenden. 

6. Die nad) der Befanntmahung vom 17. Nov. 1845 für Einhebung obis 
ger Gebühren feftgefeßte Tantieme von ein Procent hat demjenigen Beamten zu: 
zufalfen, durch welchen bie Geldeinfendung an ben Gentralausjchuß erfolgt, und iſt 
an ber leßtern gegen Beilegung ber entiprechenden Quittung in Abzug zu bringen, 


7. Die desfallfigen Geldfendungen nebſt der auf diefe Bezug habenden Gorre: 
ſpondenz find binfichtlich der Portopflicht nad) Maßgabe der X. NY vom 23, Juni 
1829, RB. ©. 521, als Parteifache zu behandeln. 

8. ei an die f. Appellationsgnerichte und Kreisregierungen über ben 
Anfall vorftehender Gebühren bleiben wie bisher erlaſſen, dagegen And bie nad) 
dem Schlußſatze der Befanntmahung vom 17. Nov. 1845 von ben Erpebitions: 
Ämtern der k. Gerichtshöfe und Kreisregierungen berzuftellenden Quartalcontrol: 
verzeichniffe dem Gentralausfchuffe für Verwaltung der Penfionsanftalt auch noch 
ferner und als R.S. bezeichnet zu überſenden. 


ten bes ein— 
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9. Was diejenigen Gebühren (Deferviten) betrifſft, deren Anwälte zum 
Beten ber Advokatenwiſtwen- und Waifenpenfionsanftalt für verluflig erflärt wor: 
ben find, fo dürfen bdiefelben, weil fie lediglich eine auf diefe Anftalt übergegangene 
Privatforderung des Anwaltes gegen feinen Clienten darftellen, und für deren 
Einteeibung ein rentamtliches Erecutionsredht nicht befteht, in bie Taxregiſter 
nicht eingejtellt und Rüdftände hieran den Nentämtern zur Eintreibung nicht über: 
wiejen werben. 

Die mit der Belorgung bes Taxweſens bei ben obigen Behörden betrauten 
Organe haben fi daher mit Verzeihnung und Einhebung diefer Anfälle nicht zu 
befaſſen, ſondern bleibt die Ginhebung berjelben bem Gentralausfchufle ber Advo— 
fatenwittwen= und Waifenpenfionsanftalt felbft üiberlaffen, welchem fowie ber Partei 
bes treffenden Anwaltes, von dem Defervitenabfirihe durch bie zuftändige Behörde 
Nachricht gegeben wird. 

Gegenwärtige Anorbnungen find burd die Kreisamtsblätter bekannt zu 
machen, und beren Vollzug fowohl bei Revifion ber Tarregifter, als nelegentlich 
ber an Ort und Stelle vorzunehmenden Prüfung ber Verhandlungen binfichtlich ber 
Bebührenbewerthung und bei allgemeinen Vifitationen genaueft überwachen zu laſſen. 

Münden, ben 6. Nov. 1863. 
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Ueber AZuläffigkeit der Recurfe an das Staatsminifterium des 
Innern gegen Disciplinarerfenntnifje der Kreisregierung vergl. BL. f. a. 
Pr. II. 425. 

7) Gründung einer Benfionsanftalt für Advofatenwittwen und Waifen. 

(2. vom 28. März 1808, R.Bl. ©. 425.) 
(B. vom 25. uni 1808, R.Bl. ©. 1450.) 

8) Koorbinationsverhältnig in Correſpondenzen des Centralverwal⸗ 
tungsausihufles des Advokatenwittwen- und Waiſenfonds mit 
den Unterbehörben. 

(M.E, vom 23. De. 1846, K. A.Bl. 1847 Nr. 4.) 


IV. Winkelagenten. 


Die disciplinäre Beftrafung der Winkfelagenten, ſoweit fie im Ge: 
biete ber Verwaltung handeln, competirt zu ben Berwaltungsbehörben. 
(B. vom 18. Febr. 1811, R.Bl. ©.289. Einf.G. vom 10. Nov. 1861, 

Art. 3 Ziff. 3. O. A. E. vom 23. April 1862, R.Bl. ©. 1670.) 

Die Competenz zur Einfchreitung bemißt ſich nach der Competenz 

zur Hauptfache, in welcher bie unbefugte Imploration erhoben wird. 
(Döll. XVII. ©. 959.) 


V. Kanzlei. 


Durch die Ü DB. vom 24, Febr. 1862 $ 9 ift die Zahl ber 
Schreiber auf2, höchſtens 3 feftgeftellt, deren Aufnahme und Entlaffung 
dem Borftande der Diftriktsverwaltungsbehörden zufteht. 

1) Die Schreiber find in ihrer Eigenfhaft als Protofollführer, be: 
züglich ihrer Verbindlichkeit zur treuen Dienftleiftung, zur Beob- 
achtung der Amtsverfchtwiegenheit, wegen Nichtannahme von Ge: 
ihenten, zum Gehorfam und Achtung gegen die Vorgefegten zu 
verpflichten. — 

Die Berpflihtungsprotofolle find von dem Amtsvorftand zu 

bewahren. (Döll. VOL ©. 522.) 

(A. E. vom 24. Mai 1821, Döll. XVIL ©. 515.) 

2) Das fittlihe Verhalten und bie bienftliche Integrität ber Shreiber 
ift zu überwachen. 

3) Es follen nicht zu viele verheirathete Schreiber, noch folche, welche 
im Orte ein Gewerbe ausüben, aufgenommen werben, 

(RA. vom 7. Yan. 1855.) 

4) Ueber diejenigen Schreiber, deren Wiebereintritt bei einem Amte 
aus bejonderen Gründen unterfagt ift, follen die Diftriktspoligeis 
bebörden genaue Acten führen. 

(RA. vom 20. April 1852, Nr. 24, ©. 605.) 

5) Sie empfangen ihre Bezahlung auf Unweifung ber k. Diftrikts- 

verwaltungsbeamten durch das k. Nentamt. 
(Bergl. unten Ziff. IX. Regie, ) 
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VI. Amtsdiener. 


Die früheren Beſtimmungen bezüglich der Gerichtsdiener und ihrer 
Gehülfen find auf die künftigen Amtsdiener und die Aushülfsboten nicht 
anmwenbbar. 

Ihr perfönliches und dienſtliches Verhältniß richtet fich air ber 
bier folgenden Dienftinftruction vom 23. Mai 1862. 


Inſtruction für den Amtsdiener. 


1) Den Amtsdienern liegt die Bejorgung ber Diener: und Bo— 
tengefchäfte bei Amte, die Reinigung und die Beheizung der Geſchäfts— 
Iocalitäten, das Heften ber Acten, und alle fonftigen einfchlägigen Ber: 
richtungen ob. 

2) Sie verbringen und erholen die zum Aus- und Einlauf ge 
börigen Schreiben und Päde in dem Orte und führen über die zur Poſt 
ober gegen Botenbuchsauszug übernommenen Ausläufe bie bisher ben 
Gerichtsdienern vorgefhriebenen Bücher. 

3) Während der Amtszeit haben fie in ihrer Dienftfleidung an: 
wejend zu fein, und ben Weifungen der Beamten des k. Bezirksamtes 
ſchleunige Folge zu geben. 

4) Sie haben für Aufrechthaltung von Ruhe und Ordnung in 
den Amtsgebäuben und bei den Verhandlungen Sorge zu tragen, wahr: 
genommene Webertretungen zur Anzeige zu bringen, bejondere Aufträge 
genau zu vollziehen, und ihre Rapporte mit größter Gewiffenhaftigfeit 
ohne perfönlihe Rückſichtnahme zu erftatten. 

5) Ihr Benehmen gegen die bei Amt Erfcheinenden muß ftets 
böftih fein. Sie haben unbedingt Jedermann auf Begehren bei ben 
f. Beamten zu melden, indem bie etwa wegen dringender Gefchäfte um: 
vermeiblihe Abmweifung nur von ben k. Beamten ausgehen darf. 

6) Zur Einhebung von Geldern find fie nur gegen Vorlage 
förmlicher vom Bezirksgerichte gefertigter Weifungen oder Quittungen 
befugt. 

7) Die Annahme von Geſchenken auch ber geringften Art von 
Seite der Parteien, fowie jede Art von Sammlung und bergl. ift ihnen, 
abgejehen von ftrafrechtlicher Einfchreitung bei Verluft des Dienftes verboten. 

8) Sie find zum Stillichweigen über alles, was bei Amte vor- 
geht, verpflichtet und dürfen über amtliche Gefchäfte der Parteien nur 
aus Auftrag oder mit Bewilligung der f, Beamten Eröffnungen madyen, 

9) Auswärtige Beitellungen werden in ber Regel der Poft übergeben. 

Wo ſich Gelegenheit zur fchnelleren Beforgung durch einen ver: 
läffigen aus dem Beltimmungsorte zufällig anmefenden Mann ergibt, 
darf fie, wo nicht Beicheinigung durch Poſt- und Botenbuch angeordnet 
ift, mit deſſen Zuftimmung benügt werden. Der Amtsdiener hat aber 
bie Empfangnahme durch den Uebernehmer fih in ein biefür zu eröffnen: 
des Buch befcheinigen zu laſſen. 
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10) In auswärtigen Gefchäften find die Amtsbiener nur bei un: 
abweisbaren Bedürfniſſen beisuziehen, 

41) Für dringende Fälle, wo eine rechtzeitige Zuftellung in an- 
berer Meife nicht zu ermöglichen ift, find ausnahmsweiſe Laufboten ab— 
zuordnen. — Diefelben find vorforglih aus den gut beleumunbeten, 
rüftigen Männern des Amtsfiges zu wählen, und erhalten für jebe ein: 
zelne Verwendung eine Vergütung, welche nad bem ortsüblihen Lohne 
mit Genehmigung der Kreisregierung durch einen Tarif geregelt, und 
von der Kreisftelle quartalweife zur Zahlung eingewiefen wird. 

Aus der Zahl der Laufboten ift auch für Nushülfe im Bureau in 
jenen Fällen zu forgen, wo ber Amtsdiener durch Krankheit verhindert, 
beurlaubt oder ausnahmsweise zu auswärtigen Geſchäften beorbert wird. 

Wo tauglihe Militärpenfioniften am Orte wohnen, find fie bei 
Beftellung von Laufboten vorzugsweife zu berückſichtigen. 

Durch M.E. vom 15. De. 1862 ift angeorbnet, daß alle Infinuationen 
von fchriftlihen Erlaffen der Bezirksämter in der Negel durch die Poftboten zu 
bejorgen feien, 

Die Abordnung ber Amtsdiener zum oberſten Refrutirungsrathe unterliegt 
feinem Anftande; die hiedurch und durch Aushilfe erwachſenden Koften fallen ber 
Gonferiptionscaffe zur Laſt. (ME. vom 6. Jan. 1863, K. A.Bl. ©. 59.) 

12) Die Disciplin über die Amtsdiener und etwaigen Raufboten 
fteht dem f. Bezirfsamtmann ober feinem Stellvertreter zu. 

13) Die Amtsdiener find eidlich, die Laufboten auf Handgelübde 
in Pflicht zu nehmen, 

14) Der k. Bezirtsamtmann darf biefelben in keiner Weife zu 
Schreibgefhäften, die Führung der ihnen aufgetragenen Bücher und bie 
einfachen Borladungen ausgenommen, verwenden. 

(M.E. vom 23. Mai 1862.) 

Die gegenwärtigen Antsdiener unterfcheiden ſich ſonach von ben 
früheren Gerichtsdienern rüdjichtlih ihrer Functionen im Allgemeinen 
darin, daß fie nicht wie die ©erichtsdiener auch zum Sicherheitsdienft, 
fondern vorwiegend zum Bureandienft und zu Amtsboten verwendet 
werden müſſen. 

Die Verpflichtungsprotofolle find von dem Amtsvorftand zu be: 
wahren, in den Perfonalacten ift darüber Vormerk zu machen. 

Den Amtsboten ift ein Abdruck ber Inftruction zu Händen zu ftellen, 

Mafgebend für Vorſchläge guter Befegung von Amtsdienerftellen 
und deren Berufung ift die k. A. V. vom 6. April 1869 R.Bl. 594, 
die Anftellung von Unteroffizieren, Genbarmen und Soldaten im ſub— 
alternen Eivildienfte; ferner die Bekanntmachung des Minifteriums bes 
Innern und des Kriegsminifteriums vom 14. Juni 1869, K. A. Bl.S. 1028, 
den Bollzug der Verordn. vom 6. April 1869 betr. 


VD. Adminiftrativ-Depofita und Affervaten. 


U. V. vom 22. Dez. 1840, Döll. XXXU. ©, 336 ff., wobei 
vorzüglih Rückſicht zu nehmen ift: 
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1) Auf ein feuerficheres, feites verfichertes Local und eiferne Caſſen, 
$ 4.5. 

2) Auf deren doppelten Berfhluß, $ 6—8, 13 — 16 — 18. 

3) Auf feparate Verwahrung jedes einzelnen Depofitums, € 9. 

4) Auf gehörige Manbdirung der Einnahmen und Ausgaben, $ 22—24. 
32. 33 — 34 — 37. 

5) Auf Führung eines evidenten Verzeichniffes der Zinsverfallterimine 
ber in dep. befindlichen Obligationen, $ 29. 

(ME. vom 14. Aug. 1851, Dil. XXXII. ©. 376.) 

6) Borfiht bei Hinausgabe der Depofiten, $ 38 — 40. 

7) Führung der Gaffenbüder: 

a) eines Tagbuches, 
b) eines Hauptbuches. 
Der erfte Depofitalbeamte hat das Tagbuch, 
der zweite das Hauptbuch zu führen, $ 54— 77. 

8) Sammlung und Aufbewahrung der nad Maffen gefonderten De: 
pofitalbelege $. 71. 

Conf. Geſetz: die Ueberweifung der Depofiten und Einſtands— 
capitalien von der k. Staatsfhuldentilgungsanftalt an die k. Bank 
zu Nürnberg betr. vom 25. Juli 1850, G. B. ©. 409, Döll. XXXII. 
S. 263. Inſtruction hiezu ©. 365. 

9) Die Fortfeßung der bezirfsamtlihen Depofitenbücder hat aus dem 
Schreibmaterialienaverfum der Bezirksbeamten zu gefcheben, ba 
nur bie eritmalige auf Regie geltattet war. 

(ME, vom 6. Juli 1851, Döll. XXXII. ©. 367.) 


Der Urlaub nahfuchende Depofitalbeamte hat aus dem Amtsper— 
fonal einen Vertreter vorzufchlagen, deſſen Genehmigung der SKreisftelle 
zuſteht. (M.E. vom 24. Juli 1862.) 

Bergl. Bekanntmachung von 30. Juni 1862, R.Bl. ©. 1606. 

Die Behandlung der Depofiten- und Einftandscapitalien bei ben Bank: 
caffen betr. 

Die nah Art. 34 des Ablöſ.Geſ. vom 4. Juni 1848 in Art. 1 bes Gef. 
vom 28. Mai 1852, Ablöfung der Kirchenbaulaft betr. zu beponirenden Ablöfungs: 
Obligationen follen zwar gerichtlich deponirt werden, aber mit Zuflimmung der 
Betheiligten bürfen fie bei der Verwaltungsbehörde beponirt kleiben, wenn Kirchen 
und Stiftungen dabei betheiligt cricheinen. 

(ME. vom 9. Nov. 1862, K. ABl. ©. 2442.) 


Aſſervaten. 


Die einſtweilige Verwahrung von Depoſiten ſoll auf jede thun— 
liche Weiſe vermieden, und jedes eingekommene Depoſitum ohne Unter: 
ſchied, ob es längere oder fürzere Zeit zu verwahren iſt, längſtens inner: 
halb 24 Stunden in die Depofitencaffe gebracht und eingetragen werben, 

Treten Umftinde ein, welche die augenblidliche Hinterlegung eines 
zur Depofition geeigneten Oeldbetrages oder Werthpapieres unmöglich 
machen, jo ift das Depofitum einjtweilen in einer wohlverſchloſſenen 
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Handeaſſe zu verwahren, und in das über Aſſervaten zu führende Tage— 
buch einzutragen. ($ 50 — 53 ber dep. Ordnung.) 

Solche Beträge, welche ſich nicht zur Depoſition eignen, und 
welche innerhalb 24 Stunden wieder zur Auszahlung gelangen, find gleich— 
falls in das Affervatenbudy einzutragen, und die zu bemfelben gehörigen 
Belege jahrgangsweife zu ſammeln und zu verwahren. 

(Conf. RA. vom 28. Aug. 1855, RA. ©. 1118.) 

Vergl. biemit die Inftruction für die erponirten Verwaltungs: 
nebenbeamten. (Oben Bb. I. ©. 59.) 

Mit RE. vom 28. Aug. 1855, RA. ©. 1118 ift angeordnet, 
daß der nah $ 73 der depof. Ordnung vom 22, Dez. 1843 angeorb: 
nete Bücherabſchluß, Cafjenfturz und Anzeige ſich audy auf die Admini: 
ftrativ : Affervaten zu erjtreden habe. 


VII Amtliher Gefcäftsgang. 


Außer den Vorfchriften, weldhe die A. E. vom 24. Febr. 1862 
in ben $ 11 —18 enthält, ift hier auf bie Geſchäfts-Vereinfachungs— 
Berordnung vom 29. Dez. 1836, Döl. XVII ©. 72 und vom 
10. Aug. 1848, Döll. XXXU. ©. 372 Bezug zu nehmen. 


Staatsminifterium Des Innern beider Abtheilungen, Dann Des 
Handels und Der öffentlihen Arbeiten. 

Im Bollzuge ber A. V. vom 20. Juli v. Is. gehen nah Maßgabe ber im 
R.Bl. d. Is. S.833 veröffentlichten gemeinſchaftlichen Entſchließung ber f. Staats: 
minifterien ber AJuftiz und bes Innern vom 25. Mai d. 36. bie Gejchäfte ber 
Staatsanwaltihaft an ben Stadt: und Pandgerichten in fämmtlichen Landestheilen 
gen bes Rheins vom 1. Juli d. Is. an auf bie Diftriftsverwaltungsbehör: 
ben über. 

Hiedurch tritt insbefondere für die k. Bezirksämter eine nicht unerbebliche 
Arbeitömehrung ein. 

Das k. Staatsminifterium des Innern war zwar bemübt, biejelbe joweit 
möglich, auch durd eine entjprechende Perjonalvermehrung auszugleihen. Allein 
dba die biefür im Budget ber IX. Finanzperiode gewährten Mittel eine beflimmte, 
noch dazu ziemlich beengte Begrenzung gefunden haben, fo ift bie Zahl derjenigen 
Bezirksämter, denen eine Berfonalverntehrung nicht geboten werben fonnte, immer— 
bin eine fehr bedeutende. 

Die unterfertigten k. Staatsminifterien vermögen jeboch hierin eine Ges 
fahr für die Beforgung der fonftigen Aufgaben ber inneren Verwaltung in ber 
Vorausjegung nicht zu erbliden, daß von allen Seiten mit richtigem und durch 
frühere Angewöhnungen nicht beirrtem Berftändniffe und mit ernftem Wollen auf 
eine Verminderung ber ſich in ber Geſchäftsführung dev Behörden und Stellen ber 
inneren Verwaltung noch vielfadh Fundgebenden unnöthigen Vielfchreiberei und Im: 
ftändlichkeit eifrig bingewirft wird. 

In diefer Beziehung können die Kreisregierungen, Kammern des Innern, ohne 
Zweifel das Meijte leiften, ba von ber Art und Weiſe wie biefelben bie Gejchäfte 
auffaffen und beren Behandlung durch die Unterbehörben erheiihen, der gröfere 
und geringere Geſchäftsdrang ber Iegteren vor Allem abhängig ift. 

Die unterfertigten k. Staatsminifterien vertrauen zu der Einfiht und zu 
bem Pflichteifer der Kreisregierungen, daß fie die ihnen in biefer Hinficht obliegende 
gewichtige er gehörig erfaflen und erfüllen werben; biejelben erachten es 
aber zugleich als angemefjen, den Kreisregierungen einige Gefichtspunfte zu bes 
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zeichnen, welche nad ben von ben f. Staatminijterien gemadten Wahrnehmungen 
und Erfahrungen hiebei vor Allem in Betracht zu ziehen find. 

1) Kur eine wefentliche Vereinfachung ber mit ber Polizeiftaatsanwaltichaft 
verbundenen jchriftlichen Arbeiten binzumwirken, ift ben Kreisregierungen burd bie 
mit Entihließungen bes k. Staatsminifteriums des Innern vom 0. De. dv. 38. 
Nr. 19063 und 1. März de. Is. Nr. 2409, den ftaatsanwaltichaftlihen Dienft 
an ben Stadt: und Landgerichten betr., vorbehaltene gutachtliche Aeußerung bin: 
reichende Gelegenheit gegeben gewejen. Es darf gewärligt werben, daß bie Kreis. 
tegierungen ben ſich biebei ergebenden Fragen eine — aufmerkſame und 
ſorgfältige Beachtung zugewendet haben. 

2) Es liegt in der Natur der Sache, daß diejenigen Behörden und Stellen 
der inneren Verwaltung, welchen durch Geſetze und Verordnung eine beſtimmte 
Zuſtändigkeit zugewieſen iſt, einestheils von den vorgeſetzten Behörden und Stellen 
in dieſer ihrer Zuſtändigkeit nicht beeinträchtigt werden dürfen und anderſeits ver— 
pflichtet ſind, innerhalb der Grenzen ihrer Zuſtändigkeit die betreffenden Geſetze 
und Verordnungen, ſowie die dazu beſtehenden Vollzugsweiſungen ſelbſt zu ſtu— 
diren und auf eigene Berantwortlichkeit zur Anwendung zu bringen. —— hat 
ſich dieſes natürliche Verhältniß in der Praxis vielfach verwiſcht. Die vorgeſetzten 
Behörden greifen nicht ſelten mit Directiven in einzelnen Fällen in bie Zuſtaändigkeit 
ber umtergebenen Behörden ein und bei leßteren bat ſich anftatt der Anwendung 
auf eigene Berantwortlichfeit ein fürmliches Syſtem der Anfragen über jede mög: 
liche und nicht mögliche Zweifelhaftigkeit ausgebildet. Ja manche Behörden ſcheinen 
es förmlich darauf anzulegen, bei jeden neuen Gefeße und jeber fonftigen neuen 
Vorſchrift Zweifel herauszufinden und bdiefelben zu Anfragen zu verwerthen, 
welde bie VBerantwortlichfeit, bie fie felbit zu tragen berufen find, auf andere 
Schultern zu wälzen geeignet erfcheinen. 

Eine ſolche Entwidlung ber Geihäftsbehandlung kann als eine geſunde, 
den Intereſſen des Landes förberliche nicht erachtet werben. 

Die Bortheile, welche durch die damit bezielte Gleichförmigkeit bes Vollzuges, 
beftehender VBorfchriften gewonnen werden follen, werden durch Die biemit verbums 
bene Vieljchreiberei und durch die Heranziehung eines bes Handelns auf eigene 
Berantwortlichkeit entwöhnten und daher nur * bedingt brauchbaren Beamten: 
ſtandes in fehr hervortretender Weife — 

Die Kreisregierungen werden es als ihre weſentliche Aufgabe erkennen, 
derartige Mipftände überall wo fie ſich theils in ihrem Verhältniſſe zu ben Be: 
zirfsämtern, theils im Verhältniſſe der Bezirksämter zu den Gemeindebehörden 
vorfinden, mit entjchiedenem Ernſte abzuftellen, und zwar um fo mehr, als bas 
Streben ber Staatsregierung, wie bie neueren Gefege und Verordnungen zeigen, 
unabläffig darauf gerichtet ült, die Zuftändigfeitsverhältniffe unzweifelhaft zu regeln 
und dabei das früßer übliche Heraufziehen verfchiedener Gegenſtände in die Com: 
petenz höherer Stellen möglichft zu befchränfen. 

Die Kreisregierungen werben gleich den Bezirksämtern das Gorrectiv für 
etwaige Unzufömmlichkeiten, die fih aus bem freien Walten ber geſetzlichen Yu: 
ftändigfeitsverhältniffe ergeben möchten, in einer wohlbemeffenen Ausübung ibres 
Auffihtsrechtes zu finden haben. 

Vebrigens find 

3) bezüglich der Ausübung diefes Auffihtsrechtes bisher gleichfalls nicht 
felten Auffaffungen bemerkbar geworben, welche ber Berichtigung und entſchiedenen 
Aenderung für die Zukunft dringend bedürfen. 

Zunächft liegt es am Tage, daß in ſolchen Angelegenheiten, in welden ben 
betheiligten Privaten das Recht der Beſchwerde an die vorgejegte Behörde möglich) 
ift, die leptere in ber Regel in ber Lage fein wird, bie Beſchwerden Betheiligter 
abzuwarten, ehe fie fih in das AZuftändigfeits: Gebiet der untergebenen Behörden 
einzumifhen Anlaß nehmen barf. 

Dafür daß biefer Gefichtspunft mehr als bieher zur Geltung fomme und 
biebei den bereits in $ 15 der Allerhöchſten Formationg = Verordnung vom 17. Dez. 
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1825 ausgeſprochenen Grunbjag, daß jede unnöthige von bem Geſetze nicht pofitiv 
gebotene Einmifhung in die Privatverhältnifie ber —— unterlaſſen 
werde, von allen Behörden auch in dieſer Beziehung ſtets im Auge behalten werde, 
haben die Kreisregierungen mit Entſchiedenheit zu jorgen. 

Dabei will nicht verfannt werden, daß aucd in folhen Angelegenbeiten, in 
welchen ein Recht der Beſchwerde der Betheiligten Platz greift, das öftere Vor: 
fommen ſolcher Beſchwerden ähnlichen Inhaltes oder Kundgebungen ber Tages: 
preſſe den vorgejegten Behörden zur Pflicht machen fönnen, von dem bezüglichen 
Berfahren der untergebenen Behörden eine über bie de => Beſchwerde hinaus: 

ehende nähere und jorgfältigere Kenntniß zu nehmen. Nidyt minder muß aner: 

kannt werben, daß gerabe im Gebiete der inneren Verwaltung eine Reihe von 
Angelegenheiten vorfommen, deren gehörige Bejorgung nicht blos durch das In— 
terejje einzelner zumächit Betbeiligter, ſondern * ein weiter gehendes öffentliches 
Intereſſe geboten iſt, und daß auf dieſem Felde der Verwaltungsthätigkeit, ſowie 
in Bezug auf formelle Ordnung ber Geſchäftsführung, auf beſchleunigte Erledigung 
ber Angelegenheiten, auf entiprechendes Benehmen der Unterbehörden gegen bie 
dort mit Anliegen auftretenden Privaten und auf fonflige derartige allgemeine 
Punkte den vorgejeßten Behörden die Pflicht obliegt, über das Gebahren ber 
Unterbehörden eine fortgejepte Auffiht ex officio zu üben. 

Die Hebung bdiefer notbwendigen Aufficht hat fich jedoch nach den gemachten 
Wahrnehmungen vielfach in einer Reife entwidelt, welde einestheild deren Zweck 
und Bebeutung zu vereitelm geeignet ift uud andrerſeits zu einer verwerflichen 
Bieljchreiberei führt. In diefer Beziehung macht nd insbefondere das Syſtem der 
periodifchen Vorlagen, jowie der Berichtserftattimg über einzelne Vorkommniſſe und 
Maßregeln bemerklich. 

Erſtere erſcheinen allerdings dba geboten, wo es ſich darum handelt, thatſäch— 
liche Vorlommniſſe oder Erfahrungen der Unterbehörden nach gewiſſen Richtungen 
von Zeit zu Zeit zu ſammeln, um damit ſtatiſtiſches Material oder Anhaltspunkte 
für die Handhabung der Regierungsgewalt der Staatsregierung zu gewinnen. 
Dagegen iſt deren Werth behufs der Uebung einer regelmäßigen Aufſicht ein ſo 
problematiſcher, daß es mit gleichzeitiger Rückſicht auf die — ben Unterbe⸗ 
hörden verurſachte große und doch meiſtens nutzloſe Arbeit geboten iſt, den be— 
reits durch die gemeinſchaftliche Entſchließung der k. Staatsminiſterien des Innern 
beider Abtheilungen, dann des Handels und ber öffentlichen Arbeiten vom 27. De: 
zember 1861 Nr. 3562, ben Gefhäftsgang bei den Verwaltungsbehörben, bier 
die periodifchen Vorlagen betrefiend, betretenen Weg mit Emft weiter zu verfolgen. 

Die Kreisregierungen erhalten hienach den Auftrag, alle periodijchen Bor: 
lagen, welche ihrerfeits beziehungsweife von Seite der Bezirksämter angeordnet 
find und ausſchließlich dem Zwede ber Beauffihtigung dienen, in 
kürzefter Zeit abzuftellen und von der Neueinführung folder Umgang zu nehmen. 
Den Kreisregierungen bleibt biebei zugleid anbeimgegeben, hinſichtlich ſolcher perio— 
bifher Vorlagen, welde auf pofitiven Vorſchriften oder befonderen höheren An: 
ordnungen beruhen, die entiprebenden Anträge auf fünftige Befeitigung bei ben 
betreffenden Staatsminifterien zu ftellen. 

gaft noch bebeutungsvoller für die Mehrung der Geſchäfte als die perio- 
diſchen Borlagen find die Einzelnberichte, welche die Kreisregierungen, obne biezu 
durch eine pofitive Vorjchrift veranlaßt zu fein, von den Bezirtsämtern über ein: 
zelne Vorkommniſſe oder Über bie von letzteren innerhalb ihres Zuſtändigkeitskreiſes 
getroffenen Maßnahmen abfordern. Es ift begreiflih und zum Theil jelbjt noth: 
wendig, baß bie Kreisregierungen von wichtigeren Vorkommniſſen in ihren Re: 
gierungsbezirfen Kenutniß erhalten wollen beziehungsweife erhalten. Allein bie 
Anordnung oder Abjorderung befonderer Berichte hierüber kann als nothwendig 
nicht erachtet werben, da die von den Bezirksamtsvorftänden an bie f. Regierunge: 
präfidien zu erjtattenden und biefür beſtimmten Wochenberichte abgefehen von ganz 
ausnahmsweije bedeutenden eine fofortige Anzeige dringend nothwendig machenden 
Vorkommniſſen hinreichende Gelegenheit zur zwedmäßigften Erftattung der erfor: 
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derlichen Anzeigen bieten, und eine doppelte Verichtserftattung über benfelben Ge: 
genftand Feibnerftändfich als eine nutz- und grundloſe Bieljchreiberei vermieden 
werden muß. Die Berichtsabforderung über Maßnahmen, welche ber zuftändigen 
Verfügung der Bezirfsämter anheim gegeben find, widerſpricht den bereits oben 
unter Ziffer 2 erwähnten Gefichtspunften und ift als fernerhin flatthaft um jo 
ee zu erachten, als auch biemit eine eigentlich wirfame Gontrole nicht er: 
zielt wird. 

Den Kreisregierungen wirb aufgegeben, auch biefe einzelnen Berichts- 
erflattungen nach den bemerkten Anhaltspunften zu regeln, beziehungsweife zu be: 
feitigen. Diefelben werden dabei aufmerffam gemacht, daß befonders im Gebiete 
der Sanitätspoligei die Abforberung von ſolchen Berihtserftattungen zur geſchäft— 
lihen Gewohnheit geworden ift und bier nicht felten der weitere Mißſtand hinzu: 
tritt, daß über biefelben Vorkommniſſe und Maßnahmen beſondere Berichte von 
zwei Organen der Staatsregierung — vom Bezirfsamte und Bezirksarzte — ganz 
unndtbiger Weife abgeforbert werben, 

Durd, bie Befeitigung folder Auswüchſe in Ausübung des Auffichtsrechtes 
wird befien wirklich — und lebendige Handhabung in keiner Weiſe verkürzt 
ober beeinträchtigt. Der zweckmäßigſte Weg hiefür iſt einestheils die unerwartete 
Abforderung der unterbebörblichen Verhandlungen über einzelne wichtige Gegen: 
fände des Verwaltungsdienftes und beren ſorgſame Prüfung, anderntheils bie un— 
vermuthete ie von forgfamen, mehr in bie materielle Behandlung als in 
bie formelle Gefhäftsführung eindringender, wenn auch auf einzelne Gefchäftsiparten 
beſchränkter Vifitationen, fowie die Amtsinfpection der k. Regierungs » Präfidenten. 
Doch find auch diefe Mittel nur dann als ausreihend zu erfennen, wenn jänmt: 
liche vorgejegte Behörden es fich zur befonderen Aufgabe machen, alle Ungebörig- 
keiten, Nachläffigfeiten oder Pflichtverlekungen, welche ſich untergebene Bedienftete 
innerhalb des Kreifes ihrer Zuftändigkeit zu Schulden kommen lafien, und welche 
aus Anlaß von Beſchwerden oder in Folge der Auffihtsibung zur Kenntniß ber 
Auffihtsbehörben gelangen, mit dem nötbigen Ernfte in's Auge zu fafjen und fos 
wohl denfelben die nöthige Beachtung bei Feititellung der Qualificationen dieſer 
Bebdienfteten zu fichern, als bievon, foweit indicirt, Anlaß zu einer entichiedenen 
bisciplinären Einſchreitung a nehmen, Nichts iſt unftattbafter, als bei folchen 
Wahrnehmungen unzeitige Milde zu üben, Dieſelbe involvirt ebenſo eine nicht zu 
techtfertigende Vernachläſſigung der berechtigten Intereſſen der Staatsangebörigen 
und des Staates, als auch eine nachtbeilige Rückwirkung auf den Beamtenjtand 
ſelbſt. Durch Nichts kann derfelbe mehr gehoben und in feiner Kraft und Be: 
deutung höher geftellt werben, als wenn ibm im Kreiſe feiner gefeßlichen und ver: 
ordnungsmäßigen Auftändigfeit freie jelbftbewußte Bewegung mit dem Gefühle 
eigener Verantwortlichfeit gefichert und unmwürdige oder ungenügende Mitglieder 
fehnes Berufes der verdienten Behandlung ſicher entgegengeführt werden, 

4) Nicht unerheblich ift auch die Gefhäftsmehrung, welche bei einzelnen 
Bezirksämtern und ſelbſt Kreisregierungen durch eine überflüffig umſtändliche und 
weitwendige Behandlung einzelner Geſchäftsſparten und einzelner zugleich mitunter 
höchſt nebenſächlicher Fragen herbeigeführt wird. Die Kreisregierungen wie Be— 
zirfsämter haben zu beachten, daß allerdings bei allen Erledigungen Gründlichkeit 
eines der erften und widhtigiten Erfordernifie iſt, daß aber dieſelbe keineswegs mit 
Umftändlichkeit gleichbedeutend ift, vielmehr eine präcife und auf das Nöthige be: 
ſchränkte Faſſung der bezüglihen Arbeiten nicht nur nicht ausſchließt, jondern erft 
recht ermöglicht, 

Die Kreisregierungen haben auf Bejeitigung folher Mängel hinzuwirfen 
und gegebenen Falls die Beamten, welche in diefelben verfallen, ausbrüdlich anzus 
mahnen. Bejonders aber ift von ihrer Seite auch dahin zu wirken, daß in den 
Beziehungen der Behörden der inneren Verwaltung zu den Behörden anderer 
Reſſorts das bei Meinungsdifferenzen nicht felten wabrnehmbare Verfallen in lang: 
atbmige Deductionen und Gorreipondenzen fowie alle dem Intereſſe des Dienftes 
nichts weniger als förderliche Hädeleien vermieden bleiben. 
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5) Die Nebenbeamten, welche die Polizeiftaatsanwaltfchaft Übertragen er- 

halten haben, find in Ausübung biefer Function veranlaßt, von Zeit zu Zeit an 
die außerhalb des Bezirfsamtsfiges befindlichen Landgerichtsfige des Verwaltungs: 
bezirles zu reifen. Wenn die Einrichtung getroffen wird, daß biejelben gelegen: 
heitlich diefer Reifen die an diefen Landgerichtsfigen beftimmten Amtstage abhalten 
Fönnen, fo wird damit eine wefentliche Erjparung an Zeit für die bezirfsamtliche 
Geſchäftsführung erzielt werden. Die Kreisregierungen werben es als ihre Aufs 
abe erachten, die an ben fraglichen Landgerichtsfigen ftattfindenben Amtstage, 
— möglich ſo zu beſtimmen, daß ſie nach Beendigung der daſelbſt abgehaltenen 
Öffentlihen Gerichtsſitzungen ohne Verwendung beſonderer Tage abgehalten werben 
fönnen, und die mit der Staatsanwaltfchaft beirauten Nebenbeamten zu deren ge: 
legentlicher Abhaltung anzuweiſen. 

6) Die Repartition der Gefchäfte bei jedem einzelnen Bezirfsamte ift zus 
nächſt Sache bes Amtsvorftandes. Allein den Kreisregierungen obliegt es, barüber 
zu wachen, daß bie Amtsvorftände — abgefehen von ben bei Amtstagen erforder: 
lichen Ausnahmen — Überhaupt für ihr Amtsperfonal eine beftimmte, in der Regel 
feftzubaltende Geſchäftsrepartition feſtſtellen und die feineswegs zur Gejchäftsverein- 
fahung dienende Gewohnheit mander Amtsvorftinde, jeben einzelnen Einlauf zus 
zutbeilen und biebei in derfelben Sache verſchiedene Einläufe verſchiedenen Referen: 
ten zuzutbeilen, beren Information dann natürlich weit größere Zeit erheifcht, mit 
vollfter Entſchiedenheit ferne gehalten werde. 

Auch ift den Bezirksamtsvorftänden zu empfehlen, denjenigen Nebenbeamten, 
welde mit der Staatsanwaltichaft betraut find, wenn tbunlich die Bejorgung ber 
damit in einiger Verbindung ftehenden Geſchäfte der Sicherheitspolizei, —* die 
Aufſicht über ſolche Gemeinden, Anſtalten, Straßen u. ſ. w. zu übertragen, welche 
von biefen Nebenbeamten bei —— ihrer für die Staatsanwaltſchaft ge— 
machten Reiſen berührt werden und daher von denſelben gelegentlich einer fortge— 
ſetzten und wiederholten Controle unterſtellt werden können. 

7) Die Anordnungen, welche in der gemeinſchaftlichen Entſchließung ber 
f, Staatsminifterien des Innern beider Abtheilungen, dann des Handels und ber 
Öffentlichen Arbeiten vom 22. Nov. 1863 Nr. 2114 und 22. Dez. 1863 Nr. 2838, 
ben Geihäftsgang bei den Verwaltungsämtern betreffend, behufs der Vereinfachung 
ber Geſchäfte getroffen worden find, werden neuerlich allfeitig in Erinnerung ges 
bracht, nachdem deren Außerachtlaſſung wiederholt wahrgenommen worben ift. 

Werden dieſe Geſichtspunkte, welche felbftverftändlich, foweit anwendbar, 
aud in den Beziehungen der Kreisregierungen zu ben Magiftraten ber unmittel— 
baren Städte und zu anderen untergebenen Behörden Plag zu greifen haben, von 
ben Kreisregierungen entſprechend und mit fortgeſetzter Gonjequenz gehandhabt, 
und bemühen fid im Mebrigen bie Beamten und Bedienfteten ber inneren Ber: 
waltung, ben ihnen gefegten Aufgaben mit innigem einheitlichen Zufammenwirken 
und mit richtigem Berftändniß gerecht zu werden, jo Fan nad den Wahrnehmuns 
gen ber unterlertigten k. Staatsminifterien Fein Zweifel darüber obwalten, daß 
mit ber dadurch erzielten Gejhäftsminderung und VBereinfahung die durch die 
Uebertragung ber Staatsanwaltſchaft den Bezirksämtern zugehende Arbeitsmehrung 
mehr als ausgeglichen wird und bie gleihwohl noch jpäter — Anträge 
auf Herden sd nicht in unabänderlichen objectiven Verhältniſſen ber betreffen: 
ben Bezirksämter, ſondern in jubjeftiven Mangelbhaftigkeiten wurzeln, welche feines: 
wegs mit bem Mittel der Perjonalvermehrung befeitigt werben können. 

Die unsre” rk in haben hienach die geeigneten Ginleitungen zu treffen. 

Gegen bie Bekanntmachung diefer Entfchliegung durch die Kreisamtsblätter 
beſteht fein Anſtand. 

München, den 24. Juni 1868. 


Was den bureaumäßigen Geſchäftsgang betrifft, ſo obliegt dem 
Amtsvorſtand: 
a) Die Sorge für pünktliche Mundirung der Concepte, für gute 
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leſerliche Schrift der Protokolle und Ausfertigungen, für prompte 
Inſinuation der Erlaſſe zc. 
(M.E. von 18. Jan. 1833, Döl. XVIIL ©. 343.) 

Bei allen amtlihen Verhandlungen ift der Datum der Ber: 
handlung unter wörtlidier Angabe des betreffenden Monats zu 
bezeichnen, Gleiches bei Concepten. Bei Protokollen ift die 
Zeitdauer der Verhandlung zu bemerken. 

(Döll. XVIII. $ 1633 — 1635.) 
(RU. vom 18. Tebruar 1806, A.Bl. ©. 228.) 
b) Für gehörige Rubricirung ber Berichte, 
(MR. vom 20. Juni 1833, DSL. X. ©. 801.) 
(MR. vom 11. Oct, 1838, Döll. XVII. ©. 98.) 
ec) Beobachtung ber Submifjionsformel in ben Berichten, jebody mit 
Hinweglaffung der bloßen Empfehlungs: und Begrüßungsformeln 
am Schlufje der Berihte und Schreiben. 
(Form.B. vom 17. De. 1825 $ 140.) 

Nah Entſchließung des k. Staatsminifteriums des Innern dom 
22. Nov. 1863 find die Verwaltungsämter ermächtigt und ange: 
wiefen, in Schreiben an coordinirte Behörden die bisher üblichen 
Empfehlungsformeln zu unterlafien. — 

Gleiches ift den Juſtizbehörden und Staatsanwälten bei dieſen 
durch Juſt. M.E. vom 17. Januar 1864 aufgetragen. 

(Juſt. M.Bl. 1864 ©. 18.) 

Wenn bei Acteneinfendung an höhere Stellen auch Pläne mit 
vorzulegen find, fo hat die Einjendungen der Pläne nicht — wie 
bisher — in Rollen, fondern in Mappen zu gefchehen, infoferne 
nicht etwa die Pläne in den Aet ſelbſt einverleibt find, 

(ME, vom 18. März 1864, K.A.Bl. ©. 560.) 
d) Für Beifügung der Unterfchrift des Verfaſſers der Berichte. 

(2. vom 19.Nov. 1809, R.Bl. S. 1839, DU. XVII. ©. 353.) 
e) Für den richtigen Vortrag der Taxanſätze auf ben tarablen Aus- 
fertigungen. (ME. vom 22. Yan 1861, RABL ©. 166.) 
f) Die Entſchließung der Minifterien ber Juſtiz und bes Innern 
vom 23. April 1859, RA. ©. 582, fchärft den Behörden wieder: 
holt ein, bei dem mündlichen Verkehr mit den Amtsuntergebenen 
gegen Jedermann ein freundliches, wohlwollendes Benehmen in 
ſchriftlichen Erlaſſen aber eine wohlbemeffene, der Stellung und dem 
Bildungsgrade der Betheiligten entſprechende Schreibart zu beobachten. 

Insbeſondere follen: 
1) Alle Ausfertigungen, welde an Privatperfonen gerichtet find, 
und denfelben infinuirt werden, verfhloffen, und mit ber 
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g) 
h) 
i) 


k) 


1) 
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2) hiebei das Prädicat „Herr“ nicht nur allen ſiegelmäßigen, 
ſondern allen jenen Perſonen, welche den gebildeten Claſſen 
angehören, ertheilt werden. Die Auslegung und Anwendung 
dieſer Beſtimmung muß dem klugen und wohlwollenden Be— 
meſſen der Verwaltungsbeamten anheimgeſtellt werden, wobei 
dieſelben nicht überſehen werden, daß die h. Entſchließung 
vom 23. April 1859 auf dem Grundſatze beruht, auch dem 
Amtsſtyl das Gepräge höflicherer Formen allmälig auf— 
zudrücken, und daß ſich Höflichkeit in der Ausdrucksweiſe gar 
wohl auch mit dem Ernſte amtlicher Verhandlungen vertrage. 

Nach Entſchließung der Staatsminiſterien des Innern und des 
Handels vom 22. Dez. 1863, K.A.Bl. 1864 S. 22, ift es aus: 
drücklich geftattet, daß in Verwaltungsſachen ſchriftliche Eingaben, 
weldye von genügender Bildung des Erhibenten zeigen, auch ohne 
Legalifation dur‘ einen Anwalt bei den Berwaltungsbehörben 
und Stellen angenommen werben. 

Berbot des unmittelbaren Verkehrs ber Unterbehörben mit den 

DOrbinariaten. (M.E. vom 3. Aug. 1826, Döl. VII. ©. 93.) 

Eorrefpondenz zwiſchen Civil» und Militärbehörden. 

(ME. vom 5. Jan. 1840, Döl. XXXU. ©. 387.) 
Eorrefpondenz mit ausländifhen Behörden darf von Unterbehör- 
den nur infomweit birect gefcheben, als es fih um eine Eorrefpon- 
denz mit naheliegenden Grenzbehörden handelt; außerdem gilt bie 
Negel, daß der Verkehr duch diplomatifche Vermittlung zu ge 
ſchehen babe, 

(J.M.E. v. 30, Juli 1824, RAU. v. 14. Juli 1841, RA. ©. 448.) 

Diefe Anordnung ift ernenert durch Entſchließung des Mini: 
fteriums des Innern vom 14. Dez. 1865, und bes Minifteriums 
ber Juftiz vom 17. Ian. 1866. (Juſt. M.Bl. ©. 18.) 

Ebenso ift den bayerifchen Behörden der unmittelbare Verkehr 
mit den in Bayern beftehenden auswärtigen Gefanbdtfchaften zc. 
unterjagt. 

In dringenden Fällen ift den bayerijhen Behörben der directe 
Verkehr mit ausländifhen Aemtern und Behörden geitattet. 

(Döll. XVII. ©. 125. 153. Döl. XXXI. ©. 385.) 

Durch Miniſterial-Entſchließung vom 29. Januar 1860 ift ben 
bayerifhen und öfterreihifchen Behörden directer Verkehr über bie 
Nüdvergütung von Berpflegskoften für Erkrankte geftattet. 

Auf Grund des Art. 3 des Geſetzes vom 10. Juli 1865 Ab: 

fürzung der Finanzperioden betr., it in Gcmäßheit der A. V. vom 

21. Sept. 1866 das Kalenderjahr ftatt des Etatsjahres vom 

1. Jan. 1868 anfangend für die Staatsverwaltung als Red: 

nungsjahr eingeführt, und für dem gemeindlihen Geſchäftsgang 

gleihmäßig in Anwendung zu bringen. 

Benützung von Ardivalien. 
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Staatöminitterien Des Innern und Der Finanzen. 

Auf erfolgte Anregung bes f. — Reichs-Archives ſehen ſich die 
unterfertigten k. Staatominiſterien behufs der Sicherung des Beſtandes ber in ben 
f. Archiven vorhandenen Achivalien und zur Erleichterung geordneter Geſchäfts— 
führung ber k. Archivbehörden zu nachſtehenden Anordnungen veranlaßt: 

1) Die f. Stellen und Behörden, welche Ardivalien zum er Ge: 
brauche aus dem k. allgemeinen Reichs: Archive oder aus den k. Archivcon— 
fervatorien bebürfen, baben fi in jedem einzelnen Falle an bie betreffende 
Arhivsbehörbe jchriftlih zu wenden und ben Empfang ber einzelnen Urkun— 
ben, Acten ꝛc. zu beflätigen. 

2) Nah gemachtem Gebraude ift für die umverzögerte Zurüdfendung dieſer 
Arhivalien unter fpecieller Aufführung berjelben in bem Begleitfepreiben 
ober in einem beizufügenden Berzeichniffe Sorge zu tragen. 

3) Ueber die erholten Arhivalien find bei ben k. Stellen und Behörden Vor: 
merfungen zu führen, in welden nebſt forgfältiger Bezeihnung der einzelnen 
Urkunden, Acten und bergl. die Zeit des Empfanges, ſowie die Rückſendung 
zu bemerken if. 


Zur Vermeidung von Verzögerungen bezüglih ber Rückſendung entbehr: 


er ee Archivalien find diefe Vormerfungen von Zeit zu Zeit zu 

repibdiren. 

4) Ale Ardivalien, insbefondere auch bie daran —— Siegel ſind ſorg⸗ 
fältigſt vor Verderbniß oder Verluſt zu bewahren, wobei ausdrücklich auf die 
Verantwortlichkeit und Haftbarkeit für Schäden und Verluſte hingewieſen 
wird, welche durch Außerachtlaſſung entſprechender Vorſicht entſtehen. 

Hienach hat ſich bie k. Regierung zu achten und find die untergeordneten 
Behörden in gleicher — znet anzuweiſen. 
Münden, den 20. Mai 1866. 


IX. Gefdäftsbüder. 


Die Führung mohlgeorbneter Geſchäftsbücher erſcheint unerläßlich, 
um dadurch einen Weberblid über den Gefhäftsunfang und eine unun: 
terbrochene Controle über die Erledigung ber einzelnen Gegenftände zu 
gewinnen. Als das mwichtigfte Geſchäftsbuch erfcheint hienach: 

1) Das Ein: und NAuslaufjournal, weldes außer dem Tage 
bes Einlaufs aud die fortlaufende Nummer, den Referenten, ben 
Betreff, fodann die Art und Zeit der Erledigung und Erpebition 
anzugeben bat. 

2) Ein Terminstalender, in welchem alle periodifch wieder— 
fehrenden und zu bewirkenden Vorlagen oder Geſchäfte vorgemerkt 
werben. (Lith. RA. vom 31. Mai 1853.) 

3) Ein Reprodbuctionsjournal, d. i. ein mad) ber Zeitfolge 
der Tage eingerichtetes Verzeichniß, in welchen die Wiedervorlage 
von Acten zu dem Zwecke notirt wird, um dadurch die Ein: 
haltung einer gegebenen Frift zur Berichterftattung, oder die 
Einhaltung eines ertheilten Auftrages, den Vollzug einer Ber: 
fügung zc. zu controliren. 

4) Ein Poftbud, in welchem die Aufgabe der der Poſt zur Ber 
förderung übergebenen amtlichen Erlaffe befcheinigt wird. 

5) Ein Boteninfinuationsbud, in welchem unter Angabe 

6* 
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der Geſchäftsnummer, des Datums, des Erlaſſes, des Betreffs, 
des Empfängers, pflichtmäßig der Tag eingetragen wird, an welchem 
die bezügliche Schrift dem Adreſſaten zugeſtellt worden iſt. In 
der weiter zu eröffnenden Rubrik „Bemerkung“ kann ſofort die 
nach Maßgabe der Dienſtinſtruction für die Amtsboten vom 
23. Mai 1862 Ziff. 9 angeordnete Unterſchrift des Empfängers 
eingetragen werden. 

Die außerdem zu führenden Verzeichniſſe werden bei den folgenden 

Abtheilungen ſpeciell angeführt werden. 


X. Amtsinventar. 


Dem Amtsvorſtande obliegt die Aufſicht auf das Inventar, und 
die Haftung für die ſorgliche Behandlung und Bewahrung deſſelben. 


1. Inventar. 


Für die VII. Finanzperiode iſt durch den k. oberſten Rechnungs— 
hof mit Entſchließung vom 21. Nov. 1861, K.A.Bl. ©. 1715, für 
alle Staatsbehörden und Stellen ein neues Formular ber Inventarien 
vorgefchrieben worden. 

Nach diefer Inftruction befteht das Inventar aus zwei Haupt: 
abtheilungen: 

4) für ſämmtliche Literalien, 
2) für fämmtlihe Möbel und Geräthicyaften. 

Dabei wurde noch Folgendes beftimmt: 

a) Die Inventarien werden nicht alljährlich nen angefertigt, fondern 
für die ganze Finanzperiode angelegt und fortgeführt. 

b) Ale Zu: und Abgänge müfjen, wie eremplificirt, alljährlich genau 
nachgetragen, refp. abgefeßt werben. 

c) Jedes Inventar ift jährlich abzuſchließen und mit der Unterſchrift 
bes treffenden Beamten, dann nad) gepflogener Revifion mit ber 
Unterjchrift des Revifors zu verfehen. 

d) Nah jedem Abjchnitte oder jeder Abtheilung des Inventar ift 
ein für die ganze Finanzperiode angemefjener ausreichender Raum 
zum Nachtrage ber jährlihen Zugänge zc., für welche nicht ſchon 
ein Vortrag befteht, zum Vortrag ber jährlichen Abfhlüffe zu be: 
laffen. Am Schluffe des Inventars ift eine Zufammenftellung ber 
Abſchlüſſe der einzelnen Abfchnitte ꝛc. zu fertigen. 

e) Jedes Inventar ift in duplo zu fertigen und evident zu halten, 
von welchen das eine Eremplar für das Amt felbit, das andere 
zur Vorlage an die Revifionsftelle beftimmt ift und bei Vorlage 
jeber Rechnung zur Repifion ergänzt mit eingefenbet werben muß, 
damit die Revifion befjelben fofort mit der Rechnungs: Revifion 
vorgenommen werben könne, worauf fodann das für bie Revifions: 
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ftelle beftimmte Eremplar zur Berichtigung bes bei Amt aufbe: 

wahrten Eremplars binausgefchloffen wird. 

f) Das Amtsinventar darf den Rechnungen nicht beigebunden werben, 
fondern ift in gefonderten Heften zu halten. 

g) Bei den Ausgabs: und Einnahmspofitionen der treffenden Neben: 
rechnungen und refp. Belegen ift ſtets bie fortlaufende Inventar: 
nummer, unter welder der angefchaffte oder verkaufte Gegenſtand 
vorgetragen erjcheint, zu allegiven. 

h) Das gegebene Formular ift, fomweit nur immer möglich, bei allen 

Staatsbehörben und Stellen gleihmäßig einzuführen. 

Nah Entihliegung des Jull.Min. vom 4. Aug. 1868 und bes 
Minifteriums des Innern vom 8, Aug. 1868 find die in Folge ber Ent: 
fhließung über Theilnahme der DBerwaltungsämter an ber Strafredhts: 
pflege an den bezirfsamtlihen Beamten zu ertrabirenden Juſt. Min. Bl. 
und Amtsfiegel bei den Bezirksämtern zu inventarifiren, jedoch ben mit 
der Staatsanwaltſchaft betrauten k. Bezirks: Amts«Affefforen zu Handen 
zu ftellen. 

2. Amtsfiegel. 


Den Amtsvorftänden obliegt die Auffiht auf den Gebrauch und 
die forgfältigfte Verwahrung der Amtsfiegel. Abgewürdigte oder ſchad— 
haft gewordene Dienftjiegel find unverzüglich durch Einfendbung an das 
Hauptmünze und Stempelamt dem etwaigen Mißbrauche zu entziehen. 

(M.E. vom 5. Dez. 1854, lith. RM. vom 8. Dez. 1854.) 

Auf einen deutlihen und lejerlihen Abdruck der Siegel ſoll mög: 
lichſt Bedacht genommen werden, 

(RN. vom 18. April 1850, A.Bl. ©. 285.) 

Ueber Fälfhung und Mißbrauch von Amtsjiegeln vergl. Art. 188 
bes St. G. B. 

3. Amtsblätter. 


Das Kreisamtsblatt iſt von allen adminiſtrativen Behörden zu 
halten. (RA. vom 19. Sept. 1846, RA. ©. 471.) 

Jede politifhe Gemeinde, in der fi ein Pfarrfit nicht befindet, 
bat ein Eremplar bes Kreisamtsblattes auf Koften der Gemeindecafje zu 
halten; jenen politifchen Gemeinden, in benen fi ein Pfarrſitz befindet, 
ift nad ihrem Ermefjen, ein Kreisamtsblatt auf Gemeindekoſten zu halten, 
geftattet. 

(RA. vom 18. Det. 1851. RN. ©. 693, Döll. XXXIU. ©. 11.) 
(M.E. vom 8. Nov. 1861, K. A. Bl. 1861 Nr. 99.) 

1) Die abnehmepfligtigen Pfarreien und Gemeinden haben das Kreisamts; 

blatt ohne Vermittlung der Diftriftspolizeibehörben ſelbſt zu beftellen und 

u bezahlen bei derjenigen Boftanftalt, deren Poflbotenbezirk fie einverleibt 

fin. Die Beftellung hat am 1. Dezember für das nächſtfolgende Jahr zu 


geſchehen. 
2) Eh erhalten das bejtellte Exemplar durch die Boftboten gebührenfrei zugeftellt. 
3) Die Gontrole der wirklichen Haltung wird bei der Rechnungsrevifion, Ge: 
meinbevifitation ꝛc. gehandhabt. 
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Die des Amtsblattes durch die * gran nicht poſtportofrei. 
vom 2. Febr. 1863, K. A. B 
Tür die ZuReilung eines durch bie Kofanfiai a nal Kreisamteblattes 
oder Bezirfsamtsblattes an bie Gemeinden erhalten die Poftboten eine jährlidye 
Gebühr von 30 fr. file jedes Eremplar und wirb biefe Gebühr mit dem Abonne: 
mentsbetrag Re 
(Entſchl. der Gen.:Dir. vom 20. Nov, 1862, K.ABL ©. 2738.) 


Anihaffung und Einbinden bes Sreisamtshlattes auf Koften der 
Pfarrei und der Gemeinde, je zur Hälfte. 
(ME. vom 14. Juli 1829, Dil. XIX. ©. 80.) 


Nach Ziff. 17 der U. E. vom 7. März 1814, Döll. XIX. ©. 97, 
ift das Kreisintelligenzblatt von allen Pfarreien zu halten, doch fo, daß 
der Pfarrer jedes Blatt gleid) nad) dem Empfange an ben Gemeinde: 
vorfteher des Pfarrortes zur Einfiht abgibt. — Das Blatt ift bei ber 
Pfarrei aufzubewahren. (Döll. XXXIU. ©. 11.) 

Einführung der Benennung „Kreisamtsblatt.” 

(ME. vom 24, Nov. 1853, Döll. XXXIII. ©. 13.) 

Geſetz- und Regierungsblatt. (Döll. XIX. ©. 1 u, ff.) 

Die Haltung des Regierungsblattes von Seite ber Gemeinden 
ift ihrem Ermeſſen anheimgeſtellt. 

(ME. vom 1. Sept. 1827, DIN. XIX. ©. 79.) 

Jede Pfarrei hat Geſetz- und Regierungsblatt auf eigene Koften 
anzufchaffen und zu bewahren. 

Haftung ber Pfarrer für Erhaltung und Uebergabe der Regierungs: 
blätter, (M.E. vom 1. Jan. 1806 Ziff. 7, Dil. XIX, ©. 24.) 

Anfhaffung des pfarramtlien Exemplars aus Kirchenmitteln ges 
ftattet. (ME. vom 26. April 1814, DU. XIX. ©. 76.) 

Jede Stadt, jeder Markt und jede Gemeinde mit magiftratifcher 
Verfaſſung empfängt unentgeldlih ein Eremplar. 

(M.E. vom 14. Juli 1829, DU. XIX. ©. 81.) 

Jede k. Diftriftspolizeibehörde empfängt unentgelblih ein Eremplar 

des Geſetz- und Regierungsblattes. 
V. vom 23. Dez. 1801, DL. XIX. ©. 21. 
V. vom 29. Dez. 1817, DU. XIX. ©. 29, 
V. vom 25. Aug. 1819, Döll. XIX. ©. 50. 
V. vom 25. Sept. 1826, Döl. XIX. ©. 63. 

Die ſchleunige Beftellung der Regierungs> und Amtsblätter durch 

die Dftriftsverwaltungsbehörden an bie Pfarrämter, Gemeinden xc. 
(B. vom 12, Febr. 1811, Döl. XIX. ©, 51.) 

Ueber Einfendung der Verzeihniffe über den Bedarf an Regierungs: 
blättern ꝛc. (M.E. vom 25. Sept. 1826, Döll. XIX. ©. 93.) 

Die Gemeinden erhalten ein Eremplar des Geſetzblattes unent: 
geldlich. (M.E. vom 1. Sept. 1827, ibid. ©. 79.) 

(Berge. RU, vom 12. Sept. 1861, RU. ©. 1360.) 
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XL #egie. 


Nach Finanzminifterial: Entjchließung vom 29. Jan. 1860, K. A. Bl. 
©. 170, follen die Kreisregierungen aus den jührliden Mitteln für 
Amtsinventarftüde unter Vorbehalt eines angemefjenen ejervefondes 
jeder Diftriftspolizeibehörde eine — fo viel thunlid — dem wahrſchein— 
lihen Bedarf fi ammähernde Summe zur Dispofition ftellen; inner: 
halb diefer Summe darf dann das Amt die erforderlihen und zuläffigen 
Anfhaffungen, fowie die nöthigen Reparaturen ohne vorgängige Ge— 
nehmigung der Kreisregierung, jebod> gegen Verwendungsnachweis, be: 
wirken. Auch die Anfchaffung von Yenftervorhängen und Rouleaur, 
wenn fie nothwendig ift, darf aus dieſem Averfum erfolgen. 

(Bergl. Hiemit $ 9 Schlußjag der U. V. vom 24. Febr. 1862.) 

Die Koften für Dfenreinigung in Bureaulocalitäten durch ben Hafner, dann 
für Reinigen und Nufhängen der Winterfenfler in diefen Localitäten find bei den 


Bezirfsämtern in deren Regierechnung: „auf Fleinere Reparaturen der Geſchäſts— 
localitäten zu verrechnen. 


Ueber die Behandlung ber Schreiberaverfen und Regieanjhaffun: 
gen beftimmt bie h. M.E. vom 26. April 1862 in den Punkten II—V. 
was folgt: 

U. Die im $ 9 e. 1. feftgefeßten Bezüge ber Schreiber follen von 
den Rentämtern unmittelbar an bie betreffenden Schreiber gegen 
Quittungen bezahlt werden, auf weldhem von dem Bezirksamt: 
mann bie erfolgte Dienftleiftung beftätigt iſt. 

11. Aus den Averjen für Kanzleibebürfniffe find im Allgemeinen die 
jenigen Kanzleibebürfniffe zu beftreiten, welche bisher theils den 
Schreibmatertalaverfen, theils den Familiengeldern der Landrichter 
zur Laft fielen. Hiezu gehört insbefondere bie Beleuchtung der 
Geſchäftslocalitäten, und es findet hienach eine befondere Ver: 
gütung biefür nicht Statt. 

Auch das Material für das von ben Bezirksamtsdienern zu 
bejorgende Kehren der Gejchäftslocalitäten, fowie der Aufwand 
für das periodifche Fegen (durchgreifende Reinigen) diefer Localis 
täten fällt jenen Averfen zur Laft. 

Die Straßenreinigung bei den Amtslocalitäten gehört zu ben 
ftändigen Bauausgaben, wofür eine befondere Etatspofition bejteht. 

IV, Für Buchdrucker- und Buchbinderfoften, Amtsinventarftüde, öffent: 
liche Blätter, Literalien, Porto, Botenlöhne, kleine Reparaturen 
in den Amtslocalitäten, außerordentlibe Diäten und Neifekoften 
($ 9 e. 1.) werden, wie bisher für die nämlihen Ausgaben bei 
den Landgerichten geſchah, durch den Generaletat jührlihe Summen 
zur Verfügung geftellt werden, deren Subrepartition ben Kreis: 
regierungen, Kammern des Innern überlaffen bleibt. 

(Die Miethzinfe für Amtslocalitäten werben in ben ©eneral: 
etats befonders vorgetragen werden und durch letztere dann bie 
besfallfigen Mittel zur Verfügung gelangen.) 
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Auf Rechnung der obenerwähnten Mittel dürfen nur ſolche 
Inventargegenſtände angeſchafft werden, welche bisher aus ben: 
felben Mitteln für die Landgerichte nah Mafgabe ver M,E, vom 
3. Juni 1844, 30. März 1852, Döll. XXXII. ©. 456, dann 
vom 29. Jan, 1860 angejchafft werben durften, und werben 
biefe Vorſchriften auch für die Bezirksämter maßgebend erflärt. 
Andere Geräthſchaften fallen ben Averfen für Kanzleibebürfniffe 
zur Laſt. 

V. Gegenüber den großen Vortheilen, welche durch die im $ 16 ber 
V. vom 24. Febr. 1862 angeorbneten Amtstage außerhalb des 
Amtsfiges denjenigen Gemeinden zugeben, in denen foldye Amts— 
tage abgehalten werden, darf erwartet werben, daß biefe Gemein: 
ben ohne Inanſpruchnahme einer Vergütung die für bie aus: 
wärtigen Amtstage erforderlichen Xocalitäten zur Verfügung ftellen 
und deren Beheizung und Reinigung beforgen. 


XI. Regifratur, 


Von einer geordneten und geregelten Führung der Regiftratur hängt 
der bejchleunigte Gefhäftsgang und die grünblide Erledigung ber ein: 
kommenden Anträge ꝛc. weſentlich ab. 

Es iſt Aufgabe des Amtsvorſtandes, die Ordnung der Regiſtratur 
fortwährend zu überwachen, und es wird ſich dieſe Ordnung jetzt um ſo 
leichter erzielen laſſen, nachdem die Vorſtände der Diſtriktsverwaltungs— 
behörden nur mehr adminiſtrative Regiſtraturen zu führen haben. 
(Vergl. $ 141 der Form. B., Döll. XVIII. ©. 365, Döll. XVII. ©. 200 ff.) 

Die Perfonalacten, die Acten über VBerpflihtung der bei dem Amte 
befhäftigten Perſonen, ſowie bie Acten über vertraulihde Mittheilungen 
jollen fi unter dem perfönlichen Verſchluſſe bes Amtsvoritandes befinden. 

Die Führung der Regiftratur felbft joll nur einem durchaus ver: 
läffigen, mit dem amtlichen Gefhäftsgang und Umfang in den einzel: 
nen Dienfteszweigen wohl vertrauten Individuum übertragen werben; 
ferner ift darauf Rüdficht zu nehmen, daß die Negiftratur nicht Jeder: 
mann zugänglid, fei, und daß ohne Vorwiſſen des Regiftrators und be: 
ziehungsweife des Amtsvorftandes Fein Product aus ber Regiftratur 
genommen werden könne. 

Ueber die Art, wie die Verwaltungsregiftraturen eingetheilt werben 
follen, beftehen je nad) Kreifen verſchiedene Vorſchriften; für Oberfranken 
befteht die Negiftraturvorfhrift vom 24. Oct. 1837, 

(K. A. Bl. von Oberfranken 1837, Ertra:Beil. ©. 185), 
für Mittelfranken der Regiftraturplan vom 6. Juli 1843, 

Beide fliegen fi im Ganzen der Eintheilung ber Formations⸗ 
verordnung vom 27. Dez. 1825 an, 

As allgemein geltende Vorſchriften müſſen nachſtehende Anorb: 
nungen bezeichnet werben: 
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1) Jede Regiftratur ift in eine laufende und reponirte zu trennen, 
In die laufende Regiftratur gehören außer den Generalacten alle 
Acten über Angelegenheiten, welche noch nicht vollftändig erledigt 
find, ober deren öftere Benützung nody in Ausficht ſteht; wogegen 
in bie reponirte Regiftratur alle jene Acten zu verweifen find, 
welche volljtändig erledigt und für ben laufenden Dienft voraus: 
fihtlich nicht mehr nothwendig find. 

2) Ueber alle einzelnen Zweige bes Berwaltungsbienftes find General: 
acten zu formiren, welche alle auf die Sache bezüglichen Verord— 
nungen und principiellen Erlafje enthalten, oder wenigftens einen 
Auszug und eine Hinweifung auf die betreffenden Geſetz- und 
Regierungsblätter, Amtsblätter ꝛc., in denen fich bie betreffende 
Entihliegung befindet, enthalten jollen. Diefe Oeneralacten haben 
in der laufenden NRegiftratur ihren Platz. 

3) Ueber ſämmtliche Acten, ſowohl jene der laufenden als ber re: 

“  ponirten Regiftratur find vollftändige und im Evidenzſtand zu 
baltende Repertorien anzulegen. Jeder Act ift ummittelbar nad) 
feinem Anfall zu repertorifiren, und muß bie factifhe Ordnung 
und Eintheilung ber Regiftratur der Schränke und Fächer immer 
genau mit dem Inhalt des Mepertoriums und der Signatur bes 
einzelnen Actes übereinjtimmen. 

4) Sowie einerfeitS in den Regiftraturen alle für die Amtsführung 
ober für die betheiligten Privaten wichtigen und bebeutfamen Acten: 
probucte bewahrt werden follen, jo ift andererſeits Bedacht zu 
nehmen, daß die Regiftraturen nicht mit ganz umnötbhigen, ber 
längeren Conſervirung unwertden Papieren überhäuft werben. 

Es follen zu diefem Behufe bie periodifhen Tabellen, Anzei— 
gen, Ueberſichten, Polizeitarberehnungen ꝛc. nad 2 Jahren ihres 

Datums veräußert werden. ($ 141 ber Form.®.) 

Die Diftriktspoligeibehörden haben über die vorhablide Veräuße— 
rung fowohl dieſer Producte, als anderer älterer werthlofer Acten Ber: 
zeichniffe anzufertigen und fie der Sreisregierung mit dem Antrag auf 
Geftattung der Veräußerung ꝛc. vorzulegen, welche ſodann durch bie 
k. Rentämter vorgenommen werben wird. 

Bezügli der Vernichtung der ältern Forftitrafverhbandlungen be: 
fiimmt ein M.R. vom 19. April 1860, K.A.Bl. ©. 454, daß bie vor 
1852 angefallenen Forftrügencten zc. zu der Berwaltungsregiftratur ge: 
hören, und daß von ber Vernichtung alle diejenigen auszunehmen feien, 
weldhe nit fhon volle 40 Jahre alt find; übrigens find Anträge auf 
Bernihtung dieſer Acten jedesmal dem f. Appellationsgerichte und ber 
Finanzkammer zur Abgabe etwaiger Erinnerungen mitzutheilen. Aeltere 
Acten von archivaliſchem Werth find an das Reichsarchiv abzugeben. 

Tür diejenigen Aemter, welche eine große Zahl von Gemeinden in 
ihrem Bezirke zählen, erſcheint es zwedmäßig, eine gefonderte Ge— 
meinde= und Gtiftungs: Euratelregiftratur einzurichten, in welder nicht 
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allein die Gemeinde: und Stiftungs- Euratelacten, fondern aud) die Ne: 
vifionsacten für Gemeinde-, Schul-, Kirhen:, Armen: und fonftige 
Wohlthätigkeitsſtiftungen aufbewahrt werben, 


XII. Larwefen. 


Da dur die Verwaltungsämter Taren zu verrechnen find, und 
biefür umfafjende Vorfhriften beftehen, fo it diefer Geſchäfts-Abtheilung 
auch eine befondere Abtheilung diefer Schrift gewidmet, weshalb bier 
auf Abſchnitt XXI. diefer Schrift verwiefen wird. 


XIV. Statifik. 


Die genaue Kenntnig bes Amtsbezirkes ift eines der erſten Er: 
forderniffe für den VBerwaltungsbeamten. 
Als Hilfsmittel für die Erwerbung biefer Kenntniß dienen: 

1) Kurten des Amtsbezirks, 

2) Verzeichniſſe der Gemeinden, ber Pfarreien, ber Schulen, ber 
Stiftungen, der Armenpflegen, 

3) fonftige ftatiftifche Notizen über Bevölferung, Aderbau, Gewerbs: 
betrieb, inbuftrielle Unternehmungen und Gtablijjements bes 
Amtsbezirks. 

Die ſtatiſtiſchen Erhebungen über die Bewegung der Bevölkerung 
im Königreiche werben auf jedesmaligen höchſten Befehl der k. Staats— 
miniſterien des Innern und des Handels vorgenommen. 
(Bergl. RU. vom 23. Jan. 1857, K.A.Bl. ©. 132.) 
Ueber bie alle jehs Jahre vorzunehmende, zulegt im Dezember 
1861 gepflogene Unions: Volkszählung 
(vergl. RU, vom 14. Det. 1858, K.A.Bl. ©. 1618.) 


XV. Amtsgrenzen. 
(M.E. vom 5. Nov. 1862, K.A.Bl. ©. 2424.) 


1) Die Orenztafeln der Bezirfsämter haben die Benennung bes 
Bezirksamtes und Landgerichts, fo weit die Grenzlinien zufam: 
menfallen, zu enthalten. 

2) Im Innern der Bezirtsämter haben die Landgerichts: Grenztafeln 
fortzubeftehen und die Benennung lediglich des treffenden Land: 
gerichts zu enthalten. 

Bei verändertem Orenzzuge oder bei neugebildeten Landgerichten 
find dergleichen Grenztafeln neu berzuftellen. 

Für Herftellung und Unterhaltung der Amtsgrenztafeln haben bie 
Bezirksämter und zwar infoferne es fid) von anschließenden Landgerichts: 
Orenztafeln handelt, im Benehmen mit ben treffenden Landgerichten 
Sorge zu tragen, 
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Die Koſten der erſtmaligen Anfhaffung von Amtsgrenztafeln 
werben aus allgemeinen Fonds beftritten, find deshalb fpeciell zu liqui— 
diren, künftighin find die Koften für Herftellung und Unterhaltung ber 
Bezirksamtstafeln aus der Regie ber Bezirksämter, jene der Landgerichte 
aus Tandgerihtlihen Negiemitteln zu beftreiten, 

Ueber Form der Orenztafeln vergl. Döl. XXXI ©, 174 fi. 


XVI Bberappellationsgerichtlihe Erkenntniffe in Bezug auf 
das Bienfiverhältnig der Beamten. 
Bom 15. Dez. 1856, R.Bl. 1857 ©. 5. 


Defecte des N. N. 

Die Verwaltung iſt berechtigt, die Beſchlüſſe in Rechnungsſachen 
verrechnender Beamten auch zu vollziehen, deshalb, wenn ſich Haftungen 
ergeben, für die Dedung zu forgen, und nicht allein die aus der Amts— 
führung ſich ergebenden Guthaben zu retiniren, fondern aud Gehalts: 
abzüge zu verfügen. 

Dom 20. Juli 1858, 2. Dt. 

Ein Berwaltungsbeamter kann wegen etwaiger Entfhäbigungsan: 
ſprüche, welche aus einer Amtshandlung deſſelben hervorgehen könnten, 
nicht fofort vor den Eivilgerihten in Anfprud genommen werben, ehe 
die vorgefegte DVerwaltungsftelle die Nothwendigkeit oder Geſetzlichkeit 
feiner Handlung geprüft und ben Beamten eines Uebergriffes ſchuldig 
befunden hat. 

Dom 9. Dez. 1859, R.Bl. ©. 1336.) 

Anfprüde der Staatsdiener gegen den Staat auf Grund bes 
IX. Epdicts, wozu Anfprühe wegen Umzugsgebühren gehören, begründen 
eine Klage vor dem Civilrichter, wenn ber Betheiligte ſich durch bie 
abminiftrativen Beſcheide verlegt glaubt. 

Bom 22. April 1861, R.Bl. ©, 394. 

Die Verwaltung ift competent, bie Defecte der Beamten in quali 
et quanto feitzufeßen; aber über bie Frage, in wie weit Dritte als 
Erben eines befectirenden Beamten, in deſſen Haftungsverbindlichkeit ein: 
zutreten haben, entjcheiden bie Gerichte. 

Ferner die Erkenntniſſe vom 

11. Nov. 1861, R.Bl. ©. 961. 
23. März 1863, RB. ©. 570. 
29. Febr. 1864, R.BL ©. 306, 
18. Sept. 1866, R.Bl. ©. 1528. 
27. März 1867, R.BL ©. 432. 
15. Sept. 1868, R.Bl. ©. 2178. 


Sperieller Theil. 


Erſter Abſchnitt. 
Staatsrechtliche Angelegenheiten. 


J. Landesgrenzen. 


Die Aufſicht auf die Landesgrenzen bildet nur inſoweit eine 
dienftlihe Aufgabe der Bezirtsämter, als biefelben an das Ausland 
grenzen, und beſchränkt jich auf die Fürforge für Erhaltung der Grenz: 
fteine, Orenztafeln und fonftigen Grenzzeichen. Die Forft: und Zollauf: 
fichtsbehörden find zur Mitwirkung angewiefen, 

Im Falle wahrgenommener Beihädigungen folder Zeichen ift an 
die Kreisregierung Anzeige zu erftatten, welche nad) dem Regulativ vom 
8. Juni 1851, Döll. XXXIII. ©. 145, zu verfahren hat. 


II. Indigenat. *) 


Unter „Inbigenat* verſteht man nach bayerifchen Berfaffungsgefeßen 
bie bayeriſche Staatsangehörigkeit und die mit folder Eigenfchaft zu: 
fammenhängenben Rechte. 


1. Diefes Recht wird erworben: 


a) durch die Geburt für denjenigen, deſſen Vater und Mutter zur 
Zeit feiner Geburt diefes Recht des Indigenats bejeffen haben, 
b) durch Naturalifation, wenn 
1) eine Auslänberin einen Bayer heirathet, 
2) wenn Fremde in das Königreich einwandern, ſich — an⸗ 
ſäſſig machen, nachdem ſie die Entlaſſung aus dem fremden 
perſönlichen Untertfansverbande beigebracht haben, 


*) — ber Standesherren vergl, BL. f. a. Pr. III. 336. V.247. 
vu. 73. 
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©) durch ein beſonderes nad erfolgter Vernehmung des k. Staats⸗ 
raths ausgefertigtes k. Decret. 
Das Indigenat kann durch Aboption, Arrogation oder Ein: 
findfhaftung nit erworben werben. 
(M.E. vom 21. Aug. 1851, lith. R.A. vom 10. Sept. 1851 
Nr. 37,108.) 

In Bezug auf die Erwerbung bed Indigenats durch Anjäffig- 
mahung im Königreiche (fiehe vorft. J. b. 2) haben fih die Verhält: 
niffe durd) die neue Legislaton geändert. 

An die Stelle der früheren Anfäffigmahung ift die Erwerbung 
der Heimat in einer Gemeinde getreten. 

Nah dem Geſetz vom 16. April 1868, die Heimat ꝛc. betr. er: 
wirbt auch ein Ausländer in Bapern die Heimat entweder 

a) durch Erwerbung des Bürgerrehts, welches die Erwerbung ber 

Heimat in der Gemeinde involvirt, ober 

b) burdy gemeinbliche Berleihung, welche im Yalle eines 10jährigen 
Haglofen Aufenthalts des Betheiligten nicht verfagt werben darf. 
(Bergl. darüber Geſetz über Heimat.) 

Nah Art. 9 diefes Geſetzes ift jedody die Erlangung bes Indi— 
genats als Folge der erworbenen Heimat davon abhängig, daß Ausländer 
aud den Borbebingungen des $ 3 der erften Beilage zur Berfaffungs: 
urkunde genügen, d. h. daß fie 


1) für den Fall als ſolches durch Staatsverträge ober Geſetze feft: 
geftellt fein follte, die Auswanderungsbewilligung beibringen, 
und fid) 

2) in Bayern anſäſſig machen, worunter nicht eine Anfäffigmahung 
im Sinne des aufgehobenen Geſetzes von 1834 verftanden ift, 
fondern nur fo viel gefordert wird, baß ber betreffende Ausländer 
fih im Inlande factifch nieberlaffe, und daß er großjährig, felbft: 
ftändig, mit eigenem Hausftande verfehen, im Königreidhe irgend 
eine Steuer zahle, oder ein befteuertes Gewerb, oder ein öffent: 
liches Amt ansübe. 

Die Gefuhe um Berleihung der Heimat, und damit des Indi— 
genats werden von ben zur Inftruction folder Geſuche berufenen Ge: 
meindebehörben gepflogen. 

In den einer Diftriftsverwaltungsbehörbe untergeordneten Ge: 
meinden bedarf bie Verleihung des Heimatsrcchtes an Ausländer bie 
Beftätigung der Diftriftpolizeibehörbe. 

(Berge. Heimatsgeſetz Art. 9.) 


2. Verloren geht das Indigenat: 


a) Durd Erwerbung ober Beibehaltung eines fremden Indigenats 
ohne befondere k. Bewilligung, 


94 Staatsrechtliche Angelegenheiten. 


b) durch Auswanderung, worunter jebod nur erlaubte Auswanderung 
zu verftehen ift, BL. f. a. Br. IV. 86. IX. 394. 
(J.M.R. vom 21. März 1853, Döll. XXV. ©, 140.) 
ce) durch Verheirathung einer Bayerin mit einem Ausländer. 
Die weitere Ausführung der Beitimmungen bes I. Verf. Ed. ge 
Hört nicht in ben Plan gegenwärtiger Zufammenftellung. 
(Berg. Ziff. II. Auswanderung betr.) 


3. Verfahren. 


Die Bezirfsämter *) haben bie Competenz: 


1) Zur Injtruction der Gefuhe um Verleihung bed Indigenats. 
Die inftruirten Acten find im Inftanzenzug zur Beſchußfaſſung vorzulegen. 
Als Norm für Behandlung derartiger Geſuche bient die I. Verf. 
Beil. und mehrere hiezu erlaffenen Vollzugsnormen. Insbeſondere jollen: 

a) bei der Inftruction ber Gefuhe — namentlih von Seite ber 
Candidaten des geiltlihen Standes — nur eventuelle Zufiherungen 
ber feinerzeitigen Entlafjung aus dem fremden Untertbansverband 
gefordert werben; (Döll. II. ©. 40.) 

b) in Fällen ber Indigenatsverleihung an Ausländer, welche fi in 
Bayern dem Efericalftande wibmen wollen, bie Wirkſamkeit ber 
Indigenatöverleihung, und daher bie Zuftellung bes Indigenate: 
decrets durch bie vorgängige wirkliche Ertheilung ber Prieſterweihe, 
refp. die Aufnahme in den geiftlichen Orten bebingt werben; 

(ME, vom 22. Sept. 1845, DU. XXL. ©. 11.) 

ec) bei Inftruction von Indigenationsgeſuchen ift auf bie deu Impe— 
tranten in der Regel obliegende Tarentrihtung Rüdficht zu nehmen, 
und ift demnach jedesmal zu erheben, ob die Bermögensverhält- 
nifje der Bittfteller benfelben die Zahlung ber Tare von 174 fl. 
erlauben, oder ob und melde Gründe für eine tarfreie Ertheilung 
fprehen; (M.E. vom 9. Dez. 1820, Döll. IL ©. 11.) 

(ME. vom 4. Sept. 1861.) 

d) es ift darüber zu machen, daß Bittfteller, welche die Naturali: 
fation dur fürmlihe Anfäffigmahung — nun Erwerbung ber 
Heimat — erlangen fönnen, nicht veranlaßt werben, bie Ber: 
leihung des Indigenats dur k. Reſcript nachzuſuchen. 

(M.E. vom 9. Dez. 1820, DU. III. ©, 11.) 
(ME. vom 20. Dez. 1824 und 18. Juni 1824, ibid. ©. 12.) 

e) M.E. vom 4. Aug. 1865. Bewerber um Berleifung des In— 
digenats durch k. Verleihung find aufmerkfam zu machen, daß fie 
bei ihrem Geſuche nicht ſchon bie befinitive Unterthansentlaffung, 
fondern nur ein Zeugniß darüber beizubringen haben, daß ihrer 


*) Ebenfo die ummittelbaren Magifirate. 
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Entlaffung im Falle ihrer Aufnahme in ben bayerifchen Unter: 

thanenverband Fein Hinderniß im Wege fteht. 

2) Sie entfheiben ftreitige Fragen der Staatsangehörigkeit, info: 
weit fie mit Heimatfachen conner find, in I. Inftanz. 

(M.E, vom 2. Juli 1837, Döll. XXU. ©. 4.) 

Es können übrigens aud in anderer Weiſe Streitfragen über bie 
Zuläffigkeit eines Anfpruches auf das Indigenat, über den Verluſt des: 
felben u. dergl. mehr auftauchen, und es muß aud hierüber die erft- 
inftanzielle Entſcheidung in Gemäßheit des $ 19 und 23 der Form.®. 
vom 17. Dez. 1825 den Bezirksämtern überlaffen werden. — 

Eine Entjheidung ber Frage, ob ein Einzelner ꝛc. als ein Ange 
böriger eines auswärtigen Staate® und welches Staates zu erkennen 
fei, fteht den Bezirksämtern nicht zu. 

Solde Fragen find auf dem biplomatifhen Wege von ber f, 
bayer. Regierung mit ber anderweitig betheiligten Megierung zu ordnen. 


II. Ein: und Auswanderung, Bermögens: Ein- und 
Ausführung, Aachſteuer. .) 


Die Einwanderung, foweit fie mit Entlaffung aus fremdem Unter: 
thansverband und mit Anfäffigmahung im Königreih Bayern verknüpft 
ift, erfcheint zwar zunächſt als eim felbitftändiger Titel zur Erwerbung 
des Indigenats, und follte deshalb bei der Abtheilung über bas Indi— 
genat behandelt werben. Allein wegen bed Zufammenbanges mit ben 
Fragen ber Auswanderung, ber Nachfteuer ꝛc. wird fie in dem gegen- 
wärtigen Kapitel behandelt. 

Nah $ 23 der Form.®. vom 17. Dez. 1825 fteht den Bezirke: 
ämtern bie Inftruirung und Befheidung von Ein: und Ausmwanderun: 
gen, Vermögens: Eins und Ausführungen zu, wogegen Nachſteuerſachen 
und Auswanderungsbewilligungen in jene Staaten, mit welden keine 
Freizügigkeitsverträge beſtehen, Form. V. F 28 b., nah U. B. vom 6. Mai 
1837, Döll. XXII. S. 12, dem Wirkungskreiſe der Kreisregierung, 
Kammer des Innern, angehören. 

Die Unterbehörden haben nur dann die Entſcheidung der höhern 
Stelle zu überlaffen, und deshalb die inftruirten Acten an bie k. Kreis: 
regierung einzufenden, wenn 

1) mit den Staaten, wohin die Auswanderung erfolgt, keine Frei— 
zügigfeitöverträge beitehen, 
2) wenn mit den Einwanderungsgefuhen die Bitte um fpecielle Er: 
theilung des Indigenats verbunden it. 
(Eonf. A. E. vom 6, Mai 1837, DU. XXI. ©. 12.) 


*) Bl. f. a. Pr. VI. 361. 
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A. Cinwanderungen. 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 

Einwanderung, d. i. dauernde Niederlaffung eines Ausländers 
in Bayern mit der Folge, daß berjelbe zugleich als Angehöriger, Heimats: 
berechtigter einer beftimmten Gemeinde erachtet wird, richten fih nunmehr 

a) nah den Beitimmungen der Gemeinde: Ordnung vom 29. April 
1869 Art. 10 u. ff. Über die Erwerbung bes Bürgerrechtes oder 

b) nad) den Beftimmungen bes Geſetzes vom 16. April 1868 Art, 9 
über die Heimat. 

Ausländerinnen, wenn fie nad Bayern heirathen, haben fein Ein: 
wanderungsgefuch zu ſtellen, wohl aber den Nachweis ihrer Entlafjung 
and dem fremden Unterthansverbande beizubringen. 

(M.E. vom 5. Febr. 1821, Döl. IT. ©. 33.) 
(ME. vom 28. April 1858, K.A.Bl. ©. 630.) 

In dem im öfterreihifhen Reichsrath vertretenen Ländern ift bie 
Ausftelung der Auswanderungsconfenfe den Bezirkshauptmannſchaften 
übertragen, und in jenen Orten, in welchen die Gefchäfte der politifchen 
Behörde I. Inftanz von ben Gemeinden bejorgt werden, den Statt: 
bhaltereien vorbehalten. 

Die Auswanderungsconfenfe werben in der Form ertheilt, daß 
gefagt wird, „ber betreffende Auswanderer fei aus dem öſterreichiſchen 
Staatöverbande aus geſchieden. 


U. Beſondere Veſtimmungen. 

1) Die Einwanderung franzöſiſcher Unterthanen mittels Anſäſſtg— 
machung in Bayern ift nur unter ber Bedingung zu geftatten, 
baß vorerft der unbedingte Verzicht auf das franzöfifche Bürger: 
recht ausdrücklich zu Protokoll gebracht werde 

(M.E. vom 4. März 1858, K.A.Bl. ©. 320.) 

(M.E. vom 7. April 1821, Döll. II. ©. 35.) 
da franzöfifche Unterthanen zur Anfäffigmahung im Auslande einer 
befonderen Entlaffung aus ben franzöfifen Unterthans: 
verbanbe nicht bedürfen. 

(M.E. vom 30. Juli 1828, Döll. II. ©. 36.) 

Die von Franzöfinnen im Auslande gebornen Kinder, deren 
Väter Ausländer und der Baterfchaft geftindig find, werben nicht 
als franzöfiihe Staatsangehörige betrachtet. 

(Lith. RE. vom 6. Juni 1861, M.E. vom 3. Juli 1861.) 

2) Bei der Anfäffigmahung kaiſerlich öſterreichiſcher Unterthanen in 
Bayern ift der Nachweis der Entlafjung aus öfterreichifchem Un: 
terthansverband beizubringen, 

(ME. vom 20. Febr 1831, Döl. II. ©. 38.) 
3) Gleiches ift der Fall bei Einwanderung preußifcher Unterthanen. 
(ME. vom 23. Aug. 1829, ibid, ©. 39.) 
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4) Die aus Württemberg einwandernden Unterthanen haben ben Nach— 
weis vorzulegen, daß fie die nach württembergifchen Geſetzen er: 
forderlihe Bürgfhaft für die Berichtigung ihrer dortfelbft noch 
ihwebenden Haftungen bejtellt haben. 

" (ME. vom 27. Juli 1834, ibid. ©. 39.) 


B. Auswanderungen. 


Die dermalen in Bayern beitehenden Vorfchriften für die Behand: 
lung der Auswanderungsgefuche find in der nachfolgenden Entſchließung 
des k. Staatsminifteriums des Innern vom 2. Februar 1868 zufam: 
mengejtellt. 


Staatöminiterium Des Innern. 


Das umterfertigte Staatsminifterium bat die in der Adminiſtrativ-Verord⸗ 
nungen-Sammlung Band III. Seite 68 — 237 und Band XXIT. ©, 11 bis 113 
enthaltenen Vollzugs-Vorſchriften nebſt allen jpäter erlaffenen Miniſterial-Entſchließ⸗ 
ungen über die Behandlung und Bejcheidung der Auswauderungsgefuche mit Rück— 
fiht auf den ar Stand ber Geſetze und politischen Verhältniſſe einer 
Revifion unterjtellt und findet ſich hienach veranlaßt zu beflimmen, was folgt: 

Er 

Jede Auswanderung bayerifcher Stantsangehöriger ift von einer Erlaubnif 
der Diftrifts-Polizeibebörbe des Heimatsortes abbängig, welche dann nicht verwei— 
gert werben darf, wenn ber Auswandernde zuvor ben gefeglichen BVerbindlichkeiten 
gegen fein Vaterland genügt hat. 

Dieſe Erlaubniß können daher nur diejenigen Staatsangehörigen erlangen, 
benen die Anforderungen des Geſetzes über die MWehrverfaffung in Bayern nicht 
entgegenftehen, und welche nach der Beftätigung des f. Nentamtes und der betref- 
fenden Gemeinde:Berwaltung mit der Entrichtung öffentlicher Abgaben in feinem 
Rüdftande ſich befinden, 

Perfonen, welche in firafrechtliher Unterfuhung befangen ober in eine 
Strafe verurteilt worden find, Fünnen bie Erlaubnig zur Auswanderung nicht 
vor beendigter Unterfuhung, beziehungsweife vor erſtandener Strafe oder erfolgter 
Begnadigung erhalten. 


g.2. 

Der Auswandernde hat auch jeine privatrechtlichen Verbindlichkeiten zu er: 
füllen. Zur Sicherheit der Gläubiger haben die Diftrifts:-Polizeibehörden die bei 
ihnen angebrachten Auswanderungsgefuche durch die Local- und Kreisamtsblätter 
befannt zu machen und ein jedes Geſuch erjt nad) Verlauf einer 14tägigen Frift 
von: Tage der Bekanntmachung an gerechnet zu bejcheiden. Hievon kann Umgang 

enommen werden, wenn ber Gejuchjteller entweder notoriſch fein Vermögen be: 
Akt, ober für bie Berichtigung etwa vorhandener Schulden einen Bürgen beftellt. 
g 3. 

Der Auswandernde muß auch dispofitionsfähig fein; es bedürfen deshalb 
Kinder, welche noch unter väterliher Gewalt ſtehen und ohne Begleitung ihrer 
Eltern oder Vormünder auswandern wollen, ber Einwilligung des Vaters, bes 
ziehungsweife ber Mutter, und Minderjährige, weldhe unter Vormundſchaft ftehen, 
der Zuſſimmung des Vormunds und der Vormundjchaftsbehörde, welche bie 
Difirifts:Polizeibehörde des Heimatsortes von Amtswegen zu erholen hat, 

Eine Gautionsleiftung wegen ber feinerzeitigen Erfüllung der Militärpflicht 
oder die Stellung eines Erfagmannes im Heere kann bei der Auswanderung nadı 
ben Bellimmungen des Gefepes Über die Wehrverfaſſung nicht mehr Er rum 
werben, 

Rar, Handbuch ber bayer, Diſtr. Verw. Vehörden. IIL Aufl, 7 
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S 4. 

Die Erlaubniß zur Auswanderung in einen andern Staat feßt aud) vor: 
aus, daß bie Aufnahme von Seite bes letztern Feiner Beanftandung ımterliegt. 

In diefer Hinficht beftebt cin weſentlicher Unterfdhied bei Auswanbderungen 
in ſolche Staaten, in welden die Aufnahme in den Untertbans Verband fofort 
erfolgen kann, oder in jene Länder, in denen die Naturalifation vor Ausländern 
erſt nad einem längern Aufenthalt im Lande zuläffig ift. 

Das bayerifche Indigenat erlifcht nämlich gemäß $ 6 Ziff. 2 und $ 12 ber 
I. Beilage zur Verfaffungs: Urkunde erjt mit der wirflih vollzogenen Auswande: 
rung d. 5b. mit der Aufnahme und fürmlichen Nieberlafjung in den neuen Staats: 
verband, daher die förmliche Entlaffung aus dem bayerifchen Unterthansverbande 
erſt dann ertheilt werben faun, wenn der Nachweis Über bie erlangte Aufnahme 
oder Naturalifation bes Auswanderers erbracht if. Demnad wird das Verfahren 
bei ben Auswanderungen nach Amerifa, Belgien, Franfreih und allen jenen Län: 
bern, in welchen die Naturalifation von Ausländern erft nach einem mehrjährigen 
Aufenthalte im Lande zuläffig ift, in folgender Weife geregelt. 

Denjenigen, welder um bie Grlaubnig zur Auswanderung in ein foldhes 
Land nachſucht, ift bei dem Borhandenfein der allgemeinen Borbedingungen biezu 
ein Zeugniß darüber auszufertigen, daß feinem Vorhaben, fidy dafelbft niederzu: 
laffen und die Eigenfchaft eines dortigen Staatsbürgers zu erwerben, ein Kinder: 
niß nicht entgegenftebe, daß aber die fürmliche Entlaffung aus dem bayeriſchen 
Untertbansverbande erſt dann erfolgen könne, wenn der Nachweis über bie erlangte 
Naturalifation erbracht fein wird, bis zu weldem Zeitpunfte ber Ausgewanberte 
feine bisherige Heimat im Falle der Rückkehr behält, aber audy den Beſtimmungen 
bes Geſehzes über bie Wehrverfaffung in Bayern Artikel 10 unterworfen if. 

Eine Aufnahme folder Zünglinge, welde mit Erlaubniß vor dem Be: 
ginne ihrer Wehrpflicht ausgewandert find, in die Bezirks: und Aushebungs— 
lifte, ober ihre Einreihung im die Armee findet jeboh während ihrer Ab: 
wejenheit nit flatt. 

Ebenfo wenig ift auch die Auflage einer Kaution zur Sicherung ber Hei: 
matsgemeinde für ben Fall, daß ein Auswanderer vor erlangter Naturalifatiog im 
Auslande nah Bayern zurückkehrte, geftattet, da derartige Anforderungen ber Ge— 
meinden einer gejeglichen Grundlage entbehren und den beftchenden Freizügigkeits— 
Berträgen wiberftreiten. 


g5. 

Zur Beförderung und zum Schuße der Auswanderer nad überfeeifchen 
Ländern find in den größern Städten Bayerns nad Maßgabe der A. V. vom 
7. Juni 1862, — RB. ©. 1191—1196 — Hauptagenten aufgeftelt, welche die 
Abſchließung der Meberfahrtsverträge zwijchen den concefjionirten Erpebienten an 
ben Hafenplägen unb ben Auswanderern vermitteln, und ben letztern Aufjchlüffe 
und Rathihläge Über bie Ausführung ihrer Reife ertheilen. 

Die mit Bewilligung der Kreisregierungen aufgeftellten Unteragenten in 
ben Eleineren Städten dürfen ebenfalls Verträge zu Weberfahrten abjchließen. — 
Auch die an den Einfhiffungs- und Landungsplägen befindlihen k. b. Gonfuln 
find verpflichtet, bie Intereſſen bayerifcher Auswanderer nad) Kräften zu vertreten. 

Auf alle diefe Echußmittel, fowie audy auf die in Bremen, Hamburg und 
Notterdbam befichenden Nahweifungsbureau für Auswanderer find bdiefelben bei 
Inftruction ihres Gefuches aufmerffam zu machen, und über die Unräthlichfeit von 
Gontracten, die fi auf die Beförderung über den Landbungsplak hinaus 
erfireden oder bie Grwerbung von Grund und Boden zum Gegenitand haben, fo: 
wie über bie Einwechslung gangbarer Geldjorten oder geldwertbem Papiere aus: 
führlich zu belehren. 


$ 6. 
Die Austellung und Vifirung der Neifepäffe richtet fih nad ber A. V. 
vom 9. Dezember 1865 über das Paßweſen und nach der M.E. vom 23. Dezem— 
ber 1865 Nr. 3205, wonach diefelbe nur dann veranlaßt erfcheint, wenn fie von 
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ben Belbeiligten ausbrüdlich nachgefucht, oder von den Regierungen jener Länder, 
in welche die Auswanderung ftattfindet, verlangt wird. 


7. 

Sobald ber Nachweis über bie erfolgte Aufnahme in einen auswärtigen 
Untertbansverband ober über bie erlangte Naturalifation in einem andern Staate 
beigebracht wird, erlifcht das bayeriſche Indigenat mit jeinen rechtlichen Folgen. 
Die Entlaffung des Gatten und Vaters erfiredt fih auch auf die Ehefrau und 
bie noch unter väterlidher Gewalt ftebenden minderjährigen Kinder, Frauensper: 
fonen, welche einen Ausländer beiratben, bedürfen einer fürmlichen Ent affung aus 
dem baverifchen Untertbansverbande nicht, da fie kraft des Geſetzes (K. 6, Ziff. 3, 
der I. Berf.:Beil.) das bayerifche Indigenat verlieren und bie Staatsangehörigkeit 
ihres Mannes erwerben. 

Uneheliche Kinder folgen dem Untertbansverhältnifie ihrer Mutter, infoferne 
nicht die Gefeße bes Landes, in welches diefelbe auswandert, oder befonbere Staats: 
verträge entgegenftehen. 

(Bergl. Heimatsgefeß vom 16. April 1868, Art. 9 Abſ. 4.) 


g8. 
Der Eintritt in frembe Dienfte wird, infoferne biemit bie Erwerbung 
eines fremden Indigenats verbunden ift, gleich ber Auswanderung behanbelt. 
Menn aber ein Erantsangehöriger ohne Ausiheidung aus dem bayerifchen 
Unterthansverbande mit F. Erlaubniß in fremde Dienfte tritt, fo verbleibt ihm feine 
Eigenjchaft ald Bayer, er hat jedoch die im $. 11 lit. a—c ber I. Verfaffungsbeis 
lage aufgeführten Verpflichtungen zu eg 


Staatsangehörige, welche ohne vorgängige Entlaffung aus dem bayerischen 
Untertbansverbande auswandern, oder ohne ausdrüdliche Erlaubnig des Monarchen 
in fremde Dienfte treten, verlieren kraft der I. Berf.:Beil. $. 6 Ziff. 1 und $. 10 
Ziff. 1 und 2 das Indigenat und Stantsbürgerreht in Bayern, und wenn ber 
ohne Grlaubniß der Diftriftspolizeibehörde feines Heimatsortes Ausgewanderte mili- 
tärpflichtig it, oder bereits in die Armee eingereiht war, fo treffen denfelben übers 
dies bie gejeglihen Folgen feiner Widerjpentigfeit oder Defertion. 

Die Beihagnahme feines Vermögens findet jedoch nad den beſtehenden Ger 
ſetzen nicht mehr at. 


$ 10. 

Nah dem Mandate vom 6. Juli 1804, R.Bl. ©. 636, ift von dem in 
das Ausland erporlirten Vermögen bort, wo bie beftehenben fpeziellen Verträge 
nicht etwas Beſonderes verorbnen, in ber Megel eine Nachſteuer zu 10 Procent 
zu erheben. Diefe Abgabe wird jedoch jept nur felten mehr vorkommen, indem fie 
bei allen Auswanberungen und gg eg age in folde Staaten, mit 
denen Freizügigkeitsverträge beftehen, oder in welchen aud von dem nadı Bayern 
erportirten Vermögen feine Nachfteuer zur Erhebung fommt, nad dem Grundſatze 
der Meciprocität binwegfällt und nad den bdermaligen Verhältniſſen Abzüge bei 
Auswanbderungen in bie europäifchen Staaten nur in Rußland und Polen nod) 
fortbeftehen (conf. U. P. Bd. II. ©. 2 212). 


Jedes Geſuch um die Erlaubniß zur Auswanderung iſt unter gleichzeitiger 
Uebergabe der zur Begründung desſelben dienenden Belege bei ber zuſtändigen 
Diſtriktspolizeibehörde des Heimatsortes anzubringen. Dieſe bat dasſelbe in den 
obenbezeichneten Richtungen, insbeſondere mit geeigneter Rückſichtnahme auf die 
elwa Bereits eingetretene Militärpflicht, die Anſpüche des Staatsärars und ber 
Heimatsgemeinbde, bie angemeldeten civilrechtlichen Hinderniſſe, die Nechte der El— 
tern und Vormünder, bie eventuell zugefidherte Aufnahme in dem andern Staate, 
oder die daſelbſt Über die Naturalifation von Ausländern geltenden Beftimmungen 
zu prüfen und zu bejcheiden ober wenn mit den Staate, wohin bie Auswande— 
rung gebt, Fein Freizligigkeitsvertrag befteben follte, gemäß $ 23 lit. b. der A. 
Form.V. vom 17. Dezember 1825 an die k. Kreisregierung zu berichten. 

7* 
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Im Falle der Gewährung bes Geſuches ift dem Bittfteller bei Auswande: 
rungen in foldhe Staaten, wo bie Aufnabme in den Untertbansverband fofort er: 
jolgen fann, eine Urkunde über feine definitive Entlaffung aus dem bayeriſchen 
Staatsverbande, und bei Auswanderungen in foldhe Länder, in welden die Na: 
turalifation von Ausländern erft nach längerem Aufenthalte im Lande zuläffig iſt, 
das oben im $ 4 bemerkte Zeugniß über die Erlanbniß zur Auswanderung und 
auf Verlangen aud ein Reiſepaß auszufertigen. 


Gegen einen abweilenden Beſchluß der Diſtriktépolizeibehörde iſt binnen 
14 Tagen die Berufung an die k. Kreisregierung, K. d. J., zuläffig, von welcher 
eine weitere Vorlage an bie umterfertigte Etele gemäß Art. II. der U. V. vom 
6. Mai 1837, RB. v. 3. 1837, €. 323 nur dann zu erfolgen bat, wenn von 
den Betheiligten Berufung ergriffen wird, oder wenn die zweifelhajte Natur eines 
einzelnen Falles bas in $ 65 der ®. vom 9. Dezember 1825 vorgejchriebene Be: 
nehmen mit dem Staatsminifterium des k. Haufes und des Aeußern nöthig macht. 


$ 13. 

Alle Verhandlungen und Bejchlüffe in Auswanderumgsangelegenheiten unter: 
liegen injoferne fie nicht von Amtswegen, jondern in Folge ber Anträge von Pri— 
vaten gepflogen werben, der gefeglichen Pr und Stempelpflicht. 

14. 


Vorftehende Beſtimmungen treten an die Stelle ber bisherigen Vorſchriſten 
über die Behandlung der Auswanderungsgeſuche und werben hiemit alle Ent: 
ſchließungen der unterfertigten Stelle, welche anderweitige Förmlichkeiten und Be: 
ſchränkungen angeordnet haben, außer Wirkſamkeit gefegt. 

Münden, ben 2. Februar 1868. 

Die Vorſchriften in $ 2 der vorftehenden M.E. vom 2. Februar 
1868 finden auf die Geſuche um Ausftellung von Päffen zu einer bloßen 
Neife nah Amerika feine Anwendung, weshalb eine vorherge Ausſchrei— 
bung nicht nothwendig if. 

Beſteht jedoch dringender Verdacht, daß ſich der Geſuchſteller feinen 
Berbindlichkeiten im Innlande durch eine Reife nah Amerika entziehen 
will, fo haben die Behörden das Nöthige vorzufehren. 

(ME. vom 11. Febr. 1869.) 

Die definitive Aufnahme eines Ausländers in ben öfterreichifchen 
Staatsverband ift erft dann als vollzogen anzunehmen, wenn der Auf: 
genommene den öſterreichiſchen Unterthaneneid abgeleiftet, und hierüber 
ausgewieſen hat. 

Jede andere Beſcheinigung ftellt ſich als ungenügend dar. 

(ME. vom 23. Febr. 1867, K. A.Bl. ©. 430.) 

Der Staatsvertrag v. 26. Mai 1868, RB. ©. 2156, zwiſchen 
Bayern und den vereinigten Staaten von Norbamerifa über die Staats: 
angebörigkeit ber mwechfelfeitigen Einwanderer, enthält folgende wejent: 
liche Beftimmungen: 

Art. I. Angebörige des Königreiches Bayern, welde naturalifirte Staats— 
angehörige der vereinigten Staaten von Nordamerika geworden find, und fünf 
Sabre ununterbrochen in den vereinigten Staaten zugebracht haben, follen von 
Seite Bayerns als amerifanische Angehörige erachtet, und als ſolche behanbelt werben. 

Eben fo fellen Etaatsangebörige der vereinigten Staaten von Amerifa, 
welche naturalifirte Angebörige des Königreihs Bayern geworden find und fünf 
Sabre ununterbrochen in Bayern zugebracht haben, von ben vereinigten Etaaten 
als Augehörige Bayerns erachtet und als folhe behandelt werben, 
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Die bloße Erflärung der Abfiht, Staatsangebhöriger des einen oder bes 
andern Theild werben zu wollen, foll in Beziehung auf feinen der Theile die 
aaa ber Naturalijation haben. 

rt. U. Ein naturalifirter Angeböriger des einen Theils ſoll bei etwaiger 
Nüdkehr in das Gebiet des andern Theil wegen einer nad ben Geſetzen des 
legteren ftrafbaren Handlung, welche er vor feiner Auswanderung verübt bat, zur 
Unterfuhung und Strafe gezogen werben können, foferne nicht nach ben bezüg— 
lichen Gejegen jeines urfprünglichen Vaterlandes Verjährung oder fonftige Shrah: 
lofigfeit eingetreten iſt. 

Art. II. Fortbeſtand des Vertrags vom 12. Sept. 1853 ıc. 

Art. IV. Wenn ein in Amerika naturalifirter Bayer ſich wieder in Bayern 
nieberläßt, obne die Abſicht nach Amerifa zurüdzufehren, fo fol er als auf jeine 
Naturalifation in den Vereinigten Staaten Verzicht leiftend angefehen werden. 

Eben jo foll ein in Bayern naturalifirter Amerikaner, wenn er fidy wieder 
in ben Vereinigten Staaten niederläht, ohne die Abfiht nad Bayern zurüdzu: 
kehren, als auf feine Naturalilation Verzicht leiſtend erachtend werden. 

Der Berzicht auf die Rückkehr kann als vorhanden angejehen werben, wenn 
ber Naturalifirte des einen Theiles fih länger als zwei Jahre in dem Gebiete 
bes andern Theiles aufhält. 

Art. V. Borläufige Dauer des Vertrags auf 10 Jahre ꝛc. ıc. 

Als Erläuterung einzelner Beftimmungen bes Vertrags bient das Proto: 
toll vom 26. Mai 1868, R.Bl. ©. 2164. 


Bezüglih der Beförderung von Auswanderern nad überjeeifchen 
Ländern bejtimmt die Allerhöchſte Verordnung vom 7. Juni 1862, 
RB. ©. 1192, folgendes: 


$1. 

Zum Betriebe der Beförderung von Auswanderern nach überfeeiihen Län— 

dern iſt polizeiliche Bewilligung erforderlich. 
S2. 

j Die Errihtung von Auswanderungsagenturen ift nur für folde Erpe: 
dientenhäuſer (Schiffsrheber, Schiffebefradter, Schiffsmäller) und Gejellichaften 
zuläffig, welde von Unſerem Staatsminifterium des Innern nad vorgängiger 
Prüfung der biebei in Betracht zu ziehenden Verhältniſſe die Bewilligung zur Be: 
förderung von Auswanderern nach überfeeiihen Ländern, beziehungsweiſe zur Auf: 
ftellung von Agenten in Bayern behufs der Vermittlung dieſes Geſchäftsbetriebes 
erhalten haben. 

Diefe ſtets wibderrufliche Bewilhgung ift an die Bedingung zu knüpfen, 
daß für die Oberleitung des Geſchäftes ein um Königreihe an äffiger, jolider Kauf: 
mann mit Genehmigung ber einſchlägigen Kreisregterung, Kammer des Jnnern, 
als Hauptagent aufgeftellt werde, welcher für die pünftlihe Erfüllung ber von ihm 
ober feinen Agenten abgeſchloſſenen Weberfahrtsverträge zu haften und zur Sicher: 
ſtellung für etwaige Entihädigungsaniprücde eine Gaution von fünftaufend Gulden 
aufrecht zu machen hat. 


$ 4. 

Die Aufftellung der Auswanderungsagenten bat auf Anſuchen bes Haupt: 
agenten durch bie einjchlägige Kreisregierung, Kammer des Innern, zu erfolgen, 
und ift durch das Kreisamtsblatt zu veröffentlichen. 

Als Auswanderungsagenten find nur unbefholtene und hiezu volllommen 
befähigte Geſchäftslente zu beftätigen. 


Zur Abſchließung von Verträgen für die Ueberfabrt nach überfeeifchen Län: 
dern find nur die Hauptagenten und ihre mit Genehmigung ber Kreisregierungen, 
Kammern des Junnern, aufgeftellten Agenten befugt. 
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S 6. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Juli L Is. in dem ganzen 
Umfange des Königreiches in Wirkſamkeit. 


Münden, ben 7. Juni 1862, 


Inhaltlich ME vom 17. Jan. 1863 ift in Rotterdam ein 
Staatsnadyweifungsbureau für Auswanderer eingerichtet worden, in 
weldien den Auswanderern alle ihnen nothiwendigen Aufichlüffe und 
Rathſchläge unentgeldlich ertheilt werden. Die Diftritspolizeibehörben 
haben die über Rotterdam auswandernden bayerifhen Unterthanen hierauf 
aufınerffam zu machen. 

Bezüglih der Gejhäftsführung der Auswanderungsagenten bat 
das Staatsminifterium des Innern unterm 12. Juni 1862, RBl. 
©. 1194, folgende Anordnungen erlaſſen: 


Staatöminifterium Des Innern. 


Ueber die Gejhäftsführung ber Auswanbderungsagenten werben auf Grund 
bes Art. 51 Abf. 4 des Polizeiftrafgefeßbuches nachftehende Vorſchriften erlaffen: 


$1. 

Die mit Bewilligung ber Kreisregierungen, Kammern bes Innern, aufge: 
ftellten Answanbderungsagenten bürfen Verträge zur Ueberfahrt nach überſeeiſchen 
Ländern nur für Rechnung jener Erpebientenhäufer oder Geſellſchaften abſchließen, 
für welche ſie als Agenten aufgeſtellt worden ſind. 


2. 

Die Auswanberungsagenten bien Ueberfahrtsverträge nur mit ſolchen 
Perfonen abſchließen, welche durch Vorzeigung der Auswanderungsbewilligungs: 
urfunde ober einer giltigen AReifelegitimation über bie Zuläffigkeit ihres Reifevor: 
habens fich ausweifen. 


g3. 

Die Ueberfahrtsverträge find unter ausbrüdlicher Anführung aller wefent: 
lihen Berabredungen in beutjher Sprache deutlich abzufaffen, von dem Agenten 
— dem Auswanderer zu unterſchreiben und dem Letzteren im Originale einzu— 
händigen. 


54. 

Die Auswanbderungsagenten haben ein Verzeichniß über jene Perſonen zu 
führen, mit welchen fie Weberfahrtsverträge abgeichlofien haben. 

Diefes Verzeichniß, weldes jederzeit ber Polizeibehörde auf Verlangen zur 
Einſicht vorzulegen ift, muß den Bor: und Zunamen, fowie ben bisherigen Wohn: 
ort der Auswanderer, bie Noute und ben Beftimmungsort ber Reife, die Zeit der 
Sinjoiftung in den Seehafen, ben Namen des Erpebienten, bes Schiffes und bes 
Gapitäns, das feflgefepte Meberfahrtsgeld, den Betrag des gezahlten Aufgeldes, bad 
Datum und die nähere Bezeichnung ber vorgelegten Legitimationspapiere und den 
Namen ber ausjtellendben Behörde enthalten, 


55. 
Den Auswanderungsagenten ift unterfagt, zu Muswanberungen anzumwerben 
ober burdy andere Perſonen anwerben zu laſſen. 
Ebenfo ift denfelben verboten, bei Vertragsverabrebungen oder Abſchlüſſen 
Mäller oder Zwiſchenhändler zuzulafien, ober ſich überhaupt dergleihen Perfonen 
zum Zuführen von Auswanderern in irgend einer Weife zu bedienen, 


$ 6. 
Vorftehende Vorjcriften finden auf die Hauptagenten gleichmäßig An: 
wendung. 
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7. 

Gegenwärtige Vorſchriſten, durch welche alle bermal über die Geſchäfts— 
führung ber Auswanderungsagenten beſtehenden Beftimmungen aufgehoben werben, 
treten mit dem 3. Juli I. 38. für den ganzen Umfang des Königreichs in Kraft. 

Münden, den 12. Juni 1862. 


C. Vermögens: Cin= und Auszug, Nachfteuer. 


Bon dem Vermögen der aus dem Lande Ausmwandernden foll eine 
Nachſteuer oder Emigrationstare von 10 Procent erhoben werden, wenn 
fie in Länder auswandern, mit welchen feine Yreizügigfeitöverträge be— 
jtehen, falls nicht dur Neciprocität ein anderer Maßitab feſtſteht. — 

(Bergl. $ 10 ber vorftehenden M.E. vom 2. Febr. 1868.) 

Nach einer Bekanntmachung des Minifteriums des Aeußern vom 
10. Jan. 1866, R.Bl. ©. 67, darf von vormalig ruſſiſchen Unterthanen, 
welche in Bayern die Naturalifation erlangt haben, in dem Falle als 
diefelben mit Bewilligung der einjchlägigen bayerifchen Behörden aus 
Bayern wieder nach Rußland zurüdwandern,, keinerlei Nachfteuer ober 
fonftige Abgabe erhoben werben. 

Ueber die alljährlich vorkommenden Eins und Auswanderungen, 
Vermögens: nz und Erportationen haben die Bezirfsämter genaue 
tabellarifche fortlaufende Regiſter zu führen, 

($ 23 der Form. V. von 1825.) 


Erhebung von Geburtsseugnifen und Todtenſcheinen 
von Ausländern. Internationale Verträge über 
gegalifirung von Hrkunden. 


Nah ME. vom 17. Auguft 1857, K.A.Bl. ©. 1351, find bie 
Diftriftspolizeibehörben verpflichtet, von jedem im Amtsbezirke erfolgten 
Ableben eines Ausländers binnen kürzeſter Frift einen Foftenfrei und 
vorfhriftsmäßig gefertigten Todtenjchein an die Kreisregierung einzufen: 
den, welche denfelben mit der erforderlihen Beglaubigung verfehen an 
das k. Stuntsminifterium bes Aeußern einzufenden hat. 

Nah M.E. vom 24. März 1861, K. A.Bl. ©. 412, Haben nad: 
ftehende Negierungen ſich bereit erklärt, über alle in deren Gebiet 
vorfommenden Geburts: und Todesfälle bayerifcher Unter: 
thanen Geburts: und beziehungsmeife Todtenfcheine Koftenfrei mitzutheilen: 

2* Großherzogthum Luxemburg. 
2) Sachſen-Weimar. 
Herzogthum Sachſen-Meiningen. 
Sachſen-Coburg-Gotha. 
Naſſau. 
6) Großherzogthum Mecklenburg-Schwerin. 
7) — Mecklenburg-Strelitz. 
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8) Die Herzogthümer Anhalt: Deffau und Anhalt: Köthen. 

9) Herzogtdum Anhalt: Bernburg. 

10) Fürſtenthum Schwarzburg: Sonbershaufen. 

11) „ Schwarzburg-Rudolſtadt. 

12) Freie Stadt Lübeck. 

13) + „ Frankfurt. 

14) Fürſtenthum Neuß älterer Linie. 

15) e Neuß jüngerer Linie. . 

16) " Lippe: Detmold. 

17) — Schaumburg-Lippe. 

18) — Waldeck. 

19) Landgrafenthum Heſſen-Homburg. 

Die nachgenannten Bundesſtaaten haben dagegen nur die Mit— 
theilung von Todtenſcheinen daſelbſt verſtorbener bayeriſcher Staatsan— 
gehöriger zugeſichert: 

Herzogthum Limburg. 
2) 5 Sachfen : Altenburg. 
3) . Braunfchweig. 

4) Die freie Stadt Bremen. 

5) Die Herzogthümer Holftein und Lauenburg. 

So weit ed nur immer thunlich ift, find die Geburts: und 
Todtenjcheine über Geburts und reſp. Todesfälle von Angehörigen der 
betheiligten Staaten durch die bayeriſchen Polizeibehörden unmittel: 
bar ber betreffenden Heimatsbehörde des Ausländers koſtenfrei 
mitzuteilen, dagegen aber auch die den Diftriftspolizeibehörden zufom: 
menden Mittheilungen über die in den Gebieten ber obigen Staaten 
eingetretenen Geburts: und Todesfälle bayerifher Staatsangehöriger 
fofort dem betreffenden Pfarramte, oder erforderlihen Falles dem zu: 
ftändigen Gerichte mitzutheilen. (K.A.Bl. 1861 ©. 412.) 
(Entſchließung des k. Staatsminiftertums des Innern vom 28. April 

1862, KE.AN.BI. 1862 ©. 645.) 

Die Furheffifhen Behörden find angewiefen, die Geburts- und 
Todesſcheine der Ausländer unmittelbar an die Verwaltungsbehörbe des 
Heimatsortes des Gebornen oder Geftorbnen zu ſenden. 

Die fürſtlich Lichtenftein’fche Regierung hat ſich bereit erflärt, die 
Geburts- und Todesſcheine bayerischer Unterthanen unentgeldlich mitzu— 
theilen, weshalb die bayeriſchen Behörden reciprok gleiches zu beachten, 
und die Geburts- und Todesſcheine lichtenſteiniſcher Staatsangehörigen 
an das fürſtliche Regierungsamt zu Vaduz einzuſenden haben. 

(M.E. vom 15. Dez. 1858, K.A.Bl. ©. 2018.) 

Nachdem jid die großherzoglih badiſche Negierung bereit erffärt 
bat, von jeder im Großherzogthum ftattfindenden ehelichen oder außer: 
ehelichen Geburt eines Kindes einer Ausläinderin der Heimatsbehörbe 
biefer Letzteren koſtenfrei einen beglaubigten Auszug aus dem Eivil: 
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ſtandsregiſter überſenden zu laſſen, jo haben auch künftighin die baye— 
riſchen Behörden bezüglich einer jeden im Königreich ſtattfindenden ehe— 
lichen oder außerehelichen Geburt eines Kindes einer dem großherzog: 
lichen Unterthansverbande angehörigen Frauensperfon ein von dem Barr: 
amte unentgeldlich ausgeftelltes Geburtszeugniß an die Kreisregierung 
einzufenden, bamit die weitere auf diplomatiſchem Wege zu vermittelnde 
Meberfendung erfolgen könne. 

Gleiches gilt nah M.E. vom 15. Dez. 1858, K. A.Bl. S. 2018, 
bezüglidy der Berhältnifje zu Würtemberg, nur mit dem Unterfchiede, 
daß die Mittheilung durch unmittelbare Gorrefpondenz ber baye— 
rischen und würtembergifhen Behörden erfolgt. 

(ME. vom 24. März 1864, K. A.Bl. ©. 596.) 

Der Staatsvertrag mit Defterreih bezüglih ber 
Legalifirung von Urkunden vom 13. Febr. 1863, R.Bl. ©. 558, 
beftimmt im Art. 3: 

daß die Urkunden ber Polizei: und Vermwaltungsbehörden (mit 
alleiniger Ausnahme der Reifelegitimationen aller Art, bei denen es bei 
den bisherigen Vorſchriften zu verbleiben hat) der Legalifirung ber höhe: 
ren Berwaltungsftellen bedürfen, injoferne nicht bejondere Erleichterungen 
für beftimmte Fälle vereinbart find? — und zwar in Bayern: ber 
Kreisregierung, Kammer bes Innern, und bezüglid der von bayeriſchen 
Militärbehörden ausgeftellten Urkunden der Legalifation dur die be: 
treffenden General: Gommando’s, beziehungsmweife durch das Artillerie: 
corps⸗ oder ©eniecorpscommanbdo, 


V. Zeiern politifcher Zefttage. 


Bezüglih der Theilnahme ber Staatsdiener an politifchen Weit 
tagen ift die Entſchließung des k. Staatsminifteriums des Innern vom 
12. Juni 1833, Döll. XVII. ©. 1135, maßgebend. 

In Orten, in welchen der Bezirksbeamte dev 1. politifche Beamte 
ift, Haben von ihm die Einladungen zu foldyen Heften auszugeben. 


Beeidigung der Staatsbürger. 


Die Eigenfhaft eines Stantsbürgers bemißt ſich nach ber I. Berf.: 
Beil. $ 7 u. ff. 

Ueber Verluft des Staatsbürgerregts ſ. BI. f. a. Br. 1. 6. I. 401. V. 217. 

Ueber Anfälligkeit der ———— Ba a zur Anfäffigmahung 
nad bem Gef, von 1825, BL. f. a. Pr. VII 


Alle Staatsbürger haben bei Re Anfäffigmahung den Ver: 
faffungseid in folgender Formel zu ſchwören: 
„Ich ſchwöre Treue dem König, Gehorfam dem Geſetze und Beobady: 
tung ber Staatsverfaffung; fo wahr mir Gott helfe und fein heiliges 
Evangelium.” (Berf.irf, Tit. X. $ 3.) 
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Bei Beeidigung ber Juden, welche ganz im berjelben Weife wie bei 
Chriſten vorzunehmen ift, haben die Worte „und fein heiliges Evangelium“ 
wegzubleiben. (M.E. vom 30. März 1849, Döll. XXIL ©. 395.) 

In Bezug auf die Beeidigung der Staatsbürger orbnet die Ent: 
ihliegung des Minifteriums des Innern vom 25. Auguſt 1868 folgen: 
bes an: 

Staatöminifterium Des Innern. 

Nad dem Minifterinlnormativ vom 7. März 1836 Nr. 10513 war ber in 
Titel X. $ 3 der Verfaffungs: Urkunde —— Eid bisher Jedem, der die 
Anſäſſigmachung nah F 2 des revidirten ——— vom 1. Juli 
an — hatte, ſofort nach eingetretener Nechtsfraft des Anſäſſigkeitsbeſchluſſes 
abzunehmen. 

Dieſe Vorſchrift iſt vom 1. Sept. d. Is. an nicht mehr vollziehbar, da 
mit dieſem Tage in Folge des neuen Geſetzes über Heimat, Verehelichung und 
Aufenthalt vom 16. April d. Is. ſowohl das erwähnte revidirte Anſäſſigmachungs— 
gefeß als Überhaupt der rechtliche Begriff der Anſäſſigmachung im Einne dieles 
Gefepes außer Wirkſamkeit und Geltung treten. 

Das unterfertigte Staatsminifterium fiebt ih darum zu ber Anordnung 
veranlaft, daß Fünftig der genannte Eid Jedem, welder in einer Gemeinde bes 
Königsreihs eine jelbftftändige Heimat im Sinne ber Art. 3, 5 bis 9 des Geſetzes 
vom 16. April d. Is., beziehbungsweile in der Pfalz im Sinne der Art. 28 und 29 
befielben erworben bat, jojort nach diefer Erwerbung abzunehmen ift. 

Der Zeitpunkt dieſer Eidesabnahme bemißt ſich biebei nach ber verjchiedenen 
Art ber Enwerbung des Heimatsrechtes verfchicden, diefelbe hat 

1) I * ber Erwerbung durch Eheſchließung (Art. 3) ſofort nad ber Ehe: 

fießung, 

2) im alle, ber Erwerbung durch Erlangung bes Bürgerrechtes (Art. 5) ober 
bur —— (Art. 8) oder in Folge einer Erklärung (Art. 29) ſofort 
nach der Ausftellung der betreffenden Urkunde und Erfüllung ber fonjtigen 
Vorbedingungen, 

3) im Falle der Erwerbung durch Aufenthalt (Art. 6 und 7) ſofort, wenn bie 
Gemeinde das Heimatsreht anerfannt hat oder biezu im Inftanzenweg nad) 
Art. 23 bis 25 veranlagt worden iſt, 

4) im Falle der Erwerbung durch Ausländer (Art. 9 ſofort nach Erlaß des 
bie Beſtätigung ber Verleihung ausſprechenden Beſchluſſes der Diftriftsver: 
waltungsbehörde, ſoweit ein a geſetzlich — iſt, zu erfolgen. 

Die Eibesabnahme hat in Städten und Märkten mit magiſtratiſcher Vers 
fajfung durdy die Magiftrate, im ben übrigen Gemeinden durch bie E. Bezirks: 
Ämter zu geichehen. Letztere haben bdiefelbe insbefonbere bei Gelegenheit ber Ge— 
meinbdevifitationen und der auswärtigen Amtstage zu betbätigen und ſtets barauf 
Bedacht zu fein, daß Niemand veranlagt wird, ausichliegend zu dieſem Zwede an 
ben Sitz bes Bezirksamtes zu reifen, 

Die Gemeindebehörben, welche hienach zur Eibesabnahme nicht berufen er: 
ſcheinen, find verpflichtet, den vorgefegten Bezirtsämtern mindeftens vierteljährlich) 
diejenigen zur Anzeige zu bringen, bei welden die Eidesabnahme veranlagt iſt. 

Die Eidesabnahme felbit ift jederzeit mit einer entſprechenden — der 
Schwörenden einzuleiten und mit der einer ſolchen Handlung angemeſſenen Würde 
mit Jedem einzeln zu vollziehen, die erfolgte Beeidigung aber wie bisher, in einem 
fortlaufenden Protokoll jedoch durch bie eigenhändige Unterfchrift des Schwörenden 
und bes beeidigten Beamten zu beurfunden. 

Es iſt Aufgabe der Auffichtsbehörben bei Gelegenheit ber Amts» und Ge: 
meinbevifitationen die alffeitig vollftändige und gehörige Abnahme des Verfafjungss 
eides zu controliren und etwaige Mängel ſogleich abzuftellen. 

Hinfihtlih der Beeidigung der Staatödiener, dann ber in Art. 2 des Ge: 
feßes vom 16. April I. Js. erwähnten definitiv angeftellten Diener ber Kirche, 
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der Gemeinden, einer öffentlichen Corporation oder Stiftung und der Schullehrer 
auf die Verfaſſung, ſowie hinſichtlich der Zulaſſung zur Ableiſtung des Verfaſſungs— 
eides behufs der activen Theilnahme an den Landtagswahlen verbleibt es bei den 
feitherigen befonderen Beftimmungen, 


VII. Landtag. 


In Bezug auf die Landtagswahlen obliegt den Diſtrikspolizeibehör— 
den die Nevifion und Richtigftellung der VBerzeichniffe der Urwähler. 

Ebenſo kommt ihnen die Befugniß zu, die Urwahlbezirke zu bilden 
und die Wahlcommifjäre aufzuftellen. In unmittbaren Städten gefchieht 
dies von den Miagiftraten. 

As Wahlcommifjäre können nicht nur Beamte, fondern jeder hiezu 
als genügend befähigt erkannte Urwähler befignirt werben. 

Jeder ſolche Bezirk fol in ber Regel 2000 Seelen umfaſſen, je: 
doch mit möglicher Beachtung der Grenzen ber politiihen Gemeinden, 
und ber bejtehenden Diftriltseintheilung im den Städten; kleinere Ge: 
meinden follen zu einem Wahlbezirt vereinigt oder einer benachbarten 
größeren Gemeinde zugetheilt werden. 

(Art. XI des Gef. vom 4. Juni 1848, G. B. 1848 ©. 77 fi, 
die Wahl der Landtagsabgeordneten betr.) 

Auf je 500 Seelen eines Urwahlbezirts ift ein Wahlmann zu 
wählen, 

Kein Urwahlbezirt darf das duplum ber Seelenzahl, alfo 8000, 
oder darüber enthalten; er it in folhem Falle zu theilen, 

Zählt ein Wahlbezirk außer den 2000 Seelen nod weitere 250 
Seelen over darüber, jo darf hiefür ein weiterer Wahlmann gewählt werben, 

Die Wahlbezirke für die Abgeorbnetenwahl werden von der Stunts: 
regierung feitgejeßt, welche aud den Tag ber Wahlen der Wahlmänner 
und der Abgeordneten bejtimmt. 

Ueber die Entfhädigung der Wahlmänner bei Abgeorbnetenwahlen 
ſ. ME. vom 11. Nov. 1860, Bl. f. a. Pr. X. 351. 

Es ift dem DiftriftsratH unbenommen, ſolche Entfhädigung zu 
bewilligen und feftzufegen. 

Die ME. vom 21. Aprit 1855 enthält die Inftruction zum 
Vollzug der Wahlen, 

Die in diefer Inftruction U, 2 erläuterte Berechtigung zur Wahl 
als Wahlmann wird durch M.E. vom 15. März 1863 dahin modifi— 
cirt, daß die für den Wahlmann geforderte Anſäſſigkeit nicht in dem 
engeren Sinne des Geſetzes über Anfäffigmahung ꝛc. von 1825 be: 
ziehungsmeife 1834, — jondern in dem weiteren Sinne der ftaatsbürger: 
lichen Anfäffigfeit nah $ 3 Tit. IV. der Verf. Urk. aufzufafjen fei. 

(ME. vom 2, Nov. 1867, K. A.Bl. ©. 1766.) 

Auch bei den nad Art. 29 des Geſetzes über die Wahl der Ab: 
georbneten vorzunehmenden Wahlen ift die Wahl in geheimer Stimm: 
abgabe mittels Wahlzettel ber Wähler vorzunehmen. 
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Die gemäß oberappellationsgerichtlichen Erkenntniſſes vom 26. April 
1853, R.Bl. 1853 ©. 644, den Verwaltungsbehörden eingeräumte 
&ompetenz zur Beitrafung von Wahlumtrieben ift erlofchen. 

(Eonf. Geſetz Einführung des Strafgefegbuches und Bolizeiftrafgefeh: 
Buches Art. 2 und Art. 3 Ziff. 4.) 


VII. Landrath. 
(Sefe vom 28. Mat 1852, Geſetzblatt S. 270.) 


Hier beſchränkt fi die Thätigfeit des Bezirksamts auf die Leitung 
der Wahl der Vertreter der Diftriftögemeinden. 

Da nunmehr in der Regel zwei ehemalige Diftrittsverwaltungs: 
bezirfe in Einen vereinigt find, jo ift hiemit im Voraus ber Dispofition 
des Geſetzes, Art. 3 — daß je zwei Diftriftsräthe in einen Wahlkörper 
vereinigt werben follen — entfprochen. 

Die Wahlacten find ber f. Kreisregierung vorzulegen, (Art. 13 
ibid.) (Suftruction für die Wahlvornahme vom 10, Juni 1852, 
Döll. XXL ©. 390.) 


IX. Biftriktsrath, 
(Geſetz vom 28. Mai 1852, Gefebblatt ©. 246.) 


Jeder Amtsbezirk einer Diftrittsverwaltungsbehörbe bildet eine 
Diftriftsgemeinde, 

Die in Folge der Organifationsordnung vom 24. Februar 1862 
in Einen Berwaltungsdiftritt vereinigten früheren felbjtftändigen Land: 
gerichtsbezirke können als Diftriftsgemeinde mit gefonderter Vertretung 
fortbeftehen. 

Erf. vom 1. Juli 1867, RB. 842. 

Die Diftrittsgemeinden find eine Schöpfung des öffentlichen Ned 
tes, ihre Rechtsverhältniffe demnach nad den Beſtimmungen bes öffent: 
lihen Rechtes zu bemefjen. 

Streitigkeiten über Abtheilung des DiftriftSgemeindevermögens im 
Valle einer Lostrennung einzelner Gemeinden aus dem bisherigen 
Diftriftsverbande reffortiren zur Verwaltung. 

Die Befugniffe und Pflichten der Diftriftsgemeinde beftinnmt das 
Geſetz, welches die Leiftung des Diſtrikts ausſcheidet: 


a) in nothwendige, wofür der Diſtrikt die Mittel beſchaffen muß, 
Art. 27, und in 

b) facultative oder freiwillige, für welch legtere jedod die Umlagengröße 
auf mehr als 50°/, vom Steuergulden nicht geftellt werben kann. 
Art. 29. 30. 
Bezügli der Wahl der Mitglieder des Diſtriktsrathes gibt die 

Snftruction vom 10. Juni 1852 Norm. 
(DöU. XXL ©. 400. XXVI. 322.) 
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Ferner verfügt die M.E. vom 19. Dez. 1869. Nach den Beſtimmungen 
der Art. 3 und 7 des Gejeßes über die Diftriftsräthe vom 28. Mai 1852 Kind 
die Vertreter ber Gemeinden im Difiriftsrathe aus den zur Gemeindevertretung 
wählbaren Gemeindemitgliedern, welche das 30. Lebensjahr zurüdgelegt haben, zu 
berufen. Gemäß jener Gefeßes-Artifel find ſomit in den Landestheilen biesfeits 
des Rheines zufolge der in der Gemeindegefeßgebung eingetretenen Aenberung die 
Vertreter der Gemeinden im Diftriftsrathe nunmehr allerdings aus den Gemeinde: 
bürgern, welde nach den Vorjchriften der Gemeindeordnung für die Landestheile 
—— des Rheins vom 29. April I. Is. in die Gemeindevertretung wählbar find, 
zu wählen. 


Der Diftriftsbeamte Teitet die Wahl der Vertreter des größeren 
Grundbeſitzes. (Art. 5.) 

Die Wahlacten werden dem Diftriktsrathe zur Prüfung und Be- 
ſcheidung vorgelegt. (Art. 10.) 

Der Bezirksbeamte ift Vorſtand des Diftriftsrathes und Aus: 
ihufjes, Art. 12 und 14, und leitet deren Berathungen. — Er eröffnet 
und fließt die Sitzungen. 

Bei Stimmengleihheit entjcheidet die Stimme des Vorſtandes. 

Die Verhandlungen des Dijtriltsrathes, welcher in der Megel nur 
einmal des Jahres ſich verfammelt, werben der f, Kreisregierung im 
Laufe des Monats October zur Befcheidung vorgelegt. (Art. 23.) 

Der Bezirksamtmann hat die Beſchlüſſe des Diftriftsrathes zu 
vollziehen. Nur, wenn er nad pflidtmäßiger Ueberzeugung glaubt, daß 
der Beihluß des Ausfhufjes den Gefeßen oder Verordnungen zuwider 
fei, ift derfelbe berechtigt und verpflichtet, die Vollzichung zu vertagen 
und die Entfheidung der Regierung zu erholen. (Art. 17.) 

Die Beitragspfliht und der DVertheilungsmaßftab der Diftriftsum: 
lagen richtet ſich nicht nach den Vorſchriften des Umlagengefebes, fon: 
bern nad dem Diftriktsrathsgefeß. (Art. 31 und 32.) 

(Bl. f. a. Pr. VII. 288. V. 144. 156. VII. 157. II. 226. II. 231.) 

Bei Berehnung und Repartition der Diftriftsumlagen find aud) 
die Steuerbeifhläge mit einzurechnen. 

(M.E. vom 30. März 1864, K.ABL ©. 624.) 

Die Standesherren können Feine Befreiung von Diftrittsumlagen 
beinfpruchen, jondern haben nad) Maßgabe der von ihren Befigungen 
zu entrichtenden Steuern aud die Diftriftsumlagen zu bezahlen. 

(M.E. vom 1. Juni 1863, K. A.Bl. ©. 258.) 

Ueber das Berufungsreht gegen Beſchlüſſe der Kreisregierungen 
j. BL f. a. Pr. VII. 11. 

Wenn der Diftriftsrathb einen Schreiber des Bezirfgamtes zum 
Kaffier wählt, jo hat vorher eine Prüfung etwaiger dienſtlicher Hinder— 
niffe einzutreten. 

M.E. vom 2. Dezember 1865. 

1) Die Verhandlungen des Dijtriftsrathes follen in ber Regel 
innerhalb der erften zwei Monate des begonnenen DVBerwaltungsjahres 
(nun Kalenderjahres) vorgelegt werben. 

2) Die Entjcheidung der Regierung auf die Verhandlungen bes 
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Diftriftsrathes find jeder Gemeinde in befonderer Ausfertigung gegen 
Empfangsbeftätigung zuzufertigen. 

3) Das Bernfungsrecht ſteht nur der Gemeindebehörbe, nicht ben 
Vertretern der Gemeinde (Art. 2 lit. e.) noch ben Bertretern bes 
größeren Grundbeſitzes zu. 

4) Wenn der Diftriftsausfhuß Berufung ergreift, ift das Sitzungs— 
protofoll, in weldyen ber besfallfige Beſchluß niedergelegt ift, mit ein: 
zuſenden. 

5) Erfolgt die Berufung durch einen Anwalt, ſo iſt der Legiti— 
mationspunkt zu berichtigen. 

6) Gegen einen von ber Kreisregierung beſtätigten Beſchluß des 
Diftrittsrathes ift eine Berufung von Seite der hiezu Berechtigten zu: 
läffig; die hiemit im MWiderfprud ftehende Beftimmung des Art. 23, 
Abſ. 3, ift nur aus Verſehen mit in das Geſetz übergegangen. 

M.E. vom 28. Juni 1866. Das Kalenderjahr ift auch für bie 
Diftrittsfparkaffen als Rehnungsjahr vom 1. Yan. 1868 anfangend, 
eingeführt. 

Staatöminifterium Des Innern. 

Das unterfertigte k. Staatsminifterium findet fih nad gutachtlicher Ein- 
vernabme ber Kreisregierungen, Kammern bes Innern, veranlaßt, binfichtlidh der 
Zeit der Abhaltung der ordentlichen Jahresverfammlungen der Diftriftsräthe, wie 
ber Beſcheidung der Diftriftsrathöverhandlungen, dann binfichtlich der Behandlung 
bes biftrictiven Rechnungsreviſions-Geſchäftes Nachſtehendes zu verfügen: 

1) Die k. Bezirksämter baben die orbentlihen Zahresverfammlungen ber 
Diftriftsräthe in den Monaten October und Noveniber eines jeden Jahres für 
das nächſtfolgende Verwaltungsjahr fo zeitig abzubalten, daß bie Verhandlungen 
der Diflriftsräthe bis Mitte November an die vorgejegte k. Kreisregierung, Kammer 
bes Innern, behufs deren Beſcheidung eingefendet werben können. 

2) Die f. Streisregierungen, Kammern des Innern, haben bie Beſcheidung 
der einkommenden Diftriftsrathsverbandlungen der Art zu befchleunigen, daß ſolche 
bis zum Schluſſe des Monats Dezember jeden Jahres ift. 

3) Die Borlage ber in Art. 11 lit. e. des Geſetzes über die Diftriftsräthe 
vom 28. Mai 1852 bezeichneten Rechnungen an ben DiftriftsratG bat in ber 
Negel erſt bei dem ordentlichen Zufammentritte des Diftriftsratbes in dem dem 
betreffenden Rechnungsjahre folgenden Jahre Statt zu finden. Wird ausnahmo— 
weife aus anderem Anlaſſe ber Dijtriftsrath gemäß Art. 12 Abf. 2 des Geſetzes 
über die Diftriftsräthe zu einer aufßerorbentlihen Berfammlung berufen, fo bat 
die Rechnungsvorlage an den Difiriftsrath ſchon bei bdiefer Gelegenheit mitzu: 
erfolgen. 

Nahdem ber Diftriftsrath feine Erklärung über die Rechnungen abgegeben 
bat, find dieſelben ſofort gemäß Art. 21 des Gefekes über bie Difrifter tbe an 
die —— behufs ihrer Prüfung und Beſcheidung in Vorlage zu bringen, 
beziehungsweife ijt die Bereinigung der vom Diftriftsrathe gegen die Nechnungen 
erhobenen Beanflandungen herbeizuführen. 

Die k. Bezirfsämter haben übrigens zu überwachen, daß bie vom Diftrifte: 
laſſier zu ftellenden Rechnungen, fowie die Rechnungen ber jämmtlihen Diftrifts: 
Anftalten rechtzeitig nad Ablauf eines jeden Verwaltungsjahres ihnen vorgelegt 
werben, 

Die Rechnungen ſelbſt find, ſoweit nicht deren fchließlihe Prüfung und 
Beſcheidung nah Art. 21 eit. den Kreisregierungen zufommt, vorbehaltlich der 
Erledigung der jpäter vom Diftriftsrathe allenfalls zu erhebenden Beanftandungen 
auch rechtzeitig zu vevidiren und zu beſcheiden. 
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4) Die vorfiehenden Anordnungen haben für die Diftriftsratbaverhandlungen 
pro 1871 eritmals in Wirffamfeit zu treten. Bezüglich der Bornahme, ber Bor: 
lage und Beſcheidung ber Diftriftsrathsverbandlungen pro 1870 kann nod nad 
ben in ber Miniftertalentichlichung vom 8. Auguſt 1867, Nr. 13295 entbaltenen 
Vorſchriſten verfahren werben. Den E Regierungen, Kammern bed Innern, 
bleibt jedoch anheimgegeben, bereits für die Abhaltung und Vorlage der Diftrifte: 
ratböverbandlungen pro 1870, foviel dies die gegebenen Verhältniſſe als thunlich 
erjcheinen laſſen, bie in der Minifterial: Entihliegfung vom 8. Auguft 1867 be: 
ſtimmten Friften auf frühere Zeitpunfte zu verlegen und dem entjprediend bie k. 
Bezirfsämter anzumeifen. 

m Die k. Regierung, Kammer bes Innern, bat hiernach bad Weitere zu 
verfügen, 
. Münden, den 14, Oclober 1869. 


X. Gefdiwornenlifte. 


Die Fertigung und Ergänzung der Gefchwornenlifte Tiegt ber 
Adminiftrativbehörbe ob. 

(J.M.E. vom 10. Februar 1851, DU. XXI. ©. 418.) 

Das Geſetz vom 10. Nov. 1848, die Abänderung bes II. Theilcs 
des Strafgefeßbuches, betr. Art. 75 u. ff., gibt darüber Borfchrift, wer 
als Gefhworner gewählt werden könne, 

Die Mitwirkung der Bezirksäimter zur Herftellung der Geſchwor— 
nenliften ift in den Art. 78 u. ff. bezeichnet. 

Art. 78 mit 86. Für jede Gemeinde foll eine Lifte der in ber: 
felben wohnhaften, zu ben Verrichtungen eines Geſchwornen befühigten 
Individuen, und zwar im den Städten und größeren Märkten vom Bür— 
germeifter unter Zuziehung zweier Magiftratsräthe, in den Landgemeinden 
vom Drtövorfteher unter Zuziehung zweier Mitglieder des Gemeinde: 
ausſchuſſes angefertigt werben. 

Jedes Fahr im Anfange des Monats März ift biefe Liſte zu res 
pidiren und feitzuftellen. 

Diefe Lifte (Urlifte) ift während 14 Tagen im Gemeinbehaufe 
zu Jedermanns Einſicht aufzulegen oder anzubeften, und daß dieſes ge: 
ſchehen jei, ift öffentlih befannt zu maden. 

Art. 79. Jeder vwolljährige Staatsangehörige ift berechtigt, inner: 
halb des im vorhergehenden Artikel bezeichneten Zeitraumes gegen bie 
aufgelegte oder angeheftete Lifte wegen Uebergehung befähigter oder Ein: 
tragung unbefähigter Individuen Einfpradye zu erheben, worüber fodann 
in voller Verſammlung des Magiftrats oder Gemeindeausfchufjes in 
Öffentliher Sigung verhandelt und entjchieben wird. 

Segen diefe Entjcheidung fteht den Betheiligten das Recht der 
Bejhwerbe, und zwar in den Städten, welche ber k. Kreisregierung un: 
mittelbar untergeordnet find, an biefe, im ben übrigen Gemeinden an 
die Diſtriktspolizeibehörde (Bezirksamt) zu, Die Befchwerde 
ift binnen 8 Tagen von Tage der Eröffnung bes Beſcheides an ge: 
rechnet, ein- und auszuführen und fobann von ber zuftändigen Behörde 
in kürzefler Friſt gleichfalls in öffentliher Sitzung zu erledigen. 
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$ 80 mit 87. Mindeſtens vier Wochen vor dem Zuſammentritt 
des Landrathes müſſen ſämmtliche Urliſten jedes Diftriftspolizeibezirtes 
an ben betreffenden Amtsvorjtand eingejendet werben. 

Diefer beruft fofort: 

1) die Gemeindevorftände ber vier bevölkertſten Stadt: und Landge— 
meinden bed Bezirks, dann 

2) jene fünf beziefungsweife fieben Wahlmänner, welche bei ber vor: 
ausgegangenen Wahl der Landtagsabgeorbneten bie meiften Stim— 
men in ihrem Wahlbezirk Hatten und läßt unter feiner Leitung 
aus den Urliften diejenigen Perfonen auswählen, welche wegen 
erprobter Einfiht und Ebrenhaftigkeit der Gefinnung zu dem 

Amte der Gefhwornen am geeignetften erjcheinen. 

Vergl. hiemit J. M.E. vom 7. Juni 1859, K. A.Bl. ©.906, daß 
die betreffenden Wahlmänner aus je fünf Wahlbezirfen zu nehmen feien; 
wo weniger Bezirke find, ift aus einem ober zwei Wahlbezirken derjenige, 
welcher zunächft die meiften Stimmen erhalten bat, beizuziehen. 

In den Diftritspolizeibezirken ift für je zweitaufend und in ben 
der Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten für je taujend 
Einwohner ein Geſchworner zu wählen. 

Um diefe Zahlen einzuhalten und zu bemefjen, wird dem Diſtrikts— 
polizeibeamten vom Negierungspräfidenten das Verzeichniß derjenigen 
Perſonen ihres Diftriftspolizei= oder Stadtbezirkes zugefertigt, welche auf 
der Hauptlifte eingetragen find, fowie derjenigen, weldye wegen bereits 
geleifteten Dienftes für das nächſte Jahr nicht wieder auf diefelbe geſetzt 
werben bürfen. 

Art. 81. An den ber Kreisregierung unmittelbar untergebenen 

Städten wird bie Urlifte an den Stadtcommifjär, in der Haupt: und 
Nefidenzftadt Münden an den Polizeidirector eingefendet, welchem Be: 
amten die Leitung der Wahl zufteht. 
Statt der im Art. 80 Nr. 1 bezeichneten Perſonen find ber erite 
— eventuell der zweite Bürgermeifter ſammt den fünf älteften Gemeinde: 
bevollmächtigten, und jtatt ber in Nr, 2 bezeichneten fünf Wahlmänner 
fieben zuguzieben. 

Unter den „älteften Gemeindebevollmädhtigten" find die an Le— 
bensjahren ältejten zu verftehen, 

(M.E. vom 13. Mai 1852, Dil. XXI. ©. 422.) 

Art. 82. Aus den in jedem Diftriftspolizeis oder Stadtbezirke 
Gewählten wird eine Lifte gebildet und an den Präfidenten der Kreis: 
regierung eingejendet. 

Die Gejhwornenlifte ift mit der größten Genauigkeit zu fertigen, 
und neben dem Vor: und Zunamen, Stand und Wohnort ift auch das 
Alter der Geſchwornen anzugeben. 

(ME. vom 17. April 1849, Döll. XXL ©. 413.) 

Zu Art. 80 Abſ. 2 erläutert das MR. vom 13. Mai und 

7. Juni 1859, mittel, K. A.Bl. S. 904: 


(Diefes Blatt ift Seite 112 einzufchalten.) 


Beridtigung 
zu Nar's Handbuch III. Auflage. 


Auf Seite 112 Zeile 17—19 incl. ift aus DVerfehen die früher 
geltende Beitimmung ohne Aenderung in Auflage III. übergegangen. 

Diefe Beftimmung Zeile 17— 19 hat wegzufallen und an ihre 
Stelle tritt nachſtehende Anordnung: 


„Durd Landtags: Abjchied vom 10. Juli 1865 $ 37 Ziff. 2 it 
„angeoronet, daß in ben Diftriftspolizeibezirken auf je 1400 Seelen, 
„in ben der Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten 
„auf je 700 Seelen ein Gefhworner zu wählen ift.“ 

(ME, vom 5. Juli 1865.) 
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1) e8 find jene fünf Wahlmänner zu berufen, welche in fünf Mahl: 
bezirken des Diftrifts je in ihrem Wahlbezirfe die meiften Stim— 
men erhalten haben; 

2) bei Stimmengleichheit entjcheibet das Loos; 

3) wenn der Vorftand einer der vier bevölkertften Gemeinden bes 
Diftrifts zugleid einer derjenigen Wahlmänner wäre, welde die 
meiften Stimmen erhalten haben, fo ift er in ber Eigenfchaft als 
Gemeindevorftand zu rufen; 

4) die Wahlmänner haben fünf verfchiedenen Wahlbezirken anzugebören ; 

5) find weniger als fünf Wahlbezirke vorhanden, fo ift vor Allem 
von jedem Wahlbezirfe der mit den meiften Stimmen gewählte 
Wahlmann zu berufen, und zu diefen ber oder die nächſten Wahl: 
männer, welche weiter die meiften Stimmen erhalten haben, bei: 
zuzieben. 

XI Berhältniffe des Adels. 
1. Adelsmatrifel, 


Nach Allerhöchſter Entichliegung vom 11. Sept. 1829, R.Bl. 
S. 715, Ausjhr. der mittelfe. Regierung vom 21. Sept. 1829, A.Bl. 
©. 1345, find alljährfih bi8 zum 15. Nov. von den Verwaltungs: 
behörden Eonfpecte über die während des Etatsjahres vorgefallenen Ge: 
burten, Trauungen und Sterbefälle von Aoeligen, unter Anlegung der 
pfarrlihen Extracte der Kreisregierung vorzulegen. 


2. Titulaturen. 


Bezüglich der Titulaturen der Erſt- und Nachgebornen der ftan: 

dbesherrlihen Fürftenhäufer des Königreichs 
(vergl. Edict IV. $ 2 und 3 Berf.-Urk,, 

M.E. vom 5. San, 1837, Döll. IV. ©. 36 und 16. Jan. 1838, 
ferner A. E. vom 9, Ang. 1839, bezüglich der fürftlih Wrede ’fchen 
Familie. ) 

Wegen des BPrädicats „Erlaucht“ der ehemals reichsftändifchen 
gräflichen Käufer, 
(A. V. vom 22, April 1829, RB. ©. 353, und 1831 ©, 643.) 

Ueber die Verhältniſſe des gräflichen Haufes Giech als Befiger 
ber Herrſchaft Thurnau, und deffen Eigenſchaft als eines ſtandesherr— 
lihen Haufes. (A. E. vom 9. April 1861, RB. ©. 354.) 

Ueber die ftandesherrlihen VBerhältniffe der Grafen von Pückler— 
Limburg ſ. Belanntmahung vom 31. Oct. 1862, R.Bl. ©. 2383, 


XI. Orden. Ehrenzeichen. 


Verleidungen von Orden und Ehrenzeichen gehen vom Könige aus. 

Die Berwaltungsbehörden find berechtigt, jene Perjönlichkeiten, 

weldhe fie nad) ihren DVerdienften gemäß der Ordensftatuten einer Aus: 
Nar, Handbuch ber bayer. Difir.Bertv. Behörden, III. Aufl, 8 
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zeichnung für würdig erachten, zu folder Auszeihnung in Vorſchlag 
zu bringen. 

Die DOrdenszeihen find nad) dem Tode des Begnadigten durch 
Vermittelung ber Berwaltungsämter an den Ordenöſchatz einzufenden, 

(A. V. vom 25. Aug. 1827, RB. ©. 609.) 

Ueber die Folgen unberechtigten Tragens von Ehrenzeihen, An: 
nahme von Titeln, über unerlaubte Annahme ausländischer Orden vergl. 
I. Berf.Beil. $ 10 der Form. B. 1825, $ 31 Art. 55 des P.St.G. 

Ueber unbefugtes Tragen inländifcher Uniformen und Ehrenzeichen 
vergl. Art. 130 des St. G. B. 


XIU. Führung und Aenderung des Geſchlechtsnamens. 


Die Uenderung des Geſchlechtsnamens ift nur mit Bewilligung 
der Staatsregierung zuläffig. (Art. 54 des P.St. G.) 

Die Geſuche find durch die Polizeibehörden zu inftruiren, welche 
ſich im Berichte gutachtlih zu Außern haben. 

(DU. XXII. ©. 181, ME. von 8. März 1850.) 

Ueber die zu entrichtenden Taren. 

(ME. vom 25. Mai 1853, KABEL. ©. 591.) 

Die Regierungsjtellen haben die Gefuhe dem Oberſtaatsanwalte 
zur Erinnerungsabgabe mitzutheilen. 

(M.E. vom 18, April 1863 Nr. 7967.) 

Minijterium des Innern, Entjhliefung v. 8. Mai 1866, K. A. Bl. 
©. 241. Abänderung der Taufnamen kann nur nad vorher erholter 
Genehmigung erfolgen. Die Difiriftspolizeibehörden in I, und die 
Kreisregierungen, Kammern des Innern, in II Inſtanz find als Auf: 
fihtsbehörden über die Führuug der Givilftandsregifter zur Prüfung 
und Genehmigung folder Geſuche competent. 


weiter Abſchnitt. 
Religions- und Kirchenfachen. 


Nah 834 der Form. V. obliegt den Diftriftsverwaltungsbehörben 
der unmittelbare Vollzug der Beftimmungen der II. Berfaffungsbeilage, 
der Geſetze und Verordnungen über die öffentlihen und bürgerlichen 
Verhältniſſe der religiöfen Gemeinden und Körperfhaften, ber Hand: 
habung der gefeglichen Grenzen zwifchen mweltlicher und geiftlicher Ges 
walt, Bewahrung und Bertretung der landesherrlichen Rechte und In— 
tereffen in Bezug auf die Kirchen aller Eonfeffionen, der Religions: und 
Kirchenpolizei. 


4. Vollzug des Religionsedicts. 


Das U. Ediet zur Verfaſſungsurkunde regelt als Staatsgrunde 
geſetz die Verhäftniffe der Stantsgewalt zu dem im Staate beftchenden 
Kirchengeſellſchaften, und gemwährleiftet den Staatsangehörigen volle Ges 
wifiensfreiheit. 

In Bezug auf die verfhhiedenen im Staate beftehenden Religions: 
genofjenfchaften unterfcheidet das II. Edict: 

I. zwifchen den vom Staat anerkannten öffentlichen Kirchengefell: 
ſchaften, und 
II. den mit E. Genehmigung eingeführten, beziehungsweife beftätigten 

Privat, Religions oder Kirchengefellichaften. 

Zu J. Ms öffentliche Kircengejellihaften, mit den im II. Edict 
näher bezeichneten Rechten find anerkannt außer den im Königreiche be: 
ftehenden drei chriſtlichen Glaubensgenofjenfchaften die Belenner der unir: 
ten und nicht unirten griechiſchen Kirche. Gef. vom 1. Juli 1834. 

Sie genießen vollfommen gleihe bürgerlihe und politifche Rechte. 

In Bezug auf das Verhältniß des II. Edicts zum Goncordat 
vergl. A. Erkl. vom 7, Nov. 1818, Döll. VII. 287; ferner A. E. vom 
15. Sept. 1821 ibid. ©, 289 und vom 19. Jan. 1822 ibid. ©. 290. 
Pözl, bayer. Staats- und Verwaltungsrecht. Aufl. 1851, $ 16, ©. 29. 

Die jüngfte ME. vom 8. April 1852, den Vollzug des Eon: 
cordats betr,, erflärt 6 1: 

Bei Auslegung und Anwendung mehrdeutiger und zmeifelhafter 
Stellen der II. Verf. Beil. ift jene Interpretation anzunehmen, welde 
mit den Beftimmungen des Concordats iübereinftimmt, ober ſich dem— 
jelben nähert. 

8* 
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Das TI Ediet ftellt im allgemeinen über das Verhältniß ber 
Staatsgewalt zu den aufgenommenen öffentlichen Kirchengeſellſchaften 
und den genchmigten Privatlirchengefellichaften folgende Grundfätze feit. 

a. Jeder genehmigten Privat oder öffentlichen Kirchengeſellſchaft 
jteht unter der oberften Auffiht des Staats die Regelung ihrer inne: 
ren Kirchenangelegenheiten zu. 

Dahin gehören die Gegenftände: 

1) der Olaubenslehre, 

2) der Form und Feier des Gottesbienftes, 

3) ber geiftlihen Amtsführung, 

4) des religiöfen Volksunterrichts, 

5) der Kirchendisciplin, 

6) der Approbation und Ordination der Kirchendiener, 

7) der Einweihung der zum Gottesdienſt gewidmeten Gebäude und 
der Kirchhöfe, 

8) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geiſtlichen Sachen, näm— 
lich des Gewiſſens oder der Erfüllung ber Religions: und Kir: 
chenpflichten. (F 28 —49 des Edicts.) 

b) Dagegen find die Kirdengefellfhaften und ihre Angehörigen 
in bürgerlihen Handlungen und Beziehungen lediglich den Gefegen des 
Staats unterworfen, 

ALS ſolche weltliche Oegenftände werben erflärt: 

4) alle Verträge und letztwillige Dispofitionen ber Geiftlichen, 

2) alle Beitimmungen über Tiegende Güter, fahrende Habe, Nukung, 
Nenten, Nechte der Kirche und kirchlichen Perſonen, 

3) Verordnungen und Erkenntnifje über Verbrechen und Strafen ber 
Geiftlihen, welche auf ihre bürgerlichen Rechte einen Einfluß Haben, 

4) Ehegeſetze, fo weit fie den bürgerlihen Vertrag und deſſen Wir: 
fungen betreffen, 

5) Privilegien, Dispenfationen, Immunitäten, Cremptionen zum 
Beften ganzer Kirhengefellichaften, einzelner Gemeinden oder Ge: 
jellfchaftsgenoffen, oder ber dem Neligionsdienfte gewidmeten Orte 
und Güter, foferne fie politifche oder bürgerliche Verhältniſſe be: 
rühren, 

6) allgemeine Normen über die Verbindlidykeit zur Erbauung und 
Unterhaltung ber Kirchen und geiftlihen Gebäude, 


7) Beftimmungen über die Zulafjung von Kirchenpfründen, 
8) Borfchriften über die Einrichtung der Kirchenliften, als Quellen 


der Bevölferungsverzeihnifje, als Regiſter des Givilflandes und 

über die Legalität der pfarrlihen Documentee $ 62 — 75 des 

II. Ediets. 

Endlich: 

e. ſcheidet das Edict jene Gegenſtände gemiſchter Natur aus, wobei 
die Kirchengewalt ohne Mitwirkung der weltlichen Obrigkeit feine ein: 
jeitigen Anordnungen treffen kann. 
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Zu diefen Gegenſtänden gehören: 

1) alle Anordnungen über den äußeren Gottesdienſt, deſſen Zeit, 
Art, Zahl ꝛc.; 

2) Beſchränkung oder Aufhebung der nicht zu dem wefentlichen Theilen 
des Eultus gehörigen Feierlichkeiten, Proceffionen, Nebenandachten, 
Geremonien, Kreuzgänge und Brubderjchaften ; 

3) Erridtung geiftliher Geſellſchaften und fonftiger Inſtitute und 
Beftimmung ihrer Gelübde; 

4) organische Beftimmungen über geiftlihe Bildungs, Verpflegs— 
und Strafanftalten ; 

5) Eintheilung der Diöceſan-, Decanats- und Pfarrfprengel; 

6) alle Gegenftände der Gefundheitspolizei in foweit diefe kirchliche 
Anjtalten mit berühren. F 76 — 92 des II, Ediets. 

II. Die kirchen-politiſchen Verhältniffe der vom Staate aufge: 
nommenen nicht chriftlichen Privatkirchengeſellſchaften richten ſich nad) 
den in ber flnatlihen Aufnahmsurkunde aufgenommenen Beſtimmungen. 

Vergl. I. Edict $ 3, 32 u. ff. 

Mit einer derartigen ſtaatlichen Beftätigung beſtehen dermal in 
Bayern folgende Privatkirchengeſellſchaften: 

Die Juden, vergl. Edict vom 10. Juni 1813, RB. ©. 921. 

Die Wiebertäufer, ME, v. 9. Nov. 1835, Döll. VIIL ©. 1785. 

Die Herrenhutter, ME. vom 29, April 1813, ibid. 1787. 

Die Anglifaner, M.E. v. 29. März 1844, Dil. XXIU. ©. 472. 

Die Aufnahme und Zulaffung neuer Kirchengeſellſchaften findet, 
wie bereits bemerkt, nur mit Genehmigung der Staatsregierung ftatt. 

Durch Entſchließung der Minifterien des Innern beider Abthei— 
lungen vom 22. Juni 1867, C.M.Bl. 1867, ©. 126, ift das Gefud 
der Anhänger der vormaligen freien Gemeinden in Nürnberg und Fürth, 
um ftaatlihe Anerkennung als Privatlirhengejellihaft abgewiefen, babei 
aber ausgefprodhen worden, daß dieſe Mitglieder fih nad) Maßgabe des 
Vereinsgeſetzes vom 26. Febr. 1850 als Verein conftituiren Können, ber, 
folange fie nicht die im Art. 13 des Vereins: Gef. gezogenen Schranken 
überschreiten, nicht als politiſcher Verein betrachtet werden foll. 

Ueber die Berhältniffe der Jrvingianer in Schwaben und Unter: 
franfen fprehen jih die M.E. vom 28. März 1862, 5. Dez. 1862 
und 10. Juli 1865, C.M.Bl. 1865 ©. 179, dahin aus, daß den 
Irvingianern, gleih den Menoniten, die Rechte einer Privatkirdyengefell: 
haft nach Maßgabe der GE 32 — 38 der II. Verf. Beil. eingeräumt 
werden. 

Den zur Feier ihrer Religionshandlungen beftellten Berfonen kommt 
die Befugniß zu, Taufen, Trauungen und Beerdigungen ihrer Religions: 
genofjen vorzunehmen, und ben fchulpflichtigen Kindern der letztern den 
Religionsunterricht zu ertheilen. 

Ihren Religionsdienern kommt jedoch die Achtung als öffentlicher 
Diener nicht zu. 
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Die Eivilftandsregifter über die Irvingianer führen die Diftrikts: 
verwaltungsbehörben. 

Bei weiteren Uebertritten von Staatsangehörigen in die Genofjen: 
[haft der Irvingianer ift $ 10 der II. Verf.-Beil. genau zu beachten. 

Die ME, vom 5. Dez. 1862 ibid. ©. 181 räumt den Ir— 
vingianern die Theilnahme an dem im Orte beftehenden gemeinſchaftlichen 
Begräbnißplage ein. 

Ein Anſpruch auf Benügung ber Gloden bei den Begräbniffen 
fommt ihnen nicht zu. 

Es kommt bier das Gefeh vom 2. Mai 1868, Gef. BL. ©. 406, 
über Schliegfung und Trennung der Ehen ber feiner anerkannten Re— 
ligionsgefellihhaft angehörenden Perfonen in Betracht, nebft den Voll: 
zugsvorjehriften: K. A. Verordu. vom 8, Juli 1868, dann Verordnung bes 
Minifteriums der Juftiz, des Eultus und des Innern vom 29. Juli 1868. 


Freie Wahl des Glaubensbeleuntniſſes. $ 5— 11. 
(Döf. VOL ©. 32-38, Döl. XXIII. ©. 3— 25.) 


Art. 6 auf dem Mebertritt von Iſraeliten zu einer chriftlichen 
Kirche nicht anwendbar, 

(ME. vom 14. Mai 1820, Döll. VII. ©. 32, Dil. XXIII. ©. 19 
vom 6. San. 1850.) 

Die Ungiltigkeitserflärung einer Religionsänderung, foweit fie aus 
bem Mangel der Großjährigfeit abgeleitet wird, bezieht fid) Tediglidy auf 
die bürgerlichen und politifhen Necdhtsverhältnifie des Gonvertiten, 

Zwangs: und Strafeinrichtungen gegen Geiftlihe find in dieſer 
Richtung nicht geftattet. 

(AR. E. vom 26. April 1845, Döll. XXIII. ©. 17.) 


Neligiousverhältniffe der Kinder aus gemilchten Ehen. $ 12— 23. 
(Dil, VII. ©. 38— 58, Döll. XXII. ©. 25 — 35.) *) 


Unftatthaftigkeit der von katholiſchen Pfarrämtern verlangten Ne: 
verfe oder eidlihen Zufiherung über die Erziehung aller Kinder ges 
mifchter Ehen in ber katholiſchen Religion. 

(M.E. vom 16. Juni 1830, Döl. VIII. ©. 224.) 

Zur Oiltigkeit der in $ 12 — 13 aufgeführten Verträge find au: 
dere Förmlichkeiten nicht erforderlich, al® jene, durch weldhe nady ben an 
dem betreffenden Drte beftehenden bürgerlichen Geſetzen die Nechtsbeftän: 
digkeit von Verträgen im Allgemeinen bedingt iſt. — Eine Aufnahme 
des Vertrags durch die Gerichte (Notariat) ift nicht nothwendig. 

(M.E. vom 30, Febr. 1854.) 

Die Entjheidung der Frage der religiöfen Erziehung von Kindern 

in den Fällen $ 12 — 22 gehört zur Competenz derjenigen Behörden, 


*) Bl. f. a. Pr. I. 72. IV. 81. 
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in deren Amtsbezirk die betheiligten Eltern mit dem zu erziehenden Kinde 
in dem Zeitpunft wohnen, in welchem die Entſcheidung zu ertheilen ift. 
(ME. vom 20. Sept. 1836, Döll. VIIL ©. 56.) 
Die in $ 23 des Ediets den geiftlihen Obern ꝛc. eingeräumten 
Rechte kommen auch den Piarrämtern zu. 
(M.E. vom 11. Sept. 1835, Döll. VII. ©. 44.) 


Berhältuiffe der im Staate aufgenommenen Kirchengeſellſchaften zur 
Staatögewalt. 


(M.E. vom 8, Aprit 1852, Döll. XXIII. ©. 92.) 


Das oberhoheitlihe Schuß: und Aufſichtsrecht des Königs wird 
durch die Anordnungen der ver M.E. vom 8. April 1852 nicht alterirt, 

Zu $ 58. Für die von den Biſchöfen ausgehenden Jubiliums: 
und Ablaßverfündigungen und für YFaftenpatente wird das Placet im 
Voraus ertheilt. (ibid.) 

Zu $ 72. Bei freiwilligen Chetrennungen haben bie weltlichen 
Behörden auf Anrufen ber geiltlihen Behörden gegen die Eheleute, 
welche fich ohne ein „permittimus‘‘ trennen, einzufchreiten und fie zu: 
ſammenzuſchaffen. (ME. vom 18. März 1852, Dil. XXI. ©. 56.) 

Zu 76. Das Mitwirkungsreht der weltlihen Behörden bei 
Gegenſtänden gemifchter Natur fell in einer das Firdliche Leben nicht 
beengenden Weife gehandhabt werben. 

(ME. vom 8. April 1852, DEU. XX. ©. 91.) 

Bei Anordnung außergewöhnlicher kirchlicher Feierlichkeiten und 
Andachten haben die kirchlichen Behörden die Anzeige bei der Diſtrikts— 
verwaltungsbehörde zu machen. 

Wenn dieſe Feierlichkeit aus Anlaß eines politiſchen Ereigniſſes, 
oder mit Einſtellung der Arbeit an Werktagen ſtattfinden ſoll, ſo iſt die 
allerhöchſte Genehmigung Sr. Majeſtät zu erholen. 

Soll die Feierlichkeit unter freiem Himmel ſtattfinden, ſo haben 
die Diſtriktspolizeibehörden nach Maßgabe des Geſetzes über Verſamm— 
lungen und Vereine vom 28. Febr. 1850 die Genehmigung zu er— 
theilen oder zu verſagen. (M.E. vom 20. Juni 1851, 16. Nov. 1851.) 

Die Wahl der Geiftlihen zu Miffionen ift den Biſchöfen freige: 
ſtellt; fällt ihre Wahl auf Ausländer, fo ift jederzeit 3 Wochen vorher 
Anzeige zu erftatten und allerhöchſte Entſchließung abzuwarten, 

(M.E. v. 9. Oct. 1854, M.E. v. 14. April 1846 u. ff., ibid. ©. 354.) 

Ueber den Empfang der Biihöfe auf ihren Amtsreifen beftimmt 
die M.E. vom 31. Aug. 1844, lith. NE. vom 4. Sept. 1844: 

dag die Anoronungen und Leitung des Empfangs in den befuchten 


Gemeinden den kirchlichen Behörden injoweit zu überlaffen fei, als es 
fih um kirchliche Feierlichkeiten und Gebräuche handelt, 


120 Religions: und Kirchenſachen. 


daß die Schuljugend, fowie die Gemeindebeamten Fatholifhen Glau— 
bens an bem Empfang Theil zu nehmen haben, und 

dag es den k. Dijtriltspolizeibeninten unbenommen fei, injoferne fie 
den in ihrem Amtsbezirke befindlidyen geiftlihen MWürdenträgern ihre 
Ehrerbietung bezeugen wollen, fich biebei ihrer Amtstracht zu bedienen, 


Klöfter. 


Die im Concordat zugefiherte Errihtung von Klöftern darf nur 
mit Iandesherrlicher Bewilligung erfolgen. 

Ihre Verhältniſſe bemeffen fih nah ber Stiftungsurfunde, — 
Die Amortifationsgefeße bleiben in Bezug auf biefelben in Anwendung. 

(DU. XI ©. 1612, XXI ©. 261.) 

Für die mit Klöftern zu verbindende Errichtung von Erziehungs: 
anftaften ift die Iandeaherrlihe Bewilligung erforderlich. 

(B. vom 28. Juni 1862 $ 1, RB. ©, 1583.) 

Ueber den Eintritt in Frauenklöfter und Ablegung der Gelübde. 
(A. 3. vom 9. Juli 1831, Dil. VII. ©. 831, M.E. vom 8. April 

1852, Döll. XXI. ©. 277.) 

Nach EM.E. vom 9. Dez. 1868, C.M. Bl. 1868, ©. 346 ift 
die Ablegung ewiger Gelübde im Orden der barmberzigen Brüder 
fünftig mit dem 25. ftatt 30. Jahr zuläffig, wenn der Ordenscandi— 
dat nad) zurücgelegtem Noviztat wenigftens 3 Jahre zur vollen Bu: 
friedenheit im Kloſter Dienfte geleiftet hat, 

Für den Eintritt baverifcher Untertanen in ausländiſche — 
iſt landesherrliche Genehmigung nothwendig. 

(V. vom 4. April 1807, Döll. VIII. ©. 810.) 

Durch A. E. iſt den Mendikantenklöſtern in Bayern das Termi— 
niren nah M.E. vom 13. Febr. 1839, Döll. XXIII. ©. 248, unter 
gewiſſen Beſchränkungen wieder geſtattet worden. 

Nah ME, vom 24. Juni 1858 iſt den barmherzigen Brüdern 
zu Neuburg a/D. in den fünf Didcefen, Augsburg, Münden, Paffau, 
Regensburg, Eichſtätt die Allerh. Bewilligung zu Naturaliencollecten 
in der Art ertheilt, daß die Sammlung alljährlich nur einen Decanatss 
iprengel umfajlen darf. 

Eine ftändige Gollectenbewilligung befigen ferner die Franzisfaner 
von Salmünfter in Kurhefien für die Diöcefe Würzburg, ebenfo bie 
Kapuziner von Kitzbüchel in Tivol, für die Pfarrei Neit im Wintel, 
Bezirksamt Traunftein. 

(ME. v. 28. Juni 1840 und v. 18. Juli 1847, Döll. XXI ©. 247.) 


Bruderfhaften. 


Bruderſchaften und geiftlihe Bündniffe find nad) den janctionirten 
Gründungsurkunden, außerdem nad dem Bereinsgefeße zu beurtbeilen, 
(ME. vom 27. April 1849, DöN. XXIII. ©. 278.) 


Religions» und Kirchenſachen. 121 


Berwendung der Rentenüberfhiffe von Cultusſtiftungen. 


Die Behandlung von Gefuhen um Unterftüßung aus Renten: 
überſchüſſen vermöglicher Stiftungen richtet fih nad der A. E. vom 
24. April 1857. (Mittelfr. K. A.Bl. ©. 553.) 

Die Rentenüberſchüſſe einer Kirchenſtiftung können nur verwendet 
werben: 


a) zum Beften bes nämlichen Religionstheils; bei Fatholifhen Kir: 
henftiftungen nur für fatholifhe Stiftungen derfelben Diöcefe, 

b) für die verfaffungsmäßig ausdrücklich bezeichneten Zwecke, 

e) nad; geböriger Ermittlung des biefür ſprechenden Bebürfniffes. 

Als beitragspflichtig erfcheinen nur: 

1) das Bermögen der Kirchen und Kapellen, 

2) das Vermögen der religiöfen Bruderſchaften, 

3) das Beneficialftiftungsvermögen, infoferne daffelbe nicht mit 

kirchlichen Aemtern in unmittelbarer Verbindung ſteht. 

Bon der Abgabe an Unterftügungsbeiträgen ganz befreit, find: 

a) das Beneficialjtiftungsverinögen, foweit defjen Genuß mit Firdh: 
lichen Aemtern in unmittelbarer Berbindung fteht, 

b) diejenigen Stiftungen, welche ihre Nenten zur Beftreitung größerer 
außerordentlicher Ausgaben nah Maßgabe der hiefür angefertigten 
Etatsvarianten felbft bedürfen, 

e) Stiftungen, beren Renten nah Borfchrift der Stiftungsurkunde 
oder überhaupt behufs der Erreihung bes Stiftungsziwedes vorerjt 
noch Eapitalifirt werden müſſen, 

d) Stiftungen, welde Schulden haben, 

e) Stiftungen, deren etatsmäßiger jährlicher ueberſchuß nicht wenigſtens 
die Summe von 50 fl. erreicht. 

Der Unterftüßungsbeitrag einer concurrenzpflichtigen Stiftung ſoll 
— nit Ausnahme außerordentliher File oder freiwilliger, curatelamt: 
lich genehmigter Leiftungen — nicht über 25°/, ihrer jährlichen etats— 
mäßigen Rentenüberfhüfje betragen. 

Die bisherigen Sublevationscaffen find aufgehoben. — Die Un: 
terftüßungsgefuche find einzeln nad ihrer objectiven Begründung zu 
würdigen und zu erledigen. 

Derartige Gefuhe find in ber Regel von den Verwaltungen ber - 
bebürftigen Stiftung bei ber vorgefeßten Euratelbehörde, alfo infoweit 
nidyt unmittelbare Städte in Frage fommen, bei den Bezirksämtern cin: 
zureihen und von diefen nach erſchöpfender Inſtruction am die k. Kreis— 
regierung vorzulegen zur Würdigung und Beſcheidung benehmlich mit 
den geifllichen Oberbehörben. 

Eultusftiftungen, welche größere Rentenüberſchüſſe befigen, diefelben 
jedoch auf 4 oder mehrere Jahre zu ihren eigenen Zwecken bebürfen, 
haben unter entjprechender Begründung diefer Verhältnifie ihre Gefuche 
um Befreiung von Einzahlung von Rentenüberfhüffen im Laufe des 
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Monats März bei den Diftriftsverwaltungsbehörden zu übergeben, von 
denen fie berichtlid der Negierung vorzulegen find. 
(Ausihr. der Reg. von Mittelfr. vom 7. Febr. 1858, A.Bl. ©. 218.) 


Kirdjlid)= polizeiliche Vorſchriften. 
1. Sonntagsfeier. 
Die U. V. vom 30. Juli 1862 verfügt, was folgt: 


Wir finden Uns bewogen, auf Grund des Art. 105 des P.St. G. B. bezüg: 
lid) der Feier der Sonn- und Feſttage zu verordnen, was folgt: 


1. 
Alle öffentlich vorgenommenen an öffentliches Aergerniß erregenden Ar: 
beiten oder geräufchvollen Handtierungen bes Landtoirthfehafttichen, gewerblichen, 
Handels: und Fabrikbetrdebes, find an Sonn- und Feittagen, dringende Fälle 
ausgenommen, unterfagt. 

Dem Berbote unterliegen nicht: 

1) Arbeiten, welche wie bei Hochöfen, Giehereien, Schmelzwerken, Glasbütten, 
Gasfabrifen, Bräuereien, Branntweinbrennereien im lanbwirtbichaftlichen 
Betriebe, ferner bebufs des Transports von Reifenden und Frachtgütern, 
beim Gifenbabn:, Bot: und Dampfichiiffahrtsverfehre ohne Nachtheil nicht 
unterbrochen werben fünnen, 

2) ſolche Geſchäfte, weldye durch das tägliche Bedürfniß des Publicums erfor: 
bert werden, 3. B. jene der Mictbfutjcher, ber Bäder, Barbiere, 

3) Erntearbeiten bei ungünftiger Witterung und die Arbeiten der Weinlefe. 
Bezüglich des Gewerbebetriebes der Getreidemülfer bleibt es jeden Ortes bei 

ber bisherigen Uebung. 

Wo bezüglich des Arbeitens in Fabriken für einzelne Feſtlage eine Aus: 
nahme bisher geftattet war, Fann diefelbe durch ortspoligeitiche Vorſchriſt aufrecht 
erhalten werben. 

Wir behalten Uns vor, auch in Zufunft bei erheblichen Beranlaffungen be: 
züglich des Arbeitens in Fabriken folde Ausnahmen zu bewilligen. 


g 2. 
Die Magazine, Verkaufshallen, Läden und Buben der Kauf, Handels: 
und Gewerbsleute find: 
1) am erſten Weihnachtstage, 
2) an dem Oſter- und Pfingftfonntage, 
3) in katholiſchen Orten am Fronleichnamstage, in proteftantifchen Orten am 

Gharfreitage den ganzen Tag Über gejchlofien zu balten. 

An den Übrigen Sonn- und Felttagen dirfen biefelben während des vor: 
mittägigen Pfarrgottesdienftes nicht geöffnet werden. 

An den Sonn- und Feſttagen, an welchen Meſſen und Jahrmärkte ftatt: 
finden, müſſen Ortsläden und Marftbuden ebenfalls während des vormittägigen 
Piarrgottesdienftes geichloffen bleiben. Dem Verbote des Oeffnens der Yäden 
unterliegen nicht Apotbefen, Baderftuben und Bäderläden, welde an fänmtlichen 
Sonn- und Feiltagen den ganzen Tag Über geöffnet fein dürfen, Gonditoreien, 
Leblüchner- und Feinbäderläden müſſen am den unter Ziffer 1—3 bezeichneten 
Tagen nur während des vormittägigen Pfarrgottesdienſtes geſchloſſen bleiben, 

Wenn bezüglich des Ladenſchluſſes an den Sonn- und Feittagen bisher 
eine Uebung beftand, welde den obigen Beſtimmungen (Ab. 1—3) abweicht, 
kann ſolche auch ferner durch ortspolizeiliche Borfchrift aufrecht erhalten werden. 


g 3. 
Die Abhaltung von Getreide: und Niebmärkten, von Treibjagden und 
Bifentlicden Berfteigerungen an Sonn- und Feiertagen ift verboten, 


Religions: und Kirchenſachen. 123 


84. 

Lärmendes Zehen und Epielen, linmende Zufammenkünfte und Luſtbar— 
feiten in Wirthchaftslocalitäten, Tärmende Unterhaltungen in der Näbe von Kirchen 
an Sonn- und Feittagen während des vor- und nachmittägigen Pfarrgotteodienſtes 
find unterfagt. 


S5. 

Es ift verboten, Scheiben- und Vogelſchießen und andere öffentliche Luſtbar— 
feiten, fowie Schau: und Vorftelungen, Art. 63 Abf. I Ziff. 1 und 2, Art. 64 
Abi. 1 des P.St.G.B., an Sonn: und Fefltagen vor Beendigung des vormits 
tägigen Pfarrgottesdienftes zu veranftalten. 


Das NAustreiben und Hüten des Weideviches darf an Sonn- und Feſt— 
tagen zur Zeit des vormittägigen Pfarrgottesdienftes nicht ftattfinden. 

An Orten, wo bisher eine abweichende Uebung beftand, kann biefelbe durch 
ortspolizeilihe Vorſchrift aufrecht erbalten werden. 

Auf die Alpenweide findet die vorjtehende Bejlimmung in Abj. 1 Feine 
Anwendung. 


87. 
Durch ortspolizeiliche Vorſchrift können die Stunden, auf welche ſich die in 
ben $ 2 Abſ. 2 und 3, $ 4, 5 und 6 Abſ. 1 enthaltenen Verbote erſtrecken, näher 
bezeichnet werben, 


8. 

Die Borichriften der $$ 1—7 Si Ausnahme jener des $2 Abf. 1 Ziff. 3 
finden bezüglich ber Sonntage und der den chriſtlichen Gonfeffionen gemeinjchaft- 
lichen Feittage auch in confelfionell gemifchten Orten Anwendung. 

In Anfehung der befonderen Feiertage eines Religionstheiles find die Be: 
flimmungen bes $ de der 11. Verfaſſungsbeilage maßgebend. 

Inſolange in confeſſionell gemiſchten Orten bezüglich der Einſtellung der 
Arbeits: und Gewerbsthätigfeit und der Schließung der Ortsläden an den einem 
Religionstheil eigenthümlichen Feiertagen eine Vereinbarung befteht, ift ſich bier: 
nad) zu achien. 


: S 9. 

Gegenwärtige Verordnung tritt 30 Tage nad der Berfündung im Re: 
gierungsblatte und beziehungsweiſe im Kreisamtsblatte der Pfalz für den ganzen 
Umfang des Königreides in. Wirkjamfeit. 

Mit dieſem Zeitpunkte erlöſchen alle gegen die Störung der Feier der Sonn: 
und Feſttage bisher mit Strafwirkſamkeit beſtandenen Vorſchriften. 

Berchtesgaden, den 30. Juli 1862. 


Hiezu die C. M.E. vom 11. Oct. 1869, Eiſenbahnarbeiten an 
Sonn- und Feiertagen betr. 


Staatsminiſterium Des Innern für Kirchen- und Schul: 
angelegenheiten. 


Auf den Beriht dom 6. Juli l. Js. bezeichneten Betreſſs wird ber F Re: 
gierung, Kammer des Innern, nad) vorgängigen Benehmen und im Ginverftänds 
niffe mit dem k. Staatsminijterium des Innern, daun des Handels und der öffent: 
lichen Arbeiten erwiedert, was folgt: 

Nah Art. 105 des P.St.G. B. unterliegt gelegliher Strafe, wer außer 
dringenden Fällen den gegen Störung der Feier der Sonn- und Feſttage er: 
lafjenen Verordnungen, Ar den auf Orund derjelben ergangenen ortspolizeilichen 
Vorſchriften zuwiderhandelt. 

Nach der zu Art. 105 erſchienenen allerhöchſten Verordnung vom 30. Juli 
1862 find alle öffentlich vorgenommenen, ober Öfientlihes Aergerniß erregenden 
Arbeiten, oder geräufchvollen Handtierungen des landwirthichaftlihen gewerblichen 
Handels- und Fabrifpetriebes an Sonn: und Feittagen, dringende Fälle ausge: 


124 Religions» und Kirchenfachen. 


nommen, unterfagt. Dem Berbote nicht unterftellt find eine Neihe Arbeiten, unter 
welden jedoch Eifenbahnarbeiten nicht aufgeführt find. Es kann biernach feinem 
Zweifel unterliegen, daß wie früher, jo auch nad) dem jegigen Gefeßgebungs: und 
Verorbnungsftande Arbeiten bei den gedachten Bauunternchmungen an Sonn: und 
—— dringende Fälle ausgenommen, nicht geftattet find. 

Inter den dringenden Fällen find indeß nicht blos eigentliche Nothfäle zu 
verjtehen, ſondern auch alle jene Fälle, im denen die Unterlaffung oder Unter: 
brechung von Arbeiten nambaften Schaden nad fich ziehen würde. Ob dieſe Vor: 
ausfegung vorgelegen fei, ift bei einfommenden Bejchwerden ber Entſcheidung der 
zuftändigen Gerichte vorbehalten, ' 

Die Generaldirection ber k. Verkehrsanſtalten hat Übrigens verfucht, bie 
Kategorien von Arbeiten näber feitzuftellen, welde zu ben Ausnahmefällen im 
Sinne des Art. 105 bes P.St. G. B. zu rechnen fein werbeıt. 

Das Gutachten der k. Generaldirection bezeichnet als dringend unter allen 
Umftänden jene Arbeiten, deren Berzögerung, Unterbrehung oder Unterlaffung 

a) Gefahr für das Leben und die Geſundheit von Menfchen ober Thieren bes 
fürchten läßt; 

b) namhafte Berlufle an Staats- ober Privateigentbum hervorrufen kann, und 
zwar dadurch, daß cine bereits bergeftellte Arbeit durch Unterlaffung der 
Fortjegung ihren Werth verliert, oder daß die Unterbrechung möglicher oder 
wahrſcheinlicher Weile in baulicher Beziehung Nachtheile erwachſen, welche 
duch Fortſetzung der Arbeiten ganz befeitigt, ober wenigftens gemindert 
werben fünnen; 

ce) einen Stillftand der Arbeiten und dadurch den Verluft bes Verdienſtes ber 
Arbeiten an den Werktagen zur Folge hat, 


Nach dem erwähnten Gutachten gehören : 


ad a) Vollendung von Gewölben und anderen Mauerförpern zur Ent: 
laftung gefägrbeter Ausrüftungen, Inſtandhaltung von Gerüften und anderen fünf: 
lihen Bauvorrichtungen, Eicherungs= Arbeiten gegen Erdrutfhungen und Waller: 
zuflüffe, Regulirungs- und andere für die Eicherheit im Betriebsdienfte erforder: 
lien Arbeiten in der legten Zeit vor dem beflimmten Gröffnungstermine einer 
Bahnfirede. 

ad b) Wafferjhöpien und Fundationsarbeiten, Verfiherung und Vollen: 
dung von Fluß: und Bacheorrectionen zur Befeitigung von Nachtheilen durch 
Hochwaſſer, Briüdenbauten bei außergewöhnlich günftigem Maflerftande, infoweit 
und Ang diefer für die Fortſetzung und Vollendung bes Baues allein maß: 
ebend it. 

i ad c) Abfiredungen, weldhe während des regelmäßigen Betriebes nicht 
vollzogen werben können, ſodann Geleiſe- und Gerüftregulirungen, wobei ohne: 
bin nur wenige Perfonen befchäftigt werben. 

Das Gutachten der F. Gceneraldirection macht übrigens feinen Anſpruch 
darauf, bie mögliben Ausnahmoſälle volltommen erfchöpfend aufzuzählen. Nach 
vorftehenden Bemerkungen und Erörterungen erfcheint es für die Gifenbahuver: 
waltung allerdings nicht geboten, bei Vornahme dringender Bauarbeiten an Sonn: 
und Feiertagen bie vorgängige Zuſtimmung ber Diftriftspolizeibehörden einzu: 
holen. Dagegen wird es angemelfen erachtet, daß in ſolchen Fällen von Eeite 
der Gifenbahnbauverwaltung den Diftriftspolizeibehörben jeder Zeit Mittbeilung ge: 
macht werde. Es werben deshalb in bicfer —* die nöthigen Weiſungen er— 
laſſen und dabei die Bahnbaubehörden aufgefordert werben, nad den bereits be: 
ftehenden Vorſchriften auch in der Folge fich ftets mit ben betheiligten Pfarr: 
ämtern in's geeignete Benehmen zu jeßen, um auf diefe Weife etwaigen Anftänben 
und Beihwerden im Boraus zu begegnen. 

Münden, ben 11. October 1869. 


2. Die Feier der Landes: und Diöcefenpatrone. 
(ME. vom 24, Nov, 1853, ibid. ©. 357 u. ff.) 
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3. Beerdigung von Selbſtmördern und im Zweikampf gebliebener 
Perſonen. (M.E. vom 10. Nov. 1845, ibid. ©. 364.) 
4, Ueber Erorcifiren. 
(ME. vom 15. Mai 1842, ibid. ©. 363.) 
5. Berbot der Mufifproductionen in Kirchen. (ibid. ©. 365.) 


B. KRirchliche Pfründen. 
I. Tiſchtitelgenuß. 


Den auf den landesherrlichen Tiſchtitel orbinirten katholiſchen 
Geiſtlichen kann die Genußbewilligung immer nur auf 1 Jahr gewährt 
werden. Bergl. EM.E, vom 2. Oct. 1868, E.M.BL ©. 302. 


N. Bewerbung um kirchliche Pfründen. 


Die Diftriftsverwaltungsbebörden haben die Erledigung katholiſcher 

fichliher Pfründen der k. Kreisregierung anzuzeigen. 
(E. vom 12. Ian. 1808, Döll. VII ©. 716.) 

Bezüglih der proteftantiichen Pfarreien j. Ausfchr. vom 8. Febr. 
1810, Döll. VII. ©. 1527. 

Die Bewerber um Pfründen bedürfen ein Zeugniß der politischen 
Behörde: 

a) über ihr politifches Verhalten und ihre Conbuite 
(ME. vom 29. Det. 1833, Döl. VII. ©. 668.) 

bezüglid, deren die Entjdliegung des C. M. vom 10, April 1868, 

C.M. Bl. ©. 87 befonders genaue Eonftatirungen anordnet. 

b) über die gewifienhafte Erfüllung der etwa dem Pfründebeſitzer ob: 
liegenden Berbindlichkeit zur Herftellung und Unterhaltung der 
Pfarrgebäubde. 

(M.E. vom 9. Dez. 1811, 7. März 1835, ibid. ©. 633, 671.) 
Diefe Zeugniffe find den Betheiligten verfchloffen zu übergeben, 
(ME. vom 24. Mai 1829 und 31. Aug. 1841, Döl. VII. 
©. 655, XXI. ©, 169.) 
Ihre Giltigkeit dauert auf 2 Jahre. 
(M.E. vom 31. Aug. 1841, Döl. XXIII. ©. 169.) 


I. Yuftallation. 


Sm höheren Auftrage vollziehen die DiftriftSverwaltungsämter bie 
Inftallation der Piründebefiger. 
Für katholiſche Bfarrpfründen beftinmt bie V. vom 6. Juli 1845 
den Gang und Umfang der Inſtallation. (Döll. XXI ©. 176.) 
Für proteftantifche Pfarreien gilt das Regulativ der k. preußiſchen 
Kriegs: und Domänenkammer als Confiftorium vom 28. Jan. 1802. 
Hienach ift: 
1) die Einweifung des neuen Pfarrers noch vor feiner Antrittspredigt 
vorzunehmen. 
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2) Die Einweifung geſchieht: 


a) von Seite der geiftlichen Behörde durch einen Abgeordneten 
des k. Eonfiftoriums, nämlich den betreffenden k. Decan; 

b) von Seite der weltlichen Behörben von dem durch bie Kreis: 
regierung biezu committirten politifchen Beamten unter Zu: 
ziehung eines Actuars. 

Gemäß Entihliegung des Staatsminiftertums des Innern beider 
Aötheilungen vom 19. Dez. 1867, C.M.Bl. ©. 263, find die 
Snftallationen durch den Vezirkdamtmann, und nur in bejjen 
legaler Verbinderung durch deffen Stellvertreter zu beforgen. 


3) Dem geiftlihen Commiffär Tiegt ob, nad) gehaltener Predigt ben 


4) 


neuen Pfarrer oder Diacon unter Beachtung der herkömmlichen 
Feierlichkeiten dur eine furze vor dem Altar zu haltende Rede 
der Gemeinde vorzuftellen, wogegen dem weltlihen Commiffär, 
der fidy in der Kirche eines jeden offictellen Actes zu enthalten 
hat, Ausjchr. der Regierung von Oberfranken vom 22, April 1842, 
zukommt, ben weltlihen Inftallationsact in der Sacriftei, oder 
wenn daſelbſt Fein hinreihender Plab wäre, im Pfarrhofe vor: 
zunehmen, jedenfalls iſt die Verpflichtung des Pfarrers in ber 
Pfarrwohnung vorzunehmen, 

Die Ortsvorſteher, Mitglieder der Kirchenverwaltung und Armen: 
pflege, ſowie die Schullehrer find zum weltlichen Inftallationsacte 
beizuziehen, wobei fowohl für die Solennitäten als die Objecte 
ber Uebergabe zc. die A. B. vom 6. Juni 1845 maßgebend ift. 
Nah Auordnung des k. Oberconſiſtoriums und Regierungs : Aus: 


ichreibens vom 9. Oct. 1826, Döll. XI. S. 1559, muß bei jeder In— 
ftallation eines Pfarrers, wenn eine Antercalarien = Verwaltung ſtattge— 
funden hat, von dem geijtlichen und weltlichen Commiſſär unterjucht 
werden: 


a) 
b) 


e) 
d) 


e) 


wie lange die Verweſung gedauert hat, wer fie geführt hat und 
wer die Percipienten find, 

welchen Abſchluß das Manual der Rechnung ergibt und wie foldyes 
mit dem Tagebuch übereinftinmit, 

ob und welche Ueberſchüſſe, und wohin fie abgeführt worden find, 
welche Ausjtinde vorhanden, und welche Mafregeln zu deren 
Beitreibung nothwendig find, 

warn die Nedynung volljtändig gelegt werben Fann und wird, 
Ueber diefe Gonftatirung ift ein Protokoll aufzunehmen, 

Die Inſtallation fowohl katholiſcher als proteftantifcher Geiftlicher 


iſt als Parteiſache zu betrachten, ſonach die Verhandlungen zu tariren. 
Entſchließung des Minifteriums des Innern, des Cultus, der Finanzen 
vom 3. Febr. 1864, C.M.Bl. 1867 ©. 263. 


In Bezug auf die von dem weltlichen Gommifjär aufzurechnen: 


den Diäten für die Inftallationsverhandlungen bei proteftantifchen Pfarreien 
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ift die A. V. vom 17. Juli 1857, die Vergütung des Aufwandes bei 
Geſchäftsreiſen des Landgerichtsperſonales betr., zur Richtſchnur zu nehmen. 
(RA. vom 13. März 1862, K. A.Bl. ©. 408.) 
Nah ver B. vom 28. Yan. 1802 gebühren: 

1) dem geiftlihen Commiſſär an Diäten 5 fl. 30 fr., 

2) dem ihm begleitenden Kirchner 30 kr., 

3) dem affiltirenden Senior des Gapiteld 2 fl. 30 kr., 

4) dem zweiten geiftlichen Ajfiftenten 1 fl. 15 fr, 

5) den beiden Schullehrern derjelben, jedem 30 Er. 

Außerdem pafirt für den geiftlichen Commiſſär und feine beiden 
Affiitenten, wenn biefe nicht einerlei Weg mit ihm zu machen haben, die 
Auslage für ihr Fuhrwerk, nebft Trinkgeld zu 30 fr. fir den Fuhrkuecht. 

Der Eid, den die katholiſche und proteftantifhe Geiſtlichkeit zu 
ihwören bat, ift ein dreifacher, und umfaßt: 

a) den Berfaffungseid, 

b) den Dieniteid, 

c) den Eid wegen Nichttheilnahme an verbotenen Vereinen und Ge: 
ſellſchaften. 

Die genaue Formel enthält die M.E, vom 21. Mai 1851. 

(Dil. XXIN. ©. 172.) 

Diejenigen Pfründebefiger, welche den Eid bereits früher geleiftet 
haben, find lediglich auf denjelben hinzuweiſen. 

Das früher beitandene Anftallationsrecht der Standesherren und 
Butsherren, Edict IV. $ 48, kann, nachdem bie dafür beftandenen 
Öffentlichen Organe nicht mehr beftehen, auch nicht mehr ausgeübt werden; 
doc) ift e8 den genannten Standesherren 2c. unbenoimmen, entweder dem 
Snitallationsacte perfönlich beizuwohnen, oder fid) durch einen Abgeord— 
neten vertreten zu lafjen. 

(ME. vom 24. März 1852, Döll. XXIII. ©. 192.) 
(M.E. vom 28. Des. 1861.) 

Bezüglih der Anftallation und Berpflihtung der Pfarrverweſer 
fiehe A. E. vom 10. Juni 1824, Döll. VII. ©. 679. 

Außerdem beftimmt die C. M.E. vom 2. Dez. 1868, daß bie: 
jenige Polizeibehörde, welche einen Pfarramtsverwejer zum erſtenmale zu 
verpflichten bat, bemfelben behufs feiner Legitimation für weitere Ver: 
wejung entweder eine beglaubigte Abſchrift des Verpflichtungsprotokolls 
oder ein Gertificat über die vorjchriftsmäßig vorgenommene Verpflichtung 
zu dem Zwede auszuftellen habe, damit folde bei dem Antritte weiterer 
Verweſungen producirt und hierauf Bezug genommen werden könne, 

Ausnahmsweife kann bei geringeren Pfründen und Beneficien bie 
feierliche Inſtallation von der k. Sreisregierung im Benehmen mit der 
kirchlichen Oberbehörde auf geftellten Antrag erlaffen werden; in ſolchem 
Falle’ beſchränkt fi der am Amtsſitze vorzunehmende Juftallationsact: 

1) auf protofolfarifche Verpflichtung und Dienfteseinweifung des Be— 
pfründeten, und 
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2) auf Kundgabe diefes Actes an bie betreffende Kirchenverwaltung 
und Pfarrangebörigen. 

Bei Inſtallation iſt auch jederzeit der Beſtand der pfarramtlichen 
Literalien zu conjtatiren, da ber abtretende Pfarrer ꝛe. für den Abgang 
an zur Pfarrei gehörigen Literalien haftet (Entſchließung vom 1. Ja. 
1806, 29. März 1826, Döl. VIIL ©. 462, 699); ebenſo ijt ber 
Zuftand der Pfarrgebäude zu controliren. 


IV. Intercalar-Rechnungen. 


Intercalarrechnungsweſen für katholiſche Pfründen *). 

(A. 3. vom 21. April 1807, Dil. XL. ©. 1513 u. ff.) 

Das canonifhe Jahr ift vom 2, Febr, an allgemein zu rechnen. 

Die Diftriftsverwaltungsbehörde hat bei allen Pfründeerledigungen 
die Belege zur Herftellung diefer Rechnung zu fammeln, fid) dieſelben 
eventuell von der Verlaſſenſchaftsbehörde zu verſchaffen, die Rechnung 
aus den Stüdrehnungen: 

a) des abtretenden. Pfründebefigers oder feiner Vertreter, 

b) bes Stellverwefers, 

e) des neuen Pfründebefibers 
zufammenzuftellen, hierüber bie Betheiligten zu hören, fobann aber bie 
Rechnung zur Nevifion und Erledigung an die k. Kreisregierung einzu: 
fenden. ($ 35 ber Form.®.) 
Ausſchr. der mittelfr. Neg. vom 26. Jan. 1837, Ertrabeilage Nr. 28.) 

Bezüglich proteftantifher Pfarrpfründen. 

(ME. vom 20. Febr. 1813, Döl, XI. ©. 1535.) 
(Inftruction vom 14. Aug. 1813, 18. Nov. 1826, 2. Febr. 1835, 
ibid. ©. 1536 u. ff.) 

Vergl. bezüglich der adminiftrativen Competenz zum Bollzuge der 
Intercalarrechnungen das oberftrichterlihe Erkenntniß vom 29. April 
1861, RB. ©. 437. 

Bei Erledigung von Pfarreien und Beneficien burd Todesfall 
der Bepfründeten obliegt die Herftellung der Intercalarfrüchterehnung 
dem Berlafienihaftsgerichte. 

(B. vom 21. Det. 1818, Döll. XI. ©. 1522.) 
(D.AE. vom 9. März 1863, R.Bl. ©. 495.) 


V. Banfallihägungen. 


Die A. V. von 13. Nov. 1857, Reorganifation des Bauweſens 
betreffend, F 44, überträgt die Vornahme von Baufallihägungen bei 
Gebäuden, an welchen das Staatsärar nicht betheiligt ift, den Verwal: 
tungsbehörden mit Beiziehung von Sachverftändigen, während biefe Bau: 


— 


*) Bl. f. a. Pr. XI. 104, 
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fallſchätzung an Staatsgebäuden nah $ 76 der Verordnung vom 28. Febr. 
1851 von der Baubehörde, eventuell unter Mitwirkung der hiezu ein: 
zuladenden Diftriftsverwaltungsbehörbe vorzunehmen ift. 

E.M.E. vom 3. Juli 1866, C.M.Bl. ©. 162, die Vornahme 
von Baufallihäßungen an Gebäuden kirdylicher Pfründen betr, 

Die Aufficht auf den Zuftand kirchlicher Gebäude fowie die Vor: 
nahme der Baufalihäßungen ift Curatel- alfo Amtsjadhe. Der vor: 
nehmende Beamte bat deshalb feine Diäten zu beanfpruchen; auch find 
die Verhandlungen tarfrei aufzunehmen. 

Entſchl. des Miniſteriums des Innern beider Abtheilungen vom 19. Dez. 
1867, C.M.Bl. ©. 263, 

Die Baufallihäßungen bei Gebäuden kirchlicher Pfründen, an welchen 
das Aerar nicht ausfchließend betheiligt ift, haben nah F 44 ber A. V. 
vom 13. Nov. 1857 — Neorganifation des Bauweſens betr., N.BL. 1857 
©. 1640, unter Leitung der Diftriftsverwaltungsbehörden zu gejcheben. 

Die Vergütung des Neifeaufwandes an die Verwaltungsbeamten 
bemißt fih nad der ME, von 3. Juli 1866. Demnach obliegt die 
Leitung der Baufallihäßungen außerhalb des Amtsfites dem Amtsvor— 
ftande als Dfficialfache. 

EM.E, vom 27. Dez. 1867, C.M.Bl. 1868, ©. 2 die Verord: 
nung vom 28. Febr. 1851 über die Benügung und Unterhaltung ber 
Staatsgebäude bezüglich der Ausfcheidung der großen und Heinen Bau: 
fülle findet auf die Gebäude organifirter Pfarreien Feine Anwendung, 
vielmehr it die Verbindlichkeit ber Inhaber organifirter Pfarreien bin: 
ſichtlich der Wendung Heiner Baufälle entfprechend dem Minifterial: Aus: 
jhreiben vom 28. Nov. 1844 Ziff. 4, Döll. XXXV, ©, 127, vor 
allem nach den jeden Drtes bejtehenden Geſetzen, Statuten oder rechts— 
giltigen Gewohnheiten, und in Ermanglung folder fpeciellen Beftim: 
mungen nad den am gegebenen Orte jedem Miethsmanne obliegenden 
Verpflichtungen zu bemefjen. 


VI. Pründe : Faflionen. 


Ueber alle jelbftftändigen katholiſchen Pfründen find Ertragsfaffionen 
berzuftellen. 

Ihre Anfertigung und die Thätigkeit der Diftriftsverwaltungss 
behörden hiebei bemift ſich nad) der älteren Verordnung vom 5. Dez. 
1811, Döll. VIII. ©. 872 u. ff., und der M.E. vom 22. April 1818, 
mittelfr. K. A. Bl. S. 545. 

Die Diſtriktsverwaltungsbehörden haben bedacht zu ſein, daß 
Aenderungen in den Einnahmen oder Ausgaben der Pfründen ſofort 
ordnungsmäßig in den Faſſionen nachgetragen und der Kreisregierung 
behufs des Nachtrags in den Faſſionen angezeigt werden. 

Ueber Streitigkeiten um Leiſtungen und Reichniſſe an Pfarreien, 
welche in ber Faſſion begründet find, entſcheiden nach F 50 der Form. V. 
vom 17. Dec. 1825 die Adminiſtrativbehörden. 

Rar, Handbuch ber bayer. Diſtr. Verw. Behörden. UI. Aufl. 9 
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Bergl. hiemit O. A. E. vom 19. Juni 1855, RB. ©. 823, 
Pfarrei Fechenbach gegen bie Judenfhaft daſelbſt, Forderung von Neu: 
jabrsgeldern betr. 

Diefe Reichniſſe erfheinen als fundationsmäßige Suftentations- 
und Dotationsbeiträge, weldye in die Faffion eingeftellt find und nicht 
auf einem Privatrechtstitel beruhen, weshalb bier bie „Verwaltung“ com- 
petent iſt. 

DAE. vom 19. Juni 1855, R.Bl. ©. 836, Pfarrei Kallen: 
bad) zu Riened gegen jüdifhe Einwohner dafelbft, Forderung von Neu: 
jabrsgeldern. 

DAE. vom 9. Juni 1857, RB. ©. 776, Anfprüde ber 
Pfarr-, Schul: und Kirchendienersftelle zu Altenfittenbady gegen Bauern 
Stahl von Steppad, Entrihtung der Weihnachtsſammlung. 

Gompetenz ber Verwaltung begründet, da es fih um faffions: 
mäßige, zur Suftentation der Kirchendiener beftimmte, althergebrachte 
Reichniſſe Handelt. Ob diefe Neichniffe dinglicher oder perfönlicher Natur 
find, madt in der Anwendung bes $ 50 der Form. V. feinen Unterjchieb. 

O.A.E. vom 11. Nov. 1861, RB. ©. 916, Pfarrpfründe 
MWeftendorf gegen Dietmaier wegen Spendebrobreidhniß. 

Wenn dagegen ber öffentlich rehtlihe Character des wenn gleich 
faffionsmäßigen Reichniſſes felbft beftritten ift, fohin das faffionsmäßige 
Reichniß als ein bejtrittenes zu betrachten ift, jo entſcheiden barüber bie 
Gerichte. 

DAE,. vom 30. Dez. 1861, R.Bl. 1862 ©. 83, Kirchen: 
gemeinde Wald gegen Pfarrei daſelbſt, Naturalfropndienfte betr. 

Die Euratel über das eigentlihe Pfründevermögen fteht nicht 
den Unterbehörben, fondern ber Kreisregierung zu, $ 74 der Form. V., 
weshalb aud die Ertheilung des Streitconfenjes an Pfarrer, Euraten 
ober Beneficiaten nur von letzterer benehmlidy mit der kirchlichen Ober- 
behörde ausgeht. (DU. XL ©. 1592.) 

Den BPfründebefigern kommt das Recht der freien Bermögensver: 
waltung zu; bei allen Verfügungen, welde die Subftang des Vermögens 
alteriven oder belaften, ift die Oenehmigung der zuftändigen Guratel: 
ftelle nothwendig., (M.E. vom 15. Sept. 1836, Döll. XI. ©. 1494.) 

EM.E, vom 25. April 1865, J.M.Bl. ©. 68. Die Inhaber 
geiftlicher Pfründen find berechtigt, bei Abquittirung heimbezahlter zum 
Pfarrpfründevermögen gehöriger Hypothekkapitalien oder Bodenzinskapi⸗— 
talien nach den Borfchriften, wie fie dburd M.E. vom 31. Juli 1864 
für Gemeinde und Stiftungsfapitalien ertheilt worden find, die Ab: 
quittirung mit eigener Unterſchrift und Siegel, foferne fie ſolches führen, 
vorzunehmen; diefe Urkunde ift jedoch won ber zuftändigen Auffichtsftelle 
mit der Genehmigung und Betätigung darüber zu verfehen, baß der be: 
treffende Pfründebefiger al8 Verwalter des Pfründevermögens zur Ab: 
quittirung und Löjhungsbewilligung berechtigt fei. 
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Koften auf Führung von Proceffen über da8 Stammvermögen 
bürfen mit Euratelgenehmigung aus dem Stammvermögen ber Pfründen 
entnommen werben. 

Bergl. O. A.E. vom 23, Nov. 1859, R.Bl. ©. 1322, in Sachen 
Doftler’fher Erben wegen Erfah von Firationskoften. Competenz ber 
Verwaltung. 

Bergl. DAE. vom 9. Juni 1857, RB. ©. 794, Pfarrei 
Steinsfeld gegen Spindler, Rüdzahlung eines Handlohns. Die Ent: 
fheidbung der Frage, wie weit ein Handlohns »Nequivalent dem Stammes 
vermögen zuwachſe, competirt zur Verwaltung, ba bie Regulirung ber 
Einkünfte einer Pfarrei und die Auffiht auf Erhaltung des Pfründe- 
vermögens zur Verwaltung vefjortirt. 


Vo. Stolordnung. 

Die Feſtſetzung der Stolgebühren, db. 5. ber den Geiftlichen für 
die Vornahme von Tauf-, Trauungs- oder Beerdigungsacten zuftändigen 
Gebühren wird als ein weltlicher Gegenftand betrachtet und competirt 
ſowohl bezüglid katholiſcher als proteftantifcher Pfarreien zum Staats: 
minifterium des Eultus, vorbebaltlih ber Vernehmung der kirchlichen 
oberjten Stellen. (Eonf. Döl. VIII. ©. 968 u. ff., ME, vom 
19. Dez. 1839, Döl. XXIU. ©. 457.) 

Auch die Feftitellung ber Gebühren für Meßner und Kirchendiener 
für kirchliche Functionen fteht dem Staatsminiftertum des Cultus zu. 

(ME, vom 8. Oct. 1862 Nr. 8581.) 


VII. Pfarrmatriteln. 

Die Eivilftandsregifter find in Gemäßheit der Verordnung vom 
31. San. 1803 dur die Pfarrämter zu führen, 

In Bezug auf die Führung diefer Regifter enthält die Entſchl. 
beider Minifterien des Innern vom 14. Dez. 1868 nachſtehende An: 
ordnungen. 

Nach Vorſchrift der landesherrlichen Verordnung vom 31. Jan. 1803 und 
beziehungsweife nad Ziffer 10 des beigedruckten Formulars bes Sterbregiſters 
(RB. von Jahre 1803 ©. 79) ift für den Eintrag in das Gterbregifler ber 
Begräbnißort maßgebend und bat dieſe Vorfchrift unter Anderem auch den 
Zwed, Doppel:Einträge zu verhüten. 

Es ift num zur Kenntniß ber unterfertigten k. Staatsminifterien gefommen, 
daß dieſe Beftimmung vielfach nicht beadptet wird, indem manche PBfarrämter be: 
züglih der innerhalb ihrer Sprengel beerdigten Fremden feinerlei Einträge in 
die Pfarrmatrifel zu bethätigen pflegen, andere aber ihre in auswärtigen Orten 
eftorbenen und beerdigten Pfarrangehörigen mit eigenen ſelbſtſtändigen 
Rummern und nit etwa blos vormerkungsweife in die Sterbematrifel ber 
Heimat einjcreiben. 

Diefes Verfahren führt — abgefehen von anderen bedenflihen Folgen — 
insbefondere auch zu dem Mißftande, daß, nachdem die Pfarrmatrifeln die Grund: 
lagen für bie hatihiichen Erhebungen Über die Bewegung der Bevölferung bilden, 
manche Verftorbene bei den erwähnten Erhebungen feine Berückſichtigung finden, 
während andere doppelt nämlich am Begräbnißorte und am Heimatsorte 
eingetragen und gezählt werben, 

9 * 
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Um nun bie Richtigkeit und Berläffigkeit der Pfarrmatrifeln nah Möglich: 
feit zu fichern, ſehen fich die unterfertigten f. Staatsminifterien veranlaßt, den E 
Kreisregierungen, Kammern des Innern, den Auftrag zu ertheifen, benehmlich 
mit den von gegenmwärliger Entihliefung zu verjtäudigenden firchlichen Ober: 
behörden ben ſämmtlichen mit der Führung der Pfarrmatrikeln betranten geijtlichen 
Aemtern die Beftimmmmgen ber landesherrlichen Verordnung vom 31. Jan. 1803 
in Grinnerung zu bringen und durd geeignete Anweiſung derſelben Vorforge zu 
trefien, daß alle Sterbfälle, fie mögen In- oder Ausländer, Givil= ober Mili⸗ 
tärperſonen, Cleriker oder Laien ꝛc. betreffen, ausnahmslos nur in ber Sterb— 
— bes Begräbnißortes mit ſelbſtſtändigen Nummern aufgezeichnet 
werden. 

Die Duplicate der pfarramtlihen ZTauf:, Trau- und Gterbe: 
regiiter find nad F 100 des revidirten Gem. Ed., nach Ziff. 190 der 
BB. hiezu vom 31. Oct. 1837 bei den Dijtriftspolizeibehörden zu 
hinterlegen, alljährlich zu erneuern, zu ergänzen, nad Gemeinden aus: 
zufcheiden, mit einem alphabetiſchen Regiſter zu verſehen und forglid 
aufzubewahren. (M.E. von 9. Nov. 1840, Döl, XXIII. ©. 113.) 

Das Formularpapier zu neuen Pfarrmatrifeln wird auf Koften 
des Aerars beigefhafft; das Papier zu den Duplicaten haben die Pfarr: 
ämter ſelbſt beizufchaffen. 

(M.E. vom 26. Nov. 1848, Döll. XXIII. S. 115.) 

Die Koſten des Einbandes der Pfarrmatrikeln ſind aus dem Kirchen— 

vermögen zu beſtreiten. (M.E. v. 3. Juli 1809, Döll. XL ©. 1458.) 


IX. Pfarrpurificationen. 


Die Bildung der Pfarrfprengel, deren Veränderung durch Aus: 
und Ginpfarrungen ift durch das II. Berf.: Ed. $ 76 als Gegenftand 
gemifchter Natur bezeichnet. 

„pie A. V. vom 13. Juli 1811, Döll. VIII. ©. 479 und vom 
13. Dez. 1844, Dil. XXIII. ©. 23 gibt dafür Normen. 

Pfarrpurificationen können fowohl von Amtswegen als auf Be: 
treiben der Betheiligten angeregt werben. 

(ME, vom 16. Mai 1826, Döl. VII. ©. 37, M.E. von 13. Dez. 
1844 a. 3. Döll. XXIII. ©. 23.) 

Es müſſen biebei die Motive für die Burification genau ange: 
geben, durch Karte oder Situationspläne die Lage, Entfernung, Ber: 
bindung der betreffenden Orte nachgewieſen, eine VBernehmung ber be: 
theiligten Pfarrämter und Gemeinden, eventuell der Schulbehörden und 
Lehrer gepflogen und die vollftändig inftruirten Acten der Kreisregierung 
vorgelegt werden, welche fofort die Vernehmung der kirchlichen Ober: 
behörden eintreten zu laſſen und die höchſte Genehmigung zu erholen bat. 

Die Verhandlungen über Aus: und Einpfarrungen find tar: und 
ftempelfrei.. (A. €. vom 5. Sept. 1831, Döll. VII. ©. 38.) 


X. Sirdengebäude und deren Unterhaltung. 


Die Auffiht auf den Zuftand der ſämmtlichen Gebäude, von Stif- 
tungen — alfe aud von Kirchenftiftungen bildet eine der wefentlichiten 
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Aufgaben der Staatsaufſichtsbehörden, wie dies durch die A. V. vom 
8. Juni 1811, Döll. XL ©. 1504, durch M.E. vom 23. Aug. 1829, 
ibid. ©. 1421, durch M.E. vom 3. Mat 1843, 17. Aug. 1852, und 
die A. V. vom 13. Nov. 1857, die Reorganifation des Bauweſens 
betr., RB. ©. 1636, angeordnet ijt. 

Zu den hier in Frage ftehenden Gebäuden gehören in der Negel 
die Haupt» und Filialkirchen, die Pfarrhöfe mit den dazu gehörigen 
Deconomiegebäuden, Umfriedungsmauern, Brunnen, Schul= und Meßner: 
bäufer mit Zugehör. 

In Bezug auf die Bauverbindlichkeit an Kirchenjtiftungsgebäuben 
it zu unterfcheiden, ob diefe Verbindlichkeit: 

a) dem betreffenden Kirchenſtiftungsfonds, oder 

b) dem Staatsärar, ober 

e) dem Pfründebeſitzer, oder 

d) den Decimatoren, und fonftigen Concurrenten obliegt. 

ad a. it die Kirchenftiftung an erjter Stelle baupflidtig und 
im Beſitze der Mittel zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeit, jo hat bie 
Vornahme von Reparaturen am Sirchengebäuben oder von Neubauten 
gleicher Art nad Anordnung der Gemeindeordnung vom 29. April 1869 
über Stiftungsbauangelegenbeiten zu gefhehen. Die Anordnung amd 
Leitung des Baues geſchieht demnach vorbehaltlih der Staatsaufficht 
durch die Kirchenverwaltungen. 

ad b. Sit die ftaatlihe Baupfliht an einem kirchlichen Gebäude 
anerkannt, fo erfolgt Unterhaltung und Neubau folder Gebäude durch 
die dafür aufgeftellten technijchen Beamten des Staates. 

ad ec. Bei Eultusbauten aus dem Pfarrpfründevermögen ift nad): 
ftehendes Verfahren zu empfehlen. 

g1. 

In allen Fällen, wo die Pflicht zur Unterhaltung und Erbamıng 
von Eultusgebäuden ausſchließend und primär auf dem Vermögen ber 
Pfarrpfründe ruht, und wo die Verpflichtung zur Unterhaltung ber Ge: 
bäube von dem jeweiligen Pfründebefiger zu erfüllen ift, hat eine Con— 
ftatirung der vorhandenen Baugebrechen und eine wirkſame Controle der 
geihehenen Baufallswendung einzutreten, bamit einerſeits dem allgemeinen 
Erfordernig der baulichen Unterhaltung der Cultusgebäude genügt, ans 
dererfeit8 aber die betheiligten Pfarrer oder ihre Nelicten gegen unbe: 
meſſene Anforderung ihrer Nachfolger gefhügt werben. 

Es erſcheint diefe Auffiht und Controle um fo nothiwendiger, als 
nur in folder Weije die läftigen, jchwierigen und verwidelten Streitig— 
feiten vermieden werden, welde häufig zwifchen den Pelicten eines per: 
ſönlich bauverpflichteten Pfarrers und deſſen Nachfolger über die Frage 
erhoben werben, weldye Baugebredhen an den Eultusgebäuden dur un: 
genügende Sorgfalt des Vorgängers entitanden feien, und wie weit fonad) 
deffen Vermögen für die Befeitigung der vorhandenen Baufälle in An— 
fprud genommen werben Fönne, 
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g2. 

Da die Zahl derjenigen Pfründebefiger, welche die ausſchließende 
Eultusbaulaft an allen oder einigen Gebäuden des Pfarrbezirkes zu 
tragen haben, eine verhältnigmäßig geringe ift, fo ift es zwedmäßig und 
ber bienftlihen Stellung ber Pfrünbebefiger angemefjen, daß ſowohl bie 
Defihtigung und Unterfuhung der betreffenden Eultusgebäude in Bezug 
auf ihren baulichen Zuftand, al® auch die Mefpicienz über die Plan: 
mäßigfeit und Solibität der ausgeführten Bauten durch einen Beamten 
ber k. Baubehörbe und zwar von 2 zu 2 Jahren, infoferne nicht be: 
fondere Umftände eine Ausnahme begründen, vorgenommen werbe, 

3 


$ 3. 

Der betreffende Baubeamte ift auf Grund des nah $ 8 abzu: 
fhliegenden Uebereinkommens verpflichtet, jedes ber bier einſchlägigen 
Eultusgebäude je im zweiten Jahre im Frühjahre zu befichtigen und 
einen genauen Koftenvoranfchlag über alle an ben Gebäuden vorzu: 
nehmenden, zu deren baulichen Unterhaltung notwendigen großen und 
kleinen Reparaturen oder Unterhaltungsarbeiten zu verfaffen, wovon fo: 
fort ein Duplicat ben betreffenden Pfründebefiger mit dem fchriftlichen 
Anfinnen um unverweilte Anordnung der Bauarbeiten zuzuftellen, das 
Concept aber bei ben Acten zu behalten ift. 

4 


Dem betreffenden Pfründebefiber fteht es frei, im alle gegrün- 
beter Beſchwerden die Entſcheidung der Euratelftelle, conf. $ 73 u. 74 
ber Form. V. vom 17. Dez. 1825, anzurufen. 
5 


$ 5. 

Der Pfründebefiger ift berechtigt, bie ihm obliegenden Baulich— 
feiten unter eigener Leitung und Aufſicht oder unter ber Aufficht eines 
gewählten Technikers oder auf dem Wege ber Veraccordirung ausführen 
zu lafien; er haftet jedoch im jedem alle für die meifterhafte, plan— 
mäßige und folive Ausführung der Bauten. 

Deshalb Hat der betreffende F, Baubeamte am Schluffe der Bau: 
zeit in ben betreffenden Gebäuden Nachſicht zu pflegen und zu confta- 
tiren, ob der Bau oder die Neparaturen auch vorfchriftsmäßig vollführt 
feien. Die Ntteftation biefür ift auf dem in Händen des k. Pfarrers 
befindlichen Koftenvoranfhlage einzutragen und biefer von dem Pfründe: 
befiger zu verwahren. 

$ 6. 

Für ben Fall, daß ein Pfründebefiter die ihm nad) Maßgabe bes 
zugeftellten Koſtenanſchlages obliegende Wendung der Baugebrehen nicht 
volljtändig ausgeführt oder ganz unterlafjen haben follte, ift ber be: 
treffende k. Baubeamte verpflichtet, dieſes der k. Regierung fofort an= 
zuzeigen. 

87. 

Wenn die Koſtenanſchläge den Betrag von 50 fl. überſteigen, 

oder wenn von Seite des Pfründebeſitzers die Koſtendeckung ad onus 
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successorum beantragt werben will, ober wenn eine Hauptreparatur 

ober ein Neubau vorzunehmen ift, hat bie betreffende Baubehörde über 

ben Stand der Sache Mittheilung an bie Diftriftsverwaltungsbehörde zu 

machen, welche ben Bauantrag zu inftruiren und bie Acten nach geſchloſſener 

Inftruction zur weiteren Verhandlung ber k. Regierung vorzulegen hat. 
8 


8. 
Auch bei größeren Baufällen fteht bie primitive Leitung dem be: 
. treffenden Pfrünbebefiger zu, welcher ſich jedoch hiezu mit Curatelge— 
nehmigung einen Techniker zu beftellen hat. Die Controle der plan: 
mäßigen und entfpredyenden Bauführung bleibt in jedem einzelnen Falle 
vorbehalten, forwie aud die beſondere Baurehnung von der k. Regierung 
als Euratelftelle zu prüfen und zu approbiren ift. 

Mit den k. Baubehörben ift gegen die Verpflichtung zum Bollzug 
ber in vorftehender Entſchließung enthaltenen, biefelben berührenden Be: 
ftimmungen ein Uebereintommen über das zu leiftende Honorar durch 
den Pfründebefiger unter Mitwirkung der Dijtriftspolizeibehörbe abzu— 
ihliegen, wobei eventuell die Entſcheidung der k. Regierung vorbe: 
halten bleibt. 

ad d. Für Concurrenzbauten m folgende Normen zu beobachten. 


Wenn bie Nothwenbigfeit — größeren Reparatur an einem 
Stiftungsgebäude oder eines Neubaues conſtatirt iſt, und wenn für die 
ganze oder theilweiſe Deckung des Baubedarfes die ſubſidiäre Bauhilfe 
des k. Aerars, der Decimatoren oder ſonſtiger Bauverpflichteter in Anz 
ſpruch genommen werden muß, ſo haben die Kirchenverwaltungen ihre 
Anſprüche auf die ſubſidiäre Baupflicht zunächſt durch den rechnungs— 
mäßigen Nachweis der fehlenden eigenen Mittel und durch den Nach— 
weis der Dringlichkeit des Baues zu begründen und ihre hierauf 
zielenden motivirten Anträge mit ben Acten, Plänen und Koſtenvor— 
anſchlägen unter Bezeichnung der ſubſidiär verpflichteten Concurrenten 
an die Diſtriktsverwaltungsbehörde einzuſenden, welche nach Maßgabe 
der Generale vom 29. Mai 1858 in den Fällen, da das k. Aerar 
allein baupflichtig iſt, die Koſtenvoranſchläge der k. Baubehörde zur 
Prüfung und Einſtellung in den Bauetat mitzutheilen hat. 

2 


Ehe jedoch die Aufnahme eines Provifionalantrages erfolgen foll, 
bat die Diftriktsverwaltungsbehörbe vor Allem den Verſuch einer güt: 
lihen Ausgleihung zu machen, zu dieſem Behufe die Vertreter der bau: 
berechtigten Stiftung oder Gemeinde, fowie alle in Anfprudh genommenen 
fubfidiär Bauverpflichteten von dem Concurrenzfall in Kenntniß zu jeßen 
und zur Erzielung eines Webereinfommens auf einen Termin vor Amt 
zu laden, wobei ihnen die Verhandlungen und Boranfchläge zc., ber 
Grundetat und die drei legten Jahresrehnungen der baupflichtigen Stif— 
tung zur Einfiht und Erinnerungsabgabe vorzulegen find, und nad 
Kräften auf Erzielung einer gütlichen Ausgleihung hinzuwirken ift. 
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Wenn in einem einzelnen Kalle lediglich das k. Aerar als ſubſi— 
biär bauverpflichtet erfcheint, jo find die Verhandlungen zur Erholung 
der fiscalifhen Erinnerungen der k. Regierung, K. d. J. vorzulegen. 

3 


Kommt eine foldye Uebereinkunft zu Stande und eignet ſich der 
Baufall nicht etwa wegen der Größe ber erforberlihen Summe $ 36 
der V. vom 13. Nov. 1857, oder aus arditectonifhen Rückſichten, 
M.E. vom 21. Nov. 1848, zur Einholung höherer Genehmigung, fo bat 
die Diftriftsverwaltungsbehörde alsbald alle zum fchleunigen Vollzug des 
Baues dienenden Anordnungen zu erlaffen, insbefondere die Concurrenz: 
caffe zu bilden und bie einfommenden Concurrenzbeiträge nad Maß des 
fortfchreitenden Baues an die betreffende Gemeinde= oder Kirchenverwal- 
tung auszuantworten. 

gA. 

Eignet fih der Baufall nad feinem Anfchlag oder feiner Ber 
fhaffenheit zur Cognition der Regierung, jo bat die Diftriftsverwal- 
tungsbehörde die Acten, Pläne und Voranfhläge zum Zwede der Revi— 
fion und Feſtſtellung, $ 36 der A. V. vom 13. Nov. 1857, fowie 
zur Gonftatirung der Dringlichkeit des Baufalles an die k. Regierung 
vorzulegen. 

$ 5. 

Wenn von Seite der ſubſidiär verpflichteten Concurrenten ober 
fonftigen Verpflichteten oder von einem derjelben die Zahlung, oder von 
Seite der Kirchengemeinde bie unentgeldlihe Leiftung der Hand= und 
Spannbdienfte zu einem als bringlid erkannten Bau verweigert wird, 
fo ift von Seite ber bauberechtigten Stiftung, d. h. von deren geſetz— 
lihen Vertretern, fofort ein Provifionalantrag im Sinne der h. M.E. 
von 1. Det. 1830 und 23. Juli 1833, Dil. XI. ©. 1423 — 1425 
zu ftellen, und entweber mündlich zu Protofoll oder fhriftlih aus: 
zuführen. 

Die Diftrittsverwaltungsbehörben haben bei Stellung folder An: 
träge infoweit berathend und fördernd mitzuwirken, daß derartige Anträge 
bei vorliegenden dringenden Baulichkeiten nicht verzögert, und daß fie 
nah Form und Inhalt richtig gejtellt werben. 

6 


Die Provifionalanträge find nebft ben Acten zur Einſicht und 
zuftändigen Verfügung an die k. — einzuſenden. 


Die Diftriftsvertwaltungsbehörben, welche zur Inftruction biefer 
Anträge belegirt werden, haben diefelbe mit möglichiter Beichleunigung 
zu führen, und alle Anträge und ingelenfe ferne zu halten, welche 
eine ungerechtfertigte Verzögerung dieſer dringlihen Angelegenheit ver: 
anlaflen könnten. 

Sie haben dabei von dem Grundſatze auszugehen, daß bie bau— 
liche Unterhaltung der Stiftungs- und Gemeindegebäude nicht eine Partei: 
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fahe, fondern eine öffentliche, unter der befonderen Aufjicht des Staats 
itehende Angelegenheit ſei, wobei die Staatsaufſichtsbehörden einerfeits 
den Betheiligten im Laufe der Inftruction volles Gehör zu geben und 
ihre Erinnerungen vollftändig aufzunehmen, andererfeitd aber auch, un: 
abhängig von den etwa geftellten PBarteianträgen, von Amtswegen jene 
Thatfahen und BVerhältnifje, von deren Nadyweis die proviſoriſche Ent: 
iheidbung abhängt, zu erheben und feitzuftellen haben, 
8 


Wenn die Baupfliht von Seite der in Anſpruch genommenen 
Eoncurrenzpflichtigen beftritten wird, jo ift vor Allem zu erheben, ob 
nicht Schon im einem früheren alle eine proviſoriſche Entjcheidung ge: 
troffen worden, ober ob über die Baupflicht bereitd ein Nechtsftreit an— 
hängig ſei. 

Im letzteren Falle iſt das Proviſorium bei den Gerichten zu be— 
antragen, und ſind die betreffenden Verwaltungen hiezu von Amtswegen 
anzuhalten. 

Wenn in einem früheren Falle ſchon ein Proviſorium erlaſſen 
worden iſt, ſo iſt der hiedurch gewonnene Beſitzſtand ſo lange feſtzu— 
halten, als dieſer nicht auf dem Rechtswege abgeändert iſt. 

(M.E. vom 3. Juni 1859, Nr. 4421.) 
g 9. 

Sit ein ſolches Pröviforium noch nicht vorhanden und ein Rechts— 
ftreit vor ben Gerichten nicht anhängig, fo ift nicht nur die geſetzliche 
Baupflicht, fondern auch der im comcreten Falle gegebene Befigftand mög: 
lichſt klar zu machen. 

Bon Amtswegen ift dafür zu forgen, daß: 

&) der Betrag der nothwendigen Baufoften mit dem Vorſchlag über 
das Bauproject dur Pläne und Koftenvoranfchläge, 

b) die Dringlichkeit der Baufälle durch techniſches Gutachten, 

e) die Perfon der betheiligten Decimatoren oder ſonſt VBerpflichteten 
nebjt dem Maßftabe ihrer Betheiligung — durch rentamtliche 
Zeugniffe über die Perfon der Decimatoren und ihrer Zehentfira 
oder andere hierauf bezügliche Urkunden, 

d) der Bermögensftand der primärpflichtigen Stiftungen und ihre be: 
bauptete Unvermöglichkeit durch Vorlage der lekten 3 Jahresredh: 
nungen und bes Etats, 

e) das Vorhandenfein etwa concurrenzpflichtiger, zahlungsfähiger Fi— 
lialen, zum Aete conftatirt werben. 

Nicht minder hat ſich die Inftruction jedesmal auch auf die von 
der Kirchengemeinde zu Cultusbauten zu Teiftenden Hand- und Spann 
bienfte auszubehnen, und auch bei ihnen die Pflicht ber Leiftung nad) 
Geſetz, Beſitzſtand oder Anerkenntniß feitzuitellen. 

$ 10. 

Zum Zwecke ber Inftruction eines Provifionalantrags find ſämmt— 

liche Betheiligte auf einen Termin zu Amt vorzuladen, wobei mündlich: 
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protofollarifh mit Ausfhluß jeden Schriftenwechfels, jebod unter Zu: 
laffung von Anwälten verhandelt wird. 

Es erfcheint zwedmäßig, in dem Vorladungsdecrete bie Betheilig: 
ten von dem Stande ber Sache infoweit in Kenntniß zu ſetzen, daß 
ihnen eine Abjchrift des Provifionalantrages mitgetheilt, und von bem 
Beftande, ver Dringlichkeit und dem Koftenbedarfe des Baufalles Notiz 
gegeben werbe. 

Die Vorladung Hat unter dem Präjubize zu geſchehen, baß bie 
Nichterfheinenden als verzichtend auf ihre Erinnerungen betrachtet werben, 
weldye fie etwa gegen bie im Berbanblungstermine erhoben werdenden 
proviforifchen Anſprüche und Anträge vorzubringen vermödhten. 

Abſichtliche Verzögerungen find mit aller Entfchiedenheit abzus 
fhhneiden, in Fällen von geringerem Belange genügt es überhaupt, nad) 
Analogie der Novelle vom 17. Nov. 1837 Abſchn. I. auf Grund ber 
Ziff. 8 a. a. D. in Gegenwart ber Betheiligten die wirklichen Streit: 
punkte feftzuftelen, und von dem Standpunkte der einzelnen Parteien 
zu beleudten, ohne ein förmliches Receffiren, wie im Givilproceß, zu 
geſtatten. 

Es iſt in der Regel nicht zuläſſig, die Acten über Brovifional- 
verbandlungen an entfernte Behörden zum Zwede ber Einfihtsnahme 
durch Parteien oder deren Anmälte zu verfenden, ba hiedurch nur bie 
bringlihe Erledigung der Sache aufgehalten, und das rechtliche Gehör 
der Betheiligten an ber Inftructionstagsfahrt dennoch gewahrt wird, 
fowie es benfelben auch zufteht, jederzeit bei ber inftruirenden Behörde 
von den Acten Einſicht zu nehmen, 

$ 11. 

Wenn das k. Aerar als Decimator bei dem Baue betheiligt ift, 
fo competirt deſſen Vertretung nad Maßgabe ber h. V. vom 25. Jan. 
1822, Döl. XI ©. 1405, dem Kreisfiscalate, 

5 12. 

Da die Leiftung der Naturaldienfte nicht ber politifchen Gemeinde, 
fondern in ber Regel bezüglih der Cultus- oder Schulgebäude ber 
Kirchen: ober Schulgemeinde, einfhlüffig der Eingepfarrten ober Einge— 
ſchulten obliegt, fo fteht die Vertretung der Pflichtigen nicht der politi- 
fhen Gemeindeverwaltung, fondern einer befonders erwählten Stellver: 
tretung der Verpflichteten zu. Zur Wahl und Legitimation der Vertretung 
genügt ein fchriftlidyer von ber Mehrheit der Betheiligten unterfchriebener 
Beſchluß. 

Bezüglich der Art und Ausdehnung der Naturaldienſte wird be— 
merkt, daß dieſe Pflicht mit Rückſicht auf die Leiſtungsfähigkeit bemeſſen 
und den Verpflichteten keine Leiſtungen auferlegt werden ſollen, zu deren 
Uebung beſondere Kenntniſſe oder Fertigkeiten erforderlich ſind. Alle 
Urkunden und Acten, welche von den Parteien etwa übergeben oder 
worauf ſich von denſelben bezogen wird, ſind den Amtsacten zu ad— 


regiſtriren. 
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g 13. 

Nah erfhöpfender Inftruction des Provifionalantrages bat bie 
Diftriftsverwaltungsbehörbe die verhandelten Acten nebft allen auf das 
Bauproject und die Bauconcurrenz bezüglichen Nachweiſen und den etwa 
vorhandenen älteren Acten an bie Kreisregierung einzufenden, von welder 
die proviforifhe Entfcheidung in der Hauptfrage, wie in allen etwaigen 
Incidentpunkten ergehen wird. 

§ 14, 

Diefe Provifionalentihließung ift durch die Behörde allen Bethei— 
ligten, und im alle einer Betheiligung des k. Aerars dem k. Kreis: 
fiscalate zu verkünden. Da in biefer Entfheidung immer aud ber 
Maßſtab der Koncurrenz feftgeftellt ift, fo erfordert es die bringliche 
Natur der Angelegenheit, daß gleichzeitig mit der Verkündung bes Be: 
ſchluſſes den Betheiligten auch die etwa nothiwendig werdende Repar: 
titionstabelle über den Maßſtab der Concurrenz mitgetheilt werde. 

$ 15. 

Die Verwaltungsbehörden haben Sorge zu tragen, daß alabald 
bie Concurrenzeaſſe gebilbet werde. — Wenn die Eoncurrenzbeiträge ſich 
auf größere Summen belaufen, kann ben Decimatoren geftattet werben, 
ihre Concurrenz in 2 oder 3 Raten innerhalb ber zum Bau nöthigen 
Zeit einzuzahlen. 

Bezügli der Ärarialifchen Beiträge ift die Nepartitionstabelle jedes: 
mal mit befonderem Bericht an die k. Regierung, Kammer bes Innern, 
vorzulegen, um bie Zahlungseinweifung veranlaffen zu Fünnen, 


$ 16. 

Sfleichzeitig find die Pläne und Koftenvoranfdläge an bie Ge: 
meinbe= ober Kircdhenverwaltungen mit ben nöthigen Anorduungen zum 
Vollzug des Baues binauszugeben, und werden an biefelben nah Maß— 
gabe des fortfchreitenden Baues Vorſchüſſe aus der Concurrenzcaffe gegen 
feinerzeitige Verrechnung abgegeben. 

17. 

Auch bei Concurrenzbauten kommt den Gemeinden» oder Kirchen: 
verwaltungen die unmittelbare Anordnung und Leitung des Baues zu. 
(Eonf. V. vom 13. Nov. 1857, $ 41 Xbf. 2.) 

Die curatelamtlihe Thätigfeit befhränft ſich auch bier auf Eon: 
trole der rechtzeitigen Ausführung bes Baues, auf Prüfung einer voll: 
ftändigen und meifterhaften Durdhführung des Baues und Prüfung ber 
Baurehnung. 

$ 18. 

Nach vollendetem Bau hat die Gemeinde= oder Kirhenverwaltung 
der Diftriftsperwaltungsbehörbe Anzeige zu erftatten, damit von ihr un- 
gefäumt bie technifhe und bei Neubauten auch die fanitätspolizeiliche 
Prüfung ber Bauarbeiten veranlaßt und im Fall wahrgenommener Mängel 
das weiter Möthige angeorbnet werben könne, 


140 Religions» und Kirchenſachen. 


6 19, ; 

Gfeichzeitig hat die bauleitende Verwaltung die Rechnung über 
alle Bauausgaben herzuftellen und der Diftrittsverwaltungsbehörde vor: 
zulegen, welde fie vor der Revifion ſämmtlichen Concurrenzflichtigen, 
dem f. Uerar fo wie der Baubehörde nad Abſ. 2 der Verorbn. vom 
13. Nov. 1857 zur Erinnerung mittheilt. 

xI. Kirchhöfe. 

Do die Kirhhöfe ein Contiguum der Kirche bilden, gelten in 
Bezug auf ihre Unterhaltungspflicdt die Grundfäge wie für die Kirchen: 
gebäude ſelbſt. 

Wenn in einer Gemeinde bie einzelnen Religionsgenofenfchaften 
eigene Kirchhöfe befigen, fo find fie von denfelben zu unterhalten, 

Nur die Angehörigen der betreffenden Gonfeffion haben das Recht 
darin beerdigt zu werden. 

Befigt ein Neligionstheil keinen eigenen Kirchhof, fo ift der im 
Drte befindliche Kirchhof als gemeinfchaftliher Begräbnißplag für alle 
Einwohner bes Orts zu betrachten, es müfjen aber dann auch alle 
Einwohner zu befjen Unterhaltung beitragen. 

($ 100 ber II. Berf.-Beil. M.E. fo. 12. Dez. 1827, Döll. VIII. ©. 257.) 

Anlegung und Unterhaltung der Begräbnißpläge ift Aufgabe der 
Gemeinde. 

Die Beitimmungen über den Simultan-Gebrauch der Kirchböfe 
find aljo ganz verfhieden von ben Beitimmungen über die gemeinfchaft: 
lihe Benützung der Kirchhöfe. 

Das Recht eines Ortseinwohners auf Benützung eines gemein: 
ſchaftlichen Ortsleihenaders ift felbft dann nicht ausgefchlofien, wenn er 
etwa nad auswärts eingepfarrt fein jollte, 

(Berge. M.E. vom 6. Nov. 1846, Dil. XXIII. ©. 81.) 

Nur muß in biefem Yale dem Drtspfarrer Anzeige erftattet 
werden, (M.E. vom 10. Det. 1849.) 

Neligionsverwanbte einer öffentlih aufgenommenen Kirche, welche 
feine eigene Gemeinde bilden, können ſich zu einer entfernten Gemeinde 
ihres Glaubens innerhalb der Grenze des Reiches halten, II. Berf: Beil. 
F 84. oder die Imparochirung verlangen, und von dem Pfarrer oder 
Prediger einer andern Confeffion an ihrem Wohnorte jene Dienfte und 
Amtsfunctionen nachſuchen, welhe fie mit ihren Religionsgrundfägen 
vereinbarlih erachten zc. ꝛc. $ 85 II. Verf.» Beil. 

Es kann aber fein Geiftliher gezwungen werben, das Begräb: 
niß eines fremden Religionsverwandten nad) den Feierlichkeiten feiner 
Kirche vorzunehmen. $ 101 Verf. : Beil. 

Wird er darum erfucht, jo kann er es vornehmen ac. 2c. $ 102. 

Das proteftantifhe Oberconfiftorium und die fänmtlichen katho— 
lichen Biſchöfe find dahin übereingefommen, daß den Fatholijchen Geijt: 
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lichen geſtattet werde, katholiſche Einwohner eines proteſtantiſchen Orts, 
und ſelbſt ausgepfarrte Katholiken auf den proteſtantiſchen Kirchenäckern 
ihres Wohnorts nach katholiſchem Ritus zu beerdigen, ſowie umgekehrt 
die proteſtantiſchen Geiſtlichen dies bezüglich der ihrer Confeſſions-An— 
gehörigen zuſteht. 

(M.E. vom 6. Nov. 1848, Döll. XXIII. ©. 81, 10. Oct. 1849.) 

Wo alle Ortseinwohner nur einen gemeinfhaftlihen Gottesader 
haben, verjteht es ſich von felbit, daß jeder Geiſtliche feine Confeſſions— 
Verwandte dort feicrlidy beerdigen dürfe. 

Bei Beerdigung von Proteitanten auf fatholifhen oder fimultanen 
Kichböfen kann der Gebrauch ber Gloden der in oder bei bem Kirch— 
bofe jtehenden Kirchen oder Kapellen, jelbft wenn fie Pfarr: oder Filial— 
firchen find, nicht verfagt werden. 

(ME. vom 8. Aug. 1844, Dil. VIT. ©. 79 u. f.) 


Was die Unterhaltung der Friedhöfe und der Friedhofmanern betrifft, ; 


jo obliegt fie, wenn nicht ein befonderes Herkommen oder ftatutarrechtliche } 


Beſtimmungen ein anderes vorſchreiben — der oder den Gemeinden, 
welde den Friedhof bemügen. 


XI. Innere Kircheneinrichtung. 


Die Herſtellung und Unterhaltung der innern Einrichtung der 
Kirchen, obliegt, wenn nicht nach Vertrag oder Herkommen ein anderes 
Rechtsverhältniß feſtgeſtellt iſt, den Parochianen. 

Nach C.M.E. vom 4. Sept. 1865 dürfen Altäre, Orgeln, Kan: 
zeln, Beichtſtühle und dergleichen Gegenftände der inneren Kirchenein: 
richtung, — fo weit bei ihnen eine artiftiiche Prüfung anwendbar oder 
erforderlich ift, ohne die vorgejchriebene Allerhöchſte Genehmigung nicht 
neu bergejtellt oder reftaurirt werden. 


XIII. Ablöfung der kirchlichen Banlaft. 


Das Gefeh vom 28. Mat 1852, G.Bl. ©. 702, bejtimmt die 
Grundjäße über Sicherung, Fixirung oder Ablöfung der auf einen 
Zehent ruhenden Kirchenbaupflicht. 

Die Verwaltungsbehörden ſind hier entweder als Gemeinde- und 
Stiftungscuratelen oder als Polizeibehörden thätig. 

In erſter Beziehung haben ſie dafür zu ſorgen, daß jede bau— 
berechtigte Stiftung die volle Sicherung ihrer auf dem Flurzehent be— 
gründeten Bauberechtigung verlange und erhalte. (Art. 1,Zu. 7 d. G.) 

Dieſe Sicherung war ſchon vor Erlaß des Geſetzes durch M.R. 
vom 19. Det. 1850 und 19. Aug. 1852 angeordnet. 

Seht beruht ihr Begehren auf der Beitimmung des Gefeßes, und 
es ijt von einer Sicherung ber Baupflicht nur dann Umgang zu nehmen, 
wenn das k. Aerar Decimator iſt; außerdem Haben die k. Staats: 
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aufſichtsbehörden darüber zu wachen, daß feine Zehentbaupflicht der ge⸗ 
ſetzlichen Sicherung entbehre. 

As Polizeibehörden inſtruiren und beſcheiden die Verwaltungs: 
ämter alle Anträge wegen Sicherung, Fixirung und Ablöſung einer 
Zehentbaupflicht. 

Der Sicherung, Fixirung oder Ablöſung einer Baupflicht hat jedes⸗ 
mal die Feſtſtellung des Capitalwerthes dieſer Pflicht vorherzugehen; 
dieſe hat entweder auf dem Wege gütlichen Einverſtändniſſes, Art. 3, 
oder polizeilichen Feſtſetzungsbeſchluſſes, Art. 12, zu geſchehen. 

Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen Capitalbetrag und Capitalwerth. 

Der erſtere bildet ſich aus dem Jahresratum der Zehentbaupflicht, 
aus dem Canon, multiplicirt mit 20. 

In den Gebietstheilen, wo das bayeriſche Mandat vom 7. Det. 
1770 gilt, iſt diefes Behentbaupflihtsratum bereits feftgeftellt; allein 
auch für die Gebietstheile, in weldem eine giftige Norm über die Mari: 
malgröße der Zehentbaupfliht innerhalb einer gewiffen Zeitfrift nicht 
gilt, kann das Ratum beredjnet werden, da aud bier überall das Zchent- 
firum befannt ift, und das jährlihe Natum der Zehentbaupflicht nichts 
anderes ift, als die Sprocentige oder 3/,procentige Rente aus diefem 
Zehentfirum, je nachdem der Zehent ein Taifaler oder clerikaler ift. 

Diefem apitalwerth find fobann die mandatmäßig verfallenen 
Jahresraten Hinzuzuredynen und bildet ſich hiedurch der Capitalwerth 
der Baupflicht. 

Nach den neuerlichft ergangenen höchſten Entſcheidungen find für 
Berehnung diefer mandatmäßig verfallenen Raten folgende Grundſätze 
maßgebend: 

a) Die Schuldigfeit des Decimators kann in keinem Falle auf mehr 
denn 100 Fahresraten von ber Gegenwart zurüdgeredynet anges 
ſchlagen werden, 

b) Hat der Decimator im Lauf diefes letzten Jahrhunderts Leinen 
Concurrenzbeitrag geleiftet, fo hat er 100 Sahresraten zu bem Capi- 
talbetrage als mandatmäßig verfallene Jahresraten hinzuzufügen. 

e) Hat er aber Concurrenzen geleiftet, jo wird vor Allem bie erfte 
in biefes Jahrhundert fallende Concurrenz berüdfihtigt; fie kann 
als eine Leiſtung für diefes Jahrhundert nur injfoweit angerechnet 
werben, als bereits Jahresraten in diefem Jahrhundert verfallen 
find; das etwa bezahlte „mehr“ entfällt auf das vorausgegangene 
Sahrhundert, und bleibt außer Berechnung. 

Die weitern in dieſem Jahrhundert geleifteten Concurrenzen 
werben mit ber erften Goncurrenz, foweit fie giltig ift, fummirt, und 
von dem hundertjährigen Sol abgezogen; die ſich ergebende Differenz 
erfcheint als der mandatmäßige Rüdftand. 

Die mandatmäßig verfallenen Raten find alfo glei der Summe 
hundertjähriger Raten nad) Abzug der in bdiefem Jahrhundert und an 
den darin verfallenen Raten geleiteten Abzahlung. 
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Bei der Wichtigkeit der Sache erſcheint es angemeffen, daß in 
jedem einzelnen Fall der Firiung und Ablöfung bei der Inftruction des 
Antrages genau das Zehentfirum, die Vermögensverhältniffe der bau: 
berechtigten Stiftung, die Summe ber früher geleijteten Concurrenzen 
erhoben werde. — 

Durdy den Antrag auf Ablöfung wird die Verpflichtung des Zehent: 
befiger8 zur Concurrenz bezüglich ber bereit bejtehenden Baugebredhen 
nicht aufgehoben. 

Eine ME. vom 11. Dez. 1862, K.A.Bl. ©. 2704, ſpricht fi 
über die Competenz zur Protofollirung der Ablöfungsverträge dahin aus: 

Da die Berträge über Umwandlung ober Ablöfung der auf einem 

Zehent haftenden kirchlichen Baupflicht ohne Zweifel zu jenen Ber: 
trägen gehören, welche dingliche Rechte an unbeweglihen Saden be— 
treffen, fo competirt die Errichtung, refp. Verlautbarung bdiejer Ber: 
träge bei Vermeidung ber Nichtigkeit zum Notar. 

(Bergl. BL. f. a. Pr. UI. 248. VII. 84. IX. 76. X. 321.) 

Die Empfangsbeftätigungen ber Kirchenverwaltungen für ärarialifche 
Baufhillingsfira oder Bau: Kanon unterliegen der Stempelpflicht. 

(E.M.E. vom 19. März 1866, M.Bl. ©. 69.) 

Ueber die Bildung der Baufonds bei den Eultusftiftungen ift 
durch die generalifirte M.E. vom 19. Det. 1850 und 5. De. 1854 
Anordnung getroffen. 

Zum näheren Vollzug dieſer Beftimmungen ordnet die C. M.E. 
vom 20. April 1868 folgende an: 

Die bier in Frage lebenden Baufondscapitalien bilden ganz unbeftritten 
einen Beſtandtheil des Eultusfliftungsvermögens. 

Zur Verwaltung diefes Bermögens find in Gemäßbeit des $ 6 und $ 95 
Abſ. 5 des revidirten Gemeinbeedicts, Ziff. 136 der Inftruction biezu vom 31. Dct. 
1857 und der M.E. von 18. Febr. -1819 (DöN. V. ©. Bb. XI. ©. 452 $ 258) 
bie gefeglichen Verwaltungsorgane berufen, und ba jede Etiftungsverwaltung das 
u der bezüglichen Stiftung gehörige Vermögen zu verwalten nicht nur berechtiget, 
—* auch geſetzlich verpflichtet iſt, ſo kann die Ausſcheidung der Baufondscapi— 
talien der einzelnen in einem Pfarrſprengel befindlichen Cultusſtiftungen und die 
Bereinigung derſelben mit ben Baufondscapitalien ber Bfarrfirpenfftung behufs 
der cumulativen Verwaltung nicht in Einklang mit den geſetzlichen Beſtimmungen 
und Vollzugsvorſchriften gebracht werden. 

Hieran iſt duch die M.E. vom 19. Det. 1850 nicht nur nichts geändert, 
jondern die den einzelnen Stiftungen geſetzlich eingeräumte Verwaltungsbefugniß 
— aufrecht erhalten worden, indem im $ 14 derſelben die Beſtimmung 
getroffen it, „daß eingehende Ablöfungscapitalien von Seite ber betreffen: 
en Stiftungsvermwaltung in nd nehmen ſeien.“ 

Aud in der fpäteren Entjhließgung vom 5. Dez. 1854 it hieran durch 
ausdrüdlihe Hinweifung auf die erwähnte Anordnung der M.E. vom 19. Oct. 
1850 feftgehalten worden. 

Die von ber F, Regierung, Kammer des Innern, in Bezug genommene 
M.E. vom 26. Juli 1856 Nr, rs geftattet die Gemeinfhaftlichfeit der Baus 
fonds nur in dem Ausnabmsfalle, wo die betreffende Baupfliht mehrere Eultus- 
gebäude oder Stiftungen als gemeinfame Berechtigte umfaßt, eine Vorausfegung, 
bie beifpielsweife gegeben erfheint, wenn die Pfarrfirden : Stiftung die Baulah 
fämmtlicher Eultusgebäube des Pfarrfprengels zu tragen hat. 
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Diefe ausnahmsweiſe Borausfeßung aber, die nur in Außerft wenigen Fällen 
zutreffen wird, kann eine analoge Anwendung nicht finden und Feinerlei Anlaß 
zu irgend einem Abgehen von den allgemeinen geſetzlichen Beftimmungen geben. 

Demnach kann es feinem Zweifel unterliegen, daß bas jeder einzelnen 
Stiftung gehörige Baufondecapital einen integrivenden Beſtandtheil bes Ber: 
mögens diefer Stiftung bildet, und für die Dotation der bezüglichen Baufondscafie 
bejtimmt ift, daß ferner die betreffende Verwaltung zur Empjangnahme und Ber: 
waltung dieſer Caſſe berechtiget und verpflichtet De Fr und daß bie zwangs— 
weije Gonftituirung der Baufondscaſſen nah Pfarriprengeln und bie Aufrecht— 
haltung derfelben gegen den Willen und ohne Zuftimmung ber Betheiligten der 
geſetzlichen Grundlage entbehrt. 

Deshalb müſſen Anträge der Stiftungsverwaltungen auf Ausiheidung ihrer 
Banfondscapitalien aus den Baufondscaffen der Pfarriprengel und Zuweiſung der: 
felben an die betreffenden Stiftungsverwaltungen als volllommen berechtigt er: 
achtet werben, wenn anders nicht in Gemäßbeit des Ziff. 136 der Inſtruction zum 
revidirten Gemeindeedict von Seite der einen oder der anderen Stiftung, be: 
ziehungsweife Kirchengemeinde ein Verzicht in Mitte liegt. 

Anlangend die Dotation der Baufondscaffen aus Rentenüberſchüſſen, fo ift 
in $ 14 ber M.E. vom 19. Oct. 1850 angeordnet: 

„Wo nicht bereits ein eigener Baufond bejtebt, ift mit den Ablöfungscapitalien 
ein folder zu begründen und derfelbe außerdem aus den Rentenüberſchüſſen 
der Stiftung, wenn fie folde grundetatsmäßig befigt, zu dotiren.“ 

Aus diefer Anordnung gebt Mar hervor, daß bieduch nur Normen über 
bie Verwendung ber Nentenüberfchüfe der einzelnen Kirhenftiftungen 
die eigenen Zwede innerhalb der Kirchengemeinde gegeben wurden, und 
daß fohin die Annahme, als follte mit ben Rentenüberſchüſſen der einen Gultus: 
ftiftung der Baufond einer anderen Stiftung botirt werden, auf irriger Voraus: 
ſetzung berubt. 

Die Verwendung von Nentenüberfchüffen für Zwede außerhalb ber be 
treffenden Kirdhengemeinde wurde durch die erwähnte M.E. gar nicht be: 
rührt, jondern ift im ben gegebenen Fällen nad den Bejtimmungen ber $$ 48 
und 49 der II. Verf. Beil. und der biezu erlaffenen Vollzugsinſtruction zu bemeſſen. 

Aus dieſer Erörterung folgt, daß jede Stiftung berechtigt ift, ihre Baus 
fondscapitalien an fich zu nehmen, und durch die zufländigen Dreams verwalten 
zu lafien, daß auf Beibehaltung dev Baufondscaffen gegen den Willen und ohne 
ausdrückliche Zuftimmung der betheiligten Stiftungen nicht beftanden werden Fünne, 
und daß bie in $ 14 der M.E. vom 19, Det. 1850 angeordnete Dotation ber 
Bauſondscaſſen fih nur auf die Menten ber eigenen Stiftung beziehe. 


XII. Eivilrechtliche Beſtimmungen über die Kirchenbaupflicht. 


Die Beftimmungen über die Bauverbindlichkeit an Eultusgebäuden 
gehören dem Civilrechte an und follen daher, ftrenge genommen, nicht 
in den Bereich diefer Schrift gezogen werben; allein da die Diſtrikts— 
verwaltungsbehörden mit der Anjtruction der Bauprovifionalanträge be: 
auftragt find, und biebei in erfter Linie die jeden Orts beftehenden ge: 
ſetzlichen Beſtimmungen über Kirchenbaupfliht in Betracht kommen, fo 
joll Hier in möglichfter Kürze auf die wichtigften im Bayern geltenden 
civilrechtlichen Beftimmungen verwiefen werden. 

1. Das bayerische Landrecht enthält hierüber Beftinmungen in $ 18 
Nr. 8 Cap. 10 Thl. II. des Cod. max. bav. und Anmerkung zu $ 42 
Nr. 7 Eap. 7 TH. I. in Berbindung mit dem Mandat vom 4. Dt. 
1770, 16. Aug. 1779, 6. Juli 1789, 14, Aug. 1794, 
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Es find hier im Allgemeinen die Anordnungen des Conc. Trid. 
aboptirt und angeordnet, daß zunächſt Geſetz und Obfervanz entſcheiden, 
dann aber das eigene Bermögen der Kirche primär einzutreten 
babe, in deſſen Ermanglung aber bei Pfarr und Ootteshäufern der 
Patron und Pfarrer nebit den Decimatoren mit Unterfcheibung der kirch— 
lihen und Laienzehnten und nad einer firen — dem Zehentetat ent— 
iprehenden Summe — dann in subsidium die Pfarrgemeinde in Gone 
currenz zu treten habe. 

Die letztere hat unentgeldlich Hand- und Spanndienfte 
zu leiſten. 

2. Das canoniſche Recht als gemeines Recht Cone. Trid. Sess. 
XX1.1.7. verordnet, daß, inſoferne das primärpflichtige Kirchen— 
vermögen nicht hinreicht, zunächſt alle diejenigen, welche irgend 
welche Früchte aus dem Kirchenvermögen beſitzen, der Patron, die 
Decimatoren, der Pfarrer salva congrua, endlich die Parochianen, zu 
bauen ſchuldig ſeien; auch das canonifhe Recht erkennt bie Parochia— 
nen als pflihtig zur Leiftung von Hand: und Spann 
bienften, 

3. Für die Beitandtheile der ehemaligen Fürftenthümer Ansbach 
und Bayreuth gilt in Bezug auf kirchliches Bauweſen die Conſiſtorial— 
ordnung vom 21. Yan. 1594 (Corp. Const. Brand. Culmbac. Tom. I. 
pag. 278 u. ff.) als provinciales Recht, in welcher nad den jebigen 
Berbältniffen die Norm begründet ift, daß dem Staatsärar bei allen 
proteftantifhen Pfarreien diefer Fürſtenthümer, bei weldem Sr. Majeſtät 
bem König das freie Beſetzungsrecht zufteht, die fubfidiäre Baulaſt in 
der Art obliegt, daß: 

a) bei ftädtifchen Kirchen:, Pfarr: und Schulhäufern das Staats: 
Ärar den nad Abzug des Ertrags einer in der Gemeinde zu 
veranjtaltenden Sammlung verbleibenden Kojtenbetrag allein; — 

b) bei Zandfirchen aber zu 2/, zu tragen babe, ausſchließlich ber von 
den Pfarrgemeinden unentgeldlich zu leiftenden Hand» und Spann= 
diente. 

Der oberappellationsgerichtliche Plenarbefhluß vom 14. Febr. 1844 
erkennt die Nechtsverbindlichkeit der Conſiſtorialordnung von 1594 an. 

Bezüglidy der Hand» und Spanndienfte gelten die Borfchriften des 
preußifchen Landrechts Thl. I. $ 714 — 731. 

(DAE. in Sachen Wallmersdorf gegen Fiscus vom 18. Dez. 1855.) 

4. Das preußifche Landrecht, welches in den ehemals preußifchen 
Gebietstheilen, infoferne nicht die Eonfiftorialordnung Anwendung findet, 
Geltung Hat, bejtimmt in Thl. I. Tit. I. $ 584, 710 — 789: 

a) daß der Patron bei mangelndem Kirhenvermögen zum 
Beitrage verpflichtet fei, 

b) daß zunächſt Verträge, Judicate und Gewohnheiten oder Provin: 
zialrechte gelten, 

ce) daß in deren Ermangelung die Baukoften vor Allem aus dem 

Rar, Handbuch der bayer, Diſtr. Verw. Behörden. IL Aufl, 10 
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Kirchenvermögen genommen werben müflen, baß aber in jedem 

Falle die nötbigen Hand» und Spannbienfte bei 

Landkirchen von den Eingepfarrten geleiftet werben 

müſſen, 

d) daß — wenn das Kirchenvermögen zur Beſtreitung 
der Koſten ganz oder zum Theil nicht hinreicht — 
ber Ausfall von dem Patron und den Eingepfarrten gemeinſchaft— 
lic getragen werden muß, und zwar bei Landkirchen mit 2/, von 
Patron und mit 1/, von der Pfarrgemeinde, bei Stadtkirchen im 
umgefehrten Verhältniß, endlich, 

e) daß gleiche Beitimmungen aud für Pfarrhofbauten, wozu überdies 
ber Pfarrer die über den Wirtbfchaftsbedarf vorhandenen Mate: 
rialien umentgeldlih abzugeben hat, gelten. 

5. In dem Gebiete der ehemaligen Diöcefe Eichſtädt befteht eine 
Dbfervanz, welche, obgleid im Allgemeinen auf den Beftimmungen des 
Tridentinifchen Conciliums fußend, doch in einzelnen wefentlihen Punkten 
davon abweicht und befondere Grundſätze feftgeftellt hat. 

Nach berfelben find weder ber Patron noch die Gemeinde ober 
ber Pfarrer als ſolche zur fubfidiären Concurrenz pflihtig, fondern nur 
die Decimatoren, 

Die Friedhofmauern werden dort, wo ber Friedhof ein Contiguum 
zur Kirche bildet, ebenfo wie die Kirche felbft von dem Kirchenvermögen, 
eventuell den Decimatoren erhalten; wenn das Schulhaus zugleich Mep- 
nerhaus ift, Fällt die Unterhaltungspflicht zur Hälfte auf die Kirche, zur 
Hälfte auf die Schulgemeinde. 

Zwiſchen den Zehenten der Pfarrflur und der Filialflur bejteht in 
Bezug auf Eoncurrenzpflicht der Unterfchieb, daß: 

8) die Zehenten ber Pfarrflur zu allen Kirchengebäuden, alfo Kirche, 
Pfarrhaus und Meßnerhaus beizutragen haben, 

b) wogegen bie Zehenten der Zilialflur nur zur Filialkirche und zum 
Pfarrhaufe, nit aber zur Mutterkirche concurriren. 

In gleiher Weife ſcheiden ſich die Hand- und Spannbienfte ber 
Parochianen je nad der Muttergemeinde und Filialgemeinde. 

Diefe Obfervang wurde von dem früher competenten fürftlich- 
geiftlihen Rathscollegium und feit Beginn dieſes Jahrhunderts von den 
bayerifchen Landesjtellen ſtets gehandhabt. 

6. Im Gebiete des ehemaligen Großherzogthums Würzburg 
gründet fich die Entſcheidung der Cultusbaubifferenzen auf die von bem 
Fürftbifhof Johann Gottfried erlaffene Verordnung von 11. April 1687 
und auf eine weitere Verordnung vom 26. März 1759, wonach — 
wenn das Bultusvermögen zur ausſchließenden Beitrei- 
tung ber Baufoften nicht vermögend tft und ſolche auch die Ge— 
meinde zu tragen nicht fchuldig ift, die Decimatoren dieſe Koften nad) Pro: 
portion ihrer Zehentrenten zu beftreiten, die Eingepfarrten aber in 
jedem Falle Teidentlihe Hand: und Spanndienfte unent- 
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geltlih zu Teiften haben (vergl. Döll. XI. ©. 1407, 1385, 
Plenarbefhluß des O.A.G. vom 12. Mai 1849, RD. ©. 554), 
wonach in Gemäßheit einer Verordnung vom 11. April 1687 die Ge: 
meinden zur Tragung ber Bau- und Reparaturfoften von Kirchengebäuben 
vor ben Zehentherren nicht verbunden find. 


€. Berhältniffe der jüdiſchen Glaubensgenoffen. 


Die Beihränfungen, welche durch das Edict vom 10. Juni 1813, 
RD. S. 291, „die Berhältnife der ifraelitifchen Glaubensgenoffen betr.*, 
in Bezug auf deren Stellung zum bürgerlihen und öffentlihen Recht 
aufgenommen waren, find nunmehr: 

a) durch das Gefeh vom 29. Juni 1851, „bie bürgerlihen Rechte 

ber Sfraeliten betr.”, Gefebblatt ©. 33, 

b) den Landtagsabſchied vom 10. Nov. 1861, lit, C., $ 15, Geſetz⸗ 

blatt ©. 70, 

e) das Geſetz vom 16. April 1868, „Heimat, Berehelihung und 

Aufenthalt betr.“, Art. 53 
befeitiget, und die Iſraeliten den übrigen Staatsangehörigen gleichgeftellt. 

Durch das letztere Geſetz ift namentlich die Beſchränkung, welche 
noch in Gemäßheit des F 11 des Edicts vom 10. Juni 1813 in Be 
zug auf Einwanderungen von Juden feitgehalten war, gefallen. 

Die Juden bilden für ſich feine befondere Gemeinde, fondern mit 
den übrigen chriftlichen Mitgliedern eines Ortes nur Eine Gemeinde. 

($ 22 bes Edicts.) 


Kirchen: uud Schulwefen der Juden. 


Den Juden ift die volle Gewifjensfreiheit gefihert, fie genießen 

alle den Privatlirchengefellihaften eingeräumten Rechte. 
(U. Edict zur Verf. Urk.) 

Wo die Juden in einem gewiſſen mit ber Territorial-Eintheilung 
des Reiches Übereinftimmenden Bezirke in einer Zahl von wenigſtens 
50 Familien vorhanden find, ift ihmen geftattet, eine eigene kirchliche 
Gemeinde zu bilden, und an einem Orte, wo eine Polizeibehörde be: 
fteht, eine Synagoge, einen Rabbiner und eine eigene Begräbnißftätte 
zu haben und Schulen zu errichten, ($ 23 bis 33 des Ediets.) 

Das Geſetz vom 10. Nov. 1861, die Aufbringung des Bedarfs 
für die beutfhen Schulen betr., erjtredt fih auf alle deutichen Schulen. 
Als folhe Haben auch die förmlich eingerichteten Elementarfehulen ber 
Juden zu gelten. (M.E. vom 28. Nov. 1862, K. A.Bl. ©. 2643.) 

Prüfung ber Rabbinats » Kandidaten 

(M.E. vom 31. Ian. 1835, Döll. VI. ©. 185), 
Stubienplan für jüdifche Religionslehrer und Rabbinats: Candidaten vom 
24. Juli 1828, Döl, VI. ©. 173. 

10 * 
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Wahl der Synagogen PVorfteher und Filtal- Synagogen. 
(ME. vom 25. Jan. 1840, Döl. XXI. ©. 426.) 
Den Rabbinern iſt die Führung eines cigenen Amtsfiegels nicht 
zugeftanden. (ME. vom 10. Juni 1821, Döl. VI. ©. 185.) 
Correſpondenz ber Nabbinate unter fih und Boftportofreiheit für 
die Gorrefpondenz berfelben mit Staats- und Polizeibehörden im öffent: 
lichen Intereſſe. (ME. vom 5. Jan. 1839, Döll. XXI. ©. 429.) 
Nabbinatsgebühren für Trauungen. 
(ME. vom 15. Aug. 1832, Dil. VI. ©. 190.) 


Enltusvermögen. 


a) Die durch $ 31 des Ediets bejtimmte Eultusverwaltung ift 
befugt und verpflichtet, die zur Aufrehthaltung des Eultus nöthigen An: 
ordnungen jelbjtitändig zu erlafjen, und bleibt der Staatsgewalt nur 
jenes Oberauffihtsrecht vorbehalten, weldes aus der Natur der Sache 
und ben analogen Beltimmungen ber Berfaffung und dem Religions: 
ebicte deutlich hervorgeht. Die jüdiſchen Glaubensgenoffen, namentlich 
in jenen Orten, wo fie nah $ 24 des Ediets eine eigene Firchliche 
Gemeinde bilden, find fchuldig und verbunden, nad Maßgabe des Um: 
Tagengefeßes vom 22. Juli 1819 zu den Bedürfniffen ihres Eultus zu 
concurriren. (ME. vom 12. Dez. 1833, Dil VI. ©. 196.) 

Vergl. O. A. E. vom 4 März 1856, R. Bl. ©. 193, in Saden 
des ifraelitifhen Eultusvereind Fürth gegen Heidenheimer, Cultus— 
beiträge betr., wonad die Entjheidung von Streitigkeiten über derartige 
Eultusbeiträge der Aominiftration zugewieſen ift. 

b) Eine amtliche Leitung der Wahl von Berwaltern des Eultus: 
vermögens, fowie eine Beſtätigung und Verpflihtung diefer Verwalter 
bat nicht Platz zu greifen, foferne nicht die amtliche Leitung von ber 
betreffenden Gemeinde nachgeſucht wird ober polizeiliche Rüdfihten fie 
erheifhen. (ME, vom 4. Mai 1840, Döl. XXU. ©. 431.) 

Ebenſo ift diefen Eultusverwaltern als Verwaltern einer Privat: 
gefellichaft die Ausstellung des nur von Staats: und öffentlichen Die: 
nern geforderten Reverfes über Nichttheilnahme an geheimen Gefellichaften 
nicht aufzutragen. (ME. vom 5. Aug. 1848, Döll. XXI. ©. 434.) 

ce) Eine Berpflihtung der Negierung zur Revifion und Beſchei— 
dung ifraelitifcher Gemeinde- und Eultusrehnungen bejteht nicht, nur 
find Stiftungen, welde mit allerhöchſter Bewilligung errichtet worden 
find, gehörig zu überwachen, 

(ME. vom 2, Nov. 1848 u. 5. Tebr. 1850, Döl, XXU. ©. 435.) 

d) Bezüglid) der Berhältnijje der ifraelitiihen Eultusgemeinden 
ertheilt die M,E. vom 29. Juni 1863 nachſtehende Vorſchriften: 

Bereits durd die zum Vollzuge des Edicts Über bie Verhältniffe der iſrae— 
litiſchen Glaubensgenoffen vom 10. Juni 1813 ergangenen M.E. vom 6. Dez. 
1813, Ziff. 3, und 29. Aug. 1824, Ziff. 1 und 3, DU. B.S. Bb. VI. S. 197 
und 457, ift ausgeiprochen worden, daß ber $ 24 bes Edicts dem Fortbeftande 
und der Bildung iſraelitiſcher Local: Eultuögemeinden nicht entgegenftehe, ſoferne 
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nur diefe Gemeinden einem beflimmten Rabbiner zugemwiejen find. Hieran ift auch 

ferner feftzubalten und biebei, was ben Beſtand und die Einrichtung der einzelnen 

Eultusgemeinden betrifft, von nachſtehenden Grundjägen auszugeben. 

I) Diejenigen Vereinigungen ifraelitifcher — —— welche bisher zur 

emeinjamen Ausübung ihres Gultus und zur Beftreitung der Koften bee: 
* ſich gebildet haben, ſollen auch künftig als „iſraelitiſche Cultusgemein— 
den‘ fortbeſtehen, jo lange fie noch die Mittel zur Beſtreitung ihrer Enltus: 
bebürfnifje aufzubringen vermögen und bie Anzabl der in ber Gemeinde 
vorhandenen, religiös felbitftändigen männlichen Gemeindeangehörigen nicht 
unter 10 Perſonen berabfinft. 

Sind diefe Borausfegungen bei einer Vereinigung ifraelitifcher Glaubens: 
enoffen eines beftimmten Ortes nicht mehr gegeben, fo ift diefelbe nad 
————— der Betheiligten mit einer anderen, womöglich demſelben Rabbi— 
natebezirfe angehörigen und nicht Über eine Stunde entfernten ifraelitifchen 
Genoſſenſchaft zu einer ijraelitiichen Gultusgemeinde zu vereinigen. 

2) Jede ifraelitifche Familie, fowie jeder einzeln ftebende Iſraelite muß berjeni- 
Ben —— Cultusgemeinde angehören, welcher ſein Wohnort zuge— 
theilt iſt. 

3) Zur Verwaltung der Einkünfte, ſowie zur Beſorgung und Beſchaffung der 
den Cultus betreffenden inneren Einrichtungen beſteht in jeder Cultusge— 
meinde ein Borftand, in größeren Gemeinden außerdem eine angemejjene 
Repräfentation der Gemeinde, deren Mitglieder auf einen beftimmten Zeit: 
raum durch Wahl aller felbititändigen Gemeindemitglieber beſtimmt werden. 

Ueber die Zahl der Mitglicder des Vorftandes und der Gemeinde :Reprä: 
fentation, die Modalitäten der Wahl berjelben, fowie ihr Verhältnik zur 
Gefammtgemeinde entſcheiden das Herkommen, oder wo ſolche bejiehen, die 
Statuten der Eultusgemeinden. 

Die auf dem Cultus bezüglichen inneren Einrichtungen bleiben in ben ein: 

zelnen Gultusgemeinden, umd zwar foweit fie ben Gottesbienft betreffen, nach 

Maßgabe der beftehenden und genehmigten Synagogen: Ordnungen, zus 

nächſt der Vereinbarung des Bortanbes und der Eultusgemeindemitglieder 

unter Aufficht des zuftiubdigen Bezirks-Rabbiners überlaſſen. 

Es ift jedoch daran feftzubalten, daß wohl hergebrachte Einrichtungen gegen 
die Einſprache des Nabbiners oder eines Drittheiles der Gemeindemitglicder 
nicht abgeändert werben bürfen. 

In jedem Falle und unabhängig von dem Widerſpruche ber Mehrheit ber 
Gemeindemitglieder muß in jeder ijraelitiichen Eultusgemeinde neben einer 
dem Zwede und ber Würde ibrer Beftimmung entipredhenden Synagoge 
ſammt innerer Ginrichtung als Gejegesrollen u. f. w. für 

a) Religionsichule, 

b) vorfchriitsmäßiges Nitualband, 

e) Beſchaffung — ——— Fleiſches, 
d) ritualmäßiges Begräbniß 

Sorge getragen fein. 

5) Der Religionsunterricht, die ſämmtlichen Cultusanſtalten und Cultusdiener 
der Gemeinden ſtehen unter der Aufſicht des Bezirks-Rabbiners. Der Rabbi— 
ner iſt in dieſer Beziehung namentlich verpflichtet, der Ertheilung bes Reli: 

ionsunterrichtes für die jhulpflichtige Jugend an Werktagen und Sabbathen 
eine ganze Sorafalt zuzumenden und zu dieſem Zwede nad Mafgabe der 
localen Verhältnifſe den Religionsunterricht entweder felbit zu übernehmen, 
oder deſſen Ertheilung durch die aufgeitellten Religionslehrer in den eins: 
zelnen Gemeinden mit befonderer Aufmerkſamkeit zu überwachen; er ift ferner 
verpflichtet, für die Aufrechtbaltung der religiöfen Einrichtungen und Stif— 
tungen in den Gemeinden zu forgen, die beftcehenden Leichenordnungen zu 
überwachen und die Begräbnißfeierlichfeiten im eigener Perion oder durch 
einen geeigneten Gubftituten zu leiten, 
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Religions» und Kirchenſachen. 


Der Rabbiner iſt in feinem Bezirke ausſchließlich befugt zur Approbation 
und Autoriſation der Cultusdiener, zur Vornahme ber Confirmation ber 
ifraelitifchen Juge end, ba wo fie eingeführt ift, fodann zur Vornahme von 
Trauungen, Bollzug von Ehefcheidungen und Befreiungen von ber Leviraté— 
Ehe (Chaliza). 

Hinſichtlich * allgemeinen, ben Religionsverband bedingenden Auffichts: 
rechte fan bem Rabbiner, als ber nad den Grunbfäßen ber — 
Religion beſtellten Autorität die Ausübung der gemäß ber $5 39 — 41 
U. Berf.Eb. begründeten Befugnijfe, foweit fie mit ben —35 der 
iſraelitiſchen Religionsgeſellſchaft vereinbarlich ſind, nicht beanſtandet werben, 

Borftehende Grundfäge finden au Anwendung, wenn in Folge der Be: 
flimntungen bes Landtagsabihiedes vom 10. Nov. 1861, Abſchn. II., $ 15 
an Orten und in Bezirken, in weldyen bisher Sfraeliten nicht anfälfig waren, 
neue ifraelitifhe Eultusgemeinden zu bilden find, 


Dritter Abſchnitt. 
Grziehung, Bildung. und Unterricht. 


Einleitung. 


Die Thätigkeit und Mitwirkung der Diſtriktsverwaltungsbehörden 
beſchränkt ſich auf die eigentlichen Volksſchulen. Als Organe der von 
Seite des Staats zu pflegenden Aufſicht auf die Schulen erſcheinen neben 
den Bezirksämtern und Magiſtraten der unmittelbaren Städte die Local— 
ſchulcommiſſionen, ſodann die Diſtriktsſchulinſpeetionen, Localſchulinſpee— 
tionen, die Magiſtrate der übrigen Städte und Märkte, ſowie die Ge— 
meindeverwaltungen. 

Nah F 38 — 50 der Form. V. obliegt ben Diſtrikts verwaltungs: 
Ämtern: 

1) die Auffiht auf die äußern Verhältniffe der Volksſchulen ihres 
Diftrifts, wogegen bie unmittelbare Leitung des Volksſchulweſens, 
die Vollziehung der Unterrihtsnormative, ber inneren Aufgabe 
ber Schule, unter Aufficht der Diftriftsfhulinfpectionen den Local: 
fhulinfpectionen zu überlafjen ift; 

2) fie haben bie Competenz zur Regulirung des Schulgeldes nad) 
Maßgabe des Gefeges vom 10. Nov. 1861, es obliegt ihnen 
die Erhaltung und Ergänzung ber zum Unterricht dienenden Re: 
quifiten und Attribute, die Ausmittelung zweckmäßiger Schulge: 
bäude, Förderung des Schulbefudhes; 

3) fie haben die Entfheidung von Streitigkeiten zwifchen Schullehrern 
und Gemeinden in Bezug auf die Verhältniffe der Schule und 
Sculordnung, wegen der Schulgebäude und ihrer Baulaft, über 
Schulgründe, über verordnungsmäßige oder hergebradhte Reihniffe, 
jo weit Teßtere nicht auf Privatrechtstiteln beruhen, 

Bezüglich der Gründung von Erziehungs- oder Unterrichtsanftalten 
fiehe unten, 

Unter der durh A. E. von 25. Det. 1835 vorgefchriebenen Be: 
nennung „deutfhe Schulen“ find die für den allgemeinen Volksunter— 
riht wirkenden Werktags: und Keiertagsfhulen in Stäbten und auf 
dein Lande zu verftehen; von dem Begriff „deutfhe Schulen“ find bie 
bumaniftifchen und technifhen Schulen, ſowie bie höheren Unterrichts: 
anftalten und Kunſtſchulen ausgefhloffen. 
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Das Geſetz vom 10. Nov. 1861, die Aufbringung des Bedarfs 
für die deutihen Schulen betr., erklärt die deutſchen Schulen für Ge: 
meinde: Anftalten, weshalb aud die Verpflichtung zur Beftreitung des 
gefammten Aufwandes für die Errichtung und den Unterhalt folder 
Schulen zunächſt den zu einem Schulfprengel vereinigten Gemeinden 
obliegt; daraus folgt, daß bie Unterhaltung der Schule in ihren Ge: 
fanmterforderniffen nicht mehr Sade der Confefffonen jein kann, und 
daß demnach Art. 5 des Umlagengefeges vom 22. Juli 1819 in Bezug 
auf Schulbedürfnifje feine Anwendung mehr finden könne, 

(V.V. vom 28. Nov. 1862, K. A.Bl. ©. 2751.) 


I. Beutfche Schulen. 
A. Deren äußere Berhältniffe. 


1. Schulſprengel. 


Ueber Bildung und Purification der Schulſprengel ſ. Verordn. 
vom 22, Jan. 1815, R.Bl. ©. 73. 

Wenn eine confeſſionell gemiſchte Gemeinde nur Eine Schule hat, 
jo können diejenigen Einwohner, welche einer auswärtigen Pfarrei im: 
parochirt find, doch ihre Kinder in die Schule des Wohnortes ſchicken. 

Die Bildung der Schuliprengel competirt zur Kreisregierung. 

(Forn.®. $ 44, vergl, Art. 1 db. ©.) 

Die E.M.E, vom 18. Sept. 1867, E.M.BL. ©. 187, ordnet an, 
daß Fünftighin vor jeder Erweiterung oder Hauptreparatur, fo wie vor 
jedem Neubau eines Schulhaufes die Frage in Erwägung gezogen werden 
joll, ob der bisherige Schulfprengel zwedmäßig geitaltet, oder ob nicht 
eine Ausihulung einzelner Beitandtheile und deren Zutheilung an be: 
nachbarte, befjer gelegene Schulen, beziehungsweife die Bildung eines 
neuen Schulfprengels Pla zu greifen habe. 

Gleiche Prüfung hat aud dann einzutreten, wenn mit Rückſicht 
auf die in einer Schule vorhandene große Schülerzahl gemäß Art. 2 
Abf. 3 des Geſetzes vom 10. Nov. 1861, die Aufbringung des Be: 
darfs für die deutſchen Schulen betr., die Aufitelung eines weiteren 
Lehrers in Frage fommt. 

Verner gibt die erwähnte M.E. die weiteren Vorſchriften für die 
formelle Behandlung diefer Frage. 


2. Schulhäufer. 


Ueber die Berbindlichfeit der Gemeinde zur Heritellung oder Unter: 
haltung eines Schulgebäudes, fo weit Diefe Verpflichtung im Oemeindever: 
hältniß beruht, enticheiden die Dijtriftsverwaltungsbehörden in I. Inftanz. 

Gründet fih die Baupfliht auf einen Privatrechtstitel und find 
die Vorausjegungen für ein abminiftratives Provijorium gegeben, fo 
entſcheidet hierüber in I. Inſtanz die Kreisregierung. 
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Ericheint ein Schulhausneubau notbwendig, fo ift diefe Thatfache 
zu conjtatiren und ein Programm zu entwerfen. 

Im allgemeinen maßgebend biefür, jedoch unter Vorbehalt der 
durch die befondern Verhältniſſe des Ortes bedungenen Aenderungen iſt 
die h. ME. vom 5. Det. 1855 — das Normalprogramm für bie 
Landneubauten des Staates betr. — KADB. S. 1419, nad befien 
Genehmigung Bläne und Kojtenvoranichläge berzuftellen und durch bie 
Kreisbaubehörde zu revidiren find. (Döll. XXIV. ©. 371.) 

Ueber Plan und Koſtenanſchlag find jedoch nicht allein die ein: 
ſchlägige Local- und Diftrittsjchulinfpection, fondern aud ber k. Ge: 
richtsarzt über die Wahl des Bauplates, die Geräumigkeit und Lage 
der Schulzimmer in Rüdfiht auf Gefundheit und Erhaltung der Seh: 
kraft der Jugend zu hören. 

Sodann ift der vollitändige Nachweis über bie Dedung ber Baus 
foften zu den Acten zu bringen; für den Fall, daß die Gemeinde ben 
Koftenaufwand nur dur Umlagen zu deden vermödte, find die Ver— 
mögensverhältniffe der Gemeinde, ihre Befteuerung, die Summe der ſchon 
zur Erhebung gelangenden Umlagen zc., genau nachzuweiſen. 

Eine Veraccordirung der zum Schulbausbau erforderlichen Ge: 
meinbebienfte und die Umlegung der Accordſumme in Geld auf bie 
Pflichtigen kann nur unter der Borausjegung genehmigt werden, baß 
die Betheiligten hiezu ausdrücklich zuftimmen, weshalb ſämmtliche 
Frohnpflihtige unter dem Präjudize der anzunehinenden Zuftimmung zu der 
Beraccordirung und Umlegung der Aecordſumme nah dem Geldanſchlage 
auf die einzelnen Gemeinbeglieder zur Verhandlung vorzuladen find. Hie— 
nächſt ift der Betrag aller Baufoften, dann die Mobalität der Aufbringung 
fejtzuftellen und hierauf die Beitätigung ber Obercuratel einzuholen. 
Uebrigens find Hand- und Spannbienfte in dev Negel in natura zu leiften, 
(M.E. vom 19. Dez. 1848, Döl. XXIV. ©, 31, B. 31 ©. 214.) 

Vergl. O. A. E. vom 19. Juli 1858, Proteftantifche Kirchengenteinde 
Pühersreutd gegen die katholifche Kirchengemeinde daſelbſt, Hand- und 
Spanndienfte zu den Fatholifhen Schulgebäuden. (RB. S. 1012.) 

(DA.E. vom 17. Oct. 1859, R.Bl. ©. 1040.) 

Anträge auf Zufhüffe aus der Kreisihuldotation find entfprehend 
zu motiviren. 

Die Baupfliht der Gemeinde beruht im Allgemeinen in dem ge: 
feglich fejtgeftellten Verhältniß zur Schule; fie erleidet dort eine Aus: 
nahme, wodurd Verträge, Herfommen, Befisftand, rechtskräftiges richter: 
liches Erkenntniß oder in einer fonftigen, eine Ausnahme giltig begrün— 
denden Weije ein anderes Rechtsverhältniß fubjtituirt ift. Wo ein ſolches 
Ausnahmsverhältniß beftcht, hat es dabei fein Verbleiben, doch verjteht 
es fih von felbft, daß in einem ſolchen Falle die civilrechtlich verpflich- 
teten Concurrenten über das Bauprogrammı, die Pläne und Koftenvor: 
anfhläge mit ihren Erinnerungen zu hören feien. 

(Eonf. M.E. v. 7, Juni 1841, 15. Sept, 1844, Döll. XXIV. ©. 371.) 
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K.A. Bl. 1856 S. 219 beftimmt insbefondere, daß bei jeder Ber: 
änderung des Nutznießers ber Baubehörde Nachricht zu geben fe, wenn 
das Aerar baupflichtig. ift. 

Iſt das Schulhaus zugleih Meßnerhaus, fo obliegt in ber Regel 
die Hälfte der Koften der Gemeinde, bie andere Hälfte der Kirchenftif: 
tung oder ben zu Eultusbauten ſubſidiär Verpflichteten oder unter ges 
wiffen Borausfegungen der Gemeinde !/,, dem Kirchenvermögen ?],. 

(M.E. vom 22, Juni 1815, Döll. IX. ©. 1322 und 1328.) 

Doch beftehen aud in diefer Beziehung je nad den Provinzen 
verſchiedene Uebungen und Gewohnheiten, welche in vorkommenden Fällen 
zu beachten find. 

Ueber Schulhausbauten, fo weit fie der Monumental : Ardhitectur 
angehören, ſ. C. M.E. vom 14, Oct. 1865, E.M.BL. ©. 237; ferner 
orbnet die E.M.E. vom 24. Febr. 1867, M.Bl. ©. 54 an, daß in 
die für Erbauung von Schullocalitäten zu fertigenden und vorzulegenden 
Pläne Fünftig den Lehrerfig, fo mie bie Sibpläße der Kinder einzu: 
zeichnen ſeien. 

E.M.E, vom 1. Yan. 1868. Die Erbauung von Schulhäufern 
in der Nähe von Wirtbichaften, fo wie die Errichtung von Schulzim: 
mern ober anderen ähnlichen Unterrichtsanftalten in unmittelbarer Nähe 
von Wirthſchaftslocalitäten ift im Allgemeinen unftatthaft und nur in 
außerorbentlihen Fällen zuläffig. 

Mit Bezug auf die Gefundheitspflege in ben Schulen orbnet bie 
E.M.E, vom 16. Jan. 1867, ©. 279 in Bezug: 

a) auf die zwedmäßige Situirung, Erbauung und Einrichtung ber 

Schulhäuſer, 

b) auf zweckmäßige Art der Beheizung, Ventilation der Schulräume, 

Stellung der Schulbänke, 

e) auf Reinlichkeit der Localitäten, Bekleidung und Beköſtigung der 

Kinder 
das Erforberlihe an. 


3. Schulgärten. 

An jedem Orte, an welchem eine Schule errichtet ift, ſoll auch 
ein Schulgarten von ber Gemeinde bergeftellt werden, welcher ben 
Zweck hat, die Schüler dur den Xehrer in einer mufterhaften Be: 
nüßung bes Bodens, in ber Obſtbaumcultur unterrichten zu laſſen und 
durch Beifpiel und Unterricht zur Verbeſſerung ber Landwirthſchaft mit: 
zuwirfen, 

(M.E. vom 24. April 1813, DU. IX. ©. 1326, M.E. vom 10. März 
1824, Döll. IX. ©. 1455, Unterfr. K. A.Bl. von 1855 Nr. 66, M.E. 
vom 12. Juli 1853.) 

EM.E. vom 26. Ian. 1866, MB. ©. 23. Der Unterrit 
in ber Obftbaumzucht bildet einen Beftandtheil des deutſchen Schulunter: 
richtes, weshalb Schullehrer, welche im Genuffe eines Schulgartens 
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ftehen, verpflichtet find, einen Theil derfelben zur Obftbaumzudt und 
Unterrihtsertheilung zu benüßen. 

In Orten, wo noch Fein Sculgarten beiteht, kann wohl eine 
Aufmunterung aber feine Nöthigung ber Gemeinden zur Errichtung eines 
folden erfolgen. 


4. Antheil an Gemeindegründen. 


Der Art. 27 Abſ. V. der Gemeinde: Ordnung vom 29. April 
1869 beftimmt: 

„Bei jeder Gemeindegrundtheilung ift ein befonderer Antheil für 
ven Volksſchulfond derjenigen Gemeinde, in welder die Vertheilung 
Statt findet, auszufcheiden. Der betreffende Antheil bleibt von ber 
Belaftung mit Grundzins frei.” 

Vorftehende Beftimmungen finden aud bei BVertheilung von Ge: 
meinbegründen, welche ſich im Eigentum einer einzelnen Ortſchaft 
befinden, (Art. 5) analog Anwendung. 

Alle andermweitigen Beftimmungen bezüglid) des Antheils der Schule 

an vertheilten Gemeindegründen find aufgehoben. 


5. Schulbol;. 


Die Schulgemeinden Haben bie Verbindlichkeit für bie Beheizung 
der Schullocalitäten zu forgen. Im Falle entftehenden Streites haben 
bie Diftriftspolizeibehörben nah Maßgabe des $ 19 u. 50 ber Form.®. 
in I. Inftanz zu entfcheiden und den Bedarf fejtzuftellen. 

(DAE. vom 23. April 1861, R.Bl. 1861 ©. 483.) 

Das benöthigte Schulbeheizungshol; muß für den Winter im 
Voraus beigefhafft werben und ijt nicht erjt im Sommer für ben ver: 
floffenen Winter nahzufhaffen, weil der Lehrer nicht gehalten ift, für 
ben Schulfprengel aus Privatmitteln das Holz vorzufcießen. 

(RU. vom 6. Dez. 1811, Int.Bl. Nr. 51. 
„ 8. Rov. 1815, „ „ 46.) 

Die Verpflichtung ber Schulgemeinde zur Beſchaffung bes eigent: 
then Schulbeheizungholzes, weldes nit dem Lehrer, fonbern ber 
Localſchulcaſſe geleiftet wird, ift auf das wirflihe Bebürfniß be 
fhränft und läßt ſich eine daffelbe überſchreitende Belaftung der Schul: 
gemeinde gefeglich nicht rechtfertigen, wenn nicht etwa eine derartige höhere 
Leiftung durch nachmweisbaren Privatrehtstitel begründet ift. 

Dagegen bürfen Holzleiftungen, welde ber Gemeinde faffions: 
mäßig als Beiträge zur Befoldung des Lehrers obliegen, unter feiner 
Bedingung geichmälert werben, gleichviel ob fie zur Beheizung ber Lehrers: 
wohnung ausbrüdlich beftimmt ober zur Beheizung des Schulzimmers 
in einer Weife gewährt find, daß das feitgefeßte Holzquantum ein Aver: 
fum bilbet, deſſen Ueberſchuß faffionsmäßig den Lehrer als Befoldungs: 
zufhuß verbleibt, (M.E, vom 14. Det. 1861, Nr. 7296.) 
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B. Deren innere Berhältniffe. 


1. Schulpflicht. 

Die Werktagsihulpflicht beginnt mit dem 6, Jahre, und endet 
nach vollendetem 13. Lebensjahre, Die Entlafjung aus der Schule 
findet erſt nach dem zurücgelegten 13. Lebensjahre Statt; ſolche Schüler 
aber, welche bei der Schlußprüfung ſich nicht als hinreihend befähigt 
erweifen, haben, namentlich wenn fie im Schulbeſuch nadläffig waren, 
nah Anordnung der Scyulinfpection die Schule noch ein weiteres Jahr 
zu befuchen. Die Feiertagsfchulpflit dauert bis zum vollendeten 16. 
Lebensjahre. Wo eine Erweiterung ber Schullocalitäten und eine Ber: 
mebrung des Lehrerperfonals unumgänglich nöthig ift, um das 7. Schul: 
jahr einzuführen, und wo die vorläufige Einführung des Abwechjelungs: 
unterrichts nicht ausführbar erſcheint, ift die Ausdehnung der Schulpflicht 
fo lange zu fuspendiren, bis die nöthigen Vorkehrungen hiezu getroffen 
worben find. 

Bei den Schulen, bei welchem die Verlängerung bes Werktage: 
ihulunterrihts bis zum 13. Lebensjahre nod nicht durchgeführt ift, 
bleibt die Feiertagsichulpflicht bis zum 18, Jahre, und zwar dauert dies 
jo lange, bis die Werktagsfhulpfliht auf das 13. Jahr erweitert iſt. 

(ME. vom 9, Juli 1856, mittelfr, K. A.Bl. ©. 1029, oberfr. 
KABEL ©. 899.) 

Nach der A. V. vom 9. Juli 1856 und 7. Dct. 1856, K.A.DT. 
©. 1029, bleibt die aus der Feiertagsfchule entlaffene Jugend zum Be: 
fuche der Chriftenlehre bis zu dem bei der treffenden Confeffion üblichen 
Zeitpunft verpflichtet; allein nah Art. 107 des P.St. G. kann dieſe 
Pfliht mit Zwang und Strafe nur fo lange geltend gemacht werben, 
als die gefeglihe Schulpflicht dauert. 

K. U. Verordn. vom 31. Dez. 1864, die Sonn= und Feier: 
tagsjchulpflidhtigkeit der Jugend betr. — C.M.Bl. 1865 ©. 17, R.DL. 
1865 ©. 1. 


g1. 

Die Pflichtigfeit beginnt für Knaben und Mäbhen mit ihrer Entlaffung 
aus ber Werktagsichule, und findet ihren Abſchluß durch erfolgreihe Erflehung 
ber öffentlichen Brüfung in bem Jahre, in welchem der Schulpflichtige das 16. 
Lebensjahr zurüdlegt. 


82. 
Spricht die Pflicht bes Schulbeſuches aus, die Zuläffigkeit ber Befreiung. 
3 


Die Anforderungen bei ber Prüfung baben fi neben entipredhendem Re: 
ligions = Unterricht mindeftens auf jene Glementarfenntniffe zu erfireden, welde an 
ben von den Schülern befuchten Schulen gelehrt wurden. 

4 


Bei nicht nachgewieſener Befähigung tritt Verlängerung der Schulpflicht 
bis zu einem Jahre ein, nad Verfügung des Diftrilts: Schulinjpectors, Stadt: 
fhul: Referenten, beziehungsweife Localcommiffärs, 


Die feierlihe Entlaffung erfolgt burch Aushändigung des Entlaßſcheines 
an bie Austretenben. 
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6. 
Die Ausfertigung und Auagändigung ber Entlaßſcheine geſchieht durch bie 
Local⸗Inſpectoren, oder Stadtbezirks-JInſpectoren nach erfolgter Mittheilung bes 
Diftrifts: Infpectors oder Stadtfchul: Referenten. 


87. 
Ausnahmsweiſe können beſondere Entlafſungsprüfungen zugelaſſen werden. 


—58. 
Derartige Geſuche um ausnahmsweiſe Anordnung einer Prüfung entſcheidet 
die Stadtſchulcommiſſion oder Diſtriktsſchulinſpection, letztere im Fall bes 37 Abſ. 2 
nur im Benehmen mit ber Diftriftspolizeibehörbe. 


89. 
Vorftehende Beitimmungen find auch auf jene Perjonen anwendbar, welche 
einen bie Öffentlichen Schulen erjegenden Privatunterricht genießen. 


$ 10. 
Nur jene Zünglinge und Mädchen, welde im Befig des Entlaßſcheines find, 
können ber Feiertagöſchule als entlaffen betrachtet werben. 


11. 
Beſchwerden gegen —— der untern Behörden gehen an die Kreis— 
regierung. 

C.M.E. vom 2. Mai 1868, C.M.Bl. ©. 106. Den Land— 
wirtbihaftsfortbildungsunterridht, hier die Dispenfation vom Beſuch ber 
Sonns und Feiertagsſchule. 

Eine Entlaffung der Sonntagsfhüler, weiche landwirthichaftliche 
Fortbildungsanftalten befuchen, aus der Sonn- und Feiertagsfchulpflicht 
vor Erftrefung des biefür vorgefchriebenen Zeitraumes oder gar nad 
nur einmaligen Beſuch eines viermonatlihen Unterrichts in ber Yort- 
bildungsjchule, und die Ausfertigung eines Schulentlaßfcheines an die: 
felben ift unzuläffig. 

In analoger Anwendung des $ 7 der Verorbn. vom 31, De. 
1864 kann jedoch Schulpflihtigen, welche die Prüfung an der land: 
wirtbihaftlihen Fortbildungsſchule erftehen, die Theilnahme an ber 
Sahresprüfung der Sonne und Feiertagsjchule erlaffen werden, voraus: 
geſetzt, daß ber einjchlägige Dijtritts: Schulinfpector bei ber Prüfung 
ber landwirthſchaftlichen Fortbildungsfchule mitwirkt; auch die Ausftellung 
des Entlaßjcheines nad erfolgreihen Beftande der Prüfung ift zuläffig. 

Zur Erleichterung des Beſuches von Schulen und Unterrichts: 
anftalten bat die k. General: Direction der Unterrichtsanftalten laut Be: 
kanntmachung des EM. vom 13. Mai 1868, EM.BL. ©. 73, eine 
Ermäßigung der Eifenbahnfahrtaren für Schulkinder zc. eintreten laſſen. 


2. Schulunterricht. 


Einführung eines planmäßigen Schulunterrichts. 
(Entſchl. der Regierung des Regierungs-Kreiſes vom 19. April 1823, 
Döll. IX. ©. 1026.) 
Gleichmäßige Einführung der planmäßigen Schulbücher, 
(ME. vom 7. Juli 1823 ibid. ©. 1027 u, ABI. 1861 ©. 599.) 
Lehrplan in den deutjchen Schulen, (DU, ibid. ©. 1345 u. ff.) 
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In den höheren Schulen der Städte und Märkte foll der Unter: 
richt über gewerblide Buchführung gegeben werben. 

(Ausſchr. der mittelfe. Reg. vom 30. Juni 1861, K. A.Bl. ©. 162.) 

Die Ertheilung des Religionsunterrichtes an den deutfchen Schulen 
gebührt ausſchließlich dem Pfarrclerus der betreffenden Confeſſion. 

(U. conft. Edict $ 38 und 39.) 

Die ME. vom 27. Det. und 23. Nov. 1843 und 13. Sept. 
1844, Döl. XXX. ©. 298 u. ff., macht die Schulbehörden auf bie 
unter den jungen Leuten überhandnehmende Kurzfictigfeit aufmerkfam 
und verbindet damit zwedmäßige Anordnungen zur Abhilfe, 

Ferner ordnet eine M.E. vom 15. Juli 1844 ibid. ©. 290 an, 
baß Kinder, welde an einer anjtedenden Krankheit barnieber gelegen, 
nicht früher die Schule wieder befuchen dürfen, bis der Arzt ein Zeug: 
niß über bie zuläffige Aufnahme ausgeftellt hat. 


3. Schuldisciplin. 

Dis P.St.G.B. Art. 107 verweifet auf bie beftehende Schul: 
ordnung. 

Das Berhältniß des Lehrers zum Schulfinde wird durch das 
P. St. G. B. nicht berührt. 

Die in der Schule zuläſſigen, dem Lehrer zuſtändigen Strafen 
find in der M.E. vom 20. Mai 1815, Döll. IX. ©. 1460, angegeben. 

Die Competenz bei Ueberfchreitung des Züchtigungsrechtes ift durch 
ME. vom 3. Det. 1855 und 30. Det. 1858 beftimmt. 

(Dergl. ME. vom 13. Jan. 1825, Döl. IX, ©. 1459.) 

E.M.E. vom 8. Yan. 1866, MB. S. 14. Die Aufrehthaltung 
der Schuldisciplin ift durh das P.St. G. B. nicht geändert. 

In Bezug auf körperliche Züchtigung der Schüler durd Lehrer 
vergl. Z.M.E. vom 28. Mai 1863 ibid. 

J.M.E. vom 30. Nov. 1865, J. M.Bl. S. 194. Die Vertreter 
der Staatsanwaltihaft an den Stadt: und Landgerichten werben ange: 
wiefen, ber Diftriftsverwaltungsbehörde des Gerichtsſprengels von jedem 
auf Grund des Art. 99 und 107 des P.St. G.B. ergangenen Straf: 
urtbeil unter Bezeihnung der verurtheilten Perfonen, und ben ausge: 
fprochenen Strafen, fo wie unter kurzer Anführung der das Strafurtheil 
begründenden Thatfachen fofort nad dem Eintritt der Nechtskraft Kennt: 
niß zu geben. 

J.M.E. vom 5. Sept. 1868, C.M.Bl. ©. 290. Bon allen 
gegen Scullehrer und Gemeinde Bedienftete ergebenden ſtrafrechtlichen 
Unterfuhungen, den hierauf ergebenden Einftellungs= oder Berweifungs: 
erfenntniffen und ber gegen biefelben erlaffenen rechtskräftigen Straf: 
urtheile haben die Staatsanwälte an den Bezirfsgerichten biesfeits bes 
Nheines den Diftriftsperwaltungsbehörden Kenntniß zu geben. 

Polizeilihe Strafbefhlüffe gegen Schüler find den Schulbehörben 
zur Kenntnignahme mitzutheilen. (K.ABL 1844 ©, 541.) 
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M.E. vom 1. Norſ 1684. Dispenfationen vom Werktage: 
ſchulbeſuche ertheilen: 
a) die Stadtſchulcommiſſionen, 
b) bie Diſtriktsſchul-Inſpectionen, im Einverſtändniß mit den Diſtrikts— 
polizeibehörden 
nur ausnahmsweije bei ganz befonderen Fällen, und nad vorheriger 
Prüfung. 

Gegen abſchlägige Beſchwerde findet Necurs an die Kreisregierung 
Statt. 

Ueber die nad Art. 107 des P.St. G. zuläffige Strafeinfhreitung 
wegen Vernachläſſigung des Schulbefuches beftimmt die A. V. vom 
28. Juni 1862, R.Bl. 1862 ©. 1588, die Behandlung der Verſäum— 
niffe des Beſuches der Schule und bes öffentlihen Religionsunter: 
richtes betr.: 


Wir finden Uns bewogen, im Hinblide auf Art. 107 bes P.St. G. B. be: 
zügli der Behandlung ber Berfiumniffe bes Schulbefuches und bes Bejuches des 
Öffentlichen Religionsunterrihts von Seite ber werktags: und fonutagsfchulpflicd) 
tigen Jugend zu verorbnen, was folgt: 


$ 1. 

An jeder deutſchen Werktags- und Sonntagsichule werben von bem Lehrer 
Berzeichnifie über die Verfäumniffe geführt, welche bei ber werftags= und fonn: 
tagsfhulpflidtigen Jugend in Bezug auf den Beſuch der Schule und bes öffent: 
ficen Religionsunterrichtes im Laufe eines Monats ſich ergeben *). 

$2. 

Diefe BVerzeichniffe find in den erften Tagen bes darauffolgenden Monats 
ber Local- oder Stabtbezirls :Schulinipection zu übergeben. Die genannten Schul— 
behörden haben in dem vorgejhriebenen am erften, fpäteltens zweiten Sonntage 
jeden Monats flattfindendben Schulfigungen die Verzeichniffe zu prüfen, bie hiezu 
vorgeladenen Eltern, Pflegeeltern, Vormünder, Dienſt- und Lchrheren der ſäumi— 
gen Werftags= oder Sonntagsihüler und Schülerinnen mit ihrer Verantwortung 
zu vernehmen und foferne die Vorgeladenen ohne genügende Entſchuldigung weg» 
bleiben, oder bie vorgebrachte Entjchuldigung der Verfäumniffe nicht hinreichend 
begründet erfcheint, fiir jedes Verſäumniß ber Werktagsichule oder der Sonntags: 
ſchule oder des öffentlichen Religionsunterrichtes eine Geldſtrafe von zwei bis 
ſechs Kreuzern zu verfügen, 

In gleicher Beile find die jäumigen Sonntagsihüler und Schülerinnen 
vorzurufen und zu vernehmen und ift benjenigen, welche aus eigenem Verſchulden 
ben Befuch ber Sonntagsſchule und des öffentlichen Religionsunterrichtes unter: 
laſſen haben, eine eindringliche Ermahnung und Surehtweifung zu ertheilen, 

In der Pfalz legt ber Lehrer dieſe Verzeichnifje den Localichulinfpectoren 
vor, letztere —— dieſelben und übergibt ſie ſo rechtzeitig dem Vorſtande der 
Ortoſchulcommiſſion, daß durch dieſe in ber vorgeſchriebenen regelmäßigen Monats: 
ſitzung = in vorftehenden Abjägen 1 und 2 gegebenen Borjchriften entſprochen 
werben Fanıt. 


$ 3. 
Die Einhebung der im $ 2 Abf. 1 bezeichneten Geldftrafen ift durch bie 
Gemeindeverwaltung zu vollziehen. Der Ertrag berjelben wird an bie Schulcafie 
abgegeben. 


*) Bergl. Ausſchr. der Meg. von Mittelfr., 8. d. 3., vom 17. Juli 1862, 
K. A. Bl. S. 1708, 
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In der Pfalz geichieht die Erhebung auf dem Wege des abminiftrativen 
Awangsvollzuges. Auch bat es daſelbſt bei der bisher angeordneten Verrechnungs— 
weife dieſer Strafgelder fein Berbleiben. 


g 4. 

Eltern, Pflegeeltern, Vormünder, Dienſt- und Lehrherrn, welde ohne ge: 
nügende Gntihuldigung behartlic unterlaffen: ihre ſchulpflichtigen Kinder, Pflege: 
finder, Mündel, Dienitboten ober Lehrlinge um Schulbefuche anzubalten, obwohl 
fie nad Mafgabe des $ 2 wiederholt mit Seldftrafe belegt worben waren, find 
von den betreffenden Schulbehörben, in Münden nad Maßgabe des $ 61 ber 
2. vom 15. Sept. 1818, G.Bl. vom Jahre 1818 ©. 573, entweder ber Polizeis 
direction oder dem Stabtmagiftrate, in anderen einer Kreisverwaltungsftelle un— 
mittelbar untergeordneten Städten ben Magiftraten und in den übrigen Bezirken 
ben Bezirfeimtern unter Angabe der jchuldbaren Verſäumniſſe und verfügbaren 
Geldfirafen mit Berufung auf die betreffenden Monatsverzeihniffe zu dem Zwecke 
anzuzeigen, um von dieſen Polizeibehörden vor weiteren Berfäumniffen gewarnt 
zu werden, 

Ebenfo ift gegen diejenigen Sonntagsihulpflichtigen zu verfahren, welche 
aus eigenem Verſchulden den Beſuch der Sonntagsihule oder während ihrer all 

emeinen Sonntagsfhulpflidt ben Beſuch des öffentlihen Meligionsunterrichtes 
ortgefeßt verfäumen. 


$ 5. 

Die in $ 4 Abf. 1 bezeichneten Polizeibehörden haben die veranlaßten 
Warnungen längſtens innerhalb 14 Tagen nad) erhaltener Mittheilung der Schul: 
behörden mündlich oder fchriftlich zu ertheilen und lekteren bievon alsbald Nach— 
richt zu geben. 


Gegen biejenigen Eltern, iegeiieme, Vormünder, Dienfts und Lehrherren, 
welde aud nad erfolgter polizeiliher Warnung unterlaffen: ihre ſchulpflichtigen 
Kinder, Pilegefinder, Mündel, Dienfiboten oder Lehrlinge zum Schulbefudye anzu— 
balten, dann gegen diejenigen Eonntags: Schulpflichtigen, welde aud nad er: 
folgter polizeiliher Warnung aus eigenem Berfhulden den Beſuch ber Sonntags: 
fhule oder während ihrer allgemeinen Sonntagefhulpfliht den Beſuch des 
öffentlichen Religionsunterrichtes fortgefeßt verfäumen, ift von ber Local» ober 
Stadtbezirfsfhulinipection die in Art. 107 des P.St. G. B. vorgejehene Einfchreis 
tung durch den Etaatsanwalt am Polizeiftrafgerichte unter Vorlage ber nöthigen 
Bebelfe zu veranlafien. 

In der Pfalz hat die Ortsſchulcommiſſion ausfchließend bie Strafeinichreis 
tung zu veranlafien und die hiezu nötbigen Bebelfe vorzulegen. 

Nah M.E. vom 19. März 1863, K.A. Bl. ©. 600, fieht die erecutive 
Beitreibung des Schulgeldes und der Edyulgeldftrafen ben Diftriktspolizeibebörden zu. 

Vergl. biemit Urt. XIII. des Umlagengeſetzes vom 22. Juli 1819 u, 9. €. 
vom 4. Juni 1825, Döl. IX. ©. 1316. 


87. 
—— für alle Landestheile giltige Verordnung tritt mit dem 1. Juli 
I. 38. in Wirfjamteit. 
Gleichzeitig verlieren alle mit dem Inhalte dieſer Verordnung im Wider: 
ſpruche ftehenden Beftimmungeu ihre Giltigkeit. 
Münden, den 28. Juni 1862. 
e Die zum Bollzug vorftehender A. V. erlafjene Bekanntmachung 
bes EM. vom 1. Febr. 1865, C.M.Bl. ©. 45, ordnet an: 
daß die erecutive Beitreibung der nah $ 3 Abſ. 1 der Berordn. 
von den ©emeindebehörden einzuhebenden Geldftrafen in den Me: 
gierungsbezirken biesfeits des Rheines durd die Diftriftsverwaltungs: 
behörden zu erfolgen babe. 
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Die bezüglich des Beſuches von Wirthshäufern und Tangbeluftigungen 
durch ſchulpflichtige Kinder beftandenen Anordnungen, conf. Döll. IX. 
©. 1467, erſcheinen durch Art. 99 des P.St. G.B. außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Nach diefem unterliegen Eltern, Pflegeeltern, Vormünder, Dienft- 
und Lehrherren, welche ihren ſchulpflichtigen Kindern, Mündeln, Lehr: 
lingen 2c. ben Beſuch der Wirthshäufer ohne gehörige Aufſicht, oder 
die Theilnabme an öffentlihen Tanzunterhaltungen geftatten, einer Strafe, 

Sonntagsihulpflihtige, welche gegen das Verbot ihrer Eltern, 
Lehrherren ꝛc. Wirthshäufer oder öffentliche Tanzpläge befuchen, find auf 
Antrag ber betreffenden Schulbehörde zu beftrafen. 

Die hd. M.E. vom 4. Aug. 1857, RAD. ©. 1321, wornad 
auch die von ber Feiertagsſchule entlaffene, aber zum Befud, der Ehriften: 
Iehre (bi8 zum 18. Jahr) verpflichtete Jugend von dem Beſuche ber 
Wirthshäufer und Tanzbeluftigungen ausgefchloffen ift, erfcheint durch 
Art. 99 des P.St. G. außer Wirkſamkeit gefeht, weil ber feiertagsichul: 
pflichtigen Jugend nur fo lange, als fie ſchulpflichtig ift, unter An- 
drohung von Strafe der Befuh von Wirthshäuſern und Tanzplägen 
verboten ift. 

Die Verwendung fchulpflichtiger Kinder zur Hut mit Verfäumniß 
ihrer Schulpflicht ift dur Art. 224 des P.St. G. als ftrafbar erklärt. 

Die bisher beftandenen polizeilichen Berordnungen erfcheinen bie: 
nach mobificirt und ift fonach derjenige, welcher ein fchulpflichtiges Kind 
zum Viehhüten verwendet, nur dann ftrafbar, wenn das Kind dadurch 
feine Schule verfüumt. Das Berdingen ber fchulpflichtigen Kinder ift 
überhaupt nur in ftrenger und genauer Befolgung ber h. M.E. vom 
29. Mai 1855, K.A.Bl. ©. 726 und 10. April 1856, K. A.Bl. für 
Niederbayern S. 475 geftattet. Jederzeit ift hierüber die Entfcheidung 
ber Local- und Diftriftsfhulinfpection zu erholen. 

Bezüglich ber Ueberweifung ſchulpflichtiger Kinder von einer Schule 
an bie andere ſ. M.J.Bl. von 1839 ©. 249 und von 1852 ©. 722, 

AS giltig und fortbeftehend erklärt Art. 213 des P.St. G. bie 
Verordnung über Beihäftigung jugendliher Perfonen unter 16 Jahren 
in Fabriken, Bergwerken u. dgl. 

Die AU, V. vom 15. Jan, 1840, RB. 1840 ©. 97, verfügt, 
baß für die Bufunft fein Kind vor zurücgelegtem 9. Lebensjahre in 
Fabriken oder in Berg-, Hütten» oder Sclagwerken zum Zwecke einer 
regelmäßigen Befhäftigung aufgenommen werben barf; daß diefe Auf: 
nahme audy nah dem 9. Jahre nur auf Grund eines gerichtsärztlichen 
Zeugniffes und eines Zeugniffes der einſchlägigen Localfchulinfpection ges 
heben dürfe, daß Kinder von I — 12 Jahren nicht länger als höchſtens 
10 Stunden täglih und nie vor Morgens 6 Uhr und fpäteftens bis 
Abends 8 Uhr zur Arbeit angehalten werben dürfen, daß bie in einer 
Fabrik verwendeten Kinder täglich 2 Stunden Schulunterricht erhalten 
jollen und daß bie Fabrifgerren ꝛc. ein Verzeichniß der bei ihnen arbei— 
tenden werktagsihulpflichtigen Kinder zu führen haben. 

Rar, Handbuch ber bayer, Diſtt. Verw. Behörden. III. Aufl. 11 


162 Deutſche Schulen. 


4. Schulgeld. 

neberall, wo keine Freiſchule beſteht, muß das Sonn: und Werk: 
tags» Schulgeld, wenn es nicht aus andern Quellen erſetzt wird, für alle 
im Sculjprengel wohnende Schulpflichtige entrichtet werben. 

Es beträgt jährlih für Werktagsſchüler 1 fl. 36 kr., für Sonn: 
tagsihüler 48 fr. — Auf Antrag der Gemeindebehörde und mit Ge- 
nehmigung der Kreisregierung kann e8 auf das Doppelte erhöht werben. 
St ein höheres Schulgeld eingeführt, hat es bei dieſem fein Verbleiben. 
Schulpflictige Kinder, welche außerhalb ihres Heimatsortes in Dienft 
treten, haben das Schuldgeld an jene Schule zu bezahlen, welde fie 
während ihrer Dienftzeit beſuchen. 

(Gef. v. 10. Nov. 1861 Art. 5. Vergl. Döll. IX. ©. 1305 u. ff.) 

Ein gefegliher Zwang zur Einführung des Schulgeldes befteht in 
fo ferne nit, als der normalmäßige Gehalt bes Lehrers aus andern 
Einnahmsquellen vollſtändig gededt erfcheint. 


5. Schulprüfungen. 

Ueber die von der Diftriftsfchulinjpection und dem k. Diftrikts- 
polizeibeamten vorzunehmenden jährlichen Bifitationen der deutſchen Schu: 
len, M.E. vom 11. April 1810, Döll. IX. ©. 1126 und vom 1. Juli 
1823, Döl. IX. ©. 1127, find Vifitationsprotofolle zu führen. 

Ueber die Form, Anhalt und Zweck berjelben. 

(Eonf. ME. vom 21. Nov. 1839, Döll. XXIV. ©. 323.) 

Nah Ziff. VI. diefer Entſchl. haben die Diftriktspolizeibeamten 
jährlich mindeftens dem III. Theile der Schulvifitationen perſonlich bei⸗ 
zuwohnen. 

Die Abordnung eines Nebenbeamten iſt unterſagt und findet nur 
Statt, wenn einem ſolchen Nebenbeamten aus beſonderen Gründen das 
Schulweſen im Bezirke überhaupt zur Beſorgung übertragen iſt. 
(Vergl. damit V. v. 29. Dez. 1836, Döll. XXIII. R.Bl. 1836 ©. 1044.) 

Außerdem hat jeder Diſtriktsſchulinſpeetor im Laufe des Schul: 
jahres wenigftens 3— 5 außerorbentlihe Schulvifitationen unvermuthet 
vorzunehmen, und nad Umftänden damit eine nähere Unterweifung ber 
Lehrer im Schulhalten zu verbinden. (ME. vom 5. Aug. 1851.) 

Neben diefen PBifitationen ift jeder Schuldiſtrikt wenigftens alle 
10 Sabre einmal durd einen Kreisſcholarchen oder durch ben Kreisjchuls 
referenten felbft zu vifitiren, und find durch legteren insbeſondere auch 
außerordentlihe unvermuthete Bifitationen außerhalb der in ber M.E. 
vom 12. Febr. 1833 bezeichneten Zeit vorzunehmen, 

(ME, vom 3. Jan. 1861 und 2, Mär; 1862.) 


6. Schulrechnungen. 
In jedem Orte, in welchem ſich eine Schule befindet, iſt auch 
eine Localfchulcafje einzurichten, deren Verwaltung ben Gemeindeverwal- 


tungen zuftebt. 
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Zu dem Einkommen biefer Eafje gehören gemäß R.A. vom 15. Nov. 
1820, J.Bl. von Mittelfr. ©. 2066: 

a) alle Renten von Scähulftiftungen, 

b) die aus dem Kirchen: oder Wohlthätigkeitsvermögen bisher für 
die Schule und für arme Schulkinder geleifteten Beiträge, 

c) die Hälfte des Klingelbeutelertrages in proteftantifchen Kirchen, wo 
und wie ed herkömmlich ift (DB. vom 8. Jan. 1811), 

d) alle Abjentenftrafen, 

e) alle den Ortsvorſtänden, Schullehrern oder Localinfpectoren etwa 
aufzulegenden Gelbjtrafen, 

f) der Betrag der Sonn: und Werktagsfchulenentlaßfcheine, 

g) die Renten von den der Schule zugetheilten Gemeindegründen 
und Schulgärten, infoferne bdiefelben nicht dem Schullehrer zur 
ausſchließlichen Benützung überlaffen find, 

h) die Sammlungen bei Hochzeiten, Kindstaufen und andern feier: 
lichen Gelegenheiten, 

i) die freiwilligen Geſchenke von Schulfreunden, 

k) die Einfünfte der erledigten Schulftellen nad beendigtem Nachfike 
bis zu deren Wiederbeſetzung, fofern fie nicht der Wittwen » Pen: 
fionscafje zu verrechnen find, 

1) 24 Er. für jeden Licenzfchein, ben diejenigen Eltern zu löſen haben, 
weldhe für ihre Kinder den Privatunterricht dem öffentlichen Un: 
terrichte vorziehen, 

m) das Schulgeld da, wo es nit dem Schullehrer ganz als Be: 
joldungstheil überwiefen ift. 

Die Ausgaben theilen ſich: 

a) in etatsmäßige, d. h. foldye, deren Betrag ein für allemal feftge: 
feßt ift, wie 3. B. Befoldungen, Realerigenz, Prämien ꝛc., und 

b) in zufällige, wofür, infoferne ber Etat nicht die Mittel zu deren 
Beftreitung gewährt, befondere Genehmigung nachzuſuchen if. 
In Gemäßheit eines Ausfchreibens ber mittelfr. Regierung vom 

30. Aug. 1855, A.Bl. ©. 1108, find: 

1) In den Schulcafferehnungen aud die gefammten Bezüge ber 
Lehrer unter genauer Einhaltung der Etatsfaffionen, fohin mit Aus: 
jheidung der Erträgnifje des eigentlihen Schulvienftes, der Bezüge aus 
ftändigen Nebendienften und der Bezüge aus dem Kreisfchulfonde, durch— 
laufend, b. h. in Einnahme und Ausgabe vorzutragen, wofür von 
dem Pfleger eine Tantieme nicht beanfprucht werden kann. 

Hiebei wurde nody befonders bemerkt, daß alle fundations- und 
dotationsmäßigen Reichniffe an die betreffende Schulcafje auszubezahlen, 
und von biefer ohne Anwendung von Stempelpapier zu quittiven feien, 
wogegen zu den Quittungen der Empfänger bei der Schulrehnung bie 
entfprechenden Stempel zu verwenden find. 

2) Die durdlaufende rehnungsmäßige Behandlung der Schul: 
lehrerbezüge ift zwar mit einer Sahresquittung zu belegen; biefe unters 

11” 
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liegt aber nur infoweit einer Stempelpfliht als bie einzelnen Beträge 
nicht ſchon bei andern Öffentlihen Caſſen auf gefiegeltes Papier von ben 
Lehrern abquittirt worben find. 

3), Die Schulgelder, fie mögen ganz oder theilweife in die Schul: 
cafje fließen, oder zu dem faffionsmäßigen Einfommen ber Schulfehrer 
gehören, müfjen nad der A. V. vom 4. Juni 1825 von ber Gemeinde— 
verwaltung auf Grund ber von dem Lehrern bergeftellten Heberegiſter 
eingehoben werben. 

Nachläſſe finden nit Statt, weil das Schulgeld für arme Kinder 
aus Localarmenfonds zu entrichten ift. 

(Vergl. Gef. vom 10. Nov. 1861, Art. 5, G.Bl. 1861 ©. 303.) 

4) Zur Belegung der Rechnung bezüglih der Nceidentien von 
Taufen, Hochzeiten, Leichen ꝛc. genügt ein einfaches, vom f. Pfarramt 
koftenfrei auszuftellendes Zeugniß über die Zahl der während bes Red): 
nungsjahres angefallenen Eafualien. 

5) Die Form der Rechnung richtet ſich nad der für Stiftunge: 
rehnungen im Allgemeinen vorgefchriebenen Form; bezüglih der An- 
fertigung bes Grundetats, des Ablagetermines, der Abhör und ber Nevi- 
fion der Jahresrehnungen finden bie für die Gemeinde- und Gtiftungs:- 
rehnungen beftehenden Vorjhriften analoge Anwendung. 

Die Einfiht der Rechnungen ift den Diftriftsfchulinfpectionen un- 
weigerlich zu geftatten. 


7. Turnunterricht. 


Dergl. Landtagsabjhied vom 10. Nov. 1861, Abth. III. $ 21, 
M.E. vom 17. Nov. 1861, C.M.Bl. ©. 309, E.M.E. vom 2, Nov. 
1868, RAD. ©. 2194. Gie befaßt fih zunähft mit dem Turn: 
unterricht an ben höheren Lehranftalten, ordnet aber dann aud in Bes 
zug auf den Turnunterricht in den Elementarjhulen folgendes an: 


Nachdem indeß auch in ben bis heute noch nicht. zurüdgenommenen Lehr: 
plänen für die Glementarfhulen von 1806 (R.Bl. ©. 9) und von 1811 (DU, 
B.D.S. Bd. IX. ©. 1344) die Pflege der Gymnaſtik .—. vorgefeben ift, 
und namentli in ben Städten, wo ber Schuljugend zur Törperlihen Bewegung 
und Uebung fo wenig Gelegenheit fid bietet, das Turnen der Knaben im In 
terefe ihrer Gefundheit und Lörperlichen Entwidlung und als heilfames Gegenges 
wicht gegen die vorwiegende geiftige Beihäftigung und Anftrengung berfelben für 
höchſt nützlich und förderlich erachtet werden muß, fo hat die f. Regierung, Kam: 
mer bes Innern, ſchon jeßt es fich angelegen fein zu laſſen, bie Stabtgemeinden 
ihres Regierungsbezirfes in jeder Weile zur Einführung bes Turmunterrichts in 
den männlichen Volksſchulen und zur Beihaffung der hiefür erforberlihen Plätze 
und Localitäten und der Mittel zur Remunerirung eines Turnlehrers zu ermuns 
tern. Wird von einer Stadtgemeinde mit Zuftimmung ber Schulbehörde die Ein: 
führung bes Turnunterrichts beichlofien, jo Können von ber Ießteren auch alle 
Schüler, welche nicht durch ärztliche Zeugniffe ihre körperliche Unfähigkeit nachzu⸗ 
weifen vermögen, zur Theilnabme angehalten werben. 

Selbſtverſtändlich fteht dann aud ber Zurmunterriht, wie jeber anbere 
Unterricht, unter der Auffiht ber Schulbehörben. 
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Das Bebürfniß einer geeigneten Lehrkraft wirb meift durch die Vollksſchul— 
fehrer felbft befriedigt werben können, da fchon feit bem Jahre 1862 in der Schul: 
lehrerfeminarien Turnunterricht ertheilt wird und fi in Städten immerhin ſolche 
jüngere Lehrer finden werben, welde eine turnerifche Vorbilbung genoſſen haben. 

Nah Maßgabe der vorftehenden Directiven bat die k. Regierung, Kammer 
bes Innern, bas weiter Geeignete zu verfügen. 


8. Schullehrer. 
a. Deren Bildung. 


K. A. Berorbn. vom 29. Sept. 1866, C.M.Bl. ©. 221, die 
Bildung ber Schullehrer im Königreich betr., mit Normativ. 

Zu $ 48 des Normativs bejtimmt E.M.E, vom 22. Febr. 1867, 
M.Bl. ©. 49, daß Geiſtliche, welche ſich um eine Schulftelle, oder um 
ein Schulbeneficium bewerben, ihre Befähigung biefür nachzuweiſen haben, 
— Vorſchriften für die desfallfige Prüfung. 

E.M.E. vom 9. März 1867, M.Bl. ©. 63. An Stelle des 
$ 52 des Regulativs vom 31. Jan. 1836 tritt $ 37, 81 und 105 
bes Normativs vom 29. Sept. 1866. 

E.M.E. vom 18. Det. 1867, M.Bl. ©. 220. Bildung der Schul: 
lehrer, Ertheilung von Dispenfen bezüglih ber Beflimmungen des 
$ 76 Abf. 1 des Normativs vom 29. Sept. 1866. 

EM.E. vom 9. Oct. 1869, M.Bl. ©. 310. Vollzug des $ 26 
Abth. I. lit ec. und d. des Normativs vom 29. Sept. 1866, Aufnahme 
in die Präparandenfhulen und Scullehrerfeminarien. 

Ee.M.E vom 5. Mai 1868, MB. ©. 117, Bildung von 
Lehrerinnen betr. 

b. Anftellungsgefude 
find von eigener Hand der Lehrer zu fchreiben. 
(Entſchl. vom 21. Sept. 1820, ibid. ©. 1234.) 

Solde Geſuche find ausfhließend an bie Diftriftsverwaltungs: 
behörben oder an bie Diftriftsfchulinfpection desjenigen Diftrifts, in 
welchem ſich die erledigte Schulftelle befindet, unter Beifügung ber ver: 
ſchloſſenen Dualificationszeugniffe einzufenden und mit gemeinfamen Be: 
richt den Schulbehörben vorzulegen. 

(Gefch.Bereinf.®. vom 29. Dez. 1836, XXVIL R. Bl. von 1836 
©. 1046. MEN. 1859 ©. 372.) 


c. Präfentation der Gemeinden und Privatpatrone 


auf Schuldienfte, wo das Recht hierauf nachgewiefen ift, ift nicht zu 
beanftanben. 

Das Geſetz vom 10. Nov. 1861 Hat eine Aenderung hinſichtlich 
ber ben Gemeinden oder Dritten zuftehenden Präfentationsrechte weder 
ausdrüdlich getroffen, noch auch beabfichtigt; im Gegentheile wurde in 
der Situng bes II. Ausfhuffes der K. d. Abg. vom 24, Sept. 1861, 
dann in der Sitzung dieſer Kammer vom 18, Oct. Sten.Ber. ©. 482 
ausdrücklich conftatirt, daß durch die Beſtimmungen des Geſetzes die be: 
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ftehenden Patronats= und Präfentationsrechte nicht berührt werben follen. 
Würde mit der Umwandlung einer Schulftelle in ein ftändiges Proviforat 
gemäß Art. 21 das Präfentationsrecht eines britten fuspendirt, jo würde 
hiedurch thatfählih eine dem Sculdotationsgefege fern liegende ſehr 
wejentlihe Beeinträchtigung ber beſtehenden Präfentationsrechte herbeige: 
führt. (M.E. vom 26. Aprif 1862.) 

Hiedurch find die entgegenftehenden M.E. vom 7. Juni 1849 
und 23. Sept. 1851 (Martin’s 2. Nachtrag zur Samml. der Gef. und 
Verordn. über das deutihe Schulwefen S. 846 und 803) aufgehoben. 

(DU, IX, ©, 1241 u. ff.) 
Beftellung der Schulverwefer Tediglih durch die Kreisregierung. 
(M.E. vom 23, Juli 1836, ibid. ©. 1256.) 

Einführung der armen Schulſchweſtern. 

(ME. vom 9. Juni 1852, Döll. XXIV. ©. 370.) 

Ohne Zuftimmung der Gemeinde können Klofterfhulen, Schul: 
brüder oder Schulſchweſtern nicht eingeführt werden, 

(Gef. vom 10. Nov. 1861, Art. 2 Abſ. 5, G. Bl. ©. 301.) 

EM.E. vom 11. Jan, 1867, MB. ©. 5. Für Schulftellen 
in Städten dürfen Schuldienft : Erfpectanten, fomweit fie bereits als Ge: 
hilfen oder Verweſer verwendet waren, auch mit der Note II. der Ans 
ftellungsprüfung, jedod nur unter der Vorausſetzung präfentirt werben, 
daß fie ſich während ihrer Verwendung im Schuldienfte die erfte Quali: 
ficationsnote erworben haben. 


d. Berpflidtung der Schullehrer. 


a) Leber neu ernannte Schullehrer hat fih vor dem Dienftantritte 
bei der k. Diftriktsfchulinfpection beziefungsweife Localjchulcom: 
miffion und bei dem Vorftande der Diftritspolizeibehörde vorftellig 
zu machen und bei Lebterem fofort den Eib auf die Verfafjung 
und den Eid wegen Nichttheilnahme an unerlaubten Verbindungen 
abzuleiften, worüber ihm ein Certificat auszuftellen ift. 

b) Die Dienfteinführung eines neu ernannten Schullehrers, Schul: 
verweſers ober Gehilfen, fowie deren Verpflichtung auf die Dienftes- 
inftruction und bie Dienftesobliegenheiten durch Handgelübde an 
Eides Statt, fteht hienächſt nad) $ 35 der Inftruction für bie 
Rocalfhulinfpection vom 15. Sept. 1808 und A. V. vom 10. Mai 
1810, Döll. IX. ©. 1091, 1099, 1255, den Localfchulinfpec- 
toren, beziehungsweife den Localfchulcommiffionen zu, wobei bie 
Berpflihtung durch den Borftand der Localjhulcommiffion oder 
durh den Schulreferenten und die Einweiſung durch ben be: 
treffenden Bezirksinfpector zu geſchehen hat. 

ec) Den Eid wegen Nichttheilnahme an geheimen Geſellſchaften 
müſſen aud die Schulverwejer bei der erften Uebertragung ber 
felbftftändigen Berwefung einer Schule bei der Diftriftspolizeis 
behörde ableiften. 
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d) Die ifraelitifchen Lehrer, fie mögen nur ben Religions oder aud) 
den Elementarunterriht für Kinder öffentlich ertheilen, müſſen 
mit Beobachtung der in dem Generale vom 20. Juli 1825 vor: 
gejchriebenen Form auf gleiche Weife den Verfaſſungs- und Dienit: 
eid Teiften, beziehungsweife das Handgelübd an Eides Statt ab- 
legen. 

e) Bei ber Verſetzung eines Lehrers, Verweſers oder Gehilfen hat 
feine neue Berpflihtung, fondern nur die Hinweifung auf die 
ſchon früher erfolgte durch die Localfhulinfpection oder Schul: 
commifjion ftattzufinden, nachden die VBorftellung bei dem Diftrikts- 
polizeibeamten und Diſtriktsſchulinſpector fattgefunden hat. 

f) Die Diftriftspolizeibehörden und Diftriktsfchulinfpectionen find ges 
halten, wenn ein Lehrer in einen Bezirk verfeßt wird, ber ein: 
ſchlägigen Diftriftspolizeibehörde refp. Schulinfpection des neuen 
Beitimmungsortes des Lehrers bei der Mittheilung der Quali: 
ficationslifte Nachricht zu geben, ob die Beeidigung und Verpflich— 
tung Schon gefhehen fe. (MA. vom 12. Jan. 1861.) 

E.M.E. vom 17. Det. 1865, M.Bl. ©. 235, Verpflichtung 
ber Schullehrer als Mefner. 


e. Dualification der Lehrer. 


C.M.E. vom 18. April 1868, M.Bl. ©. 98. Die früßer an: 
georbnete Führung gefonderter Qualification und zwar durch die Diſtrikts— 
polizeibehörde und bie Diftriftsfchulinfpection ift aufgehoben. 

Künftighin Haben beide Aemter nur eine gemeinfhaftlihe Quali: 
ficationglifte für jeden Schullehrer herzuftellen. 


f, Befoldungsanfprüde, 


Durch das Geſetz v. 10. Nov. 1861, die Aufbringung des Bedarfes 

für die deutfchen Schulen betr., ift der geringfte Gehalt eines Schullehrers: 
4) bei Gemeinden von mehr als 10,000 Seelen auf 500 fl., 
2) in Gemeinden von 2500 — 10,000 Seelen auf 450 fl., 
3) in ©emeinden unter 2500 Seelen auf 350 fl. 

jährlich feſtgeſetzt. 

Höhere Befoldungen find hiedurch nicht ausgefchloffen. 

Der geringfte Bezug eines Schulverwefers ift auf 250 fl. nebft 
freier Wohnung, und ber eines Sculgehilfen auf wenigftens 200 fl. 
feftzuftellen, wovon 120 fl. die dem Schullchrer für die Verpflegung bes 
Gehilfen gebührende Entfhädigung bilden. Art. 3. 

E.M.E. vom 4. März 1865, M.Bl. ©. 54. Der geringjte 
Gehalt eines Schullehrers ift nach je drei Abftufungen nad) der Seelen: 
zahl der Gemeinden feftgeftellt — Art. 3 des Schuldotations-Geſetzes vom 
10. Nov. 1861. Sobald alfo eine Gemeinde nad der wirklichen Seelen: 
zahl in eine höhere Klafje auffteigt, ift fie fchuldig, den hienach den Lehrer 
treffenden Gehalt nah Maßgabe der dermaligen Volkszahl zu erhöhen. 
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In die Gefammtbevölferung des Schulortes ift auch die mili— 
täriſche Bevölkerung einzuzählen, 

Den Lehrern der Gemeinden mit einer Bevölkerung unter 2500 
Seelen gebührt eine für ben Bedarf einer Familie ausreichende Wohnung 
nebft den erforberlihen Wirthihaftsräumen. 

Nah Art. 129 der Gem.Ordn. vom 29. April 1869 fteht es 
ben Gemeinden frei, einen ©emeindefchreiber aufzuftellen. Die Wahl 
ber Perfon fteht der Gemeinde frei. Die Lehrer haben fürber weder 
das Recht noch bie Pflicht zur Uebernahme ver Gemeindeſchreiberei. 

Die wegen unverſchuldeter Dienſtuntauglichkeit vom Dienſt ent— 
hobenen Schullehrer empfangen einen Unterhaltsbeitrag von mindeſtens 
200 fl. Derſelbe iſt aus den neuzubildenden Kreisunterſtützungsvereinen 
zu ſchöpfen, eventuell aus Kreismitteln. Art. 8 des Geſetzes. 

Die beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen legen der Schulgemeinde 
keine Verbindlichkeit auf, den Hinterlaſſenen der Schullehrer als 
ſolchen Penſionen oder fixe Alimentationen zu gewähren. 

Die Schulgemeinden ſind zu ſolcher Verſorgung nur nach Maß— 
gabe der Armengeſetze verpflichtet, vorbehaltlich der Anſprüche der Re— 
licten auf Unterſtützung aus den beſonders beſtehenden Vereinen und 
Verſorgungsanſtalten für Schullehrer-Relieten. 

(Vergl. Döll. XXIV. S. 366.) 

Was den ſ. g. Nachſitz der Wittwe bei Abſterben eines activen 
Schullehrers betrifft, ſo hat dieſelbe ſtrenge genommen nicht einmal auf 
den Sterbe- und Nachmonat Anſpruch, ſonach um ſo minder den Nachſitz 
anzuſprechen; doch wurde bisher ausnahmsweiſe bei vorhandener großer 
Kinderzahl und geringerem Vermögensſtande ein ſolcher Nachſitz auf 
3— 4 Monate bewilligt. 

(Vergl. M.E. vom 31. Det. 1837 Nr. 1101, den Vollzug des Gem.Ed. 
betr., $ 153 20. Ausjchreiben der k. Regierung von Oberfranken vom 
22. San. 1850.) 

C.M.E. vom 27. Det. 1865, M.Bl. ©. 250. Der Nachſitz 
einer Schullehrerswittwe kaun höchſtens auf 3 Monate (U R. vom 
26. April 1810, Döll. IX. 1290) in keinem Falle aber über ben An 
fang bes neuen Schuljahres hinaus geftattet werben. 

Die Intercalarien fallen, foweit fie nicht durd die Verweſung 
abforbirt wurden, in der Regel der Schulcaffe zu; allein in Mittelfranfen 
werben bie Intercalarüberfchüffe aller Schuldienfte nah M.E. vom 10. 
Gebr. 1856 der Unterftügungsanftalt für die Hinterbliebenen ber Schul: 
lehrer in Mittelfranken überlaffen, wodurd eine Erhöhung der Wittiwen- 
penfion von 40 auf 80 fl. ermöglicht wurde. 

(RU vom 23. Febr. 1833, KADL. ©. 149, vom 7. Aug. 1845 

©. 445, A.Bl. 1856 ©. 304, A.Bl. 1859 ©. 1576.) 

Die Feltftelung der Befoldung und fonftiger Dienftesemolumente 
der Lehrer competirt zur Verwaltung. 

(DAE,. vom 23. März 1863, R.Bl. ©. 530.) 
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g. Heimat und Verehelihung ber Lehrer. 


Die Verhältniffe der Lehrer in Bezug auf Erwerbung ber Heimat 
und auf Berehelihung richten fi) nunmehr Tediglih nad den Beflim: 
mungen bes Geſetzes über Heimat, DVerehelihung und Aufenthalt vom 
16. April 1868. 


h. Disciplin. 


Die Ertheilung des Urlaubs am Lehrer bis zur Dauer von 6 

Wochen ijt den Diftriftspolizeibehörden überlafjen. 
(Form.V. 1825, $ 84, RB. S. 1103.) 

Die Strafen, mit welden gegen Schullehrer vorzufchreiten ift, 
find Berfegung auf einen wejentlid geringeren Dienft oder Entlaffung. 
(M.E. vom 13. Febr. 1835, Döl. IX. ©. 1277.) 

Den Schullehrern ift die Pachtung von Jagden innerhalb ihres 
Schulfprengels unbedingt verboten, außerhalb deſſelben geftattet; es ift 
jedoch zu überwaden, daß fie durch zu häufigen Jagdbeſuch ihre Dienft: 
pflichten nicht vernachläfjigen. 

(M.E. vom 30. April 1850, Döll. XXIV. ©. 358.) 

Unterauffchlägerdienfte fönnen an Sculfehrer verliehen werben. 

(ME. vom 6. Sept. 1811, Döll. IX. ©. 1283.) 

Das für die Tateinifhen Schulen und Gymnaſien beftehende Ver: 
bot des Privatunterrihts von Seiten ber Lehrer in den eigenen Klaffen 
ift auf die deutſchen Schulen nicht anwendbar. 

(M.E. vom 12. März 1841, Dil. XXIV. ©. 361.) 

Die Koften refp. Baarauslagen in einer bisciplinären Unter: 
fuhung fallen dem k. Aerar zur Laft, da die Handhabung ber Disciplin 
gemäß $ 81 der Form.B. vom 17. Dez. 1825 und der M.E. vom 
21. Juni 1834, Döll. XIX. ©. 369, einen DOfficialgegenftand bilden. 


9. Schulftatiftit und Faffion. 

Nah M.E. vom 12. Det. 1832, Döll. IX. ©. 1472, ift über 
jebe einzelne Schulftelle eine genaue Beihreibung — Schulſtatiſtik — 
berzuftellen, welche den Zweck hat, alle auf die Schule bezüglichen Ber: 
bältniffe: 

1) ihren Sik und Umfang, 
2) die Zahl, Größe, Beichaffenheit der Schulhäufer, 
3) die Zahl der Lehrer oder Lehrerinnen, 
4) die Fundation der Schule, 
5) bie Quellen bes Einfommens ber Lehrer, 
6) die Perfonal: und Real-Exigenz der Schule, 
7) den Nachweis eines weiteren Bedarfes ꝛc. 
barzulegen. (Conf. M.E, vom 17. Oct. 1850, Döl. XXIV. ©. 389.) 

Der in der Statiftit einzutragende Geſammtgehalt bes Lehrers 

aus dem Schuldienft und den bamit ftändig verbundenen ober gefehlich 
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vereinbarlichen Nebenfunctionen hat ſich auf eine Gehaltsfaffion zu grün— 
ben, für beren Herftellung die M.E. vom 12. Det. 1832 $ 19 u. ff. 
Maß gibt. 

Diefe Faffionen find durch Nachträge über vorkommende Aende— 
rungen jtet3 im Cvidenzitande zu halten. 

Bon wefentlihem Einfluß hierauf find ferner die M.E. vom 26. 
Febr. 1857, die Befoldung der deutſchen Schullehrer betr., wodurch bie 
Herjtellung neuer Gehaltsfaffionen angeordnet wurde. 

(K. A. Bl. 1857, ©. 363.) 

Durch das neuefte Gefeb vom 10. Nov. 1861, die Aufbringung 
bes Bedarfs für die deutſchen Schulen betr, Art. 2-8, find die Grund: 
lagen der Gehaltsregulivung weſentlich alterivt, fo daß eine neuerliche 
Rectification der Schulfafftonen angeordnet wurbe. 

Die im Hinblid auf Art. 6 des Schulgefeßes zu gewährenden 
Congrua-Ergänzungszuſchüſſe aus der Kreisſchuldotation, beziehungsweife 
aus dem Kreisfonde, ſowohl die älteren zur Ergänzung der Congrua auf 
200 fl. und 250 fl. als auch die neueren zur Ergänzung auf 350 fl. 
bilden feine ftändigen Bezüge und find daher auch nicht unter die faſſions— 
mäßigen Erträgniffe einzuftellen, fondern blos vorzumerfen. Sie find 
jederzeit wiberruflicher Natur und nur auf bie Dauer des nachgewieſenen 
Bedürfniffes gewährt, daher bei eintretenden Veränderungen in den faf- 
fionsmäßigen Erträgniffen einer Schulftele immer neu zu reguliren, 

Sind aber frühere Naturalreichniffe inzwifhen in ein ftändiges 
Geldreichniß firirt worden, fo iſt legteres in die Faſſion einzuftellen, 
(M.E. v. 10. Mai 1856, betr. die Congrua-Ergänzungen der Schullehrer.) 

Darüber, ob beftrittene Beftandtheile des Schuleinfommens dem 
Schullehrer zuzumweifen, beziehungsweife in bie Faſſion einzurechnen feien 
oder nicht, haben die Diftriftsverwaltungsbehörden nah Maßgabe bes 
Gef. vom 10. Nov. 1861 salvo recursu in I. Inftanz zu entſcheiden. 


10. Schulbehörden. 
Die unmittelbare Auffichtsbehörde über die deutſchen Schulen ift: 


1. Die Localjhulinfpection. 


In jeder Pfarrei oder Filiale, wo fich eine Schule befindet, 
iſt eine Localfchulinfpection zu bilden. 
(B. vom 22. Mat 1821, DU, IX. ©. 1094.) 
Die Inftruction für Localfchulinfpectionen datirt v. 15. Sept. 1808. 
(DM. ibid. S. 1085.) 
Die Localfchulinfpection beftebt: 
a) in Landgemeinden aus dem Pfarrer, dem ®emeindevorfteher und 
2— 3 Ausſchußmitgliedern, 
b) in Eleineren Städten und Märkten aus dem Bürgermeifter, bem 
Pfarrer und 1— 4 Magiftratsräthen, 
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e) in größeren — unmittelbaren — Städten werben Diftrikte und 
für dieſe felblftftändige Localjchulinfpectionen gebildet; fie beftehen 
aus dem betreffenden Pfarrer, 1 Magiftratsrath und 1—3 Diftrikts: 
vorjtehern als außerordentlihen Mitgliedern. 


Den Borfik in den Localfchulinfpectionen führt auch in Städten 
immer ber Pfarrer. (M.E. vom 8. Mai 1840, Döl. XXIV. ©. 316.) 


EM.E. vom 13. Juni 1866, M.Bl. ©. 135. Die Localfchul: 
infpectoren gehören in die Kategorie jener öffentlichen Diener, weldyen der 
Bollzug von Geſetzen obliegt und denen durch das Strafgeſetzbuch ent: 
ſprechender Rechtsſchutz für die Ausübung ihrer Pflicht gewährt ift. 


2. Diftriftsfhulinfpection. 


Ueber die Localjchulinfpectionen, welche einem Diftriftspolizeibezirfe 
angehören, führt eine Diftriftsfchulinfpection die Aufficht. 

Sie fteht unmittelbar unter der Kreisregierung, überwacht zunächft 
die innern Schulangelegenheiten, Unterriht und Disciplin, und die Thätig- 
feit der Localjchulinfpectionen. 

Die EM.E. vom 17. Auguft 1863 regelt die Gebühren ber 
Diftriftsfhulinfpectoren für die Vornahme von Prüfungen. 

(Inftr. vom 15. Sept. 1808, Döll. IX. ©. 1064, XXIV. ©. 315.) 

Dieſe Diftriftsfchulinfpectionen theilen die Aufgabe der Leitung ber 
Schulangelegenheiten mit den Diftriftspolizeibehörben. 

ALS gemischte Angelegenheiten, welche dem gemeinfamen Wirken der 
vorgenannten Diftriftsbebörden anheim fallen, bezeichnet das MR, vom 
24. Juli 1833, Döl. IX. ©. 1071: 


a) alle organifhen Einrichtungen, als: Bildung und Beränberung 
der Sculfprengel, Erridtung öffentliher und nicht öffentlicher 
Lehrinftitute; 

b) die Errichtung und Beſetzung von Lehrerftellen ; 

e) die Qualificationsbücher des Lehrerperfonals, welche von jeder 
Diſtriktsſchulbehörde gejondert geführt werben; 

d) die Handhabung des Schulbefuches ; 

e) die Evidenthaltung der Schulitatiftif; 

f) alles finanzielle des Unterrichts, insbefondere bie Herftellung und 
Unterhaltung der Schulgebäude und der Schulgeräthichaften und 
das Schulfondsredhnungswefen, endlich 

g) die jährliche Hauptviſitation ſämmtlicher Schulen jedes Bezirke. 
Die zu erſtattenden Berichte ergehen unter gemeinſamer Fertigung 

der beiden Behörden. 

Dagegen gehört die rein techniſche Leitung des Unterrichts und 
der geiſtigen Erziehung ausſchließend dem Wirkungskreis der Localſchul— 
infpectoren unter Aufſicht der Diſtriktsſchulbehörden zu. 

In Sachen bes Religionsunterrihts insbefondere find felbe un: 
mittelbar und excl. der Oberleitung ber kirchlichen Stellen ihrer Confeſ— 
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fion untergeben, an welde fie auf Verlangen biesfalls zu berichten und 

beren Aufträge und Weifungen fie pünktlich zu vollziehen haben, 
(M.E. vom 25. Juli 1833 Ziff. L, Döll. IX. ©. 1072.) 
Diftrittsfchulinfpectionen find bei Berfendungen in Amtsfachen poft: 

portofrei. (ME. vom 23, Juni 1829, Döl. IX. ©. 1077.) 


3. Zocalfhulcommiffionen. 


In größeren Städten, beren Umfang die Errichtung mehrerer 
Stabtbezirfsinfpectionen nothwendig macht, werden mehrere Stadtbezirke: 
infpectionen formirt und alle ordentlichen Mitglieder ver Bezirksinfpectionen 
machen, vereinigt mit einem Bürgermeifter, die Stadtſchulcommiſſion aus. 

Den Vorſitz führt der Bürgermeifter. 

Ueber das Verhältniß ber Schulinfpectionen zu ben Schulcommiffionen 
und den ftäbtifchen Behörden gibt die M.E. von 24. Juli 1829 Vorſchrift. 
(DU. XXIV. ©. 317, R.Bl. 1821 ©. 102 und mittelfe. J.Bl. 1839 

©. 856 und 1840 ©. 102.) 

Hierin ift auch angeorbnet, daß einem ber geiftlihen Mitglieder 
ber Schulcommiffion das Referat in den zum Wirkungskreis der Schul: 
infpectoren gehörigen Angelegenheiten einzuräumen fei. 

Ueber den Wirkungsfreis ber Kreisſcholarchate. 

(A. E. vom 4. April 1832, DU. IX. ©. 1056 und XXIV. ©, 314.) 

Schulbeneficiaten ftehen glei Schullehrern unter der Zocalinfpection 
bes betr. Pfarrers. (M.E. v. 29. Sept. 1841, Döll. XXIV. ©. 318.) 

Proteftantiiche Pfarrvicare haben die Localfhulinfpection zu führen, 
Privatoicare nicht. (M.E. vom 1. April 1848, ibid. ©. 319.) 

Jede felbitftändige und confefjionell getrennte Schule muß in ber 
Localſchulcommiſſion durd einen Pfarrer oder Vicar als Localfchulinfpector 
vertreten fein. (M.E. vom 26. Nov. 1848, ibid. ©. 320,) 

Selbit wenn die Pfarrei oder Gemeinde feine eigene Schule hat, 
fo muß fie doch in der Anfpection vertreten fein, wenn ihre Kinderzahl 
1, der Schülerzahl ausmadt. (M.E. v. 11. Juni 1850, ibid. ©, 324.) 

Die Beiziehung ber Schullehrer zu den Sitzungen ift durch R.A. 
im mittelfr. A.Bl. 1861 ©. 1054 angeordnet. 


H. Erridjtung und geitung von Privat: Erziehungs: und 
Anterridtsanftalten. 


Nach Art. 108 des P.St.G. wird an Geld bis zu 50 fl. geftraft: 
1) wer ohne die nad Verordnung erforberlide polizei 
lihe Bewilligung eine Erziehungs: und Unterrichts— 
anftalt gründet ober leitet, 
2) wer ohne polizeilide Bewilligung Tanzunterridt, 
an welhem Perſonen männliden und weibliden 
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Geſchlechts gleichzeitig theilnehmen, ober eine Anftalt 

für Fecht-⸗,Turn- und Shwimmunterricht eröffnet. 

Zugleich ift im Strafurtheil die Schließung folder An- 
ftalten auszuſprechen. 


Zum Vollzuge dieſes Gefeßes iſt durch A. V. vom 28. Juni 1862, 
RB. ©. 1583—1587, die Erritung und Leitung der Erziehungs: 
anftalten betr., Folgendes beftimmt: 


Wir finden Uns bewogen, auf Grund bes Art. 108 bes P.St. G. B. be: 
züglih der Gründung und Leitung von Erziehungs: oder Unterrichtsanftalten, 
dann bezüglich der Eröffnung von Tanzunterricht und von Anftalten für Fecht-, 
Zum: oder Schwinmunterricht zu verordnen, was folgt: 


$ 1. 

Diejenigen Perfonen, welche eine Erziehungs oder Unterrihtsanftalt grün: 
ben ober leiten wollen, bedürfen biezu einer polizeilihen Bewilligung. 

Diefe Bewilligung wird bezüglidy derjenigen Anftalten, an welchen alle für 
das Gymnafium oder für die laleiniſche Schule obligatoriſchen Unterrichtsgegen- 
fände gelehrt werben follen, von der Kreisregierung, 8. d. J. nah Vernehmung 
ber eigen Berwaltungs: und Schulbehörben ertheilt. 

Die —* ber Bewilligung für die übrigen Erziehungs- oder Unter: 
rihtsanftalten fteht in München ber PBolizeidirection, in ben anderen den Kreis: 
verwaltungsftellen unmittelbar untergeordneten Städten den Magiftraten und in 
ben übrigen Bezirten ben Bezirfsämtern nach vorgängigem Benehmen mit ben 
einfchlä F Schulbehörden zu. 

3 r bie mit ber Gründung von Erziehungs» oder Unterrichtsanftalten etwa 
verbundene Errichtung von Klöſiern ober geiflicen Genoſſenſchaften bleibt bie 
lanbesherrlihe Bewilligung vorbehalten, 

Ueber Genehmigung ber Aufftellung von Religionslehrern in Privatinftituten 
fol die biſchöfliche Stelle vernommen werden. (M.E. v. 8. April 1852 Ziff. 19,- 
Dil. XXI. ©. 93.) 


$ 2. 

Die polizeilihe Bewilligung zur Gründung ober Leitung einer Erziehungs: 
ober Unterrihtsanftalt ſoll in der Regel nur Perfonen ertheilt werben, welche das 
bayerifche Indigenat befigen und ift außerdem durch ben Nachweis Rreng fittlicden, 
fowie untabelhaft bürgerlichen Verhaltens, dann einer ber Aufgabe der Anftalt 
völlig genügenben Berufsbefähigung bedingt. 


S 3. 
Sur Gründung oder Leitung von Erziehungs» ober Unterrihtsanftalten, 
welche eine den Unterricht an den öffentlichen Erziehungs- oder Unterrihtsanftalten 
umfaffende Bildung geben wollen, fann im Abficht auf die Berufsbefähigung bie 
polizeiliche Bewilligung nur ſolchen Perfonen ertheilt werben, weldye bie zur Anz 
ftelung im Lehramte an den entfprehenden Bffentlichen Erziehungs: ober Unter: 
richtsanftalten erforderlichen Vorbedingungen erfüllt haben. Zum Beſtehen einer 
Prüfung in fremden Tebenden Epraden find jedoch die Gruͤnder und Vorſteher 
einer Erziehungs: oder Unterrichtsanſtalt nicht verpflichtet. 


. 4. 

Die Gründer ober Leiter von — oder Unterrichtsanſtalten, welche 
die Unterweiſung in ſolchen Kenntniſſen oder Fertigkeiten beabſichtigen, bezüglich 
deren für die Schüler öffentlicher Erziehungs- oder Unterrichtsanſtalten Feine 
zwangsweife Verpflichtung zur Theilnahme am Unterrichte befleht, haben ihre 
Befähigung hiezu durch genügende Nachweiſe darzuthun. Im alle der Unzuläng- 
lichkeit diefer Nachweiſe And ie im $ 1 Nbf. 3 bezeichneten Berwaltungsbehörben 
befugt, im Benehmen mit ben betr. Schulbehörben eine befondere Prüfung anzus 
onen, ber fich die Betheiligten zu unterziehen haben. 
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6b. 

Die in $ 1 Ab. 2 erwähnten Erziehungs= oder Unterrichtsanftalten ftehen 
unter ber Auffiht der Kreisregierungen, KR. d. J., welche dieſe Aufficht zunächſt 
durch Vorſtände entſprechender öffentlicher Erziehungs» oder Unterridhtsanftalten 
üben zu laffen haben. 

Ueber alle anderen Erziehungs- oder Unterrichtsanftalten wird die Aufficht 
durch die in G 1 Abſ. 3 bezeichneten Verwaltungsbehörden im Benehmen mit den 
Diftriftsihulinpectionen und Localfhulcommiffionen geführt, welche die unmittelbare 
Ueberwachung durch die Ortspolizeis und Schulbehörben ausüben zu laffen haben. 


$ 6. 

Die Gründer oder Leiter von Erzichungs= ober Unterrichtsanftalten haben 
ben Auffichtsbehörben über die Unbefcholtenheit und über die Kenntniffe der von 
ihnen verwendeten Lehrer Nachweife vorzulegen und über die Einrichtung ihrer 
Anftalten Aufſchluß zu geben. Insbeſondere haben fie die Lehrpläne und Sakungen 
in Vorlage zu bringen und find zur genauen Ginbaltung bderfelben verpflichtet. 
Eie find ferner verpflichtet, den von ben Auffichtsbchörden gegebenen Anordnungen 
Folge zu leiſten. 

Im Falle der Nichtbeachtung folder Anorbnungen, oder foferne zum 
Schutze der Sittlichkeit eine Einjhreitung erforberlih wird, find die Verwaltungs: 
behörden befugt, die von ihnen ertheilte polizeiliche Bewilligung wieder einzuzichen. 


$7 

Zur Eröffnung von Tanzunterriht, an welchem Perſonen männlichen und 
weiblihen Geſchlechtes gleichzeitig theilnehmen, oder einer Anftalt für Fecht:, Turms 
oder Schwimmunterricht ift eine polizeiliche Bewilligung der in $ 1 Abf. 3 bezeich— 
neten Berwaltungsbehörden erforderlich. Diefe Bewilligung ift in der Regel nur 
Perfonen zu ertheilen, welde das bayeriiche Indigenat befipen und ein fittlich wie 
bürgerlich untabelhaftes Verhalten nachweiſen können. Die Bewerber haben ferner 
Nachweis darüber beizubringen, daß fie entweder genügende eigene Befähigung be: 
fißen, oder den Unterricht duch verläffige, genügend befähigte Perfonen ertheilen 
lajjen. Die Verwaltungsbehörden find befugt, bie von ihnen ertheilte polizeiliche 
Bewilligung wieder einzuziehen, fobald wegen Verhütung fittliher Mißſtände oder 
förperlicher Beſchädigung hiezu Anlaß gegeben if. Militärifche Anftalten für Fecht:, 
Zum: oder Shwimmunterricht bedürfen einer polizeilichen — — auch dann 
nicht, wenn die Theilnahme Perſonen geftattet iſt, die dem Militärverbande nicht 
angehören. 

— In Anwendung des Art. 28 des Gef. vom 26. Febr. 1850, Vereine betr., 
ift der fhulpflichtigen Jugend, Werk: und Feiertagsihülern, dann den Schülern 
ber Stubienanftalten und techniſchen Unterrichtsanftalten, jede Betheiligung an den 
beftehenden Turnvereinen als Bereinsmitglieder unterfagt. 

Die Benügung der Turnanftalten unter entſprechender Aufficht ift geflattet. 
(D.C. vom 30. Dez. 1862, R.Bl. ©. 62.) 


88. 

Auf bie in dem Wirfungskreife des Staatsminifteriums bes Handels und 
der öffentlichen Arbeiten unterftellten Erziehungs: oder Unterrictsanftalten finden 
die vorſtehenden Beftimmungen Feine Anwendung. Bezüglich diefer Anftalten 
bleiben bejondere Vorſchriften vorbehalten. 


$ 9. 
eig. für alle Landestheile giltige Verordnung tritt mit dem 1. Juli 
diefes Jahres in Wirlſamkeit. — — — verlieren alle mit dieſer Verordnung 
in Widerſpruche ſtehenden Vorſchriften ihre Giltigkeit. 


München, den 28. Juni 1862. 
Die Ertheilung von Privatunterricht für alle im Art. 108 des 
P.St. G. nicht bezeichneten Gegenſtände iſt an eine polizeiliche Erlaubniß 
nicht gebunden. 
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II. Höhere Unterridtsanftalten. 


Die Diftriftsverwaltungsbehörden haben an ber Leitung der höheren 
Unterrihtsanftalten feinen Theil zu nehmen; die innere unmittelbare Auf: 
ſicht dieſer Anftalten gebührt den Nectoraten; inwieweit die Kreisregie: 
rungen biebei mitzuwirken haben, bejtimmen die $$ 38 ff. der Form. V. 
vom 17. Dez. 1825. 

1. Die innere Ordnung ber lateinijchen Schulen und Gymnaſien 
beftimmt die vevidirte Ordnung vom 24. Febr. 1854, in Verbindung 
mit der revidirten Ordnung ber lateinifhen Schulen und Gym— 
nafien vom 29. April 1861, K.ABL ©. 536. 

Durh 5. ME. vom 4. Yan. 1862 ift das Schulgeld an den 
Stubienanftalten erhöht worben. 

Durh RA. vom 18, Jan. 1862, A.Bl. ©. 86, find die Diftrifts- 
polizeibehörden angewiefen worden, ben Eltern und Vertretern von Stu: 
direnden, welde zum Zwede ber Befreiung vom Schulgeld für ihre am 
Gymnaſium oder an einer Lateinfhule ftudirenden Söhne oder Pfleg- 
befohlenen um die Ertheilung von Vermögens: oder Dürftigkeitszeugniffen 
nachſuchen, ſolche nad dem für die Univerfitätsftudirenden vorgefchriebe: 
nen Formulare (vergl. bie folgende Ziff. 2) auszufertigen. 

Die Zuerfennung der Local: und Bamilienftipendien ift durchaus 
den Gemeinden, Yamilien oder Individuen zu überlaffen, welhen gemäß 
der Urkunden das Präfentationsrecht zulommt. — Die Euratelbehörden 
haben Tediglidy die Erfüllung des Willens des Fundators zu controliren, 

(Vergl. Yorm. 17. Dez. 1825 $ 49.) 

2. Für den Beſuch der bayeriſchen Hochſchulen beftehen bie 
Vorſchriften vom 13. Febr. 1842 mit dem Nadytrage vom 13. Oct. 1848. 

Die Diftriftspolizeibehörden find im Allgemeinen angewiejfen, die 
Univerfitätsbehörden in Handhabung der gegebenen Vorſchriften auf das 
Dereitwilligfte zu unterftüßen, ihre befondere Mitwirkung ift jedody in 
zwei Fällen fpeciell angeordnet. Nämlich: 

a) nah $ 94 lit. d. Abſ. 3 der Vorſchriften und $ 39 lit. k. darf 
fein Stubirender ohne Genehmigung des Nectord zur Zeit ber 
Borlefungen länger als eine Naht fih von dem Orte der Uni— 
verfität entfernen. 

Sämmtliche Polizeibehörden des Königreiches find beshalb an- 
gewiefen, Studirende, welche fid) während der Zeit der Borlefungen 
entfernt vom Univerfitätsorte in ihrem Amtsbezirke aufhalten und 
die Erlaubniß des Rectors hiezu nicht nachweifen können, bem 
Univerfitätsfenate oder ber Minifterialcommiffion unverzüglid an: 
zuzeigen. Werner: 

b) beftimmt $ 113 der Vorfhrift, in Verbindung mit $ 71—72 ber 
Sabungen für die Stubirenden der bayeriſchen Hochſchulen vom 
26. San. 1850, daß nur derjenige inländifche Studirende, welcher 
feine wahre und volle Armuth durch ein gerichtliches, in gehöriger 
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Form ausgeftelltes Zeugniß beweifen kann, Anſpruch auf gänzliche 
oder theilweife Befreiung von Honorarienentrihtung machen Fönne, 
Nah F 114 ibid. fol diefes Zeugniß enthalten: 
1) Namen und Wohnort des Candidaten, 
2) Stand und Gewerbe feiner Eltern, 
3) die Angabe, ob Vater und Mutter, oder beide geftorben find, 
4) die Zahl der Tebenden Geſchwiſter, und ob fie verforgt find oder nicht, 
5) der Betrag des Vermögens der Eltern, und des etwaigen ſelbſt— 
ftändigen Vermögens des Candidaten, fo wie es aus amtlichen 
und gerichtlihen Acten und Urkunden oder fonft bekannt ift, 
6) das Einfommen der Eltern aus Befoldungen und der Nebenbezüge 
aus andern Ermwerbsquellen, 
7) der Betrag ber Steuern, welche die Eltern der Stubirenden jühr- 
ih zu entrichten haben, 
8) der Betrag ber Schulden, 
9) die Quellen und Hilfsmittel, durch weldhe ſich ber Candidat bisher 
erhalten und feine bisherigen Studienkoften beftritten hat. 

Die Behörden, denen die Ausftelung dieſer Zeugniffe obliegt, find 
angewiefen, bei benjelben als bei amtlihen, unter öffentlicher Autorität 
ausgejtellten Urkunden mit ftrengfter Gewifjenhaftigkeit zu verfahren. 

Die Diftrittspolizeibehörden find zur Ausftellung diefer Zeugniffe 
berufen, fie haben jedoch, fo weit ber Inhalt diefer Zeugniffe fi auf 
Hypothefenbuchsertracte, auf gerichtliche Zeugniffe aus Verlaſſenſchafts— 
oder Bormundfhaftsacten, fodann auf rentamtliche Zeugniffe über Qua: 
lität und Betrag der Steuern begründet, biefe Zeugniffe als Beilagen 
beizufügen oder deren ganzen Inhalt in die polizeilichen Atteftate aufzu— 
nehmen. (RA, vom 2, Febr. 1850, K. A.Bl. ©. 73.) 

Vergl. ME. vom 22. Juli 1857, LABL S. 1083, welder 
das Formular bes Zeugniffes beigefügt ift. 

Die ME. vom 9. März 1863 ©. 546 hebt hervor, daß es 
nicht genüge, bie fraglichen Zeugniffe diftriftspolizeilich zu contrafigniren, 
fondern daß fie nah Form und Inhalt von den Diftriltspolizeis 
behörben beglaubigt, beftätigt werben müſſen. 


IV. Techniſche Lehranftalten. 


K. A. V. vom 14. Mai 1864. Die Reorganifation ber tech— 
niſchen LZehranftalten, Gründung von rn ie betr, 

8. A V. vom 12. April 1868, R.Bl. ©. 682. Drganifation 
ber neuen polytehnifhen Schule in München. 

K. A. V. vom 3. Sept. 1868, R.Bl. ©. 1698. Reorganifation 
ber tehnifchen Lehranftalten, hier Errichtung von Induſtrieſchulen. 

Cult. M.E. vom 7. Sept. 1868. Berbältniß der gewerblichen 
Vortbildungsfchulen zu den Sonn: und Feiertagsihulen. 


Bierter Abſchnitt. 
Medieinalwefen, 


Nach der Form.B. 651 —56 Haben die Diftriftsverwaltungsbehörben 
zur Aufrehthaltung und Beförderung von Sanitätsanftalten mitzuwirken 
und den Vollzug der hierüber beftehenden Berordnungen zu überwachen. 

Die unmittelbare Uebung ber Medicinal: und Sanitätspolizei obliegt 
zunächft dem von Seite des Staats dafür beftellten ärztlichen Perſonal, 
ben Bezirfsgerichts: oder Bezirksärzten, weldhen das gefammte übrige Sa: 
nitätsperfonal in Bezug auf fanitätspolizeiliche Zwecke untergeordnet if. 

Inwieweit die Diftriftsverwaltungsbehörde bei der Aufftellung des 
Perfonals, bei dem Vollzug fanitätspolizeilicher Verordnungen mitzuwirken 
babe, wird bei den einzelnen Abtheilungen angeführt werben. 

Die Grundlage für die Behandlung des Medicinalweſens bildet 
das organifche Edict über das Medicinalwefen vom 8. Sept. 1808. 

(DU. XV. ©. 11 u. ff.) 


A. Jerztliches Perfonal. 
I. Geridtsärzte *). 


Mit diefer Benennung wurden früher die vom Staate aufgeftellten 
und befoldeten Aerzte bezeichnet, welche ſowohl in mebicinifch gerichtlichen 
als polizeilichen Fällen theild als Sachverſtändige höherer Art ihr wifjen: 
ſchaftliches Gutachten abzugeben haben, theild mit Leitung und Beauf: 
fihtigung der Sanitätsanftalten betraut find. Die früheren Gerichts: 
ärzte hatten fowohl bei den Gerichten als bei ben Verwaltungsimtern 
den Sanitätsdienit zu beforgen, beziehungsweife zu leiten, 

Hierin ift im neuefter Zeit in fo ferne eine Aenderung eingetreten, 
als auch das äÄrztlihe Beamtenperfonal in feiner äußern Aufitellung 
theils den Gerichten, theild den VBerwaltungsbehörden adjungirt ift, 

41) Ueber den ärztlichen Dienft bei den Gerichts- und 
een beftimmt die A. V. vom 21. April 

1862, R.Bl. ©. 697, Folgendes: 


$ 1. 
Der Ärztlihe Dienft bei den Bezirfsgerihten, Stadt: und Landgerichten 
> Diftriftsverwaltungsbehörben wird von Bezirkögerichtsärzten und Bezirksärzten 
I. und 11. Glaffe erleben. 
*) Es find hierunter ſowohl bie Bezirksgerichts- als die Bezirksärzte verſtanden. 
Nar, Handbuch ber bayer. Diſtt. Berw.Behörben. TIL. Aufl. 12 


178 Mebdicinalwefen. 


$ 2. 

Bei jedem Bezirfsgerichte wird ein Bezirfsgerihtsarzt aufgeftellt. 
Derjelbe verfieht in der Regel zugleich dem gerichtsärztlichen Dienft bei dem am 
Eike des Bezirkögerichtes befindliden Stadtgericht. 

Bei jedem Bezirlsamte wird ein Bezirfsarzt I. Claſſe ernannt. 

Bei jedem Landgerichte, in deſſen Gerichtsfprengel fich nicht bereits ber 
N — Bezirksarztes I. Claſſe befindet, wird ein Bezirksarzt I. Claſſe 
aufgejtellt. 

Der Dienft eines Bezirfsarztes I. oder II. Claſſe kann gleichzeitig einem 
Bezirksgerichtsarzte Übertragen werden. 

Für den ärztlichen Dienft bei ben einer Kreisregierumg unmittelbar unter⸗ 
geordneten Stabtmagiftraten (in München bei dem Stadtmagiftrate und ber Polizei: 
direction) Lönnen bejondere Bezirfsärzte I. oder II, Claſſe aufgeftellt werben, außer: 
dem ift derjelbe von einem andern am Eike diefer Berwaltungsbehörden aufgeflellten 
Öffentlichen Arzte zu verſehen. 

S3. 


Die Bezirksärzte I. und II. Elaffe find für ben ganzen Sprengel besjeni: 
en Landgerichtes oder Stadt- und Landgerichtes, in welchem fie ihren Wohnfig 
aben, — vorbehaltlih der Beftimmungen in Abf. 2 — in Bezug auf alle Gegen: 

fände ber Rechtspflege und Berwaltung, welche eine ärztliche Dienflleiftung inner: 
halb jenes Sprengels veranlaflen, die ordentlichen öffentlichen Aerzte. 

Die bei einem Bezirfsamte aufgeftellten Bezirksärzte I. Glafie haben über: 
bies für dem ganzen Amtsbezirf im Gebiete der Verwaltung biejenigen ärztlichen 
Geſchäſte zu beforgen, welche in ber zu erlajjenden Geſchäftsinſtruction ihnen zur 
ausſchließlichen Behandlung überwiefen werben. 

Die für den Ärztlihen Dienft bei ben in $ 2 Abf. 5 aufgeführten Ber: 
waltungebehörben ernannten befonderen Bezirfsärzte I. und II. Galle, fo wie bie 
übrigen mit diefem Dienfte gleichzeitig betrauten Öffentlichen Werzte, find in biefer 
Eigenfhaft Tebiglih zu ben im Verwaltungsbezirfe der betreffenden Behörde auf 
bem Gebiete der Verwaltung vorkommenden Ärztlihen Dienftleiftungen berufen. 


Sa 

Die Bezirfsgerichtsärzte find in allen Rechtsfachen, welche zur Zufländigfeit 
1 — —*8* befindlichen Stadtgerichts gehören, die ordentlichen öffent: 
lihen Aerzte. 

In allen zur Zuſtändigkeit ber VBezirksgerichte gehörigen Rechtsſachen find 
fie, foferne von dem betreffenden Bezirkögerichte, den Unterhugun Srichtern ober 
ben Staatsanwälten ein besfallfiges ** an ſie geſtellt wird, ſür den ganzen 
Sprengel bes betreffenden Bezirksgerichts zur gerichtsärztlichen Dienſtleiſtung in 
gleicher Weiſe berufen, wie die ſämmtlichen Übrigen im Bezirksgerichtsſprengel auf: 
geftellten Bezirksärzte I. und IT. Elafje in den ihnen angewieſenen Bezirken. 


$5. 

Die Bezirksgerichtsärzte führen den Titel: „Koniglicher Bezirfsgerichtsarzt 
zu N. N.“ mit ber Bezeichnung bes betreffenden Bezirfsgerichts. 

Die Bezirfsärzte I. und II. Glaffe führen den Titel: „Königlicher Bezirks: 
arzt zu N. N.‘ mit ber ———— bes betreffenden Bezirfsamtes oder Land— 
gerichts, bei welchem fie angeftellt find; wenn fie aber lediglid für ben Berwal- 
tungöbezirf einer Stadt ernannt find, den Titel: „Königlicher Bezirksarzt der Stadt 
N. N. mit bem Namen biefer Stadt. 

Jeder Bezirksgerichts- und Bezirksarzt führt ein feinem Titel entſprechendes 


Dienfifiegel. 
a $ 6. 


Sämmtlliche Bezirksgerichts- ober Bezirksärzte find in Verhinderungs- und 
Erledigungsjällen zur vorübergehenden gegenfeitigen Aushilfe in den gerichts- und 
verwaltungsärztlihen Geſchäften verpflichtet. 
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7. 

Als Jahresbefoldung beziehen : 

1) die Bezirksgerichtsärzte je 1000 fl., 
2) die Bezirfsärzte I. Claſſe je 800 fl., 
3) die Bezirksärzte II. Glaffe je 600 fl. 

Bei langjähriger erprobter Dienftleiftung oder befonderer Auszeihnung im 
Dienfte bleibt die entipredhende Erhöhung der Bejoldungen einzelner Begirfögeriihts: 
und Bezirksärzte nad) Mafgabe der verfügbaren Mittel vorbehalten. 

$ 8. 

Die Bezirksgerichtsärzte und Bezirfsärzte T. und II. Glaffe haben gleichen 
Rang. Sie tragen bie für bie bisherigen Bezirfsgerichts: und Landgerichtsärzte 
vorgefchriebene Amtokleidung. 


g9. 

Die Bezirksgerichts- und Bezirksärzte I. und IT. Glaffe find berechtigt, für 
ihre Verrichtungen innerhalb und außerhalb des ihnen angemwiefenen Bezirks — 
wenn bie Koften von einer Partei getragen werben — bie nad) der Medicinal- 
Tarordnung ihnen zulommenden Gebühren in Anfpruch zu nehmen. 

Fallen dagegen die Koften dem Staate zur Laft, fo erhalten die Bezirks: 
gerichts⸗ und Bezi särzte ober beren Stellvertreter bei Gejchäftsreifen in Straf- 
ſachen innerbalb desjenigen Stadt: oder Land-, oder Stadt: und Landgerichts: 
fprengels, fiir welche f. als die ordentlichen Öffentlichen Aerzte aufgeftellt find, 
bis auf weitere Beſtimmung die ben Bezirksgerichtsräthen gebührenden Meifefoften 
mit Ausihluß ber Taggelber. 

Außerdem flieht den aufgeftellten Öffentlichen Aerzten für Vornahme ber 
Aıntsgefhäfte auf dem Gebiete * Rechtspflege wie der Verwaltung, innerhalb 
des ihnen angewieſenen Bezirkes ein Anſpruch auf Vergütung von Reiſeloſten, 
Taggeldern oder ſonſtigen Gebühren nur in jenen Fällen zu, in welchen ihnen 
— beſondere Beſtimmungen ſolche bewilligt find. 

Werden Bezirksgerichtsärzte ober Bezirksärzte außerhalb des in Abſ. 2 be: 
zeichneten Sprengels zu Amtsgefhäften berufen, fo gebühren ihnen ebenfalls die 
daſelbſt feftgefegten Neifefoften mit Einfluß der Taggelder gleih ben Bezirke: 
gerichtsräthen. 

Wird in dem in 2. und 4. Abſatze bezeichneten Fällen von dem Gerichte: 
beamten ein eigenes Gefährt verrechnet, fo ift daſſelbe auch für den Gerichtsarzt 
gemeinfhaftlid und dem letzteren eine befondere Aufrechnung biefür nicht geftattet. 

$ 10. 

Die Bezirksgerihtsärzte werden auf gemeinſchaftlichen Vorſchlag der Staats: 
minifterien bes Innern und der Juſtiz, die Bezirksärzte I. und II. Glafje auf Vor: 
ſchlag des Staatsminifteriums des Innern von Uns ernannt. 


$ 11. 

Den Bezirfsgerichts : und Bezirfsärzten können im Falle des Bebürfnifjes 
Rändige Affiftenten zur dienftlichen Aushilfe und — beigegeben werden. 

Die Aufftellung derſelben erfolgt durch das Staatsminiſterium des Innern, 
welches zugleich im jedem einzelnen Falle über deren Wirkungskreis, ſowie über 
beren Remunerirung Beftimmung zu treffen hat. 

$ 12. 

Inſoweit nicht durch vorfichende Berorbnung etwas Anderes beftinmt ift, 
finden auf die Bezirksgerichts- und Bezirksärzte I. und IT. Claſſe alle diejenigen 
allgemeinen Beftimmungen Anwendung, welde bezüglich der bisherigen Bezirks: 
und Landgerichtsärzte zur Zeit in Kraft beftchen. 

Durch M.E. vom 22. Nov. 1862 Nr. 688 wurde bezüglich der Zuftändig: 
feit der Bezirksärzte für die Förperliche Unterſuchung ber Goukrribirten folgendes 
angeorbnet: 

1) Zur Beforgung des ärztlichen Dienftes bei ben Conſeriptionsbehörden 
find zunächſt berufen: 
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8) bei ben Bezirfsämtern die Bezirksärzte I. Claſſe, 

b) bei den unmittelbaren Magiftraten die bei denſelben aufgeftellten beſonderen 
Bezirsärzte I. oder II. Claſſe. 

2) Die bezeichneten ärztlichen Dienfte find ferner zu leiſten: 

a) von ben Bezirfsgerichtsärzten, wenn benfelben zugleih die Function eines 
Bezirksarztes I. Elafje bei einem Bezirksamt übertragen if, für ben Sprengel 
bieles Bezirksamtes, 

b) von k. Bezirksgerichtsärzten ober Bezirksärzten I. ober II. Claſſe, wenn die— 
ſelben zugleich mit der Function des öffentlichen Arztes bei dem einer Kreis— 
regierung unmittelbar untergeordneten Stadtmagiſtrate betraut ſind, für die 
betrefjenden Stadtverwaltungsbezirke. 

3) In Erkrankungsfällen ober bei ſonſtiger legaler Verhinderung ber zu: 
ſtändigen Aerzte Haben zunächſt die am Ort wohnenden öffentlichen Aerzte zur Er— 
lebigung der Eonfcriptionsgefchäfte Aushilfe zu leiften; außerdem ift der nächſt— 
wohnende öffentliche Arzt, im ber Regel ber im Bezirksamtsfprengel wohnende k. 
Bezirksarzt IL Claſſe zu biefer Aushilte berufen, 


$ 13. 
Gegenwärtige für die Landestheile diesſeits des Rheins giltige Verordnung 
tritt mit bem 1. Juli d. 3. in Wirkfamfeit. 


Diefe Verordnung ergänzend bejtimmt bie k. Verordn. vom 7. Febr. 
1869, den ärztlichen Dienft bei den Gerichts: und Verwaltungsbehörden 
betr., folgendes: 

g1. 

Bei denjenigen Landgerichten, in deren Gerichtsfprengel ſich nicht der Sik 
eines Bezirksarztes I. Claſſe befindet, werben Bezirksärzte II. Elafle in Erlebigungs: 
fällen en dann wieder aufgeftelt, wenn biezu ein befonderes Bebürfnih vor: 
handen ifl. 


S2. 

Wird bei einem foldhen Landgerichte die Stelle eines Bezirksarztes II. Claſſe 
nicht wieder befett, fo geht deſſen Dienft auf den betreffenden Bezirksarzt I. Claſſe 
über. Derjelbe wird hiedurch auch für biefen Landgerichtsfprengel der ordentliche 
Öffentliche Arzt und Kann für feine amtlichen Verrichtungen innerhalb befjelben in der 
Megel weber bie tarmäßigen Gebühren, nod eine Entihädigung für Zeitaufwand 
in Anfpruch nehmen. Unferem Staatsminifterium des Innern ift jedoch geftattet, 
einem ſolchen Bezirksarzte I. Claſſe, wenn er der Unterftügung eines remunerirten 
Stellvertreter (4) entbehrt, eine fländige Remuneration von 200 — 400 fl. bes 
Jahres zu bewilligen. 


3. 

Für dringende amtliche —** welche bie Beiziehung des auswärts 
wohnenden Bezirksarztes I. Elafje nicht angemeſſen erfcheinen laſſen, wird am Sitze 
bes Landgerichts ein Stellvertreter des Bezirksarztes aus der Zahl der dort befind- 
lichen ei De tauglihen practifchen Aerzte aufgeftellt und verpflichtet. 

Derjelbe erhält für feine einzelnen dienfllihen Verrichtungen die nad Un: 
ferer Verorbnung vom 28. Dct. 1866 über die Mebicinaltarorbnung treffenden 
—— 

Die Aufſtellung erfolgt durch die Kreisregierung, Kammer bes Innern, im 
Benehmen mit dem Oberjtaatsanwalte, bie Verpflichtung durch das Bezirksamt. 

g4a. 

Soferne fi an einem ſolchen Landgerichtsfige ein zur Stellvertretung taug- 
—* practiſcher Arzt nicht befindet und ein folder auch durch die zu dieſem Zwede 
beftiimmten Beiträge aus Gemeinde, Diftrifts» ober Kreismitteln nicht gewonnen 
werden kann, bleibt e8 Unſerem Staatsminifterium des Innern vorbehalten, 
einen practifchen Arzt dahin als Stellvertreter des Bezirksarztes mit einer firen 
ZJahresremuneration abzuordnen. 
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Mit bem Sc biefer Remuneration Tann bie Verpflichtung zur Leiftun 
anberweitiger bezirfsärztlicher Functionen in bem betreffenden Sandgericptöfprengel 
verbunden werben. 

Die in $ 3 erwähnten Vergütungen kommen bem mit einer folden Re: 
muneration aufgeftellten Stellvertreter nur in dem Maße wie einem Bezirksarzte zu. 


Gegenwärtige, nur für bie Sandestheile biesfeits des Rheins gültige Ver: 
ans tritt mit dem Zage der Verkündung durch das Regierungsblatt in Wirk: 
amleit. 

Münden, den 7. Febr. 1859. 


2. Wirkungskreis ber Geridtsärzte. 


Die Belanntmahung vom 12, Febr. 1864, RB. ©. 187 ıc., 
die Zuftändigkeit der Bezirfsgerihts: und Bezirksärzte in ben Kreifen 
diesfeits des Rheins betr., ordnet an: 


$1. 
Den bei einem Bezirksamte aufgeftellten ——— L Gaſſe werben ge: 
mäß $ 3 Abf. 2 der A. V. vom 21. April 1862 für den ganzen Umfang 
ir Bezirksamtes folgende Gegenftände zur ausfchließlihen Behandlung über: 
wiefen: 

1) die für den ganzen Sprengel bes Bezirfsamtes nothwendig erſcheinenden 
ärztlichen Anordnungen in Bezug auf Berbefferung ber Salubrität, wie auf 
Berhütung ber Verbreitung von Epidemien und Epizootien, 

2) bie Ärztliche Mitwirkung bei Herftellung und Einrihtung biftrictiver für das 
gartge Bezirfsamt beſtimmter Sanitätsanflalten, 

3) die Arztlihe Mitwirkung in Sachen bes Diftriftsarmenwefens, wenn für ben 

anzen Amtebezirk eine gemeinfame biftrictive Armenpflege beitebt, 

4) bie in ben Vollzug bes Seeredergänzungsgefepes vom 15. Aug. 1828 fallen: 
ben Ärztlihen Functionen. 


$ 2. 

Dem für einen Stabtverwaltungsbezirt aufgeflellten öffentlichen Arzte ob: 
liegt die Qualification der innerhalb des Stabtbezirfes wohnenden practifchen 
Aerzte. Ebenjo haben die Bezirfsärzte I. und II. Claſſe bie Qualification ber in 
dem Sprengel bes Landgerichts oder Stadt: und Landgerichts, für 
welchen fie als die ordentlichen Öffentlichen Aerzte aufgeftellt find, wohnenden prac: 
tiſchen gi = vorzunehmen. Die Qualification erfolgt im Benehmen mit der ein: 
IHlägigen Diftriftspolizeibehörbe. 

Die Bezirksgerichtsärzte haben an ber Qualification ber jämmtlichen im 
— Wh A prengel wohnenden practiihen Aerzte dadurch ſich zu be: 
theiligen, daß fie ihre —— über deren Befähigung in ber mediciniſch— 
—— Geſchäftsſphäre dem nach den Beſtimmungen in Abſ. 1 dieſes $ zur 

ualification zufländigen öffentlichen Aerzte mittheilen. Diefe Mittheilungen find 
in ben ualifkations iften vorzutragen. 


Erfordern die Geſchäfte, welche bem bei einem Bezirksamte aufgeftellten 
Bezirksarzte I. Claſſe gemäß $ 1 biejer Bekanntmachung zur ausſchließlichen Be: 
handlung übertragen find, eine Localeinfiht und Aufnahme außerhalb des Spreus 
geld des Landgerichts oder Stadt- und Landgerichts, in welchem ber Arzt feinen 
MWohnfik hat, 1 foll, foweit dies unbeſchadet der zu erfüllenden Aufgabe geſchehen 
fann, zur Bornahme biefes Gejchäftes der betreffende Bezirksarzt II. Slaf) 
rirt werben. 

Ebenfo ift in ber Regel ber bei bem Bezirksamte aufgeftellte Bezirksarzt 
I. Claſſe zur ärztlihen Mitwirkung bei allen jenen zur Zuftändigkeit bes Bezirks: 
arztes II. Glaffe gehörigen Amtshandlungen zu berufen, welche am Eige bes Be: 
zirtsamtes vorgenommen werben. 


e requis 
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g 4. 

Wenn gerichtsärztliche Dienftleiftungen, zu welden nad $ 4 Abf. 2 der 
A. V. vom 21. April 1862 im ganzen Sprengel des Bezirfsgerichts bie Bezirks: 
gerichtsärzte zuftändig find, außerhalb des Bezirksgerichtéſitzes vorges 
nommen werben müfen, fo ift hiezu in der Regel ber ordentliche öffentliche Arzt 
bes Landgerichts oder Stadt- und Landgerichts, in deſſen Sprengel die mediciniſch— 
gerichtliche Handlung vorzunehmen ift, zu requiriren, ber Bezirkögerichtsarzt aber 
nur ausnahmsweife beizuziehen, wenn in wichtigeren Fällen die Nothwenbdigfeit 
ber Bertretung bes Ärztlihen Gutachtens in der öffentlichen Gerichtsfigung vor: 
auszuſehen if. 

Die Beurtheilung der Frage, in welchen Fällen die Zuziehung des Bezirks: 
gerichtsarztes veranlaßt erfcheint, bleibt bem Ermeſſen ber Unterfuchungsrichter und 
Staatsanwälte anbeimgeftellt. 


5. 

Bei Verhinderung bes ordentlichen öffentlichen Arztes iſt einer von ben am 
nämlichen Orte befindlichen öffentlichen Aerzten, in Ermangelung eines folden ein 
daſelbſt befindlicher zur Stellvertretung tauglicher practifcher Arzt, infoferne ſich 
aber an bemfelben Orte auch Fein zur GStellvertretung tauglicher practifcher Arzt 
befindet, der am nädjlen wohnende öffentliche oder zur Stellveriretung taugliche 
practifche Arzt zur Aushilfe zu berufen. 

Befinden fih an einem Orte mehr als zwei dffentlihe Aerzte, fo bat bei 
Verhinderung bes Bezirksgerichtsarztes ber Bezirksarzt I. Glaffe und bei deſſen Ver: 
binderung zunächſt der Bezirksarzt IL er die nöthige Aushilfe zu leiften. 


Die Bezirlsämter und Magiftrate baben bei der Zeitbeftiimmung für bie 
Vornahme von Geſchäſten, bei weldyen bie perfönliche Anweſenheit des gemeinjchaft: 
lichen öffentlichen Arztes nothwendig ift, auf Vermeidung von Gollifionen Bedacht 
zu nehmen. 

3) Verpflihtung der Geridtsärzte, 

(ME. vom 25. Aug. 1855.) 


Bon dem Staatsminifterium bes Innern find im Benehmen mit 
dem GStaatsminifterium der Juftiz folgende Normen aufgeftellt worden: 

1) Wenn ein Phyſicat durch Ableben, Quiescirung, Verfeßung 
ober Entlafjung eines Gerichtsarztes erledigt wird, ohne daß fofert 
der Nachfolger eintritt, jo hat in Städten, in welchen ſich ein Stabt: 
commifjariat befindet, der Stadtcommiffär, in Münden der Polizeidirec: 
tor, in andern Drten aber-ber Vorſtand der Diftriftspolizeibehörrde bie 
Regiftratur und das Inventar des Phyficats zu Amtshanden zu nehmen, 
und bis auf erfolgende weitere Verfügung zu bewahren. 

2) Der abtretende Gerichtsarzt bat bei der Uebergabe in ber 
Negel anweſend zu fein oder für angemefjene Bertretung Sorge zu tra: 
gen; außerdem fteht den Relicten oder Erben, für welche nöthigen Falles 
ein Bertreter beizuzieben ift, die Anwohnung und Kenntnißnahme von 
der Ertrabitionshandlung zu. 

3) Erfolgt die Aufftellung eines Phnficatverwefers, fo ift mit der 
desfallfigen Verfügung auch die Ertrabition der Amtsregiftratur und des 
Inventar an den Verweſer zugleich mit beifen Verpflichtung für bie 
interimiftifche Dienftleiftung anzuorbnen. 

4) Tritt für einen abtretenden Gerichtsarzt fofort ein Nachfolger 
ein, fo ift mit der Ertradition und Verpflichtung aud die förmliche 
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Dienfteseinweifung und Vorſtelligmachung zu verbinden. Für bie Extra: 
bition der Regiftratur und bes Inventars gelten biebei die unter Ziff. 2 
bemerkten Beitimmungen, 

5) In Anfehung der Berpflihtung find folgende Beftimmungen 
zu beachten: 

a) bereits in Dienjte gejtandene, verfeßte ober reactivirte Gerichtsärzte 
find lediglich an den bereits abgelegten Berfaffungs- und Dienft: 
eid zuräüdzuerinnern, was durch ein hierüber aufzunehmendes Pro⸗ 
tofoll zu conftatiren ift, 

b) bei neu ernannten Gerichtsärzten hat die Beeidigung auf bie Ver- 
fafjung, oder wenn folde ſchon früher gefchehen, die Rüderinne: 
rung hieran, dann die Abnahme bes Dienfteides mit dem Eide 
wegen ber Amtöverfchwiegenheit und der Nichttheilnahme an den 
dem Staate nicht angezeigten DBereinen zu geſchehen. Hiebei ift 
nad geeigneter Belehrung und Kunbgabe ber betreffenden gefeß: 
lien und verorbnungsmäßigen Beftimmungen für bie Abnahme 
bes Eides die untenftehende Formel zu gebrauchen. 

6) Das über die Berpflichtung ber neu ernannten Gerichtsärzte 
aufzunehmenbe Berpflichtungsprotofoll ift der Kreisregierung, K. db. J. 
zur Behandlung nad Maßgabe des Ausfchreibens vom 13. Nov. 1852, 
Döll. XXXU. ©. 285, im Driginale, dem betreffenden Appellations: 
gerihte aber in beglaubigter Abfchrift vorzulegen. 

7) Mit der Ertradition der Amtsregiftratur und bes Inventars 
an ben eintretenden Gerichtsarzt und mit befjen Verpflichtung hat zus 
gleich die Gerichtseinmweifung und Vorſtelligmachung beffelben zu gefcheben, 
und find zur Vornahme diefes Actes die Gemeindevorftände, dann das 
gefammte ärztliche und unterärztliche Perfonal bes Phnficatsbezirkes vor: 
zuladen,, fo wie die ſämmtlichen Behörden, unter Einladung zur Theil: 
nahme hieran, in Kenntniß zu feßen, 

8) Die Ertradition, dann die Inftallation und Verpflichtung ber 
Gerichtsärzte wird in den Kreishauptftäibten von einem Commifjär der 
k. Kreisregierung, K. d. J., an andern Orten aber in fpeciellem Auf: 
trage berfelben von dem betreffenden Stadtcommiffär und refp. Land: 
rihter (Bezirksamtmann) vorgenommen, 

Die gepflogenen Extraditions- und Einweifungsverhandlungen find 
der Kreisregierung vorzulegen, bamit biefelbe hienad von dem Zuftande 
ber Amtsregiftratur und des Inventars Kenntnig nehme, allenfallfige 
Haftbarkeit gegen die abgetretenen Beamten geltend mache, unb diejenigen 
Derfügungen treffe, welde zur Wahrung einer guten Ordnung im Phyſi— 
catsdienſte als nothwendig erfcheinen. 

Borzufefende Eidesformel. | 

Sie follen jhwören: Treue dem König, Gehorfam dem Gefeße und Ber 
obachtung der Staatsverfaffung. 

Sie follen [hwören, daß Sie Seiner Majeftät dem allerdurchlauchtigſten 
großmächtigſten Fürften und Herrn Marimilian IL, König von Bayern, als dem 
regierenden allergnädigſten Lanbesfürften getreu, hold und gewärtig fein, im All: 


184 Medicinalweſen. 


gemeinen deſſen Nutzen und Frommen befördern, Nachtheil und Schaben abwens 
den, insbeſondere alle Pflichten der Ihnen anvertrauten Stelle eines Gerichtsarztes 
(Bezirkösgerichts = Bezirksarztes), fowie alle von ihren Vorgeſetzten Ihnen übertragen 
werdenden Geſchäfte und Aufträge getreu und gewiſſenhäft erfüllen, beforgen unb 
vollziehen, auch bie Vorfchriften über Beobachtung der Amtsverfchiwiegenheit auf 
bas Genauefte befolgen werben. 

Sie follen ſchwören, daß Eie als gerichtlicher Sachverſtändiger nach beftem 
Wiffen und Gewiffen ihre Aufgabe löſen, nidts verhalten und nichts zufügen 
werben, weber aus Feindſchaſt noch Freundſchaft, oder um eigenen Nubens willen, 
auch weber aus Liebe, Neid, Furt, noch um einer Gabe oder Schenfung noch 
anderer Sachen wegen, 

Sie follen ſchwören, daß Sie in Gemäßheit ber A. V. vom 15. März 
1850 feinem Vereine, deſſen Bildung bem Etaate nicht angezeigt ift, angehören, 
noch je gehören werben, bann, daß Sie in feinem Verbande mit einem Vereine 
bleiben werben, befjen Schliekung von ber zufländigen Polizeiftelle oder Behörde 
verfügt worden ift, ober an welchem Ahnen die Theilnabme in Gemäßbeit ber 
jeweils beftchenden Disciplinarvorfriften unterfagt fein wird, 


Staßdbung. 


Allem, was mir jept vorgelefen worben ift, unb ih durchaus wohl ver: 
ftanden habe, gelobe ich treu nachzuſommen, fo wahr mir Gott helfe und fein 
beiliges Evangelium. 

Denn bei Inftruction von Geſuchen um Patente zum Haufir: 
handel ꝛe. Ärztliche Zeugniffe nothwendig werden, bat fie ber Bezirfsarzt 
unentgeldlich auszuſtellen. (M.E. vom 9. Mai 1864.) 

Ueber Poftportofreiheit im Verkehr zwiſchen Gerichts: und prac: 
tifhen Aerzten, ſ. ME. vom 29. Nov. 1868, K. A.Bl. ©. 2150 und 
$ 8 der Pofttransportordnung vom 16. Sept. 1868, R.Bl. ©. 1805. 
K. U. Verorbn. vom 28, Oct. 1866, R.Bl. ©. 1806, die Mebicinal: 
tarorbnung betr. 

Nah ME. vom 27. Aug. 1868 haben die Beſtimmungen des 
organischen Ediets Über das Medicinalweſen von 8. Sept. 1808, nad 
welchen den Bezirksärzten die Auffiht auf das gefammte im ihrem Bezirke 
vorhandene ärztliche Perfonal zufteht, und jedes ärztliche Individuum bei 
bein Beginne feiner Praris über feine Befähigung biezu bei dem Ge: 
richtsarzte fich auszumeifen bat, dur die A. V. vom 25. Juni 1868, 
die Verhältniffe der Bader betr., feine Abänderung erlitten. 

Ehen jo find die Bader nad) $ 7 der alleg. Verordn. zur pünft- 
lihen Befolgung der von Seite der Polizeibehörde und amtlichen Aerzte, 
fohin aud den vorgefegten Stellen im Allgemeinen ober bei einzelnen 
Anläſſen ihnen zugehende Weifungen verpflichtet. 


II. Practiſche Aerzte, 


Die Ärztliche Praris ift unter den der A. V. vom 29. Jan, 1865, 
RD. ©. 138 aufgenommenen Modalitäten freigegeben. 
Diefe A. V. beftimmt nämlich: 
1) Zur Ausübung ber Mebdicin, Chirurgie und Geburtshilfe in ihrem 
vollen Umfange ift nur derjenige Inländer berechtigt, welcher bie 
biefür vorgefhriebenen Prüfungen beftanden bat. 
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2) Gleiche Berechtigung haben die Hof-, Eivilftants: oder Militär: 
ärzte, und diejenigen auswärtigen Aerzte, welden ber König bie 
Praris ertheilt. 

3) Für den practifchen Arzt it die Ausübung bedingt: 

a) durch ftändigen Wohnſitz, 
b) durch Anzeige bei der Diſtriktspolizeibehörde des Wohnortes, 
ce) durch Verpflichtung. 

Penſioniſten ſind zur Anzeige nur verbunden, wenn ſie den 
Wohnſitz ändern. 

4) Die Wahl des Wohnſitzes iſt den Aerzten, mit Ausnahme der 
Angeſtellten freigegeben. 

5) Enthält Beſtimmungen über Anzeige des Wohnorts. 

6) Erklärt die bisherigen Disciplinarverhältniſſe der Aerzte als nicht 
geändert. 

Die eidliche Verpflichtung des practiſchen Arztes geſchieht durch 
den Verwaltungsbeamten unter Zuziehung des k. Gerichtsarztes. 

Die näheren Beſtimmungen enthält die M.E. vom 6. Oct. 1856, 
K.A.Bl. ©. 1612. 

Die — lautet: 


Ich N. N. ſchwöre zu Gott dem ——— gen und Allwiſſenden, daß, 
nachdem mir die — der ärztlichen Praxis durch bie vorgelegte Verfügung 
be . vom . gejtattet worden ift, ih alle mir vermöge meines 
Berufes obliegenben Manm nach den darüber beſtehenden und noch erſolgenden 
Verordnungen, auch ſonſt nach meinem beſten Wiſſen und Gewiſſen genau erfüllen 
will; desgleichen ſchwöre ih, daß ich feinem Vereine ꝛc. 2c., folgt der Eid wegen 
Richttheilnahme an verbotenen Vereinen ıc. 

(A. 3. vom 15. März 1850, R.Bl. ©. 243.) 


Gründung eines äÄrztlihen Penfionsvereins und deſſen Statuten. 
(K.A. Bl. 1852, ©. 902.) 

Alle angehenden practifchen Aerzte find verpflichtet, dem Penfions: 
verein beizutreten. (RA. vom 19. Nov. 1852 ibid.) 

Practifche Aerzte bürfen ohne Urlaub länger als 3 Tage fih vom be: 
ftimmten Wohnfite nicht entfernen. — Die beabfichtigte Entfernung und die 
veranlaßte Stellvertretung ift dem Phyſicate und ber Diftriftsverwaltungs- 
behörde anzuzeigen. (M.E. vom 17. Mai 1845, Döll. XXX. ©. 24.) 

Sie find zur Anzeige ber zu ihrer Kenntniß gelangenden Selbft: 
entleibungen verpflichtet. Ebenfo zur Anzeige epidemifher Erkrankungen 
und von Berbreitung contagiöfer Krankheiten. 

(Edict vom 8. Sept. 1808, Art. 126 des P.St. G.) 
(RA. vom 17. Dez. 1859, K. A.Bl. S. 1754.) 


Dei Verehelihungen haben bie practifhen Aerzte eine bienftliche 
Bewilligung nicht einzuholen, doch bleiben befondere Erwägungen bei bem 
Valle fpäter nachgefuchter Anftellung im Sanitätsdienfte vorbehalten. 

(M.E, vom 13. Jan. 1857.) 
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Reviſion ärztlicher Deſervitenrechnungen. 

(M.E. vom 1. Dez. 1856, K.A.Bl. ©. 1987.) 

Die Ausübung einer Baberei berechtigt den practifchen Arzt nur 
zur Ausübung der mit dem Badergefhäft verorbnungsmäßig verbuns 
denen Befugnifie. 

(A. V. vom 7. April 1839, Dil. XXX. ©. 23.) 

Die Omalification der practifhen Aerzte erfolgt durdy den Be: 

zirksarzt benehmlich mit dem Bezirksamte. 


III. Apotheker. 
(Apotheferorbnung vom 24, Jan. 1842, Döll. XXX. ©. 44. 69.) 


Die fünmtlihen ſelbſtſtändigen Npothefen, die Filial- und Hand— 
apotheken find jährlich unvermuthet durd die Diftriktspolizeibehörde unter 
Beiziehung des k. Gerihtsarztes zu vifitiren- und hiebei zu controliren, 
inwieweit die Beftimmungen der Apotheferorbnung gehandhabt werben, 

(M.E. vom 17. Dez. 1856, K.A. Bl. ©. 2180.) 

Jeder Handapothefenbefiger ift verpflichtet, feinen Arzneibebarf aus 

ber nächftgelegenen infändifchen Apotheke zu nehmen. 
(ME. vom 8. März 1855, K.A.Bl. 1851 ©. 272.) 
(Vergl. Arzn. Tax. vom 1. März 1857.) 
Bereitung homöopathifher Arzneien in den Apotheken. 
(M.E, vom 12. Oct. 1858, K. A.Bl. ©. 1626.) 

Das Weitere f. im Abſatz über Bereitung und Abfak von Arznei: 
mitteln. 

Vergl. über die Berhältniffe der Apotheker auch nod) das Gewerbe: 
gefeh vom 30. Jan. 1868, Art. 8 Ziff. 3, 

Die in ber nächſten Zeit zu erwartende neue Apothekerordnung 
wird im Anhang abgebrudt werben, 


IV. Bader. 


K. A. Verordn. vom 29. Jan. 1865, RB. S. 137, die Aus: 
übung der Heilkunde betr. 

Das unterärztlihe Perfonal wird durch die nad) den hierüber be: 
ftehenden Berordnungen zuftändigen Behörden aufgeftellt. 

Der Umfang feiner Berechtigung richtet fid nad den befonderen 
für die einzelnen Kategorien befjelben beftchenden Inſtructionen, fo weit 
leßtere nicht abgeändert find. 

Hienach bemefien fi) die ärztlichen Befugniffe des nachgenannten 
Medicinalperfonals, und ijt demnach die Verordn. vom 29. Jan, 1865 
anwendbar: 

a) auf Landärzte, gebildet nad der B, vom 10. Febr, 1812, 
b) auf Chirurgen, gemäß der V. vom 25. Febr. 1823, 

e) auf approbirte Bader, V. vom 28. Juni 1836, 

d) auf Magistri chirurgiae, ®, vom 28. Juni 1836, 
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e) auf geprüfte Bader, V. vom 21. Juni 1843, 
f) in ber Pfalz, auf Gefunbheitsbenmte, officiers de sante, V. vom 

23. März 1816. 

Vergl. Baderorbnung vom 15. März; 1866, R.Bl. ©. 370, 
welche abgeändert ift, durch die nunmehr giltige A. V. vom 25. Juni 
1868, RB. ©. 1130, die Verhältniffe der Baber betr. 

Bergl. ferner das Geſetz vom 30, Jan. 1868, das Gewerböwefen 
betr., Art. 32 Ziff. 10. 

Das Geſchäft der eigentlichen Barbiere ift freigegeben. 


V. Zahnärzte. 

K. A. V. vom 29. Jan, 1865, R.Bl. ©. 137, die Ausübung 
der Heilkunde betr. 

Die nah F 2 der Berorbn. vom 31. Ian. 1853, bie Aus: 
übung der Zahnarzneikunde betr., von ben Kreisregierungen zugelaffenen 
Zahnärzte find auf die Ausübung der Zahnarzneitunde befchräntt, 

Denfelben ift nicht geftattet, Chloroform ober anne be: 
hufs der Narkotifirung einathmen zu lafjen, 


VI. Hebammen. 


In jedem Verwaltungsbezirte follen befondere Hebammenbezirke 
gebildet und mit geprüften Hebammen befeßt werben. 
Die Einrihtung des Hebammenwefens gründet fih auf bie V. 
vom 7. Yan. 1816, ibid. ©. 687. 
Inftruction für die Hebammenfchule und für bie Hebammen ibid. 
S. 199, 211. 
Die Gemeinden haben das Recht, ihre Hebammen - Kandidatinnen 
felbft auszuwählen. Wählbar find nur ſolche Frauensperſonen, welde: 
a) nicht unter 20, nicht über 36 Jahre alt find. Dispenfen er: 
theilt die Kreisregierung 
(3. vom 18. Febr. 1834, Dil. XV. ©. 233), 
b) über Sittlichkeit und Unbeſcholtenheit ſich durch ein Zeugniß bes 
Pfarramts und der Polizeibehörde ausweifen, 
c) vollfommen fertig leſen, fchreiben und auch rechnen können 
(ME. vom 6. Dez. 1855, K. A.Bl. ©. 1588), 
d) und fi durch ein gerichtsärztliches Zeugniß über vollfommen för: 
perlihe Rüftigkeit ausweifen. (S. 3 ber V. vom 7. Yan, 1816.) 
Die Gemeinde Hat auch die Mittel aufzubringen für bie Unter: 
haltung ber Hebammen während des Lehrcurfes und für Anfchaffung 
ber Bücher. Sie betragen incl, der Reifetoften 115 fl. 
($ 9 und 10 ibid. Gemeinde: — Geſetz von 1819 Art. J. B. 
iff. 5 — 7.) 
Die Diftrittsverwaltungsbehörde hat die Gefuhe um Aomiffion 
zum Hebammenlehreurs rechtzeitig zu inftruiren und berichtlich ber Kreis: 
regierung vorzulegen. 
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Die approbirten Hebammen find in Gegenwart bes Gerichtsarztes 
auf den in ber Hebammen-Inſtruetion enthaltenen Eid zu verpflichten 
und in ihren Functionen zu ſchützen. 

(M.E. vom 11. Aprit 1851, Döl, XXX. ©. 93.) 

Notbtaufen durch Hebammen. 

(M.E. vom 25. Juni und 4. Juli 1848, ibid. ©. 84 u. ff.) 

Die Gewährung einer Suftentation für Hebammen unterliegt dem 
freien Ermefjen der betreffenden Gemeinden. 

(ME. vom 28. Jan. 1851, ibid. ©. 91.) 

Durd das Gefep vom 28. Mai 1852, die Diftriktsräthe betr, 
Art. 27 Ziff. 6, ift die Bezahlung der Koften des Unterrichts ber 
Schülerinnen der Entbindungstunft als gefeglihe Diftriftslaft erklärt. 

Hebammengebühren., Durd die h. V. vom 31. März 1836, bie 
allgemeine Mebicinaltare betr., find die früher geltenden Normen ber 
Hebammengebührenordnung aufgehoben, und gilt für Hebammengebübren 
allein die Mebdicinaltare Thl. I. Abſchn. 4. (Conf. Art. 112 u. 113 
des P.St. G.) 

K. U V. vom 29. Januar 1865, R.Bl. ©. 137, die Ausübung 
ber Heilkunde betr. Die ärztlihen Befugniffe der Hebammen befhränten 
fi) auf den ihnen zugewiefenen Dienft der Geburtshilfe nad) den Be: 
ftimmungen der Inftruction für bie Hebammen im Königreih Bayern. 

Ueber Verpflichtung der Hebammen zur Anzeige von ©eburten 
fiehe unter Auffiht auf Entbindungsanftalten. 

Die Hebammen dürfen fchwangere Berfonen zur Vornahme der 
Entbindung nur mit polizeiliher Erlaubniß bei fi aufnehmen. (Art. 82 
bes P.St. G.) 


VII. Thierärzte. 


Die Allerh. Verordnung, die Reorganiſation des Veterinärweſens vom 
1. Sept. 1858, R.Bl. ©. 1145, ordnet unter Hinweiſung auf die Ver: 
ordnung vom 29. Mai 1852, die Gentralthierarzneifchule betr., an, daß: 

1) die abfolvirten Candidaten mindeftens 4 Jahr zu practiciren und 
fid) darüber durdy ein von der vorgefeßten Diftriftspolizeibehörbe 
nad Vernehmung des Gerichtsarztes auszuftellendes Zeugniß aus: 
zuweijen haben, wonach dieſelben 

2) zur practifchen Prüfung abmittirt werden. Geſuche um Zulaffung 
zur Prüfung find bei der Kreisregierung einzureichen. 

3) Die Aufftelung der Thierärzte erfolgt durch bie Kreisregierungen 
nad Einvernebinung der Verwaltungsbehörden und Gerichtsärzte 
mit Berüdfihtigung der Anträge dev Gemeinden und bes lands 
wirthſchaftlichen Comités. 

Die eidliche Verpflichtung und Einweiſung geſchieht durch die 
Diſtriktspolizeibehörden unter Zuziehung des Gerichtsarztes. 

4) Die aufgeſtellten Thierärzte ſind befugt, die Thierheilkunde in 

ihrem ganzen Umfange zu üben, ſie ſind Experten und amtliche 
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Bollzugsorgane für Anordnungen in Angelegenheiten des Veterinär: 

wejens bei den Gerichten und Berwaltungsbehörben. 

5) Sie find zunädft den einfchlägigen Diftriftspolizeibehörden und 

Gerichtsärzten untergeorbnet. 

Das Gefeh vom 28. Mai 1852, die Diftriftsräthe betr., Art. 27 
Ziff. 7, bezeichnet die Unterhaltsbeiträge für die Diftriktsthierärzte als 
gefegliche Diftriftslaft. (A. DB. vom 24. Febr. 1862, R.Bl. ©. 445.) 

Auf Antrag der Diftriftsräthe und landwirthſchaftlichen Comités 
können bie Kreisregierungen ſolchen Perfonen, welche zwar bie verorb- 
nungsmäßigen Vorbedingungen zur Ausübung der Thierbeiltunde nicht 
erfüllt, aber practiihe Befähigung erprobt haben, die Ausübung einzelner 
thierärztlicher Handlungen in widerrufliher Weife geftatten. 

8. U. B. vom 29. Januar 1865, R.Bl. S. 137, die Ausübung 
der Heilfunde betr. Die Berechtigung der Thierärzte, dann der zur 
Ausübung einzelner thierärztliher Handlungen widerruflich Ticenzirten 
Individuen bemißt fih in den Regierungsbezirken diesſeits des Rheins 
nah ber Verordn. vom 1. Sept. 1858, „bie Reorganifation des Bete: 
rinärwejens betr,“ und vom 24. Febr. 1862, „das Veterinärweſen betr.“ 

Die Berechtigung ber nad) Maßgabe der früher geltenden Bor: 
ſchriften aufgeftellten Thierärzte ift nad) diefen Vorſchriften zu bemeffen. 

Für den Regierungsbezirk der Pfalz bleiben die dort beſtehenden 
Beftimmungen bis auf Weiteres in Kraft. — 

Bergl. U. V. vom 15. März 1866, R.Bl. ©. 373, die Abgabe 
von Heilmitteln für Hausthiere ohne tbierärztliche Anweifung. 

Ueberſchreitung diefer beſchränkten Licenzen wird als thierärztliche Pfu: 
jcherei geftraft. — Die Ueberwahung obliegt den Diftriftspolizeibehörden 
und Gerichtsärzten. (Bol. hieher Art. 112, 113, 115— 126 des P.St. G.) 


VIII. Wajenmeifter. 


Der Art. 125 des P.St. G. hält die oberpolizeilihen Vorſchriften, 
foweit fie die Verpflichtungen der Wafenmeifter regeln, aufrecht. 

Nach dem Gewerbögefeg vom 30. Jan. 1868 Art. 15 wird bie 
Regelung der Verhältnifje der Wafenmeifter der Verordnung vorbehalten. 

Nah M.E. vom 23. Ian. 1864 find für Ausübung des Wafen: 
meiftergefchäftes bejondere Bezirke zu bilden, deren erftinftanzielle Feit: 
ftellung den Kreisregierungen zuftebt. 

Ueber den Gebührentarif der Waſenmeiſter vergl.: 
Oberbayeriſche Wafenmeifterorbn. vom 2, Juni 1862, K. A.Bl. S. 1119 


u. 1125, 


Nieberbayerifche ö er wel u „ ©. 1086, 
Oberfränfiiche " „- nn Io» u. » „8650, 
Mittelfränkiſche — Fe — u. witLlbt: 
Unterfräntifche ee = = a1. z 1447, 
Oberpfälziſche — = 24. Sin u e, 5.0088, 
Schwäbiſche Fi A, P —183 
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IX. Das Gewerbe von Perſonen, welche fi mit Bertilguug von 
Ungeziefer befaflen. 
In Bezug auf diefe Perfonen trifft Art. 17 des Gewerbsgeſetzes 
vom 30. Jan. 1868 Anordnungen. 
Die näheren Beftimmungen gibt bie Minifterial: Bekanntmachung 
vom 19. April 1868, R.Bl. ©. 667, wonach foldye Perfonen einen 
durch die Diftriftspolizeibehörde auszufertigenden Erlaubnißfchein bebürfen. 


B. Strafbare Heberfdreitung der ärztlichen Befugniffe und 
Eingriffe in diefelben. 


1. Aerztliche oder thierärztliche Pfuſcherei. 


Das P.St.G.B. Art. 112 und 113 verbietet, daß von Jeman— 
den ohne Berechtigung gegen Belohnung oder gegen ein beſonderes an 
ihn ergangenes polizeilicdhes Verbot die Heilung einer äußern oder innern 
Krankheit, oder eine geburtshilfliche oder thierärztlihe Handlung vorge: 
nommen werde. 

Auch Medicinalperfonen unterliegen gleihen Strafbeftimmungen, 
wenn fie mit Weberfchreitung ihrer durch Verordnung beftimmten Be- 
fugniffe eine der vorbezeichneten Handlungen unternehmen. 


2. Giftverlauf. 


Ferner verorbnet Art. 144 des P.St. G.: 

Wer ohne Beredhtigung Gift zubereitet, verkauft oder fonft andern 
überläßt 2c,, wer außer biefen Fällen den Berorbnungen über Zu: 
bereitung, Verarbeitung, Aufbewahrung, Verfendung, Berfauf und Ber: 
wendung von Giftftoffen zumiderhandelt, wird an Geld bis zu 100 fl. ꝛc. 
geftraft, woneben auf Gonsfiscation der Giftftoffe erfannt werben kann. 

Berge. hiemit die k. VBeroron. vom 15. Mai 1866, R.Bl. ©. 314, 
den Gifthandel betr. 


3. Uebertretung in Beziehung auf Arzneimittel. 


Art. 115 des P.St. G. verorbnet die Beftrafung desjenigen: 

1) der umbefugt oder mit Weberfchreitung feiner Befugniffe Arzneien, 
deren Verkauf befhränfenden Verordnungen unterliegt, zubereitet, 
verfauft 2c., 

2) der den Verordnungen über ben Verkauf von cosmetiſchen oder 
Seheimmitteln zuwiderhandelt. 

Art. 116 verbietet in öffentlichen Blättern oder Anfchlägen cos: 
metifche Mittel, Geheim- oder andere Heilmittel, deren Verkauf von der 
zuftäindigen Behörde nicht erlaubt ift, anzuzeigen zc. 

Bergleiche: 

a) f, Berorbn, vom 15. Mai 1866, R.Bl. ©. 330, die Beredti- 
gung zur Zubereitung und Abgabe von Nrzneien betr, 
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b) k. Verordn. vom 15. Mai 1866, R.Bl. ©. 354, bie Verpflich— 
tung ber zur Zubereitung und Abgabe von Arzneien beredjtigten 
Perfonen. 

Durch Entſchl. des Minijteriums des Innern und des Handels 
vom 14. Sept. 1865, J.M.Bl. S. 146, ift der Begriff eines Geheim: 
mittel8bahin interpretirt: „alle zur Verhütung oder Heilung Eranthafter 
Zuftände der Menſchen oder Thiere angebotenen Mittel, deren Beſtand— 
teile, Gewichtsmenge und DBereitungsweife nicht allgemein bekannt ge 
geben find, find Geheimmittel. 

Die A. V. vom 17. Mai 1863, RD. ©. 742, den Berfauf 
von cosmetifhen und Oeheimmitteln betr., orbnet an: 

1 * 


Der Berkauf jener cosmetishen Mittel, welchen außer dem allgemeinen 
Zwede, Haare, Haut und Zähne zn reinigen oder Wohlgeruc zu verbreiten, vom 
Verkäufer noch eine befondere Wirfung zugefchrieben werden will, dann der Berfauf 
aller — inneren oder Äußeren Gebrauche beſtimmten Geheimmittel iſt von einer 
Bewilligung Unſerer Staatsminiſterien des Innern und bes Handels und ber 
— Arbeiten abhängig. 

— ieſe Bewilligung if vorbehaltlich der Beflimmungen im $ 4 wiberruflider 
atur. 


S2. 

Den Geſuchen um bie Bewilligung zum Berfaufe eines cosmeliichen oder 
Geheimmittels muß nebſt einem Vorſchuſſe von zwölf Gulden zur Beſtreitung ber 
Koften der Anterfuhung eine genaue Beichreibung der Miſchung und Bereitung 
diefes Mittels, fowie die Angabe bes Berfaufspreilce beigefügt werden, widrigen— 
falls fie unberückſſichtigt bleiben, 


g 3. 

Eosmetiiche Mittel können fowohl im eignen Verlage bes Berfertigers, als 
auch in Niederlagen verkauft werben. 

Bezügli der Errichtung von Niederlagen kommen die gewerbspolizeilichen 
Bellimmungen zur Anwendung. 

Der Berfauf der Gcheimmittel darf nur in Apotheken und unter ben in 
ber Berkaufsbewilligung anferlegten Bedingungen flattfinden. 

Der bei ber Bewilligung a ift bei dem Verkaufe einzuhalten. 


Für Entdedungen, Erfindungen oder Berbeflerungen eines cosmetifchen 
oder Geheimmittels Fönnen Privilegien nah Maßgabe der Vorſchriften über die 
Berleihung der Gewerbsprivilegien ertheilt werben. 


$5. 

Die in Gemäßheit der Verordnung vom 13. Mai 1838 ertheilten Bewilli- 
gungen zum Verkaufe cosmetifcher Mittel und bie nah Maßgabe jener Verord— 
nung verliehenen Privilegien zum Verlaufe von Gebeimmitteln bleiben, infolange 
fie nicht zurüdgenommen werden oder in anderer Weife erlöfchen, in Kraft. 


g 6. 

Gegenwärtige Verordnung, durch welde bie Verordnung vom 13. Mai 
1838, ben Verlauf von Gebeimmitteln betreffend, aufgehoben wird, bie gewerbs— 
polizeilihen Vorſchriften bezüglich ber Bereitung und des Verfaufes der nicht unter 
bie Beftimmung bes 6 1 fallenden cosmetiihen Mittel aber unberührt bleiben, 
tritt mit dem —— Belanntmahung durch das Regierungéblatt, beziehungs— 
weiſe durch das Samtsblatt der Pfalz in dem ganzen Umfange des Königreichs 
in Wirffamfeit. 

Münden, ben 17. Mai 1863. 


" $ 1 aufgehoben. Siehe folgende Seite. 
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Durch Verordn. vom 15. Mai 1866, R.Bl. ©. 266, iſt ber 
$ 1 der vorftehenden Verordnung vom 17. Mai 1863 aufgehoben, 
An feine Stelle tritt: 

$ 1. Der Berfauf jener cosmetifchen Mittel, welchen außer dem allgemeinen 
Awede, Haare, Haut und Zähne zu reinigen, oder Wohlgerud zu verbreiten, vom 
Berfäufer noch eine befondere Wirkung zugefchrieben werden will, fowie ber Ver: 
fauf aller zum innern oder äußern Gebrauch beftimmten geheimen Mittel iſt von 
einer Bewilligung Unferes Staatsminifteriums des Innern abhängig. 

Re Dieje Bewilligung ift vorbehaltlih der Beftimmungen in $ 4 wiberruflicher 
atur. 


4, Reinigung uud Veruichtung inficirter Stoffe ꝛc. 


Der Art. 121 des P.St. G. Hält die Befugniß der Polizeibehörde 
aufrecht zu Anordnungen über das Neinigen oder die Vernihtung von 
Kleidungsftüden, Leinenzeug, Betten und anderen zur Berbreitung von 
Anftekung geeigneten Oegenjtänden, welche von einem an einer anfteden- 
den Krankheit Xeidenden während berjelben gebraucht worden find, und 
ordnet gleichzeitig Strafen an gegen diejenigen, weldye wifjentlich ſolche 
zur Vernichtung geeignete Gegenftände Faufen, in Umlauf feßen, an fich 
bringen oder der Polizeibehörbe verheimlichen, 

Die Befugniß über die Art der Reinigung der im Art. 121 be: 
zeichneten Gegenftände Vorfchriften zu ertheilen, fowie die Vernichtung 
ſolcher Gegenftände anzuordnen, ift der Diftriftspolizeibehörbe, beziehungs— 
weife den erponirten Bezivksamtsaffefforen, in Münden der Polizei: 
direction, zugewiefen. 

($ 10 der A. 3. vom 24. Juni 1862, R.Bl. ©. 1421.) 


5. Pflicht zur Anzeige anftedender Krankheiten. 


Aerzte, Wundärzte und Thierärzte find nah DB. vom 29. Nov. 
1842, Döll. XXX. ©. 212 und Maßgabe des P.St.G.B. Art. 126 
verpflichtet, von dem Ausbruche einer anftedenden Krankheit unter Men: 
ſchen oder Thieren fofort bei der Polizeibehörde Anzeige zu machen. 

Ueber die Berpflihtung der Mebicinalperfonen zur Anzeige anftedender 
Krankheiten unter Menſchen und Thieren bejtimmt die A. V. vom 13. Juli 1862, 
RB. ©. 1861, folgendes: 


g 1. 

Aerzte und Wundärzte (Randärzte, Chirurgen, Magistri chirurgiae, Baber) 
haben von jedem bei Ausübung ihres Berufes zu ihrer Kenntniß gelangenden 
Auftreten der natürlichen Blattern, der afiatiihen Brechruhr und des exanihema— 
tiihen Typhus, dann der Wuth- und Rotzkrankheit und des Milzbrandes (Pustula 
maligna oder Carbunculus contagiosus), unter den Menfhen — an die Orte: 
polizeibehörde jogleih und binnen 24 Stunden an diejenige Diftriftsverwaltungs: 
behörde, in deren Bezirk der Kranke ſich befindet, Anzeige zu erftatten. 

Bei allen Übrigen epidemifchen oder contagiöjen Krankheiten, wie insbejon: 
bere bei ber Ruhr (Dysenteria), dem Hofpitalbrande (Gangraena nosocomialis), 
bem enterifhen Typhus, dem Kindbettficber (Puerperal-Pyaemie), der anjteden: 
ben Halsbräune (Pharyngitis diphteritica contagiosa), ber contagidfen blennor: 
rhoifhen Augenentzündung, dem Scarlad und den Mafern find die im Abſ. 1 
aufgeführten Medicinalperfonen zu gleichen Anzeigen dann verpflichtet, wenn bieje 
Krankheiten in auffallender Verbreitung oder Heftigkeit auftreten, 
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82. 

Thierärzte, welche zur Behandlung eines Thieres gerufen werben, das von 
einer der in Abſ. 2 aufgezählten anſteckenden Krankheiten befaſſen ift, find ver: 
bunden, bievon der Ortspolizeibehörde fogleih und binnen 24 Stunden derjenigen 
per in deren Bezirk der Fall vorgelommen ift, Anzeige 
u erjtatten, 

. Als anſteckende Krankheiten, welche obige Anzeigepflicht begründen, werben 
bezeichnet: Rinderpeſt, Milzbrand oder Anthrax jämmtlicher Haustbiere, Maul: 
und Klauenfeuche des Rindviches, der Schafe, Ziegen, Schweine u. ſ. w., Lungen: 
jeuche der Rinder, Ruhr oder typhöſe Seuche des Rinbviches, Pocken- oder Blat: 
ternſeuche der Schafe, Fäule, Egelkranfpeit und Lungenwurmfeude der Schafe 
und jungen Rinder, Rog, verdächtige Druſe und Hautwurm ber Pferde, Beſchäl— 
oder Schankerſeuche ber Juchtpferbe, gr und (Hunds-) Wuth aller Haustbiere. 


Gegenwärtige Verordnung tritt mit bem Tage der Rerfündung im ganzen 
Umfange des Königreiches in Kraft und find von dieſem Zeitpunfe an alle mit 
derfelben im Widerſpruch ftebenden bisherigen Beſtimmungen aufgehoben. 


€. Borforge gegen anftekende Rrankheiten. 
Sanitätsanftalten. 


A. Allgemeine Anordnungen. 


Nady Urt. 248 des St. G. B. bleiben die Verordnungen oder ober: 
polizeilichen Vorfhriften, zum Schub gegen den Eintritt, Verfchlimme: 
rung, Verbreitung oder Wiederkehr einer anftedenden Krankheit, die bie: 
durch angeordneten Einfuhrverbote, Abſperrungs-, Aufſichts- oder fonftigen 
Sichyerungsmaßregeln aufrecht erhalten, und haben ſich die Orts- und 
Diftrittspolizeibehörden in ihren auf den concreten Fall berechneten Map: 
vegeln und Anordnungen hienach zu richten. 

Art. 120 des P.St. G. erflärt jeden ftrafbar, der, in einem Dienft- 
verhältniffe ftehend, an einer anftedenden Krankheit leidet und folches 
verheimlicht. 

Die Bolizeibehörde ift berechtigt, wegen Abfonderung und Heilung 
folder Perfonen die erforberlihen Anordnungen zu treffen. 

Sanitätspolizeilide Mafregeln im Sinne des Art. 120 Abſ. II. 
des P.St. G. zu treffen, fteht dem Diftriftspolizeibehörden, beziehungs— 
weife den erponirten Bezirfsamtsafjefforen, zu München der Polizeidiree— 
tion zu. (U. V. vom 24. Juni 1862, $ 9, RB. ©. 1421.) 

1. Ueber Mafregeln beim Ausbruch der Cholera. 

(Siehe M.E. vom 10. Sept. 1836, Dil. XV. ©. 172, 31. San. 1837 
©. 490, 25. Juli 1848 u. 11. Sept. 1849, Döl. XXX. ©. 181.) 

Ueber bie Koften der durch die Brechruhr verurfadhten fanitätspolizet- 
lichen Anordnungen. (ME. v. 13. Sept. 1836, Döll. XV. ©. 488.) 

Ueber die ärztlihen Bejuhsunftalten. 

(ME. vom 7. Yan. 1837, ibid. ©. 490.) 

Siehe oberpolizeilihe Vorſchriften des Minifteriums des Innern 
vom 28. Nov. 1865, R.Bl. ©, 1355, Maßregeln gegen Verbreitung 
der Cholera betr. 

Rar, Handbuch der bayer. Diſtr. Berw,Behörben, III. Aufl. 13 
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Das Geſetz von 28. Det. 1831, die Anwendung der Waffen: 
gewalt bei der Vollziehung der fanitätspofizeilihen Maßregeln zum Schuße 
gegen bie Verbreitung der aſiatiſchen Cholera betr., ift durch E.G. Art. 2 
Abi. 7 aufgehoben. 

2. Verbreitung ber Krätzekrankheit. (M.E. vom 24. Oct. 1828, 
26. Suni 1832, 10. Det. 1833, Dil. XV. ©, 819 — 832.) 

3. Blatternkrankheit. (DU. XV. ©, 747.) 

Zur Ergänzung der A. V. vom 13. Juni 1862 beftimmt ein 
Erlaß des Staatsminiftertums des Innern vom 4. März 1864: daß 
das Ärztliche Perfonal die vorgefchriebene Anzeige nicht allein bei dem 
Auftreten der variola vera, fondern auch bei jener ber variolois zu 
erftatten habe. 

Vergl. Art. 119 des P.St.G.: Familienhäupter und deren Stell: 
vertreter, in deren Wohnung die natürlichen Blattern ausgebrochen find, 
und welche nidyt innerhalb 12 Stunden, nachdem fie von der Natur der 
der Krankheit Kenntniß erlangt haben, der Polizeibehörde (der Orts: 
polizeibehörde, ®. vom 24. Juni 1862 $ 8 R.Bl. ©. 1421) Anzeige 
machen oder einen zur Praris berechtigten Arzt zu Hilfe rufen, werben 
an Geld bis zu 10 fl. beftraft. 

Gleiche Verpflichtung zur Anzeige haben die Aerzte und Wundärzte, 
P.St.G. Art. 126. 

4. Scharlachkrankheit. 

(RU. vom 15. Tebr. 1842, Dil. XXX, ©. 299.) 


B. Bejondere Anordnungen. 
I. Srantenhäufer, Spitäler, Armenverjorgungshäufer ze. 


Alle derartigen der Pflege von Kranken, Gebrechlichen ober alters: 
ſchwachen Leuten gewidmeten Anftalten, welche die Natur focaler Ans 
ftalten haben, ftehen nad Art. 65 u. 134 der Gem. Ordn. vom 29, April 
1869 mit dem dabei aufgeftellten PBerfonal unter Auffiht und Leitung 
der Gemeindebehörde. 

Dem Gerichtsarzt kommt jedoch das Recht der Erinnerungsabgabe 
über das dabei aufzuftellende Perſonal, ferner eine furveillirende Auf: 
ficht über diefe Anftalten und das Recht der Anzeige bei wahrgenomme— 
nen Mißbräuchen oder Gebrechen zu. 

(DOrg.Edict vom 8. Sept. 1808, $ 11 i.) 

Bei diftrictiven Anftalten diefer Art richtet fih die Verwaltung 
nad ben von dem Dijtriftsrathe vorgefchlagenen oder geprüften und von 
der Kreigregierung genehmigten Ordnungen. 

(Diftrittsratd - Gef. Art. 11 f.) 

Die Gründung biftrictiver Krankenanftalten ift in jeder thunlichen 
Weiſe zu fördern. (MR. vom 21. April 1860, A. E. vom 24, De. 
1833, $ 70, Döll. XI. ©. 362.) 
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Krankenanftalten des Diftritts find durch die Diftriftsverwaltungs= 
bebörde öfters unvermuthet zu vifitiren. 

($ 54 ber Form. V. RU. vom 16. März 1857, K.A.Bl. ©. 716.) 

Die Ergebnifje der Bifitation find in ein tabellarifches Bifitations- 
protofoU aufzunehmen. 

Ueber die Berechtigung der Spitalärzte (auch der Gerichtd- ober 
Bezirksärzte als Spitalärzte) für Behandlung ausmärtiger Kranker 
Deferviten anfegen zu dürfen, f. BI. f. a. Pr. II. 408 und bie Ab: 
tbeilung: Armenwejen. 


II. Impfung. 

Die Verordnungen über die Schußpodenimpfung find durch Art. 117 
und 118 des P.St. G. aufrecht erhalten und für die ſchuldbare Um— 
gehung der Impfung Strafen angebroht. 

An die Stelle der bisherigen Beftimmungen tritt die A. V. vom 
4. März 1864, R.Bl. ©. 249. 


Wir finden Uns bewogen, im Hinblid auf Art, 117 und 118 bes 
P.St. G.B. Über die Schuppoden= Impfung zu verorbnen, was folgt: 


g1. 

Mit dem erften April eines jeden Jahres werben ſämmtliche, in bem zu: 
nächſt vorbergegangenen Kalenderjahre gebornen Kinder impfpflihtig, und find 
innerbalb bes —— beſtimmten Zeitraumes ber Schutzpoclen⸗Impfung zu 
unterwerfen. 

Auf freimwiliges Anmelden bürfen auch erft in dem laufenden Jahre Ge: 
borne, jedoch Kinder unter drei Monaten nur dann geimpft werben, wenn Gefahr 
auf Berg beſteht. 

Bei dem Ausbruche der natürlichen Blattern (Variolen oder Varioloiden) 
tritt die diesfalls in dem $ 16 der gegenwärtigen Verordnung enthaltene beſon— 
dere Beftimmung in Wirkjamfeit, s2 R 

Zur Erfüllung bes aus der Impfpflicht hervorgehenden Verbindlichkeiten findet 
jährlih eine ordentliche Bffentliche Impfung ſtatt. Neben bderjelben find jedoch 
auch Privatimpfungen zuläſſig. 


Eltern, Pflegeeltern und Vormünder find nach Art. 117 bes P.St. G. B. 
ehalten, ihre impipflicytigen Kinder, Plegefinder und Mündel auf ergangene obrig- 
eitfihe Befanntmahung zur Öffentlihen Impfung und Impfcontrole zu bringen 
oder bie gänzliche ober zeitliche Befreiung bderfelben von ber Impfpflichtigkeit inner: 
bald ber von ber Polizeibehörde ieftgefeßten Frift nachzuweiſen. 


Die gänzliche Befreiung von der Impfpflichtigkeit tritt ein: 

a) wenn das Kinb mit Erfolg geimpft, oder 

b) wen bie Impfung an demjelben in drei nad einander folgenden Jahren 
ohne Erfolg vorgenommen worben ift, 

e) wenn basfelbe bie natürlichen Blattern überſtanden bat. 

Zeitliche Befreiung von der Impfpflichtigkeit findet ftatt, wenn ein impf- 
pflidtiges Kind in einem folden Krankheits: oder Schwädezuftand fich befindet, 
daß die Impfung an bemjelben nicht ohne Gefahr vorgenommen werben kann. 

Der Nachweis Über bie vorbemerften Berhältniffe ift durch ein Ärztliches 
Zeugnik ober dadurch zu liefern, daß das fragliche Kind dem amtlichen Impfarzte 
vorgeftellt wirb. 

Die zeitliche Befreiung enbet mit ber Genefung und es müfjen die bisher 
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zeitlich befreiten Kinder, wenn nicht bie Beftimmung bes N 16 in Anwendung fommt, 
bei ber nächſtfolgenden äffentlihen Impfung ihrer Jmpfpfliht Genüge leiſten. 


$5. 

Die ordentlihe öffentlihe Impfung ift alljährlich zwiihen dem 15. April 
und 15 Mai zu beginnen und bis zum 31. Juli zu vollenden, 

Einen fpäteren Anfangstermin können bei befonderen Veranlaffungen die 
Kreisregierungen, K. d. J., feſtſetzen und in biefem Falle, jowie für größere Städte 
auch bei Einhaltung des verordnungsmäßigen Anfangstermines die Dauer ber 
Impfzeit über den normalen Zeitraum hinaus verlängern. 


$ 6. 

Die Bornabme der ordentlichen öffentlichen Impfung ift dem Bezirfsarzte, 
in Münden dem Gentral: Impfarzte übertragen. 

Die Anweſenheit eines Mitgliedes der Ortspoligeibebörde bei dem Impf— 
geſchäſte ift nur geboten, wo der amtliche Impfarzt diefelbe ausdrüdlich verlangt 
oder folhe aus befonderen Gründen veranlaßt erfcheint. 

Dem amtlihen Impfarzte ift jedoch an jeder Impfſtation ein Polizei- ober 
Gemeindediener zur Verfügung zu jtellen. 


7. 

Um das Erjdeinen bei ber ordentlichen öffentlichen Impfung möglichft zu 
erleichtern, ift jeder Verwaltungsbezirt nach Erforderniß in mehrere Impfbezirke 
abzutbeilen und der Ort, an weldem die Impfung vorgenommen werben joll, jo 
weit thunlich im Mittelpunfte des Impfbezirkes zu beſtimmen. In ben Regierungs: 
bezirken biesfeits des Rheins haben die Diftriftspolizeibehörden nad Antrag bes 
amtlichen Impfarztes den Umfang der Ampfbezirte und der Jmpfftationen in ben: 
ſelben feftzufegen, und dabei Eorge zu tragen, daß die lepteren nicht über zwei 
Stunden von ben entlegenften Ortſchaften des Bezirfes entfernt feien, infjoferne 
nicht die örtlichen BVerhältniffe eine Ausnahme unabweislich erheiſchen. 

Am Regierungsbezirfe der Pfalz bildet jede Gemeinde einen Impfbezirk. 


$8. 
Die ordentliche Hffentlihe Impfung wirb auf Grund ber jährlich herzu— 
fiellenden —— aller Impfpflichtigen eines jeden Impfbezirkes vollzogen. 
Dieſe Verzeichniſſe ſind nach den diesfalls ertheilten Inſtructionen von den 
Pfarrämtern oder den ſonſt mit Führung der Civilſtands-Regiſter betrauten Or— 
— anzulegen und ſpäteſtens bis Ende März jeden Jahres den amtlichen Impf— 
rzten zuzuſenden, und von dieſen ſodann zu ergänzen, 


Der Tag, an welchem die ordentliche öffentliche Impfung in jedem Impf— 
bezirke — werden ſoll, und der Termin, innerhalb welchem die nach 
N 3 und 4 erforderlihen Nachweiſe über die gänzliche oder zeitweife Befreiung ber 

inder von ber Jmpipflichtigkeit dem amtlichen Impfarzte zu liefern find, ift von 
der Diftriftsverwaltungsbehörde nah vorgängigem Benehmen mit dem amtlichen 
AImpfarzte zu beftimmen und nebft dem Orte umd ber Stunde der Impfung den 
Ortspolizeibehörden des Impfbezirks bekannt zu geben, von letzteren aber, wo 
möglih 8 Tage vor ber Impfung ſelbſt, in allen Ortſchaften bes Bezirks zur 
bffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Der Termin zur Beibringung obiger Nachweiſe ſoll jedoch in der Regel 
nicht Über den verorbnungsmäßigen Snmpfeontrofte ($ 10) und niemals über Bie 
nach $ 5 befiimmter Endirif der öffentlichen Sımph 

$ 10. 

An dem feftgefegten Tage ift die Impfung nach ber diesfalls ertheilten In— 
firuction vorzunehmen, bie Unterfuhung des Erfolges aber hat am achten Tage 
nach der Impfung flattzufinden. 

Der Impfarzt bat bei der Impfung den Eridienenen den Tag und an: 
näbernd die Stunde befannt zu machen, wenn fich diefelben zur Impfcontrole am 
Orte ber Impfung wieber einzufinden haben. 


ıng hinaus erftredt werben. 
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Nach vorgenommener Controle iſt die Impfung als vollendet und die aus 
ber Impfpflicht — Verbindlichkeit als erfüllt zu achten, ſoferne Form 
und Verlauf der Schutzpocken regelmäßig waren, wie fie in ber hierüber erlaſſenen 
Inſtruction bezeichnet find. 


$ 11. 
Der amtlihe Jmpfarzt bat das Ergebniß der Jmpfcontrole forgfältigkt auf: 
zunehmen, 


$ 12. 

Nach beendigter Gontrole und nach Ablauf ber gemäß $ 3 und 9 von ber 
Bolizeibehörbe zur Vorlage ber Befreiungsnachweile ir ag Frift bat ber amt: 
liche Impfarzt an diejenigen Impflinge, welche bie gänzliche Befreiung von ber 
Impfpflicht durch Erfüllung der vorgejchriebenen Bedingungen ($ 4) erlangt haben, 
bie Impfzeugniffe unverweilt auszujtellen, die übrigen Impflinge aber zu ber or: 
bentlichen Öffentlichen Impfung des nächſtfolgenden Jahres zu verweifen. 

$ 13. 

Nah Ablauf der feftgefepten Impfzeit bat ber amtlihe Impfarzt einen 
umfaffenden Bericht Tiber das Ergebnif der Impfung an die vorgefegte Kreis: 
veglerang, K. d. J. einzuſenden. 

as Verzeichniß derjenigen Impfpflichtigen, für welde die im $ 3 bezeich— 
nete Verbindlichkeit nicht erfüllt wurde, ift von ihm fogleich nach Ablauf der feſt— 
geſetzten Jmpfzeit herzuftellen und der betreffenden Staatsanwaltſchaft zu übergeben. 


$ 14. 
Die Befugniß, Privatimpfungen vorzunehmen, ſteht allen zur Praris be: 
rechtigten Aerzten zu. 
Diefelben find verpflichtet: 

1) über jede mit ober ohne Erfolg vorgenommene und am achten Tage von 
ihnen controlirte Privatimpfung den Eltern, Pflegeeltern oder VBormündern 
ber Impflinge ein bei ber orbentlichen öffentlihen Impfung oder innerhalb 
ber gemäß $ 3 und 9 feftgefeßten Friſt dem amtlichen Impfarzte zu über: 
— Zeugniß auszuſtellen; 

2) über die vorgenommenen Privatimpfungen ein Verzeichniß nach den desfalls 
ertheilten Vorſchriften zu führen und ſolches jährlich am Schluſſe ber orbent: 
lichen öffentlichen Senphung dem amtlichen Impfarzte zur Einſicht und Ver: 
gleihung mit den eingelieferten Privat: IJmpfzeugniflen gegen Zurüdgabe 
vorzulegen. 


$ 15. 

Außerordentliche öffentlihe Impfungen finden ftatt, jo oft in einem Orte 

bie natürlichen Blattern (Bariolen und Barioloiden) ausbrechen. 
$ 16, | 

In diefem Falle (K 15) find alle Kinder, fohin aud bie im Laufe bes 
Jahres jelbit Gebornen impfpflicptig, foferne denfelben weber eine gänzlihe, noch 
zeitweife Befreiung nad ben Beilimmungen des $ 4 zufommt. 

$ 17. 

Auf die Über den Ausbruch der natürlichen Blattern (Bariolen oder Vario: 
Ioiden) erhaltene Anzeige ijt durch die Diftriftsverwaltungsbehörde im Benehmen 
mit bem amtlichen Impfarzte ohne Verzug eine allgemeine außerordentliche Impfung 
in ben zu beftimmenden Gemeinden zu veranjtalten und hiebei nad ben für die 
orbentlihe Impfung ertheilten Vorſchriften zu verfahren. 

$ 18. 

Zur Gültigkeit eines Impfzeugniſſes wird erfordert, daß basjelbe von bem 
amtlihen Impfarzte nad einem der in ber Anlage beigefügten Kormulare ausge: 
fertigt und unterfchrieben ift. j 


19. 
Rüdfihtlih der Koften ber sfemitigen Schußpoden: Impfung wird Fol— 
genbes beftimmt: 
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1) Die amtlihen Jmpfärzte ober beren Stellvertreter haben für jebe gelungene 
ober als ſolche zu eradhtende öffentlihe Impfung, wenn biefelbe am Mohn: 
orte ber Arztes vorgenommen wird, ben Betrag von 12 Fr., für auswärtige 
Ampfungen aber 18 fr. als nicht zu überſchreitendes Marimum zu beziehen. 

Weitere Anfäge für den etwa zur Impfung nöthigen Gehilfen, für Diäten 
ober Reifefoften, dann für bie ben Mutterimpflingen ertheilten Geſchenke 
finden nicht ftatt. 

Dagegen find die auf Anfhaffung und Drud ber Impfconſcriptions- und 
Ampfungsliften, dann ber Impfſcheine erlaufenen Koften ben amtlichen Impf— 
Ärzten zu vergüten. E 
Nach —— des Impfgeſchäftes, und zwar gleichzeitig mit dem nach 
F 13 zu erſtattenden Berichte bat der amtliche Impfarzt das Verzeichniß ber 
nach Ziff. 1 Abſ. 1 und 3 erlaufenden Impfkoſten, ausgeſchieden nach Ge— 
meinden, der Kreisregierung vorzulegen, von welcher dasſelbe zu revidiren 
und im Betrage feſtzuſtellen iſt. Der feſtgeſtellte Koſtenbetrag wird nach 
den Beſtimmungen des Gemeindeumlagengeſetzes erhoben und an den 
Impfarzt abgeliefert. 

Am rg ber Pfalz ift wie bisher dem amtlihen Impfarzte 
für jebe gelungene oder als folhe zu erachtende öffentlihe Impfung, ſowie für 
Anfhaffung und Drud der nöthigen Formularien von ben Betheiligten ber Betrag 
von 30 fr., bei nadıgewiefener Zahlungsunfähigkeit berfelben aber eine aus ber 
Gemeindecaſſe zu leiſtende Entfhädigung von 14 fr. zu vergüten. — Die Erbes 
bung gefhieht nöthigenfalls auf dem Wege des abminiftrativen Zwangsvollzuges. 


2 


— 


$ 20. 

Die Ausftellung bes nah F 18 erforberlihen amtlichen Impfzeugniſſes hat 
in allen Fällen, auch wenn basjelbe auf Grund ber von einem Privatarzte vor: 
genommenen Jmpfung ausgefertigt me unentgeldlih zu geſchehen. 

1 


Iſt ein Impfzeugniß zu Verluft gegangen, fo kann von bem Betheiligten 
eine wiederholte Ausftellung besjelben gegen Entrichtun einer Gebühr von 30 fr. 
bei bem zuftändigen Impfarzte auf Grund ber Smpfliften oder zweifellofer Impf: 
ober Blatternarben verlangt werben. 

Im letzteren Falle kann auch ber amtlihe Impfarzt bes Aufenthaltsories 
zur Ausflelung des Zeugnifjes gegen Entrihtung ber gleihen Gebühr angegangen 
werben. 

Iſt der Nachweis ber Impfung weber durch bie Jmpfliften, noch durch 
unzweifelhafte Impf- oder Blatternarben zu liefern, jo barf ber Impfichein nur 
nad) vorgenommener Impfung ausgeftellt werben. 

Gelingt biefe Impfung, fo ift ber Impfſchein nad Anlage A ober B, 
ſchlägt fie fehl, fo ift ein ſolcher nad) A C auszufertigen. 


Fir Privatimpfungen, zu welchen auch bie von bem amtlichen Impfärzten 
außer ber öffentlihen Impfung vorgenommenen Impfungen zählen, fowie für Aus: 
fiellung ber Privatimpfungszeugnifie haben bie Aerzte bie in ber Mebicinaltarorb: 
nung Teftgejegten Gebühren zu —— 


Ein Zwang zur Revaccination findet nicht ſtatt. Allen berechtigten Aerzten 
wird jedoch, namentlich in ben 99 15— 17 bezeichneten Fällen bie Förderung ber 
Wieberimpfung nachdrücklichſt empfohlen, nachdem biefelben neben ber Impfung 
bas ficherfte Vorbeugungsmittel gegen Weiterverbreitung ber Blattern ift. 

Die NRevaccination ber an ben orbentlihen oder außerorbentlichen öffent: 
lihen Impftagen ſich hiezu Meldenden bat durch ben amtlichen Impfarzt ument: 
geltlich zu geihehen. — Für Revaccinationen in ber Privatpraris haben biefelben 
wie die Privatärzte bie im $ 21 feftgefegten Gebühren zu beanſpruchen. 

Jeder Privatarzt hat bis zu dem in $ 14 Ziff. 2 bezeichneten Termine ein 
Berzeihniß. ber von ihm im Laufe bes Jahres vorgenommenen Revaccinationen 
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unter Angabe ihres Erfolges an ben amtlichen Impfarzt einzureichen, welcher bie: 
felben mit den von ihm Kan vorgenommenen Revaccinationen in eine Lijte ein 
zutragen unb biefe zugleich mit bem jährlihen Jmpfberichte der Kreisregierung vor: 
zulegen hat. a, 


$ 
Gegenwärtige Berorbnung, durch welde alle bermalen über bie Schutz— 
podenimpfung beftehenden Beftimmungen aufgehoben werben, tritt mit bem 15. März 
1864 für ben ganzen Umfang bes Königreiches in Kraft. 


Anlage A. Impfzeugniß. 
Gentral: Impf = 
Der unterfertigte a he | Arzt in N. beurkundet biemit auf 
ezirks⸗ 
Grund ber Impfliſte des Bezirks N. vom Jahre 18 . . Ziff. ...... „ daß N. N., 
geboren zu N. N., ben .. ten....... 18 .. bei ber { a 
öffentlichen rer Zorpfung zu N. N. den ..ten....... 18 .. ge: 
impft und daß gemäß der am . tm. ...... 18 . . vorgenommenen Eon: 
trole bie Smpfung don ungmeiiafen ge befunden worden * 
den en 18. N. N. 


Central⸗ Impf⸗ 
(L. $.) —— | Arzt 


Anlage B. Impfzeugniß. 
Gentral: $mpf: 
Der unterfertigte | a a Arzt in N. beurfundet biemit auf 


Grund ber Impfliſte bes Bezirks 4% vom Jahre 18. . Ziff. ........ daß 
N. N., geboren zu N.N., den .. ten.. ... . 18 .. laut beigebrachten —* 
mifſes von dem practifchen Arzte Dr. NM. N. zu N. ben... ten .22 0.04% 

mit Schuppoden geimpft und daß diefe Impfung nad eben dieſem zeigit ge: 
mäß ber am... tet... . 18... vorgenommenen Gontrole von unzweifelhaftem 
Erfolg befunden worben fei. 


den .. ten ....... 18... N. N. 
Central⸗Impf⸗ 
. 5. Bezirksgerichts⸗ | Arzt 
Bezirks = 
Anlage C. Impfzeugniß. 
Central⸗ Impf⸗ 
Der unterfertigte | — Arzt in N. beurfunbet hiemit auf 
Bezirks: 
— ber Impfliſte bes Bezirkes N. vom et — — 
eboren zu N. N, den .. ten....... ber Impfpflichtigkeit — 
it. b 
# 4 > c | ber Allerhöchften Verordnung vom ..ten ....... 18 .., 
die Shore Impfung betr., genügt er 
1 A 7 >. GEBE "EEE NN. 
Central⸗Impf⸗ 
(L. 8.) Bezirksgerichts⸗ Arzt 
Bezirks⸗ 


III. Aufſicht auf Irre. 


Die M.E. vom 30. Dez. 1851, Döll. XXX. ©.225, macht es 
den Diftriftspolizeibehörben zur Pflicht, auf das Loos, den Zuftand und 
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die Behandlung dev in ihrem Bezirke befindlichen Irren benehmlich mit 
dem Gerihtsarzt fortwährend ein wacfames Auge zu haben und das 
Nöthige zu ihrem Schuß, ihrer Verpflegung, endlich ihrer Unterbringung 
in einem Irrenhauſe anzuordnen. 

Ueber Unterftüßung mittelfränfifcher Gemeinden aus Kreismitteln 
zur Unterbringung unbemittelter Geiftestranfen in der Kreisirrenanftalt 
Erlangen (conf. RU. v. 2. April 1853, K. A.Bl. S. 230, Döll. XXX. 
©. 213). 

Der Art. 137 des P.St.G. orbnet an: Wer mit Gefahr für 
Perjonen oder Eigenthum oder für die öffentliche Sittlichkeit Blödfinnige 
oder Geiftesfrankfe, deren Auffiht ihm obliegt, frei auf Straßen ober an 
Öffentlichen Orten herumgehen läßt, wird an Geld bis zu 25 fl. geftraft. 

Hat eine ſolche Perfon einen Angriff gegen Perfonen oder frem: 
des Eigenthum verübt, und ift wegen Unzurehnungsfähigkeit des Be: 
Ihuldigten ein freifprechendes Urtheil oder ein das Strafverfahren ein: 
jtellendes Erkenntniß erfolgt, fo ift die Polizeibehörde beredtigt, 
auf den Grund gerichtsärztlichen Gutachtens, deren Unterbringung in 
einer Irrenanſtalt oder deren fonftige genügende Bermwahrung an: 
zuordnen. 

Nah A DB. vom 24. Juni 1862, $ 13, RB. S. 1422, 
ift als zuftändige Behörde im Sinne des Art. 137 erklärt die Diftrikte: 
polizeibehörbe der Heimat der betreffenden Berfon, in Münden die Poli: 
zeibirection. 

Vergl. Entſchließung des Minifteriums der Juſtiz und des Innern 
vom 8. Aug. 1866, J.M.Bl. ©. 244: Die Benübung der Polizei: 
gerichtögefängniffe zur vorübergehenden Unterbringung von geiftesfranten 
Berfonen. 

Siche Staatsvertrag zwifhen Bayern und Frankreich, die gegen: 
feitige Rüdlieferung geiftesfranfer Bayern aus Frankreich 20, vom 
22. März 1866. 

Bergl. Uebrigens über Behandlung von Irren, die Abtheilung: 
Armenwefen. 


IV. Nettungsanftalten für Scheintobte. 


Die zunächit für die ärztliche Behandlung maßgebenden Borfchriften 
find in der Inftruction zur M.E. vom 13. Mai 1851, Döll. XXX. 
©. 228 u. ff. aufgenommen. 

Die durh 553 ber Form. V. vorgefhriebenen aus Diftriftsmitteln 
beizufchaffenden ärztlihen NRettungsapparate follen bei ben Bhnficaten 
aufbewahrt werben. 

(Dit. XV. ©. 831, RU vom 7. Dez. 1855, K. A.Bl. ©. 1575.) 


V. Leihenbefhau und Leichentransport. 


Durh Art. 109 des P.St. G. B. ift die Erlaffung ber Leichen: 
fhauorbnung als ein Attribut der oberpolizeilihen Zuſtändigkeit erflärt. 
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Die ME. vom 6. Aug. 1839, K.A.Bl. ©. 614, Döll. XXX. 
©. 241, beftimmt: 


1) daß in jever Gemeinde ein ober mehrere Leihenfchauer aufgeftellt 
werben müllen, 

2) daß die Leihenfchau in öffentlichen Heil: oder Strafanftalten vom 
Arzte der Anftalt, außerdem zunächſt im Allgemeinen durch ben 
Gerichtsarzt, dann die practifchen Aerzte, im deren Ermangelung 
ober Berhinderung durch die Landärzte, Chirurgen ober Baber 
verſehen werden ſoll; nur wenn auch Teßtere fehlen, fo kann bie 
Leihenfhau unbeſcholtenen, verläffigen und von dem Gerichtsarzt 
zu injtruirenden Perfonen übertragen werben, 

3) die Aufftellung und handgelübdliche Verpflichtung ber Leichen: 
ſchauer geſchieht von ber Diftriftspolizeibehörbe benehmlich mit dem 
Serichtsarzte, 

4) jede Leiche ift zweimal, alsbald nach dem Tode und kurz vor ber 
Beerdigung zu befichtigen, 

5) die Hausgenofjen des Berftorbenen find verpflichtet, dem Leichen: 
befhauer von dem Todesfall Kenntniß zu geben, 

6) die Leihenfhaugebühren find von ber Kreisregierung feitzuitellen, 

7) es darf keine Beerdigung vor erfolgter Ausfertigung des Tobten: 
feines erfolgen, 

8) die Seelforger haben die Todtenfcheine zu ſammeln und viertel: 
jährig dem Gerichtsarzt einzuliefern, ber fie benehmlidy mit der 
Diftriftspolizeibehörbe controlirt, 

Die Beerdigung einer Leihe vor Austellung eines Todtenſcheines, 
das Deffnen einer Leiche vor ber eriten Todtenfhau ift durch bas 
P.St. G. B. Art. 109 mit Strafe bedroht. 

Die Leihenfhan hat ſich auch auf jedes im lebensfähigen Alter 
geborne Kind zu erjtreden. 

(ME. vom 11. März 1843, Döll. XXX. ©. 251, RU. vom 

26. Febr. 1858, A.Bl. ©. 296.) 


Belanntmahung bes f. Staatsminijteriums d. Innern vom 18. Juni 
1862, die Ausfertigung ber Tobtenfcheine betr. (R.Bl. 1862 ©. 1400.) 


Ueber bie Ausfertigung ber Tobtenfcheine werben auf Grund bes Art. 109 
Ab. 1 Ziff. 1 des P.St. G. nachſtehende Vorſchriſten erlaffen: 


g1. 

Der Tobtenfchein ift von dem Leichenſchauer auf Grund ber vorſchrifts— 
mäßig vorgenommenen Leihenihau zur Beurkundung ber Thatſache, baß ber Be: 
erbigung im mebicinal=polizeiliher Beziehung ein nderniß nicht entgegenftehe, 
nad bem unten folgenden Formular auszufertigen. 


$ 2. 
Bei neugebornen Kindern ift bie Ausftellung eines Todtenſcheines nur dann 
erforberlih, wenn die Frucht nach zurüdgelegtem jehsten Monate der Schwanger: 
fhaft von ber Mutter getrennt wurde. 


83. 
Diefe Vorſchriften treten mit bem 1. Juli 1862 in Wirffamfeit. 
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Formular. Todtenſchein. 


.. des Polizeibezirks .... ber Ortsgemeinde .... 
Hausnummer .. 






Name der Piarrei . 













Monat... . 


Vor: und Zuname. 
Alter, Stand, Gewerbe, Religion, 
ledig oder verbeirathet. 


Tag und Stunde bes Todes. 
Tag und Stunbe ber 1. Leichenſchau. 
Muthmaßliche Beerdigungszeit. 


























Name bes behandelnden Arztes oder 
ber Hebamme, 


Beflinmmte Beerdigungsgeit, 


nn nn — — 1- 


Bemerkungen. 














Unterſchrift des Leichenſchauers: 
a) zur Beſtätigung ber erſten Leichenſchau, 
b) zur Beſtätigung ber zweiten Leichenſchau. 





Sseihenfransport. 


Die früheren Beftimmungen find burd bie Bekanntmachung bes 
Staatsminifteriums bes Innern vom 27. Sept. 1862, R.Bl. ©. 2246, 
aufgehoben. 

Diefe Belanntmahung, bie Gefuhe um Bewilligung zur Ber: 
bringung einer Leiche von dem Sterbeorte an einen andern al® ben 
orbnungsmäßigen Ort ber Beerdigung betr., beftimmt folgendes: 


—51. 

Die Bewilligung zum Verbringen einer Leiche von dem Sterbeorte an einen 
anderen als ben orbnungsmäßigen Ort ber Beerdigung bat, ber Transport mag 
an einen andern Ort im Inlande ober in das Ausland jlattfinden, von ben ein: 
ſchlägigen Diftriktspolizeibehörben, beziehungsmweife von ben erponirten Bezirtsamts: 
Affefiosen, auszugehen. 

Diefe Bewilligung darf jedoeh, wenn es fih um ben Transport ber Leiche 
einer an einer Epibenie oder anftedenden Kranfheit verftorbenen Perfon in oder 
durch bas Gebiet eines Staates handelt, mit welchem ein Webereinfommen bezüg: 
lich der wechfelfeitigen Anerkennung ber Leichentransportpäffe befteht, ober wenn 
ber Transport einer Leiche in ober durch das Gebiet eines Staates erfolgen fol, 
mit welchem ein Webereinfommen ber erwähnten Art nicht abgeſchloſſen iſt, nur 
unter ber Borausfegung eriheilt werben, baß derjenige, welcher um bie Erlaubniß 
zur Berbringung einer Leiche in bas Ausland nachfucht, bie Zuftimmung ber bes 
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treffenden Regierung, im ober durch beren Gebiet ber Transport ſtattfinden ſoll, 
fofort übergibt. 


g 2. 

Jedes Gefuh um die Bewilligung zur Verbringung einer Leiche an einen 
anbern als ben orbnungsnäßigen Drt ber Beerdigung im Inlande muß Bor: 
und Zunamen, Stand unb Alter ber verlebten Perſon, die Bezeihnung ber Krank: 
beit, an welcher biejelbe geftorben ift, fowie ben Anlaß der Berbringung enthalten 
und zugleid mit einem bezirfsärztlihen Zeugniffe belegt fein, weldes auf Grund 
ber vo —— vorgenommenen Beipenfihait fih darüber auszufprechen hat, 
baf gegen ben beabfichtigten Leichentransport in fanitätspolizeilicher Beziehung kein 
Bedenken befteht. 


3. 
Der —— des ——— ſind zugleich die Bedingungen, 
unter welchen derſelbe ſiattfinden darf, ausdrücklich beizufügen. 
In dieſer Beziehung wird insbeſondere Folgendes beſtimmt: 
a) die Leiche muß in einem Sarge von hartem Holze mit ausgepichten Fugen 
wohl verſchloſſen ſein; 
b) ber Transport darf bei warmer Witterung nur zur Nachtzeit, ſowie am 
frühen Morgen und fpäten Abende ftattfinden; 
ce) ift ber Tod im folge einer Epidemie ober anftedenden Krankheit eingetreten, 
fo muß da, wo unter Weges gehalten wird, bie Leibe außer bem Orte 
untergebradyt und bis zur un gehörig bewacht werben. 
Die bezüglich bes Leichentransportes auf Eifenbahnen beftehenden reglemen— 
tären Beftimmungen erleiben durch obige Vorſchriften Feine Aenderung. 


S 4. 

Die Abführung von Leihen, welde fhon längere Zeit beerbigt geweſen, 
unterliegt benfelben Beſtimmungen. Auch darf die Aus —— ſolcher Leichen nur 
De Nachtzeit bei geichloffenem Leichenader und unter Fernba tung von unbethei: 
igten Zujhauern geſchehen. 


b. 
Bon jeder ertheilten Bewilligung ift ber Ortspfarrer und diejenige Diftrikts: 
polizeibehörbe, in deren Bezirk die Leiche al wirb, in Kenntniß zu feßen. 


Die Vorſchriften ber 6 2—5 haben auf bie Berbringung von Leichen in 
bad Ausland unter folgenden Mobificationen Anwendung zu finden: 

1) der Transport hat in verpichten, gut verfchloffenen Doppelfärgen, von welchem 
ber innere von hartem Holze fein muß, zu erfolgen; 

2) bie Diftriftspoligeibehörbe, beziehungeweile ber erponirte Bezirlsamtsaſſeſſor 
at, im Falle die Bewilligung zum Transporte einer Leiche in bas Aus: 
and ertheilt wurbe, einen Leichentransportpaß nach beifolgendem Formulare 
auszufertigen ; 

3) zur Meberwahung bes Transportes ber Leiche muß ein Begleiter beigegeben 
werben, welder neben dem Leichentransportpaffe auch nody für feine Perfon 
eine amtlich gefertigte Legitimation befigen muß. 

Die Vorſchriften unter Ziff. 1—3 finden auf den Transport einer Leiche 
von Neu-Ulm nad Ulm keine Anwendung. 


7. 

Die Bewilligungen zur Berbringumg einer Leiche an einen andern Ort im 
Inlande ober in bas Ausland find tar: und fiempelfrei; allenfallfige Auslagen für 
Beſchau, Begleitung, Bewachung u. ſ. w. bat derjenige zu beftreiten, welcher bie 
Bewilligung zum Transporte ber Leiche nachgeſucht Hat. 

g8. 

Die Staaten, mit weldhen wegen wechlelfeitiger Anerfennung ber Leichen: 
transportpäffe ein Uebereinfommen befteht, bann bie zur Ausftellung folder Päſſe 
zuftändigen Stellen und Behörben find in ber Beilage Ziff. IL. aufgeführt. 
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Die von bemfelben zur Verbringung von Leichen in ober durch bas baye— 
riſche Gebiet ausgefertigten Päſſe find auch im Bayern als vollfommen gültige 
Legitimations: Papiere anzufchen. 

9, 


Vorſtehende Vorſchriften treten mit dem Tage ber Bekanntmachnug burd) 
das Regierungsblatt, beziehungsweife durch das Kreisamtsblatt ber Pfalz, in dem 
ganzen Umfange bes Königreihes in Wirkſamkeit. 

Münden, ben 27. Sept. 1862, 

Eine nadträglihe Befanntmadhung des M. d. J. vom 1. Mai 
1862, RB. S. 492 beitimmt: 

Geſchieht der Transport vom Sterbeorte aus unmittelbar zum 
Friedhofe eines andern als des ordnungsmäßigen Ortes der Beerdigung, 
fo kann auf Begutachten bes treffenden Bezirksarztes die Verwendung 
eines an den Fugen gut verpichten Sarges aus weichem Holze geftattet 
werden, foferne der Tod nicht an einer anftedenden Krankheit erfolgt, 
und dabei nach der Entfernung bes gewählten Beerdigungsortes, jo wie 
nad) der eintretenden Weberbringungsweiie der Leiche anzunehmen ift, 
daß ein folder Sarg einen ausreihend ſichern Verſchluß gewähre. 


Beilage 1. Königreid Bayern. 
Leihentransport: Paß. 
Nachdem bie — der in N En — — Leiche 
Ber RE er zu . .  berfiorkenen 
welche von ba mittels — — über N 
nah . . j zur Veerdigung ebracht werben ſoll, unter Begleitung 
des mit einer eigenen Reifelegitimation —— .. 
gen Beachtung ber erforderlichen janitätspolizeilichen Vorſicht vͤewilli at worden. ift, 
a werben biemit unter Zuficherung gleicher Gegenbienfie alle Civil» und Militär: 
behörben beauftragt, beziehungsweiſe erfucht, diejelbe gegen Vorweiſung biefes vom 
heutigen untenbezeichneten Tage an auf einen Monat giltigen Paſſes frei und 
ungehinde —— zu laſſen. 


un « . 18 
(Fertigung jr ausftelfenden Behörde.) 
(L. 5.) (Unterſchrift.) 
Beilage II. Yerzeidgnif 


ber Staaten, mit welchen wegen wechfelfeitiger Anerkennung der Leichen: 
transportpäfie ein Lebereinfommen befteht und Benennung der in jenen 
Staaten zur Ausfertigung diefer Päffe zuftändigen Stellen und Behörden. 


A. Deutfhe Bundesftanten: 
1. Oeſterreich. a) In Ungarn die k. Statthalterei; 
b) im den übrigen Kronländern bie k. F. Statthalter, die Landes: 
präfidenten und Bicepräfidenten; 
e) in ber Militärgrenze die k. k. Landesgeneralcommanbanten 
in Agram und Zemeswar, 
IM. Preufzen. Das k. Minifterium des Junern, ſämmtliche Provinzialregierungen 
und das Polizeipräfidium zu Berlin. 
m. Sadıfen, Das Miniftertum des Innern und dic vier Kreisbirectionen, 
Laut E. ſächſ. Verordn. vom 2, Januar 1867 find nunmehr 
zur Ausftellung ber Leichenpäffe die Rolizeibehörben bes Sterbe: 
orte (Etadtrath oder Gerichtsamt) competent. 
Min.⸗Ausſchr. vom 11, Februar 1867, R.Bl. ©. 130. 


Mebicinalwefen. 205 


IV. Hannover. a) Die Polizei -Obrigfeiten, d. b. bie f, Aemter, 
b) bie k. Polizeidirectionen und 
e) die Stadtmagiftrate. 
V. Würtemberg. Die Stadtdirection in Stuttgart und ſämmtliche k. Oberämter. 
Vl. Großherzog: Das Minifterium des Innern, die vier Kreisregierungen, dann 
thum Baden, die Ober-, Stadt-, Fand» und Bezirksämter. 
m. Kurfürſten- Die Landratbsäimter, Bolizeidirectionen und Regierungscon- 
thum Heflen, miffionen. 
VIII. Großherzog: Die Kreisämter. 
4 


thum u, 
IX, dere thum Die Landesregierung, ausnahmsweife und insbefonbere für eilende 
aflan, älle des Transportes von Leihen von im Bade Ems ver: 
orbenen Perſonen das berzoglibe Amt zu Naſſau. 

X. Herzogthum a) Die herzoglichen Verwaltungsämter zu Salzungen, Wafungen, 
Sadıfen- Meiningen, Nömbild, Hildburgbaufen, Gisfeld, Sonneberg, 

Meiningen, Gräfenthal, Saalfeld, Rainburg ımd Kranichfcld; 
b) für die Nefidenzftadt der berzogliche Mefidenz : Polizeidirector. 
X. Herzogthum Die berzoglihe Megierung, Abtheilung des Innern und ber 
Anhalt: Polizei, und die von berfelben für dringende Fälle autori- 

Bernburg. jirten Kreisämter. 


B. Nicht zum Deutfhen Bunde gehörige Staaten: 
1. Fraulreich. Die eo nad) vorgängiger Genehmigung des Minifters 
bes Innern. 

1. Schweiz. Im Gantone Zürich: die Polizeibirection ; 
m » Bern: die Regierungsitattbalterämter; 
ve; „Luzern:; bie Statthalterämter; 
” „, Urt: die Stanbesfanzlei; 
" „ Schwyz: die Gantonsfanzlei; 
* „Obwalden: die Standeskanzlei; 
Br „ Nidwalden: bie Standesfanzlei; 
" » Glarus: die Regierungsfanzlei; 
es » Bug: die Gemeinderätbe (mit Legalifation der 


Staatsfanzlei) ; 
„ „ Freiburg: die Polizeidirection ; 
* „ Solothurn: die Polizeidirection; 


J „  Bafel (Stadt): die Staatekanzlei; 

7 »r  Bafel (Rand): die Polizeidirection; 

Pr „Schaffhauſen: die Polizeidirection; 

S „ Appenzell a. Rh.: die Gantonsfanzlei; 

r PR * i. Rh.: die Cantonspolizei; 

„ St. Gallen: die Staatskanzlei; 

„ » Graubünden: die Staatskanzlei; 

* „Margau: die Polizeidirection; 

» „» Thurgau: das Polizeidepartement; 

„ » Xeffin: Chancellerie d’Etat; 

„ » Waadt: Departement de Interieur; 

= „ Neuenburg: Departement de Police; 
Genf: Direction de Police central, 


Das P.S.G.B. Art. 110 Hält die wegen Berbringung von 
Leihen an andere Orte erlafjenen polizeilihen Anordnungen aufredt, 


VI. Leichenhiufer. 


Nah M.E. vom 4. Dez. 1841 follen die größeren Gemeinden zur 
Begründung und Errichtung von Leihenhäufern aufgemumtert werben. 
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VU. Leichenäder, Begrübnißpläge, Grüfte. 


Die Diftriftsverwaltungsbehörden haben benehmlih mit den Ge— 
richtsärzten die zwedmäßige und geordnete Anlage von Kirchhöfen zu 
überwachen. 

Die A. V. vom 11, Febr. 1805, R.Bl. Stüd VII., ſchreibt vor, 
daß Kirhhöfe, wo nur immer möglich, außerhalb der bewohnten Orte 
angelegt oder verlegt werden jollen. 

Die Errihtung von Gebäuden auf Kirdhhöfen ift an die Allerb. 
Genehmigung gebunden. (A. E. vom 1. Juni 1840, K. A. Bl. ©. 25.) 

Bei der Inftruction von Anträgen auf Verlegung oder neue An: 
lage von Kirchhöfen ift, außer der finanziellen und baulichen Frage zu: 
nächſt die Lage des Begräbnißplatzes, feine Bodenbefhaffenheit, Tiefgrün: 
digkeit, die Borausfegungen einer längeren ober fürzeren Verwefungszeit, 
das Nichtbeftehen von Ueberſchwemmungsgefahr zu conftatiren, die Größe 
des Plages nad) der Zahl der durchfchnittlichen Todesfälle vorausgegan: 
gener Jahre zu bemeffen, und dabei der Naum für Wege, fowie ein Ne: 
jerveplag für Fälle außerordentliher Sterblichkeit in Anſchlag zu bringen. 

Die Verhandlungen der Diftriftspolizeibehörde find im Benehmen 
mit bem Gerichtsarzt und betreffenden Pfarramte zu pflegen. 

Die Sorge für zwedmäßige Anlegung und nothwendige Erweite— 
rung oder Verlegung von Kirchhöfen ift durch die Geſch. Vereinf. V. vom 
10, Aug. 1848, Döl. XXX. ©. 254, den Kreisregierungen zugewiefen. 

Ueber Anlage und Erweiterung von Friedhöfen ordnet die E. des 
M. d. J. vom 14. Aug. 1865 folgendes an: 


Staatöminifterium Des Innern. 


Wenn es fih um bie Herftellung neuer Leichenäcker ober um bie Frage 
handelt, ob ein beftehender Leichenader dem Bebürfniffe genüge ober erweitert 
werden foll, fommt es vor Allem darauf an: 

1) wie viele Leihen durchfchnittlih im Jahre aus bem betrefienden Sprengel 
zur Beerdigung gelangen, 

2) wie viel Areal ki ein Grab nothwenbdig iſt, und endlich 

3) welder Zeitraum ablaufen muß, bis ein Grab wieder geöffnet werben darf. 

Für die Ermittlung der durchſchnittlichen Zahl ber zu beerdigenden Leichen 
geben bie Sterbebücher ber betreffenden Pfarrämter die nöthigen Anbaltspunfte, 

Es ericheint in diefer Beziehung nur die Erhebung nothwendig, wie viele 
Leihen, und zwar: 

a) von Kindern und andern Perjonen bis zum vollen 16. Lebensjahre, dann 
b) von Perfonen über 16 Lebensjahren aus dem betreffenden Sprengel inner: 
balb eines längeren, etwa zehnjährigen Zeitraumes, zu beerdigen waren. 

Was bie beiden weiter in Betracht fommenden Momente betrifft, jo bat 
ſich bisher eine große Verſchiedenheit der Anfichten fund gegeben, und iſt einerjeits 
übergroßer Raum für bie einzelnen Gräber gejordert > eine allzulange Friſt 
für die Verweſung der Weichtheile angenommen worden, woburd aber wegen ber 
erhöhten Koften der Herftellung oder Erweiterung von Friedböfen unnöthige Schwie: 
rigfeiten bereitet oder andererſeits Bie janitätlihen Intereſſen nicht geblihrend ges 
wahrt wurben. 

Das unterzeichnete k. Staatsminifterium fieht fi) baber veranlaft, für bie 
Behandlung jolher Fragen folgende Gefihtspunfte zu bezeichnen: 
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I. Für das Grab einer Perſon über 16 Jahren genügt, ben Zwiſchenraum 
oder Steg inbegriffen, eine Fläche von 7 Fuß Länge und 3%, Fuß Breite ober 
24°/, Quabratfuß; für das Grab eines Kindes oder anderer Perſonen bis zu 
vollen 16 Jahren, ebenfalls den Steg inbegriffen, eine Fläche von 6 Fuß Länge 
und 2%/, Fuß Breite oder 15 Quadratfuf. 

II. Werben auf einem Begräbnißplage für bie Gräber von Erwachſenen 
und Kindern bejondere Abtheilungen nicht gebildet, bie Leichen vielmehr unter ein: 
ander begraben, jo genügt, ben Steg inbegriffen, eine Fläche von 7 Fuß Länge 
und 3 Fuß Breite oder von 21 Quabdratfuß für das Grab zur Berechnung ber 
nothwendigen Grundfläche des Friedhofes. 

IN. Die Beſchaffenheit des Erdreihes bat für die zu einem Grabe nöthige 
Grundfläche feinen bejonderen Einfluß, weil die meiften Erbgattungen bei Her: 
ftelung eines Grabes entweder von jelbit ziemlich fenfrechte Wände bilden oder 
legtere wenigftens durch geringe Abftreifung mit Brettern erhalten werden. Nur 
bei Ioderem Sande ift veranlaßt, den obigen Maaßen einen Fuß in der Länge 
und einen Fuß in der Breite zuzugeben. 

IV. Um ben für ein 3* nothwendigen Begräbnißraum eines Beerdi⸗ 
gungsſprengels zu beſtimmen, iſt demnach nur die-Erhebung der Durchſchnittszahl 
der in einem Jahre vorkommenden Beerdigungen nothwendig, wornach ſich mit 
Rückſicht auf die unter Z. J. bis III. angegebenen Flächengrößen eines Grabes von 
ſelbſt die nothwendige Größe des jährlich erforderlichen Beerdigungsraumes ergibt. 

Dazu kommen dann noch die nöthigen Grundflächen für Wege, deren 
Breite und Länge ſelbſtverſtändlich nach der Form, Eintheilung und Größe bes 
Begräbnißplatzes, dann nach der Stellung und Größe der allenfalls vorhandenen 
Gebäude umd nach. ähnlichen localen Rüdfichten zu bemeſſen ift. 


V, Für die Frage: welder Zeitraum ablaufen muß, bis ein Grab wieder 
eöffnet werben darf, find bie Verjchiebenheit ber Leihen, ihrer Theile, ihrer 
üllen, das Material und die Dide der Särge, die Verſchiedenheit des Erbreiches, 

bie Tiefe der Gräber und endlih bie zur Beichleunigung der Verweſung etwa 
angewenbeten künftlihen Mittel von weientlicher Bedeutung. 

Es iſt durch vielfahe Erfahrungen dargethan, daß Neugeborene, Fette, 
Volljäftige, daß die weichen Theile der Leihen, dann daf die an Waflerfucht und 
Krankheit Verftorbenen, endlich bie nad) längerem Liegen in der Luft nadt (ohne 
Leintuch und andere Hülle) in dünnen, aus weichen Holze bereiteten Särgen und 
bie minder tief in einzelnen Gruben Begrabenen jchneller derweſen, als die Leichen 
Erwadjener und Alter, Magerer und Abgezebrter, dann als die feſten Theile ber 
Leihen und als die in dien Umbüllungen, diden, aus hartem Holze gemachten 
Eärgen und in gemeinfhaftlihen Gruben Beerdigten. 


VI. Die größte Bedeutung unter ben erwähnten Momenten für bie bier 
in Rede fiebenbe gg bat übrigens bie Bodenbeſchaffenheit. 

In diefer Beziehung find Wiſſenſchaft und Erfahrung bisher über folgende 
Süße einig geworben: 

a) bie Ark ber Leichen in ben Gräbern erfolgt theils durch —— 
theils durch Fäulniß, und zwar durch beiderlei Prozeſſe bald ſchneller, bald 
langſamer. Bei ber Verweſung ber Leichen ſpielt die Luft, bei der Fäulniß 
das Waſſer eine hervorragende Rolle; erjtere liefert Koblenfäure und Waffer 
als unſchädliche Producte, letztere aber gibt Übelriehenden Kohlenwaſſerſtoff, 
folglih Stoffe, welde der Atmosphäre und bem Wafjer fremd bleiben follen. 

Jene Begräbnißplätze ericheinen demnach als die beften, in denen am 
wenigften bie Fäulniß zur Zerfekung der Leichen mitwirft. 

b) Am jchnelliien erfolgt die Zerfegung ber Leichen in jenem Boden, welder 
ber Luft und dem Wafler ben größten und fchnellften Durchgang geftattet. 

Beſteht Luftzutritt, aber feine zeitweife Befeuchtung, jo bört die jhnelle 
Berwefung auf und tritt der langfame Trodenmoder ein; liegt die Leiche im 
Waſſer oder in einem jehr feuchten Boden, fo verlangfamt fih die Zerſetzung 
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jo, daß fat nur Fäulniß flattfindet ober unter Umftänden fogar bie ſoge— 
nannte Saponification oder Leihenwadhs: Bildung eintritt. 

Demnah find Thonboden und Lehmboden weniger für Begräbnißplätze 
geeignet als Sand- und Kiesboden, Danımerbe 2c., weil erjtere Bobenarten 
den Luftzutritt viel mehr hemmen und eingetretenes Wafler viel länger fef: 
halten als letztere, ſohin eine langfamere Zerfepung ber Leichen veranlaflen 
und leichter die Producte der Leichenfäulniß erzeugen. 

c) Ie humusreicher ein Begräbnißplatz durch längere Benützung wird, befto 
langjamer geht in bemjelben die Zerfepung der Leichen vor fidh, weil die 
Poren des Erdreiches enger werben und basjelbe langſamer austrodnet. 


Menn nun aud mit diefen Sätzen beflimnite Zeitpunfte noch nicht gegeben 
find, mit welden Gräber wieder geöfinet werben dürfen und vielmebr in Diefer 
Hinfiht immerbin auf die Örtliche Erfahrung zurüdgegriffen werden muß, fo liegen 
doch in den aufgeftellten Sägen genügende Anbaltspunfte, einerfeits den Werth 
desjenigen, was als örtliche Erfahrung angegeben wird, näher zu prüfen und an: 
bererfeits für die bisher bervorgetretene Differenz von 5 bis zu 30 Jahren im 
Begräbnißturnus in einem fpeziellen Falle die entjprechende Abgrenzung zu finden 
und zu begründen, 

Die angeführten Sätze müſſen jedenfalls verbüten, daß für einen Begräbniß- 
platz, deſſen Erdreih aus Luft und Waſſer leicht durchlaſſendem, einer ftändigen 
Durchfeuchtung nicht ausgejegten Boden beſteht, ein gleich langer Begräbnißturnus 
verlangt wird, wie für einen aus Thon: oder Lehmboden und naſſem Untergrunde 
beftebenden Friedhof. 

Der k. Obermedicinal: Ausfhuß bat fi über die hier in Rede ftebende 
Frage wiederholt dahin gutachtlich geäußert, daß jede Leiche, welche ohne andere 

üllen,, als die gewöhnliche Bekleidung, in einem einfaden Sarge, aus weichem 
Her von bödftens einem Zoll Dide auf 6 Fuß (bei Kindsleihen auf 4 Fuß) 
Tiefe, einzeln in ein Erdreid begraben wird, welches aus den um München ge: 
wöhnlichen Bodenarten, nämlich fohlenfaurem Kalt und Dammerde beſteht, in 
fingftens 7 Jahren gänzlich verweit, daß aber ımter ungünfligen Umftänden, 
wenn die Zerftörung nicht durch künſtliche Mittel, 3. B. durch Bejtreuen der Leichen 
mit frijch gebranntem pulverifirten Kalk gefördert wird, ſelbſt nach 15 und mehr 
Jahren die Verwefung noch nicht vollendet ift. 

Indem nun das unterzeichnete F. Staatsninifterium durch gegenwärtige 
Entſchließung auf die wichtigeren Momente aufmerkſam macht, welde bei Läfung 
der Frage Über den nothwendigen Flächenraum ber Begräbnigpläge in Betracht zu 
ichen A, verbindet es damit zugleich ben Auftrag, die k. Bezirksärzte, ſowie 
ie f. Bezirfsämter und die Magiftrate der den Kreisregierungen R. d. J. diesſeits 
des Rheins unmittelbar untergebenen Städte hiernach zu verſtändigen und die— 
ſelben zugleich darauf hinzuweiſen, daß ein Aufſatz in Bd. I. Heft 1 der Zeitſchrift 
für Biologie von Dr. Bubl, Pettenkofer xc. (Münden, Verlag von Olden— 
burg 1865) auch über den Zufammenbang ber Peichenäder mit dem darunter be: 
findlihen Grund= ober Bodenwafler, dann über den Einfluß der Leichenäder auf 
die Luft und endlich über Leihenbäufer nad ben bisher gewonnenen Ergebniffen 
ber Wifjenihaft und Erfahrung nähere Aufihlüffe gibt, die für die Löſüng von 
Zweifeln in einzelnen Fällen eine fihere Richtſchnur darbietem. 

Münden, den 14. Auguft 1865. 


Oberpolizeilihe Vorjhriften haben die Anorbnung über Zeit, Ort 
und Art der Beerdigung zu erlafen. 

Die Ortspolizeibebörden können Leichenordnungen erlafien, fo mie das 
öffentliche Schauftellen von Leihen verbieten. (P.St. G. Art. 110. 111.) 


Zur Errihtung von Grüften ift polizeiliche Erlaubnik nothwenbig. 
(P.St.G. Art. 110.) 
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Die EA. V. vom 14. Dit. 1862, RB. S. 2311, beftimmt: 


1) Zur Errihtung neuer Grüfte innerhalb ber Klofter= oder Inſlituts— 
mauern Seitens ber Mönch- und Nonnenflöfter, dann der Inſtitute ber englifchen 
Fräulein, und für Anlegung neuer Familiengrüfte ift die Genehmigung des Eultus- 
minifteriums nothwenbig. 

2) Zur Anlegung von Grüften, welche nicht unter $ 1 fallen, fo wie für 
Heritelung anberweitiger bejonderer Begräbnißftätten und Benützung bereits vor: 
banbdener Samifiengrüfte in Kivchen ift Genehmigung der Kreisregierung erforderlich. 

3) Keine polizeiliche Bewilligung ift erforderlich): 

a) zur Beftattung der Biſchöfe und Erzbifchöfe im ihren Kathedralen, dazu ge: 
börigen Grüften oder Kreuzgängen; 

b) zur Beftattung von Mitgliedern der ſämmtlichen im Königreiche befindlichen 
Mönche: und Nonnenklöfter, dann der Inſtitute der engüſchen Fräulein in 
den bereits vorhandenen Klofter=, beziebungsweife Inftitutsgrüften, oder auf 
ben innerhalb der Inſtitutsmauern bhergeftellten Begräbnißplägen. 


In Bezug auf die Erridtung von Kapellen mit Begräbnißgrüften 
auf Kirchhöfen beftimmt eine Entſchließung des Minifteriums des Innern 
vom 7. Sept. 1869 was folgt: 


Staatöminifterium Des Innern. 


Der k. Regierung, Kammer des Innern, wird auf den Bericht vom 24. Juli 
I. J. nad) vorgängigem Benehmen und im Ginverftändniffe mit dem f, Gtaats- 
minifterium des Innern für Kirchen: und Sculangelegenbeiten Nachſtehendes 
erwiedert: 


Der Privatier Carl von Heß zu Kiſſingen beabſichtigt, auf dem Kirchhoſe 
zu Hammelburg eine Kapelle zu erbauen, unterhalb welcher eine Begräbnißgruft 
jür die Angehörigen ber Familie von Heh errichtet werden foll. 

Die f. Regierung, Kammer des Innern, bat die auf diefes Bauvorhaben 
bezüglihen Verhandlungen unter Bezugnahme auf die Miniſterial-Entſchließun 
vom 1. Jan. 1840 Nr. 29,931 (Adminijtrativ = Verordnungen - Samml. Bd. XXX 
&. 5) anher vorgelegt. 

Nach diefer Entihliefung fol auf öffentlichen Gottes: Aedern kein Gebäude 
und namentlich fein ara Basenber Arfadenbau aufgeführt werben, wenn nicht 
der Entwurf biezu vorher der Allerhöchften Genehmigung unterftellt worden ift. 

Diefer Anordnung, welhe auf die Allerhöchſte Entſchließung vom 6. Aug. 
1829 (Adminiftrativ «Verordnungen: Samml. Bd. XI. ©. 466) fidy gründet, und 
beren Anwendbarkeit jhon in Folge der Allerhöchften Verordnung vom 13. Nov. 
1857, die Reorganifation des öffentlichen Bawutvefens betr., $ 40 in Frage geftellt 
werden fonnte, fann gegenwärtig eine Geltung nicht mehr zufommen; denn mad): 
dem die Beflimmung in $ 40 der allegirten Verordnung in Folge des Art. 206 
der Gemeindeordnung für bie Sandestheife biesjeits des Nheines vom 29. April 
1869 auf Bauten der Gemeinden und örtlichen Stiftungen nicht mehr anwendbar 
ift, im welcher Hinficht auf die Minifterial: Entfchliefung vom 27. Juli I. 38. 
Nr. 8395 Bezug genommen wird, fo kann bdiefelbe um jo weniger auf Bauten 
Anwendung finden, welde von Privaten auf dem Grundeigenthum von Gemein: 
den ober ber bezeichneten Stiftungen ausgeführt werben. 

Nach vorftehbendem ift johin die Allerböchite Genehmigung zu der von Pri- 
vatier von Heß beabfichtigten Erbauung einer Kapelle auf dem Kirchhofe in Ham: 
melburg nicht notbwendig, die Bewilligung zur Herftellung einer Familiengruft 
unter jener Kapelle hingegen gehört nad Maßgabe der Allerhöchſten Verordnung 
vom 14. Oct. 1862, R.Bl. von 1862 ©. 2311, zur Zuftändigfeit der Kreisregierung, 
Kammer des Innern. 


Münden, den 7. September 1869. 
Nar, Handbuch der bayer. Dijtr,Berw.Bebörben, III. Aufl. 14 
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VII. Auffinden von Leichen. 


Ueber das Verfahren und die Zuftändigkeit bei Auffindung von 
Leihen beftimmt die Entſchließung des Minifteriums der Juſtiz und bes 
Innern vom 6. April 1863, mittelfr. K.A.DBI. ©. 674, oberfr. K. A. Bl. 
©. 525, folgendes: 


I. Bei Auffindung einer Leiche hat die Ortspolizeibehörde ungefäumt für 
die Bewachung oder fihere Unterbringung bes Leihnams Sorge zu tragen und 
darauf Bedacht zu nehmen, daß die vorhandenen Spuren, welche zur Erforihung 
der Todesurſache dienen können, ungeändert erhalten bleiben. Gleichzeitig hat bie 
Ortspolizeibehörde von der flattgefundenen Auffindung unter Darlegung der im 
Erfahrung gebrachten Umftände nah Maßgabe der nachfolgenden Beflimmungen 
an bie zuftändige Behörde ſchriftliche Anzeige zu erftatten. 

II. Diefe Anzeige ift 

1) wenn bei Auffindung ber Leiche bereits ſolche Umftände bervortraten, welde 
den Verdacht begründen, daß der Tod des Menſchen durch irgend ein als 
Verbrechen oder Bergeben mit Strafe bedrobtes Verſchulden einer 
dritten Perfon herbeigeführt wurde, an dasjenige Stadt: und Landgericht, 
zu befien Gerichtsbezirk der Auffindungsort ber Leiche gehört, oder wenn ber 
Sitz des Stadt: oder Landgerichts mit jenem des Bezirksgerichts zuſammen— 
fällt, an den Unterfuchungsrichter am Bezirksgerichte, 

2) wenn Umftände vorliegen, weldye mit Gewißheit erkennen laffen, daß eine 
Selbftentleibung oder ein ohne ſchuldhaftes Verhalten eines Dritten berbeige: 
führter Unglüdsfall vorliegt an die zuftändige Diftriftspolizeibehörde, und 

3) in allen übrigen Fällen an den Vertreter der Staatsanwaltſchaft an 
bemjenigen Stadt: ober Landgerichte, zu deſſen Gerichtsbezirf der Auffin- 
dungsort ber Leiche gehört, 

zu überfenden. 

II. Findet die Diftriftspolizeibehörde feinen Grund um an ber Annahme 
ber Eelbftentleibung oder des Unglüdsfalles zu zweifeln, und ift auch Feine Ber- 
anlaffung gegeben, um in irgend einer Richtung die Uebertretung einer Beftimmung 
bes St. ober bes P.St. G.B. annehmen zu können, fo trifft diefelbe, allen: 
falls nad) Prüfung der eingelangten Anzeige durch das ärztliche oder wundärztliche 
Perfonal, die nad den Umftänden gebotenen abminiftrativen Anordnungen, 
foferne nicht zu diefem Zwede weitere Erbebungen vorerft zu pflegen find. 

Gewährt jedoch die Über das Auffinden einer Leihe der Diftriftspolizeis 
behörde zugefommene Anzeige feinen binreihenden Anhaltspunkt über die Todes: 
urjache, oder erachtet biefelbe in irgend einer Richtung eine ftrafrechtliche Einfchrei- 
tung veranfaßt, jo ift bie Anzeige an den Vertreter der Staatsanwaltſchaft bei 
bem betreffenden Stadt: oder Landgerichte abzugeben, wenn nicht bereits hinreichen— 
ber Grund zur Abgabe ber Anzeige an den Unterfuhungsrichter, beziehungsweife 
an das Stadt- oder Landgericht vorhanden ift. 

IV. Die Vertreter der Staatsanwaltidaft bei den Stadt: und Landgerichten 
baben bei dem an fie gelangenden Anzeigen über eine aufgefundene Leiche nad) 
Maßgabe der Beftimmungen in $4— 11 der Vorſchriften für die Gefhäftsbehand: 
lung in Uebertretungsfaden vom 26. Mai 1862 zu verfahren. 

Insbejondere liegt denfelben ob, die noch unbefannte oder nicht genügend 
aufgeflärte Todesurſache in ber durch $ 9 diefer Vorſchriften bezeichneten Weiſe 
ſchleunigſt zu erforſchen. Sollten befondere Gründe zu einer Localbefichtigung ge: 

eben jein, jo hat der Vertreter der Staatsanwaltichaft die Bornahme des Augen: 

eins bei dem hiezu unter der Vorausfepung der Anwenbbarfeit der Beftimmungen 
in Art. 17 d. Gef. vom 10. Nov. 1861, die Gerihtsverfafjung betr., zuftändigen 
Stadt- oder Landgerichte anzuregen. 

Findet der Vertreter der Staatsanwaltfhaft nach den gepflogenen Erhebun: 

gen Feine ausreichenden Gründe zu irgend einer weiteren gerichtlichen Behandlung, 
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jo erflärt derfelbe im Hinblid auf $ 10 ber vorerwähnten Vorfchriften bie ihm zu— 
en Anzeige als beruhend und bringt dieſes unter Mittbeilung jämmtlicher 
ctenftüde zur Kenntniß ber Diftriftspolizeibehörde zur weiteren zufländigen Ber: 


anlafiung. 

v Die von ben Diftriftspolizeibehörden in Gemäßbeit Ziff. III. erledigten 
Berbanblungen über das Auffinden einer Leiche find dem Staatsdanwalte am be: 
treffenden Bezirkögerichte vorzulegen. Gleiche Vorlage Tiegt dem Vertreter ber 
Stantsanwaltichaft bezüglih ber von bemfelben gemäß Ziff. IV. als berubend er: 
Härten derartigen Anzeigen ob. 

Münden, ben 6. April 1863. 

Entfhließung bes Minifteriums bes Innern vom 3. San. 1867, 
Juſt. M.Bl. S. 43. Wenn in einer Straf» ober Polizeianftalt die Leiche 
eines Gefangenen aufgefunden wird, oder bei einem Bau oder fonftigen 
Arbeiten und dergl. ein Todesfall, oder eine erhebliche Verletzung eines 
Gefangenen vorfommt, hat der Anftaltsvorftand über die Urſache des 
Todes oder ber Berleßung fofort die erforderlichen Erhebungen zu pflegen, 
und wenn irgend ein Zweifel befteht, ob nicht ſchuldhaftes Verhalten 
eines Dritten vorliegt, jo hat der VBorftand den Staatsanwalt am Be: 
zirtsgericht unverzüglih Mittheilung zu machen. 


IX. Privat: und Entbindungsanftalten, Babeanftalten. 


Zur Gründung einer Privatheil: oder Entbindungsanftalt oder 
einer Babeanftalt ift die polizeiliche Bewilligung erforderlich. Bei 
der Bewilligung find die im Jntereſſe der Gefundheitspflege, der Sitt— 
lichkeit und der körperlichen Sicherheit nothwendigen Anorbnungen zu 
treffen. 

Anftalten, welche ohne Genehmigung eröffnet, oder bei welchen ben 
für den Betrieb polizeilih feftzefeßten Bedingungen entgegengehandelt 
wird, können gefchloffen werben. 

Der Ortspolizei fteht es zu, die Badeplätze zu beftimmen, be: 
ziehungsmweife die verbotenen Orte zu bezeihnen, (Art. 127 und 136 
des P.St. G.) 

Die Genehmigung der Eröffnung von Privatheil- oder Entbin— 
dungsanjtalten oder von Babeanftalten wird von den Diftriftspolizei: 
behörben, in Münden von ber Polizeidirection ertheilt. ($ 11 der 
A. V. vom 24. Juni 1862, R.Bl. ©. 1421.) 


K. A. V. vom 13. Juni 1862, R.Bl. ©. 1196, die Anzeige von Entbin: 
dungen betr., (zu Art. 53 des P.St. G.). 
1 


Bon jedem Geburtsfall, das Kind mag lebend ober tobt zur Welt gefont: 
men fein, ift binnen drei Tagen Anzeige zu erflatten, und zwar: 
41. Bei Katholiken und Proteftanten an das Pfarramt, in beifen Sprengel 
die Entbindung erfolgt ift. 
2. Bei Angehörigen einer anerfannten Privatlirchengefellichaft entweber: 
a) an bie Ortspolizeibehörbe, oder 
b) au das katholiſche oder proteftantifdhe Pfarramt, oder endlich 
ce) an ben Vorfteher oder Religionslehrer der betreffenden Gultusgemeinde, 
je nachdem die Geburtsregifter über bie Angehörigen der Privatkirchengeſellſchaft 
auf Grund ber in ben einfchlägigen Landestheilen bejtehenden Einrichtungen von 
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ber Orts: oder Diftriftspolizeibehörbe oder von einem Pfarramte ber im Staate 
beftehenden chriftlihen Gonfelfionen oder von dem Borfteher oder Neligionslehrer 
ber betreffenden Gultusgemeinbe geführt werben, 

3. Bei allen übrigen Geburtsfällen an bie Ortspolizeibehörbe. 

In Orten mit magiftratiiher Berfaffung ift unbefchadet der Vorſchrift unter 
Nr.1 und Nr. 2 lit. beund e die gleiche Anzeige auch dem Magiftrate, in Münden 
der Polizeidirection, gegen fofort zu ertbeilende Beſcheinigung zu machen. 

Diefe muß der dem Piarramt oder dem PVorfteher oder Religionslehrer ber 
betreffenden Eultusgemeinde zu erftattenden Anzeige jebesmal beigefigt werben. 


52: 

Iſt das zufländige Pfarramt oder fonftige einjchlägige Organ von dem Orte 
ber vorgefommenen Geburt mehr als drei Stunden entfernt, jo kann der Vorſchrift 
bes $ 1 durch Vermittlung der Polizeibehörde des Ortes der ftattgefundenen Ent: 
bindung genügt werben, jedoch ift jolhen Falles diefer Behörde die betreffende 
Anzeige binnen 3 Tagen zu erjtatten. 


$ 3. 

Die Anzeige obliegt bezüglich der Geburten, zu welchen eine Hebamme bei: 
zogen wurde, der Hebamme, bezüglich der übrigen Fälle dem Familienhaupte und 
n Ermangelung eines folden dem Arzte oder Hebearzte, oder ben fonftigen Per: 
fonen, weldye der Geburt beigewohnt oder der Mutter bei oder unmittelbar nad 
der Geburt häuslihes Unterfommen gewährt haben, 

Geburtsfäle in Privatentbindungsanftalten find von dem Vorſteher ber 
Anftalt anzuzeigen. 

Bezüglih der Geburtsfälle, welche ſich in öffentlichen Anftalten ereiguen, 
obliegt die Anzeige bei Meidung disciplinärer Ahndung dem Borftande der Anftalt. 


S 4. 
Die Anzeige bat: 

1. ben Tag und bie Stunde ber Geburt; 

2. das Gefiglecht bes Kindes und ben ober bie Bornamen, welche bafjelbe 
bereits erhalten bat ober erhalten foll; 

3, bie Vor: und Geſchlechtsnamen, bie Eonfeffion, ben Stand ober bas 
Gewerbe und den Wohnort: 

a) ber Eltern bei ehelihen Geburten; 
b) der Mutter bei unebelichen Geburten ; 

4. in Städten mit Magiftraten I. und IT. Claſſe die Straße und bie 
Hausnummer der Wohnung des Vaters bei ehelichen Geburten und ber Wobnung 
ber Mutter bei unehelihen Geburten zu enthalten und kann mündlich oder fchrift: 
lich gemacht werben, . 


$5. 

Gegenwärtige Verordnung, durch welche alle dermalen mit Strafwirffamfeit 
bejtehenden verorbnungsmäßigen Beftimmungen über die Anzeige von Entbindun— 
gen aufgehoben werben, tritt mit dem 1. Yuli l. Is. für den Umfang der Landes: 
theile diesfeits des Rheins in Wirkſamkeit. 


X. Privat-Heil- oder Entbindungsanftalten. 


Die ME. vom 20. Dez. 1864, K.A.Bl. S. 2186, ordnet 
bierüber an: 

1) Die Erlaubniß zur Eröffnung von Privat: Heil» oder Entbin- 
dungsanftalten ift ſtets nur widerruflid und in ber Regel nur an 
practifhe Aerzte zu ertheilen. 

2) Nichtärzten darf fie nur auf Grund eines von der Kreisregierung 
ertheilten Befähigungsnachweifes ertheilt werben. 
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3) Ueber die Bedingungen, welhe nah Art. 127 Abf. UI. des 
P. St. G. B. für Errihtung und den Betrieb von Privat Heil, Ent: 
bindungs- oder Babeanftalten polizeilidy feftgefeßt werden können, 
find bie gutadhtlihen Anträge des einſchlägigen Bezirksarztes zu 
erholen ꝛc. ꝛc. 


D. Sanitätsvorſchriflen in Bezug auf Aahrungsmittel, 
Getränke, Wanren, Wohnungen, Gewerbe. 


Das P.St. G. enthält darüber nachftehende Beftimmungen: 

Art. 128, Wer den oberpolizeilihen Vorſchriften zur Verhütung 
von Gefahren für die Geſundheit bei dem NArbeitsbetriebe in Fabriken 
und bei Gewerben zuwiderhandelt, wird an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 

Die Bekanntmachung des Minifteriums des Innern, dann bes 
Handels und ber Hffentlihen Arbeiten vom 8. April 1863, R.Bl. 
©. 578, ordnet in obigem Betreffe an: 


851. 

In Fabriken und Werkſtätten, in welchen Queckſilber, Arſenik, Phosphor, 
gifthaltige Farben oder andere chemiſche Producte her eſtellt oder verarbeitet werden, 
iſt für die Entſernung der geſundheltoſchädlichen Abfälle und Gaſe durch ſorgfältige 
Reinigung und Lufterneuerung ber Arbeitsräume Sorge zu tragen. 


In den Spiegelfabrifen find bie Glasbeleger in hoben und geriumigen 
Arbeitslocalen unterzubringen. 

Die Quedfilberbämpfe, welche bei den Duedfilberläuterungen und anderen 
derartigen Proceffen fich entwideln, müfjen auf forgfältige, ben Arbeitern möglichſt 
unfhädlihe Weile aufgefangen werben. 


In Fabriken, in melden Arſenik probueirt ober verarbeitet wirb (in Fa— 
brifen arjenifgaltiger, chemiſcher Producte, der arfenigen Säure bes Schweinfurter 
Grüns, der Smalte), muß Eiſenoxydhydrat behufs der fofortigen Anwendung bei 
etwa vorfommenden Vergiftungen ftets vorhanden fein. 


Für bie Fabriken, in welchen Phosphor zur Anfertigung von Zündhölzchen 
verarbeitet wird, gelten folgende Vorſchriften: 

1) Berfonen mit fchadhaften Zähnen find als Arbeiter nicht zuzulaſſen. 

2) Zur Bereitung bes Phosphorbreies, zum Gintauchen der Hölzer in ben- 
jelben, fowie zum Zrodnen ber Hölzer find nur gejunde Fräftige Männer 
zu veriwenben. 

3) an Ber Trodenftube..darf die burd Heizung entwidelte Wärme 16°R, nicht 

berfteigen, 

Die Trockenſtube muß von ben übrigen Arbeitsräumen vollffändig getrennt 
fein, und Abzugecanäle enthalten, durch welche die entwidelten Dämpfe ent: 
weichen können, ohne bie in ben Übrigen Arbeitsräumen beſchäftigen Arbeiter 
zu beläftigen. 

4) Das Reinigen ber Stedrahmentiegel und ber übrigen zur Fabrikation von 
Zündhölzhen verwendeten Geräthe mittel® Ausbrennens ift verboten. 


5. 

An den Nabdelfabrifen bat bas —— ober Spitzen ber Nabeln entweder 
mittels Majchinen oder unter Aufitelung eines energiſchen Bentilations »Apparates 
(Exhauſtor mit Gentrifugal: Mafhine) , durch welden ber Schleifftaub von ben 
Arbeitern weggezogen wird, flattzufinden, 
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5 6. 

Vorfiehende Vorfchriften, durch gelte alle über ben Eingangs bezeichneten 
Gegenftand dermal geltenden Beftimmungen aufgehoben werben, treten 60 Tage 
nad ber Belanntmahung durch das Regierungsblatt, beziehungsmweife durch das 
Kreisamtsblatt ber Pfalz in dem ganzen Umfange des Königreiches in Wirkfamteit. 

Münden, ben 8. April 1863. 

Art. 229. Die polizeilihen Anordnungen behufs ber Einrichtung 
und des Betriebs von Fabriken oder Werkitätten, welche eine ſchädliche 
ober beläftigende Ausbünftung verbreiten, oder fonft für den Nachbarn 
oder das Publifum erheblihe Gefahren, Nachtheile und Beläftigungen 
herbeiführen können. 

Die A. V. vom 16. Mai 1863, R.Bl. ©. 994, BVorforge gegen 
Gefahren und Beläftigungen bei Errichtung oder wejentliher Veränderung 
von Fabriken und Werkftätten betr., ordnet an: 


g1. 

Zu ben Fabriken und Werkftätten, welche nur nach vorgängiger polizeilicher 
Genehmigung errichtet oder wefentlidy verändert werben dürfen, follen für jegt ge: 
rechnet werben: 

Pulvermüblen ; Fabriken von Schießbaummolle, Fenerwerfsgegenflänben, Phos— 
phor, Weingeift, Aether, ätheriichen Delen, Naphta, Petroleum, Photogen und anderen 
leicht brennbaren ober erplodirenden Stofjen und von Reibzündern aller Art; Gas: 
bereitungs: und Gasbewahrungsanftalten; Coals-, Kienruß: und Theeröfen; Pech⸗, 
Terpentin: und Firnißfiedereien; Ziegel:, Kalt: und Gypsöfen; Glas, Spiegel: und 
Thonwaarenzabrifen; Hochöfen und Schmelzhütten; Flachs- und Hanfröftanftalten ; 
Hopfenfchwefeldörren; Stampf: und Hammerwerfe; Mafchinenfabrifen; Chemiſche 
Fabriken aller Art und chemifche Bleiben; ZJuderfabrifen; Gichorienfabrifen; Stärke: 
fabrifen; Wachstuch-, Ladleber: und Dahpappfabrifen, ſowie Anftalten, in wel: 
hen Asphalt verarbeitet wird; Schlachthäufer; Abdedereien; Leim, Thran:, Talg-, 
Schmalz-, Seifenfiedereien und Lichterziehereien, fowie Stearin-Fabriken; Darm: 
faitenfabrifen; Blutfuchen-Bereitungsanftalten, Blutlaugen: und Knochenfiebereien, 
Knochenbrennereien, Knochenbleihen und Knochenmühlen; Düngerfabrifen; Ger: 
bereien; Färbereien; Zeugdrudereien; Papierfabrifen; Kunftwollfabrifen und andere 
Gewerbsanlagen, in welchen die Reinigung von roher Wolle und Baumwolle, von 
Haaren und Federn, von Pumpen und ähnlichen Abfällen mafjenhaft betrieben 
wird; dann Gewerbsanlagen zur Aufbewahrung von ungereinigten Knochen, rohem 
Talg, ungegerbten Hänten und anderen übelriechenden oder leicht in Fäulniß über: 
gehenden Gegenftänden; endlich die Betriebsftätten ber Schmiede, Bledy: und 
Kupferarbeiter, Gold, Silber: und Metallihläger, Küfer, wenn diefe Gewerbe in 
ber Nähe von Kirchen, Schulen, Krankenhäuſern, Irrenanſtalten ober öffentlichen 
Gebäuden, deren beflimmungsmäßige Benügung dadurch geftört würbe, ausgelibt 
werben wollen, 

Bei allen diefen Anlagen macht es feinen Unterſchied, ob fie nur auf ben 
eigenen Bebarf, oder aud auf den Abſatz an Andere berechnet find. 

2. 


Die Ertheilung ber polizeilihen Genehmigung zur Errichtung ober wefent: 
lien Veränderung der in $ 1 aufgeführten Fabrifen oder Werkftätten wird hie: 
mit übertragen: 

1) in ber Haupt: und Refibenzftabt München ber Local:Baucommiffion im Be: 
nehmen mit ber Polizeibirection in I. und ber Kreisregierung, Kammer bes 
Innern, in IL Inftanz in Fällen des $ 110 ber ®. vom 15. Sept. 1818, 
bas Verhältniß zwiſchen der Poligeidirection und dem Magiftrate der Stabt 
Münden beir., der Kreisregierung in I. und bem Staatsminifterium bes 
— und ber öffentlichen Arbeiten im Benehmen mit dem Staatsmini: 

erium des Innern in UI. Inſtanz; 
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2) in anderen einer Kreisverwaltungsftelle unmittelbar untergeordneten Städten 
a in I. und ben Kreisregierungen, Rammern des Innern, in 
. Snftanz; 
3) für alle übrigen Orte ben Bezirfsämtern in I. und ben Kreisregierungen in 
II. Inftanz. 
g3 
n 


Das Gefuh um bie Genehmigung zur Errichtung einer in $ 1 bezeichneten 
—— oder Werkſtätte iſt bei der einſchlägigen Unterbebörbe ſchriftlich oder münd⸗ 
ich zu Protokoll anzubringen und zwar unter Uebergabe ober Beifügung ber nöthi— 
gen Zituationspläne, Bauzeihnungen und Erläuterungen. 

Diefe Behörde bat das Geſuch ohne Zeitverkujt zu prüfen und wenn bie 
Unzuläffigkeit der Anlage mit Beftimmtheit bejaht werben muß, das Geſuch unter 
Angabe ber Gründe fofort abzuweifen. 


84. 

Iſt kein Anlaß gegeben, das Geſuch ſofort zurückzuweiſen, fo iſt das Unter⸗ 
nehmen mittels einmaliger Einrückung in ein hiezu geeignetes Localblatt, dann in 
der Gemeinde, in welder das Unternehmen errichtet werben will, duch Anſchlag 
an dem biezu beſtimmten Orte und in ber fonft hergebrachten Publicationsweife zu 
veröffentlihen und Tagsfahrt zur Verhandlung unter bem Rechtsnachtheile anzu: 
orbnen, daß bie Betheiligten, welche bei diefer Tagsfahrt feinen Einfprud erheben, 
ihres Miderfpruchsrechtes verluftig fein würden. 

Mit ber besfallfigen Bekanntmachung ift aud die Aufforderung zu verbin: 
ben, bis zur Tagsfahrt von ben Plänen, Bauzeihnungen und Erläuterungen unter 
amtlicher Auffiht Kenntniß zu nehmen, 

Die Eigenthümer ber benachbarten Grunbdftüde und Gebäube find außerdem 
durch —* Zuſtellungen zu benachrichtigen und vorzuladen. 


5. 

In ber anberaumten Tagsfahrt, — erforberlihen Falls mit einer Orte: 
befihtigung unter Zuziehung Sachverftändiger zu verbinden tft, hat bie inftruirenbe 
Behörde vor Allem auf Erzielung einer gütlihen Verſtändigung hinzuwirken, in 
—— folder Verfländigung aber Über bie erhobenen Einſprüche zu ver: 
andeln. 

Nach dent Ergebniſſe der Verhandlung und ber von Amtswegen borzu: 

nehmenden Prüfung der einjchlägigen bau:, weg-, feuer: und gefund ne 
lichen Rückſichten ift über die Zuläffigkeit des beabfichtigten Unternehmens Beſchluß 
* faflen und im Falle der Genehmigung bie Art der Ausführung genau feit- 
uftellen. - 
j Wenn das Unternehmen rückſichtlich des öffentlichen Intereſſes keinem Ans 
Rande unterliegt, aber auf Grund beftehender Privatrehtsverbältniffe Einſpruch er: 
*F worben iſt, welcher nicht durch gütliche Verſtändigung befeitigt werben konnte, 
o ift bei Ertheilung der abminiftrativen Genehmigung der Unternehmer barauf 
binzuweifen, daß baburch ber gerichtlichen Entjcpeidung über die privatrechtlichen 
Berhältniffe nicht vorgegriffen werde. 


Der gefaßte Beſchluß ift fomohl dem Unternehmer als ben Widerſprechenden 
mit geeigneter Bekanntgabe der Berufungsfrift von 14 Tagen zu eröffnen. 

Die Kreisregierung, Kammer bes Innern, entſcheidet nach collegialer Be: 
ralhung in zweiter und lepter Inſtanz. 

Wenn jeboh im Falle des $ 2 Ziff. 1 die Kreisregierung in I. Inſtanz 
entjcheidet, bildet das Staatsminifterium bes Handels und ber öffentlichen Arbeiten 
im Benehmen mit dem Staatsminifterium bes Innern bie II. und legte Inſtanz. 

Das Verfahren in I. Inſtanz ift tar» und ftempelfrei. Die fonftigen Koften 
bat der Unternehmer zu tragen. 

Sind jedoch bejondere Koften durch un. Einſprüche veranlaßt wor: 
— berg diefelben demjenigen zur Lat gelegt werben, welcher ben Einſpruch 
erhoben bat, 
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7. 
Wird die Ausführung des Unternehmens innerhalb eines Jahres nach erlangter 
Genehmigung nicht begonnen, fo erliicht die Genehmigung ber Betriebsanlage. 
Diefelbe kann jedoch, wenn innerbalb eines Jahres eine wefentliche Men: 
berung in der Lage oder Beichaffenheit ber Betriebsftätte nicht eingetreten ift, ohne 
andere Sachverhandlung, als die Gonftatirung biefes Umſtandes ernenert werben. 


Bezüglich des Verfahrens bei Gefuchen um Genehmigung wejentliher Ber: 
finderungen Anden bie Vorſchriften in den $$ 3 bis 6 mit der Beichränfung An: 
wendung, baß bei minder wichtigen Veränderungen von ber in $ 4 vorgejchrie: 
benen Bekanntmachung Umgang genommen werben fanı. 

Hinfichtlih der Zeit ber Ausführung derartiger Veränderungen gelten bie 
Beftimmungen bes $ 7. 


g9. 

Gegenwärtige Verordnung, wodurd die Gefeße und Verordnungen über das 
Gewerbswefen, dann die Beftimmungen bes Art. 74 des in ber Pfalz geltenden 
kaiſerlich franzöfifchen Gefeßes vom 21. April 1810 über die Bergwerfe, Gräbereien 
und Steinbrüde, infoweit bdafelbit die Vernehmung der Bergwerfs:Berwaltungs: 
behörde und ber Forſtbehörde angeordnet ift, und des Art. 75 des angeführten 
Geſetzes nicht berührt werben, tritt mit bem Tage ihrer Bekanntmachung durch 
das Regierungsblatt, bezicehungsmweile durch das Kreisamtsblatt der Pfalz Ph ben 
ganzen Umfang des Königreiches in Wirkſamkeit. 

Von dieſem Tage an find alle entgegenftehenden Beitimmungen aufgehoben. 

Münden, den 16. Mai 1863 


Das Sewerbegefep vom 30. Jan. 1868 behält in Art. 5 bezüg: 
fih der Anlage, der Einrichtungen und dem Betrieb eines Gewerbes 
alle in der Landesgefeßgebung begründeten Beſchränkungen vor. 

Art. 130. Die Verordnungen oder ortspolizeilihen Vorſchriften 
über Anlage und Errichtung von Abtritten, Dünger: und PVerfißgruben 
in oder neben Wohngebäuden, oder neben Brunnen und Brunnengquellen. 
Vorſchriften über das Beziehen neuhergeftellter Wohnungen ftehen ber 
Ortspolizei zu. 

Art. 131. Die Anordnungen über Beſchau des zur menſchlichen 
Nahrung beftimmten Schlachtviehes find bei Abſchnitt Victualienpolizei, 
erörtert. 

Art. 132. Die ober: oder ortspolizeilihen Vorfchriften zur Ber: 
hütung der Gefahren für die Gefundheit, bei der Zubereitung und Auf: 
bewahrung, dem Ausmeffen und Auswägen verfäufliher Nahrungsmittel, 
Eßwaaren und Getränke, das Verbot des Verkaufs edelhafter, verdor— 
bener oder gefundheitsjhädlicher Gegenftände diefer Art. 

Vorſchriften über Reinlichkeit in Mühlen, Schladhthäufern Fleisch: 
bänfen und auf Märkten gehören zur ortspolizeilihen Competenz. 

(P.St.G. 132 und 160—163.) 
Art. 133 des P.St.G. Die oberpolizeilihen Sanitätsvorfchriften: 
1) bei Berfertigung, Aufbewahrung oder VBerpadung von Tabad oder 
bei Verfertigung von Koch-, Eß- und Trinkgefchirren, Kleiderftoffen, 

Kinderfpielwaaren, Tapeten oder fonftigen Gegenftinden menſch— 

lihen Gebrauches oder 

2) beim Anftreihen und Bemalen von Wohnungsräumen. 
Die oberpolizeilichen Verbote gegen das Feilbieten diefer Gegenftände, 
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E. Aufſicht auf Thierkrankheiten. 


Laut M.E. vom 28. Mat 1862, RB. ©. 929, find auf Grund 
de8 Art. 45 des P.St. G. alle älteren Geſetze, Verordnungen und Mini: 
fterial- Anordnungen, welde die Beſchau der Schafe und anderer Haus: 
thiere zur Verhütung der Schafräude oder fonftiger Viehſeuchen, Art. 122 
bes P.St. G. betreffen, aufgehoben. 

Das P.St. G. Art. 123 verpflichtet denjenigen, welcher ein Kenn: 
zeichen einer anftedenden Krankheit an einem ihm zugehörigen oder feiner 
Auffiht anvertrauten Thiere wahrgenommen bat, das Thier von Orten, 
wo bie Gefahr der Anftekung fremder Thiere befteht, fern zu halten, 
fofort der Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen, oder einen zur Praxis 
berechtigten Thierarzt beizuziehen, 

Erjheinen an einem Thiere Kennzeichen ber Wuth, jo fo daffelbe 
ohne Berzug getödtet oder unschädlich gemacht werden. 

Außerdem bezieht fi Art. 122 auf die oberpolizeilih angeordnete 
Beihau von Schafen oder anderen Hausthieren, infoferne die Beſchau 
zur Verhütung der Schafräude oder fonftigen Viehfeuchen angeordnet it. 

Ebenſo find nah Art. 124 aufrecht zu erhalten die oberpolizeilichen 
Borfhriften über das Wegſchafſen, den Transport und das Vergraben 
gefallener Thiere, fowie das Ausgraben verfcarrter Thiere und Thier: 
knochen. 

Art. 363 des St. G.B. bedroht mit Strafe denjenigen, ber ben 
Einfuhrverboten, den Abfperrungs:, Auffichts: oder fonftigen Sicherungs: 
maßregeln, welche durch Verordnung oder oberpolizeilihe Vorſchrift zum 
Schuge gegen den Eintritt, Verfchlimmerung, Verbreitung oder Wieder: 
fehr von anſteckenden PVichkranfheiten angeorbnet und öffentlich bekannt 
gemacht worben find, oder den ihm perſönlich bekannt gegebenen des: 
fallfigen Anordnungen der zuftändigen Orts- oder Diftriftspoligeibehörbe 
entgegen handelt. 

Berner überträgt Art. 52 der Form. ®. den Kreisregierungen bie 
allgemeinen Vorkehrungen gegen anftedende Krankheiten und Seuchen und 
deren Berbreitung. 

Die Diftriftsverwaltungsbehörden haben hienach bie in foldem Be: 
treffe ergebenden ſpeciellen Anordnungen, oder die im Allgemeinen ge: 
gebenen oberpolizeilihen Vorſchriften zu vollziehen. 

Nah ME. vom 8, Jan. 1861, KABT. Nr. 4, find die Koften 
fanitätöpolizeilicher Maßregeln in unmittelbaren Städten aus dem Polizei: 
fonde ber betreffenden Stäbte zu bezahlen. 

Dagegen beftimmt die M.E. vom 27. Juni 1866, mittelfr. K. A. Bl. 
&. 934, bezüglid) der Behandlung des Koftenpunktes bei Viehkrankheiten 
folgendes: 

1) Das fiscalifhe Erinnerungsrecht über polizeil, Strafbefhlüffe im Koftenpunfte 
gemäß ber Verordn. v. 11. Febr. 1818 ift als aufgehoben zu betrachten. 

2) Bei Viehſeuchen ift der Diftriltspolizeibehörbe Übertragen, bezüglich der hieraus 
erwachienen Koften auszuſcheiden me zu conftatiren, welche Koften zur Wahrung 
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bes öffentlichen Intereſſes veranlaßt wurden, und besfalls dem ärarialiſchen 

Fond für Gejundheitspflege zur Laſt fallen, 

3) Ueber den Gonftatirungsbefchluß ift eine fiscaliihe Erinnerung nicht zu er: 

ee vielmehr haben die Polizeibehörben das fiscaliſche Intereſſe jelbft zu 
wahren. 

4) Die Eontrole wird von den Finanzkammern geübt, an welche diefe Befchlüffe 
alsbald nad ihrer Faſſung einzufenden find. 

An die Stelle der verfchiedenen bisherigen Vorſchriften über die 
Vorkehrungen bei Thierkrankheiten tritt die f. Verordnung vom 15. Juni 
1867, R.Bl. ©. 682, Maßregeln gegen anſteckende Viehfranfheiten betr., 
folgenden Inhaltes: 


I. Allgemeine Beftimmungen. 
A. Bezeihnung der anftedenden Viehkrankheiten. 


Si. 

As anfledende Viehkrankheiten, auf welde nachftehende Vorſchriften Ans 
wendung zu finden haben, werben, abgefehen von ber Rinderpeft, für welche bie 
bierüber jeweils geltenden befonderen Beflimmungen maßgebend find, erflärt: 

1. Milzbrand der landwirtbichaftlihen Haustbiere; 
, Maul: und Klauenſeuche bes Rindviches, der Schafe, Ziegen und Schweine; 
. Lungenjeuche des Rinbviehes; . 
‚ Boden: oder Blatternfeudhe ber Schafe; 
. Roß: und Hautwurm ber Pferde, Ejel und Maulthiere; 
. Beſchälſeuche ber Zuchtpferde, dann Bläschen-Ausichlag an ben Geſchlechts— 
theilen ber Pferde und des Rinbviches; 
. Räubde ber Pferbe und Schafe. 


B. Mafregeln gegen die Einfhleppung vom Ausland. 


1 DO. 


S 2. 

Thiere, welche an einer anftedenden Krankheit leiden, bürfen vom Auslande 
nicht nad Bayern eingeführt werden. 

Iſt in einem angrenzenden Lande eine anftedende Viehkrankheit ausgebrochen, 
und ihre Berfhleppung nad Bayern zu beforgen, jo kann bie betreffende Kreis: 
regierung, Kammer bes Innern, mit Rüdficht auf die Bösartigfeit ber Krankheit 
bie Nähe der Gefahr und die in jenem Lande zur Unterdrückung der Krankheit 
ergriffenen Maßregeln das Einbringen von Thieren, vorbebaltlih ber unten bei 
einzelnen Krankheiten hierüber erlaſſenen befonderen Vorſchriften, Beſchränkungen 
unterwerfen, inbem fie entweder 

1. lediglid einen amtlihen Nachweis barüber vorjchreibt, daß bie einzufüh- 
renden Thiere aus Orten flammen und nur durch Orte gefommen find, 
in weldyen bie Krankheit nicht herrſcht oder 

2. zugleich die Prüfung diefes Nachweifes an befliimmten Eintrittsorten burdh 
einen Thierarzt anorbnet, ober 

3. bie Einbringung folder Thiere, durch welche eine Einſchleppung ber Krank: 
beit ftattfinden kann, gänzlich verbietet. 

Diele Berfesräbefhränfungen fönnen, infoweit es erforderlich ift, auch auf 
bie Einfuhr von thierifhen NRobftoffen, dann von Heu, Stroh, Dünger und über: 
haupt von allen Gegenfländen, welche Träger des Anftedungsftoffes fein können, 
ausgebehnt werben. 

Der Eintritt von Perfonen über die Grenze Tann gleichfalls, infoweit es 
zur Verhütung der Einfchleppung einer anftedenden Viehkrankheit nothwendig er: 
ſcheint, Beihränfungen unterworfen werben. 

In Fällen dringender Gefahr find vorſtehende Abſperrungs⸗, Auffichts: und 
Sicherungsmaßregeln von ben betreffenden Diftriftöpoligeibehörben unter gleiche 
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riſch anzuordnen. 

Die verfügten Maßregeln ſind unverzüglich in ſämmtlichen Gemeinden der 
betreffenden Bezirke zu veröffentlichen, ſowie den benachbarten ausländiſchen Be— 
hörden bekannt zu geben. 


C. Maßregeln beim Ausbruche im Inlande. 


De Anzeige an bie vorgefegte l. Kreisregierung, Kammer bes Innern, probi: 
0) 


$ 3. 

Wer an einem ihm zugehörigen oder feiner Hut ober Auffiht amwertrauten 
Thiere Kennzeihen einer anftedenden Krankheit wahrnimmt, bat fofort bas Thier 
von Drten, wo bie Gefahr der Anftedung fremder Thiere befteht, ferne zu halten 
und ber DOrtöpolizeibehörde ohne Verzug Anzeige zu erftatten ober einen zur Praris 
berechtigten Thierarzt beizugiehen. 

Bezüglich der Verpflichtung bes thierärztlihen Perfonals zur Anzeige an 
bie Orts: und Diftriftspoligeibehörbe verbleibt e8 bei ben Beflimmungen ber Ber: 
ordnung vom 13. Juli 1862, R.Bl. ©. a 


g 4. 

Die Ortspolizeibehörbe hat, fobald fie von dem Ausbruche einer anftedenben 
Biehkrankheit oder von einem verbädtigen Erkrankungs⸗ ober Todesfalle auf irgend 
eine Weife Kenntniß erhält, fogleih die Anzeige bievon an bie Diftriftspolizei- 
behörde zu erftatten und das Wegbringen von Thieren aus bem betreffenden Stalle 
ober Standorte oder aus ber Heerbe, infoferne dies nicht zur Abfonberung bes 
kranken ober verbädhtigen Thieres nothwendig ift, vorforglich zu verbieten, 

5 


85. 

Die Diſtriktspolizeibehörde hat nach erhaltener Anzeige ſofort den Thierarzt 
mittels ſchriftlicher Weiſung abzuordnen, um an Ort und Stelle unter Zuziehung 
der Ortspolizeibehörde eine gründliche Unterſuchung der als krank oder verdächti 
angezeigten Thiere, ſie mögen noch lebend oder bereits todt ſein, vorzunehmen un 
alle für die Beurtheilung des Falles und die Wahl ber zu ergreifenden Maßregeln 
einflußreihen Umftände, 3. B. die Entftehungsurjahe und Berbreitung ber Kranf: 
beit näher zu erheben. 

In dringenden Fällen hat bie Ortspolizeibebörbe auf Antrag und unter 
Mitwirfung bes Thierarztes fogleih die nothwendigen Vorkehrungen zu treffen und 
insbefondere, wenn nöthig, die Befihtigung und Aufnahme der durch bie Krankheit 
gefährdeten Thiergattungen des Stalles oder Ortes zu bewerkjtelligen. 

Diefe Aufnahme hat mit gehöriger Vorſicht zu geſchehen; insbeſondere dür— 
fen Perfonen, welde bei kranken Thieren waren, ohne vorgängige Desinfection 
nicht mit gefunden Thieren der gefährdeten Gattung in Berürung fommen. 

Der Thierarzt bat fofort liber das Ergebniß der von ihm vorgenommenen 
Unterfuhung an bie Diftriktspolizeibehörbe zu berichten und zugleich biejenigen 
veterinärpolizeilihen Maßregeln in Vorſchlag zu bringen, welche nad ber Art der 
anftedenden Krankheit befonders vorgeſchrieben find und mit Rüdficht auf die be: 
ſtehenden Berhältniffe zur raſchen Unterbrüdung, fowie zur Verhinderung der Aus: 
breitung berfelben zwedmäßig und am erſcheinen. 


Ergeben bie thierärztlichen Unterſuchungen nur den Verdacht einer an: 
fiedenden Biehkranfheit, fo hat die Diftriftspolizeibehörde die Abfonberung bes be: 
treffenden Thieres oder ber Heerbe, fowie bie vom Thierarzte etwa weiter bean: 
tragten Sicherungs-Maßregeln anzuorbnen und vorläufig folange aufrecht zu er: 
halten, bis dur eine nochmalige, fpäteftens innerhalb acht Tagen zu wieberholende 
thierärztliche Unterfuhung entweder die Krankheit conflatirt wird oder die Grunb- 
lofigfeit des Verdachtes En berausftellt, in welch' legterem alle die angeordneten 
Mahregeln wieder aufzuheben find. 


Iſt ber Ausbruch einer anftedenben Viehkrankheit conftatirt, fo erläßt bie 
Diftriftspoligeibehörbe auf Grund der von bem XThierarzte geftellten Anträge und 
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nach Maßgabe ber unten folgenden beſonderen Beſtimmungen für bie betreffende 
Krankheit die erforderlichen Verfügungen. 

Die Ortspolizeibehörde hat dieſelben bekannt zu machen, den Vollzug zu 
überwachen und die Viehbeſitzer über die Natur ber Krankheit und das hiebei zu 
beobadhtende Verfahren nad Maßgabe der Beilage I. zu belehren. 

Die Diftriftspoligeibebörbe hat überdies die an ben betreffenden Ort ans 
ae Gemeinden, erforberlihen Falles auch bie benachbarten Diftriftspolizeis 

ehörden, von dem Ausbruche der anftedenden Vichkranfheit in Kenntnig zu ſetzen 
und an bie Kreisregierung, Kammer des Innern, hierüber Anzeige zu erftatten. 


8. 

Die Mafregeln, welde zum Bncde ber Unterbrüdung, ſowie zur Verbin: 
berung ber Anebreitung anfteender Vichfrankgeiten im Aflgemeinen Platz greifen 
und vorbehaltlih der unten bei einzelnen Krankheiten getroffenen befonderen Be: 
ſtimmungen von ber Diftriftspofizeibehörbe je nad ber Größe der Gefahr auf 
Grund thierärztlihen Gutachtens angeorbnet werben können, find: 

1. Die Abjonderung ber erkrankten umd unter Umftänden auch ber ver: 
bächtigen Thiere nöthigenfalls in biefür eingerichteten Gontumaz:Localitäten. 

Als der Krankheit verdächtig find zu betradhten und deshalb minbeftens 
polizeilicher Ueberwachung zu unterficllen alle Thiere, welche mit einem an einer 
anſteckenden Krankheit leidenden oder verendeten Thiere im gleichen Stalle, Stand: 
orte oder in berfelben Heerde ſich befunden haben oder mit ſolchen Thieren in 
berartige Berührung gefommen find, daß hiedurch eine Anſteckung erfolgt fein kann. 

2, Die Stallfperre, folange nämlich die anftedenbe eranfdeit jih nur 
auf Thiere eines oder weniger Ställe eines Ortes bejhränft; fie hat zur Folge, 
daß ohne bijtriftspolizeiliche Bewilligung weder ein Thier aus dem gejperrien 
Stalle entfernt, noch neues Vieh in denjelben gebracht werden barf. 

Erforberlihen Falls kann mit der Stallfperre auch die Abfonderung ber 
mit ben Franfen Thieren in Berührung gefommenen Gegenftänbe, wie der Stall: 
geräthe, des Futters, des Düngers, u. ſ. w. und ferner angeordnet werden, daß 
bie im gefperrten Stalle benüsten Tränf: und anderen Geihirre an öffentlichen 
Brunnen nicht gereinigt und nicht zum Holen von Wafjer verwendet werben dürfen. 

3. Die Ortsfperre, wenn bie anftedende Krankheit Thiere in einer 
größeren Anzahl von Stallungen eines Ortes ergriffen bat oder auch ſchon bei 
vereinzeltem Auftreten eine allgemeine Gefahr herbeiführen kann. 

Die Ortsfperre, neben welcher immer die Sperre der betreffenden Stal— 
lungen beftebt, bat zur Folge, daß ohne biftriftspolizeiliche Bewilligung durch bie 
herrſchende Krankheit gefährdete Thiere aus dem Orte nicht entfernt werden bürfen, 
und überhaupt eın Verkehr mit auswärtigen durch die Krankheit gefährdeten Thiere 
nicht ftattfinden barf. 

Zugleih kann im abgeiperrten Orte felbft der gemeinſchaftliche Weibelrich 
in Beziehung auf bie gefährdeten Thiere, dann deren Zutrieb zu gemeinfchaftlichen 
Brunnen, Tränfen und Schwenmen, fowie das Abhalten von Viehmärkten ver: 
boten werben. 

In Städten und ausgedehnten Orten fann bie Diftriftspolizeibebörbe die 
Sperrmafregeln auf bie Mar Straße ober den betreffenden Theil der Stadt, 
beziehungsweife des Ortes beſchränken und unter Anordnung entiprechender Vor: 
—— auch die Abhaltung von Viehmärkten an hiefür beſonders zu beſtimmen— 
ben Plätzen geſtatten. 

4. Die Weideſperre, beim Ausbruche einer anſteckenden Krankheit in 
einer nothwendig auf den Weidengang angewieſenen Heerde; in dieſem Falle haben 
bie Betheiligten dafür zu ſorgen, daß die Grenzen eines beſtimmten Weideplatzes 
weder von ber betreffenden Heerde, noch von einzelnen Thieren aus berfelben über: 
fchritten, noch; von anderen durch die Kraukheit gefährdeten Thieren betreten werden. 

Die Ortspolizeibehörde bat im Benehmen mit dem Thierarzte die besfalls 
erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

5. Die Tödtung der von einer anfledenden Krankheit befallenen Thiere; 
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biefelbe kann ohne Einwilligung bes Eigenthümers ober beffen Stellvertreters nur 
in den unten befonders vorgejchriebenen Fällen angeorbnet werben, 

Die von der Difiriftspolizeibehörde verfügte Tödtung eines Thieres bat un: 
ter Aufficht der Ortspolizeibehörde und nad Anleitung des Thierarztes ftattzufinden. 

6. Die Reinigung (Desinfection) ber Etälle und Standorte, in wel: 
hen ſich Thiere befinden, die an einer anftedenben Krankheit gelitten haben, dann 
der Stallgeräthe, der Zug: und Wagengefchirre, welche für diejelben benügt worden, 
fowie aller übrigen Gegenftände, welde mit ihnen in Berührung gelommen find. 

Diefe Reinigung (Desinfection) muß, infoferne nicht bei einzelnen Krank— 
heiten anders beſtimmt ift, fofort nad dem Erlöſchen der Krankheit, nach Anorb: 
nung und unter Leitung des Thierarztes nah Maßgabe der anliegenden Infiruction 
(Beil, II.) vorgenommen werden. ” 

Gegenftände, deren Reinigung nicht flattfinden kann oder von den Gigen: 
tbiimern nicht zugelaffen werden will, find zu vernichten. 


S9. 

An anftedenden Krankheiten Teidende Thiere dürfen nur unter Aufficht des 
Thierarztes gefchlachtet werben; biefer bat zu beſtimmen, welche Theile des Thieres 
als Nahrung für Menfchen benügt werden können und was mit den zum Genuffe 
nicht ce Theilen, jowie mit den Übrigen Theilen, als Eingeweide, Haut 
u. f. w. zu geſchehen bat. 

Wo die Schlahtung folder kranker Thiere nicht ohne Gefahr der Anſteckung 
in Schlachtlocalen des Ortes jtattfinden kann, ift fie im Anweſen bes Viehbe— 
figer8 vorzunehmen; das Fleifh darf vor vollfländiger Abkühlung nicht verwerthet 
werben, 

Auch die noch gefund fcheinenden, durd die Krankheit geführbeten Thiere 
aus geiperrten GStällen und Orten dürfen nur im betreffenden Orte ſelbſt und un— 
ter thierärztliher Aufficht geichlachtet werben. 

Die Diftriktspolizeibehörde kann jedoh auf Grund thierärztlichen Gutachtens 
und unter Anordnung der erforberlihen Sicherungs-Maßregeln die Bewilligung 
ertheilen, daß ſolche noch gefund ſcheinende Thiere ausfchliehlich zum Zwede bes 
fofortigen Schlachtens und unter polizeilicher Meberwahung in andere Orte ver: 
bracht werben. 

Die biezu verwendeten Transportmittel find nach der Abladung unter orts- 
polizeilicher Aufficht forgfältig zu reinigen, Dünger, Stroh und Futterrefle bin: 
gegen fogleich zu vergraben oder zu —— 


Die Eadaver ber in Folge einer anftedenden Kranfgeit verenbeten oder ge- 
tödteten Thiere, fomwie die als nicht genießbar gefundenen Theile und Eingeweide 
von Thieren, welche mit einer ſolchen Krankheit behaftet waren, find, wenn bier: 
über nicht befondere Anorbnung getroffen ift, auf ben biefür von der Ortspolizei- 
behörde im Benehmen mit dem Thierarzte zu beftimmenden Platz zu fchaffen, in: 
foferne nicht deren Verwendung zu technifchen oder öfonomifhen Sweden nad) 
thierärztlihen Gutachten zuläffig iſt. 

Am Uebrigen find vorbehaltlich ber unten. bei einzelnen Krankheiten bier: 
über bejonders getrofienen Beflimmungen bie jeweils beftehenden oberpolizeilichen 
Vorſchriften bezüglih des Wegräumens, Transportes und Vergrabens gefallener 
Thiere maßgebend, s 

11. 

Während ber Dauer einer anftedenden Viehkrankheit hat bie Diftriftspoligei- 
bebörde ben Thierarzt in angemeflenen Zmwifhenräumen zur Nachſchau und Gon: 
trole in die betrefjenden Orte jchriftlich abzuorbnen und von Letzterem ift jedesmal 
über den Befund unter gleichzeitiger Stellung der etwa veranlaßten Anträge an 
bie bezeichnete Behörde zu berichten. 

Die Diftriftspolizeibehörbe bat übrigens den Thierarzt nur zu foldhen Ge: 
ſchäften zu beauftragen, welche im Intereſſe der Sanitätspolizei notbwendig find; 
die Sorge für bie Heilung ber Thiere ift den Bichbefigern zu überlafien. 
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$12 

Die wegen einer anftedenben Biehfranfheit angeordneten Abſperrungs-, Auf: 
ſichts und Siherungsmaßregeln find wieder aufzuheben, ſobald bie Rranfgeit von 
- — * Grund thierärztlichen Gutachtens als erloſchen er: 
Märt wird. 

Dieſe Erklärung darf erſt erfolgen, wenn die vorgeſchriebene Reinigung 
($ 8 Ziff. 6) ſtattgefunden bat. 

Im Falle der Aufhebung der Orisfperre kann unter Umſtänden bie Fort: 
bauer ber Stallfperre angeorbnet werben. 


1. Befondere Beftimmungen. 


$ 13. 
Borjhriften gegen ben Milzbrand. 


1. Alle an Milzbrand erkrankten Thiere find wo möglih von ben gefunden 
abzufondern, die Rranfenftälle find abgefperrt, und Thiere jeder Art, fowie unbe: 
a Perſonen von denfelben ferne zu halten, 

2. Tritt der Milzbrand in mehreren Ställen eines Ortes auf, dann ifl 
außer dev Stalliperre (Ziff. 1) Ortsjperre anzuordnen und in dieſem Falle dürfen 
Biehmärkte dafelbft nicht abgehalten werben. 

Bei dem Ausbruche des Milgbrandes unter dem Weidevieh bat Weideiperre 
einzutreten. 

3. Für die mißbrandfranfen Thiere find eigene Futter: und Tränfgeichirre, 
fowie die fonft noch nöthigen Geräthſchaften ausfchlieplid zu verwenden und be: 
fondere Wärter aufzuftellen; Ieptere dürfen mit gefunden Thieren nicht in Be 
rührung kommen unb find über die große Gefahr ber Anftedung auch für Men: 
zn ‚ jowie über bie dagegen anzumwendenden Borfichtsmaßregeln geeignet zu 
belehren. 

4. Miſt, Blut und andere Abfälle, dann Streu von milzbrandkranken 
Thieren ſind zu bei oa ober zu verbrennen; andere Gegenflände, welche bie 
Krankheit verbreiten können, müſſen desinficirt ober gleichfalls vernichtet werben. 

5. Das Fleiſch und die Eingeweide milzbrandfranfer Thiere bürfen weder 
veräußert, no in fonftiger Weiſe verwenbet werden. 

Die Cadaver gefallener ober getödteter milgbrandbfranfer Thiere find an dem 
biefür zu beflimmenden Plage mit allen Theilen, nachdem bie Haut freugweife zer: 
ſchnitten worden if, wenigftens ſechs Fuß tief unter die Erde zu vergraben. 

6. Die Benügung von gefunden Thieren, fowie ber Weidetrieb kann in 
Orten, in welchen Milzbrandfälle vorgefommen find, nur mit Erlaubniß der Diftrifte: 
polizeibehörbe auf Gutachten bes Thierarztes unter ben erforderlihen Sicherungs: 
maßregeln flattfinden, 

7. Wenn innerhalb drei Wochen nad; dem lebten Erfranfungsfalle eine 
weitere Erfranfung an Milzbrand nicht mehr eingetreten ift, find bie erlaffenen 
beijchränfenden —— nach bergangiger forgfältiger Reinigun (Desinfection) 
ber —— oder Standorte der kranken Thiere, ſowie der — und der 
übrigen benuͤtzten Gegenſtände aufzuheben. 

8. Während der Dauer des Milzbrandes iſt ber Thierarzt bei größerer Aus: 
breitung ber Krankheit von 4 zu 4 Tagen, bei vereinzelt bleibenden Fällen bin- 
gegen in Zwifchenräumen von 8 bis zu 14 Tagen zur Nachſchau und Gontrole 
abzuordnen. 

9. Bei dem Rothlauf (ſ. g. Milzbrand) der Schweine und dem im Ge— 
birge ſ. g. Geräuſche haben die Vorſchriften unter Ziff. 1—8B inel. nur dann zur 
Anwendung zu lommen, wenn bie Krankheit ben eigentlichen Charakter des Milz 
brandes am ſich trägt. 

Iſt dies nicht ber Fall, jo ift ber Genuß des Fleiſches von dem bei Beginn 
der Krankheit geſchlachteten Thieren unſchädlich und kann die Verwendung ihrer 
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Theile zu technifchen ober Bfonomifchen Zwecken ra werden; auch gemügt cs 
unter obiger Vorausfegung, ben Thierarzt lediglich zur Gonftatirung der Krank— 
beit und bebufs der Begutachtung ber vorzufehrenden Maßregeln, ſowie zur Leis 
tung ber Reinigung (Desinfection) abzuorbnen. 


$ 14. 
Borfhriften gegen die Maul: und Klauenfeude. 


1. Wenn unter einer Heerde, welde vom Auslande nah Bayern ver: 
bracht werden foll, auch nur einzelne Thiere als von der Seuche befallen erkannt 
werden, ift die ganze Heerde an ber Grenze zurüdzumeifen. 

2. I die Maul: und Klauenſeuche in einem Stalle des Anlandes durd 
Anftedung zum Ausbruche gefommen, fo bat Stalljperre einzutreten; bie Ab: 
fonberung ber franfen von ben gefunden Thieren in dem betreffenden Stalle kann 
jedoch unterbleiben. 

Werben unter obiger Borausfegung Thiere in mehreren Ställen eines 
Drtes von der Seuche ergriffen, dann ift Ortöjperre anzuorbnien und das Abhalten 
von Viehmärkten an dem betreffenden Orte zu verbieten. 

Iſt die Maul: und Klauenſeuche unter einer auf der Weide befindlichen 
Heerde in Folge von Anſteckung ausgebrodyen, dann ift Weideſperre zu verfügen. 

3. Liegen der Entftehung der Maul: und Klauenſeuche allgemein herr» 

„chende Einflüffe zu Grund und bat die Seuche deshalb eine große Verbreitung 
erlangt, jo haben Sperrmaßregeln zu unterbleiben, 

4, Bei ber bösartigen Klauenfeuche ber Schafe if, je nachdem bie Heerbe 
im Stalle ober auf ber Weide fi befindet, Stall: ober Weideſperre anzuordnen. 

Während der beftehenden Stall: und Weideſperre barf das Verbringen 
ber Heerbe aus dem Stalle auf benachbarte Weide, ſowie von biefem in ben Stall, 
von der Diftriftspoligeibehörde auf Grund thierärztlihen Gutachtens geftattet 
a foferne vollgenligende Garantien gegen Gefährdung anberer Säafe gege: 
ben find. 

5. Bei ber Maul: und Klauenfeuche, fowie bei der bösartigen Klauenſeuche 
ber Schafe ift der Thierarzt zur Gonftatirung ber Seuche abzuordnen, bei biefer 
Gelegenheit bat berjelbe die Viehbefiger Über die zweckmäßige biätetiiche Behand: 
lung ber Franfen Thiere zu belehren. 

Außerdem ift der Thierarzt, wenn während 14 Tagen nad dem legten Er— 
———— feine neue Erkrankung vorgekommen iſt, abzuordnen, um das Er: 
löichen der Seuche zu conflatiren und bie Vornahme der Reinigung (Desinfection) 
zu leiten. 


$ 15. 
Borjhriften gegen die Lungenſeuche. 


1. Bei dem Ausbruche der Lungenſeuche find bie franfen Thiere von ben 
gefunden, wenn thunlich, abzufondern, von einem Wärter, der mit anderen Thieren 
von Berührnng fommen darf, zu beforgen und mit eigenen Stallgeräthen zu 
verſehen. 

Unberufenen Perſonen iſt der Zutritt zu den Ställen und Standorten, in 
welchen feuchelranfe Thiere ſich befinden, verboten und von dem Eigenthümer oder 
deſſen Stellvertreter nicht zu geſtatten. 

2. Bei dem Ausbruche der Lungenſeuche iſt je nach ihrer Ausbreitung 
Stall- oder Ortsſperre, beziehungsweiſe Weideſperre anzuordnen. 

Im Falle Ortoſperre verfügt wird, iſt das Abhalten von Viehmärkten zu 
verbieten. 

3. Ausnahmen von den Vorſchriften über die Sperre können von ber 
Diftrittspolizeibehörbe auf Grund thierärztlihen Gutachtens geftattet werben: 

a) bezüglich des Schlachtviehes aus gejperrten Ställen und Orten, weldes, 
folange die Thiere fich noch gejund befinden, zum Zwecke bes Schlachtens 
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an namentlich zu bezeichnende auswärtige Orte unter genauer Beachtun 
der deofalls anzuorbnienden — — verbracht werden darf, un 
in welchem Falle insbeſondere der Ortépolizeibehörde des Schlachtortes 
rechtzeitig vor der Ankunft Anzeige zu erſtatten iſt, damit gegen die Ge— 
fahr einer Verſchleppung der Kraukheit die erforderlichen Anordnungen ge: 
troffen werben; 


b) binfichtlich des Arbeitsviches aus ſeuchefreien Ställen einer gejperrten Ort: 
ſchaft, deſſen Verwendung in der Flurmarkung des betreffenden Ortes unter 
ben nothwendigen Borfihtsmaßregeln geftattet werben kann. 


4, Die Verwendung des Kleifhes von Rindviehſtücken, welche in feuche: 
franfem Zuftande geichlachtet wurden, ift von dem Gutachten des Thierarztes 
abhängig. 

’ Die Berwerthung des Fleiſches darf in feinem Falle vor der vollftändigen 
Abkühlung deffelben erfolgen. 

Die Bruft : Eingeweibe find alsbald an dem biefür beflimmten Orte einzu: 
raben; die Häute find, nachdem fie 24 Stunden im Kalfwafjer gelegen, an ber 
duft zu trodnen, Hörner und Klauen find mit Salzwaffer zu waſchen und dann 
zu trodnen, das Unſchlitt iſt auszufchmelzen. 


5. Die Cadaver von den an der Lungenſeuche gefallenen, fowie auch von 
den geſchlachteten Mindviebftüden, deren Fleiſch zum Genufje nicht geeignet erflärt 
wurde, find wohlverwahrt, damit ein Abflug von Schleim, Blut, Frerementen u. ſ. w. 
auf dem Wege nicht ftattfinden fan, ohne Anwendung von Rindviebgeipann, wo 
möglich zur Nachtzeit und unter Vermeidung des Zufammentrefiens, mit Rindvieh 
während des Transportes, auf den zur technijchen oder öfonomijchen Verwendung 
ober zur Bergrabung zu beſtimmenden Platz zu bringen. 

Nicht nur die Häute, nachdem fie 24 Stunden fang in Kalfwaijer gelegen 
und an ber Luft getrodnet find, ſondern auch die übrigen Theile ber Cadaver 
fönnen nach dem Gutachten des Thierarztes unter den erforberlihen Sicherungs— 
maßregeln zu technifchen oder blonomiſchen Zweden verwendet werben, 

Rene Theile des Cadavers, welche eine foldhe Verwendung nicht finden, 
find vorſchriftomäßig zu vergraben, 


6. Der Dünger aus Etällen oder Standorten von Tungenfeuchefranfen 
Thieren if ohne Benützung von Rindvichgeipann auf abgelegene Grunbdjtüde zu 
führen und fofort mit Erde ausreichend zu bededen. 

Futter und Strob, weldyes dem Dunftfreife lungenſeuchekranker Thiere aut: 

efept war, darf nur für Pferde oder Schafe verwendet werden und bie Abfuhr 
jener Stoffe zum Zwede dieſer Verwendung ift erft dann zuläffig, wenn bie Seuche 
amtlich als erloſchen erflärt worben ift. 


— 


7. Seucheſtallungen find, wenn die Krankheit in denſelben erloſchen iſt 
und bie Abfuhr des Düngers ſtatigefunden bat, nebſt den darin befindlichen Ge: 
genftänden einer gründlichen Reinigung (Desinfection) zu unterwerfen. 

Ebenjo find Stallungen und Standorte, in welchen Tungenfeuchefranfe 
Thiere nur vorübergehend untergebracht waren, 3. B. Gajtitallungen, fofort zu 
reinigen. 

: Die Wiederbeſetzung von Rindvich gänzlich geräumter Stallungen mit Rinb- 
vieh kann act ee nad; erfolgter Leerung und vollzogener Neinigung (Desin- 
un von ber Dij tiftöpoligeibehörbe nad dem Gutachten des Thierarztes bewilligt 
werben. 

Bezüglich jener Seuchenftälle, in welchen Rindvieh übrig bleibt, dürfen bie 
verfügten Sperrmaßregeln erft acht Wochen nad beendigter Krankheit aufgehoben 
werben. 


8. Während der Dauer der Lungenſeuche iſt je nach beren Ausbreitung 
ber Thierarzt in Zwiſchenräumen von 8 bis zu 14 Tagen zur Nachſchau und Eon» 
trole an Ort und Stelle abzuorbnen. 
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$ 16. 
Vorschriften gegen die Boden= oder Blattern:Geude 
ber Schafe 


1. Wenn die Schafpoden in einem angrenzenden Lande in großer Ber: 
breitung ober wenn fie unmittelbar an der Grenze herrſchen, ift bie Einfuhr von 
Schafen aus bem betreffenden Bezirke zu verbieten und in biefem Falle if bas 
Einfuhrverbot auch auf Schaffelle und ungewaſchene, nicht in Säden verpadte 
Wolle auszubehnen, 

2. Bei dem Ausbruche ber Pockenſeuche in einer Schafheerbe bes Inlandes 
bat, folange die Erkrankungen nur vereinzelt vorfommen, eine forgfältige Aus: 
ſcheidung ber kranken Schafe von ben Knock zu erfolgen; wenn aber eine Heerbe 
bereits in größerer Ausdehnung von der Seuche ergriffen ift, Tann biefe Abjon- 
berung unterbleiben. 

Beide Abtheilungen müſſen mit ben babei befindligen Hunden getrennt 
und fern von anderen Schafen gehalten werben, 

Fremden Perfonen ift ber Zutritt zu den kranken Schafen nicht zu ge: 
Ratten; deren Wärter darf mit gefunden Schafen nit in ge! fommen 
und Thiere, welde Träger des Anftedungsftofjes fein können, find von den poden: 
kranken Schafen möglichſt ferne zu halten. 

3. Je nachdem bie Shake bei bem Ausbruche ber Seuche im Stalle ober 
auf ber Weide ſich befinden, hat Stall- oder Weideſperre einzutreten. 

4. Die abwehslungsweife Benüpung bes Stalles und der Weide farm 
auch im biefem Falle unter ben in $ 14 Ziff. 4 Abſ. 2 aufgeführten Boraus: 
ſetzungen geitattet werben. 

5. Das Schlachten podenkranfer Schafe zum AZmede bes rg 
für Menfchen ift verboten; von ben Poden nod nicht ergriffene Thiere dürfen 
unter thierärztlicher Aufficht geſchlachtet werben. 

Die Felle und die Wolle dürfen verwerthet werben, wenn ihre Desinfection 
ftattgefunden hat und die Seuche amtlich als erlojhen erflärt worben if. 

6. Die in Folge ber Podenfeuche gefallenen ober getöbteten Schafe find 
an dem biefür zu beftimmenden Blake ſammt den Fellen und ber Wolle zu vers 
raben. 

— 7. Die Pockenſeuche iſt als beendigt anzuſehen, wenn während ſechs Wochen 
nach dem ae Erfranfungsfalle Feine weitere Erfranfung in ber Heerbe vorges 
fommen if. 

In diefem Falle find die angeordneten Sperrmaßregeln nad vorgängiger 
gründlicher Desinfection und nad Entfernung bed zus aufzuheben. 

8. Während der Dauer der Rodenjeuche ift der ee bis zur erfolgten 
Abtrodnung der Poden in Zwiſchenräumen von 7 zu 7 Tagen, fpäter alle 14 
Tage, zur Nachſchau und Gontrole abzuorbnen. 


$ 17. 
Borfhriften gegen Rob und Hautwurm. 


41. Mit Rotz oder mit Hautwurm behbaftete Pferbe find fofort von geſun— 
ben Pferben zu trennen, in befonderen, für andere Pferde —— Ställen 
oder Standorten unterzubringen, von einem eigenen Wärter, der mit geſunden 
Pferden nicht im Berührung kommen darf, zu beſorgen und mit eigenen Stall⸗ 
geräthen zu verjeben. 

Nebfidem ift bie Sperre des Stalles, in welhem bie mit ben kranken 
Thieren in Berührung gelommenen gefunden Pferbe ftehen, für Pferde anzuordnen. 

2. Die Befiger und Wärter jolher kranker Pierde find auf die gefährlichen 

Igen der Verunreinigung mit dem Franfhaften Ausfluffe aus ber Rale von rotz⸗ 

anten, fowie aus Wurmgefhwüren von wurmkranken Pferden aufmerkffam zu 
machen und zur Vorficht zu ermahnen. 

Rar, Handbuch ber bayer, Diſtr. VBerw. Behörden. III. Aufl. 415 
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3. Pferde, weldhe mit rotzkranken oder ropverbächtigen oder an Hautwurm 
leidenden Pferden in gleichem Stalle oder Standorte oder auf berfelben Weide fid) 
befanden oder mit ſolchen in derartige Berührung gefommen find, daß hieraus 
eine Anſteckung erfolgt fein Fann, dürfen, auch wenn fie gefund ericheinen, erjt 
nach Ablauf von 6 Wochen und nad) vorgän iger Gonjtatirung ihrer vollfomme: 
nen Unverdächtigkeit mit anderen Pferden in Berührung gebracht werden, im Falle 
nicht früher der Verdacht gehoben wird. ($ 6.) 

Sechs Wochen lang hat Überdies Stallfperre einzutreten; die Diftriftepolizei: 
behörde kann jedoch auf Grund thierärztlihen Gutachtens und unter Anordnung 
—— Vorſchriftsmaßregeln die Benützung folder Pferde in der Ortsmar— 
ung geſtatten. 

— Die Diftriftspolizeibehörden, in deren Bezirf durch rotzkranke ober roßver- 
bächtige oder an Hautwurm leidende Pferde eine Anſteckung erfolgt fein Tann, 
find bievon fofort bebufs der Anordnung der erforderlichen Mapregeln in Kennt: 
niß zu jeßen. 

4. Entſchieden roß= oder wurmfranfe Pferde find fofort zu töbten. 

Die Tödtung it von der Diftriftspolizeibehördbe auf Grund thierärztlichen 
Gutachtens anzuordnen und unter Auffiht der Ortspolizeibehörde und nad An: 
leitung des Thierarztes zu vollziehen. 

. Rotz- oder wurmverbächtige Pferde bürfen unter Vorausſetzung ber 
unter Ziff. 1 vorgefchriebenen Abjonderung durch einen zur Praris berechtigten 
Tbierarzt auf Rollen bes Befigers in Ärztliche Behandlung genommen werden; 
bie in Folge der polizeilichen Aufficht erwachjenden Koften find in biefem alle, 
wenn bie Behandlung über 6 Wochen banert, von biefem Zeitpunfte an, von dem 
Pierdebefiger zu tragen, will oder fann ber Legtere hierauf nicht eingeben, dann 
ift mit folden Pferden nad der Vorfchrift unter Ziff. 4 zu verfahren, 

6. Bon gefallenen oder getödteten Pferden, welche mit Roß oder Wurm 
behaftet waren, dürfen nur die Häute verwendet werben und auch dieſe erft dann, 
wenn fie vorher 24 Stunden in Kalfwaffer gelegen und an ber Luft getrodnet 
worden find; alle übrigen Theile des Cadavers find an dem hiefür zu — 
den Platze zu vergraben. 

7. Stallungen oder Standorte, in welchen rotz- oder wurmkranke oder 
dieſer Krankheiten verdächtige Pferde eingeſtellt waren, dann alle Gegenſtände, 
mit welchen ſolche Pferde in Berührung gekommen find, müſſen alsbald und jeden— 
falls vor ihrer Wiederbenügung unter Leitung des Thierarztes einer forgfältigen 
Desinfection unterftellt werben. 

8. Im Falle Pferde gemäß der Vorſchriften unter Ziff. 1 und 5 zu contu: 
maziren find, iſt der Thierarzt in Zwifchenräumen von 10 Tagen zur Vornahme 
einer Nachſchau zu beauftragen. 

i 9. Dbige Vorſchriften finden auf Eſel und Maulthiere gleihmäßig An: 
wendung. 


$ 18. 
Vorſchriften gegen die Bejhälfeudhe und den Bläschen: 
Ausſchlag. 


1. Pferde, welche an ber bösartigen Beſchälſeuche, ſowie Pferde oder Rind: 
viehſtücke, welhe an dem Bläschen -Ausichlage der Geſchlechtstheile leiden, dürfen 
folange nicht zur Begattung zugelaffen werden, als nicht durch ben Thierarzt bie 
vollftändige Heilung und Unverdächtigfeit des Thieres feſtgeſtellt ift. 

2. Tritt die Beſchälſeuche in einem Bezirke in größerer Ausdehnung auf, 
fo dürfen auch —— ſcheinende Pferde zum Begattungsacte nur dann zugelaſſen 
werden, wenn bie Hengſtbeſitzer durch ein nicht über 14 Tage, die Stulenbeſitzer 
—* ie nicht über 4 Tage altes thierärztliches Zeugniß die Gefundheit ber Thiere 
nachweifen. 

3. Der Thierarzt ift lediglich zur Conftatirung der Krankheit und zur Er: 
mittlung ihrer Ausbreitung abzuorbnen. 
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$ 19. 
Borfhriften gegen die Räude ber Pferde und Schafe. 
A. Pferde-Räaude. 


1. Mit Räude behaftete Pferde find von gefunden Pferden abzufondern, 
von eigenen, mit gefunden Pferden nicht in Berührung kommenden Wärtern zu 
beforgen und mit eigenen Stallgeräthen zu verjehen. 

2. Die Benügung räudiger Pferde ift in der Megel unzuläffig, kann aber 
von ber Ditriftspoligeibehörde auf Grund thierärztlichen Gutachtens unter Anwen— 
dung ber erforderlichen Sicherungs-Maßregeln in der Ortsmarkung geftattet werden. 

3. Räudige Pferde, deren Wieberberftellung zu hoffen ift, dürfen einer 
thierärztlichen Behandlung unterworfen werden; in hohem Grabe räudige und jehr 
berabgefommene, fowie unbeilbare räudige Pferde find zu tödten. 

4. Wenn räudekranke Pferde von ber Räude geheilt ober wenn fie ver: 
endet, beziehungsweife getödtet find, hat unter tbierärztlicher Leitung eine forgfältige 
Reinigung (Desinfection) des Stalles oder Standortes, ſowie der Stallgeräthe, 
Geſchirre u. ſ. w. flattzufinden. 

5. Der Thierarzt ift zur Gonftatirung der Räude, dann bis zur erfolgten 
Herſtellung der Pferde zur Vornahme der Nachſchau in Zwifchenräumen von 14 
Zagen, enblid zur Leitung ber Reinigung abzuordnen. 


B. Schaf:Räube. 

1. Wenn bei Schafen die Räude ausgebroden ift, bürfen die räubefranfen 
und ebenfo alle mit benfelben in gleichem Stalle oder Standorte oder in berjelben 
Heerbe befindlichen Schafe mit anderen Schafen nicht in Berührung gebracht werben 
und ift deshalb Stall» oder Weideiperre zu verfügen. Die abwechslungsweife Be: 
nügung bes Stalles und ber Weide kann auch bei verfügter Sperre von ber 
Dijtriftspolizeibehörbe unter den im $ 14 Ziff. 4 Abſ. 2 aufgeführten Vorausſetzungen 
geftattet werden. Schäfern und andern Perfonen, welde mit räudigen Schafen in 
Berührung fommen, ift der Zutritt zu andern Schafen verboten. 

2. Iſt wegen Beginns ober Schlufjes ber Weidezeit oder aus einer andern 
dringenden Veranlaſſung eine Verbringung ber räudigen Heerde von ber Weide 
in den Stall oder umgefehrt ober an einen andern Ort nothwenbdig, fo barf foldye 
nur mit Grlaubniß ber Diftriftspolizeibebörbe nach thierärztlichem Gutachten unter 
Ueberwachung durch einen verpflichteten Auffcher, welder jedes Zuſammentreffen 
mit ber betreffenden Heerde mit andern Schafen zu vermeiden bat, ftattfinden und 
wenn ber Beflimmungsort in einem andern Polizeidiſtrikte fich befindet, ift ber be- 
treffenden Diftriftspolgeibehörbe bievon rechtzeitig Nachricht zu geben. 

3. Das Schladten räudiger Schafe zum Zwede des Fleiſchgenuſſes für 
Menschen ift zuläffig, wenn bies aber nicht in dem Orte geſchieht, in welden bie 
räubigen Schafe ſich befinden, jo find für die Verbringung zum Schlachtorte bie 
Vorſchriften unter Ziff. 2 maßgebend. Die Felle und die Wolle von räubigen 
Schafen dürfen, wenn erftere nicht ſogleich in Gerbereien am Schlachtorte abgelie: 
fert werben, erft nad Ablauf von 6 Wochen, nachden fie an für Schafvieh unzu— 
gänglien Orten ber fleten eg EN waren, veräußert werben. 

4. Schafheerden, in welchen die Schmierfur angewendet wird, find räudigen 
gleich zu achten. 

5. Mit der Vornahme einer Rabicalkur ift gleichzeitig eine forgfältige Reini: 
gung (Desinfecion) ber Ställe oder Standorte zu verbinden. 

6. Wenn bie einer Badekur unterworfenen räudigen Schafe brei Wochen 
nad dem letzten Babe von dem Thierarzte als rein und umverbächtig erklärt wer: 
ben, find bie angeorbneten Sperr= und Eicherungsmaßregeln aufzuheben. 

7. Der Thierarzt it zur Gonftatirung ber Seuche und nad beendigter Kur 
zur Unterfuhung bes Gejundheitszuftandes ber Schafe, dann zur Leitung ber 
Reinigung (Desinfection), außerdem aber nur bei bejonderen Anläſſen, 3. ®. bei 
Nichteinhaltung der vorgefchriebenen Mafregeln von Seite ber Schafhalter ab: 
zuordnen. 


15 * 
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III. Beftimmungen iiber die Koften und das Recht zur 
Beichwerdeführung. 


5%. 
Die Koften, welche durch ben Vollzug ber obrigkeitlih angeordneten Mafı: 
regeln erwachſen, find vorbehaltlich ber Beſtimmung im $ 37 Ziff. 5 von ber 
Staatscaffe, die Kurkoften hingegen von * Biehbefigern zu tragen. 


Beichwerben gegen Verfügungen ber Orts: und Diftriktspolizeibehörben find 
in zweiter und in legter Inflanz von den Kreisregierungen, Kammern bes June, 
Beſchwerden gegen erflinftanziele Verfügungen dieſer Kreisftellen von Unferem 
Staatsminifterium bes Innern in zweiter und legter Inſtanz zu entſcheiden. Für 
die Einreihung der Beichwerden ift eine Nothfriſt von 14 Tagen beftimmt. 

Beichwerden gegen angeordnete Abſperrungs-, Auffihts= und Sicherungs⸗ 
maßregeln kommt eine auſſchiebende Wirkung nicht zu. 


IV. Schlußbeſtimmungen. 
$ 22. 
Den Kreisregierungen, Kammern bes Innern, ift anheim gegeben, auf 
Grund bes Art. 363 Abi. 2 des Strafgefeßbuces weitere durch bejondere Ber: 
hältniſſe veranlaßte oberpolizeilihe Vorſchriften zu erlaffen. 


23. 

Gegenwärtige Verordnung, bung welche alfe über bie in $ 1 bezeichneten 
Krankheiten bisher geltenden Vorfchriften, injoweit fie nicht ausbrüdlich aufrecht 
erhalten werben, ——— werden, tritt mit dem Tage der Bekanntmachung durch 
das Regierungsblatt, beziehungsweiſe durch das Kreis: Amtsblatt ber Pfalz, in 
dem ganzen Umfange des Königreiches in Wirkſamkeit. 

Schloß Berg, ben 15. Juni 1867. 

An diefe Ü. V. reiht ſich eine Belehrung über die in $ 1 der 
Verordnung aufgeführten Vichkrankheiten, 

Die zum Bollzug des Art. 363 des St.G. B. erlaffene Ver: 
ordnung vom 6. Dez. 1866, Maßregeln gegen die Rinderpeſt betr., 
RB. ©. 1878 ift aufgehoben; an ihre Stelle tritt die k. Verordnung 
vom 3. Juli 1867, RB. ©. 777, KAB. ©. 1245, Mafregeln 
gegen die Ninderpeft betr., nebft Vollz.-Inſtr. vom 10. Juli 1867, 
KADBL ©. 1246. 

Man beachte ferner die M.E, vom 17. Nov. 1867, RAD. 
©. 1824, über das Verfahren bezüglicd der Feſtſetzung der Entſchädi⸗— 
gung für die aus Anlaß der Rinderpeft auf amtliche Anorbnung getöbte- 
ten Thiere, ſowie das Gefet vom 26. März 1867, ©.Bl. ©. 70, bie 
Entjhädigung ber Bieheigenthümer für ihre im Falle des Ausbruches 
ber Rinderpeft im Inlande getödteten Thiere betr.; endlich M.E. vom 
17. Nov. 1867, K.A.Bl. ©. 1824, die Vorfchriften zum Vollzuge des 
$ 24 ber A. V. vom 3. Juli 1867 über die Ninderpeft betr. 


Auffiht auf Hunde. 


Der Art. 142 des P.St. G. erflärt als zuläffig: 

a) die ober= oder ortspolizeilihen Anordnungen über Bifitation 
der Hunde, 

b) bie ort s polizeilichen Vorſchriften über bie Führung ber Hundszeichen, 
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c) die ober polizeilichen Vorſchriften, welche gegen ben Ausbruch oder 
die Verbreitung der Wuthkrankheit unter den Hunden gerichtet ſind, 
und aus Anlaß vorkommender wuthkranker oder wuthverdächtiger 
Hunde beſonders bekannt gemacht oder Hundebeſitzern eröffnet 
worden find, 

d) das ortspolizeiliche Verbot der Mitnahme von Hunden auf 
Leichenhöfe, in öffentliche Wirthſchaftslocale, in Theater, in Fleiſch— 
bänke, auf Märkte, zu öffentlichen Feierlichkeiten, gegen freies Herum: 
laufen der Hunde während ber Nachtzeit auf den öffentlichen Straßen, 
fowie die Anordnung, daß läufige Hündinnen zu verwahren und 
größere Hunde mit einem Maulforb zu verfehen feien, 
Unabhängig von der Strafeinfchreitung ift bie Befugniß ber Polis 

zeibehörbe, die ohne Zeichen, ohne Maulkorb, gegen Verbot frei herum: 
laufenden Hunde einfangen und nad Ablauf eines feftgefesten öffentlich 
befannt gemachten Termines töbten zu laffen, wenn fi ber Bejiker 
innerhalb dieſes Zeitraumes nicht meldet. 

Durch ME, vom 28. Mai 1862, RB. ©. 929, find vom 
1. Juli 1862 anfangend, alle älteren Gefeße, Verordnungen und Minis 
fterial: Anordnungen, welche die Bifitation ber Hunde, Art. 142 Ab. 1 
Ziff. 1 betreffen, infoweit aufgehoben, al® das P.St. G. über dieſe Ge- 
genjtände oberpolizeiliche Vorſchriften oder neben benfelben biftrifts= oder 
ortspolizeiliche Vorſchriften als zuläffig erflärt. 

Ueber bie Hunbevifitationsgebühren beftimmt die ME. vom 
28. April 1866, K. A.Bl. ©. 536: 

1) Die Gebühren bei ben jährlich vorzunehmenden ordentlichen Bifi: 
tationen dürfen in Städten und Märften in maximo bis 1 fl., in 
Landgemeinden bis 30 fr. erhoben werben. 

2) Für Vornahme außerordentliher Hundevifitationen paffirt nur eine 
Gebühr von 6 fr. 

3) Innerhalb der Marimalfäse ftellt die Gemeinde unter Genehmi- 
gung ber vorgefeßten Behörde die Beträge im Allgemeinen, ober 
für einzelne Hundebeſitzer feft. 

4) Die Hundevifitationsgebühren fließen in bie Gemeindecaſſe, wenn 
nicht ganze ober theilweife Ueberweifung bderjelben an die Armen: 
caffe von ber Gemeinde befchloffen wird. 

Die Führung von Hundszeichen ift lediglich dem ortspolizeilichen 
Verordnungsrechte überwieſen. 

Die Bekanntmachung des Miniſteriums des Innern vom 3. Aug. 
1869, R.Bl. ©. 1482, K.A.Bl. ©. 1554 bezeichnet die Maßregeln 
zur Verhinderung bes Ausbruches oder der Verbreitung der Wuthkrank— 
heit unter ben Hunden, 

Nah $ 15 diefer Bekanntmachung find, jo oft wuthkranke ober wuthver— 
bächtige Hunde vorkommen, durch die Orts: oder Difiriftspolizeibehörben die An: 


ordnungen ber Belanntmahung vom 3. Aug. 1869 jebesmal befannt zu machen, 
oder ben Hunbebefigern befonbers zu eröffnen, 


Fünfter Abſchnitt. 
Sicherheitspolizei. 


I. Begriff und Umfang. 


Die Form. V. von 1825 857 bezeichnet als Aufgabe der Sicher: 
beitspolizei: Bolizeilihe Anordnungen zur Erhaltung der öffentlichen 
Nude, Ordnung und Sicherheit, Wachſamkeit gegen geheime Berbindun: 
gen, Borkehrung zur Handhabung der Drbnung bei großen Berfamm: 
lungen, Bollziehung der Verordnungen über Landftreicher, Gefindel, Bettel, 
Mafregeln gegen Diebsbanden, Vorforge gegen Tumulte ꝛc. 

Es ift damit wohl der Begriff der Sicherheitspolizei nicht erſchöpft, 
jo wie fi) denn auch nicht leicht eine Enumeration aller der Fälle, in 
welchen die Sicherheitspolizei thätig zu werben bat, geben läßt. 

Allerdings ift die Competenz ber Polizeibehörden, feitbem ihnen 

die Strafgewalt entzogen worden ift, auch auf biefen Gebiete eine ver: 
änderte geworben, allein c8 wäre eine arge Täufhung, wenn man an: 
nehmen wollte, daß ben Diftriftsverwaltungsbehörben jett nicht mehr 
das volle Recht und jene Pflicht zu allen verforglichen polizeilichen Ein- 
fhreitungen zuftände, welche ihnen früher zugeftanden hat. 
Es liegt im Begriffe der Sicherheitspoligei, daß fie alle Angriffe 
auf die Sicherheit des Staates und der Staatsangehörigen, alle An: 
griffe auf das Vermögen, das Leben, bie Geſundheit, die Ehre ber 
Staatsbürger durch ihre Anordnungen und vorforglihen Maßregeln zu 
verhindern juche, daß fie Unglüdsfälle ferne zu halten ſich bemühe, ferner 
daß fie, wenn Strafgefeße verlegt find, die Strafrechtöpflege in ihrem 
Wirken unterftüße. 

., Das Strafgefeßbud Thl. I. Art. 18—19 bezeichnet die Diftrikts- 
polizeibehörden als Hilfsorgane der Strafrechtspflege. An dieſer Ver: 
pflihtung hat die neuere Gefeßgebung zur Zeit nichts geändert. 

Ueber ‚die Aufgabe der Diftriftspolizeibehörbe in Bezug auf bie 
öffentliche Sicherheit, Ruhe und Ordnung fpricht ſich die M.E. vom 
11. Jan. 1866, K. A.Bl. ©. 50, dahin aus: 

Ueber den unbefriedigenden Stand der öffentlichen Sicherheit werden noch 
fortwährend aus verfchiebenen Theilen des Königreiches Klagen laut, bei welchen 
zugleich nicht felten den Diftriftspolizeibebörden zum Vorwurfe gemacht wird, daß 
fie in Bezug auf die öffentlihe Sicherheit, Ruhe und Ordnung nicht die ent: 
ſprechende Thätigkeit entwickeln. 

» Das unterjertigte IStaatominiſterium ſieht ſich in Folge deſſen zu nad: 
ſtehender Entiließung veraulaßt: 
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1. Durch die Geſetzgebung bes Jahres 1861 iſt die Rechtspflege von der 
Verwaltung getrennt, die Aburtheilung der Uebertretungen den Gerichten über: 
tragen und bie Befugniß zur Erlaffung von polizeilihen Anordnungen mit Straf: 
wirffamfeit genau geregelt, im Uebrigen aber an ber bisherigen Aufgabe ber 
Polizeiverwaltung nichts geändert worden. 

Aus dem Mebergange ber Polizeiftrafgewalt an bie Gerichte wurde zwar 
bie und ba bie gegentheilige Anficht abzuleiten gefucht; dieſelbe entbehrt jedoch 
durchaus ber Begründung, vielmehr befteht gegenwärtig, wie früber, eine der wich— 
tigften Aufgaben der Diftriftspolizeibebörden darin, die öffentliche Sicherheit, Nube 
und Ordnung gegen Störungen und Berlegungen zu jhügen und zu fichern, jowie 
die Strafrechtspflege zu unterjtügen. 

II. Zur gedeihlichen Löfung bdiefer Aufgabe ift vor Allem nothwendig, daß 
bie Diftriftspolizeibehörben fortwährend genaue Kenntniß von ben bezüglihen Vor: 
gängen und Berbältnifien in ihrem Amtsbezirke befigen. 

Um benfelben diefe Kenntniß binfichtlih der vorfallenden ftrafbaren Hand— 
lungen zu verjchaffen, wurde durch das Minifterialausfcreiben vom 18. Juli 1862 
die Mittheilung der Anzeigen über firafbare Handlungen an die Diftriftsverwal: 
tungsbehörben betr., eine Reihe hierauf gerichteter Anorbnungen getroffen, welde 
durch das in demfelben Betreffe unterm Heutigen sub Nummer 3936 ergangene 
Minifterialausfhreiben vervolltändigt worden find. 

In Folge ber Entſchließung des k. Staatsminifteriums ber Juſtiz vom 
30. Mai 1864 (Ausihreiben des k. Staatsminifteriums bes Innern vom 10. Juni 
1864 Nr. 10630) ift ferner ben Vorftänden der Diftriftöperwaltungsbehörben und 
deren Gtellvertretern ermöglicht, von ben Anzeigeverzeichnifien der Staatsanwalt: 
ihaft an den Stadt: und Landgerichten jederzeit perjönliche Einficht zu nehmen 
und hiebei die im Intereſſe der Verwaltung nothwendigen Aufſchlüſſe einzuziehen. 

Durch das Inſtitut der Strafliften ift Sorge getragen, daß bie gedachten 
Behörden von den gegen Heimatsangehörige ihres Amtsbezirkes wegen Verbredyen, 
Vergehen oder widptigerer Webertretungen ergangenen Strafurtheilen, fowie von 
ben wegen Berbrehens oder Vergehens in ber Richtung gegen beftimmte, im 
Amtsbezirke beheimatete Perfonen eingeleiteten, jedod wegen Mangels zureichen— 
ber Verdachtsgründe eingeftellten Unterfuchungen nad Ablauf eines Ta Monats 
ſtenntniß erhalten. 

Außerdem werben benfelben alle jene Strafurtheile, in welchen bie Anord: 
nung einer polizeilihen Maßregel als zulälfig erflärt, ober eine von den Polizei: 
behörben zu vollziehende richterlihe Anordnung ausgeſprochen ift (Polizeiaufficht, 
Verwahrumg in einer Polizei: Anftalt, Schließung von Anftalten, Landesverweiſung, 
Unterbringung von Individuen in Erziehungsanftalten für verwahrlofte —* 
Perſonen u. w.), durch die Staatsanwaltſchaft beſonders mitgetheilt. 

Durch das Ausſchreiben des k. Staatsminiſteriums der Juſtiz vom 2. Juli 
1865, die Behandlung ſicherheitsgefährlicher Perſonen betr., (Ausihreiben bes k. 
Staatsminiſteriums des Innern vom 9. Juli 1865 Nr. 11932) find Einrichtun— 

en getroffen, gemäß melden bie Diftriftspolizeibehördben von den Entlaffungen 
—* eitsgefährlicher Perſonen aus den Bezirksgerichts- und Polizeigerichtögefäng— 
niſſen fo rechtzeitig Kenntniß erlangen, daß fie die nach den Umſtänden bes einzelnen 
Falles veranlaßten Berfügungen innerhalb ihrer Zuftändigfeit zu treffen vermögen. 

Da die polizeilichen Snterefien in manden Fällen erbeifhen, daß die ge: 
nannten Behörden über Fortgang, Verzweigung und Ergebniß anbhängiger ftraf: 
rechtlicher Unterfuchungen ver! Iige Aufihlüffe erlangen, fo bat die unterm 3. Juni 
1851 erlaffene und noch gegenwärtig in Wirffamfeit beitehende Entſchließung des 
f. Staatsminifterinms ber Tufiz, a8 Benehmen zwifhen ben Staatsanwälten 
und Polizeibebörden bezüglich ftrafrechtlicher erg betr., (Ausjchreiben 
bes k. Staatsminifteriums des Innern vom 17. Juni 1851 Nr. 9668) Vorforge 
getroffen, daß von Seite ber Staatsanwaltihaft ben auf bem ordentlichen Dient 
wege an fie gelangenden Anfragen ber Polizeibehörden und reſp. Stellen um Er: 
theilung jolher Aufſchlüſſe die geeignete Folge gegeben werbe, 
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Es iſt unzweifelhaft, daß auf den — bezeichneten Wegen den Di: 
firiftspoligeibehörden vielfahe und belangreihe Mittheilungen zugeben ober von 
ihnen erlangt werben können, welchen id noch die Mittheilungen von Privatper: 
fonen, andern Behörden u. ſ. w. anreihen. Gleichwohl bleibt von enticheidender 
Wichtigkeit und deshalb unerläßlih, daß die genannten Behörden den ihnen längſt 
zur licht gemachten fteten unmittelbaren Verkehr mit ben ihnen uns 
tergebenen DOrtspolizeibebörden und ber im Amtsbezirfe ftatio: 
nirten Gendarmerie:Mannfchaft unterhalten. 

Nah G 14 der allerhöchſten Verordnung vom 24. Febr. 1862, bie Ein: 
richtung der Diftriftsverwaltungsbehörben betreffend, obliegt ben Bezirksanntmännern, 
fih in ſtetem unmittelbarem Verkehre mit ben — Gemeinden und deren 
Organen zu erhalten, von deren Zuſtänden und Bedürfniſſen, ſowie von dem 
Bollzuge amtlicher Anordnungen perſönlich Ueberzeugung ſich zu verſchaffen. Die 
Ziffer 1 des gemeinſchaftlichen Ausſchreibens des Staatsminifteriums des Innern 
beider Abtheilungen vom 23. Juni 1863, die Bifitation der Gemeinden betreffend, 
bat die Bezirfsamtmänner angewiefen, in Erfüllung diefer Pflicht feinen Anlaß 
zu verfäumen, um an Ort und Stelle ihre Thätigfeit zu entwideln, in perſönlichem 
Benehmen mit ben Gemeindeorganen Belehrung und Aufflärung zu ertheilen, 
— zu treffen oder vorzubereiten und * Vollzug zu leiten und zu 

chern. 

Wie überaus wichtig und nothwendig die fortgeſetzte, genaueſte Beachtun 
dieſer Beſtimmungen gerade mit Rückſicht auf die Polizeiverwaltung iſt, beda 
feiner weiteren BL ſchon die Stellung, welche die Ortspolizeibehörden 
nad dem Grundgedanken der nunmehrigen Aemterorganifation und in Gemäßheit 
ihrer gegenwärtig vielfah erhöbten Berugniffe und Verpflichtungen auszufüllen 
haben, wie nicht minder die erheblichen Gebrehen, an welchen die Ortspoligei in 
fo vielen Gegenden ber Lanbestbeile biesfeits des Rheins notorifch leidet, können 
hierüber den geringften Zweifel — laſſen. Je größer dieſe Gebrechen ſind, um 
jo umſichtiger und ausdauernder müſſen die auf deren möglichſte ige er e⸗ 
richteten Bemühungen ber vorgeſetzten Behörden fein; ihre deofallſige Thä get 
darf nicht erlahmen oder gar eingeftellt werden, weil fie vielfach ohne Erfolg bie: 
ber geblieben ift oder Ashilfe * dem Wege der Geſetzgebung zu erwarten ſteht. 


III. Was den Verkehr mit der Gendarmerie anlangt, ſo wird bei manchen 
Behörden hiewegen, ſowie bezüglich des Verhältniſſes zur Gendarmerie überhaupt 
nicht ſelten Unklarheit und umrichtige Auffaſſung wahrgenommen, weshalb hier 
insbefondbere auf nachftehende Punkte hingewieſen wird: 

1) Die Gendarmerie ift verpflichtet, neben ben Anzeigen über vorgefallene firaf- 
bare Handlungen, welde fie an die Diftriftspolizeibehörben zu erftatten bat, 
auch Ionftge gemachte Wahrnehmungen und Erfahrungen, welde auf bie 
öffentliche Ruhe, Ordnung und Sicherheit Bezug haben, biefen Behörden 
fofort zur Anzeige zu bringen, während die legtern der Gendarmerie die für 
ihren Dienft wichtigen Notizen unverweilt zugehen zu laffen haben. 

Die Diftriftspoligeibehörden find befugt, die Gendarmerie behufs ber Aus: 

übung ihres ordentlichen Dienftes Ein Perfonen, Gegenftände, Vorfälle und 

Anzeigen aufmerfam zu machen, welche eine befondere Aufficht, Nachforjhung 

oder thätige Einfchreitung von Seite ber Gendarmerie erheifchen. 

Die letztere ift verpflichtet, diefen Gröffnungen und ben damit verbuns 
benen Anleitungen jederzeit bereitwilligft Gehör zu geben und ihre Thätig- 
feit biernach zu bemeſſen. 

3) Die Diftriftspolizeibehörden find insbefondere berechtigt, die aufgeftellten Ent 
würfe über die Einrichtung der regelmäßigen Patrouillengänge der Gen: 
barmerie des Amtsbezirfes zu kenn en und ben PBatrouillen, fo oft fie 
es nothwendig erachten, ziwedm Bige —28 en zu geben. 

4) Den Vorſtänden der Diſtriktspolizeibehörden iſt freigeſtellt, ſich von dem am 
Amtoſitze ftationirten Gendarmerie-Brigadier regelmäßige, periodiſche, münd— 
liche Anzeige über den Sicherheitszuſtand erſtatlen zu laffen und Anordnung 
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x treffen, daß foldhe Anzeigen durch bie weiter im Amtobezirke flationirten 
rigadier® und Stationscommandanten bei Gelegenheit der auswärtigen 
Amtstage ober fonftiger auswärtiger Dienftgefhäfte erftattet werben. 

Das zwifhen den Diftiftepoligeibehörden und ber Gendarmerie beftehende 
Verhältniß ermöglicht und erleichtert ben obengedachten Verkehr in jeder Weije und 
lann fi offenbar nur in Folge von Umftänden, welche auf Rechnung der erſten 
zu ſetzen find, loderer geftalten als erfprieklich if. Dasjelbe darf aber anderſeits 
von ben genannten Behörden niemals benügt werben, um bie für allgemeine Lan: 
beszwede beftimmte Genbarmerie entgegen den besjallfigen pofitiven Beftimmungen 
zu ortspolizeilihen Dienflleiltungen zu verwenden oder in das Verhältniß der Gen: 
darmerie zu ben Geridhtsbebörben ein= und überzugreifen. 

Werden von einer Diftriftspolizeibehörde alle ſich darbietenden Quellen und 
Wege fortgefegt und mit Umſicht benügt, fo wirb biefelbe unzweifelhaft jene Kennt: 
nig von den Borgängen und Berbältnifien im Amtsbezirfe fortwährend erlangen, 
welche fi als bie Vorbedingung für bie erfolgreihe Löſung ber biftriftspolizei- 
lichen Aufgabe barftellt. 

An biefem Falle muß fi in derſelben als dem Mittelpunfte ein fehr reich: 
bhaltiges Material vereinigen, welches vor Zerfplitterung bewahrt und, foweit es 
nicht fofort ſachgemäß zu verwenden ift, gefammelt, gefichtet, nad Erforberniß er: 

änzt und für den Fünftigen Gebrauch beigehalten die eben bezeichnete Kenntniß 
ortwährend liefern wird. 

Zur Erreihung biefes Zieles ift weber PVielfchreiberei ber Behörde oder ber 
ihr unter: und beigeordneten Organe, noch kleinliche Einmiſchung in alle Ange: 
—— und Verhältniſſe nothwendig oder ſelbſt nur dienlich, allerdings aber 
eine fortlaufende, ſich des Zwecles bewußte und auf denſelben gerichtete Thätigkeit 
ber Diftriftepoligeibehörbe erforderlich. 

Mit einer folden Thätigkeit ift durchaus unverträglih, daß z. B. bie eins 
gelangenden Mittheilungen umd Anzeigen über vorgefallene ftrafbare Handlungen 
nad flüchtiger Durdlefung auf bie Seite gelegt, die allmonatli von ben Ver: 
tretern der Staatsanmwaltfhaft mitgetheilten Strafliften lediglich durch bie Hände 
bes Kanzleiperfonals zur Ergänzung und Neuanlegung ber biftriftöpolizeilichen 
Liften gehen, ber Verkehr mit biefen Vertretern umb mit ber Gendarmerie, wenn 
auch nicht ganz unterlaffen, doch auf das Aeußerſte befhränft und in Feiner Weife 
fruchtbar gemacht wird oder bie Leitung und Beauffihtigung ber ortspolizeilichen 
Thätigfeit meift nur von ber Amtsfanzlei aus in allgemeinen Erlaffen und ohne 
Rüdfiht und Eingehen auf die befondern, in ben einzelnen Gemeinden beftchens 
den Zuſtände, Bebürfniffe und Gebrechen erfolgt. 

IV. Die Diftriftöpolizeibehörben haben auf Grund ihrer Kenntniß ber Bor: 

änge und Verhältniffe im Amtsbezirfe jene vorbeugende, repreffive und entdeckende 
ätigkeit, welche deren obenbezeichnete Aufgabe bildet, nah Maßgabe ihrer Zus 
ſtändigkeit zu entwideln, 

Hiebei ftehen denfelben allerdings nicht mehr bie ſämmtlichen früheren Hilfs: 
mittel zu Gebote, da in biefer Beziehung mehrfahe und tiefeingreifende Aenderun— 

en eingetreten find. Hiedurch und durch das Zufammentreffen anderer ungünftiger 

Bergättniffe if die Löfung der bezeichneten Aufgabe, namentlich in einzelnen Lan: 
bestheilen, unleugbar wejentlich erjchwert, ————— aber, wie nicht ſelten behaups 
tet wird, unmöglich geworben, was durch bie fortwährend entiprechenbe Wirkſamkeit 
fo vieler Diftriftspoligeibehörben ſelbſt genugfam widerlegt ift. Jedenfalls —— 
ſich für die betreffenden Behörden die ernſte Verpflichtung, von ihren Zuſtändig— 
keiten und Hilfsmitteln mit aller Umſicht und Ausdauer wohlbemeſſenen Gebrauch 
zu machen und nicht durch gegentheiliges Verhalten den gegründeten Vorwurf auf 
ch zu laden, daß bie —— Behauptung zum Dedmantel ber Unthätigkeit in 

en in —* ſtehenden Beziehungen benützt werden wolle. 

ebrigens wird die geuaue Kenntniß der neuen geſetzlichen Beſtimmungen, 

welche bei jeden Diftriftspolizeibeamten vorausgeſetzt werden muß, allenthalben bie 
Ueberzeugung verſchaffen, daß auch gegenwärtig noch bas Gebiet ber einſchlägigen 
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diſtriktspolizeilichen Zuſtändigkeiten weit ausgedehnt und bie ben Diſtriktspolizei⸗ 
behörden zu Gebote ftehenden Hilfsmittel nichts weniger als gering und unbe: 
beutenb find, 

Es wird hier nur auf den Art. 30 Abf. 1 des P.St. G. B. hingewieſen, 
welcher ben Polizeibehörden die Befugnig einräumt, in Fällen, welde mit Strafe 
geſetzlich bedroht find, vorbehaltlid der ſpätern Strafverfolgung fo weit nöthig 
un einzufchreiten, 

iefes Recht der vorläufigen Einfchreitung umfaßt jehr ausgebehnte Befug— 
niffe und begreift insbefondere bie Ermächtigung in fi, zur Verhinderung fat 
barer Handlungen bie erforderlichen Präventivmaßregeln vorzufehren, ber Fort: 
ſetzung der in der Ausführung begriffenen ftrafbaren Handlungen durch die noth⸗ 
wendigen Repreffivmaßregeln entgegenzutreten, gegen bie nachtheiligen Folgen einer 
ftrafbaren Handlung Sicherungemaßregeln zu ergreifen und die Einjchreitung bes 
Strafrichters gegen verübte ftrafbare Sandlun en durch die Maßregeln zu ſichern, 
welche die Art. 18— 51 Thl. II. bes Strafgefenbuces vom Jahre 1813 bezüglich 
ber Verbrechen und Vergehen vorgejehen haben. Die Wahl der jeweilig anzuwen: 
benben Mittel bat fich nach ben Umſtänden bes einzelnen Falles zu bemeffen, wo: 
bei jedoch jelbftverftändlih nicht Mittel in Anwendung gebracht werben können, 
beren Gebraud zu biefem Zwecke der Polizeigewalt nicht zufteht. 

Die Wichtigkeit des Rechtes der vorläufigen Einſchreitung ergibt fi von 
jelbft aus den angeführten, in demfelben gelegenen einzelnen Befugniſſen und wird 
noch einleuchtender werben, wenn erwogen wird, baß bei einer großen Reihe firaf: 
barer Handlungen (3. B. bei Zuwiberhandlungen gegen die wegen anftedender 
Krankheiten unter Menjhen und Thieren angeorbneten Mafregeln) die Amen: 
bung einzelner diefer Befugniffe für die öffentlichen Intereſſen eine ungleich größere 
Bedeutung bat, als felbft die Ueberführung und Verurtheilung der Schuldigen. 


Zugleid wird dadurch auch Far, daß bie durch das Ausfchreiben bes k. 
Staatsminifteriums der Juſtiz vom 19. Jumi 1864, bie Handhabung ber gericht: 
lihen Polizei durdy die Stadt: und Landgerichte betr., (Ausſchr. bes k. Staats: 
minifleriuns bes Innern vom 17. Juli 1864 Nr. 12,058) ben Stadt: und Land: 

erichten auferlegte Verpflichtung eine polizeiliche Thätigfeit auf Grund bes Art. 30 

bf. 1 des P.St. G. B. keineswegs überfüff macht; denn dieſe Verpflichtung be: 
zieht fi nur auf die im Art. 17 Ziff. 2—5 bes Gefehes vom 10. Nov. 1861, 
die Gerihtsverfaffung betr., angeführten Vorkehrungen und Erhebungen bei Ber: 
bredhen und Vergehen, ſohin nur auf einen Theil der im Rechte ber vorläufigen 
Einfhreitung gelegenen Befugniffe und berührt das ausgebehnte Gebiet ber Meber: 
tretungen überhaupt nicht. 

Hienach ift den Diftriftspolizeibebörben in Bezug auf firafbare Handlungen 
eine jehr umfafjende, ſelbſtſtändige Thätigkeit eingeräumt, beren Entwidlung nicht 
etwa ihrem Belieben anheimgegeben ift, ſondern überall dba, wo fie im Intereſſe 
ber öffentlichen Sicherheit und Ordnung nöthig ift, für diefelben als beflimmte 
Pfliht geboten erjcheint. 

ebrigens muß nod) baran erinnert werben, daß das angeführte Juftiz 
minifterialeAusfchreiben vom 19. Juni 1864 auch feinen ändernden Einfluß auf 
bie Obliegenbeiten geäußert bat, welche in Gemäßbeit ber einfchlägigen fe 
Beflimmungen und Bollzugsnormen in Beau auf den erjten Angriff bei vorge 
fallenen ftrafbaren Handlungen ben Ortspolizeibehörden zugewiejen find. Dieſe 
Obliegenbeiten werden in Folge der Indolenz der Ortspolizeibehörben und ber 
Unbraucdhbarfeit der Gemeindediener fortgefegt und in einer Weife vernadhläffigt, 
welche nur von ber jchlimmften Nüdwirfung auf den Sicherheitszuftand begleitet 
fein fann. Es muß deshalb das unabläſſige Beſtreben der Diftriktspolizeibehörden 
darauf gerichtet fein, dieſe Trägheit und Gteichgiltigkeit der Ortspoligeibehörden 
und ihrer Organe zu breden, die Aufftelung braudbarer Gemeindediener mit 
Nachdruck herbeizuführen und überhaupt bie Ortspolizei für die Erfüllung ber ge: 
dachten Verpflichtungen anzuleiten und beranzubilbden. 

Das unterfertigte f. Staatsminifterium gibt fich ber zuverſichtlichen Erwat⸗ 
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tung bin, daß bie fämmtlichen Diftriftspolizeibehörben fi mit regem und aus: 

bauerndem Pflichteifer der Löfung der ihnen in Bezug auf bie Öffentliche Sicher: 

heit, Ruhe und Orbuung obliegenden Aufgabe widmen und auf dieſe Weife den 

—— Klagen über ungenügende oder ſonſt nicht eutſprechende Thätigkeit 
e berechtigten Anläſſe benehmen. 

München, ben 11. Januar 1866. 

Ueber bie zuläffige Mitwirkung der Polizeibehörden in bürgerlichen 
Nechtsftreitigkeiten vergl. M.E. vom 22. April 1835, Döl. II. ©. 293, 
Seuffert's Commentar zur bayr. Ger. Ordn. Br. I. ©. 229, 

Bezügli der Ausftellung von Leumunds- und Vermögenszeug— 
niffen, welche auf Erfuchen der Unterfuhungsrichter für Perfonen aus: 
zuftellen find, welche ſich in Unterfuchung befinden, vergl, Entſchließung 
des Minifteriums der Juſtiz und bes Innern vom 23. Juni 1860, 
K. A. Bl. ©. 666. 


Il. Organe der Sicherheitspolizei. 


Unter der Leitung des Staatsminifteriums des Innern und unter 
ber Gontrole der Kreisregierungen, 8. d. J., wird die Sicherheits: 
polizei geübt: 

a) Durd die Diftriktspolizeibehörben, als welche: 

1) die Bezirksämter, und 
2) die Magiftrate der ber k. Regierung unmittelbar untergeordneten 

Städte erfcheinen. Gem. Ordn. vom 29. April 1869 Art. 93. 

b) Durd die k. Bolizeidirection München, deren Verhältniß zum 
Stadtmagiftrat Münden in Bezug auf die Handhabung der Polizei durd) 
N. V. vom 15. Sept. 1818, G. Bl. 1818 ©. 573, geregelt ift. 

ce) Durch die Drtspolizeibehörden, d. 5. in den Eleineren Städten 
und Märkten die Magiftrate und die Bürgermeifter der Landgemeinden, 
welhe auch in bdiefer Beziehung den Bezirksimtern untergeben find. 
Gem.Ordn. vom 29. April 1869, Art. 92 und 138. 


I. Hilfsorgane der Polizeiverwaltung. 


Die Organe mittel® deren die Diftritspolizeibehörden zunächſt die 
Acte der Sicherheitspoligei vollziehen, find: 


a) Die Öendarmerie, 


Organifation und Wirkungsfreis der Gendarmerie find durdy neue 
f. Berorbnungen geregelt. 

Die k. Verordnung vom 24. Juli 1868, R.Bl. ©. 1386, bie 
Drganifation der Oendarmerie in den Landestheilen diesfeitd des Rheins 
betr., bezeichnet es als die Beftimmung der Öendarmerie, die Civil: 
behörden in Erhaltung ber öffentlihen Ruhe, Ordnung und Sicherheit 
und in Handhabung der desfalld beftchenden Geſetze und Anordnungen 
zu unterftügen, 
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Nah $ 2 ibid. iſt die Gendarmerie in Bezug auf Disciplin und 
innere Verfaſſung militäriſch organifirt, und in perfönlicher und biscipli- 
närer Beziehung dem Kriegsminifterium nad Maßgabe der gegenwärtigen 
Berordnung unterworfen. 

In Anfehung ihrer Wirkſamkeit und Dienftleiftung ift die Gen: 
darmerie unter den Regierungen, K. d. K., und den Bezirksämtern, dem 
Staatsminifterium des Innern untergeordnet, zu deſſen Wirkungskreis 
auch bie Leitung dev Gendarmerie in Bezug auf Dekonomie gehört. 

$ 32. Die Mannſchaft, vom Oberbrigadier abwärts, fteht in Be: 
zug auf ihre Dienftleiftungen, deren Anordnung und Ausführung aus: 
fließend unter den Polizeiftellen und Behörben. 

$ 35. Das Bezirksamt bildet die Eivildienftbehörde der Gen: 
darmeriemannfchaft feines Bezirks, und hat deren Dienft unter Beiziehung 
des Oberbrigadiers zu leiten. 

Daſſelbe ift in Folge deſſen befugt, die Mannſchaft in ihrer Dienft- 
führung unmittelbar mit Anmeifungen zu verfehen, fie, wo fie gefehlt 
haben, zu belehren und zurechtzumeifen zc. 

Die Mannfhaft ift verpflichtet, den Anordnungen bes Bezirks: 
amts unbedingt Folge zu leiſten. 

Die $ 52 u. ff. geben die näheren Vorſchriften für den ordent— 
lihen und außerordentlihen Dienft der Genbarmerie, 

Berge. K. U. Verordn. vom 13. Aug. 1868, RB. S. 1530, 
die Drganifation der Oendarmerie in ber Haupt: und Reſidenzſtadt 
Münden betr. 

Die 8. A. Verorbn. vom 19. Dez. 1868, RB. ©. 2495, 
Organifation der Gendarmerie in ber Pfalz betr. 


b) Bolizeidiener. 


Nah Art. 92 u. 138 der Gem. Ordn. vom 29. April 1869 übt in 
allen Städten und Märkten mit magiftratifcher Verfaffung der Magiftrat, 
in allen übrigen Gemeinden der Bürgermeifter die Ortspolizei aus. 

Es ſteht ihm das Recht aber auch die Pflicht zu, das zur Aus: 
übung der Polizei erforberlihe Perfonal aufzunehmen, 

Die Polizeiwahmannjhaft der Städte ijt nicht allein zum allge: 
meinen Sicyerheitsdienft, jondern aud insbefondere zum localen Dienft, 
zur Handhabung der ortspolizeilichen Anorbnungen berufen. 

Ihr Dienft bemigt fih fonad im Allgemeinen nad den bejtehen: 
ben Strafgefegen, fowie nad dem Inhalte der rechtögiltig bejtehenden 
Berorbnungen, ober=, diſtrikts- oder ortspolizeiliher Vorſchriften, fowie 
nad ben befonderen örtlichen Dienftesinftructionen. 

Berge. Inftruction für den Polizeidiener von 19, März 1800, 
Döll. XIII. ©. 11 u. ff. 

Ueber Uniformirung und Bewaffnung der ftädtifhen Polizeimann: 
haft fiche M.E. vom 29. San. 1846, Döl, XXVL ©. 83, ME. 
vom 26. Sept. 1846, ibid. ©. 85. 
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Durch M.E. vom 13. Nov. 1853, K. A. Bl. ©. 692, wurde an: 
geordnet, daß bie ftädtifche Polizeimannfchaft an ver Stelle der bisherigen 
zwei von ber Schulter herabhängenden über die Bruft ſich Ereuzenden 
Kuppeln fortan nur eine für Säbel und Patrontafhe gemeinfhaftlich 
mit einer weiß-metallenen Schließe verjehene Kuppel um den Leib zu 
tragen haben. 

Ueber Erhebung von Anzeigegebühren vergl. V. vom 3. Juli 1836, 
Döll. XIII. ©, 1474. 

Sie Finnen nur auf Grund riterlihen Urteils zur Erhebung 
gelangen. 

ec) Amtsbdiener. 


Die Amtsdiener bei den Verwaltungsbehörden haben lediglich 
Bureau: und Botendienfte zu leiften, und dürfen fir den Sicherheits: 
dienft nicht verwendet werben. 

(Inſtr. vom 28. Mai 1872 ſ. oben ©. 70.) 


IV. Berhältniß der Polizeibehörden zu den Stantsanwälten. 


Es ift hierüber bereits oben einiges angeführt worden. 

Zur Ergänzung des dort Gefagten wird auf Grund neuerlicher 
Bollzugsnormen noch folgendes bemerkt: 

Nah den Vorſchriften für die Gefhäftsbehandlung in Uebertre- 
tungsfällen vom 26. Mai 1862 $ 1, 2, 9, 50—53, liegt die Ber: 
folgung von MWebertretungen, welche in erfter Inſtanz von den Stadt- 
und Landgerichten abzuurtheilen find, ben Vertretern der Staatsanwalt: 
haft bei diefen Gerichten ob. Alle Anzeigen von Uebertretungen find 
daher ſtets an die Vertreter ber Staatsanwaltfhaft zu richten. — Ge: 
langen foldye Anzeigen an bie Diftriftspolizeibehörden, fo find fie ftets 
der Staatsanwaltfchaft von Furzer Hand mitzutbeilen. 

Erfheint dem Staatsanwalte behufs .der Bemefjung bes einzu: 
ſchlagenden Verfahrens eine Ergänzung der Anzeige oder eine fonftige 
Aufklärung der Sache nothwendig, und kann diefem Antrage nicht durch 
mündliche Erfundigung des Vertreters der Staatsanwaltichaft abgeholfen 
werben, fo bat derfelbe auf dem Fürzeften Wege, namentlih burd bie 
Orts: und Diftriktspolizeibehörde und die Gendarmerie die Bervollftändi- 
gung ber Anzeige, die Befragung ber Auskunftsperfonen ꝛc. zu veranlaſſen. 

Die Bolizeibehörden find verpflichtet, den Bertreter der Staats: 
anwaltſchaft hierin bereitwillig zu unterjtüßen. 

Späheverfügungen und fonjtige Bekanntmachungen find von dem 
Bertreter der Staatsanwaltſchaft felbft zu erlaſſen. 

Die Verfügung Hinfihtlih der Anordnung und Ausführung ber 
vonr Gerichte in einzelnen Fällen als zuläffig erflärten polizeilichen Maß: 
regeln (Polizeiauffiht, Verwahrung in einer Polizeianftalt, Landesver: 
weifung, Schließung von Anftalten u. dergl.), Liegt den Polizeibehörben 
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von Amtswegen ob. Der Vertreter der Staatsanwaltſchaft hat deshalb 
keinen beſondern Antrag hierauf zu ſtellen, ſondern ſich lediglich auf die 
Mittheilung ber desfallſigen Urtheile an die Polizeibehörden zu beſchrän— 
ken. Dieſe Mittheilung hat auch in allen Fällen zu erfolgen, in welchen 
den Polizeibehörden der Vollzug einer gerichtlichen Anordnung geſetzlich 
überwiefen iſt, insbeſondere in dem Fall des Art. 90 Abf. 4, Art. 108 
des P.St. G. u. f. w. 

Die hier bezeichneten Mittheilungen haben von dem Vertreter ber 
Staatsanwaltfchaft fogleih nad eingetretener Rechtskraft bes Straf: 
urtheilg zu geihehen, und zwar: 

1) bei der Verurtheilung von Inländern an bie zuftändige Diſtrikts— 
polizeibehörde; 

2) bei den Berurtheilungen von Ausländern an die Diftriftspoligei- 
behörde des Gerichtsiprengels. 

Wird in denjenigen Yällen, in welchen im Strafurtheile die Zu: 
fäffigfeit der Berwahrung in einer PBolizeianftalt ausge: 
fprochen wurde, die Verwahrung von ber zuftändigen Diftriftspolizei- 
behörbe angeordnet, und erbietet fi diefe Behörde vor Beginn des 
Vollzugs der erkannten Arreftitrafe oder während der Strafhaft zur 
Uebernahme des betreffenden DVerurtheilten in die Polizeianftalt, fo ift 
vom Gerichte diefem Anfinnen in den hiezu geeigneten Fällen Statt zu 
geben, und ber Vollzug der Arreftitrafe, beziehungsweife des Strafreftes 
der Diftriftspolizeibehörbe gegen feinerfeitige Mittheilung bes Strafvoll: 
zugsnachweifes zu überlaffen. 

Befinden fih Ausländer, gegen welde im Strafurtheile bie Zus 
läffigfeit der Zandesverweifung, oder Inländer, gegen weldye die Zuläffig: 
feit der Stellung unter Polizeiauffiht oder der Verwahrung in einer 
Polizeianftalt ausgefprohen wurde, in. Haft, jo find biefelben nad) be: 
thätigtem Strafvollzuge nicht auf freien Fuß zu feßen, fondern ſogleich 
nad) verbüßter Strafe durch die Vertreter der Staatsanwaltjchaft unter 
Beachtung der einſchlägigen polizeilihen Einrichtungen und Anordnungen, 
insbefondere der beftehenden Beſtimmungen über das Schubwejen, an 
die Polizeibehörden abzugeben. 

Bergl. A. DB. vom 29. März 1863, RB. ©, 553, die Ber: 
hängung der Polizeiauffiht oder Verwahrung in einer Polizeianftalt an: 
jtatt der Ausweifung betr. 

Der Zeitpunkt, in welchem biefe Abgabe eines verbafteten Verur: 
theilten an die Diftriftspolizeibehörde erfolgt, iſt ber leßteren von bem 
Vertreter der Staatsanwaltſchaft fogleidy bei ber oben erwähnten Mit: 
theilung des Strafurtheils im Voraus befannt zu geben. 

Die Vertreter der Staatsanwaltfchaft haben nad; Anleitung ber 
$ 60 — 65 ber Vorſchriften für Gefhäftsbehandlung ꝛc. befondere Straf: 
liften zu führen. 

In diefen Straffiften, welche in alphabetifcher Reihenfolge anzu: 
legen find, ift jedem BVerurtheilten ein befonderer Bogen zu widmen, 
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in welchem nad ber Zeitfolge die Verurtheilungen eingetragen werben. 
(Bergl. Form. 31 — Beilage zur Anleitung ıc.) 

In diefe Strafliften, welde in gleiher Weiſe auch von 
ben Diftriftspolizeibehörden geführt werben müjjen, 
find einzutragen, gleichviel ob bie Verurtheilung im Inlande oder im 
Auslande erfolgte: 

4) alle verurtheilenden Erxkenntnifje wegen Verbrechens, Vergehens 
oder einer im Strafgeſetzbuche behandelten Uebertretung, 
foferne die Mebertretung nicht blos aus Fahrläffigkeit begangen 
worben ilt; 

2) die Strafurtheile wegen der im Polizeiftrafgefeßbucdhe oder in be: 
fondern Gefegen und Verordnungen vorgejehenen Uebertretungen, 
jedod nur in dem Falle, wenn die fragliche Uebertretung für die 
Beurtheilung des allgemeinen bürgerlichen Lebenswandels, oder 
des Verhaltens ber betreffenden Perſon in ihrer bejondern Berufs: 
ftellung von Bedeutung ift. 

Die von dem Vertreter der Staatsanwaltſchaft angelegten Straf: 
liften find jedesmal nad Ablauf des Quartals an die Diftriktsver- 
waltungsbehörde des Gerihtsiprengels zum Zwede der Ergänzung und 
Vervollftändigung der hier geführten Liften von furzer Hand, und gegen 
möglichſt zu befchleunigende Rückgabe abzugeben. 

Erhalten die Diftriftspolizeibehörden durch ausländiihe Behörden 
Nachricht von einer im Auslande erfolgten Aburtheilung, jo haben fie 
ihrerfeit8 fofort dem Vertreter der Staatsanwaltſchaft Kenntniß zu geben. 

Die Diftriktspolizeibehörden follen fi im der Negel der Aufgabe 
nicht entziehen, die bei ihnen erftatteten Anzeigen über Verbrechen vder 
Vergehen auch zu Protokoll zu nehmen; wenn auch diefe Anzeige an den 
Staatsanwalt oder Unterfuhungsrichter zu gelangen bat, fo hat gleich: 
wohl auch die Polizeibehörde ein Intereſſe, von allen vorkommenden 
Verbrechen ꝛc. Kenntnig zu nehmen, um pflihtmäßig zur Erforfchung 
des Thäters mitzuwirken ꝛc. 


V. Aufgabe der Polizeibehörden bei einzelnen Sicherheits 
Störungen. 


1. Bettel. 


Die A. B. vom 28. Nov. 1816, Bettler und Landftreicher betr., 
erſcheint in denjenigen Beftimmungen, in welden fie die ftrafbaren Rente, 
die Strafe und die Gompetenz zur Strafe normirt, als aufgehoben, 

(Einf.G. Art. 1 und 2.) 

Das St.G.B. normirt in den Art. 87— 91 den Begriff bes 
ftrafbaren Bettels. 

Aufgabe der Diftriftspolizeibehörde ift es, dem Bettel zunächft durch 
fittliche Mittel der Belehrung, der Beſchäftigung, durch Unterbringung 
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der Kinder und Armen in Kinderbewahranftalten, in Rettungshäufern, 
durch Unterbringung Arbeitsunfäbiger in BVerforgungsanftalten ꝛc. ent: 
gegenzutreten. 

Bettler find auf Betreten feftzunchmen und bem zuftändigen Richter 
vorführen zu lafien. 

Befindet ſich ein Bettler im Beſitze falſcher Reifepäffe, Paßkarten, 
Arbeits: oder Dienftbücher, oder fonftiger falſcher Legitimationspapiere, 
oder von Waffen, Bredy= oder Sperrwerkzeugen, oder anderen für bie 
Sicherheit der Perfonen oder des Eigentums gefährlihen Werkzeugen, 
fo find biefe Gegenftände von der Polizei vorforglih zu beichlagnahmen 
und an das Gericht oder die Staatsanwaltfchaft zu übergeben. 

Das P.St. G. B. Art. 91 .geitattet den Ortspolizeibehörden das 
Einfammeln herkömmlicher Geſchenke zu Weihnachten, Neujahr ꝛc. an 
Öffentlichen Plätzen zu verbieten; wo dieſes Sammeln alfo nicht Tocal 
verboten ift, kann eine Einfhreitung dagegen nicht Statt finden, 

Das Einfammeln faffionsmäßiger Neichniffe von Seite der hiezu 
berechtigten Pfarrer, Lehrer ꝛc. kann einem ortspolizeilihen Verbote nicht 
unterworfen werben. 


2. Raudftreicherei und Arbeitsichene, 


Der Landftreicherei ift derjenige fchuldig, der ohne beitimmten 
Wobnfig oder mit Berlafjung feines Wohnortes geſchäfts- und arbeits: 
108 berumzieht, ohne fih darüber ausweifen zu können, daß er bie 
Mittel zu feinem reblichen Unterhalte befige oder eine Gelegenheit hierzu 
aufſuche. (Art. 87 des P.St. G.) 

Bettler und Landftreiher follen in der Regel nad) erftandener 
Strafe an ihre Heimatsbehörbe geliefert werben, 

Nur wo eine Gewähr dafür befteht, daß ein Bettler oder Vagant 
einen ihm zur Heimreiſe ausgeftellten Paß nicht mißbrauden werde, 
fann von der Heimlieferung Umgang genommen werben. 

Die Beftimmungen der Verordn. vom 28. Nov. 1816, jo weit 
fie die Heimweifung und Fortfhaffung der Bettler und Lanpdftreicher be: 
treffen, und nicht durch Verordn. vom 24. Juni 1862 modificirt find, 
bleiben in Kraft. 

In der Regel obliegt die Lieferung von Verhafteten ber Gen: 
barmerie; zur Lieferung von Bettlern und Baganten können auch Polizei 
oder Gemeindediener verwenbet werben, 

Die Amtsdiener ber Bezirksimter können hiezu nicht verwendet 
werben. 

Der Art. 87 des P.St.®.B. über Arbeitsicheue hat durch Art. 44 
Abſ. II. Ziff. 2 des Geſetzes vom 29, April 1869, die Armenpflege 
betreffend, dahin eine Abänderung erfahren: „daß arbeitsfähige Per: 
fonen, welche innerhalb Jahresfrift von der Armenpflege Unterftügung 
beanfprucht oder bezogen haben, wenn fie weber einer ihren Kräften an- 
gemefjenen Arbeit fid) widmen, noch darzuthun vermögen, daß fie fid) 
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auf erlaubte Weife nähren“, mit Arreft beftraft werben können, auch 
dann, wenn fie von der Polizeibehörde vorher nicht angewiefen worden 
find, fi) innerhalb einer beftimmten Frift einer ihren Kräften angemeſſe— 
nen Arbeit zu widmen. 

In Falle fie diefes unterlaffen, ift die gerichtliche Strafeinfchrei: 
tung gegen biefelben zu provociren. (Art. 87 des P.St. G.) 

Die in diefem Artikel erwähnte Befugniß, den barin bezeichneten 
Perjonen eine Frift zum Eintritt in Dienft oder Arbeit vorzufeßen, 
ſteht nah A. V. vom 24. Juni 1862, die Zuftändigfeit der Verwal: 
tungsbehörden betr., $ 7 R.Bl. ©. 1420, den Diftriftspoligeibehörben, 
beziehungsmeije den erponirten Bezirksamtsafjefjoren, in Münden ber 
k. Polizeidirection, zu. 

Ueber Behandlung des Schubwejens und bie Benükung ber Ge- 
fängniffe der Stadt: und Landgerichte für Zwecke der Verwaltung, na= 
mentlicy über Behandlung des Schubwefens bei den von dem Site bes 
Bezirksamtes entfernten Landgerichten, ordnet die M.E. vom 21. Juni 
1862 folgendes an: 


Königreih Bayern, 
Staatöminikerium Der Juftiz, Des Innern, Daun Der Finanzen. 


In Folge der mit dem 1. Juli I. $. eintretenden Trennung ber Recht: 
pflege von ber Berwaltung geben die bermalen vorhandenen, in bem Befibe bes 
Staates befindlihen Polizeigefängniffe an bie mit ber Aburtheilung der Weber: 
tretungen beauftragten Stadt: und Landgerichte über. 

Nachdem jedoh den Diftriftsverwaltungsbehörden auch in Zukunſt behufs 
ber Aufnabme der Schüblinge und anderer in Kolge abminiftrativer Zuftändigfeit 
zu verwahrenden Perſonen Gefängnißräume Pr Berfügung ſtehen müflen und von 
dem bezeichneten Zeitpunkte an zugleich bezüglid bes Schubweſens befonbere An- 
orbnungen nothwendig werben, jo wird über die Benükung ber Polizeigefängnifie 
ber Stadt: und Landgerichte für Zwecke der Verwaltung und über das Schubwejen 
Nachſtehendes verfügt: 

I. Die Schüblinge und alle andern in Folge der Zuftändigfeit ber Diftrifts- 
verwaltungsbebörben zu verwahrenden Perſonen werben in die Polizeigefängniffe 
ber Stadt- und Landgerichte aufgenommen. 

Hievon find jedoch diejenigen Gefangenen ausgenommen, welche von einem 
ber Regierung unmittelbar untergeorbneten todtmagifirate in Folge abminiftrativer 
Zuftändigkeit an dem Site beffelben in Verwahrung genommen ober gehalten 
werben, ohne in bie Gategorie ber Schüblinge zu fallen. 

Wenn die an dem Sitze eines Bezirfsamtes befindlichen Stadt- ober Land: 
gerichte mehrere Polizeigefängniffe haben, fo ift im Benehmen ber Vorftände biefer 
Gerichte und der Bezirfsämter eines dieſer Gefängniffe für die Mitbenügßung der 
leßteren zu beftimmen. 

Hinſichtlich der in den Polizeigefängniffen ber Stadt- und Landgerichte ver: 
wahrten Schüblinge und fonjtigen bezirfsamtlihen Gefangenen finden vorläufig 
die Beflimmungen ber am 13. Ian. 1859 von ben Staatsminifterien ber Juſtiz, 
bes Innern und ber Finanzen erlafjenen nftruction für den Dienft in ben ge 
meinfchaftlihen Frobnfeiten mit Ausnahme der 88 13 umd 14 in ber Weife ana: 
loge Anwendung, daß dasjenige, was in Betreff ber bezirksgerichtlichen Beamten 
und Gefängniſſe verordnet iſt, von den Stadt- und Landgerichten und dasjenige, 
was in Betreff ber Landgerichte verordnet iſt, von ben Bezirksämtern zu gelten bat. 

Nah den vorftehenden Beftimmungen richtet fich auch die fünftige Benützung 
ber Polizeigefängniffe zu München und Augsburg. 

Rar, Hanbbuh der bayer. Diſtr. Verw. Vehörden. III. Aufl. 16 
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U. Das Schubweſen verbleibt auch in Zukunft ben Diſtriktoverwaltungs⸗ 
bebörden und wirb nach dem zur Zeit bierüber beftebenden Normen künftig von 
ber Polizeidirection Münden und den Bezirksäimtern beziehungsweife ben erponir: 
ten Bezirfsamtsaffefloren, bejorgt. 

Nachdem ſich jedoch in der Stabt Augsburg gegenwärtig ber Sitz eines 
Bezirfsamtes nicht befindet, jo bleibt dem Stabtmagijtrate Augsburg bis auf 
Weiteres bie Beforgung bes Schubweſens übertragen. 

An denjenigen Fandgerigtefipen, an welchen fi nicht zugleid ein Bezirks: 
amt oder ein erponirter Bezirfsamtsaffefior befindet, werden ben Vertretern ber 
Staatsanwaltihaft bei diefen Landgerichten die Geſchäfte bes Schubweſens zur 
Beforgung nad) folgenden näheren Beftimmungen übertragen: 


1 Der Vertreter der Staatsanwaltichaft hat in den Fällen , in welchen 
eine Perſon von dem Eike bes Landgerichts mittels Schubes weiter geliefert werben 
muß, anftatt bes Bezirksamtes die Einleitung zum Schubtransporte zu treffen und 
ben Transportvorweis für die Begleitungömannſchaft auszufertigen, ſowie bei 
Durchſchüblingen die nothwendig werdende Inſtradirung vorzunehmen. 

Derſelbe handelt hiebei nach den Weiſungen und Inſtructionen des Bezirks— 
amtes, welches jederzeit von ber auf das Schubweſen bezüglichen Gefhäftsführung 
bes Vertreters ber Staatsanwaltihaft Einfiht nehmen kann. 

Dem Bezirksamte felbft bleiben die gefammte obere Leitung bes Schub: 
wejens, insbejondere die Veraccorbirung des Schubfubrwerkes, die Aufftellung von 
Transporteurs in Fällen, in welden die Gendarmerie den Schubtransport nicht 
beforgt, fowie überhaupt alle, auf die Einrichtung und Regelung bes Schubwejens 
im Allgemeinen bezüglihen Gegenſtände ausſchließend vorbehalten. 

2) Der Transportvorweis, in weldem unter Anderem die einzufchlagende 
Richtung und ber Endpunkt des Transportes genaueſt bezeichnet werden u iſt 
in nachſtehender Weiſe zu unterfertigen: 

Anſtatt des Bezirksamtes 
ber Vertreter ber Staatsanwaltſchaft bei dem Landgerichte N. N. 
L. S.) Unterfchrift. 

3) Der Vertreter der Staatsanwaltichaft bat ein fortlaufendes Regiller zu 
führen, aus weldem das Eignalement ber verjhubten Perſonen, fowie die Zeit, 
Art und Weife ihrer Lieferung genau zu erſehen fein muß. 

4) Die Frage, ob der Transport zu Fuße oder zu Wagen zu erfolgen bat, 
ift in ben einzelnen Fällen von dem Vertreter der Staatsanmwaltichaft nad ben 
bermalen hierüber beftehenden Vorfchriften zur Löſung zu bringen. Derjelbe bat 
daher gegebenen Falls das ſchriftliche Gutachten des am Landgerichtsfige befindlichen 
Bezirfsarztes und zwar von Furzer Hand zu erholen. 

5) In Fällen, in welden die Anfhaffung von Kleidungsftüden für einen 
Schübling unabweisbar ift, hat derjelbe für deren unverzügliche Beifhafjung Sorge 
u tragen und hierüber dem Bezirtsamte Anzeige zu machen, damit nad) den Um: 

änden wegen bes Erſatzes ber Anſchaffungskoſten Einleitung getroffen werben kann. 

6) Der Regiebedarf wird den Vertretern der Staatsanwaltfchaft von ben 
Bezirfsämtern geliefert und fällt bis auf Weiteres ber Pofition des Sicherheits: 
unge zen von Verbafteten und Berpflegung während bes Transportes” 
zur Laſt. 

7) Die Rechnung über die Koften der Verpflegung, Reinigung, Befleidung 
und des Transportes ber Schüblinge ift von dem Landgerichtsbiener vierteljährig 
zu ftellen, von dem Vertreter ber Staatsanwaltichaft zu contrafigniren und ſammt 
den bezüglichen Berhandlungen dem Bezirfsamte vorzulegen, welches biefelbe mit 
der eigenen Koftenrehnung ber k. Regierungsfinanzlammer zur Revifion und Ein: 
weifung in Vorlage zu bringen bat. 

In denjenigen Fällen, in welchen namentlich wegen bes mittels Eifenbahn 
erfolgenden Transportes Koſtenvorſchüſſe unvermeidlid werben, find die betreffen⸗ 
ben Lambgerichtsbiener auf Anſuchen von den k. Rentämtern mit ärarialijchen 
Geldvorſchüſſen gegen Abrechnung zu verjehen. 
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Die Bezirksämter haben ben in ihrem Amtsbezirke befindlichen Vertretern 
ber Staatsanwaltihaft, welchen nah bem Vorſtehenden die Gejchäfte bes Schub: 
weiens übertragen werden, fogleih ben dermaligen Stand ber über das Schub: 
wejen beftehenden Beitimmungen befannt zu geben und denſelben zugleich bie nad) 
ber Örtlihen Lage veranlaßten Inftructionen zu ertheilen. Hiebei ift bemefjene 
Rückſicht insbejondere auch darauf zu nehmen, daß Perfonen, deren Lieferung aus 
irgend einem Grunde eiſt von ber Bereinigung von Borfragen abhängig ericheint, 
nicht vor legterer dem Schube übergeben, fondern nad Umftäuden an bas Be: 
zirfsamt zur weiteren Einleitung abgegeben werben. 

Münden, den 21. Juni 1862. 


Hiernady fteht ber Grundſatz feft, daß das Schubwefen audy fünftig 
der Leitung ber Diftriftspolizei unterftellt bleibe. 

Nah M.E. vom 19. Nov. 1861 kann bie Fertigung gefonderter 
Liften und Regifter zu ben Baganten=Protofollen um fo weniger er: 
laffen werben, als der Rüdfall hierin ftrafbar ift, und das leichtere Auf: 
finden der früheren Berhandlungen gefichert fein muß. 

Ueber die Art der Lieferung ift folgendes zu bemerken, und zwar: 


a) Ueber das Schubwefen 
orbnet die M.E. vom 15. Febr. 1869, K.A.BL. ©. 389, folgendes an: 


Das unterferligte F. Staatsminifterium hat aus mehrfachen Borlagen er: 
fehen, daß der Schub, namentlid in größeren Städten nicht etwa blos als Folge 
richterlicher Berurtbeilung oder als Mittel 
1) zum Zransporte von Unterfudungs » Gefangenen, 

2) zur Ablieferung in Straf-, Polizei: und Staatserziehungs: Anftalten, und, 
3) zur Berbringung aus Strafanftalten in Bolizeianftalten angewendet, jondern 
in ganz unzuläffiger Weife als felbfitändige Maßregel ber 
Aufenthalts » Entziehung benügt wird, jo daß vielfach, fremde Perſonen ohne 
vorausgegangene Beſtrafung lebigli wegen Arbeitslofigkeit, Mangel 

an Reifegeld u. |. w. dem Schubtransporte übergeben werben. 

Diefes Berfahren widerftreitet aber beſtimmten Vorſchriften, verurſacht dem 
Staate viele nutzloſe Koften und ift zudem in Bezug auf ben Sicherheitszwed von 
geringem Erfolge. 

Schon in ben Art. 21 und 22 ber allerhödjiten Verordnung vom 28. Nov, 
1816, bie Bettler und Landftreicher betr., ift angeordnet, daß die inländiſchen 
Bettler und Landjtreicher, fowie die benfelben gleihzuachtenden Perfonen nad) ge— 
ſchehener Abwandlung in ber Regel frei oder mittel eines Vorweiſes zu ent: 
lafien feien, daß dagegen die Lieferung mittels Wade (Schub) nur ausnahms— 
weije geſchehen und letzteren Falls bedeutende Entfernung von Wobnorte und große 
Sicherheitsgefährlichkeit ben betrefſenden Perſonen als Anhaltspunkt dienen ſoll. 

Durch die in Folge der Zeit eingetretenen Verkehrserleichterungen und ind: 
befondere durch die Eijenbahnen ift das erfte Kriterium zur ausnahmsweiſen 
Anwendung bes Schubes größtentheils hinweggefallen, während bie Verſchubung 
wegen Sicherheitsgefährlichkeit außer ben oben Ziffer 1—3 angeführten Fällen 
wohl nme jelten veranlaßt erfcheint. 

Die planlofe fi nicht hauptfählih auf ficherheitsgefährlihe Individuen 
bejchränfende Verſchubung verurfacht felbitverftändlih einen enormen Koflenauf- 
wand und ift namentlich bei Inländern faft ohne jeden practifchen Erfolg, indem 
es eine befannte Sache ift, daß die in ihre Heimat Transportirten dort felten Ber 
jhäftigung finden und daher ſchon wegen Erhaltung ihres Lebens biefelbe jo 
ſchleunig als möglich wieder verlaffen müſſen, weil Be die Fälle nicht felten 
find, daß Schüblinge nach wenigen Tagen wieder an ben Ort ihres früheren 
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Treibens zurückkehren, ja manchmal gleichzeitig mit der Sicherheitswache und mit 
dem nämlichen Eiſenbahnzuge dort wieder eintreffen. 

Da fich die Lieferung bei dem geringften Anlafje wiederholt, jo befteht der 
Erfolg der vielen Verſchubungen zum großen Theile thatfählih in nichts Ande— 
rem, als daß täglid eine Menge möffiger Menſchen mit enormen Koften hin: 
und bergefahren, verpflegt, theilweiſe ſogar gefleidet und daß täglich eine große 
Zahl von Gendarmen wegen ber mafjenhaften Transporte bem eigentlichen Sicher— 
heitsdienſte entzogen wird. 

Die Vorzeihnung von Reiferouten im Sinne bes Art. 80 bes P.St. G. B., 
die Aufforderung zur Arbeit nah Art. 87 1. e. und bie Verfügung der Ausweifung 
in ben geſetzlich zuläffigen Fällen find viel wirffamere Mittel, ald der Schub, je: 
doch vorausgefeht, dar gegen Nichtbeachtung ber polizeilihen Anordnungen mit 
dem erforberlihen Nachdrücke eingejchritten und eine gehörige Controle der getroffe: 
neu Maßnahmen gelibt wird. 

Für Perſonen, denen zufällig und ohne ihr Verſchulden die Reifemittel aus: 
gegangen find, und weldhe daher nicht nach Art. 88 des P.St. G. B. behandelt 
werben fünnen, fol nah Maßgabe des Geſetzes vom 25. Juli 1850 über Unter: 
ftügung und Verpflegung bilfsbebürftiger und erfrankter Perſonen die thunliche 
Borforge getroffen werben. 

Zur Befeitigung unnöthiger und unzuläffiger Schublieferungen von Inlän— 
dern, fowie zur möglichften Koftenerfparung fieht fi das unterfertigte k. Staats- 
minifterium veranlapt, nachitehende nen in Erinnerung zu bringen, 

I. Der Schub darf unbedingt angewendet werben: 

1) zum Transporte von Unterfuchungs Gefangenen, 

2) zur Ablieferung in Straf:, Polizei- und Staatserziehungs » Anftalten, vorbe- 
baltlich der hierüber beftehenden beſonderen Vorſchriften und 

3) zur Verbringung aus Strafanftalten in Polizeianftalten. 

Il. In allen übrigen Fällen und insbejondere bei abgewanbelten Bettlern, 
Landftreihern und den in diefe Kategorie fallenden Perfonen, foweit fie In— 
länder find, ift die —— nur in dringenden Ausnahmefällen 
zuläffig und muß der Ausnabmsfall jedesmal im Schubvormweife angeführt werden. 

Ein folder Ausnahmsfall in ber Regel nicht fchon dann vor, wenn 
gegen eine Perjon von einem auswärtigen Gerichte die Auläffigfeit der Stellung 
unter Polizei-Aufficht oder der Verwahrung in einer Polizeianftalt ausgefprochen 
worben ift, weil noch nicht feititeht, ob von der Diftriftspolizeibehörde der Heimat 
bie als zuläffig erklärten Mafregeln auch wirklich verhängt werben. 

IH. Die Anwendung des Schubes als felbjiftindige Maßregel zum Zwede 
ber Aufenthaltsentziehung ih unbedingt verboten. 

Die f. Kreisregierungen, Kammern des Innern, werben beauftragt, bie 
fänmtlicyen mit der Anordnung von Transporten betrauten Behörden hienach zur 
genaueften Darnachachtung anzuweifen und den Bollzug benehmlich mit den k. 
Regierungen, Kammern der Finanzen, entſprechend zu überwachen. 

Den k. Berwaltungen der Straf:, Polizei: und Staats: Erziehungsanftalten, 
fowie den unmittelbaren Stabtmagiftraten ift vom Borftehenden zur gleichmäßigen 
genaueften Darnachachtung Kenntniß zu geben. 

München, den 15. Februar 1869. 


Die Yortbringung von verhafteten ober detinirten Perfonen mit: 
telft Fuhren ift nur nad) vorausgegangener ärztlicher Eonftatirung des 
Bedürfniſſes zuläffig. 

Durd die A. V. vom 29.Nov. 1858, die Vorfpannleiftung beim 
Schubfuhrwerke betr., ift unter Aufhebung der V. vom 5. Jan, 1851 
angeordnet: 

1) Die Vorfpannleiftung beim Schubfuhrwerfe wird künftighin in 
jedem Diftriftspolizeibezirfe von dem Staatsärar an einen Unternehmer 
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im Wege der DVerfteigerung an den Wenigftnchmenden vergeben. — Der 
fi) hiernach ergebende Aufwand wird vorbehaltlich des Regreſſes gegen 
den Schübling ꝛc. aus dem Aerar beftritten. 

2) Findet fi fein Unternehmer, fo bleibt auf gemeinfame An: 
ordnung ber Regierungsfammern die Naturalleiftung des Schubfuhrz 
werks durch die Anfpannbefiger in der Gemeinde gegen Entridytung bes 
ortsüblichen Fuhrlohns vorbehalten. 

3) Die Diſtriktspolizeibehörden find ermächtigt, dieſe Natural: 
leiſtung in Anſpruch zu nehmen, um Störungen zu vermeiden, wenn in 
Folge eintretender beſonderer Verhältniſſe in einem Bezirke mehr Schub— 
fuhrwerk als der Unternehmer zu ſtellen vermag oder verpflichtet iſt, er— 
forderlich iſt; auch in dieſem Falle wird Vergütung durch das k. Aerar 
geleiſtet. (K. A. Bl. 1858 ©. 1911.) 

Den Vollzug dieſer A. V. ordnet eine miniſterielle Inſtruction 
vom 26. Jan. 1859, K. A.Bl. 1859 ©. 132, an, 


b) Ueber Transport auf Eifenbahnen. 


Die an einem Tage und in ber gleichen Richtung fi ergebenden 
Transporte der Schüblinge auf den Eifenbahnen jollen wo möglich auf 
dem nämlichen Bahnzuge vereinigt, die Wege, auf weldhen bie Schüb: 
linge an die nächftgelegene Bahnftation zu verbringen find, vorgezeichnet 
und Anordnung getroffen werben, daß die Schüblinge jo rechtzeitig an- 
fommen, um mit bem nächſten Bahnzug weiter befördert werben zu 
tönnen; die Stationspläge, an benen ein Wechfel der den Transport 
begleitenden Sicherheitswache jtattfinden ann, follen zweckmäßig be: 
ftimmt, bie Benügung von NRüdtransporten erleichtert, die Begleitung 
fo vieler Schüblinge, als unbeſchadet der Sicherheit zuläffig ift, durd) 
Einen Gendarm bewirkt werben. 

(M.E. vom 5. Febr. 1849, K. A. Bl. ©. 115, Dill. XXIX. ©. 246.) 

Die Nentämter find angewiefen, die zum Transport der Schüb— 
linge auf Eifenbahnen nöthigen Geldvorſchüſſe an die f. Gendarmerie 
zu leiften, auf Grund eines Vorweiſes, den der mit dem Transport be: 
auftragte Gendarm vorzumeifen bat und der ben Namen des Transpor: 
tirten und den Beſtimmungsort deutlich zu enthalten bat. 

(RA. vom 9. Mai 1849, K.A.Bl. ©. 281.) 

Die Eifenbahnen dürfen zum Transport aller Schüblinge ohne 
Unterjhied und zur Heimfahrt der Gendarmen, aud wenn fie feine Rück— 
transporte haben, benüßt werben, 

(RU. vom 5. Juni 1849, K. A.Bl. ©. 330.) 

Wird der Transport von Schüblingen auf Eifenbahnen anjtatt von 
der Gendarmerie ausnahmsweiſe von andern Bebienjteten vorgenommen, 
fo gebührt diefen hiefür eine Vergütung aus der Staatscafje, die in allen 
Fällen, wo die Hin- und Rüdfahrt der Begleitungsmannfhaft an einem 
Tage erfolgt, ohne Unterſchied, ob hiefür der Aufwand eines ganzen 
oder halben Tages erforderlich ift, für Gerichtsdiener, Polizeidiener oder 
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fonftige Polizeimannfchaft 30 kr., für Gerichtsdienersgehilfen 20 kr.; 
wo die Rückkehr aber erft am andern Tage erfolgt, das Doppelte biefer 
Gebühr beträgt. 

Eine weitere 5. Entjhließung bes k. Staatsminifterium des 
Innern vom 27. Det. 1869, K.A.Bl. ©. 1989, ordnet auch bie 
Benützung ber Eifenbahn von Pleinfeld nad Weiffenburg für Schüb- 
linge an, 


ce) Ueber Transport auf den Oſtbahnen. 


Ueber den Schüblingstransport auf den bayerifchen Oſtbahnen be: 
ftimmt eine Ausjhreibung der f. Reg. der Oberpfalz vom 11. April 
1860, mittelfr. K. A.Bl. 1860 ©. 433, daß auf den Oftbahnen der 
Transport der Schüblinge, und zwar ber Lanbftreicher, Militärarreftan: 
ten, Griminalverhafteten und Sträflinge ftattfinde, daß für die Arreftan: 
ten die Fahrtare III. Claſſe zu bezahlen fei, daß die Lieferung in ber 
Regel durch Gendarmerie erfolge, melde in ber Regel nur bie Hälfte 
ber Fahrtare III. Elaffe zu bezahlen habe, mährend eine andere Be: 
gleitungsmannfchaft die volle Fahrtare zu entrichten bat: bie Gefangenen 
find immer nur mit dem erften Morgenzuge zu befördern, weshalb bie 
ber Eifenbahn zur Beförderung ’ zu übergebenden Schüblinge immer fo 
zu inftruiren find, daß fie vor biefem Zuge am Abfahrtsorte ankommen, 

Die von Münden, Straubing oder Nürnberg über Regensburg 
transportirten Schüblinge find nad M.E. vom 29. Mai 1860 in ber 
Frohnfeſte zu Regensburg zu verpflegen und erſt am andern Tage weiter 
zu befördern. (NA. vom 15. Juni 1860, K. A.Bl. ©. 831.) 


d) Ueber Berpflegung und Belleibung ber Schäüblinge. 


Für die Bekleidung der verbafteten ober in Lieferung be 
griffenen Arreftanten oder Schüblinge, Bettler, Landftreicher zc. haftet 
das f, Aerar, wogegen ber Aufwand für Bekleidung eines DBaganten 
nad erftandener Haft in feiner Heimat und vor ber Ablieferung in 
eine Straf» oder Polizeianftalt der Heimatsgemeinde zur Laft fällt. 

(M.E. vom 22. April 1852, Döll. XXIX. ©. 245.) 

Die Anordnung für Bekleidung ber Schüblinge fteht den mit dem 
Bollzuge des Schubes betrauten Behörden, nicht den bie Schublieferung 
anordnenden Behörden zu. 

(ME. vom 21. Juni 1869, K.A.Bl. S. 1123.) 

Bei firenger Kälte find Baganten und fonftige Arreftanten, welche 
per Eifenbahn transportirt werden, nur auf Fürzere Streden zu inftra: 
diren und ift Bedacht zu nehmen, daß fie wo möglih nidyt über 5 
Stunden auf dem Transporte zuzubringen haben; find die Transportanten 
nicht mit foldhen Kleidern verfehen, welche ihnen ausreihenden Schuß 
gewähren, jo find benfelben von ber Abgangsftelle wollene Deden mit 
zugeben, welche auf dem Transportvorweis ausdrüdli zu bemerken find, 
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unb beren Uebergabe von derjenigen Diftriftspolizeibehörbe zu beicheini- 
gen ift, bei welcher der Transport abgeftoßen wirb. 

Geſchehen die Transporte mittel® Schubfuhren, fo find die wolle: 
nen Deden durch ben Schubfuhrpäcdter 2c. wieder an die Diftriftspoli- 
zeibehörbe abzuliefern. (RA. vom 16. Febr. 1861, K. A.Bl. S. 241.) 

Die auf dem Transporte befindlichen Arreftanten ꝛc. ſollen Mor: 
gend eine warme Suppe empfangen. 

(M.E. vom 16. Sept. 1841, Dil. XXIX. ©. 242.) 

Die Aufrehnung der Verpflegstoften für die Baganten, Polizei 
und Militärarreftanten bat nach ben für die Verpflegung ber Gefange: 
nen in ben Frohnfeſten betehenden Regulativen von 18. März 1817 
und 27. Nov. 1826 oder nad ben jeweils biefür feftgeftellten Regu— 
lativen zu geſchehen. 

(M.E. vom 24. Oct. 1845, Döll. XXIX. ©. 244.) 

Bezüglid der Reinigung der Schüblinge von Ungeziefer orbnet die 
ME. vom 1. Ian. 1852, Döll. XXIX. ©. 250, an: 

Daß kein Individuum ohne vorherige Unterfuchung und eventuelle 
Reinigung durch den Gerichtsdiener, Gefangenwärter zc. auf den Schub 
gegeben werben darf; daß auf jeder Hauptitation des Transportes 
gleihe Unterfuhung einzutreten habe, und daß im Falle wahrgenomme: 
ner Unreinlichfeit durch Ungeziefer eine Haftung bdesjenigen Gerichts: 
dieners ꝛc. begründet fei, von weldem ber unreine Schübling zunächſt 
gekommen: ift. 

Die Anzeige nebft dem Nachweiſe diefer Unreinlichkeit ift ber Be: 
hörde dieſes ftraffälligen Bedienfteten mitzutheilen, welche über die Haf- 
tungsverbindlichkeit und Schabenserfag in I. Inſtanz disciplinären Be: 
ſchluß zu faſſen hat. 


e) Ueber Lieferung durch die Gemeinden, 


In Bezug auf den Transport der Bettler und Vaganten von 
Gemeinde zu Gemeinde verfügt ein Ausfchr, der k. Reg. von Mittelfr. 
vom 25. April 1853, K.A. Bl. ©. 278, Folgendes: 

Die Localpolizei ift verpflichtet, alle im Gemeindebezirke betretenen 
Bettler und Baganten aufzugreifen und biefe, fowie auch jene Bettler 
und Baganten, welde von der k. Gendarmerie oder dem Gerichtsbieners: 
perfonale aufgegriffen wurden, und wegen fonftiger Dienjteöverrihtung 
nicht weiter transportiert werben können, entweber burdy ben Gemeinde: 
biener ober durch ein fonft taugliches Individuum an ben Sitz bes 
Polizeiftrafgerichts abliefern zu laffen, 

Für den genauen Bollzug, insbefondere für die Auswahl tüchtiger 
und verläffiger Transportanten ift der betreffende Gemeindevorfteher ver: 
antwortlich. 

Transporte von Gemeinde zu Gemeinde oder die Ablöſung der 
aus entfernteren Gemeinden herkommenden Transporte in den dazwiſchen 
liegenden Gemeinden ſind unſtatthaft. 
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Sollte jedoch wegen zu großer Entfernung einzelner Gemeinden 
eine Ausnahme von dieſer Anordnung und die Errichtung von Zwiſchen⸗ 
ſtationen ſich in einem oder andern Falle als Bedürfniß darſtellen, ſo 
wird in der Vorausſetzung, daß die Entfernung der Gemeinde, zu deren 
Gunſten eine Zwiſchenſtation errichtet werben ſoll, von dem Amisſitze 
nit unter A geometrifhe Stunden beträgt, und daß in ber Gemeinde, 
wo eine Zwifchenftation errichtet werben foll, entſprechende Localitäten 
zur Unterbringung ber XTransportanten vorhanden find, ber Diſtrikts— 
polizeibehörde geftattet, ſolche Zwiſchenſtationen zu errichten. 


f) Ueber Berpflegung erkrankter Schüblinge, 


Die Eur: und Verpflegskoften erfranfter Arreftanten und Schübs 
linge fallen dem k. Aerar zur Laſt. (F. M.R. vom 20. Dez. 1852.) 


g) Vorzeichnung ber Neiferoute. 


Die Bolizeibehörden find im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit 
berechtigt, die der Sicherheit gefährlihen oder arbeitsichenen Perfonen 
anftatt der Heimlieferung unter Borzeihnung ber Meiferoute und der 
Reifezeit heimzumeifen, 

Die Uebertretung biefer von ber zuftändigen Polizeibehörde zwangs⸗ 
weife vorgefchriebenen Reiferoute x. wird nad) Art, 80 des P.St. G. 
geftraft. 

Die U. V. vom 24. Juni 1862, RB. ©. 1419, die Zuftäns 
digkeit ber Derwaltungsbehörben in Sache des P.St.G. $ 6 beftimmt: 

Eine Reiferoute oder Reifezeit nad Art. 80 des P.St. G. zwangs⸗ 
weife vorzufhreiben, find zuftändig: 

I. Für die Landestheile diesfeits des Rheines: 

1) in München bie Polizeibirection, 

2) in ben andern, ben Kreisverwaltungsitellen unmittelbar unterge: 
orbneten Städten die Magiftrate im Benehmen mit den Stabt: 
commiffären, . 
in ben übrigen Polizeibezirten die Bezirksämter, beziehungsweife 
bie erponirten Bezirksamtsaffefforen. Zugleid find die Vertreter 
ber Staatsanwaltichaft bei ben nicht an dem Sitze eines Bezirks: 
amtes ober erponirten Bezirksamtsaffeffors befindlichen Landge: 
richten zuftändig, anftatt des Bezirksamtes Perfonen, welche ihnen 
oder ben Einzelnrichtern vorgeführt worden find, eine Reiſeroute 
ober Reifezeit in ben eine ſolche Maßnahme begründenden Fällen 
zwangsweiſe vorzufchreiben. 

I. Für die Pfalz: 

1) die Bezirkämter, 

2) die Ortspolizeibehörden an ben Sitzen derjenigen Landgerichte, an 
welchen fi nicht zugleich auch ein Bezirksamt befindet. 
Außerdem find bie VBorftände ber Zuchthäufer, fowie ber Gefangen: 

und Polizeianftalten des Königreiches zuftändig, ben zur Entlaffung 


3 


— 


Transport von Schüblingen. 249 


kommenden Gefangenen nad Umftänden eine Reiferoute oder Reifezeit 
jwangsweife vorzufchreiben, 


h) Ueber Streifen. 


Denn in einem Bezirke Sicherheitsftörungen überhandnehmen, fo 
können bie Diftriftspolizeibehörden Sicherheitsftreifen anordnen, welde 
unter Leitung der Behörde, und unter Zuziehung der Genbarmerie, bes 
Forſtperſonals, der Gemeindediener oder verläffiger Gemeinbebürger vor: 
zunehmen find. 

Um folden Anordnungen möglichften Erfolg zu fichern, ift es 
nothwendig, biefelbe in ihrem Vollzug möglichft geheim zu halten. 

Soll ſich die Streife auf zwei ober mehrere Amtsbezirke erftreden, 
fo ift hiezu Regierungsgenehmigung erforberlid). 

(Bergl. U. E. vom 25. März 1808, Döl. XII. ©. 332; M.R. vom 
1. Mai 1842, Verordn. Samml. XXIX. ©. 9; MR. vom 6. Juli 
1867, LAD. ©. 1216.) 


3. Behandlung ausländischer und aus dem Auslande zugewiejener 
Baganten. 


Die Ausweifung von Ausländern erfolgt nicht mehr durch bie 
Poligeibehörde, fondern burd bie Gerichte, ($ 15 des P.St.G.) 

Wird eine ſolche Ausweiſung durch Verſchubung in Vollzug ge— 
ſetzt, ſo iſt dieſe durch die Diſtriktspolizeibehörde zum Vollzug zu bringen. 
In jedem Falle hat die Diſtriktspolizeibehörde der Heimatsbehörde des 
Ausgewiefenen fowie der Grenzpolizeibehörbe bes Austrittes von ber 
erfolgten Ausmweifung Kenntniß zu geben. 

(M.E. vom 12. April 1853, Döll. XXIX. ©. 251.) 

Im Allgemeinen richtet fi die Behandlung der vom Auslande 
eingefchobenen ober aus bem Lande ausgerwiefenen VBaganten vorbehalt: 
ih der Beftimmungen ber Gothaer Uebereinkunft — vergl. Abſchnitt 
Heimat — nad) den beftehenden Staatsverträgen. 

(Vergl. Döll. XIL ©. 548 — 588, ibid. Bd. 29 ©. 251 ff.)*) 

Bezüglich derjenigen Länder, mit welchen keine Gonventionen be: 
fteben, haben bie Beitimmungen ber U. B. vom 28. Nov. 1816, 
Bettler und Landftreiher betr., zur Anwendung zu fommen. Hierin ift 
bejtimmt: 

Art. 25, Bei Lieferungen in das Ausland ift fi nach den mit 
ben auswärtigen Staaten etwa beftehenben Webereinfünften zu achten, 
oder es find über den Drt, Zeit und Art ber Abgaben und Ueber: 
nahmen bejondere DBerabrebungen zu treffen. Insbeſondere follen bei 
größeren Lieferungen bie zuerſt einleitenden Bolizeiftellen ben Behörden 


*) Ueber Unterfuchungs: und Transportkoften gegenüber auswärtigen Staaten 
vergl, BI. f. a. Pr. X, 9, 


250 Sicherheitspolizei. 


in den Bezirken des Austrittes vorläufige Nachricht geben, damit das 
Nöthige vorbereitet werden kann. 

Art. 26. Dagegen iſt bei Lieferungen, die aus dem Auslande 
hereinkommen, darauf zu ſehen, daß nicht Leute herübergeſchoben werden, 
die in Bayern keinen Anſpruch auf Heimat machen können, ſondern 
ſolche vielmehr in dem Lande ſelbſt haben, welches ſie ausſchieben will, 
oder deren Vaterland unbekannt und nicht nachgewieſen iſt, oder die in 
ihr Vaterland, ohne Bayern zu betreten, auf weit kürzerem Weg ge— 
bracht werden können, oder die enblid in einem Zuftande von Gebredhen 
und Krankheiten ankommen, der es unmöglid macht, fie ohne Gefahr 
und Berlebung der Menfchlichfeit nach ihrer entfernten Heimat in einen 
andern auswärtigen Staat zu verfchieben, 

Dergleihen Leute ſollen der überliefernden auswärtigen Obrigfeit 
heimgewiefen, die Herüberfhaffung durch geeignete Mittel aufgehalten 
und gehindert, und nöthigen Falles Bericht erftattet werben. 

Art. 82. Alle Lieferungen follen jedesmal auf dem Lürzeften 
Wege geleitet werben. 

In Bezug auf das Herumziehen von Zigeuner: Familien und 
Banden ordnet die M.E. vom 21. März 1867 folgendes an: 


In der letzteren Zeit ift das Königreich nad) verfchiedenen Nichtungen von 
Zigeunerbanden und Familien durchzogen worden, welche vielfach fich zu einer 
förmlihen Landplage geftaltet haben. 

In Folge deſſen wird im Einverftändniffe mit dem k. Staatsminifterium 
des Handels und ber öffentlichen Arbeiten Nahfichendes eröffnet: 

Die im Königreihe herumziehenden Zigeuner gehören dem Auslande an, 
und betreiben — angeblih oder wirklich — wohl ausnahmslos einen Erwerbs: 
zweig in Umberziehen, zu welchem nad ben beftehenden Beftimmungen eine vor: 
gängige erlangte polizeiliche Bewilligung erforderlich it. 

Im Hınblide auf bie — Gemeingefährlichkeit ber meiſten dieſer In— 
dividuen erſcheint es unbedingt geboten, daß bezüglich der Ertheilung ſolcher Be— 
willigungen an dieſelben die hiewegen geltenden Vorſchriften, insbeſondere bie 
Beſtimmungen ber $$ 3,6, 8, 37 und 42 Abſ. 4 der Vorſchriften über ben 
—— und ben Betrieb der Wandergewerbe vom 29. Juli 1863 (R.Bl. vom 

ahre 1863 ©. 1489 u. ff.) jederzeit und genaueft beachtet werben, jenen Indi— 
viduen aber, welde eine berartige polizeilihe Bewilligung nicht befigen, der Auf: 
enthalt im Königreiche nicht geftattet wird, vielmehr bielelben mit ihren Familien 
von ber Sicherheits: Mannſchaft fofort angehalten, ber betreffenden Diftriftspoligei- 
behörbe vorgeführt und von der letztern über bie Grenze gewicien, beziehungs: 
weife nach Umſtänden mittels Schubes über die Grenze verbracht werben, 

Bei dem fortgejegten gehörigen Vollzuge der angeführten Vorfchriften und 
ber eribeilten Directiven kann ein Beräfti endes Auftreten ber Zigeuner, namentlich 
in Banden und Yamilienweife, in bem Königreiche nicht vorkommen. 

Das unterfertigte F. Staatsminifterium gibt ſich der beftimmten Erwartun 
bin, daß allenthalben und ohne Unterbrehung von ber Cicperheits: Mannigafl 
biewegen bie entiprechende Thätigkeit entwidelt und biefelbe von ben Ortspolizei: 
behörden geeignet unterftüßt, von ben Diſtriktspolizeibehörden aber nahbrudjamer 
Gebrauch von ihren Zufländigkeiten gemacht und auf biefe Weife den gegründeten 
Klagen der Landbevölferung über das Herumtreiben von Zigeunerfamilien und 
Banden Abhilfe geſchafft wird. 

Die k. Regierung, Kammer des Innern, wird beauftragt, hiernach bie ver: 
anlapten Anordnungen vorzufehren und bei wahrgenommener Nichtbeachtung ber 
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getroffenen Anorbnungen nachdrückliche bisciplinäre Einfchreitung zu verfügen, bes 
jiehungsweife zu veranlafien. 

Münden, ben 21. März 1867. 

Bergl. ferner Entſchließung des Minifteriums des Innern vom 
28. Gebr. 1870, K.A.Bl. ©. 446, Auffiht auf mit Kindern umber: 
jiehende Italiener betr. 


4. Fertigung und Tragung verbotener Waffen. 


ALS verbotene Waffen bezeichnet das P.St.G.B. Art. 70: 
a) Schußwaffen, welde in Stöden, Röhren oder in ähnlicher Weife 
verborgen werben, 
b) Abjhraubgewehre, 
ec) Raufringe oder Schlageifen, 
d) erplodirende Wurfgeſchoſſe 
und andere burd; Verordnung ald gemeingefährlicd verbotene Waffen. 
Solde Waffen bürfen ohne befondere gewerbspolizeilide 
Bewilligung nit gefertigt oder verkauft und ohne beſondere diſtrikts— 
polizeilihe Bewilligung nicht getragen werben. 
Die EB. vom 10. Dez. 1862, R.Bl. 1863 ©. 6, bie als ge: 
meingefährlih allgemein verbotenen Waffen betr., beſtimmt: 


$ 1. Zur ausnahmsweifen Ertheilung ber polizeilichen —— als 
emeingefährlich allgemein verbotene Waffen oder Geſchoſſe zu verfertigen ober zu 
Tühren, find zuftändig: 

a) in Münden die Polizeibirection , 

b) in ben unmittelbaren Stäbten die Magiftrate, 

e) in ben übrigen Bolizeidiftriften die Bezirfsämter. 

$ 2. Durg gegenwärtige Verordnung werben alle vor dem 1. Juli 1861 
erlafjenen Beflimmungen über allgemein verbotene Waffen aufgehoben. 
(R. U. V. vom 30. den. 1862, R.Bl. 1863 ©. 9, das Berbot der Yührung von 
Waffen zur Verhütung von aaa er für — ber Perſonen. Zu Art. 71 
es P.St. G.) 


F 1. Die Führung nachſtehender Waffen als: 
1) von Dolden, Stileten und andern im Griff fefftehenden, oder mittels einer 
Vorrichtung feſtſtellbaren Meſſern, 
2) von zugeſpitzten Streichern und von Pfriemen, 
3) von Degenfteden und andern Stöcken mit verborgenen auf einen Druck oder 
Schwung hervorfpringenden Hieb:, Schnitt: oder Stichwerkzeugen, 
4) von Terzerolen, Sadpifiolen oder Revolvern 
it allen unanfäffigen Perfonen verboten, 

$ 2. Das Verbot findet feine Anwendung, wenn die Waffenführung 
während einer Reife, oder fonft unter Umftänden Statt findet, mit welchen ein 
Verdacht ige gr Mißbrauches nicht wohl vereinbarlic erfcheint. 

Letzteres gilt insbefondere bezüglich ber im $ 1 Ziff. 1 und 2 bezeichneten 
Meſſer, Streiher und Pfriemen, welde eine Perfon zur Ausübung ihres Berufes 
— hat, und während dieſer Ausübung führt. 

$ 3. Die Kreisregierungen find ermächtigt, bie Anwendung ber Verord— 
nung zeitweife zu fufpendiren, im ganzen Regierungsbezirte ober theilweife. 

Die Dijtriftspolizeibehörbe ijt berechtigt, derartige verbotene Waffen 
mit vorläufigem Beſchlag zu belegen, ba fie nad dem Geſetze der Eon: 


fiscation verfallen, 
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5. Störung der öffentlichen Ruhe. 


Ueber die Art und Weiſe des Einſchreitens der Polizeibehörden 
bei Störung der öffentlichen Ruhe beſtimmt die Inſtruction für Pol.Dir. 
vom 24. Sept. 1808 u. a.: 


$ 38, Wenn die öffentlihe Ruhe geftört wird, haben die Polis 
zeibirectionen alles anzuwenden, um fi) der Urheber und Theilnehmer 
zu bemächtigen, bie Zufammenrottirungen zu trennen und bie Rube 
wieberherzuftellen. 

839. Wird die Polizei durch amtliche oder Privatanzeige von 
einem begangenen Angriff auf das Leben, Vermögen oder bie Ehre eines 
Menfhen in Kenntniß geſetzt, jo bat fie das Uebel abzuwenden, bie 
Perfonen und Sachen ſicher zu ftellen, den Thäter zu ergreifen und ihn 
ben Gerichten zu überliefern. 

Berge. hiemit A. V. vom 24, Juli 1868, R.Bl. ©. 1386, die 
Drganifation ber Gendarmerie betr. 

Durh M.E. vom 28. Mai 1862, R.Bl. ©. 929, find auf Grund 
bes Art. 45 des P.St.G. alle Älteren Geſetze, Verordnungen und Minis 
jterialanorbnungen, 

welche die Aufrechthaltung ber öffentlihen Ordnung, Ruhe und 

Sicherheit bei Volksfeſten, religiöfen Feierlichkeiten, Truppenbewe: 

gungen, Eifenbahnbauten und fonftigen außerordentlihen Anfamm: 

lungen größerer Menfhenmaffen betreffen, 
in fo weit aufgehoben, als das P.St.G. Art. 76 hierüber oberpolizei: 
liche Vorſchriften, oder neben benfelben diſtrikts- ober ortspolizeiliche 
Vorſchriften für zuläffig erffärt. 

Ferner beftimmt das P.St. G. B.: 

Wer vorſätzlich durch falſchen Nothruf oder falſche Nothſignale, 
durch Mißbrauch von Glocken, Trommeln oder andern lärmerregenden 
Werkzeugen, durch öffentlichen Aufruf, durch aufreizende Reden, Geſänge 
oder Muſikſtücke, oder durch den Gebrauch von Partei- oder Looſungs- 
zeichen Beſorgniſſe von Gefahren, Noth oder Unglücksfällen unter den 
Bewohnern eines Ortes verbreitet oder zu verbreiten ſucht, oder an 
öffentlichen Orten einen Zuſammenlauf oder eine Bewegung ber bewaff: 
neten Macht verurfaht, ber kann vorbehaltlih der Strafeinfchreitung 
nah Maßgabe des Art. 44 des Einf.Gefeges proviſoriſch zu Verhaft 
gebracht werben, 

Jedenfalls ift die Diftriftspoligeibebörde und die Ortspolizeibehörde 
berechtigt und verpflichtet, durch ihr fofortiges Einſchreiten die Yortfegung 
ber unerlaubten Handlung zu verhindern. (P.St.G. Art. 58.) 

Gleiches ift der Fall, wenn von Einzelnen oder Mebreren an 
öffentlichen Orten .rubeftörender Lärm oder grober Unfug verübt wird. 

(ibid. Art. 59.) 

Die Geſetze: die Verpflichtung zum Erſatze ber bei Aufläufen dies: 

ſeits des Rheins verurfadhten Schäden betr., vom 12. März 1850, 
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8.8. ©. 73, und das Einjchreiten ber bewaffneten Macht zur Er: 
haltung der gefeglichen Ordnung betr., vom 4. Mai 1851, G. Bl. ©. 9, 
geben mehrfahe Anordnungen für das Verhalten der Diftriktspolizei 
behörden in den angegebenen Fällen. 


Nah dem erften Geſetze find: 

1) Die politifhen Gemeinden, in deren Bezirk von einer zu— 
janmengerotteten bewaffneten oder unbewaffneten Menge oder von ein: 
zelnen aus berjelben mit offener Gewalt Berbrehen oder Vergehen gegen 
Perfonen oder das Eigenthum verübt worden find, verbunden, ben ba- 
durch verurfahten Schaben zu erjeßen. 

(Art. 1 des Gef., Döl. XXIX. ©. 349.) 


2) Diefe Beitimmung findet nicht Anwendung: 


a) wenn bie zufammengerottete Menge überwiegend aus Perfonen 
befteht, die aus einer andern Gemeinde gefommen find, und bie 
Einwohner ber Gemeinde, in weldyer die Gewaltthätigkeit be- 
gangen wurbe, außer Stand waren, die Befhädigung zu hindern, 
oder 

b) wenn bie zufammengerottete Menge überwiegend aus nicht beur- 
laubten Soldaten beiteht. . 

Im letzteren Falle geht die Pflicht des Schabenserfaßes auf ben 
Staat über, im erfteren find die Gemeinden, aus beren Mitte bie Theil- 
nehmer an ber Zufammenrottung gelommen find, zur Scabloshaltung 
verbunden. 

Art, 2. Die Diftriftspolizeibehörden find verpflichtet, fobald fie 
von einer in ihrem Diftrikte vorgefallenen Beſchädigung der im Art. 1 
oder 2 bezeichneten Art Kenntniß erhalten, ſich unverzüglih an Ort und 
Stelle zu begeben und unter Beisiehung von Sadverftändigen bie Größe 
des Schadens und die Umftände, unter welchen die Beſchädigung ftatt- 
fand, zu erheben und bie darüber aufgenommenen Berbandlungen an 
das zuftändige Gericht (Bezirksgericht) zu überſenden. 

Art. 3. Die baftbare Gemeinde kann mit dem Befchädigten eine 
gütliche Uebereinkunft ſchließen; Tiegt diefe nicht vor, jo entſcheidet über 
die Frage der Entihädigung das Bezirksgericht nach vorheriger Ber: 
handlung. 

Art. A—8. Zur Dedung der für den Schabenserfaß und die 
Koften erforderlichen Mittel foll eine Umlage auf die Gefammtbeit der 
Steuerpflichtigen in der Gemeinde nad Maßgabe der vereinigten 
directen Steuern erhoben werben. 

Art. 9. Die BVertheilung ber Umlagen auf die einzelnen Bei: 
tragspflichtigen gefchieht in Gemeinden mit magiftratifcher Verfaſſung 
durch den Magiftrat unter Zuflimmung der Gemeindebevollmädtigten, 
in Landgemeinden durch den Gemeindbeausfhuß mit Genehmigung ber 
Gemeindeverfammlung. 

Wenn die Vertheilung nicht binnen 30 Tagen erfolgt ift, fo wird 
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ſelbe durch die vorgeſetzt Verwaltungsbehörde unverzüglich auf 
Koſten der Säumigen feſtgeſtellt. 

Art. 10. Die nad Art. 10 gefaßten Beſchlüſſe find ſogleich voll 
ziehbar; eingelegte Beſchwerden involviren feinen Sufpenfiveffect. 

Art. 11. Die zwangsweife Beitreibung ber Umlage geſchieht nad) 
den über Beitreibung der Gemeindeumlagen geltenden gejeglichen Bes 
ſtimmungen. 

Art. 12. Auf Antrag der Gemeindebehörden kann die vorgeſetzte 
Verwaltungsſtelle die vorſchußweiſe Bezahlung der Entſchädigung aus 
dem Gemeindevermögen geſtatten, und für den Rückerſatz durch Umlagen 
eine den Zeitraum von 2 Jahren nicht überſteigende Friſt gewähren. 

Das Geſetz über Einfhreiten ‚der bewaffneten Macht zur Erhaltung 
der gefeßlihen Ordnung vom 4. Mai 1851, Döll. XXIX. ©. 352, 
beftimmt jelbftverftändfic die Fälle nicht, in denen bie Eivilbehörbe mili- 
tärifhe Macht zur Aufrechthaltung ber innern Sicherheit oder ber geſetz— 
lihen Ordnung aufbieten darf. 

Es hängt dies fo fehr von ber Beſchaffenheit des einzelnen Falles 
ab, daß ſich darüber im Voraus eine gefegliche Beftimmung nicht geben Täßt. 

Unter allen Borausfegungen dürften aber die Bedingungen zur 
Aufbietung ber bewaffneten Macht darin beftehen: 

a) daß die gefeglicye Ordnung oder die innere Sicherheit wirklich unb 
ernftlih bebroht ift, 

b) daß die gewöhnlichen Mittel der den Eivilbehörben zur Dispofition 
ftehenden Organe vorausſichtlich nicht hinreichen, die drohende oder 
bereits eingetretene Störung zu befeitigen, 

e) daß mit dem Aufbieten der bewaffneten Macht nicht zuzuwarten 
fei, bis eine wirkliche Störung, ein Angriff auf die Sicherheit der 
Perfon oder bes Eigenthums ſchon erfolgt ift, fondern daß ein 
ſolches Aufbieten auch gerechtfertigt fei nah Wahrnehmung un: 
zweibentiger Anzeichen einer in Ausſicht ftehenden gewaltfamen 
‚Störung. 

Die Requifition der Militärgewalt fol in ber Regel ſchriftlich 
erfolgen. 

Bevor die wirkliche Einfchreitung der bewaffneten Macht erfolgt, 
find die Aufammengerotteten durch einen Abgeordneten der Eivilbehörbe 
dreimal im Namen bes Gefeßes zum ruhigen Auseinandergeben aufzu: 
fordern. 

Der Abgeordnete ber Eivilbehörde fol in feiner Amtstradyt er: 
ſcheinen, oder body mit einer weißen Schärpe ausgezeichnet fein. 

Können die Aufforderungen nicht durch einen Abgeorbneten ber 
Givilbehörde erfolgen, fo find fie durch eine von dem Befehlshaber ber 
bewaffneten Macht abzuordnende Militärperfon vorzunehmen. 

Jeder Aufforderung fol, infoweit es möglich ift, ein militäriſches 
Signal vorausgeben. 


Rolizeiaufficht. 255 


Erſt wenn die drittmalige Aufforderung erfolglos iſt, hat die be— 
waffnete Macht von ihren Waffen Gebrauch zu machen. 

Wegen der weiteren Beſtimmungen verweiſe ich auf das Geſetz. 

Die früher geltenden Beſtimmungen über die Verwendung der 
Landwehr, 

$ 5 Tit. XI. der Verf. Urk., 

$ 29 der Landw. Ordn. vom 7. Mai 1826, 

$ 61 der V. V. zur Landwehrordnung können nicht mehr zur An: 
wendung kommen, da die Landwehr älterer Ordnung aufgehoben ift. 


6. Polizeiaufſicht. 

Die Polizeiaufſicht kann von der Diftriftspolizeibehörbe nur dann 
verfügt werben, wenn ihre Zuläffigfeit durch ein Urtheil des Strafrichters 
ausgeſprochen iſt. (P. St. G. Art, 11, St. G.B. Art. 36—39.) 

Die Diſtriktspolizeibehörde beſtimmt durch einen förmlichen Beſchluß 
in einem ſolchen Falle die Dauer — welche ſich nicht über 2 Jahre 
erſtrecken kann, ſowie die Art und Weiſe, wie die Polizeiaufſicht gehand— 
habt werden ſoll. 

Gegen einen desfallſigen Beſchluß der Diſtriktspolizeibehörde iſt 
fein Reeurs zuläffig. 

Ueber die Verhängung ber Polizeiauffiht, oder die Verwahrung 
in einer Polizeianſtalt anftatt der Zandesverweifung beftimmt die A. V. 
vom 29. März 1863, RBl. 1863 ©. 553: 

Die Diftriftspolizeibehörbe ift berechtigt, den unter Polizeiaufficht Geftellten 
das Betreten gewiſſer Häufer, Anftalten, Rläke, Bezirke, fowie den Aufenthalt im 
einzelnen Gemeinden — feine Heimatsgemeinde ausgenommen — zu unterjagen, 
wenn feine Anweſenheit daſelbſt gefährlich ericheint. 

In feier Wohnung darf jederzeit gerichtliche oder polizeiliche Hausfuchung 
vorgenommen werben. 

Gegen diejenigen, weldhe wegen Raubes, Erpreffung, Diebflahls oder wegen 
Hehlerei verurtheilt worden find, kann bie Aufficht dahin erweitert werben, bafı 
diefelben während ber Nacht eit ihren Wohnort, und ſelbſt ihre Wohnung ohne 
Erlaubniß nicht verlaſſen dürfen. (Art. 38 des St. G. B. 

As Organe zur Handhabung ber Polizeiaufficht ericheinen die Pocalpolizei- 
behörben, die Genbarmerie und das Geichtédienerperſonal. 

Wenn ber Beauffihtigte Proben feiner Beflerung an ben Tag legt, fo ifl 
bie Diftriftspolizeibehörde befugt, die Dauer ber Boligeiaufficht abzufürzen 20. Leber 
die Dauer ſ. St.G.B. Art. 147. 


7. Verwahrung in einer Polizeianftalt. 

Auch diefe Eorrectionsmaßregel erjcheint nicht mehr, wie bisher, 
als ein Act der freien Beftimmung der Diftriftspolizeibehörben, fon- 
dern als eine Straffolge, die nur dann eintreten darf, wenn ber Straf 
vichter in feinem Urtheile die Zuläffigkeit einer folhen Verwahrung aus: 


geiprochen hat. , 
(Art. 40 u. ff. des St.G.B., Art. 14 u. ff. des P.St.G.) 
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Bezüglih der Verwahrung in einer Polizeianftalt beftimmt die 
Bekanntmachung der Staatsminifterien des Innern und der Juſtiz vom 
27. März 1864, Juſt. M.Bl. ©. 66 — 73 nachſtehendes: 


I. Durdy die SS 50—53 ber unterm 26. Mai 1862 erlaſſenen Vorfchriften 
über die Gejhäftsbehandlung in Webertretungsfahen bei ben Stadt- und Land— 
gerichten in deu Landestheilen diesſeits des Rheins find die Vertreter ber Staats: 
anwaltichaft beauftragt, jedes Strafurtheil, weldes die Verwahrung eines verur: 
theilten Inländers in einer Polizeianftalt als zuläjfig erflärt, nad eingetretener 
Rechtskraft der Difiriftspolizeibehörbe der Heimat des Verurtheilten mitzutheilen 
und biebei zugleich befannt zu geben, bis zu weldem Zeitpunfte die etwa in Haft 
befindliche Perſon ihre Strafe abgebüßt haben und an die Berwaltungsbehörbe zur 
weitern Verfügung abgegeben werden wird, 

Die Beftimmungen der bezeichneten 99 50—53 finden in Gemäßbeit ber 
Nr. IX. des von bem unterfertigten k. Staatsminifterium ber Juſtiz unterm 26. Juni 
1862 erlaffenen Ausfchreibens, die Gefchäftsbehandlung und den Geſchäftsverkehr 
ber Gerichte betreffend *), in den Fällen, in welden von einem Schwurgericdhts: 
bofe oder ben Bezirks- und Appellationsgerichten auf Zuläffigfeit der Verwahrung 
in einer Polizeianftalt erfannt ift, analoge Anwendung, wobei die bezeichnete Mit: 
theilung an die Diftriftspolizeibehärde der Heimat durch den Staatsanwalt an dem 
betreffenden Bezirksgerichte zu erfolgen hat. 

Zugleich ift —— getroffen, daß auch ſeitens der Militärgerichte in 
den etwa N ergebenden Fällen gleiche Mittheilung an die Diftriftspolizeibehörben 


erfolgt. 

It. Die Diftriftspolizeibehörben ber Heimat find hienach in den Stand ge- 
jet, fogleih nad ergangenem rechtskräftigen Strafurtheile bie Frage, ob ber Ber: 
urtheilte in einer Strafanftalt zu verwahren fei, einer gründlihen Erwägung zu 
unterziehen. 

m Hinblid auf Art. 40 Abf. 1 des Strafgeſetzbuches =} es in ber un: 
zweifelhaften Abficht des Gefeges, daß die Verwahrung in den Fällen, in welchen 
fie als —— erachtet wird, als Straffolge unmittelbar an den Vollzug der er— 
kannten Hauptitrafe ſich anſchließe. 

Die Diſtriktspolizeibehörde hat daher in den Fällen, in welchen Perſonen 
nur zu einer kurzen Freiheitsſtrafe verurtheilt ſind, unbeſchadet der Gründlichkeit 
ihrer Erwägung ſich wo möglich noch während ber Dauer bes Strafvollzugs 
Ihlüffig zu machen und allenfalifige für dieſen Endzwed_erforberlihe Erhebungen 
ſchleunigſt zu pflegen. Iſt dagegen auf eine de Freiheitsftrafe gegen eine 
Perfon erkannt worden, fo ſoll zunächſt die ausführlihe Mittheilung abgewartet 
werden, welche von der Verwaltung der Gefangenanftalt in Gemäßheit des $ 82 
der A. V. vom 12. Juni 1862, die Hausordnung für die Gefangenanftalten betr., 
vor Beendigung ber Strafzeit an bie Diftriftspolizeibchörde der Heimat zu richten 
iſt; im Uebrigen aber foll jedenfalls noch während ber Dauer des Strafvollzugs 
die Entſcheidung bezüglich der Verwahrungsmaßregel erfolgen, 

III. Die in Gemäßheit der Nr. I. der Diftriftspolizeibehörbe nach verbüßter 
Strafe zur Verfügung geftellte Perſon ift, je nachdem fie fi in einem Bezirks: 
gerichts=, Militärs, einem am Sige einer Diftriftspolizeibehörde befindlichen oder 
einem fonftigen Polizeigerichtsgefän niffe oder in einer Strafanftalt in Strafbaft 
befindet, von der Diftriftspolizeibehörde befindlichen oder einem fonftigen Polizei: 

erichtsgefängniffe oder in einer Strafanftalt in Strafhaft befindet, von ber Di: 
Ärittöpoligeibspärbe bes Haftortes, dem erponirten Bezirksamtsaſſeſſor, dem Ver: 
treter der Staatsanwaltjchaft oder ber Verwaltung ber Strafanjtalt (vergl. $ 6 
der A. B. vom 24. Juni 1862, die Zufländigfeit der Berwaltungsbehörden in 
Sachen des Polizeiftrafgefegbuches betr., Regierungsblatt vom Jahre 1862 ©. 1418 
u. f.) unverzüglich mit Zmwangsreijeroute in die Heimat zu inftradiren, wenn bis 


*) Juſt. M. Bl. v. 1863, Ergänzungsbeft ©. 13. 
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zum Ablaufe der Strafbaft von ber Diftriftspolizeibebörde ber Heimat bezüglich ber 
Verwahrung in einer Polizeianftalt oder der Fortihafjung der Perfon entweder 
gar Feine oder nicht eine die Vorkehrung einer andern Mafregel notbwendig 
machende Mittheilung eingelangt und nicht zugleich die zur zwangsweifen Ins 
firadirung berechtigte Behörde anftatt diefer Maßregel die Schublieferung ber Per: 
fon nach ben Umfländen bes einzelnen Falles veranlaßt erachtet. 

Bon der bezüglich der betreffenden Perfon vorgefehrten Maßregel ift bie 
Diftriftspoligeibehörde der Heimat umgehend in Kenntniß zu jegen. 


IV, Wird auf Verwahrung nicht erfannt und befindet ſich die betreffende 
Perſon in Haft, fo bat bie Diftriftspolizeibehörbe der Heimat bievon nad ben 
Umſtänden bes einzelnen Falles (vergl. Nr. II.) die betreffende Diftriftspoligei- 
bebörde, ben erponirten — den Vertreter der Staatsanwaltſchaft 
oder die Verwaltung der Strafanſtalt unverzüglich in Kenntniß zu ſetzen und zu— 
leich wegen der allenfallſigen Ping Be Perſon, der Vorſchreibung einer 
wangsreiferoute oder der gänzlich freien Entlafjung die nah den Umftänden er: 
forberliden Einleitungen zu treffen. 


V. Bei Berfonen, welche das fechzigite Lebensjahr bereits überfchritten haben 
ober welche in Folge jchwerer Leibesgebrechen oder ſonſtiger Gefundheitszuftände 
zur Arbeit untüchtig find, fo wie bei weit in ber Schwangerjchaft vorgerüdten 
Weibsperfonen foll der mit der Verwahrungsmaßregel verbundene Endzwed, die 
verwahrten Perfonen an regelmäßige Arbeit zu gewöhnen und auf diefe Weife 
zum redlichen Fortkommen zu befähigen, gehörig in's Auge gefaßt und daher auf 
Verwahrung nicht erfannt werben, 

Eine Ausnahme bievon ift jedoch bei Perjonen über ſechzig Jahre, welche 
nicht zugleich in Folge jchwerer Leibesgebrehen oder fonftiger Gejundheitszuftände 
arbeitsuntüchtig find, dann zuläffig, wenn deren Verwahrung durch dringende 
Rückſichten * die Sicherheit der Perſonen oder des Eigenthums erheiſcht wer— 
den ſollte. 

Die Arbeitstüchtigkeit einer Perſon, gegen welche auf Verwahrung erfannt 
wird, muß jederzeit durch ein gründliches Sutagten bes betreffenden öffentlicpen 
Arztes feſtgeſtellt fein. 

Die Staatsanwaltfchaft wird angewiefen, bezüglich jeder betreffenden, in 
Strafbaft befindlichen Perſon ein foldhes Gutachten zu erholen und der unter Rr. J. 
bezeichneten Mittheilung beizufügen. 

VI. Bei Feſtſetzung der Verwahrungsdauer ift zu beachten, daß biejelbe bei 
ber erftmaligen Einfhaffung einer Perfon in die Pollzeianftalt auf das gefeßliche 
Marimum nur aus befondern, im einzelnen Falle obwaltenden Gründen ftattfinden 
folle, dagegen aber auch bei einer furzen VBerwahrungszeit der mit ber Maßregel 
beabfichtigte Endzwed nicht erreicht werden fünne und letzteres nach vielfältiger 
Grfabrumg unter ber Herrſchaft ber früheren en bezüglich der durch 
Art. 6 ber A. B. vom 28. Nov. 1816, die Jwangsarbeitshäufer betr., feſtgeſetzten 
aan häufig in Anwendung gebrachten Verwahrungsdauer von vier Monaten ber 

all war. 


VI. Der Ausſpruch auf Verwahrung und die gleichzeitige Beflimmung ber 
Berwahrungsdauer bat in jedem Falle durch einen förmlichen, den Betheiligten zu 
eröffnenden Beſchluß zu erfolgen, in deſſen Tenor bie Berwahrungsurfadhe genau 
und in bündiger Kürze anzuführen ift. 

Die Eröffnung des Befchluffes ift in den Fällen, in welden fich der Be— 
theiligte in einem Bezukogerichts- oder Polizeigerichtsgefängniffe befindet, durch den 
betreffenden Gefängnigwärter zu bewirken. 

Gegen den Beſchluß der Diftriktspolizeibehörbe ſteht dem Betbeiligten das 
Recht der Beichwerdeführung bei ber E, Regierung, KR. db. 3., zu. 

Eine folde Beſchwerde hat jedoch in Bezug auf den Vollzug der erfannten 
Verwahrung Feine auſſchiebende Wirfung und kann von dem Betbeiligten inner: 
halb dreier Tage nach feinem Eintreffen in der Polizeianftalt bei der Berwaltung 

Nar, Handbuch der bayer, Dijtr.Berw.Behörben, TIL Aufl. 47 
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der letztern zu Protofoll gegeben werben, wovon berfelbe bei Eröfinung des Be: 
ſchluſſes zu verftändigen 13 

Ein Ausſpruch über die Tragung der auf die Verwahrung erlaufenden Koften 
ift nicht erforderlich, nachdem biefelben ohnehin der Staatscaſſe zur Laſt fallen. 

VII. Iſt die Perfon, gegen welche auf Verwahrung erfannt wird, zu einer 
Arrefiftrafe verurtbeilt, jo hat die Diftriftspolizeibebörde im Hinblid auf Art. 40 
Abi. 3 des St. G. B. in ben biezu geeigneten Fällen burd Vermittlung ber be: 
treffenden Staatsanmwaltfhaft bei dem zuflindigen Gerichte zugleich zu beantragen, 
daß bie Arreftftrafe, fo weit fie noch nicht erftanden ift, in der Polizeianftalt voll: 
firedt werbe. 

Diefe Vollſtreckung ift jedoch jedenfalls nur dann als ſachgemäß zu erachten 
und fohin auch nur zu beantragen, wenn nad ben Umftäinden bes einzelnen alles 
nicht eine Gefährdung der Antenfivität der erfannten Arrefiftrafe durch bie Unter: 
PAARE bes Strafvollzuges zu beforgen ſteht. 

X. Die auf Verwahrung erfennende Diftriftspolizeibehörbe hat neben ber 
Einleitung zur Eröffnung des Beſchluſſes zugleich auch wegen ber Ablieferung bes 
zu Verwahrenden in die Polizeianftalt unmittelbar vom Haftorte aus nad ben 
Umftänden bes einzelnen Falles und nad; den Beitimmungen über das Schub: 
weien das Geeignete vorzufehren, 

Diefelbe hat nebjtdem eine Abjchrift des gefaßten Beichluffes, des ergange- 
nen Strafurtbeiles, des Gutachtens des betreffenden öffentlichen Arztes und der 
Straflifte (Form. XXXI. zu den Vorſchriften für bie Geſchäftsbehandlung in 
Uebertretungsfachen) der zu verwahrenden Berfon unverzüglich der Verwaltung 
der Polizeianſtalt mitzutbeilen. 

Hiebei ift die auf der Titelſeite der Straflifte erhaltene Rubrik ‚Allgemeine 
Bemerkungen über die Perfönlichkeit” geeignet auszufüllen, damit der Anftaltsver- 
waltung ſchon beim Eintritte der zu verwahrenden Perfon in bie Anftalt bie er: 
forderlihen Anhaltspunkte für beren richtige Behandlung zu Gebote ftchen. 

Sollte in Folge dejjen die Abjchrift der Straflifte nicht gleichzeitig mit ben 
—5* Abſchriften mitgetheilt werden können, ſo iſt dieſelbe wenigſtens inner— 
halb 8 Tagen von Faſſung des Beſchluſſes an zu überſenden. 

X, Die Dauer ber erfannten Verwahrung ift von ber Anftaltsverwaltung 
vom Tage des Eintritts in die Anftalt an zu berechnen; in biefelbe ift die Dauer 
der erfannten Arreſtſtrafe, welche ganz oder theilweife in der Polizeianftalt voll: 
zogen wird, nicht einzurechnen, 

Bei eingetretener Verjährung ber rechtskräftig zuerfannten Freibeitsftrafe, 
bei welcher in Gemäßheit des Art. 99 des St.G.B. und des Art. 31 des P.St.G.8. 
nad den Umftänden immerbin nod auf Verwahrung in einer Polizeianftalt er: 
fannt werden fann, ift die VBerwahrungsdauer von bem Tage an zu berechnen, an 
welhem die Berwahrungsmaßregel in Vollzug gefegt werden Tann. In einem 
folhen Falle hat die Diltriktspolizeibehörde der Heimat die Anhaltspunkte, welde 
zur fihern Bemeffung des Beginns ber Verwahrungsdauer nothwendig find, der 
Anftaltsverwaltung mitzutbeilen. 

XI. Die Verwaltungen der Polizeianftalten baben von dem erfolgten Ein: 
treffen einer zu verwahrenden Berfon der Diftriftspolizeibebörbe der Heimat Kennts 
niß zu geben, biebei zugleid ben Zeitpunft der Beendigung der Verwahrung mit: 
zutheilen, jowie die etwa von dem Betheiligten gegen ben Verwahrungsbejchluß ein: 
gelegte Beſchwerde zu überſenden und in den Fällen der Vollziehung einer richterlic 
zuerfannten Arrefijtrafe in der Anftalt an das aburtheilende Gericht den Vollzugs: 
nachweis gelangen zu laſſen. 

XII. Die von den Betheiligten gegen bie biftriftspolizeilichen Beſchlüſſe ein: 
gelegten Bejchwerben, fowie bie in Gemähpeit des 6 59 und des 577 der Haus: 
ordnung für die Bolizeianftalten an die Kreisverwaltungsftellen gelangenden Anträge 
und Berichte ber Anftaltsverwaltungen bezüglich der Abfürzung, vejp. der Ber: 
längerung der Berwahrungsdauer unterliegen collegialer Berathung und find 
jederzeit J“ zu erledigen, 
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Segen ben Ausſpruch ber Kreisverwaltungsftelle auf Verlängerung ber 
Berwahrungsdauer kann ber Betbeiligte innerhalb dreier Tagen von Eröffnung ber 
betreffenden Berfügung an bei der Verwaltung ber Polizeianftalt Beſchwerde an 
das k. Staatsminifterium des Innern zu Protofoll geben, wovon berjelbe bei Er: 
Öffnung der Verfügung zu verfländigen ift, 

Eine folde Belhiperde bat feine aufjciebende Wirkung. 

XIII. Jede Diftriftspolizeibehörbe hat ein Verzeichniß der Perfonen, gegen 
welche von ihr auf Verwahrung in einer Polizeianftalt erkannt worden ift, nad) 
fortlaufenden Nummern zu führen und basjelbe fortwährend evident zu halten, 

Dasjelbe bat zu enthalten: 

1. Zu: und Bornamen, Stand, Gewerbe oder Beihäftigung, Lebensalter, 
en Heimats: und Wohnort und eine kurze Charafterifif der betreffenden 

erion; 

2, bas verurtbeilende Gericht, das Datum des Strafurtheils, die firafbare 
Handlung, wegen welder die Verurtheilung erfolgte und die zuerfannte Strafe; 

3. das Datum bes die Verwahrung anordnenden Beſchluſſes, die feſtgeſetzte 
Berwahrungsbauer, ben Zeitpunkt ber Beendigung berjelben, deren alenfalfige 
verfügte Abfürzung oder Verlängerung ; 

4. bie Rubrik „Bemerkungen, in welde unter Anderem der Umftand zum 
wie vielten Male die Perſon in der Polizeianftalt verwahrt wurde, die ftattgefun: 
bene Entlaffung aus der Anftalt und die für die Entlafjung getroffene Vorſorge 
furz vorzutragen iſt. 

In einem weiteren Verzeichniſſe bat jebe Diftriftspolizeibehörde bie Perſonen 
vorzutragen, welche nach einem vorliegenden Strafurtbeile in einer Polizeianftalt 
verwahrt werben fünnen, biefer Mafßregel aber nicht unterworfen worden find. 

Diefes Verzeichniß bat die vorſtehend unter Ziff. 1 und 2 angeführten 
Rubrifen und bie weitere Rubrik „Bemerkungen“ zu enthalten, in weldyer zu: 
nächſt ber Grund, aus welhem auf Verwahrung nicht erfannt wurde, kurz bors 
zutragen iſt. 

Beide Verzeichniffe find bis zum 1, Juli 1862 zurüd ungefäumt anzulegen 
und mit Rennern zu verfeben, 

XIV. In der Anlage I. und II. find einzelne, nach dem Vorftehenden, zu 
machende Mittheilungen mit Rüdfiht auf den Fall, daß es fih um bie Boll: 
ziehung einer richterlich zuerfannten Arreftfirafe in der Polizeianftalt handelt, be: 
bufs der Herbeiführung einer möglichſt beſchleunigten Gefhäftsbehandlung exem— 
plificirt. 

Die k. Regierungen, K. d. J., haben gegenwärtige Entſchließung durch bie 
Kreigamtoblätter zur Veröffentlichung zu bringen, 


Ueber die Verwahrung von Militärperfonen in einer Polizei 
anftalt ordnet das Kriegsminifterial: Refcript vom 22. April 1864 fol: 
gendes an: 


Die von ben k. Staatsminifterien ber Juftiz und des Innern am 27. v. M. 
in ausgefegtem Betrefje an die k. Kreisregierungen, K. d. J., an bie Gerichte 
nnd Staatsanwälte in den Landestheilen diesjeits bes Rheins erlaffene und der 
f. Regierung ber Pfalz mitgetheilte Entſchließung wird im Auszuge zur Willen: 
ſchaft, beziehungsweife zur Bekanntgabe an die Militarkehörden bebufs der pünft- 
lihften Darnachachtung, infoweit die militärischen Verhältniſſe den gleichmäßigen 
Vollzug geftatten, unter folgenden näheren Beflimmungen zugeſchloſſen: 

1) Wenn von Seite eines Militärgerihts in einem Strafurtheile die Zuläffig: 
feit der Verwahrung ber verurtbeilten Militärperfon in einer Polizeianftalt 
ausgeſprochen werden follte, jo bat basjelbe die in Ziff. I. der erwähnten 
Ausihreibung bezeichnete Mittheilung jederzeit an die Diſtriktspolizeibehörde 
der Heimat des Verurtheilten unter Beilage feiner Grundliſte gelangen zu 
lafien. 
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2) In dem durch Ziff. III. der Ausoſchreibung ber f. Staatsminiſterien ber 
Juſtiz und des Innern vorgefehenen Falle ıft die der Diflriftspolizeibehörde 
nad verbüßter Strafe zur Verfügung geftellte Mititärperfon der Diftrifte: 
polizeibehörde bes Haftortes zum weiteren inftructionsmäßigen Verfahren 
vorführen zu laffen. 

Das in Ziff. V. diefer Ausfchreibung erwähnte, ber Diſtriktspolizeibehörde 
ber Heimat des Berurtheilten mitzutbeilende Gutachten über die Arbeits: 
tüchtigfeit ber Militärperfon, binfichtlih deren die Verwahrung in einer 
Polizeianftalt als zuläffig erkannt wird, ift von bem betreffenden Militärarzt 
der Abtbeilung oder Behörde, bei welcher die Verurtheilung flattgefunben 
bat, abzugeben. 

Die Eröffnung bes biftriftspoligeilihen Beihluffes auf Verwahrung in einer 
Rolizeianftalt bat in dem Kalle, wenn ber Betheiligte fih in einem mili— 
tärifhen Straflocale befindet, durd den betreffenden Aubitor mit Zu: 
ziehung bes Xctuars in einem Protofolle zu geiheben und ift biebei zugleich 
dem biftriftspoligeilih zur Verwahrung in einer Polizeianftalt Beftimmten 
zu eröffnen, daß ihm gegen den Beſchluß ber Diftriftspolizeibehörbe das Recht 
der Bejchwerbeführung bei ber F, Negierung, K. d. %., zuftehe und er bie: 
jelbe innerhalb dreier Tage nad feinem Eintreffen in der Polizeianftalt bei 
ber Verwaltung ber legteren zu Protokoll geben könne. 

Bergl. ferner Entjhliefung des Minifteriums des Innern vom 
26. Febr. 1865, K.A.Bl. S. 292, die Verwahrung in einer Polizei— 
anjtalt betr. 

Die Beltimmung, in welche Anftalten die Correctionäre einge: 
Ihafft werben follen, hängt von der Staatsregierung ab, melde aud 
nah Mafgabe des Art. 41 des St. G.B. die Hausordnung der An- 
ftalten bejtimmt. 

Des Zufammenhanges wegen wird bier in Kürze auf die im 
Bayern beftehenden Straf- und Befjerungsanftalten verwiefen. 

Nach den Beitimmungen des St. G.B. — und P.St.G.B. — 


beftehen fünftighin nur folgende Straf: und Befjerungsanftalten : 
1) Zuchthäuſer, 
2) Gefängniſſe, 
3) Oefängnißanftalten für jugendlihe Verbrecher, 
4) Bolizeianftalten. 

Die M.E. vom 21. April und 25. Mai 1862 bezüglich des Be- 
ftandes von Strafanftalten find durch h. ME, vom 6. Juni 1863 
abgeändert. 

Nach diefer Entſchließung beftehen künftighin: 

I. Zuchthäuſer in Kaisheim, Münden, Plaſſenburg und 
Würzburg. 

U. Gefangenanftalten in Amberg, Ebrach, Laufen, Lichtenau, 
Sulzbach, Wafferburg. 

II. Als jugendliche Gefängnißfträflinge im Sinne des Art. 30 
des St.G. B. find außer den auf Grund des Art. 77 diefes Geſetzbuches 
zu einer Oefängnißftrafe über einen Monat Verurtheilten aud die zu 
einer in einer Gefangenanftalt zu erftehenden Gefängnißjtrafe verurtheil- 
ten Minderjährigen über 16 Jahre zu behandeln, in jo ferne bie 
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Dauer ber ihnen zuerfannten Strafe vor oder mit dem 
zurüdgelegten 21. Lebensjahr endigt. 

Von ben jugendlichen Oefängnißfträflingen find einzuliefern : 

1) in die Gefangenanftalt St. Georgen die von den Civil: ober 
Militärgerihten in den Regierungsbezirken biesjeits des Nheing, 
dann die von dem Militärgerihte zu Frankfurt a/M. verurtheil- 
ten männlichen Individuen ohne Unterfchied des Glaubensbelennt: 
nifjes, 

2) in bie Oefangenanftalt Sulzbah (Abtheilung jugendlicher Ver: 
bredher) die in den Regierungsbezirken biesjeits des Nheins ver: 
urtheilten weiblichen Individuen ohne Unterfchieb des Glaubens: 
befenntnifjes. 

Eine weitere U. V. vom 17. Juni 1862, RB. ©. 1387, bie 
Benennung der Verwaltungen der Strafs und der Polizeianftalten betr., 
verfügt, daß die Behörden, welchen die unmittelbare Leitung der Straf: 
und ber Polizeianftalten übertragen ift, je nad ber Beitimmung und 
bem Sitze ber einzelnen Anftalten die Benennung: 

„Königliche Verwaltung des Zuchthaufes, der Gefangenanftalt, 
der Polizeianftalt zu N.” zu führen haben, 

Die Vorftände der Strafe und ber Polizeianftalten führen ben 
Titel: „Infpector”. 

Vergl. ferner E.V. V. vom 12. Juni 1862, bie Hausordnung 
für die Oefangenanftalten. (RB. ©. 1270 u. ff.) 

Die f. U. B. vom 12. Juni 1862, die Hausordnung für Zucht: 
bäufer betr. (R.Bl. ©. 1206 u. ff.) 

In Folge AU. V. vom 27. Nov. 1869 ift die. Leitung und Be: 
auffihtigung der Strafanftalten im Königreihe nunmehr den k. Staats: 
minifterium ber Juſtiz übertragen. 








Unterbringung von jugendliden Perfonen in Erziehungs: 
anftalten für verwahrlofte jugendlide Perjonen. 


Zum Vollzug des Art. 76 Abf. 4 des neuen St.G.B. bat das 
f. Staatsminifterium des Innern mit h. Entſchließung vom 23. Juni 
1862 angeordnet: 


I. Der Bollzug ber richterlihen Anordnungen, gemäß welchen Perſonen 
unter 16 Jahren auf Grund bes Art. 76 Abi. 2 und 3 des neuen St.G.B. unb 
des Art. 90 Abſ. 4 des P.St. G.B, in Erziehungsanftalten für verwahrlofte jugend- 
lihe Perfonen unterzubringen find, wird ben mit ber Bejorgung bes Schubweſens 
beauftragten Polizeibehdrden, johin in der Haupt» und Refibenzitadtt Münden 
ber f. Polizeidirection, in ber Stadt Augsburg bis auf Weiteres bem 
Magiftrate, und im dem übrigen Polizeibezirten ben Bezirfsämtern, bes 
ziehungsweife ben erponirten Bezirfsamtsaflefforen zugewieſen. 

Bon Seite des k. Staateminifteriums der Juſtiz werben bie Staatsan— 
wälte an ben Bezirksgerichten und bie Vertreter der Staatsanwaltichaft bei ben 
Stadt: und Landgerichten wegen unverzüglicher Mittheilung der ergebenden richter: 
lihen Anordnungen an bie zu beren Vollzug zuftändigen Bolizeibehörden ange: 
wiefen werben, 
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U. Von ben in eine Erziehungsanſtalt unterzubringenden Perſonen 
über 12 Jahren ſind: 

1) bie Knaben katholiſcher Confefſion in die Erziehungsanftalt zu 
Nieberfhönenfeld bei Rain im Negierungsbezirfe Oberbayern, 

2) die Mädchen katholiſcher Confeſſion in die Erziehungsanftalt zu 

Noggenburg im Regierungsbezirte Schwaben und Neuburg, 
3) bie Buchen proteftantijher Gonfefjion in die Erziehungsanftalt zu 
Brudberg bei Ansbad) im Regierungsbezirfe Mittelfranken, 

4) die Mädchen —— Confeſſion in die mit dem Dia— 
coniſſenhauſe zu Neuendettelsau im Regierungsbezirke Mittelfranken 
verbundene Erziehungsanſtalt 

abzugeben. 

II. Dagegen find die Berfonen unter 12 Jahren in denjenigen im 
Beſitze von Vereinen, Gorporationen ober Privaten befindlichen Rettungs— ober 
fonftigen Erziehungsanftalten des Negierungsbezirfes unterzubringen, welche fich 
zur Aufnahme folher Perſonen erboten haben und durch die hiewegen an bie ein: 
zelnen F. Regierungen, K. d. J., ergangenen —— des unterfertigten 
J. Staatsminiſteriums für dieſen Zweck beſtimmt worden find. 

Die k. Regierung K. d. J., bat jeweilig zu beſtimmen, in welche dieſer 
einzelnen Rettungs- oder Erziehungsanſtalten nach deren örtlichen Lage und den 
ſonſtigen maßgebenden Verhältniſſen die in den einzelnen Polizeibezirken des Re— 
gierungsbezirkes durch richterliche Anordnung zur Ueberbringung beſtimmten Per— 
ſonen unter 12 Jahren zu bringen ſind. 

Bon Seite ber k. Regierungen, K. d. J., iſt ſorgfältig darauf zn achten, 
baß für jeben Polizeibezirf Fortioä rend gut gelegene Rettungs- ober fonftige Er: 
ziehungsanftalten bezeichnet find, in welchen bie Unterbringung jugendlider Per: 
fonen unter 12 Jahren fofort nad erfolgter Mittheilung des richterlihen Erkennt: 
nifjes bewerfjtelligt werben kann. 

Da in den Bezirken ber f. Regierungen, 8. d. J. von Niederbayern, 
ber Oberpfalz und von Regensburg, dann von Schwaben und Neuburg gar 
feine, und in bem Bezirke der f. Regierung, K. d. J., von Oberbayern wahrfchein: 
lich nicht ausreichende Gelegenheiten zur Unterbringung proteftantifcher Kinder 
unter 12 Jahren in derartigen Rettungs- oder Erziehungsanftalten zur Zeit er— 
mittelt find, jo erhält die f. Regierung, K. d. %., von Mittelfranfen den Auftrag, 
in thunlichiter Bälde den genannten Kreisftellen biejenigen mittelfränfifchen Net: 
tungsanftalten zu bezeichnen, in welden proteflantifche Kinder aus den gedachten 
Regierungsbezirfen untergebracht werden können. — Gleichzeitig ift von ber f. Re: 
gierung, K. d. J., von Mittelfranken hierüber Unzeigeberiht an das unterfertigte 
f. Staatsminifterium zu erſtatten. 

IV. Sollten ifraelitifhe Perſonen unter 16 Jahren nad richterlicher 
Anordnung in einer Grzichungsanftalt für verwahrlofte jugendliche Perfonen unter: 
zubringen fein, fo find ifraelitifhe Knaben über 12 Jahren in bie Er: 
ziehungsanftalt zu Brudberg abzugeben, während wegen ber Unterbringung von 
Knaben unter 12 Jahren ober von Mädchen unter 16 Jahren die Entjchliekung 
bes umterfertigten k. Staatsminifleriums zu erholen ift. 

V. Benn bie nad richterliher Anordnung unterzubringende jugendliche 
PVerjon ſich zur Zeit des zu bethätigenden Vollzuges nicht in dem Bezirke der Po: 
lizeibehörde befindet, welde nah Nr. I mit dem Vollzuge beauftragt ift, fo ifl 
legterer auf dem Wege ber Requifition herbeizuführen. 

Hiebei ift aber eine Perfon unter 12 Jahren in ber für ben Bezirk ber 
reguirirten Polizeibehörde gemäß Nr. III beſtimmten Rettungs- ober Er: 
ziebungsanftalt unterzubringen, damit folhe Kinder jederzeit in die nächſtgelegene 
Auſtalt gebracht und beren weiterer Transport nad Möglichkeit fernegehalten wird. 

VI. Die in Grziehungsanftalten unterzubringenden jugendlihen Perſonen 
find in der Negel nicht auf dem Wege der gewöhnlihen Schublieferung in die zu 
beren Aufnahme befliimmten Anflalten zu verbringen, fondern durch verläffige Be: 
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bienftete oder ſonſtige biezu geeignete Perſonen, von welchen eine entfprechende Be: 
forgung dieſes Gefhäftes zu erwarten ift, den Anftalten überliefern zu lafjen. 

Die gewöhnliche Schublieferung ſoll nur bei Individuen vorgerüdteren Alters, 
welche zugleich zu dem verborbeneren zu zählen find, in Anwendung gebracht werben. 

Die auf die Einlieferung jugendlier Perfonen in Erziehungsanftalten in 
bem einen, wie in dem andern Falle erwachjenden Koften fallen der Rofition bes 
Eicherheitsetats „Transport von Verhafteten und Berpflegung während bes Trans: 
portes“ zur Laft. 

VII. Im Hinblide auf das Minifterial:Ausfchreiben vom 21. Juni I. J., 
das Schubweſen und die Benützung ber Polizeigefängniffe der Stadt: und Land: 
gerichte für Zwecke der Verwaltung betr., Nr. 12356, haben bie Bezirfsämter bie 
Einlieferung jugendlicher Perfonen in Erziehungsanftalten von jenen Landgerichts: 
figen aus, an welden die Gefchäfte des Schubwejens ben Vertretern der Staats: 
anwaltjchaft übertragen find, durch dieſe Vertreter nach Maßgabe bes angeführten 
und bes gegenwärtigen Ausjchreibens vollziehen zu laſſen. 

VII. Die in Gemäßbeit der Nr. I mit dem Bollzuge der Unterbringung: 
maßregel beauftragte Polizeibehörde hat von ber vollzogenen Einlieferun 
einer jugendliden Perfon in eine Erziehbungsanftalt unbersäntie 
berjenigen Kreisverwaltungsftelle, in deren Bezirke bie jugenb- 
lihe Berfon heimatberechtigt ift, unter Vorlage des betreffenden gericht: 
lihen Erkenntniffes und ber fonfligen etwa vorhandenen einfchlägigen Acten, be: 
bufs der Beftimmung der Dauer des Aufenthaltes in der Anftalt berichtlihe An: 
jeige zu machen. 

IX. Die f. Regierungen, K. db. J., haben bei Erlafjung der Beftimmungen 
über die Dauer bes Aufenthalts in den Erziehungsanftalten für jugendliche ver: 
wahrlofte Perfonen jederzeit den mit der Unterbringungsmaßregel beabfidhtigten 
Endzwed der Erziehung im’s Auge zu fallen. . 

An den meiften Fällen wird dieſe Dauer nicht im Voraus genau, ſondern 
nur vorläufig beflimmt werben können, ba bie nöthigen Anhaltspunkte zur genauen 
Beflimmung ber Aufenthaltsdauer mangeln und erft während bes Aufenthalts einer 
untergebrachten jugendlihen Perſon in der Anftalt ſelbſt zu gewinnen find, 

Das Geſetzbuch hat hierin ber ben erforberlihen Spielraum 

elaffen, um mit Rüdficht auf günftige Ergebniffe der Erziehung einer — 

Berfon in der Anftalt oder die Möglichkeit ber Unterbringung berfelben bei einem 
orbentlihen Handwerksmeiſter, Landwirth u. bdergl. den Aufenthalt in ber Anftalt 
abkürzen ober denſelben bei gegentheiligen Verhältniſſen verlängern zu können. 

X. Bezüglich der Art und Weiſe der Entlaffung aus den Erziehungsan: 
falten werben bie erforberlihen Anordnungen fpäter ergehen. 

Münden, den 23. Inni 1862. 


Die Diftriftspolizeibehörden haben ein fortdauernd im Evibenz- 
ftand zu haltendes, alphabetiſch zu führendes Regiſter über alle nad ihren 
Beichlüffen: 

a) unter Polizeiaufſicht geftellten Individuen, 

b) in Bolizeianftalten eingelieferte Berfonen zu führen, worin außer 
dem Namen, Stand, Familienverhältnifien, Alter, Heimatsort 2c. des Ein: 
getragenen auch bie Zeit ber Stellung unter Aufficht, nebſt der Zeitdauer, 
oder die Zeit der Ablieferung in deren Zeitdauer vorzutragen iſt. 


8. Bereine zur Beſſerung entlafjener Correctionäre. 


Die ME. vom 4. Febr. 1844, Dil. XXIX. ©, 173, empfiehlt 
die Bildung von Vereinen zum Zwede der Beauffihtigung, Unterjtügung 
und fittlihen Befjerung der aus Strafe ober Berwahrungsanftalten Ent 
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(ajjenen und gibt Anhaltspunkte, in welcher Weife für das materielle und 
fittlihe Wohl der Entlaffenen geforgt werben foll. 

Bei dem hohen Werthe, den die Staatsregierung auf die Grün: 
bung ſolcher Vereine legt, und bei dem unverkennbar mwohlthätigen Ein: 
fluß, den biefe Vereine auf die Lage und fittliche Befferung namentlich 
jugendlicher Verbrecher üben können, wenn die Vereine ihre Aufgabe im 
hriftlihen Sinn löfen, ift es wünſchenswerth, daß fid die Diftrikte: 
beamten bemühen, in jebem Bezirfe einen foldyen Verein zu gründen. 


9. Berfammlungen und Bereine *). 


Dur das Gefep vom 26. Febr. 1850, PVerfammlungen und 
Bereine betr., G.Bl. ©. 57, DöU. XXIX. ©. 329, hat das Berfamm: 
lungs- und Bereinigungsreht der Staatsangehörigen eine ganz neue 
Regelung erfahren. 

Dieſes Gefek wird durd das Einf.G. vom 10. Nov. 1861 Art. 3 
und 40 nur infoweit berührt, daß bie in Art. 20 des Geſetzes bezeich: 
neten Handlungen als Polizetübertretungen, bie in Art. 21 und 22 be 
zeichneten als Bergehen characterifirt find. 

Der Grundgedanke des Gejehes it ber: 

daß alle Staatsangehörigen das Recht haben, ſich friedlih und 
ohne Waffen zu verfammeln und Vereine zu bilden, und daß 
fie biezu einer befonderen Erlaubniß nicht bebürfen. 

Dereine, welde ſich nicht mit politifhen Angelegenheiten befaffen, 
find fchuldig — wenn fie Vorfteher und Sabungen haben — ihre Grün: 
bung und Vorſtandſchaft, fowie jede Nenderung an berfelben binnen 
3 Tagen bei ber Ortspolizeibehörde anzuzeigen, weldye ber Diftrifts- 
polizeibehörde Anzeige zu erftatten hat. 

Diefe hat ein evidentes Verzeichniß ber in ihrem Sprengel befinds 
lichen nicht politifhen Vereine zu führen, und eine Abſchrift hievon ber 
Kreisregierung vorzulegen, weldyer auch am Schluſſe des Jahres die fi 
ergebenden Aenderungen anzuzeigen find. (BB, zu Art. 12 d. ©, 
Döll. XXIX ©. 338.) 

In Bezug auf Perfammlungen und Vereine, im benen politifcdhe 
Angelegenheiten verhandelt werben, fteht ber Diftritspolizeibehörbe bie 
Pfliht der Ueberwachung zc. zu. Sowie fie einerfeit8 von dem Grund: 
ſatze auszugehen haben, daß fie das verfaffungsmäßige Recht der Staats: 
angebhörigen, infoweit feine Gefahr für die öffentliche Orbnung und Sicher: 
beit zu befürdten ift, nicht beſchränken follen, haben fie das ihnen ge: 
feglih eingeräumte Recht des Verbots, der Inhibirung, der Auflöfung 
bort unbedingt zu üben, wo joldye Gefahr zu befürchten fteht. 


a) Berbalten ber Drtspolizeibehörbe, 


1) Wenn in einer nicht an öffentlihen Pläßen ober Straßen in 
Städten oder Ortſchaften abzuhaltenden Verſammlung öffentliche Ange: 


*) Blätter f. abm. Pr. IL 135. 
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Vegenheiten erörtert werben follen, jo haben die Anorbner folder Ber: 
ſammlungen und biejenigen, welche den Platz zur Abhaltung einräumen, 
mindeſtens 24 Stunden vor bem Beginn der Verſammlung bei der Orts— 
polizeibehörde unter Angabe des Ortes, der Zeit und bes Zweckes ber 
Berfammfung Anzeige zn erftatten. 

2. Die Ortspolizeibehörde hat nach genauer Prüfung der Anzeige, 
wenn fie die gefeglihen Vorbedingungen für erfüllt erachtet, eine Be: 
fheinigung der Anzeige anzufertigen, und an bie Diftriftspolizeibehörde 
eine in den BB. zu Art. 2—4 formulirte Anzeige zu erftatten. 

3. Die Diftriftspolizeibehörde hat den Empfang diefer Anzeige zu 
bejcheinigen. 

4. Erachtet die Drtöspolizeibehörbe die ihr gemachte Anzeige im 
einer Beziehung für unvollftändig, fo hat fie die Beſcheinigung der ge: 
machten Anzeige bis nach erfolgter Ergänzung zu verweigern. 

5. Wird die Verfammlung auf öffentlichen Pläten und Straßen 
in Stäbten und Ortſchaften abgehalten, jo haben bie Unternehmer, Leiter 
oder Ordner ber Verſammlung biezu vorerft die Genehmigung der Orte: 
polizeibehörbe zu erholen, 

Ueber bie Ertheilung oder Verſagung ber Erlaubnig ift förmlicher 
Beſchluß der Gemeindeverwaltung zu faſſen. 

Ueber Form und Inhalt diefes Beichluffes gibt die BB. zu GA 
Anordnung, Döll. ibid. ©. 333, 

Gegen eine Verweigerung ber Bewilligung findet fein Recurs Statt. 

Wird die Bewilligung ertheilt, jo ift unter Vorlage ber ortspoli: 
zeilihen Bewilligung aud bei der Diftriktspolizeibehörde die Genehmi- 
gung zur Vornahme der Berfammlung nachzuſuchen. 

6. Bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicher: 
beit fann die diftriftspolizeiliche Genehmigung für folhe Verſammlungen 
verweigert werben. (Art. 3 d. ©.) 

Auf herkömmliche kirchliche Proceffionen, Wallfahrten und Bitt- 
gänge, gewöhnliche Leichenbegängniffe, Züge der Hocdzeitsverfammlungen 
und bergebrachte Umzüge der Innungen finden dieſe Beftimmungen Feine 
Anwendung. 

Uebrigens haben die Polizeibehörden auch bei ſolchen Umzügen jene 
Maßnahmen nicht zu verabſäumen, welche etwa die Obſorge für den 
öffentlichen Verkehr und für Aufrechthaltung der Ordnung und Sicher— 


heit erheiſcht. 
b) Verhalten der Diſtriktspolizeibehörden. 


7. Die Diſtriktspolizeihörden haben alle durch die Ortspolizei— 
behörde oder unmittelbar an ſie gelangenden Anzeigen über Abhaltung 
von Verſammlungen ungeſäumt und ſorgfältig nach Maßgabe der Geſetze 
zu prüfen. 

8. Iſt die Anzeige nach irgend einer Beziehung zufolge Art. 2 
bes Geſetzes unvollſtändig, fo haben fie zur Ergänzung derſelben augen: 
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blicklich das Geeignete zu verfügen. Ferner find die Diſtriklspolizei— 
behörben verpflichtet, fogleich jene Maßregeln zu treffen, welche zur Ber: 
bütung der Mebertretung des Geſetzes, fowie zur Aufredythaltung ber 
öffentlichen Ordnung, dann ber Sicherheit der Perfonen und des Eigen: 
thums erforderlich werben. 

9. Sollte eine Berfammlung zu Zwecken angekündigt werben, 
welche durch Strafgeſetze verpönt find, fo haben fie in Erwägung zu 
ziehen, ob gemäß der Beftimmungen ber Art. 3 und 4 des Geſetzes bie 
Berfanmlung durch ſchriftlichen Erlaß zu verbieten fei, jedenfalls aber 
die Unternehmer, fowie den — oder diejenigen, welde den Plab zur 
Berfammlung einräumen, auf das Ungefegliche ihres Beginnens in dem 
zu ertheilenden Erlaß binzuweifen und ihrem Beſchluſſe jene Verbreitung 
zu geben, welche nad den Umſtänden erforberlih wird, um ber Geſetzes— 
übertretung möglichſt vorzubeugen, aud alle zur Verhütung verbredherifcher 
Unternehmungen etwa erforderlihen Maßnahmen mit Umficht zu ergreifen. 

10. Anzeigen über beabfichtigte Verfammlungen unter freiem Him: 
mel unterliegen, aud wenn ben Beftimmungen bes Art, 2 genügt ift, 
noch der weiteren umfichtigen Prüfung, ob nicht ihre Abhaltung mit 
Gefahr für die öffentliche Ordnung und Sicherheit verbunden und Anz 
laß gegeben ift, die Verfammlung mittels fchriftlichen Erlaſſes fogleid 
zu verbieten. 

11. Sollen folde Berfammlungen auf öffentlichen Pläben und 
Straßen in Städten und Ortfhaften, oder öffentliche Aufzüge, welche 
nicht unter die Ausnahmsbeftimmungen bes Art. 4 Abſ. 2 fallen, ftatt: 
finden, fo genügt die einfache Anzeige nicht, fondern es ift die vorgängige 
biftriftSpolizeilihe Bewilligung zu ihrer Abhaltung unerläßlich, welche 
nur nad) nuchgewiefener Zuftimmung ber betreffenden Gemeindeverwal: 
tung ertheilt werden kann. 

12. Mit Rüdfiht auf die Haftung für den bei Aufläufen ver: 
urfahten Schaben hat dag Gefeg für diefen Fall den Nahmeis der Zu: 
ftimmung ber betreffenden Gemeindeverwaltung, in den Städten des 
Magiftrats, in den Landgemeinden der Gemeindeausſchüſſe, in der Pfalz 
der Gemeinderäthe als umbedingtes Erforberniß für die Genehmigung 
von Geite der Diftriktspolizeibehörde erklärt. 

Die Diftriftspolizeibehörden find jedoch durch die erfolgte gemeind: 
liche Zuftimmung weder gebunden nocd der eigenen Berantwortlichkeit 
bezüglid einer forgfamen Prüfung der etwa gegebenen Beforgnifie für 
Ordnung und Sicherheit enthoben. 

Sie haben vielmehr mit aller Umfiht und reifliher Erwägung ber 
Berhältniffe zu verfahren, ihre Entjcheidung übrigens nad) den Beftim: 
mungen des Geſetzes fpäteftens am folgenden Tage nach Anbringung 
bes Geſuches zu geben, 

13. Ale Beſcheide find fchriftlih, die abweislichen unter kurzer 
Begründung zu ertheilen. 

14. Bei jedem Verbote ift zugleich für rechtzeitige und vollftändige 
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Berfündung in dem ganzen betheiligten Umfreife Sorge zu tragen, und 
es find gleichzeitig jene Verfügungen mit Umſicht zu treffen, welche zur 
Sicherung des Vollzugs, fowie zur Aufrehthaltung der öffentlidyen Orb: 
nung und Sicherheit bei demjelben erforderlih wären. Ansbefondere 
find die Ortspolizeibehörben ungefäumt mit den entjprechenden Weifungen 
zu verſehen. 

15. Wenn gegründete Beforgniß einer Störung ber öffentlichen 
Ordnung oder ber Sicherheit der Perfon und bes Eigenthums gegeben 
ift, fo find alle in ber Befugniß ber Behörden für ſolche Fälle Tiegenden 
Borkehrungen ungefäumt zu treffen, insbeſondere ift erforderlichen Falles 
die bewaffnete Macht rechtzeitig zu requiriren, und es ift Pflicht des Vor: 
ftandes ber Diftriftspolizeibehörbe fi zur Zeit der PVerfammlung in 
foldyer Nähe des Schauplages der Gefahr aufzuhalten, daß er im Stanbe 
fei, beginnenden Störungen der Ordnung und Sicherheit augenblidlich 
mit aller Kraft entgegenzutveten, 

16. Das Gefeb vom 4. Mat 1851, das Einjchreiten ber be- 
waffneten Macht zur Erhaltung der gefeglihen Ordnung betr., G.Bl. 
S. 9—16, bezeichnet die Modalitäten des Aufrufs ber bewaffneten Macht. 

17. Bon jeder beabfihtigten Berfammlung unter freiem Himmel 
ift unter Angabe der Verfügungen und Vorkehrungen ungefäumt Bericht 
zur vorgeſetzten Kreisregierung, K. d. J., zu erftatten. Bei Berfamm: 
lungen in gefchlofjenen Räumen ift es bem Ermefjen der Diftriftspolizei: 
behörde anheimgeftellt, zu prüfen, ob die augenblidliche Anzeige erforderlich fei. 


ec) Berhalten der Polizeibehörde bei Verfammlungen. 


18. Jede Polizeibehörde ift befugt, zu jeder Berfammlung, welche 
innerhalb ihres Amtsbezirkcs gehalten wird, Abgeordnete abzufenden. 

Zweck dieſer Abordnung ift Wahrung des Geſetzes, der öffentlichen 
Ordnung und Sicherheit und Wahrnehmung ber öffentlihen Meinung. 

19. Die Abordnung geht zunächſt, wenn nicht von der Kreisregie: 
rung anderweitige Anordnung erfolgt, von der Diftriktspolizeibehörbe aus, 
welche von ber getroffenen Verfügung die Ortspolizeibehörde in Kennt: 
niß zu feben hat. 

Glaubt erftere, nad pflihtmäßiger Erwägung der obwaltenden 
Berhältniffe von dieſer Befugniß feinen Gebrauch machen zu follen, jo 
bat fie die Ortspolizeibehörde rechtzeitig zu verftändigen. 

Der Borftand der Ortöpolizeibehörbe ift, auch wenn er nicht von 
ber Diftriktspolizeibehörde delegirt worden ift, und wenn die Diftrifte: 
polizeibehörde nicht 2 Individuen zur Verſammlung abgeorbnet hat, be: 
fugt, als Abgeordneter in folden Verſammlungen zu erfcheinen oder ein 
Mitglied der Ortsgemeinde zu belegiren. 

20. Es follen je nad) Umftänden 2 Beamte ober öffentliche Diener, 
aber nur Männer von erprobter Einfiht und von Tact abgeordnet werben. 

21. Die Polizeibenmten haben in voller Uniform zu erfcheinen: 
Abgeordneten der Polizei, welchen ein Dienftkleid nicht zukommt, haben 
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eine Elan und weiße Binde am linken Oberarm zu tragen und find für 
den geſetz- und orbnungsmäßigen Vollzug bed Auftrags in Pflicht zu 
nehmen. 

22. Die Abgeordneten der Polizei haben fih wo möglich vor 
ben feitgefeßten Beginn der Verfammlung am Orte einzufinden, und 
unter Bezug auf das erhaltene Mandat mit den Ordnern und Leitern 
wegen Anweifung ber Plätze, welhe dem Zwede ber ungehinderten Be: 
obachtung und des ungehinderten mündlichen Benehmens mit der Bor- 
ſtandſchaft entſprechen müſſen, fich zu benehmen. 

23. Auf den Gang der Verhandlungen fommt ihnen eine unmit: 
telbare Einwirkung nicht zu, fie haben jedoch auf vorkommende Gefehes: 
verleßungen jeder Art, auf Aufforderungen und Aufreizungen zu ſolchen 
und auf Störungen der Ordnung überhaupt bie Leiter aufmerkfam zu 
machen, foferne diefe nicht felbit Einhalt thun und diefelben zur Hebung 
ihrer Obliegenheit nad) Maßgabe des Art. 5 d. Gef. mit dem erforder: 
lihen Nachdruck aufmerkfam zu machen. 

Im Falle fortgefeßter Ordnungswidrigkeiten haben jie ihr Der: 
fahren nady Art, 8 und 9 des Geſetzes zu bemefen. 


d) Von den Bereinen. 


24, Nach dem Geſetze find die Vereine entweder: 

a) nur gefellige Vereine ohne Vorſtand und Satungen, 

b) nicht politifche Vereine mit Sabungen und Vorſtandſchaft, 

ec) politiihe Vereine, 

Die eriteren find von allen Formen befreit; die zmeiten haben 
6108 BVorftand und Satzungen anzuzeigen, bie britten unterliegen ber 
polizeilihen Ueberwachung. 

25. Die Frage, ob ein Berein ein politifcher oder nicht politifcher 
fei, ift eine factifhe, die ſich danach bemißt, ob fich ein Verein mit 
öffentlichen Angelegenheiten befaſſe. 


e) Bon nit politifhen Vereinen. 


26. Bezüglich der nicht politifchen Vereine erftredt ſich die Thätig- 
feit der Polizeibehörde auf Wachſamkeit gegen das Uebergreifen in ben 
politifchen Bereih und die Controle der Anzeige der Vorſtandſchaft und 
Statuten. 

27. ©ejellige Vereine ohne Vorftandfhaft und Satung find Feiner 
beſchränkenden Controle unterworfen; ſowie fie aber üffentlihe Ange: 
legenheiten in Erörterung ziehen, werben fie politifhe Vereine. 

28. Ueber Gründung nicht politifdyer Vereine mit Satzungen und 
Borftandfhaft ift Anzeige bei der Ortspolizeihörbe zu erjtatten und ber 
Zweck der Geſellſchaft zu bezeichnen, 

Durch M.E. vom 3. April 1857 ift den Kreisvegierungen bie ge 
eines Verzeichniſſes der nicht politiichen Vereine erlaffen, und haben beshalb bie 
— Jahresanzeigen der Diſtriktspolizeibehörden zu unterbleiben. 

ei ben Diftriftspoligeibehörden iſt jedoch das Verzeichniß noch zu führen. 
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29. Die Borfteher von nicht politifchen Vereinen, welche politifche 
Zwecke in ihre Verhandlungen ziehen, ohne vorerft ihre Umgeftaltung 
nad Art. 14 des Gefehes bewirkt zu haben, find auf dieſe gefeglichen 
Beftimmungen aufmerkffam zu maden, vorbehaltlih der Befugniß der 
Behörden zur fofortigen Schließung des Vereines, 


f) Bon ben politifhen Vereinen, 


30. Hinſichtlich der politifchen Vereine haben die Polizeibehörden 
die in den Art. 14—19 des Geſetzes enthaltenen Beftimmungen mit 
Umficht und Thätigfeit zu vollziehen. 

Insbeſondere ift e8 von höchfter Bedeutung, daß die Beftimmungen 
gegen geheime Geſellſchaften, gegen ungefegliche Affiliation der Vereine, 
gegen Autoritätsanmaßung, gegen Untergrabung der religiöfen, fittlichen 
und gejellfchaftlihen Grundlagen des Stantes und gegen Mebertretungen 
der Strafgefeße gehandhabt, und die Schließung der gefeßwidrig han— 
delnden Vereine bewirkt werde, fobald der gejeßwidrige Vorgang ge 
nügend conftatirt ift. 

31. Die Diftriftspolizeibehörden haben von den Sabungen ber 
politifhen Vereine und ihren Nenderungen Abſchriften an die Kreisregie- 
rung einzufenden. 

32. Sowohl bei der Orts- als der Diſtriktspolizeibehörde ift ein Ber: 
zeichniß aller politifhen Vereine des Sprengels zu führen und ſtets evi- 
dent zu halten, welches ben Sitz des PVereines, die von ihm angenom: 
mene Benennung, feine Zwede in Kürze, feine Borftände, Zeit und Ort 
der Berfammlungen angibt. 

Abſchrift hievon ift der Kreisregierung vorzulegen. — Von jeder 
Bildung eines neuen politifhen Vereines, von den eintretenden Wende: 
rungen gebildeter Vereine ift periodifhe Anzeige zur Kreisregierung zu 
erftatten, 

33. Inſoweit nicht befondere Weifungen erlaffen werben, ift es 
dem pflichtmäßigen Ermefjen der Diftrifts: und Ortspolizeibehörde an: 
heimgegeben, von dem Recht der Abordnung zu Vereinsverfammlungen 
Gebraud zu machen. 

Jedenfalls find diefelben verpflichtet, ſich ftets in vollftänbiger 
Veberfiht der Berhandlungen und des gefammten Wirkens politifcher 
Bereine zu erhalten. 

34. Als fabungsmäßig nah Zeit und Ort feftftehende fohin be- 
fonderer Anzeige nicht bebürfende Verfammlungen find jene Zuſammen— 
fünfte anzuerfennen, welche in angezeigten Localen und zur angezeigten 
Zeit entweder nad) Beltimmungen der eigentlichen Sabungen oder nad 
förmlich den Polizeibehörden mitgetheilten Beihlüffen an gewiffen Wochen: 
und Monatstagen fi wiederholen, 

Jede Diftriftspolizeibehörde hat über alle hieher zu zählenden Ber: 
fammlungen innerhalb ihres Bezirkes einen Terminskalender anzulegen, 
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35. Aufgabe der Polizeibehörden ift vorzüglich rafche Einſchreitung 
bei wahrgenommenen ©ejeßesübertretungen, 

36. Die Schliefung von Bereinen kann von jeber Stelle oder 
Behörde innerhalb des ihr zugewiefenen Gebietes ausgefprochen und ver: 
fügt werben. 

37. Beichlüffe, wodurd ein Verein geſchloſſen wird, find mit be: 
mefjener Umfiht zur möglichſten Befeitigung von Aufregung und zur 
Wahrung der öffentlihen Ordnung und Sicherheit in Vollzug zu ſetzen, 
und wenn fie als nothiwendig erkannt wurden, mit voller Kraft aufrecht 
zu erhalten. 

38. Drtöpolizeibehörden, welde die zur Dürdführung erforder: 
lihen Mittel nicht zar Verfügung haben, haben ſolche Beſchlüſſe vor 
ihrer DBeröffentlihung der Diftriftspolizeibehörde mit gutachtlihdem An: 
trage bezüglidy der Ausführung vorzulegen. 

Die Diftriktspolizeibehörden haben in biefem Yale den Beſchluß 
nad eigener Verantwortlichkeit unverweilt zu prüfen und im Falle des 
Einverftändnifjes die Vollzugsvorkehrungen zu treffen, gegentheiligen Falles 
geeigneten Beſcheid zu erlaſſen. 

39. Beſchlüſſe auf Schließung von Vereinen find, foferne fie von 
untergeordneten Behörden ausgehen, ungefäumt in volljtändiger Abſchrift 
mit Anzeige der zum Bollzug getroffenen Anordnungen ber Kreisregie: 
rung vorzulegen, welde die Nothwendigkeit ergänzender Vollzugsmaß— 
regeln in Erwägung zieht. 

Gleichzeitig find auch alle andern Diftriftspolizeibehörden und Po: 
lizeiftellen, welche nad der Verbreitung und der Wirffamkeit des Vereins 
Bolzugsanordnungen zu treffen haben könnten, rechtzeitig in Kenntniß 
zu jeßen. 

40. Die Öffentlihe Belanntmahung erfolgt nah Maßgabe ber 
Verbreitung und der Wirkſamkeit des betreffenden Vereines durch bie 
Local: oder Kreisamtsblätter. 

41. Sollten die Beſchlüſſe auf Schließung eines Vereines im ge: 
jeglichen Wege außer Wirkfamfeit gefeßt werden, jo erfolgt die Kundgabe 
dieſer Entjheidung im denſelben Blättern und an bdiefelben Behörden 
durch und am welche bie Nachricht von dem Schluſſe erging. 


g) Uebertretungen bes Geſetzes. 


42. Bezüglidy der Uebertretungen bes Geſetzes liegt den Polizei: 
behörden nur jene Thätigfeit ob, welche ihnen nach den allgemeinen Straf: 
gefeßen Hinfichtlich der Verhütung von Vergehen, der Sorge für unver: 
rüdte Erhaltung des TIhatbeitandes, der Sammlung der Beweisbehelfe 
und ber Mittheilung ihrer Wahrnehmungen an die Staatsanwaltſchaft 
zukommt. 

43. Sie dürfen Verſammlungen und Vereine, welche unter die 
Beſtimmungen des Geſetzes fallen, und bezüglich welcher die geſetzlichen 
Vorſchriſten nicht erfüllt wurden, nicht dulden, ſondern haben zu deren 
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Derhinderung ober Auflöfung die nöthigen Vorkehrungen, fowie fie Kennt: 
niß von einer geſetzwidrigen Abſicht erhalten, ungefäumt mit aller zur 
Aufrechthaltung der öffentlihen Ordnung und Sicherheit erforderlichen 
Umficht zu treffen und die Beitrafung der Uebertreter des Geſetzes durch 
gehörige Anzeige an die betreffende Staatsanwaltichaft zu veranlaſſen. 


h) Theilnahme ber Stabtcommiffäre an den polizeiliden 
Bunctionen. 


1. In den unmittelbaren Städten Tiegt zwar zumächft dem Stadt: 
magiftrate die Sorge für den pflichtgemäßen Bollzug des Geſetzes über 
Verſammlungen und Vereine ob, 

Bei der Wichtigkeit, welde jebody der gefammte Bollzug dieſes 
Geſetzes für die Erhaltung der öffentlihen Nuhe und Ordnung, und 
unter Umjtänden für das Anterejie des Staats im Allgemeinen behauptet, 
find bie Stadtcommiffäre berechtigt und verpflichtet, auf Grund ber Art. 
2, 3, Aa, 1le, 12 und 13 ber V. vom 15. Sept. 1818, fidy über 
alle bezüglichen Vorkommniſſe in fortgefegter Kenntniß zu erhalten und 
ihre ontrolmitwirkung eintreten zu lafjen. 

Diefe Befugniß erfcheint nur in jenen Fällen ausgelaffen, wo das 
Geſetz eine Zuftimmung der Oemeindeverwaltung als der Vertreterin 
der gemeindlichen Intereſſen vorausſetzt oder fordert. 

2. Bei unmittelbaren Magiftraten, welche diftriftspolizeilihe Fune— 
tion üben, fällt die nad Art. 2 des Geſetzes angeordnete Anzeige der 
DOrtsbehörde bei der Diftriftspolizeibehörde hinweg. 

Dagegen hat der Stabteommifjär Einleitung zu treffen, baß er 
auf dem Wege gegenfeitigen Benehmens von allen bezüglihen Vorkomm— 
uiffen rechtzeitig Anzeige erhalte und in den Stand gefeßt werde, bei 
ber Berathung und Beihlußfaffung nad Umftänden mitzuwirken. 

3. Wenn bei Berfammlungen eine dringende Gefahr für die 
öffentliche Ordnung und Sicherheit vorhanden ift oder zu beforgen ftebt, 
fo ift der k. Stabtcommiffär gemäß F 116 und 13 ber B. vom 15. 
Sept. 1818 ermädtigt und verpflichtet, nad näherem Ermefjen unter 
perfönliher Berantwortlicgfeit die nöthigen Verfügungen in eigener Com: 
petenz zu treffen. 

Gleiche Befugniffe kommen dem Stabteommifjär bezüglich des 
Schließens bejtehender Vereine gemäß Art. 19 des Gefeßes zu, foferne 
er eine folhe Maßnahme im nterefje der öffentlihen Nuhe und Orb: 
nung für dringend geboten erachtet. 

4. Die Abordnung von Bevollmächtigten der Polizeibebörde zu 
Derfammlungen fol wo möglich ftet8 unter Kenntnißnahme und be: 
ziehungsweife Mitwirkung des Stadteommiffärs verfügt werden, fowie 
ihm ſelbſt freifteht, nach Umftänden bei folden Verſammlungen perfön: 
lich zu erſcheinen. 

5. Um eine fortwährende Weberficht der beitehenden Vereine und 
ihrer Sabungen zu haben, hat der Stadtcommiſſär ein Duplicat der bei 
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dem Magiftrat zu führenden BVerzeichniffe ber im Stadtbezirk beftehenden 
politiſchen und nicht politifchen Vereine, fowie Abfchriften der vorgelegten 
Sabungen zu führen; er ift befugt, von ben politijchen Vereinen die er- 
forderliche Auskunft gemäß Art. 14 des Geſetzes zu verlangen, fowie 
er fid) überhaupt in fleter Kenntniß von dem Wirken ber politifchen 
Bereine zu erhalten und von allen wichtigen Wahrnehmungen unb ver: 
fügten außerordentlihen Maßnahmen Anzeige zu erftatten bat. 

(ME. von 5. März 1850, Döl. XXIX. ©. 341.) 

Das Geſetz vom 26. Febr, 1850, VBerfammlungen und Vereine 
betr., faßt die Vereine blos vom Standpunkte ber polizeilichen Beauf: 
fihtigung auf. 

Durch das Geſetz vom 29. April 1868, Geſ.Bl. S. 1191, „die 
privatrechtliche Stellung der Vereine betr.“, werben die civilrechtlichen 
Berhältnifje der Vereine geregelt, und namentlich die Normen feftgefeht, 
unter welchen Vereine die Rechte einer juriftifchen Perjönlichkeit erlangen 
können. 

Es können übrigens Vereine von ſolcher Ausdehnung und Organi— 
ſation beſtehen, daß ſie die durch das Geſetz vorgeſchriebenen Bedingun— 
gen für Erlangung der Rechtsperſönlichkeit nicht erfüllen können; dieſen 
bleibt es, wie bisher, unbenommen, bie Nechtsperfönlichfeit auf dem 
Wege landesherrliher Verleihung nachzuſuchen. 


10. Sicherung gegen Unglüdsfälle. 
a) Anwendung von Dampfmafdinen. 


Nach Art. 151 des P.St.G. find die Verordnungen über Prü: 
fung, Aufftellung und Gebrauh von Dampf: und anderen ficherheitd- 
gefährlihen Maſchinen und dazu gehörigen Vorrichtungen und Leitungs: 
röhren aufrecht erhalten. Der $ 74 der VV. vom 19. April 1862 
weifet gleichfalls auf diefe Verordnungen hin. 

Die A. V. vom 9. Sept. 1852, RB. S. 1073, die Sicher: 
heitsmaßregeln bei der Anlage und dem Gebrauche von Dampfteffeln 
orbnet an, daß die Aufftellung feititehender Dampfmafdinen nur nad 
vorhergegangener Inftruction von den Baupolizeibehörden geftattet werden 
fönne. Zur Begutachtung über die AZuläffigkeit folder Mafchinen werden 
in jedem Regierungsbezirfe von der Kreisregierung bejondere Techniker 
aufgeftellt. 

Wenn nad dem Gutachten diefer Commifjion Gefahr befteht, fo 
entjcheidet über die Zuläffigkeit der Aufitellung der Dampfmaſchinen in 
1. Inſtanz die Regierung. 

Die aufgeftellten Maſchinen find zeitweife tehnifch zu unterfuchen. 

Die A V. vom 7. Aug. 1864, R.Bl. ©. 1066, Sicherheitd: 
maßregeln bei ber Anlage und dem Gebrauche von Dampfkefjeln und 
Dampfmafcinen hebt die frühere vom 9. Sept. 1852, und das kaiſer— 
lihe Decret von 5. Oct. 1810 auf. 
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Zur Aufftelung von Dampfmaſchinen ift polizeilihe Bewilligung 
nothwendig. 

Sie wird ertheilt von der Diſtriktspolizeibehörde in J. und von 
der Kreisregierung — unter collegialer Berathung — in II. Inſtanz. 

Durch U. 3. vom 12, Febr. 1865, RB. ©. 223, find bie 
F8 5, 8, 9, 11, 13, 15, 22, 26, 28 der ®. vom 7. Aug. 1861 
abgeändert. 

Hiezu erläuternde Entſchließungen des Handelsmmifteriums vom 
6. Sept. 1866, K.A. Bl. ©. 1160. 

Entihliegung des Minifteriums bes Handels vom 28. Jan. 1868, 
K.A.Bl. ©. 1588, Erläuterung der Verorbn. vom 7. Aug. 1864. 

Bon der Prüfung der Dampffefel der Branntweinbrenn Apparate 
iſt mit Rüdfiht auf den geringen Grab ber darin erzeugten Dämpfe 
von einer Prüfung mitteld Wafjerdrudes Umgang zu nehmen, fo bald 
fih der Prüfungs: Commiffär von der ftrengen Einhaltung der Bor: 
fchriften über die Sicherheitsventile, Manometer, Wafferftandszeiger und 
Speifepumpen überzeugt bat. 

Ferner ME. vom 17. Jan, 1869, K. A.Bl. S. 161, Sicher: 
beitSmaßregeln bei der Anlage und dem Gebrauche ber Dampffefel und 
Dampfmafcinen betr. 


b) Legebüchſen und Selbſtgeſchoſſe. 


Schon ein Generale vom 30. Aug. 1780 verbietet das Legen 
von Selbitaefhofien. 

Der Art. 149 des P.St.G. verbietet gleichfalls die Legung von 
Selbftgefhofien, Sclageifen, Fußangeln u. bergl. an bewohnten ober 
von Menſchen befuchten Orten, geftattet jeboch folche Vorrichtung mit 
Miffen und Bewilligung der Polizeibehörvden; auf fremdem Eigenthum 
nur unter gleichzeitiger Zuftimmung bed Befigers, 

Als zuftäudige Polizeibehörde ift durd AU. V. vom 24. Juni 
1862 $ 17, R.B1. 1862 ©. 1423, die Diftriftspoligeibebörde, beziehungs: 
weife der erponirte Bezirksamtsaſſeſſor, in München die Polizeidirection 
bezeichnet. 

Daß übrigens folhe Bewilligungen nur mit großer Vorſicht zu 
ertheilen, fowie, daß bei allenfallfigen Bewilligungen auch ftets die ent: 
fpredyenden Borfihtsmaßregeln zu treffen feien, verſteht fi von felbt. 


e) Eritidungen durch Kohlendampf. 


Das Publikum fol über das Schädlihe und Gefährliche diefes 
Erwärmungsmitteld durch Kohlendampf dur zeitweilige öffentliche Aus: 
fhreibung in den Local: und Kreisblättern belehrt, ebenſo ſoll im Schul: 
unterricht darauf aufmerkſam gemacht werden. 

(M.E, vom 2. Febr. 1838, Döl. XIN. ©. 775.) 


Nar, Handbuch ber bayer, Diiie.Berw.Bebörben. III. Aufl. 18 
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d) Einſturz von Kiesgruben. 


Gleiche Belehrung ſoll hinſichtlich der unvorſichtigen Bebauung 
und Bearbeitung von Kiesgruben gegeben werben, 
(M,E, von 25. Sept. 1826 ibid. 776.) 


e) Gefahren durch Thiere. 


Nah Art. 141 des P.St. G. hat jeder Eigenthümer eines zahmen 
Thieres, wenn es befondere bösartige Eigenſchaften hat oder fonft Schaden 
vernrfachen fönnte, die zur Verhütung von Gefahr für Perſonen oder 
Sachen erforberlihen Vorſichtsmaßregeln zu treffen, wibrigenfalls er 
einer Strafe verfällt. 

Ferner bejtimmt Art. 140 des P.St. G.: Daß derjenige ſtrafbar 
ſei, welcher ohne polizeilihe Bewilligung gefährliche wilde Thiere hält 
und bezüglidy derfelben die zur Verhütung von Beſchädigungen ihm poli: 
zeilich aufgetragenen oder fonjt erforberliben Maßnahmen vernadhläfligt, 
oder nicht augenblidlid der Polizei anzeigt, jobald ihm ein ſolches Thier 
aus der Verwahrung entkommen ift. 

Die Polizeibehörde ift befugt, die Thiere, rückſichtlich welcher die 
Uebertretung begangen worden ift, töbten zu laſſen. -— Ein ausgebrode: 
nes Thier folder Art darf von Jedermann getödtet werben. 

Da bei dem Halten von geführlihen wilden Thieren die allge: 
meine Sicherheit betbeiligt ift und polizeilihe Mafßregeln und Anord: 
nungen zur Fernehaltung von Oefahren getroffen werden müfjen, fo 
fteht die Bewilligung zur Haltung von derartigen wilden Thieren, bie 
Beitimmung der befonderen Sicherheitsvorkehrungen und ber Beſchluß 
auf Tödtung folder Thiere nur den Diftriftspoligeibehörben, beziehungs- 
weife ben erponirten Bezirksamtsafjefjoren, in München der Polizei— 
direction, zu. 

(A. V. vom 24, Juni 1862, $ 14, RB. ©. 1421.) 

In Bezug auf Unglüdsfile durch Bauunternehmungen, im 
Straßenverkehr 2c. wird bei ben fpeciellen Titeln über Bauweſen, Fabrik— 
weſen und Straßenpolizei das Erforderlihe bemerkt werben, 


Sedster Abſchnitt. 
Paß⸗ und Fremdenwefen. 


A. Pahwefen. 


Die früheren Verordnungen über das Paßweſen find außer Wirk: 
ſamkeit geſetzt. 

Auf Grund einer Uebereinkunft vom 7. Febr. 1865 zwiſchen 
Bayern, Sachſen, Würtemberg, Hannover, R,Bl. 1865 ©. 1393, 
welcher nachträglich beigetreten find: 

a) die fürſtl. Schwarzburg:Sonderhaufifhe Regierung, R.Bl. 1866 

©. 139, 

b) die Regierung des Fürſtenthums Neuß jüngere Linie zu era, 

R.Bl. 1866 ©. 800, 

©) die herzogl. Naffanifche Regierung, RB. 1866 ©. 311, 
d) die großherzoglid Sachſen-Weimarſche Regierung, eben jo Sachſen— 

Meiningen, R.Bl. 1866 ©. 426, 1393, 
iſt die k. A. V. vom 9. Dez. 1865, R.Bl. ©. 1410, das Paßweſen 
betr., erlaffen worden, Sie ordnet an: 


g 1. 

Bayeriſche Staatsangehörige bedürfen zu Reifen und zum Aufenthalte im 
Inlande, zum Austritte über die Grenze, zur Rückkehr in das Königreich, ſowie 
zu Reifen außerhalb besjelben in den ben Paßvereine angebörigen Staaten, vor: 
bebaltlih der befonderen Beflimmungen ber 86 4 und 5, Feines bejonberen 
Reifepapiers. 


52 

Ausländer find beim Eintritte in das Königreih, beim Austritte über bie 
Grenze, jowie während ihres Aufenthaltes oder ihrer Reiſen im Inlande unter 
ben im $ 1 bezeichneten Vorbehalte von der Verpflichtung zur Führung eines 
befonberen Reifepapiers befreit. 

Die Staatsminifterien des F. Haufes und des Neußern, dann des Innern 
find jedoch ermächtigt, ben Eintritt von Angehörigen auswärtiger Staaten in das 
Königreich, ſowie deren Aufenthalt und Reifen in demfelben von dem Beſitze eines 
ordnungsgemäßen Paſſes aus Nüdfiht auf bie paßpolizeilihe Behandlung der 
bayeriſchen Staatsangehörigen in diefen Staaten durch befondere Anordnung ab: 
bängig zu machen. — 


83. 

Reiſepapiere werden weder bei dem Eintritte in das Königreich, noch beim 
Austritte aus demſelben, noch während des Aufenthalts und ber Reiſen im In— 
fande vidirt, vorbehaltlid jedoch ber Bellimmung bes $ 4 Abi. 1. 

Diefelden bedürfen auch nicht das Bifum einer bayerischen Gejandtidaft 
ober eines fonftigen bayeriſchen biplomatifhen Agenten im Auslande, foferne nicht 
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etwa das Erforberniß eines foldhen Pifum bei ben auf Grund bes $ 2 Abi. 2 
erlafienen bejonderen Anordnungen zugleich vorgeſchrieben wird, 


S 4. 

Die befonderen Vorſchriften bezüglich der Legitimirung und Meldung ber 
ein Gewerbe oder eine Erwerbsart im Umherziehen betreibenden Perjonen bleiben 
unverändert aufrecht. 

Inländer diefer Kategorie bedürfen zu ihren Reifen in ben bem Paß— 
vereine angebörigen auswärtigen Staaten eines Reifepaffes oder einer von ber zu: 
fländigen bayerijhen Behörde ausgeftellten Beglaubigungsurkunde, in welcher ihre 
N Drtsangehörigkeit, Perfonalbefhreibung und Namensunterſchrift ent: 

alten iſt. 

’ Ausländer, welche im Königreihe um die polizeilihe Bewilligung zum 
Hanfirhandel ober zu einer fonftigen, im Umberziehen zu betreibenden Erwerbsart 
nachſuchen, müſſen mit einem Reifepaffe oder einer von ber zuftändigen Behörde 
ihres Heimatsjtaates ausgeftellten Beglaubigungsurfunde des bezeichneten Inhalts 
verjeben fein. 


$5. 

Handwerfsgefellen und Gewerbsgehilfen müffen bei Reifen im Königreiche 
zum Zwede ber Aufſuchung von Arbeitögelegenheit, mit dem vorgefchriebenen Ar: 
beitsbuche verfehen fein. 

Handwerkögefellen, Gewerbögebilfen, Dienftboten und andere Inländer, 
welche außerhalb des Königreihs in einem dem Papvereine angebörigen Staate 
Arbeitsgelegenheit oder Dienſte auffuchen, bedürfen eines Paſſes oder müfjen die 
nur für das Inland giltige Reifelegitimation ihres Arbeits-, beziehungsweife 
Dienfibotenbudes auf jene Neifen ausdehnen laſſen. 

Ausländer, weldhe im Königreihe zum Zwede bes Aufſuchens von Ar: 
beitsgelegenheit oder Dienften reifen, müflen mit einem Paffe oder mit einem von 
ber zuftändigen Behörde des Heimatsftaates ausgeftellten Arbeits-, Dienftboten: 
buche oder fonftigen Ausweife verjehen fein, in weldem ihre Staats: und Orte: 
angehörigkeit, Perfonalbeihreibung und Namensunterfchrift enthalten ift. 


$ 6. 

Bayeriſchen Staatsangehörigen find auch in Zufunft auf ihr Verlangen zu 
Reifen im Inlande Legitimationsurfunden und zu Reifen im Auslande Pälfe zu 
ertbeilen, foferne Fein geſetzliches Hindernig entgegenfteht,» bei unfelbftftändigen 
PVerfonen die erforberlihe Zuftiimmung der biezu Berechtigten beigebracht, bie be: 
trefiende Perjon mit den notbwenbigiten Reifemitteln —— und von derſelben 
eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit nicht mit Grund zu beſorgen iſt. 

Das Inſtitut der Paßkarten bleibt unverändert aufrecht und richtet ſich die 
Ausſtellung dieſer Karten nad ben einſchlägigen beſonderen Beſtimmungen. 


87. 
An Staats: und öffentliche Diener dürfen Reiſepapiere nur ertheilt werben, 
wenn bie zu deren Meifen erforderliche dienftlihe Bewilligung beigebracht ift. 
Die Ausfielung von Reifeurfunden an Militärperfonen bemißt fi nad 
ben hiewegen bejtehenden befonderen Vorſchriften. 


$ 8. 
Ausländern, welche Fein Meifepapier befigen, jedoch auf fonftige Weife fidh 
enügend zu legitimiren vermögen, kann auf Verlangen ein Paß zu Reifen im 
Inlande und in dem übrigen Paßvereinsſtaaten oder zur Rüdreife in das Ausland 
bis auf die Dauer von vier Wochen ertheilt werden, foferne biegegen fich fein 
Bedenken geltend madıt. 
Bon ber erfolgten Ertheilung von Päffen an Angehörige der Papvereins: 
Raaten find deren Heimatbehörden zu — 


Die Legitimationsurkunden und die Reifepäffe find nad gleihmäßigen, für 
biejelben —— Formularien auszuſtellen. 
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$ 10. 
Der ausgeftellte Reiſepaß foll enthalten: Bor: und Zunamen, Stand 
ober Beſchäftigung, Wohnort, Reifeziel, Unterfchrift, Perfonalbefchreibung bes 
Reiſenden, Giltigfeitsdauer, 


g 11. 

Der Reifepaß darf in ber Regel nur auf eine Perſon ausgeftellt werben. 

Bezüglich der Begleitung bes Reiſenden, welche deſſen Ehegattin, Kinder, 
Pflegbefohlene oder minderjährige Anverwandte, Gefolge und Dienerſchaft begreift, 
genügt jedoch deren namentliche Erwähnung unter Angabe ihres bezüglichen Ber: 
bältnifjes zu dem Reifenden in dem Paſſe des letzteren. 

Ebenfo iſt bei der Schiffmannſchaft auf Schiffen und Flößen genügend, 
wenn das namentliche, die Perfonalbeichreibung enthaltende Verzeichniß diefer 
Mannſchaft dem Paſſe des Schiff» oder Floßführers beigefügt oder in die von ber 
zuftändigen Diftriftspolizeibehörbe beglaubigten Equipagen: Rolle eingetragen wird. 


$ 12. 
Die Legitimationsurfunden werden bis auf die Dauer eines Jahres aus: 
geftellt und können verlängert werben. 
Die Dauer ber Reifepäffe ift nad den mafgebenden Berhältniffen jedes 
einzelnen Falles feftzufegen, fol jedoch ohne befondere Gründe nicht über 3 Jahre 
erſtreckt werden. 


$ 13. 
Die Ausftellung ber Legitimationsurfunden fteht: 
1) in Münden ber k. Polizeidirection, 
2) in ben andern, ben Kreis: Berwaltungsftelen unmittelbar untergeorbneten 
Städten ben f. Stabtcommiffariaten, 
3) in ben übrigen Polizeibezirfen den k. Bezirksämtern, beziehungsweife ben 
erponirten Bezirfsamtsaffefforen 
bezüglich der Inländer zu, welche in bem betreffenden Polizeibezirte heimatberech— 
tigt find oder zeitlich ſich aufhalten. 


$ 14. 
Zur Ausftellung von Päſſen in das Ausland find ermächtigt: 
1) bas Etaatsminifterium des F. Haufes und des Aeußern an alle Inländer 
ohne Ausnahme, 
2) bie Kreisregierungen, Kammern bes Innern, an bie in bem betreffenden 
Regierungsbezirfe Wohnenden, 
3) die im $ 13 genannten Diftriftepolizeibehörben an die Perfonen, welche in 
bem betreffenden PBolizeibezirfe ihren Wohnſitz haben. 
Diefe Ermächtigung erfiredt fih au auf bie Ausdehnung ber Arbeits: 
und Dienftbotenbücer zu Reifen in das Ausland und auf die Ertheilung von 
Päffen an Auslänber, 


$ 15. 

Die an auswärtigen Höfen beglaubigten Königlihen Gefandtichaften find 
berechtigt ben im Auslande befindlichen bayerischen Staatsangehörigen Päſſe zur 
Rüdreife nad Bayern ober zur Weiterreife in das Ausland zu ertheilen, fowie 
die denjelben im Königreiche ausgeftellten Päſſe zu verlängern ober auf anbere, 
in legtern nicht angeführten Staaten auszudehnen. 

Bon jeder ſolchen Verlängerung oder Ausdehnung, fowie von jeder Erthei: 
lung eines Paſſes zur Weiterreife in das Ausland, iſt der betreffenden Kreis: 
tegierung, Kammer des Innern, Nachricht zu geben. 

Sb und in wie weit den in fremden Staaten aufgeftellten Königlichen Gons 
ſuln und Handelsagenten eine Zuftändigfeit in Paßſachen einzuräumen ſei, bat 
das Staatsminifterium des Königlichen dzuſee und des Aeußern zu beſtimmen. 


Bezüglich ber Taxen und Gebühren in Paßſachen wird bejtimmt: 
1) Für die Ausſtellung einer Legitimationéurkunde iſt lediglich der Betrag von 
vier Kreuzern (Stempelgebühr und Vergütung für das Formular) zu erheben. 
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2) Für einen Paß in das Ausland, ſowie für ben an einen Ausländer zu 
Reifen im Inlande ausgeftellten Paß iſt zu entrichten: 

a) eine Taxe von 24 fr,, wenn berfelbe von einer Diftriftöpolizeihehörbe 
ober einer Kreisregierung, Kammer bes Innern, 

b) eine Taxe von 1 fl. 12 B wenn berfelbe von dem Staatsminifterium 
bes F, Haufes umd des Aeußern andgeftellt wird. 

3) Fr die von den k. Sefandifchaften zur Weiterreife in’s Ausland ausge: 
ftellten Päſſe ift gleihfals eine Tare von 24 fr., für die von denſelben ledig: 
lich zur NRüdreife nach Bayern ertheilten Päſſe aber Feine Tare zu erheben. 

4) Bezüglih der von Conſuln oder Handelsagenten ausgeftellten Päſſe hat es 
ben im R.Bl. vom Jahre 1833 ©. 899 befannt gegebenen Anorbnnungen 
zu verbleiben. 


12, 

Leber Reijende — Anländer 8 als Ansländer — iſt verpflichtet, auf 
Anfordern der Orts: ober Difiriftepolizeibehörden ober ber mit Handhabung ber 
Sicherheitspolizei beauftragten öffentlichen Diener über feine Perfon, feinen regel: 
mäßigen Wohnfig und, joweit foldes nah den Umſtänden in einzelnen Fällen 
nothwendig erſcheint, auch tiber die Mittel zu feinem Unterhalte genügend ſich 
auszuweiſen, foierne aber in Gemäßbeit gegenwärtiger Verordnung ein bejtimmter 
Ausweis vorgeſchrieben ift, in biefer beftimmten Weife fich zu legitimiren. 

Perjonen, weldye dieſer Verpflichtung nicht aenügen, haben, abgefehen von 
ber allenfalls begründeten Strafeinſchreitung, nah Umftänden die Hemmung ihrer 
Weiterreife, die Vorführung an bie nächite Diftriftspolizeibebörbe, die Zurückweiſung 
ober andere gejegliche zuläffige Mapregeln zu gewärtigen. 


$ 18. 

Die ſämmtlichen betreffenden Polizeibeamten und Gicerheitsorgane find 
geeignet anzuweiſen, bei Ausübung ihrer Berufspflichten zwar bas öffentliche Ju— 
ſereſſe vollftändig zu wahren, zugleich aber jeder unnöthigen Beläſtigung ber Meis 
jenden ſich zu enthalten und gegen biefe flets ein anfländiges, tactvolles Benehmen 
zu beobachten. s19 


Gegenwärtige Verordnung, durch melde alle entgegenftehenden Beſtimmun— 
en aufgehoben werben, tritt mit bem 1. Jan. 1866 in bem ganzen Umfange 
e8 Königreiches in Wirkſamkeit. 


Münden, den 9. Dezember 1865. 


Zur Regelung des Vollzugs diefer Paßvorſchriften find nadfol- 
gende minifterielle Vorſchriften erlafen worden: 


Staatöminifterium Des Königl. Haufes und Des Aeußern, Dann Des 
Innern, 


Zum gleichmäßigen Vollzuge ber A. B. von 9. Dez. I. Jo., das Paß— 
weien betr, R.BI. vom Sabre 1865 ©. 1409 u. ff., werben nachſtehende Anorbs 
nungen erlajien: 


Die A. B. vom 9, d. Mts. und bie berfelben zu Grunde liegende, unterm 
7. Febr. I. Ye. zwifhen ben Megierungen von Bayern, Sachſen, Hannover und 
Mürtemberg abgeichloffene, in Nr. 64 des diesjährigen Regierungsblattes vers 
Öffentlichte Uebereinkunft bezielten eine den Anforderungen und Bebürfniffen der 
Gegenwart entiprechende Erleichterung bes Reifeverkehrs unter gleichzeitiger Wahrung 
ber Rüdfichten auf bie öffentliche Sicherheit. 

Die mit der Beforgung der Paßgeſchäfte beauftragten Stellen und Behör— 
ben werden biefen Standpunft als leitende Normen bei dem Bollzuge der neuen 
paßpolizeilihen Beltimmungen fortwährend und genau beachten. 
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II. 
(Zu $ 1 ber allerhöchſten Verorbnung.) 

In Gemäßbeit dieſes Paragraphen fällt die bisher beitandene Anforderung 
an bie Inländer, fi zu Reifen in das Ausland mit einem Reifepaffe, beziehungs— 
weife einer Paßkarte zu verjeben, nunmehr weg. 

Uetrigens muß jedem Inländer, welder eine Reife in bas Ausland beab: 
fichtigt, anheimgeftellt bleiben, fid mit den Paßvorſchriften ber betreffenden aus: 
wärtigen Ötaaten befannt zu machen und bienad gegebenen Falles mit den er: 
forberlihen Reifepapieren fi zu verfehen, um nicht wegen Mangels der Tegteren 
Beanftandungen zu unterliegen. 

Die Pappolizeibehörden haben auch in Zukunft biewegen jedem Inländer 
auf Anfragen bereitwillig die gewünfchten Aufihlüffe zu ertheilen und werben 
dabei nicht unterlaffen, die Betheiligten geeignet aufmerffam zu maden, baf in 
ihrem Intereſſe gelegen erſcheine, namentlidy bei Reifen in außerdeutiche Staaten, 
aud wenn zum Gintritte in diejelben der Befig eines befonderen Reifepapieres 
nicht vorgeichrieben ift, gleihwohl mit einem Reifepafle ſich zu verfehen. 

Zu diefem Behufe wird über den — Stand der paßpolizeilichen 
Beſtimmungen in den einzelnen Staaten Nachſtehendes angeführt: 

1) Zu Reifen in Defterreih und Preußen ift ein Reifepaß, beziehungs: 
weife eine Paßkarte erforderlich. 

2) Zur Reife in Frankreich ift ein Reiſepaß nothwendig, weldher mit bem 
Bifa eines im Auslande befindlichen franzöfifhen Gefandten oder jonftigen Re: 
gierungsagenten verſehen ift. 

3) Bezüglich der Beitimmungen über den Eintritt fremder nah Rußland 
wird auf bie Ausichreiben des k. Staatsminifteriums des Innern vom d. Nov. 
1860 und 9. März 1861, Paßvorſchriften gegenüber von Rußland betr., Nr. 978 
und 6837 hingewiefen, inhaltlih welder dieſer Eintritt nur gegen Vorzeigung 
eines vorſchriftomäßig ausgeſtellten und mit dem Viſa einer kaiſerlich ruſſiſchen 
Geſandtſchaft oder eines kaiſerlich ruſſiſchen Conſulats verſehenen Paſſes oder Wan— 
derbuches geſtattet iſt. 

4) Zu Reifen in dem Kirchenſtaate iſt ein mit dem Viſa einer apoſtoliſchen 
Nuntiatur verfchener Reifepaß notbwendig. 

5) Zu Reifen in Belgien ift ein Keifepaf erforderlich *). 

6) Zu Reifen in Großbrittanien, Spanien, Schweden und Norwegen, in 
ben Niederlanden, im Königreihe Jtalien, in ber Schweiz und ben vereinigten 
Staaten von Norbamerifa wird ein bejonderes Reifepapier nicht geforbert. 


III. 
(Zu $ 2 und 3 ber allerhöchſten Verordnung.) 


Die Beftimmungen biefer 68 erftreden fih, wie ber Wortlaut ergibt, auf 
bie Angebörigen aller auswärtigen Staaten, foferne nicht eine ausnahmsweife 
paßpolizeilihe Behandlung bezüglih der Angehörigen beftimmter Staaten durch 
minifterielle Anordnung jeweilig vorgefchrieben ift. 

Legteres ift nur hinfichtlich der franzöfifhen Staats-Angehörigen 
ber all, indem im Hinblide auf bie flattfindende paßpolizeiliche Behandlung ber 
bayerifhen Staatsangebörigen in Frankreich biemit angeordnet wird, baf ber Eins 
tritt von franzöfiihen Staatsangehörigen in das Königreich, jowie deren Aufent: 
halt und Reifen in bemfelben von dem Befige eines ordnungsmäßigen Paſſes, 
welcher mit dem Bilum einer bayerifhen Geſandtſchaft oder eines nn baye: 
rigen, zur Vifaertheilung bevollmädytigten Agenten im Auslande verjehen ift, 
auch vom 1. Jan. 1866 an wie bisher abhängig bleibt. 


*) Nad Staatsvertrag zwiſchen Belgien und Bayern bedürfen bie beiberfeitigen 
Angehörigen bei Reifen in bie pazificirenden Länder Feines Pafles, R.Bl. 1866 
S. 711. Eben jo ift ein Paß zum Eintritt in die norbamerifanifhen Staa: 
ten nicht nothwendig. 
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IV. 
(Zu $ 4 ber allerhöchſten Verordnung.) 


Bezüglich der unter den $ 4 Abſ. 1 fallenden Kategorien wird auf bie im 
ben Landestheilen biesfeits des Rheins beftehenden einfchlägigen Beltimmungen 
(Allerhöchſte Verordnungen vom 29. Juli 1863 und 28. Nov. 1864, ben Haufir 
bandel und den Berrieb der Wandergewerbe betreffend, R.Bl. vom Jahre 1863 
&. 1489 u. ff., danı vom Jahre 1864 ©. 1601 u. fi.), ſowie auf die im Re: 
gierungsbezirfe der Pfalz hiewegen geltenden Normen bingewiefen und biebei zu: 
gleich bemerft, daß in diefen Beftimmungen durch die allerhöchfte Verordnung vom 
9, Dez. 1. Jo. feinerlei Aenderung eingetreten ift. 

Es verfteht fih deshalb auch von felbft, daß die Beflimmung bes $ 4 
Ab. 3 lediglich paßpolizeiliher Natur ift und fohin bie dem bayerifhen Staate 
nicht angehörigen PVerfonen, welde im Königreihe ben Haufirbandel oder einen 
andern, von vorgängiger polizeiliher Bewilligung abhängigen Erwerbsjweig im 
Umberziehen betreiben wollen, von ber Beibringung ber weitern, zur Würdigung 
ihrer Gejuche erforderlich erfcheinenden Nachweiſungen in feiner Weife befreit. 


V. 
(Zu $ 6 der allerhöchſten Verordnung.) 


Die bisherige ——— —— Legitimationgsurkunden zu Reifen im 
Anlande und zwilchen Päſſen zu Reifen im Auslande it durch die allerhöchite 
Verordnung vom 9. Dez. I. Is. beibehalten worden, damit auch minderbemittelte 
PVerfonen, welche eine obrigfeitliche Legitimation zu Reifen im Inlande zu erhalten 
wünſchen, eine folhe gegen Entrihtung der dafür feftgefegten geringen Gebühr zu 
erlangen vermögen, joferne die verordnungsmäßigen Borausjegungen zur Aus: 
ftellung einer folden Urkunde in den einzelnen Fällen gegeben erſcheinen. 

Die Giltigkeit diefer Legitimationsurfunden erfiredt fih daher nur auf bie 
Meifen im Inlande, nicht aber auf das Gebiet ber Übrigen, bem Paßvereine an: 
gehörigen Staaten. 


VI. 
(Zu $ 7 ber allerhöchſten Verordnung.) 


Durd die allerhöchfte Verordnung vom 9. Dez. 1.%8. wird bie Austellung 
von Reijeurfunden an die in Dienfte oder mit Urlaub im Inlande, oder ind 
Ausland reifenden Militärperfonen in feiner Weife berührt; vielmehr bleiben hiefür 
auch in Zufunft die einfchlägigen, jeweilig beftehenden befonderen Vorſchriften aus: 
ſchließlich maßgebend. 


VII. 
(Zu $ 8 ber allerhöchſten Verordnung.) 


Die Pafpolizeibehörden haben von ber durch diefen Paragraph ertheilten 
Grmädtigung nur in ganz unbebenflihen Fällen Gebraudh zu machen, 
biebei aber alsdann dem betrefjenden Ausländer aud zu Reifen im Inlande nicht 
eine Legitimationsurfunde, ſondern einen Paß auszuſtellen und bei Ertbeilung 
jelher Päſſe an Angehörige der Pahvereins: Staaten die vorgejchriebene Benach— 
richtigung ber Heimatsbehörde niemals zu unterlajlen. 


VI. 
(Zu $ 9 ber allerböchften Verordnung.) 


1) Für die Legitimationsurfunden wirb bis auf Weiteres das gegenwärtig 
vorgefchriebene Formular (Art. III. und Beilage I. ber allerhöchſten Verordnun 
von 17. Jan. 1837, das Paßweſen betr.), mit dem Beifligen beibehalten, bat 
diefe Formularien auch Fünftighin Tithographiren zu laffen und im den Gebiete: 
tbeilen bdiesjeits des Rheins von den Paßpolizeibehörden ausfchließend bei ben 
Grpeditionsämtern der k. Regierungen, 8. d. J., zu beziehen find, 

Die auf Anſchaſſung des Papiers und den Drud diefer Formularien er: 
laufenden Koften find Fünftigbin aus dem Mebrbetrage ber Legitimationsurkunben: 
Gebühren Über die Stempelgebühr zu befireiten und, foweit derfelbe hiezu nicht 


Paßweſen. 281 


ausreichen ſollte, auf bie Poſition des Sicherheitsetats „Gedruckte Formularien 
für den Polizeidienſt“ zur Anweiſung zu bringen. 

2) Für die NReifepäffe wird ein neues Formular eingeführt und hiewegen 
befondere Verfügung ergehen. 


IX. 
(Zu $ 10 ber allerhöchſten Verordnung.) 


Jeder zu Reifen in das Ausland ertbeilte Pak bat bie Staaten, in weldye 
bie Reife zu richten beabfichtigt it, mit ber entipredhenden Deutlichkeit anzugeben. 
Eollectiv Benennungen bürfen biebei in Anwendung gebracht werden, injoferne 
hiedurch die Giltigkeit des Pafles nicht beeinträchtigt wird. In dieſer Beziehung 
wird inebefondere aufmerffam gemacht, daß nach ben im Defterreich beitehenden 
paßpolizeilihen Beftimmungen die von ausländifchen Behörden ausgefertigten Päſſe 
ausdrüdlic fir die Reife nad ben f. k. öſterreichiſchen Staaten ausgeftellt fein 
müffen, um als ordnungsmäßig anerfannt zu werben. 


X. 
(Zu $ 13 und 14 ber allerhöchſten Verordnung.) 


1) Ueber bie ausgeftellten Pegitimationsurfunden und Reifepäffe find von 
jeder Paßpolizeibehörde zwei getrennte Regifter nach dem anruhend mitfolgenden 
Formulare mit Sorgfalt und Pünktlichkeit zu führen. 

In einem weitern nad dem mitgetbeilten Formulare anzulegenden Regifter 
find diejenigen Perfonen vorzutragen, deren Arbeits: oder Dienftbotenbiicher zu 
Reifen in das Ausland ausgedehnt worben finb. 

2) Neifepäjje in das Ausland, für weldhe in Zukunft das Viſa einer am 
königlichen Hofe beglaubigten fremden Geſandtſchaft nody erforderlich ift, ober von 
bem Paßinhaber gewünſcht wird, find entweder auf bem vorgefchriebenen Dienft: 
wege zur Erwirkung des Bias dem f. Staatsminifterium des k. Haufes und bes 
Aeußern vorzulegen, oder es hat der Pakinhaber felbft das Bifa zu erwirfen. 

3) Gefuhe um Ausftellung von Minifterialpäffen, welche übrigens nad) 
ben gegenwärtig in auswärtigen Staaten beitehenden paßpolizeilihen Beſtimmun— 

en zu keinerlei Reifen in das Ausland ausjchließlid geboten erfcheinen, find in 

der Regel durch die einfchlägige Paßpolizei, beziehungsweiſe bie vorgefepte Dienſtes— 
behörde, an das Staatsminiflerium des k. Hauſes und bes Aeußern gelangen zu 
laffen. Ausnahmen von diefer Regel find nur bezüglich befannter Perfonen von 
höherer focialer Stellung ftatthaft. 


xl. 
(Zu $ 15 ber allerhöchſten Verordnung.) 


1) Die f. Geſandtſchaften haben von ber ihnen eingeräumten Befugniß, 
bie Verlängerung ober Ausdehnung eines Paſſes, fowie eine neue Paßertheilung 
zur Weiterreife In das Ausland vorzunehmen, nur dann Gebraud zu machen, 
wenn feinerlei Bedenken gegen ben betreffenden Reiſenden obwalten. 

Diefelben werben tibrigens ermächtigt, fih in Pahangelegenheiten mit ben 
f. Regierungen, Kammern bes Innern, in unmittelbares Benehmen zu feßen und 
ben letzteren nach Umftänben bie Reifepapiere der im Auslande befindlichen baye— 
rifhen Staatsangehörigen zur Verlängerung u. ſ. w. mitzutheilen. 

2) Zum Vollzuge bes Abi. 2 des $ 15 genügt es, wenn von Seite ber 
f. Sefandtihaften — mit Ausnahme der Fälle, in welchen aus irgend einem 
Grunde bie fofortige Benahrichtigung veranlaßt erſcheint — ben betreffenden E. 
Regierungen, Kammern bes Innern, je nad Ablauf eines Quartals ber bie 
innerhalb diejes Zeitraumes vorgenommenen einſchlägigen Bapgeichäfte Mittheilung 
gemadt wird. “ 

3) Von ber Zuftändigkeit, welche in Paßſachen den in fremden Staaten 
aufgeftellten königlichen Conſuln und Handelsagenten jeweilig eingeräumt ift, wird 
ben k. Regierungen, Kammern des Innern, und den Paßpolizeibehörden Kenntniß 
gegeben werben. 
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XI. 
(Zu $ 16 ber allerhöchſten Verordnung.) 


1) Die neuen Reifepäffe werden mit einem Stempel nicht verfchen, wie 
ſolches auch bei den Paßkarten der Fall ift. 

Für die von den Diftriftspoligeibehörben und ben k. Regierungen, Kammern 
bes Innern, ausgeftellten Bälle in das Ausland und bie an den Ausländer zu 
Reifen im Inlande ausgeftellten Päſſe ift daher Lediglich die verordnungsmäßige 
Tare von 24 fr. zu erheben, zu weldyer noch in ben Lanbestheilen biesfeits des 
Rheins die Zuftellgebühr fommt, wenn für die Zuftellung ein Gang zu machen if. 

2) Legitimationsurfunden und Reiſepäſſe find auch in Zukunft unentgeld: 
li zu verabfolgen, wenn nach den allgemeinen gejeglihen Beftimmungen über die 
Erhebung von Stempel: und Targebühren wegen Armuth einer Perfon die Er: 
hebung der für die bezeichneten Neifepapiere fejigefegten Beträge nicht Pla greift. 


XII. 
(Zu $ 17 und 18 der allerhöchſten Verordnung.) 

1) Die mit Handhabung ber Eicherbeitspolizei beauftragten öffentlichen 
Diener (Gendarmen, Polizeis und ſonſtige Gemeindediener) haben von der ihnen 
zuftehenden Berechtiaung, Reiſende zum Ausweife über ihre Perfou und ihren 
regelmäßigen Wohnfig aufzufordern, nicht nach Belieben, fondern nur dann Ges 
brauch zu machen, wenn fid; gegen einen ihnen unbefannten Neifenden ein Be: 
benfen ergibt und baher für die Sicherheitsorgane bie Verpflidytung erwächſt, fi 
über bie betreffende Perfönlichkeit Gewißheit zu verichaffen. Liegt dieſe Voraus: 
jeßung vor, fo Haben dieſelben anderjeits bie bezeichnete Aufforderung nicht zu 
unterlaflen. 

Die diefen Organen obliegende Verpflihtung, bie Beglanbigungsurfunden 
ber ein Gewerbe ober einen Erwerbszweig im Umberziehen betreibenden Perfonen 
angemeflen zu controliren und namentlich bei den Haufirern und den zum Anfaufe 
von Waaren und Waarenabfällen patentirten Perfonen auch die Waaren zu prüfen, 
wird übrigens durch bie vorfiebende Directive in keiner Weife geänbett. 

2) Bon ber weiteren Befugniß, Reifende aucd zum Ausweife über bie 
Mittel zu ihrem Unterhalte aufzufordern, haben bie gedachten Organe nur in ben 
Fällen Gebrauch zu machen, in welchen fie einen hierauf gerichteten Auftrag ber 
zuftändigen Polizeibehörde zu vollziehen haben oder aber gegen eine Perſon zu: 
gleih der Verdacht der Landftreicherei ſich ergibt. 

3) Die Reifenden — Anländer ſowohl als Ausländer — können fi, in: 
foferne fie nicht in Gemäßbeit der 65 1 mit 5 der allerhöchſten Verordnung vom 

Dez. I. Je. einen beftimmten fchriftlichen Ausweis zu liefern haben, über ihre 
Perfon und ihren regelmäßigen Wohnfip burd) befondere zu dieſem Endzwecke von 
einer zuftändigen Behörde ausgeſtellte, giltige und unverbächtige Urkunden oder 
and durch andere entiprechende Mittel, 3. B. durch fonftige Zeugnifje, Brief: 
ſchaften, durch Ausfage glaubwürbiger Inländer ausweilen. 

Aus den beigebradhten Ausweifen muß jedoch jelbftverjtändlih die Perſön— 
lichfeit des Reifenden und bejjen regelmäßiger Wohnort in gemügender Weife zu 
entnehmen fein, 

4) Reifende, welche ſich überhaupt nicht ober nicht in ber für fie wor: 
geichriebenen, beflimmten Weije legitimiren, find anzubalten und der nächſtgelege— 
nen Diftriftspolizeibehörbe vorzuführen, foferne nicht nad den näheren Umflänben 
bes einzelnen Falles es fi als genügend und zuläffig darjtellt, lediglich deren 
Weiterreife zu hemmen, fie an die Diftriftspolizeibehörde zu verweifen und ber 
legteren hierüber fojort Anzeige zu erjtatten. 

Bei Inländern, weldye den für fie (z. B. für bie Haufirer) vorgefchriebe: 
nen beftimmten Ausweis nicht liefern, hiedurch zwar einer Polizeiftrafe nad 
fih ziehenden Uebertretung ſich ſchuldig machen, nady ben über die Feſtnahme von 
Perfonen wegen ftrafbarer Handlungen beftehenden gefeglihen Beitimmungen aber 
nicht felgenommen werben dürfen, bat auch bie Vorführung und Verweijung an 
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bie Diftriftspolizeibehörbe zu unterbleiben und if lediglich über bie vorgefallene 
firafbare Handlung zur A gerichtlicher Einſchreilung fofort Anzeige in 
ber vorgeichriebenen Weiſe zu erftatten. 

Wird dagegen ein Neifender, Inländer ſowohl als Ausländer, welche ſich 
überhaupt nicht oder nicht in der vorgejchriebenen beſtimmten Weiſe legitimirt, zu 
gleich wegen einer ftrafbaren Handlun 8 (3. B. wegen Bettelus, Landftreicheret) 
auf Grund der einschlägigen gnejeglihen Beflimmungen feftgenommen, fo ift 
derſelbe nicht der Dijtrifispolizeibebörbe, fondern dem zuftändigen Staatéanwalte, 
Unterfuhungsrichter oder Einzelnrichter ohne Verzug vorzuführen. 

5) Die Diftriftspolizeibehörden haben bezüglid; der ihnen vorgeführten ober 
an fie verwiefenen Perfonen ungeſäumt bie veranlaßten weiteren Erhebungen und 
Einleitungen vorzufebren und nad Lage ber Sache Beſchluß zu fallen. 

Die k. Regierungen, Kammern des Innern, haben bienady das Weitere zu 
verfügen und hiebei insbefondere auch Eorge zu tragen, baf die Ortspolizeibehör: 
ben auf bie ihnen in vorwürfiger Angelegenheit zujtehenden Befugnilfe und ob: 
liegenden Verpflichtungen aufmerkſam gemadt und bie örtlihen Polizeiorgane ars 
gemefjen inftruirt werben, 

Wegen ber Anftruirung der Gendarmerie-Mannſchaſt ift Entſchließung an 
bas f. Gendarmeriecorps s Commando ergangen. 


Münden, den 23. Dezember 1865. 


Regifter 
über 
bie ertheilten Reifepäffe (Xegitimationsurfunden) 
22 a ER 
Jahrgang 18. . . 
Zu: und | Stand ober Wohnort Berfonat 


Borname | Beihäftigung 















tionsurfunden, 
Reiſezwech). 





Beſondere 
Kennzeichen. 
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Das Miniſterium des Innern macht im Vollzug der Verordn. 
vom 9. Dez. 1855 unterm 24. Mai 1867 bekannt, daß an Auslän— 
der, welche im Königreich als Handlungsreiſende, Handlungsdiener oder 
in ähnlicher Eigenſchaft in Condition getreten ſind, auf ſchriftlichen An— 
trag ihres Principals, und gegen Hinterlegung von Heimatſcheinen, 
Reifepäffen oder fonftigen Yegitimationspapieren Päſſe zur Reife im In— 
lande, in den übrigen Paßvereinsftanten, und im Auslande ertheilt 
werben dürfen, foferne ſich biegegen in feiner Beziehung ein Bedenken 
geltend madıt, und das nachgeſuchte Nerfepapier zur Legitimation bei 
bei ben im Dienfte des Prinzipals unternommenen Reifen zu dienen hat. 

Bon ber erfolgten Ertbeilung eines folhen Paſſes ift die Heimats— 
behörde des Papempfängers in Kenntniß zu feßen und bleiben bie depo— 
nirten Papiere bis zur Zurüdgabe bes neuen Paſſes bei der ausjtellen- 
ben Behörde deponirt. 


Papfarten. 


Durch V. vom 14. Jan, 1851 find auf Grund einer Convention 
Bayerns mit Staaten des beutfhen Bundes Paßkarten als Reifelegiti- 
mationen eingeführt worden. hr Zweck ijt darauf gerichtet, den An: 
gehörigen dieſer Staaten bie bei der Anlegung von Eifenbahnen rüd: 
fihtlid der Beförderung bes Verkehrs beabfichtigten Vortheile aud) 
durch eine erleichterte Handhabung der Frembenpolizei zu Theil werben 
zu laſſen. , 

An diefer Convention nehmen Theil anßer Bayern: Preußen, 
Sachſen, Hannover, Medlenburg, Schwerin, Sadyfen : Weimar, Sadfen: 
Aitendurg, Sadfen: Coburg: Gotha, Braunfhweig, Neuß ältere und 
jüngere Linie, Schaumburg tippe, Bremen und Hamburg, Sadjen: 
Meiningen, Anhalt: Defjau und Köthen, Anhalt: Bernburg; ferner find 
beigetreten: Baden, R.Bl. 1852 ©. 137, Frankfurt a. M., RB. 1851 
©. 463, Hefien, Churfürſtenthum, 1851, ©. 151, Heffen, Großherzog: 
tbum, 1851 ©. 540, Lippe 1852 ©. 627, Kübel 1851 ©. 151, 
Medlenburg: Strelit 1851 ©. 1001, Naffau 1851 ©. 258, Dlben: 
burg, Großherzogthum, 1852 ©. 1401, Schwarzburg : Rubolftabt 1851 
S. 105, Waldeck 1852 ©. 5, Würtemberg 1851 ©. 463. 

(Döl, XXIX. ©. 275 u. f.) 

Die Convention enthält folgende Beftimmungen: 

Art. I. Die Angehörigen der vorgenannten Staaten find, vor: 
behaltlih der Beſchränkungen in Art, II. und IV. befugt, ſich bei ihren 
Reiſen innerhalb des Gebiets der genannten Staaten, anftatt der ge 
wöhnlihen Päffe der Paßkarten zu bebienen. 

(3.3. vom 18. Jan. 1851, Döl. XXIX. ©. 192.) 

Bei Ausftelung der Paßkarten find die Empfänger aufmerkſam 
zu machen, daß fie nur im Gebiete derjenigen beutfchen Staaten, welde 
ber Papkartenconvention beigetreten find, Giltigkeit haben. 

(ME. vom 30. Juni 1852, Döll. XXIX. ©. 296.) 
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Art. I. Paßkarten dürfen nur foldyen Perfonen ertheilt werben, 
welde: 

4) der Bolizeibehörde als vollkommen verläffig und ficher befannt, auch 
2) völlig felbititändig find, und 
3) im Bezirk der ausftelenden Behörde ihren Wohnfig haben. 

Ausnahmsweiſe können Paßkarten ertbeilt werden: 

a) Studirenden, mit Zuſtimmung der betreffenden Univerſitäts— 
behörden am Univerſitätsorte. 

(ME. vom 24. Jan. 1854, K.A.Bl. ©. 73.) 

b) Militärperfonen, mit Genehmigung ihrer Militärvorgefeßten 
an ihrem jebesmaligen Aufenthaltsorte, 

Nach Kriegsm.Entfchl. bleiben Milttärperfonen von Erlangung von 
Paßkarten ausgefchloffen. 

(M.E. vom 17. Febr. 1851, DU. XXIX. ©. 288.) 

e) Unfelbftftändigen Yamiliengliebern auf den Antrag des Fami— 
lienhauptes (Vaters ober Vormundes), jedoch nur, wenn fie das 18, 
Lebensjahr überſchritten haben, 

d) Handlungsdienern, auf ben befondern Antrag ihrer Prinzipale 
am Mohnorte der lebteren. 

Befindet fi der Diener nit am Wohnorte des Prinzipals, ober 
vielleicht im Auslande, fo ift zu prüfen, ob nicht vor der Ausftellung 
der Paßkarte ein Benehmen mit der Polizeibehörde des Aufenthaltsortes 
bes betreffenden Handlungsbieners veranlaßt erſcheine. In die Paßkarte 
des Handlungsdieners ift übrigens auch der Name oder die Firma bes 
Prinzipald einzutragen. 

(M.E. vom 14. Jan. 1854 Ziff. 4, K. A.Bl. ©. 74.) 

e) Die Befhränfungen, welche für Ausftellung von Paßkarten 
an Staats: und Öffentliche Diener durch M.E. vom 23. April 1853, 
DU. XXIX. ©. 296, angeordnet waren, find durch M.E. vom 31, 
Aug. 1860, KABEL. ©. 1247, aufgehoben, 

Die Ausftelung von Paßkarten auch an Staats und öffentliche 
Diener ift nur an Erfüllung der in Art, 25 der V. vom 17. Ian, 
1837 gefeßten Bedingung gefnüpft, alfo nur gegen Vorzeigung ber er: 
haltenen bienftlihen Reifebewilligung oder des Urlaubs geitattet. 

Dupficate von Paßkarten dürfen nicht ausgefertigt werben. 

(B.B. vom 18. Jan, 1851, Döl. XXIX. ©. 279.) 

Um den ausjtellenden Behörden die im öffentlichen Intereſſe un: 
bedingt nothwendige Cognition über die volllommene Zuverläffigkeit des 
um die Paßkarte Nachfuchenden in umfafjendfter Weife zu wahren, ift 
nah Art. II. dem Nachſuchenden kein förmlicher Anfprud auf die Aus— 
ftellung der Paßkarte zugeftanden. 

Segen Berweigerung der Ausftelung fteht das Recht der Be: 
fhwerbeführung offen. (ibid. — Ziff. 6.) 

Die beſchränkende Beltimmung ber ME. vom 8, Yuli 1853, 
Döll. XXIX. ©. 298, bezüglid der Ausftelung von Papkarten an 
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Pfarrer, Schullehrer und Gemeinbebedienftete erfcheint durch die obigen 
bezüglich der Staats» und öffentlihen Diener ertheilte Bewilligung vom 
31. Aug. 1860 bejeitigt. 

Ausländern, welche einem ber contrahirenden beutfhen Staaten 
angehören, Fönnen nad ber PBaßfartenconvention aud außerhalb ihres 
Heimatortes von der zuftäindigen Behörde desjenigen Ortes, wo biefelben 
ihren Wohnfig aufgefhlagen haben, Paßkarten ausgeftellt werben. Die 
Paßpolizeibehörden des Königreichs haben die in Folge defien von Be: 
hörden anderer Staaten ausgejtellten Paßkarten zwar zu rejpectiren, 
find jedoch angewiefen, die Ausftelung von Paßkarten an Ausländer 
vorläufig und bis zur Ertheilung der ausbrüdlichen Bewilligung biezu 
durchaus zu unterlaſſen. 

(ME. vom 14. Ian, 1854, LAD. ©. 73.) 

Urt. II. Ehefrauen und Kinder, weldye mit ihren Ehegatten und 
Eltern, ſowie Dienftboten, welche mit ihren Herrſchaften reifen, werben 
durch die Paßkarten der leßteren legitimirt. 

Eine befondere Erwähnung biefer Perfonen in der Paßlarte iſt 
nicht notbwendig. 

(BB. vom 18. Jan, 1851 Ziff. IV, Döll. XXIX. ©. 280.) 

Ausftellung von Paßkarten an Ehefrauen ift geitattet. 

(M.E. vom 24. Ian. 1854 Ziff. 2 und 5 LABEL ©. 73.) 

Art. IV, Die Paßkarten bleiben allen denjenigen verfagt, welde: 

1) nad) den bejtehenden Geſetzen aud bei Reifen im Inlande paß— 
pflihtig find, jedenfalls den Handwerksgeſellen und Gewerbe: 
gehilfen, 

2) den Dienſtboten und Gewerbſuchenden aller Art, 

3) denen, welche ein Gewerb im Umherziehen betreiben. 

Anſäſſigen Handwerksgefellen ift in ihrer Eigenfchaft als Bürger, 
Hausbefiger u. dergl. die Ertheilung von Paßkarten unter fonftigen Vor: 
ausfeßungen nicht zu verweigern. 

(ME, vom 14. Jan, 1854 Ziff. 6, K. A.Bl. ©. 74.) 

Art. V. Die Paßkarten find auf die Dauer eines Salender: 
jahres giltig. 

In der Äußern Form wird die möglichſte Uebereinftimmung zwi: 
fhen allen dem Paßvereine angebörigen Regierungen beobadtet. 

Der muthmaßlihe Bedarf an Formularien ift vor Ablauf bes 
Kalenderjahres durd die Diftriltspolizeibehörde bei der Kreisregierung 
anzuzeigen, 

Art, VI Die Austellung von Paßkarten fteht zu: 

1) dem k. Etaatsminifterium des k. Haufes, bezüglich aller Inlänber, 

2) den Kreisregierungen, bezüglich der in dein betreffenden Regierung: 
bezirt Wohnenden, 

3) den mit ben Paßgeſchäften betrauten k. Diftriftspolizeibehörben, 
bezüglich derjenigen Perfonen, welhe in dem betreffenden Polizei: 
bezirfe ihre Wohnung haben. 
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Die letzteren bedürfen feiner Gegenzeihnung durch die SKreisres 
gierung. Die von den zuftändigen Paßbehörden ausgeftellten Paßkarten 
werden in ben ©ebietötheilen der dem Pafkartenvereine angehörigen 
Staaten gleihmäßig reſpectirt. 

Ueber die ausgeftellten Baßkarten ijt ein Journal zu führen. (Darüber 
unten. 

et. VO. Eine Bifirung der Paßkarten findet nicht Statt. 

Art. VIII Die vereinbarten Paßkarten enthalten auf der erjten 
Seite: 

1) das Wappenfhilb bes betreffenden Staates, 

2) das Kalenderjahr, auf weldes die Paßfarte lautet, 

3) Namen, Stand und Wohnort des Inhabers, 

4) Fertigung ber ausftellenden Behörde mit Unterfchrift und Siegel, 

5) die Nummer ded Papkfartenjournals, z 

6) das im feinen 4 Rubriken forgfältig auszufüllende Signalement 
des Inhabers, 

7) deſſen eigenhändige Unterfchrift; auf dem Rande endlich 

8) die Hinweifung auf die in dem betreffenden Staate gegen Fälſchung 
oder Mißbrauch der Päſſe und Paßkarten zu verhängenden Straf: 
beftimmungen. 

Die BB. vom 18. Juni 1851 Ziff. VIII. jchärfen die größte 
Borfiht und Genauigkeit in Ertheilung und Ausfertigung der Paßkarten 
ein, und verpflichten die Behörden zur unverzüglihen Anzeige wahrge: 
nommener Berftöße. 

Art. IX. Die in diefem Artikel bezüglich der Fälſchung und des 
Mißbrauchs von Paßkarten enthaltenen Strafbeitimmungen, fowie alle 
bisherigen Geſetze über Fälſchung von Reifelegitimationen, conf. Gef. 
vom 11, Sept. 1825, Geſ.Bl. ©. 52, find außer Wirkſamkeit geſetzt. 
An ihre Stelle tritt das St.G.B. Art. 180. 

Die Fälfhung eines Reiſepaſſes oder einer Pahfarte wird mit Gefängniß 
bis zu 3 Monaten oder an Geld bis zu 200 fl., die Fälſchung eines Arbeits-, 
Wander: oder Dienfibuches oder eines andern die Stelle des Reiſepaſſes vertreten: 
* ERDE mit Arrejt bis zu 30 Tagen oder an Geld bis zu 100 fl, 
eſtraft. 

Den gleichen Strafbeſtimmungen unterliegt, wer ſich eines für eine andere 
Perſon eusgeſtellten Legitimationspapieres der im Abſ. 1 bezeichneten Art zum 
Zwecke rechtowidriger — bedient. 

Mit Arreſt bis zu 8 Tagen oder an Gelb bis zu 25 fl. iſt der Arbeitgeber 
ober Dienftherr zu beftrafen, der zum Zwecke ſolcher Täufhung in einem Arbeits:, 
Wander- oder Dienfibuhe etwas Unmahres, bezüglich der Dienft: oder Arbeitszeit 
des Buchinhabers bezeugt. 

Hiemit ſtehen in Verbindung Art. 170, 181 und 191 des 
&.G.B., dann Art. 90 des P.St. G. B. 

Neber das Verfahren der Behörden, wenn eine bem fchematifirten Inhalte 
ber Pahfarte nicht entiprehende Paßkarte, oder eine folde producirt würde, 
welche mit anderer Farbe veriehen, als für das betreffende Kalenderjahr vorgeſchrie— 
— hi vergl. die Inſtruction vom 18. Jan. 1851, Ziff. IX. und X. Döll. XXIX, 


288 Paf: und Fremdenweſen. 


Art. X. Jeder Angehörige eines ber contrahirenden Staaten, wel: 
cher außerhalb besfelben reifet, ohne einen Paß, oder Paßkarte, ober 
Wanderbud zu führen, hat zu gewärtigen, daß gegen ihm nach den 
wegen ber nicht legitimirten Fremden beftchenden Vorfchriften, verfahren, 
insbefondere, daß er von ber Weiterreife bis zu geführter Legitimation 
ausgeſchloſſen wird. 

Art. XI Mit Inbegriff des gefeglihen Stempels wird die Taxe 
für jede auszuftellende Paßkarte auf 24 fr. feftgefett. 


Führung der amtliden Regiſter. 
Die mit dem Paßweſen beauftragten k. Diftriftspofizeibehörden 
baben nachftehende Regiſter oder Tagebücher zu führen: 

1) ein Tagebuch über die ausgeftellten Paßkarten, enthaltend bie Ru— 
brifen: fortlaufende Nummer, Datum der ertheilten Paßkarte, 
Name, Stand und Wohnort des Paßkarteninhabers, Signalement 
der Perfon: Alter, Statur, Haare, befondere Kennzeichen, erhobene 
Taren — endlid Bemerkungen, und 

2) das in ber vorftehenden M.E. vom 23. Dezbr. 1865 vorge 
fhriebene Regifter der Legitimationen zu führen. 


Bezug der Arbeits: und Dienftbotenbüder und ähnlicher 
Urfunden. 


Ein RAN. vom 3. Mai 1856, K.A. Bl. ©. 592, ordnet auf Grund 
einer F.M.E. vom 27. April 1856 folgendes an: 

a) Der Bedarf der Diftriltspolizeibehörde an Formularien für Reife: 
päſſe, Paßkarten, Jagdkarten, Arbeits:, Dienftboten:, Lumpenfamm: 
lers- und Bictualienbändlersbüher, dann Heimatſcheinen ift von 
der Regieverwaltung der Negierung, K. d. J., zu beziehen gegen 
1/ jährige Abrechnung. 

b) Die zur Tarerhebung verpflichteten Aemter haben eigene Verzeich— 
niffe zu führen, welche das Material und den beftehenden Bor: 
ſchuß jederzeit genau ausweifen. 

e) Diefe Bücher ꝛc. dürfen vorſchußweiſe aus der Tarcaffe angefchafft 
werben. 

Durch Art. 77 des P.St.®. find die Verordnungen und ober: 
polizeilichen Vorſchriften über die Nachweiſe und Legitimationen für be 
rechtigte Inhaber folder Gewerbe oder Erwerbsarten vorbehalten, welche 
herumziehend betrieben werben. 

Ebenſo Hält Art. 78 ibid. die Verordnungen über die für Hand: 
werfsburfhe und Gewerbsgehilfen erforderlihen Reiſeurkunden aufredt. 


B. Fremdenwefen. 


Die Auffiht auf Fremde, d. h. ſolche Perfonen, welche nicht An: 
gehörige jenes Drtes find, am welchem fie ſich aufhalten, fteht ben Po: 
fizeibehörden zu. 
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Zu diefem Behufe find gewiffe Controlen angeordnet, wie z. B.: 
bag der Ausländer zum Eintritt in Bayern einer Legitimation bedarf, 
daß biefe Legitimation unter gewiffen Vorausfegungen zur Vifirung vor: 
gelegt werden muß, daß jeder Fremde, d. 5. jeder nicht der jeweiligen 
Aufenthaltsgemeinde Angehörige, gehalten ift, fi in einem fremden Orte 
bei einem Aufenthalte, der eine gewiffe Zeitdauer überfchreitet, eine Aufent: 
haltskarte zu löfen u. dgl, mehr. 

Die Bezirksämter als Diftriftspolizeibehörben find zum Vollzuge 
der über das Fremdenweſen bejtehenden Geſetze berufen, inſoweit nicht 
durch das P.Str.G.B. über einzelne Gegenftände der Frembenpolizei bes 
fondere Anordnungen getroffen find. 

Nah Art. 8L—83 des P.St. G. ift nämlid die Anordnung bar: 
über, ob ein im Orte fi aufhaltender Fremder gehalten fein foll, eine 
AufentHaltskarte zu löſen oder nicht, lediglich der ortspoligeilichen An: 
ordnung anheim gegeben, 

Ebenfo hat nur die Drtspolizei darüber Anordnung zu geben, 
ob andere Perjonen als Gaftwirthe und Herberggeber verpflichtet feien, 
über bie Beherbergung von Fremden bei der Ortsbehörde eine Anzeige 
zu machen, 

Dagegen find Gaftwirthe und Herbergsbefiger verpflichtet, bie 
durch oberpolizeilihe Vorſchriften über Aufzeihnung und Anzeige der Anz 
funft und der Abreife der von ihnen aufgenommenen Fremden und Be: 
berbergung fremder Perfonen gegebenen Anordnungen zu befolgen. 

Auf Grund Art. 45 Abf. 2 des P.St.G. werden durd MA. 
vom 28. Mai 1862, RB. ©. 929, alle ältern bisher geltenden Gejehe 
und Verordnungen und Minifterialanordnungen, weldye: 

die Aufzeichnung und Anzeige der Ankunft und Abreife der von 

Saftwirthen und Herberggebern aufgenommenen Fremden und be: 

berbergten Berfonen betreffen (Art. 62 Abſ. 1), 
vom 1. Juli 1862 an infoweit aufgehoben, als das P.St. G. über die 
fen Gegenftand oberpolizeiliche Vorſchriften oder neben denfelben diſtrikts— 
oder ortspolizeilihe Vorſchriften als zuläffig erklärt. 

Durch oberpolizeilihe Vorſchrift der Regierung von Mittelfranken 
vom 4. Yan. 1862, LAB. ©. 1142 und ff., ift angeordnet: 

1) Daß jeder Gaſtwirth und Herberggeber verpflichtet fei, ein Fremben- 
buch zu führen. 

2) Daß biefes Buch die unten angeführten Rubrifen enthalten müffe, 

3) Daß darin jede Perfon einzutragen fei, welde in dein Gaft: und Her: 
berghanfe übernachtet; daß alle Rubriken genau ausgefüllt werden müſſen, wofür 
ber Gaftwirth oder Herberggeber haftet, 

4) Daß in Erädten, in welden ein k. Commiſſär aufgeftellt ift, jeder Gaft: 
wirt und Herbergsgeber täglich um 9 Uhr Morgens bemfelben ein Verzeichniß 
Über Namen, Stand und Wohnort der feit dem letzt übergebenen Verzeichniſſe 
eingetroffenen Fremben und beherbergten Perfonen vorzulegen bat. 

Diefe Fremdenbücer haben folgende Rubriken zu enthalten: 

Datun, Vor: und ZJuname, Stand, Gewerbe und Wohnort des Aufgenoms 
menen, Angabe des Gefolges, Ort, woher der fremde kommt 2c., muthmaßliche 
Dauer bes Aufenthaltes im Orte, Abfiht und Ziel der Reife. 

Rar, Handbuch ber bayer, Diftr,Berw.Behörten, III. Aufl, 19 
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Die Ausfülung bdiefer Rubriken kann fowohl von dem Fremben, als von 
bem Gaflwirtbe, Herbergsgeber ober deſſen Bedienfteten a werben, 
(M.E. vom 28, Febr. 1862, mittelfr. R.A. vom 29. April 1857, K.N.B. ©. 588.) 

Die Wirtbe und Herbergsgeber find verpflichtet, dieſe Fremdenbücher jeder: 
zeit ber Polizeibehörbe oder ben obrigfeitlihen Dienern auf Verlangen vorzumeifen, 
Art. 82 des P.St.G., und fowohl die Gemeinbevorftände ale die Bezirfsbeamten 
haben ſich von ber richtigen Führung diefer Bücher, deren richtige und unverfälfchte 
—— durch Art. 89 des P.St.G. noch beſonders unter 5 Schutz ge: 

ellt iſt, zu überzeugen. 

Hieher beziehen ſich auch die Beſtimmungen des Geſetzes vom 16. 
April 1868, die Heimat, Verehelichung und den Aufenthalt betr., 
Art. 43 und ff, wodurch fjowohl die Berechtigung der Inländer zum 
Aufenthalt in jeder bayrifchen Gemeinde, als die Berechtigung der Aus: 
länder zum Aufenthalt in Bayern geregelt und gegen willfürlihe Maß: 
regeln geſchützt ift. 

Ferner die Beftimmungen der Gemeindeordnung vom 29. April 
1869 Art. 92, 93—97, 98 und 138. 


Siebenter Abſchnitt. 
Feuerpolizei, 


Nah $ 89 der Form. V. gehört zum Wirkungsfreis der oberften 
Berwaltungsitellen im Kreife und zur Zuftändigfeit der Diſtriktspolizei— 
behörden die Handhabung der Feuerpolizei, die VBorforge für Anſchaffung 
und Unterhaltung von Löſchgeräthſchaften, für Einrichtung zweckmäßiger 
Löſchanſtalten und Löſchordnungen, Beförderung der Schadensverfiherungs: 
anftalten ꝛc. 

Auch auf diefem Gebiete haben die bisherigen Competenzverhält- 
niffe durch Ausiheidung der polizeilihen Strafgewalt manchfache Aen— 
derungen erlitten. 


J. Zeuerordnungen und feuerpolizeilide Vorſchriften. 


Der Art. 166 des P.St.G. hält die ortspolizeilichen Vorfchriften 
ober bie Verorbnungen, welde zur Verhütung von Feuersgefahren für 
Gebäude, über die Behandlung von Licht und euer, über Aufbewah: 
rung feuergefährlicher Gegenftände und über Vornahme fenergefährlidher 
Handlungen erlaffen find, aufrecht und dehnt die Strafbarkeit auf Dienft- 
herrſchaften, Arbeitgeber, Yamilienhäupter, welche feuergefährlide Hand: 
lungen ihrer Untergebenen ꝛc. wiflentlich dulden, aus. 

Nicht minder attribuirt der Art. 175 der orte: ober biftrifts- 
polizeilichen Competenz die Erlaffung von Feuerlöfhordnungen. 

Die Tocalen Feuerordnungen können bier nicht Gegenſtand nähe: 
rer Betrachtnahme fein, dba fie nur locales Intereſſe haben und ſich in 
ihren Anordnungen den erlaffenen f, Verordnungen anzufchließen haben. 

Zum Vollzug des Art. 166 ift eine k. A. V. vom 27. Juni 1862, 
RB. ©. 1574 u. ff. erſchienen, welche in Bezug auf die Verhütung von 
Veuersgefahren nachftehendes anorbnet: 


Bir finden Ans bewogen, auf Grund bes Art. 166 bes P.St. G. B. zur 
Berhütung von Feuersgefahren zu verorbnen, was folgt: 


Feuer darf in ben Gebäuden nicht außer ben bauorbnungsmäßig bergeftell- 
ten und erhaltenen, offenen ober gefchloffenen Feuerftätten angezündet werben. 


In Localen, in welden BVorräthe von Holz oder fonftigen leicht entzünde 
lihen Stoffen lagern ober verarbeitet werben, find offene Feuerſtätten unzuläffig. 
Die Defen in folben Localen müfjen von außen beizbar oder wo dieß unthunlich 
if, mit verfchließbaren Vorgelägen verjehen fein. 

19 * 
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$ 3. 

Iſt die Benügung vou offenem Feuer oder von Gluth in folden Localen 
unvermeiblih, jo müſſen biebei feuerfefte, von hölzernen Unterlagen, Wänden und 
Deden ifolirte, gegen Ausftreuen von Gluth oder Aſche und Verbreitung ber Flamme 
Eicherheit bietende Behältniffe und Vorrihtungen in gehöriger Entfernung von 
leicht entzündlihen Etoffen und Abfällen angewendet werben, Feuer und Gluth 
mũſſen bei zeitweifer Ausfegung oder Beendigung der Arbeit völlig ausgelöfcht ober 
bie Mefte der Feuerung in einem ſicheren Locale verwahrt werben. 

Gleiches hat zu gelten, wenn Feuer oder Gluth auf oder an Gebäuden ge: 
braudt wird. 

Das Anmachen offenen Feuers im Freien innerhalb ber Ortſchaften ift außer 
Notdfällen nur mit ortöpolizeilicher u ae zuläffig. 


Feuerfiätten müſſen flets unter Aufficht gebalten und fo abgeſchloſſen oder 
verwahrt werben, daß eine Verſtreuung ar nicht erfolgen kann. 


Afche darf von den Feuerſtätten nur in Gefäße aus feuerfiherem Material 
ebracht, oder nur in folhen Gefäßen oder in gemauerten Räumen, niemals aber 
in Holzlagen, Schupfen, Dahräumen und überhaupt an Orten verwahrt werben, 
wo brennbare Materialien gelagert find. 

Torfafche ift nur nad forgfältigem ar. mit Wafjer in’s Freie zu bringen. 


Gluthhäfen und Pfannen, fowie Hugerpfannen bürfen in geſchloſſenen 
Räumen, in Marftbuben und Stallungen nur benügt werben, wenn fie aus feuer: 
fiherem Material beftehen, und Gluthhäfen und Pfannen überdieß feuerficher ge: 
ſchloſſen find. 

Derlei Behältniffe dürfen nicht auf ober an brennbarem Material nieder» 
geftellt werben. 1, 


$ 
Der zum Unterhalte von Feuer und Gluth nötbhige Vorrath von Brenn: 
material muß fo verwahrt werben, baß eine Entzündung bejfelben von der euer: 
ſtätte aus nicht ftattfinden kann. 


88. 

Offenes, gegen Berührung mit Brennbarem nicht genügend geſichertes Licht 
darf niemals ohne Aufſicht gelaſſen und weder im Freien, noch in geſchloſſenen 
Räumen gebraucht werden, wo brennbare Stoffe offen lagern, wie in Stallungen, 
Scheunen, Schupfen, Remiſen, Magazinen, auf Dachböden und Holzplätzen. 


—859. 

Müſſen ſolche Räume oder Pläge mit Licht betreten werben, fo iſt ſich hie— 
bei einer gejchlofjenen und wohlverwahrten Laterne zu bedienen, welche nicht an 
brennbarem Material niedergefiellt oder aufgehängt werben barf. 

Wand: oder Hänglaternen müflen in folden Räumen abſeits von Brenn: 
barem und an einem Plage fiher angebracht werben, wo fie einer Beſchädigung 
nicht ausgefegt find, 

* 

In allen Localen, in welchen leicht fenerfangende Gegenftände verarbeitet 

werben, wie in Getreide, Del:, Farb:, Lohmühlen, Lad: und Firnißfiedereien, 


*) In Folge AB. vom 31. Dezbr. 1867 R.B. 1868 ©. 6 tritt an Stelle 
bes $ 10 folgende Anordnung: 

1. In Getreide:, Del:, Farb: und Lohmühlen, Lad: und Firniffiedereien, 
Branntieinbrennereien, Fournierfchneibereien Strohflechtereien und äbnlihen Ars 
beitsftätten ift zur Beleuchtung nur geſchloſſenes durch Laternen, Glaskugeln ober 
Eylinder gegen bie Berührung mit feuerfangenden Stoffen geficyertes Licht zu be 


gen. 
2. In Schreiner:, Wagner: und Dredsler:Werkftätten barf auch offenes Licht 
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— Schreinerwerkſtätten und Branntweinbrennereien find eben- 
alle Laternen oder mindeſtens geſchloſſenes, durch Glaskugeln oder Cylinder gegen 
die Berührung mit Breunbarem geſichertes Licht zu benühen. 

Licht in folden Localen ohne Auffiht zu laffen, ift verboten, 


g 11. 

Holzipähne, Schleißen und ähnliche, Gluth- und Aſchen-Abfall ergebende 
Materialien, bürfen zur Beleuchtung nur in Wohnftuben und Küchen und auch 
da nur gebraucht werben, wenn bie Stelle, wo die Beleuchtung unterhalten wird, 
von Holjwänden und Deden genügend entfernt iſt. 


$ 12. 

Fadeln, Windlichter, Pechkränze und Leuchtpfannen bürfen in ber Nähe von 
Gebäuden nur mit ortspolizeiliher Bewilligung und unter Beobachtung ber hiebei 
ergebenden Beftimmungen gebraucht werben. 

Das Abſchlagen von Fadeln und Windlihtern an anderen als feuerſicheren 
Stellen ift verboten, — 

13.7 


Die Aufbewahrung von Reibfeuerzeugen in ben Haushaltungen hat in Be: 
hältern von Stein, Metall, Thon oder wenigitens in gut ſchließenden, dichten Schädh: 
telchen unter gehöriger Entfernung von leicht entzündbaren Gegenftänden, an nicht 
zu warmen Orten ftattzufinden, 

In Scheunen, Stallungen, Holzlegen, Werfflätten von Holze, Flachs-, Wolle:, 
2c. Arbeitern, in Mühlen umd überhaupt in allen zur Aufbewahrung leicht ent: 
zündbarer Gegenftände benügten Gebäuden und Lagerplägen bürfen Reibzünder 
nur mit gehöriger Borfiht und nur an Stellen gebraucht werden, weldye von brenn⸗ 
barem Material genügend entfernt find. 


$ 14. 

Leicht entzündliche Gegenftände, wie Del, Peh, Talg, Kamphin, Spiritus 
u. bergl., jowie Brennzeug ber Branntweiner, bürfen nicht in offenen Höfen und 

Localen gelagert werben. 
it 59 Stoffen, dann mit Heu, Stroh, Wolle, Hanf u, dergl. beladene 
Wägen follen innerhalb der Ortfchaften zur Nachtzeit in geichloffene Räume ges | 
bracht, oder, wenn fie im freien ftehen on überwacht werden. 

15. 


In Scheunen, Stallungen, Schupfen, Holzlegen, Futter: und Dachböden, 
dann ſonſtigen Räumen, Plätzen und Werkſtätten, in welchen leicht entzündliche 
Stoffe oder größere Maſſen brennbaren Materials ſich befinden, iſt das Tabak— 
rauchen verboten. 


$ 16. 
Gebrannte Kalkſteine an ober im hölzernen Gebäuben ohne ſichere Bewah— 
rung vor Benegung zu lagern, ift rn 
17, | 
Aus Dahluden, Fenftern und Zuglöchern bürfen nirgends brennbare —* 
hervorragen, Stroh oder ähnliches Material darf zur Verflopfung berjelben , mit 
Ausnahme der Kellerfenfter, nicht —— werden. 


18. 

Das Auslaffen größerer Quantitäten von Schmalz und Talg, bas Sieben 
von Del, Pech, Lad, Firniß und bergl. darf nur bei geichloffenem Feuer ober in 
feuerfiher gewölbten Raum unter Bereithaltung gut ſchließender, fenerfefter Dedel 
vorgenommen werben. 





verwenbet werben; baffelbe muß jeboch entweder feſtſtehend an durchaus feuer» 
fiheren Stellen ber MWerfftätte angebracht fein, ober fid auf einem eifenblehenen 
Leuchter befinden, welcher eine Unterlage von wenigitend 6 Zoll Breite im Durd: 
meſſer, und eine Umfajfungswand von 1 Zol Höhe hat. Licht in dem vorbezeidh- 
neten Lokalen ohne Aufſicht zu laffen, ift verboten. 
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P 


$ 19. 
Das Auspihen ber Fäſſer barf nur auf ortspolizeilich beſtimmten Plägen 
abfeits von Gebäuden vorgenommen — 
2 


Geringere Vorräthe von Brennmaterial in Heizungsvorlagen an Kaminen 
oder font in Räumen aufzubewahren, wo befondere Gefahr durch Feuer und Licht 
zu beforgen fteht, ift verboten. 


Größere Vorräthe von Futter, unausgebrofhenem Getreide, Streu: und 
Brennmatertal, fowie von gewerblihen Fahrniffen und Rohſtoffen leicht entzünd— 
liyer oder ſchwer zu löfchender Beichaffenheit, wie Werk: und Nugholz, Fäſſer, 
Minden, Talg, Pech und Wachs dürfen nur in folgen Räumen gelagert werben, 
welche den einfchlägigen Bauvorichriften entſprechen. 

Die Beſtimmung über die zuläffige Duantität folder Lagerungen, ſowie 
über deren Etatibaftigfeit im freien bleibt in Städten und Märkten ber ortspolis 
zeilihen Zuftänbigfeit vorbehalten. 

Auf dem Lande find biefelben im freien auf ſolchen Stellen ausgeſchloſſen, 
welche polizeilic als feuergefährlich en find. 

2a 


Das Flahs: und Hanfdörren barf niemals mittels Feuerſtätten in oder an 
Mohngebäuben, ſondern nur in ifolirt gelegenen, bauorbnungsmäßig bergetellten 
und erhaltenen Badöfen, ober in eigenen Dörrlocalen außer den Ortſchaften ge: 


ſchehen. 
* Das Bläuen, Brechen, Schwingen und Hecheln bes Flachſes und Hanfes 
foll nur bei Tag vorgenommen werben. 

Nur wenn zu folden Arbeiten fewerfichere Locale oder ifolirte Räume bes 
nügt werben, bürfen bie Arbeiten bei Licht in Laternen unter ben oben $ 9 ent: 
haltenen Bedingungen vorgenommen werben. 

Fir die Lagerung von rohem ober bearbeiteten Flachs und Hanf gelten 
bie in F 21 gegebenen Beflimmungen. 


Das Ausbrennen von Kaminen barf nur durch Kaminkehrer und nach An- 
zeige bei der Ortspoligeibehörbe — werden. 
2 


g 24. 
Den Ortöpolizeibehörben bleibt vorbehalten, in Gemäßheit des Art. 166 
Abf. 1 des P.St.G.B. weitere ortepolizeilihe Vorſchriften zu erlaffen, fomweit es 
bie örtlichen Verhältniſſe erfordern oder räthlich machen. 


25. 

Die gegenwärtige Verordnung * mit dem 1. Juli l. J. für bas ganze 
Königreih in Wirkſamkeit. 

Bon diefem Zeitpunfte an erlöſchen alle beftehenben geſetz- und verorbnungs: 
mäßigen Beflimmungen über bie Verhütung von fFeuersgefahren für Gebäude. 

Münden, den 27. Juni 1862. 

ALS ftrafbar bezeichnet ferner das BGB. im Art. 167, wenn 
jemand außerhalb der Ortſchaften, aber in gefährliher Nähe von Ge 
bäuden, von reifen oder der Reife nahen ©etreibefeldern oder von leicht 
entzündlichen im Freien lagernden Gegenftänden Feuer anmadt, - wenn 
jemand im Freien angemadhtes Feuer verläßt, che es ausgelöſcht ober 
vollftändig ungefährlih gemadt ift. 

Art. 168 verbietet mit Ausnahme von Notbfällen ohne ortspoli- 
zeilihe Bewilligung im Innern von Gebäuden oder in feuergefährlicher 
Nähe von folhen ober von feuerfangenden Sachen ober innerhalb ber 
Ortſchaften oder auf belebten öffentlihen Wegen Yeuergewehre abzu: 
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fchießen, ober an folden Orten Feuerwerkskörper, Böller ober Kanonen: 
ſchläge abzubrennen. 

Die fogenannten Freudenfhiehen find unter dem Art. 168 nicht 
begriffen, A. B. ©. 165; unter dein Ausdrud Feuerwerkskörper find 
auch einzelne Raketen oder fonftige einzelne Theile eines Feuerwerks ver- 
ftanden, 

Auf die Ausübung des Jagdrechtes in Hofräumen und Hausgär: 
ten, fowie auf den innerhalb eines Jagdbezirkes gelegenen Wegen finden 
bie vorftehenden Beftimmungen feine Anwendung, wenn biejelbe ohne 
Gefahr für Perfonen oder Gebäude möglich ift. 

Nah Art. 171 des P.St.G. find ftrafbar: 

1) Hausbefiger und deren Stellvertreter, welche es unterlaffen, 
bie in ihren Gebäuden befindlichen Fenerftätten und Kamine in gutem 
und brandfiherem Zuftande zu unterhalten, ungeachtet fie durch bie ver: 
pflichteten Feuerbeſchauer oder Kaminfehrer oder durch bie Bolizeibehörbe 
auf das Bebürfniß der Aufbeſſerung aufmerffam gemacht worden find, 
ober welche den ihnen bejonders eröffneten polizeilihen Anordnungen zur 
Abſtellung feuergefährlicher Zuftände in oder an ihren Häufern und Ge: 
bäuden in ber feſtgeſetzten Frift nicht entſprechen. 

2) Hausbefiger, oder deren Stellvertreter, ſowie Inhaber einer 
Mietwohnung, welche die Reinigung ber Kamine und Rauchrohre inner: 
halb der polizeilich feftgefehten Zeiträume nicht gefchehen Lafjen. 

Art. 172 und 173 beftimmen bie Strafen der Kaminkehrer und 
ber zur Feuerbeſchau beigezogenen Sachverftändigen, welche ihre Pflicht 
vernachläſſigen ꝛc. 

Art. 174. Wer es ohne genügende Entſchuldigung unterläßt, bei 
einem in ſeiner Wohnung oder in einem dazu gehörigen Gebäude oder 
Hofraume entſtandenen Brande alsbald die öffentliche Hilfe anzurufen, 
wird geſtraft ꝛc. 

Art. 175. Wer Feuerlöſchgeräthſchaften, zu deren Beſchaffung er 
nach orts- oder diſtriktspolizeilichen Vorſchriften verpflichtet iſt, entweder 
nicht oder nicht im brauchbaren Zuſtand hält; wer den ſonſtigen Be— 
ſtimmungen der durch orts- oder diſtriktspolizeiliche Vorſchrift erlaſſenen 
Feuerlöſchordnungen zuwiderhandelt, iſt ſtrafbar. 

Zu den wenigen Fällen, in welchen das Geſetz diſtriktspolizeiliche 
Vorſchriften zuläſſig erkennt, gehört die Erlaſſung von Feuerlöſchordnungen. 

Die Diſtriktspolizeibehörden werden ſich demnach von ſelbſt berufen 
fühlen, von dieſer Befugniß in angemeſſener Weiſe Gebrauch zu machen, 
dba es wohl allerwärts in ben Landgemeinden an örtlichen Löſchord— 
nungen gebrechen dürfte, und da die mancherlei zweckmäßigen Anord— 
nungen, welche in älteren provinziellen Feuerordnungen niedergelegt find, 
nah Maßgabe ver U. V. vom 27. Juni 1862 $ 25 außer Kraft ge 
fest find. 

Zu biefen Älteren, nunmehr außer Kraft gefeßten Feuerordnungen 
gehören: 


296 Feuerpoligei. 


4) die bayerifche Feuerordnung vom 30. März 1791, 
2) die allgemeine Feuerorbnung für die Provinz Schwaben vom 
27. Aug. 1804, 
3) die Bamberg’ihe Feuerordnung vom 14. Dez. 1797, 
4) die Würzburg’fhe Landesverordnung von 5. April 1721, 
5) bie Feuerordnung des ehemaligen Fürſtenthums Aſchaffenburg vom 
29. Dct. 1804, 
6) die Ansbach'ſche Feuerordnung vom 6. Aug. 1796. 
Ueber Aufbewahrung und Transport von Petroleum beftimmt die 
Entſchließung des Minifteriums des Handels und des Innern vom 
9. Sept. 1866 folgendes: 


A. Allgemeine Beftimmungen. 


g 1. 

Petroleum aller Art muß in flarfen, aud ber Durchſchwitzung und Ber: 
bunftung des Inbaltes möglihft widerfichenden und gut verfchloffenen Gefäßen 
verwahrt und verfrachtet werden, 

Der Anhalt der Gefäße if an beren Nußenfeite durch beutliche Auffchrift 
leicht Fenntlic zu maden. 


$ 2. 

Locale, in welchen Petroleum verwahrt it, dürfen mit offenem Lichte nicht 
betreten und nicht zur gleichzeitigen Verwahrung von Gegenfländen benügt werben, 
welche der Selbftentzündung unterliegen. 

Wer mit dem Auf: oder Abladen, mit ber Umfüllung oder mit bem Trans: 
port von Petroleum befhäftigt if, hat fi während ber Beſchäftigung des Tabak: 
rauchens zu enthalten. 


B. Befondere Beftimmungen. 


I. Bezüglich bes nicht bis zur Wafferbelle gereinigten 
Petroleums. 
853. 

Petroleum, welches nicht bis zur Waſſerhelle gereinigt iſt, gehört zu den 
unter bie Beſtimmungen ber Art, 169 bes P.St.G. B. fallenden explodirenden 
Stoffen. 

Diefes Petroleum darf in ber Regel nur in folden Räumen einzeln ſtehen— 
ber, nicht bewohnter Gebäude, melde einer etwa eintretenden Verdunſtung rafchen 
Abzug geftatten und in möglichſt niederer Temperatur gebalten find, — bann im 
Freien mur auf Plägen gelagert werben, welde ortspolizeilic biefür als geeignet 
erflärt find. 

Die für folhe Lagerungen von ber Ortspolizeibehörbe angeorbneten Bor» 
fihtsmaßregeln find genau zu beachten. 
Der Detailabjap ſolchen ae ift unzuläffig. 


Für den Transport bes nicht bis zur Wafferhelle gereinigten Petroleums 
gelten folgende Beſtimmungen: 

1) Das Auf: und Abladen darf nur an Plägen gefchehen, welde bie Ort 
polizei für geeignet erflärt bat. 

2) Eollen mit ungereinigtem Petroleum auch anbere Güter verlaben werben, 
fo ift biezu die Bewilligung der Ortepolizeibehörbe erforderlich, welche dabei 
bie nötbıgen Vorfihtsmaßregeln zu beſtimmen bat. 

3) Eendbungen von Petroleum müflen mit befonderen Frachtbriefen aufgegeben 
werben, welde ben Inhalt der Sendung deutlich erfennen laſſen. 
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4) Mit Petroleum belabene Wagen find auf beiden Seiten durch rothe Zettel 
oder beutlihe Aufſchrift, Schiffe und Flöhe durch ein ſchwarzes Fähnlein 
als Petreleum führend Lenntlih zu maden. 

5) Solde Wagen müſſen in ungededten Räumen ficher verwahrt ober unter 
fteter Auffiht gehalten, Schiffe und Flöhe an befonders bafür beftimmten 
Plägen angelegt werden; mit Ladungen von Petroleum an Schmieden und 
—— Stellen anzuhalten, wo Gefahr der Entzündung beſteht, iſt un— 
zuläſſig. 

6) Auf Schiffen oder Flößen mit ſolcher Ladung darf Feuer nicht gemacht und 
unverwahrtes Licht nicht gebraucht werden. 

U. Bezüglich bes gereinigten Petroleums. 
5. 
Das bis zur Waſſerhelle BER. Petroleum gehört zu ben unter bie Ber 
— bes Art. 170 des P.St. G. fallenden leicht entzündlichen Stoffen. 
olches Petroleum ift in Bezug auf Lagerung und Befrachtung nad den 
Bellimmungen ber $$ 14 und 21 der allerhöchiten Verordnung vom 27. Juni 
1862, die Verhütung von Feuersgefahren betreffend, zu behandeln. 
Eine Quantität von mebr ais ſechs Zollgentnern ift als größere Quantität 
im Sinne ber erwähnten allerhöchſten Verordnung zu betrachten. 


C. Schlußbeftimmungen. 


6. 
— des Transportes von — auf Eiſenbahnen, Dampfſchiffen 
und durch bie f, Pollen finden die jeweiligen beſonderen Anordnungen bes k. 
Staatsminifteriums bes Handels und der öffentlichen Arbeiten Anwendung. 

Ebenfo bleiben für den Schififahrts »Verkebr auf dem Rheine bie einichlägts 
gen Beltimmungen der Rheinfchiffiahrts : Convention und die zwifchen ben Rhein— 
uferjlaaten weiter vereinbarten Normen maßgebend. 

7. 

Vorftehende Vorſchriften treten Si bem Tage ihrer Veröffentlihung im 
Regierungsblatte und beziebungsweife im Kreisamtsblatte der Pfalz für den ganzen 
Umfang des Königreiches in Wirkſamkeit. 

Münden, den 9. September 1866. 


II. Feuerwehren. 


Seit Jahren haben fi in vielen Gemeinden freiwillige Vereine 
von jüngeren Männern gebildet, weldye fid) die Aufgabe jegen, den orte- 
polizeilihen Anordnungen bei Löſchung entjtandener Brände als Hilfe: 
organe zu bienen, 

Da bei diefen Vereinen in ber Regel bie Löfhung und Rettung 
nad gewifjem Plane und Spfteme mit neuen tedhnifhen, erprobten 
Hilfsmitteln beforgt wird, der Vollzug unter einheitlicher Leitung, und 
unter genauer Vertheilung ber Hilfeleiftung und Arbeit unter die vers 
fhiedenen Kräfte rafch, eract und gewandt erfolat, da ferner biefe Ret— 
tungscorps in ber Regel aus jungen, Fräftigen Männern bejtehen, jo ift 
ihre Berbreitung in größeren Gemeinden und Bezirken ein anzuftreben- 
des Ziel. (Gonf. hiemit Döl. XXIX. S. 474.) 

Insbeſondere hat die Regierung von Mittelfranken in mehreren Aus: 
fhreibungen der jüngften Zeit auf die hohe Zweckmäßigkeit dieſer bejons 
bern Feuerwehren bingemwiefen und zur Bildung berjelben aufgemuntert, 
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Iſt auch die Bildung von Feuerwehren lediglich eine Sache des 
freien Entſchluſſes, ſo werden gleichwohl die Diſtriktspolizeibehörden 
durch Aufmunterung, Belehrung und zweckmäßige Unterſtützung weſent— 
lich zur Bildung von Feuerwehren in jenen größern Orten beitragen 
fönnen, in denen fi die biefür nöthige Anzahl geeigneter Perſönlich— 
keiten findet. 


Il. Birection der Feuerlöſchanſtalten. 


Die Diftriftspolizeibehörden haben im Allgemeinen die Beobachtung 
und Einhaltung ber in der Feuerordnung gegebenen Beſtimmungen zu 
überwachen; die eigentlihe Handhabung der Löfhorbnungen competirt 
zur Ortspolizei. 

Nah Art. 38 und 138 der Gem. Ordn. vom 24. April 1869 
gehört zu den Obliegenheiten ber Gemeinden bie Herftelung und Unter: 
terhaltung der erforderlichen Feuerlöſchanſtalten und Löjchgeräthe. 

Daß bei einem in Landgemeinden entftehenden Brande der Diftrifts: 
polizeibehörde bie Befugniß zur Leitung der Löſchanſtalten zukomme, 
geht theils aus ben allgemeinen Befugniffen einer Diftriktspoligeibehörbe, 
theil® aus ber gefeßlihen Beitimmung hervor, daß die Diftriftspolizeis 
behörde zur Aufjtelung einer für ben Diftrift verbindlichen Löſchordnung 
competent ijt. 


IV. Jeuerbeſchau. 


a. Zweck. Die Feuerbefhau hat ben Zweck, durch eine genaue 
Befihtigung der Wohnungsräume, und der mit MWohnhäufern in Ber: 
bindung jtehenden Gebäuden zu erforfhen, ob von allen Hausbefigern, 
Miethleuten, jene Anordnungen und Gebote beobachtet werden, welche in 
ben Feuerorbnungen zur Verhütung von Brandfällen gegeben find. 

Die Orundlage der Gontrole bilden alfo die Beftimmungen ber 
geltenden Berorbnungen, unb jener ortspolizeilihen Borfchriften, 
welhe auf Grund des Art. 166 des P.St.®. erlaffen werben. 

b) Ihre Bornahme gründet fid) auf Verordnungen. Eonf. $22 
ber Feuerorbnung von 1791, Döl. XIM. ©. 1002, worin bereits eine 
zweimalige Yeuerbefhau, nämlid im Frühjahr und Herbit jeden Jahres 
angeorbnet it. (Kntichl. vom 9. Mai 1803, Döl. XIU. ©. 1031, 
13. April 1802 ibid. 1032.) 

Die Ortspolizei, alfo in magiftratiihen Orten ber Magiftrat, in 
den übrigen Gemeinden ber Bürgermeifter hat bie Feuerſchau anzuorb: 
nen, und zum Vollzug bringen zu laſſen. 

Die Gemeindebehörden ftehen hiebei unter Staatsauffiht. Die 
Feuerbefhau ift fo oft im Jahre vorzunehmen als nothwendig, und zwar 
unter Zuziehung tüchtiger Sachverſtändiger. 


Feuerbeichau. 299 


Die fernere Anwendung der über bie Feuerbeſchau beftehenden 
älteren Anordnungen unterliegt feinem Bedenken, 

Entſchl. des Minifteriums des Innern vom 29. Oct. 1869, 
K.A.Bl. ©. 1960. 

Es iſt Pflicht der Feuerbefhau: Commiffion über alle bei der Be: 
fhau wahrgenommenen ficherheitsgefährlihen und feuerpolizeimibrigen 
Wahrnehmungen ein ‚tabellarifhes Protokoll aufzunehmen, in weldem 
unter fortlaufender Nummer die Bezeihnung des Hauseigenthümers 
oder Miethsmannes, des Gebäudes und des gefährlichen Objectes nebft 
ber Anordnung eingetragen wird, welde zum Zwecke der Reparatur er: 
theilt worden it. — Endlich ift aud der Termin anzugeben, ber dem 
Betheiligten zur Herftellung des Gebrechens vorgeftedt worden ift. — 
Es ift bier der Pla, auf die Verjchiedenheit des Ausdruds in Art 171 
und 173 des P.St. G. aufmerffam zu maden. 

Strafbar find die Hauseigenthümer, wenn fie den polizeilichen Auf: 
trägen zur Befeitigung feuergefährliher Zuftände in ober an 
ihren Gebäuden nicht nadyfonımen ; ftrafbar find die Kaminkehrer, Art. 172, 
wenn fie feuergefährlide Zuftände (nit Mängel) wahrnehmen, 
und nicht fofort die Anzeige bei der Ortsbehörte maden; ftrafbar da— 
gen find bie zur Feuerbefhau zugezogenen Sadverftändigen, wenn fie bie 
ihnen obliegende Unterfuhung des Zuftandes der Häufer, der Feuerftätten 
nicht mit ber erforberlihen Sorgfalt vornehmen, oder die wahrgenommenen 
„Mängel“ nicht der Wahrheit gemäß angeben. 

Derartige Mängel müfjen jedoh auf ortspolizeiliche Anorbnung 
bejeitigt werben, wenn fie den in Art. 166 angeführten Verordnungen 
ober ortspolizeilihen Vorfchriften zuwider find. 

Es liegt in der Pflicht der Drtsbehörden, daß fie nad Umfluf 
bes zur Meparatur oder Befeitigung feuerpolizeiwibriger Vorrichtungen 
gegebenen Termines bie Befolgung des Auftrages controliren, und bei 
wahrgenommener Nadläffigkeit nad Maßgabe des Art. 28 und 29 des 
Einf.®, einfhreiten und für ungefäumte Herftellung eines gefahrlofen 
Zuftandes beforgt feien, unabhängig von der gerichtlichen Strafverfolgung. 

Die Dijtriftspoligeibehörben aber haben bei Gelegenheit der Amts: 
tage und ber Gemeindevifitationen fid von ber den Gemeindevorjtänden 
obliegenden Erfüllung ihrer desfallſigen gefeglihen Pflichten zu über: 
zeugen. (M.E. vom 25. April 1838, Döl. XIII. ©. 1037.) 

Die Beiziehung eines befondern Actuars zu ben Verhandlungen 
ber Feuerbeſchau-Commiſſion ift nicht nothwendig. 

(M.E. vom 20. Aprif 1823, Döll. XIII. ©. 1035.) 

Die Local: Feuerfhau erftredt fih auch auf alle Aerarialgebäube; 
bei den Gebäuden des Eivilärars ift ein Vertreter des Aerars nicht bei— 
zuziehen, etwa wahrgenommene Gebrechen find durch die Diſtriktspolizei— 
behörden ber einjhlägigen Baubehörbe behufs ber Beſeitigung befannt 
zu geben. (M.E. vom 16. Sept. 1823, Döll. XVI. 508, M,E. vom 
24. Des. 1869, K. A. Bl. 1870 ©. 6. 
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e. Koften. Nachdem die Feuerbefhau eine Tocalpolizeilihe Maß— 
regel und von Amtswegen vorzunehmen ift, fo können bie gemeind: 
lihen Organe eine befondere Vergütung für diefe Dienftleiftung nicht 
beanfprudyen. 

Die Remunerirung ber dabei fungirenden Werfmeifter ift der Felt: 
fegung der treffenden Gemeindebehörde zu überlaffen, fie muß jedoch aus 
gemeindlihen Mitteln gefhöpft und barf nit ben Hausbefigern ꝛc. auf 
gebürdet werben. 


V. ZXeuerlöſchgeräthſchaften. 
(Conf. 175 des P.St.G., $ 64 und 112 des Gem.Ed.) 


Aufgabe der Diftriftspolizeibehörbe ift es, die Gemeinden zur Ans 
Ihaffung von Tocalen Feuerlöſchgeräthſchaften zu veranlaffen und dafür 
zu forgen, daß demnach in jeder Gemeinde mindeſtens Feuerhaken, Heuer: 
leitern, Feuerkübel angefchafft und bewahrt werden. Inſoweit nicht durch 
locale Mittel für Befhaffung von eigentlichen Feuerlöfhmafchinen geforgt 
werben kann, bat der Dijtrift vermittelnd einzutreten. — Der Art. 27 
des Diſtriktsraths-Geſetzes bezeichnet unter ben geſetzlichen Diſtrikts— 
laften aud die Anfhaffung und Erhaltung der zum biftriftiven gemein: 
jamen Gebrauche bejtimmten Feuerlöſchmaſchinen. 

Die Diftrittspolizeibehörden haben demnach zu erwägen, ob bie in 
dem ganzen Bezirfe vorhandenen Löfchgeräthihaften ben Bebürfniffen 
entfprehen und wenn nicht, bei Vorlage des Bedarfsvoranfhlages an 
den Diftriftsrath die bezüglihen Anträge zu ſtellen. 

Bei der Vertheilung ber biftriktiven Löſchgeräthſchaften im Bezirke 
ift darauf Bedacht zu nehmen, daß fie möglichft gleihheitlih und fo die: 
locirt werben, daß alle Gemeinden des Amtsbezirts in eine ſolche Nähe 
zur Station der Löſchmaſchine gebradht werden, daß biefelbe mit dem 
möglichit fürzeften Zeitaufwand an den Drt bes Brandes gebracht werben 
fann. Es ift hiebei ferner auf die Art ber Communicationswege, ſowie 
barauf zu fehen, daß die Feuerlöfhrequifiten am Orte ihrer Station in 
entfprecyenden Xocalitäten untergebracht und unter technifche Aufficht ges 
ftellt werden. 

Nicht minder ift zu Überwachen, baß bie Feuerlöfhmafchinen mit 
allen dazu gehörigen Theilen im Frühjahr und Herbft unterfucht und 
wegen ihrer Leiftungsfähigfeit probirt, fowie daß alle ſich etwa zeigenven 
Mängel augenblidlidy reparirt werben. 

Nah Art. 38 und 138 der Gemeindeordnung vom 29. April 
1869 gehört die Herftellung und Unterhaltung ber erforderlichen Feuer: 
löichgerätbfchaften zu den Obliegenheiten der Gemeinbe. 

Ueber Anihaffung von Feuerlöfhmafchinen aus ber Fabrik des 
Mechaniker Engelhardt in Fürth vergl, DU. XXIX. ©. 487. 

Arme und bebürftige Gemeinden Fünnen zum Zwecke ber Ans 
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fhaffung nöthiger Löſchrequiſiten um Unterftüung aus öffentlichen Mit: 
teln nachſuchen. 

Geſuche der Gemeinden um Unterftügung aus der Gewinnhälfte 
ber München: Aachener : Mobiliar = Feuerverfiherungsgefelihaft find nad 
Maßgabe der ME. vom 13. Dez. 1849 und 7. Aug. 1850, Döl. XXIX. 
©. 651, zu behandeln und den Kreisregierungen in Vorlage zu bringen. 
(Bergl. V. vom 10. Febr. 1834, RB. ©. 265 und 6. Dez. 1850, 
RB. 1850 ©. 961, Statuten der Anftalt R.Bl. 1834 ©. 278, 
M.E. vom 24. April 1843, RB. ©. 267, und vom 4. Febr. 1847, 

RB. ©. 97.) 


VI Kaminkehrer. 


Das Gewerbegefeg vom 30. Jan. 1868 erkennt die Kaminfegerei 
nicht mehr ald Gewerbe, fondern weifet den Kaminfegern die Stellung 
als technifhe Gehilfen der Polizei an. 

Ihre Verhältniſſe find durch die nachfolgende k. Verordn. vom 
27. Febr. 1869 geregelt. 

Wir finden Uns bewogen, auf Grund bes Art. 15 des Gefepes von 


30. Jan. 1868, bas Gewerbswefen beir., zur Regelung ber BVerhältniffe der 
Kaminkehrer zu verorbnen, was folgt: 


I. Bon den Befugniffen und Obliegenheiten ber 
Kaminkehrer. 


9 

Jedem Kaminkehrer iſt ein — Bezirk zugewieſen, in welchem er 
ausſchließend berechtigt iſt, die Reinigung der Kamine und der Feuerzüge der 
Malzdörren, dann das Abziehen und Ausbrennen der Kamine, ſowie das Aus— 
brennen ber Raudröbre mit feinen Gebilfen vorzunehmen und bie hiefür fefige: 
fegten Löhne zu bezichen. 
Die Reinigung der Rohre, melde den Rauch aus ben Heizungen im bie 
Kamine leiten, dann der Feuerzüge in Herden, Defen und fonitigen Heizungen 
kann von dem Befiger ber Feuerungsanlage oder deſſen Stellvertreter aud) ande: 
ren biezu befähigten PBerfonen ——— 


$ 2. 

Die BVerpflihtungen der Kaminkehrer bemeſſen fih nad folgenden Be: 
fimmungen: 

1) Der Kaminkehrer ift bezüglich der Ausübung feines Gefchäftes auf ben 
ihm zugewiefenen Bezirk beſchränkt. Nur in Notbiällen oder in Folge befonberer 
polizeiliher Anordnung fann er in einem anderen Bezirke tbätig fein. 

2) An den feftgefegten Kehrterminen bat er alle Kamine und die Feuerzüge 
ber Malzdörren in feinem Bezirke zu reinigen, Zur Reinigung ber Rauchrohre, 
bann ber Feuerzüge in Herden, Oefen und fonftigen Heizungen ift er nur dann 
verpflichtet, wenn ber Befiger der Feuerungsanlage oder deſſen Etellvertreter fie 
von ihm verlangt. 

Wird die Reinigung der Rohre, welde ben Rauch aus ben Heizungen in 
bie Kamine leiten, von anderen Perfonen beforgt, fo hat der Kaminkehrer bei 
Bornahme der Reinigung ber Kamine die Art und Weife einer Reinigung genau 
zu unterfuchen. 

3) Wenn ber Raminkehrer bei Ausübung feines Geſchäftes feuergefährliche 
Zuftände wahrnimmt, fo hat er ber Ortspolizeibehörde bievon ungefäumt Anzeige 
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zu machen und zwar auch dann, wenn er ben betreffenden Hausbeſitzer ober befien 
Stellvertreter gemäß Art. 171 Ziff. 1 des P.St.G. B. auf diefe Zuflände aufmerf: 
fam gemacht hat. 

4) Der Kaminfehrer hat ein Buch zu führen, in welchem für jebes Ge: 
bäude feines Bezirkes die feitgefeßten Kebrtermine eingetragen find, und baffelbe 
der Diftriftspolizeibebörde auf Verlangen jederzeit vorzugeigen. 

5) Er hat fortwährend bie erforderliche Anzahl von Gehilfen zu halten und 
bei ihrer Auswahl darauf zu jeben, daß dieſelben verläffig und gut beleumundet 
feierf und in ihrem Geſchäfte hinreichende Gewanbtheit befiken. 

Gebilfen, welche dieſen Anforderungen nicht entiprechen, bat er aus feinem 
Dienfte zu entlaffen. 

6) Perfonen, weldye das Kaminkehrergeichäit erft erlernen, bürfen niemals 
ohne perſönliche Auffiht und Anleitung des Kaminkehrers oder eines bereits er: 
probten Gebilfen arbeiten und nie bie Reinigung der nänlichen Kamine an zwei 
aufeinanderfolgenden Kebrterminen beforgen. 

Der Kaminkehrer ift verpflichtet, auch bei Verwendung tüchtiger Gebilfen 

bie Arbeit derjelben und ben feuerfihern Zuftand der Kamine und Feuerungs— 
anlagen ftets zu überwachen und deshalb wenigftens einmal des Jahres peiſönlich 
in jedem Gebäude feines Bezirkes der Arbeit jeiner Gehbilfen anzuwohnen, und 
den Tag, an welchem biefes geichehen, in dem in Ziffer 4 erwähnten Buche vor: 
umerfen. 
, 8) Jeder neue Kamin muß vor der Benübung abgezogen werben. Diefe 
Berrihtung, fowie das Ausbrennen der Kamine und Rauchrohre hat ber Kamin: 
fehrer jedesmal perfönlih zu leiten und bei legterem fih nad den einfchlägigen 
feuerpolizeilihen Vorichriften zu richten. 

9) Alle für fein Geſchäft nöthigen Werkzeuge und Vorrichtungen bat ber 
Kaminkehrer ftets in gutem AZuftande zu halten und im Geſchäfte ohne Anſpruch 
auf befondere Vergütung biefür zu gebrauden. 

Nur wenn wegen der einenthümlichen Gonftruction eines unbefteigbaren 
Kamines bei ber Reinigung deſſelben die gewöhnlichen Werkzeuge oder Vorrich— 
tungen nicht anwendbar find, darf der Kaminfehrer für die Bejtelung ber nötbigen 
befonderen Hilfsmittel neben dem Kehrerlohne eine entſprechende Vergütung ver: 
lan —— ber Eigenthümer des Kamines bie erſorderlichen Werkzeuge nicht 
ſelbſt liefert. 

10) Der Kaminfehrer bat ben Hausbefipern oder beren Stellvertretern bie 
Berechnungen für die geleifteten Arbeiten felbit zu machen, und es it den Gehilfen 
nicht geitattet, von denjelben Lohn oder Trinfgeld zu fordern. 

11) Der Kaminkehrer ift verpflichtet, bei jedem in feinem Bezirke aus: 
gebrochenen Brande fi) fo jchleunig als möglih an die Branbdftätte zur Theil: 
nahme an den Lölharbeiten zu begeben, oder wenigftens einen tüchtigen Gebilfen 
zu diefem Zwecke dabin abzujenden. 

12) Er bat an der Feuerbefhau als Sahverfländiger auf besfallfige Auf 
fordberung von Eeiten der zuftändigen Polizeibehördbe und nad den hierüber be: 
fiehenden Vorſchriſten Theil zu nebmen. 

13) Er darf den ibm nah F 4 augewiefenen Wobnfip nicht eigenmädtig 
verändern. 

Bei jeder über 24 Stunden dauernden Abwefenheit aus dem Kebrbezirfe, 
oder wenn die Stadt, welcher der Kebrbezirf angebört, mehrere Kebrbezirfe ent: 
hält, aus dem Etabtbezirfe, bat er einen Stellvertreter aufzuftellen. 

Bei mehr als dreitägiger Abweſenheit aber muß er unter Benennung bes 
Stellvertreters bei der Diftriftspolizeibehörde förmlid um Urlaub nachſuchen. Bei 
Krankheits- und fonfligen Berbinderungsfälen iſt der DijiriktspolizeibehTrde An— 
zeige zu machen, 


3. 
Die Kaminfehrer find inf ihres Geſchäſtobetriebes den Diſtrikls— 
polizeibehör den unterftellt, welche bered ligt find, nicht nur weitere Verpflichtungen 
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für dieſelben, als bie im F 2 beſtimmten, feſtzuſetzen, ſondern auch nach Art. 28 
und 20 bes Geſetzes vom 10. Nov. 1861, die Einführung bes St. G. B. und 
P.St. G. B. betr, Orbnungsftrafen gegen die Kaminkehrer wegen Außeradhtlafjung 
der ihnen obliegenden Berpflichtungen auszuſprechen. 

Die unmittelbare Aufficht über die Gefhäftsführung der Kaminkehrer fteht 
ben betreffenden Ortspolizeibehörben zu, welde jebe biebei wahrgenommene Orb: 
nungswidrigfeit, ſowie etwaige Uebertretungen ber Vorſchriften in Art. 172 und 
173 bes P.St. G. B. der Diftriftspolizeibehörde zur Anzeige zu bringen haben. 


I. Bon der Bildung und Abänderung ber Kehrbezirke. 


$ 4. 

Die Dijtriftspolizeibehörben haben für ihre Amtsbezirfe die dem Bedürfniſſe 
entiprehende Anzahl von Kaminkehrern aufzuftellen und jedem berjelben einen bes 
ftimmten Bezirf zur Ausübung feines Geſchäftes, ſowie innerhalb dieſes Kehr— 
bezitks auch feinen Wohnſitz anzuweijen. 5 


$5. 

Die Bildung der Kebrbezirfe und die Beflimmung ber Wohnfige für die 
Kaminfehrer hat nach folgenden Rüdfichten zu geſchehen: 

1) Ein Kehrbezirk ift Überall dann zu bilden, wenn ber Gejchäjtsbetrieb in 
bemfelben dem Kaminfehrer ein genügendes Ausfommen fichert. 

2) Jeder Kehrbezirk foll 5 viel ald möglich mur eine ſolche Ausdehnung 
haben, daß ber Kaminkehrer die Reinigungsarbeiten, fowie den Zuſtand der Kamine 
und Feuerungsanlagen im ganzen Bezirke perfönlich Überwachen und bei entftchen: 
den Brandfällen möglichſt raſche Hilfe leiſten kann. 

In der Regel ſoll kein Kehrbezirk mehreren Diſtriktspolizeibezirken an— 
ehören. 
4) Der Wohnſitz des Kaminkehrers iſt möglichſt in einer in der Mitte des 
Kehrbezirkes gelegenen größeren Gemeinde anzuweiſen. 

Wo dermalen Ausnahmen von den vorerwähnten Regeln beftehen, find 
biefelben in thunlichfter Bälde durch Vornahme einer entiprechenden Neueintbeis 
lung ber Kebrbezirke, beziehungsweife durch Beftimmung eines anderen Wohnfiges 
zu befeitigen. \ 

Solche Ausnahmen bürfen nur dann geftattet werben, wenn bejondere örts 
lihe Verhättniffe die Bildung oder den Kortbeftand eines aus Zugehörungen vers 
ſchiedener VBerwaltungsbezirfe zufanımengefegten Kebrbezirfes oder die Verlegung 
oder Beibehaltung des Wohnſitzes des Kaminfehrers außerhalb feines Kebrbezirfes 
im Intereffe der Feuerpolizei ald ai kg erkennen lafien, 


Die Bildung neuer und die Abänderung beftebender Kebrbezirfe, fowie bie 
Anweifung des Wohnfiges des Kaminkehrers fann im Intereſſe der Feuerpolizei 
jederzeit erfolgen, ohne daß den betheiligten Kaminkehrern, aud wenn fie Real: 
rechte befigen, deshalb ein Einſpruchsrecht oder ein Entſchädigungsanſpruch zufteht. 

Die Diftriftspolizeibehörden haben biefe Maßnahmen entweder von Amte- 
wegen oder auf Antrag der Gemeindebehörden oder auf Anregung ber Betbeiligten 
einzuleiten und darüber, fowie über die Beftimmung des Wohnfiges in erfter In— 
ſtanz zu beſchließen. 

Die Diſtriktspolizeibehörden ſind ermächtigt, die Anträge der Betheiligten, 
ſoferne fie fi nad den bereits vorliegenden thaätſächlichen Materialien als offen— 
bar grundlos barftellen, auf Kojten der Antragiteller, ohne weitere Inftruction 
zurüdzumeifen. 

Handelt es fich ausnahmsweife um bie Bildung eines Kehrbezirkes aus 
Zugehörungen mehrerer Berwaltungsbezirfe, jo bat die Inftruction und Beſchluß— 
faffung durch diejenige Diftriftspolizeibehörde zu geichehen, welder bie größere An: 
zahl der in Frage kommenden Gebäude untergeben ift. In folgen Fällen ift aber 
von ber Beihtubfaffung mit den gleichfalls betheiligten Diftriftspolizeibehörden Be: 
nehmen zu pflegen. 
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II. Bon der Beftimmung ber Kebrtermine und ber 
Kehrlöhne. 


87. 
Die Beſtimmung ber Kehrlöhne bleibt wie bisher 
1) in ben Landestheilen biesfeits des Rheins, und zwar: 
a) in ben einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten ben 
Magiftraten, 
b) in den übrigen Gemeinden ben Bezirfsämtern, 
2) in der Pfalz den Bürgermeiftern unter Genehmigung ber Diftriftspolizeis 
bebörden überlafien. 
Unſer Staatsminifterium bes Innern ift ermächtigt, biefe Bebörben auf 
— Rückſichten aufmerkſam zu machen, welche hiebei in Betracht zu kommen 
aben. 


8. 

Den Gebäubebeſitzern ober bere Stellvertretern bleibt übrigens unbenom— 
men, mit dem Kaminkehrer über öftere Reinigung der Kamine und ſonſtigen 
Rauchleitungen, als dieſe von der betreffenden Polizeibehörde vorgeſchrieben iſt, 
dann über die Löhne für die verſchiedenen Reinigungsarbeiten ein beſonderes 
Uebereinkommen zu treffen. 


IV. Von der Verleihung der Kehrbezirke und den 
perſönlichen Vorbedingungen hiefür. 


$9 
Wer als Bewerber um Verleihung eines neuerrichteten ober eines erlebig- 
ten Kehrbezirkes auftritt, bat ſich auszuweiſen: 
1) über Volljährigkeit, 
2) über völlige Unbefcholtenbeit und Verläſſigkeit, 
3) Über genügend erlangte practifche Befähigung zum Gefchäftsbetriebe. 


Inhabern von Realrechten darf, infoferne fie den Borausfegungen bes 59 
genügen, die amtlide Ermädtigung zum Gejhäftsbetriebe nicht verfagt werden. 
11 


Menn cin beftehender Kaminkebrerbezirk erledigt, oder ein neuer folder 
Bezirk gebildet ift, bat die Diftriftspolizeibebörde unter Anberaumung einer uners 
ſtredlichen Friſt von vier Moden durch Ausichreiben im Kreisamtöblatte und in 
anderen Blättern von allgemeinerer Verbreitung zur Bewerbung um bie Ber: 
leihung desfelben aufzufordern. 

Die Gefuche find mit den im $ I bezeichneten Nachweiſe bei derjenigen 
Diſtriltopolizeibehörde, welche die Ausfchreibung erlaſſen hat, fchriftlich einzureichen, 
* zu Protokoll anzubringen und von dieſer Behörde in erſter Inſtanz zu ent: 
cheiden. 

Nach eingetretener Rechtskraft des Beſchluſſes iſt der durch denſelben auf— 
geſtellte Kaminkehrer eidlich auf Beobachtung der mit feinem Geſchäfte verbunde— 
nen Obliegenheiten zu verpflichten und ihm durch ſchriftliche Ausfertigung eine 
beflimmte Friſt zur Uebernahme des ibm verliehbenen Bezirkes vorzufegen. 

Den Gemeinden des Kebrbezirkes iſt von bdiefer Verfiigung Kenntniß zu 
geben, 


$ 12. 

Beftebt in einem Kebrbezirfe ein Realrecht, fo bat deſſen Inhaber binnen 
einer ihm vorzufegenden beitimmten Friſt die Bedingungen des $ 9 zu erfüllen, 
oder einen bejähigten Gelhäftsführer mit biftriftspolizeiliher Genehmigung auf 
auftellen. 

Genügt berjelbe dieſer Vorfchrift nicht, jo ift ber Bezirk zur Bewerbung 
auszujchreiben. 
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V. Erlöfhung und Einziehung der Befugniffe der 
Kaminkehrer. 


13. 

Die Uebertragung eines Kehrbezirkes erliſcht: 

1) wenn der neuaufgeftellte Kaminkehrer in den ihm zugewieſenen Bezirke 
bie Arbeiten aus eigenem Verſchulden nicht innerhalb der von ber Diftriftspolizeis 
behörde beftimmten Friſt (F 11 Abf. 3) übernimmt; 

2) durch Verluſt des Realrechts; 

3) durch Verzicht; 

A) durch ben Tod bes Berechtigten. 

Für Rechnung der Witwen darf jedoch das Geſchäſt auf Grund ber alten 
Berleibung fortgeführt werben; doch bat diefe innerhalb einer von der Diſtrikts— 
polizeibehörbe ihr vorzuſetzenden zeit einen befähigten Geſchäftsführer aufzuftellen, 
widrigenfalls ber Kehrbezirt zur Bewerbung ausgefchrieben wird, 


$ 14. 

Die Ueberiragung eines Kehrbezirkes kann durch Beihluß ber Diftrikts: 
polizeibehörde eingezogen werben: 

1) wenn die Unrichtigkeit ber Angaben, anf beren Grund bin bie Ueber: 
tragung erfolgt ift, dargelhan wird; 

2) wenn in dem falle des 5 12 Abi. 2 und $13 Ziff. 4 die Aufftellung 
eines Gefhäftsführers nicht innerhalb der von der Diftriftspofizeibehörbe beftimm: 
ten Friſt erfolgt ült; 

3) wenn ber Kaminfehrer wiederholt wegen Verfehlung gegen Art. 172 
und 173 des P.St. G. B. richterlidy geftraft, oder wegen Nichtbeachtung der ihm 
nad) der gegenwärtigen Verordnung obliegenden Verpflichtungen mit Ungeborfams: 
firofen belegt worben iſt, und ungeachtet der ihm von ber Diftriftspolizeibehörbe 
ſchriftlich angedrohten Entziehung des Kebrbezirkes wieder in eine Strafe der vor: 
genannten Arten verfällt; 

4) wenn ber Kaminkehrer wegen eines Verbrechens oder wegen Vergehens 
des Diebſtahls, der Unterfhlagung, des Betrugs, der Heblerei ober der Falfgung 
verurtheilt worben ift. 

In den Fällen der Ziff. 3 und 4 ift der biftriftspolizeilichen Erwägung 
anbeim gegeben, ftatt der Entziehung des Kebrbezirfes die Aufftellung eines bez 
fähigten Gejhäftsführers unter Vorjeßung einer beftimmten Frift dann zu ver: 
fügen, wenn perfönliche oder fachliche Gründe hiefür ſprechen. 


$ 15. 

Kaminkehrergebilfen, welche wiederholt twegen Webertretungen bes Art. 172 
bes P.St. G.B. oder wegen eines Verbrechens oder wegen Vergehens des Dieb- 
ſtahls, der Unterjchlagung, des Betrugs, der Heblerei oder der Fälſchung geftraft 
worden find, oder welde wegen Trunfenbeit während ber Arbeit oder wegen uns 
befugter Anforderungen an die Gebäubdebeſitzer oder beven Stellvertreter zu wieder: 
bolter Beanftandung Anlaß gegeben haben, fünnen von der Diftriftspolizeibehörbe 
von ber ferneren Verwendung im Kaminkehrergeſchäſte ausgejchloffen werben, 


VI Schlußbeſtimmungen. 


$ 16. 

Die in ben Fällen des F 12 Abi. 1, $ 13 Riff. 4 und 5 14 Abſ. 2 aufs 
geftellten Gejhäftsführer haben die gleichen Verpflichtungen, wie die Kaminfehrer, 
und find wie dieſe eidlich zu verpflichten. 

17 


f 
Alle Beihwerben gegen Beichlüffe und Berfügungen der Unterbebörben in 
Bezug auf das Kaminkehretweſen find bei der verfiigenden Behörde innerhalb 
einer ausjchliegenden Friſt von vierzehn Tagen ſchriftlich einzureichen ober zu Pro— 
tofoll zu geben, 
Rar, Handbuch ber bayer. Diſtr. Berw. Behörden, TIL, Aufl. 20 
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Ueber biefe Beſchwerden entjcheiben bie Rreisregierungen, Kammern bes 
Innern, nach collegialer Berathung in zweiter und letter Inſtanz. 


$ 18. 

—— Verordnung, durch welche alle entgegenſtehenden Beſtimmun— 
gen aufgehoben ſind, tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung im Regierungs— 
blatte und in Kreisamtsblatte für bie —R im ganzen Umfange des Königreiches 
in Wirkſamleit. 

München, ben 27. Februar 1869. 


VI Berfertigung, Befik, Aufbewahrung, Berkauf und 
Gransport von Pulver und anderen explodirenden Stoffen. 


Nah Art. 169 des P.St.G. wird an Geld bis 100 fl. oder mit 
Arreſt bis zu 30 Tagen geftraft, wer den Berorbnungen oder oberpoli: 
zeilichen Vorſchriften über Berfertigung, Beſitz, Aufbewahrung, Verkauf 
und Transport von Schießpulver, Schießbaumwolle, Feuerwerk und an: 
dern erplodirenden Stoffen zuwiderbandelt. 

Auf Eonfiscation ift zu erfennen (ſohin polizeiliche Beſchlagnahme 
vorjorglih zuläffig), wenn Jemand ſolche Gegenftinde unbefugt feil- 
bietet, verfertigt, oder gegen beftehendes Verbot befigt, oder in größeren 
Quantitäten als geftattet ift, vorräthig bat. 

Das Gewerbsgefeg vom 30. Jan. 1868 erwähnt den Handel 
mit Pulver und erplodirenden Stoffen nicht befonders; es erfcheint dem: 
nad der Handel mit Pulver freigegeben, doch eigentlih mehr nominell 
als thatjächlich, weil über BVerfertigung, Belig, Aufbewahrung und Ber: 
fauf von Pulver Verordnungen zuläffig find, welde ſonach auch indirect 
für den Handel maßgebend find, 

Bergl. oben Seite 214, Verordn. vom 16, Mai 1863, Vorforge 
gegen Oefahren bei Errihtung von Fabriken betr. 

Das k. Staatsminifterium des Innern bat durh h. E, vom 
16. Juni 1862 ausgefprodhen, daß in dieſem Betreff neue Verordnungen 
nicht zur Erlaffung Eommen werben, da die dermalen geltenden Be: 
ſtimmungen volllommen ausreichen. 

Zur Zeit aber beftehen folgende Verordnungen und oberpolizeiliche 
Borjchriften in Kraft: 


I. Fabrilation des Pulvers. 


1. Die Verfertigung von Schießpulver ift von ber Erlangung 
einer Conceſſion abhängig, deren Ertheilung die perſönliche Befähigung 
des Bewerbers vorausfeßt, und nad technifcher Neuerung der k. Zeug: 
haus: Hauptdirection der k. Regierung, 8. d. J. zufteht. 

Abſ. 2 der Entſchl. des k. Staatsminifteriumsg des Innern vom 12, Mai 
1837, DU. V.S. Bd. XIV, ©, 1488. 

gi Ziff. 4, $ 3 Abſ. 1, 8 17, 8 43 Buff. 3, 8 29 Ziff. 2 der 
Inftruction zum Vollzuge der geſetzlichen Grundbeſtimmungen für 
das Gewerbsweſen vom 21. April 1862, RB. ©. 717 fi. 
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2. Der Einvernahme der f. Zeughaus: Hauptdirection bat jedes: 
mal bie zu Protokoll zu conftatirende, an bie k. Zeughaus: Hauptdirec- 
tion urſchriftlich mitzutheilende Erklärung des Gefuchftellers darüber vor: 
berzugeben, baß er: 

1) fi verpflidte: 

3) die über Fabrikation und Abſatz von Salpeter und Pulver 
gegebenen oder noch zu erlafjenden allgemeinen Borfchriften 
genau zu beobadıten; 

b) infoferne die k. Zeughaus: Hauptdirection für den Bedarf ber 
inländiſchen Militär: Verwaltung es für nothwendig erachtet, 
das Fabrikat ausfhließend auf ihre Beitellung abzuliefern, 
fi genau nad den Anordnungen der Zeughaus: Hauptdirec- 
tion zu richten; 

ec) fih aller Abnahme des Salpeterd von inländifchen Saliterern 
zu enthalten, und 

2) daß ihm ausdrücklich eröffnet worben fei, wie die leifefte Leber: 
fchreitung irgend eines Punktes diefer Vorſchriften das rüdjichts- 
loſe Erlöjhen der Conceffion zur unausweichlichen Folge babe. 

(Abf. 3 der Entſchl. des k. Staatsminifteriums des Innern vom 

12. Maui 1837.) 

3. Gegen die Entfheidungen k. Regierung über Geſuche und 
Conceffionirung zur Pulverfabrifation fteht den Betheiligten und ine: 
befondere der k. Zeughaus: Hauptdirection bie Beſchwerde an das k. 
Staatsminifterium des Handeld und der öffentlichen Arbeiten zu. 

(Abf. 2 obiger M.E., 8.52 der Gew.G.Inſtr.) 

Diefe Beftimmungen . über Pulverfabrifation find aud in ber 
Entihl. des k. Staatsminifteriumd des Innern vom 5. Juni 1858, 
mittelfr. K. A. Bl. S. 827 ff., unter I. aufrecht erhalten. 


11. Handel mit Pulver. 


Der Handel mit Schießpulver ift nad) dem Gewerbogeſetz frei, 
aber der Händler hat die Verordnungen über Befiß, Aufbewahrung ꝛc. 
zu beobadıten. 

In diefer Richtung beftehen folgende Anordnungen: 

a) Der Beſitz und die Aufbewahrung von Schießpulver im Innern 
der Drtihaften, fowie in ber Nähe von bewohnten Gebäuden 
überhaupt ift nur bis zu einem Betrage in maximo von 

vier Pfund in dem ehemals zum Fürftenthum Ansbach gehörigen, 

zehn Pfund in anderen Gemeinden 

geftattet. 

Die Aufbewahrung diefer Pulvervorräthe Hat in blechernen 
ober irdenen verfchloffenen und beweglihen Gefäßen auf dem 
Bodenraume (Speicher) des Haufes oder in andern von der 
Gewerbspolizeibehörbe durchaus geeignet befundenen Theilen des— 
felben zu geſchehen. 

20 * 
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Größere Vorräthe über A, beziehungsweife 10 Pfund find unter 
allen Borausfegungen außerhalb der bewohnten Orte, im geeig: 
neter Entfernung und in befonberen von ber Gewerbspolizei⸗ 
behörde hiezu tauglich erachteten Gebäuden niederzulegen und auf 
zubewahren. 

Die Gewerbspolizeibehörde beftimmt aud das Marimum ber 
in folden Gebäuden aufzubewahrenden Pulvervorräthe. 

b) Zum Handverfaufe ift den Handelsberechtigten geftattet, bis zu 
einem Pfund Pulver in ihrem Laden oder ihrer Wohnung, jedoch 
an einem nicht Jedem leicht zugänglihen, von Feueranlagen ent: 
fernten, wo möglich verſchloſſenen Orte vorräthig zu halten, 

ce) Beim Herausncehmen des Pulvers haben diefelben die gehörige 
Borficht zu beobachten und namentlich fich hierbei hölzerner In: 
ftrumente zu bedienen, 

d) Das Verbringen und der Verkauf des Pulvers bei Licht und 
daher überhaupt zur Nachtzeit, fowie das Probiren desfelben im 
Haufe ift verboten. 

e) Der Verkauf von Pulver an Kinder, jowie größerer Quantitäten 
an unbelannte oder verdächtige Individuen ift nicht geftattet. 
Die Bolizeibehörden in größeren Städten find überdies angewiefen, 

dahin zu wirken, daß fämmtlidhe Pulvervorräthe der Handelsberech— 
tigten nur außerhalb des Drtes zur Aufbewahrung und zum Berfaufe 
fonımen, daß ſonach Teßtere fih dahin verftehen, auch den Detailhandel 
mit Pulver außerhalb der Stabt zu verlegen. 

(II. Abf. 3 der ME. vom 5. Juni 1858.) 


II. Transport von Scießpulver und anderen erplodirenden Stoffen. 
Die V. vom 1. Mai 1841, RB. ©. 309 beftimmt: 


§. 1. 

Jeder Fuhrmann und Schiffer, welcher Schiekpulver verführt, tft verpflichtet, 
bie zur Verhütung der Entzündung bdesjelben nöthige Vorſicht anzuwenden, und 
zu diefem Ende: 

1) Pulver nur in forgfältiger, das Ausftreuen verbindernder Berpadung, auf 
beren Außenfeite der Inhalt als Schiehpulver bezeichnet ift, zur Frächt zu 
übernehmen; 
3) basjelbe jern von Eifen und mit Stroh umwunben feft zu laden; 
3) gleichzeitig mit Schießpulver auf demſelben Wagen oder Schiffe niemals 
toffe oder Fabrikate zu laden, welche ſich von jelbft entzünden können. 
2 


Beträgt eine Labung Schießpulver, welche zu Land verführt wird, über zehn 
Pfund, fo ift der Fuhrmann gehalten: 

1) bie Auf» und Ablabung nur bei Tage und zwar unter Anwendung ber ge: 
hörigen Vorficht zu bewerfitelligen ; 

2) lojes Pulver nur dann zu Übernehmen, wenn dasfelbe in Säden aus Zwild, 
Gradl oder Leder verwahrt ift, und diefe Side wieder im hölzernen Behält: 
niſſen ohne Nägel von Eifen verpadt find, die eben erwähnten hölzernen 
Behältniffe aber mit Strobbändern zu umwinden und auf einer Strohunter: 
lage fejt zu laden; 

3) auf dem Wagen ein ſchwarzes Fähnchen aufzufteden; 
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4) ftets nur im Schritt zu fahren; 
5) des Tabafraudens bei dem Wagen fi zu enthalten; 
6) zur Nachtzeit im ber Nähe bes Wagens einer Hornlaterne mit Wachslicht 
fih zu bedienen; 
7) an feiner Schmiede oder jonftigen offenen Feuerwerkſtätte anzubalten, und 
8) den mit Pulver befradhteten Wagen Zag und Nacht nicht unbewadht, ober 
nur unter ſicherem Berjchluffe aufbewahren zu lafjen. 
3 


Beträgt die Ladung über einen Gentner, fo bat ber Fuhrmann nebſtdem: 

1) bewohnte Orte, wo möglid zu umfahren ; 

2) bei Tag und Nacht ftets außerhalb bewohnter Orte anzubalten, und ben 
mit dem Sciefpulver befrachteten Wagen außerhalb bes Ortes in ciner Ent» 
fernung von mindeftens 150 Schritten von bewohnten Gebäuden ftehen zu 
laſſen und zu bewachen. 


g 4. 

Schiffer find gehalten, nebfl den unter $ 1 erwähnten Borfihtsmaßregeln: 

1) wenn fie über zehn Pfund Schießpulver geladen haben, eine jhwarze Wim: 
pel aufzufteden, und 

2) wenn nicht das Pulver in einem angehängten Nahen nachgeführt wird, bas 
Tabakrauchen auf dem Schiffe zu unterlaflen und auf dem Schiffe weder 
Teuer noch unverwahrtes Licht zu brennen; 

3) Dampfihiffen, und ſolchen Schiffen, auf welchen euer brennt, wo mög: 
lid ober dem Winde auszumweichen, endlich 

4) wenn die Labung über einen Gentner beträgt, ſtets nur in möglichfter Ent: 
fernung von bewohnten Gebäuden anzuhalten und zu landen. 


S5. 
Dampfichifien ift jede Verführung von Schießpulver als Fracht unterfagt, 
besgleihen Dampfmwagen. 


$ 6. 

Wer einem mit Scießpulver befradhteten, durch bie ſchwarze Fahne kenn— 
baren Frachtwagen begegnet, hat demjelben auszuweichen, und fih während feines 
Vorüberfahrens des Tabafrauchens und jeder fonftigen fenergefäprlihen Handlung 
zu enthalten. Fuhrwerke und Reiter find gehalten, während des Ausweihens im 
Schritte fi zu bewegen, 

Ingleichen haben Schiffer ben mit Pulver befrachteten Schiffen, wo mög: 
ih unter dem Winde auszumweihen und ſich während bes Borüberfahrens des 
Tabafrauhens und anderer feuergefährliher Handlungen zu enthalten. 

Die Belanntmahung bes k. Staatsminijteriums bes Handels und ber 
Öffentlichen Arbeiten vom 8. März 1863, R.Bl. ©. 377, orbnet zunädit ben 
Transport von Schießpulver und andern erplodirenden Gegenfländen auf Eifen: 
bahnen, Dampfichiffen und k. Poſten. 

Eie fließt im $ 1 von bem Transport auf Gifenbahnen und Dampfſchiffen 
ganz aus: Feuerwerkskörper, Knallgold, Kuallquedfilber, Knallſilber, Schieß— 
baummolle, Schiekpulver und fonftige erplodirende Stoffe ꝛc. ꝛc. 

Bergl. ferner Uebereinkunft zwifhen Bayern, Baden, Frankreich, 

Heffen, Niederlande und Preußen vom 17. Det. 1868, Verordnung über 
ben Transport von entzündlichen, ätzenden oder giftigen Stoffen auf 


dem Rheine betr. (Belanntm, vom 5. Juli 1869, R.Bl. ©. 1242.) 


IV. Sunftfenerwerkerei. 


1. Die Kunftfeuerwerkerei, worunter bie Yabrifation jener ſchieß— 
pulverartigen Mifchungen verftanden wird, deren Abbrennen burd bie 
Helligkeit, Farbenpracht und Lebendigkeit des Feuers, durch bie vielfältigen 
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raſchen Bewegungen dem Auge ein unterhaltendes Schauſpiel bietet, iſt 
nach dem Gewerbsgeſetz vom 30. Jan. 1868 an eine obrigkeitliche Be— 
willigung nicht gebunden, dagegen aber den Verordnungen über Verfer— 
tigung, Beſitz, Aufbewahrung ꝛc. von Pulver und explodirenden Stoffen 
beftehenden Verordnungen unterworfen, 

In diefer Beziehung ift beftimmt: 

a) daß die Verfertigung, Aufbewahrung, wie der Verkauf biefer Ge: 
genftinde von Seiten der Fabrikanten nur in einem in geeigneter 
Entfernung außerhalb beivohnter Drte befindlichen, von der Ge 
werbspolizeibehörde für entſprechend befundenen Gebäude und 
Locale ftattfinde; 

b) daß jedes Arbeiten bei Licht in derlei Anftalten und Räumlich— 
keiten unbedingt unterlaffen werde; 

ce) daß rüdjichtlich des Befikes und der Aufbewahrung von Kunit: 
feuerwerts: Gegenftänden die für das Scießpulver, und für ben 
Transport desfelben bie für dem Transport des Pulvers gege: 
benen fiherheitspolizeilihen Anordnungen gleihmäßige Anwendung 
finden, und 

d) insbefondere, daß es nicht geftattet ift, einen Vorrat) von mehr 
als 4, beziehungsweife LO Pfund von Feuerwerks-Gegenſtänden 
einfhlüffig des Pulvervorraths im Haufe zu führen, und daß 
größere Borräthe ebenfalls unter allen Borausfegungen außerhalb 
der Drtjchaften zu verwahren find. 

(IV. Abſ. 2 der ME, vom 5. Juni 1858.) 


V. Belig und Aufbewahrung von Sciegpulver und Kunftfenerwerts: 
Gegenftänden von Seiten der Privaten. 


Die vorftehend gegebenen ficherbeitspolizeilidhen Vorſchriften finden 
auf den Beſitz und die Aufbewahrung von Scießpulver und Kunft: 
feuerwerks : Gegenftänden von Seiten der Privaten gleiche, beziehungss 
weife analoge Anwendung. 

Sollten jedoch in außerordentlien Fällen, z. B. aus Beranlaffung 
von beabfihtigten Feuerwerfs: Productionen, größere VBorräthe momen: 
tan im Innern oder in der Nähe von bewohnten Gebäuden und Ort: 
haften aufbewahrt werden müfjen, und deren Verbringung augenblidlid 
nicht mehr möglich erjheinen, fo it ſolches nur unter Beachtung ber 
größtmöglihen VBorfiht und auf fo lange von der Ortspolizei— 
bebörde zu geftatten, bis die Wegſchaffung wirklich erfolgen kann, 
und baben ſich die Betheiligten den von berjelben getroffenen Siche— 
rungsmaßregeln unweigerlich zu unterwerfen. 

(V. Abf. der ME. vom 5. Juni 1858.) 


VI. Eontrole. 


Die Controle über ben genauen Vollzug vorſtehender Anorbnun: 
gen von Seite der Fabrifanten, Handelsberechtigten wie Privaten liegt 
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ben einfchlägigen Bolizeibehörden und PVollzugsorganen, nantentlich bei 
Vornahme der periodifchen Feuerbefchau und der Gemeinde: Vifitationen ob. 


VII Blibableiter. 
Berg. A. V. vom 20. Nov. 1815, Dil. XIII. ©. 1051. 


Brandverfiderungsanflalten. 


A. Immobiliarverſicherungen *). 
a) Allgemeine Beſtimmungen. 


An Bayern beſteht eine ſchon im Jahre 1811 gegründete auf bie 
Kreife diesjeitd des Rheins fich erftredende, auf dem Grundfaße ber 
Gegenfeitigfeit berubende Anftalt zur Berfiherung der Gebäude gegen 
Brandſchaden. 

Die Grundſätze, nach denen gegenwärtig dieſe Anſtalt geleitet und 
verwaltet wird, find im Gef. vom 28, Mai 1852 „die Feuerverſiche— 
rungsanftalt für Gebäude in den Gebietstheilen diesfeits des Rheins 
betr., Gef. Bl. 1852 ©. 641, und in den BB, biezu vom 9, Det. 
1852, Dil. XXIX. ©. 531 u. ff.“ niedergelegt. 

Die Mittheilung des ganzen Gejebtertes und ber V.V. würde zu 
viel Raum beanfprucdhen, es werden deshalb hier nur jene Beltimmun: 
gen aufgenommen, welche ſich zunächſt auf die Thätigkeit der Diftrifts: 
polizeibehörden beziehen: 

Art. 2. Die Iheilnahme an der Anftalt ift im Allgemeinen freis 
gegeben; doch unterliegen ausnahmsweiſe der Verbindlichkeit zum Eintritt: 

a) die fämmtlihen Gebäude des Staats, 

b) die Gebäude der Minderjährigen und fonft unter Curatel ſtehen— 
den Perfonen, 

e) die Gebäude der Gemeinden, Kirhen:, Schul: und fonftigen 

Stiftungen, 

d) die Gebäude der Pfarreien, Beneficien, ftändigen Euratien, Pfarr: 
vicariate und Erpofituren; 
ebenfo in bedingter Weife: 

die Gebäude, welche im gemeinſchaftlichen Eigenthum mehrerer Per: 

fonen jtehen, die Gebäude, worauf Hypotheken haften, die Gebäude, 

deren Eigenthümer in die Gant gerathen find. ($ 1 der®.B,) 

Art. 4. Berfiherung von Gebäuden in auswärtigen Jmmobiliar: 
afjecurangen ift unbedingt verboten. 

Nur folhe Gebäude, denen die Aufnahme in die inländifche Ver: 
fiherungsanftalt verweigert ift, find von dem Verbot ausgenommen, 

($ 3 der 3,8.) 


*) Blätter j. abm. Br. IL 207, 
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b) Zur Aufnahme geeignete Gegenftände. 


Ale Gebäude, mit Ausnahme der Ausgefcloffenen (Art. 4), 
dann ber Pulvermühlen und der ifolirt liegenden ausſchließend zu mili- 
täriihen Zwecken beftinımten Gebäude und der Gebäude mit einem 
Werthe unter 30 fl. können, wie auch Zugehörungen ber Gebäude ber 
Anftalt einverleibt werden. (Art. 6—10 bes Gef, $ 4—9 der BB.) 

Zu Art. 10. Ueber Anfhaffung der Protokoll: Kormularien auf 
Koften der Brandverfiherungscaffe vergl. ME. vom 18. Nov. 1852, 
NA. vom 6. Dez. 1855, AD. ©. 1551. 


c) Art und Weife bes Eintritts, 


Art. 11— 38 des Gef. Wer der Anftalt beizutreten wünſcht, 
bat dies bei der Diftriftspolizeibehörbe mündlich zu Protokoll oder fchrift: 
lich zu erflären, eine genaue Bezeichnung ber zu verfichernden Gegen: 
ftände und beren Zugehörungen, wenn folhe verfihert werden wollen 
und eine Schäßung feiner Gebäude zu übergeben, mit ber Erklärung, 
ob der Eintritt noch für das laufende Jahr oder erft für das nächſt— 
folgende erfolge. (Form. L, Döl. XXIX. ©. 570.) 

Die Berfiherungsjumme innerhalb des wahren Werthes hat ber 
Berfihernde zu beftimmen, außer bei Gebäuden minderjähriger Ber: 
fonen ꝛc., welde Gebäude nicht unter der Hälfte des Werthes verfichert 
werden bürfen. (Art. 14 — 15.) 

Die Schätung ift von zwei ein für allemal eiblich verpflichteten 
Sadverftändigen, einem Maurer: und einem Zimmermeifter, welche im 
Bezirke befannt gemacht werben müffen, an Ort und Stelle vorzunehmen 
und zwar auf Erfuhen des Eigenthüners. 

(Art. 20— 25 des Gef., $ 10— 29 der 3.8.) 

Berpflihtungs » Formular für die Brandverfiherungs : Taratoren. 

(DU. XXIV. ©. 571.) 

Formular der Schägungsprotofolle, (Döl. XXIX. ©. 573.) 

Die Schätungsprotofolle find von den Taratoren der Gemeinde: 
behörde zu übergeben, woofelbft fie 8 Tage zur Einfiht und etwaigen 
Erinnerungsabgabe von Seite jedes Betheiligten aufliegen müffen, 

St keine Erinnerung erhoben worden, fo wird dies auf ber 
Schätungstabelle mit dem Vormerk der Beröffentlihung bemerkt, bie 
Tabelle aber dem Cigenthümer behändigt; werden Einwendungen bei 
ber Ortspolizeibehörbe erhoben, fo find dieſe der Diftriftspolizeibehörde 
vorzulegen. 

Beftehen feine Erinnerungen gegen ben Eintritt und gegen bie 
Schätzung, fo wird fofort der Eintritt in den Gatafter eingetragen, und 
dem Eigenthümer bie Aufnahmsbefcheinigung ertbeilt. 

(Form. 5. ©, 574.) 

Sind aber Erinnerungen gegen die Schätung erhoben, fo hat 

bie Diftriftspolizeibehörde, jobald der Eigenthümer ben Antrag auf Ein: 
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verleibung geftellt hat, die technifche Revifion ber beanftandeten Schäßung 
an Ort und Stelle durch den Brandverſicherungs-Inſpector zu ver: 
anlaffen. 

Diefer bat, im Beifein des Berfihernden mit Rüdjiht auf die 
Einwendungen die Schäßung zu prüfen, zu berichtigen, und übergibt 
ſodann die berichtigte Tabelle der Diftriftspolizeibehörde, welche die Größe 
bes Werthes des zu verfihernden Gegenftandes durch Beichluß feſtſetzt. 

Die Diftriftspolizeibehörde ift befugt, zu jeder Zeit von Anıte- 
wegen oder auf bejondere Veranlaffung die Schäßung einzelner Objecte 
revibiren zu laffen, befonders in dem Falle, wenn angezeigt ift, daß ber 
Werth des verficherten Gegenftandes unter bie urfprüngliche Verſiche— 
rungsfumme berabgefunfen ift. (Art. 34. 35. 92. 8 33—41 der B.B.) 

Auch in diefem Falle entjcheidet die Diftriftspolizeibehörde über 
bie Größe des MWerthes der zu verfihernden Gebäude ꝛc. 

Segen den Ausfprudy der Diftriftspolizeibehörde fteht innerhalb 
14 Tagen Recurs zur Kreisregierung offen. (Urt. 36 d. Gef.) 

Die im $ 29 der Inſtruction vom 16. Juni 1853 für bie 
Brandverfiherungs =» Infpectoren angeordnete alljährliche Berichterftattung 
wirb erlaffen und ift von nun an nur alle 3 Jahre der Bericht zu er: 
ftatten. (M.E. vom 1. Ian. 1860, K.A.Bl. ©. 35.) 

Der $ 14 der BB. Art. 15 der Brandverfiherungsordnungen 
ift aufgehoben. An feine Stelle treten folgende Beftimmungen. 

(M.E. vom 14. Aug. 1856, K.A.Bl. ©. 1358.) 

1. Staatsgebäude in Haupt» und Kreisftädten müjjen wenigſtens 
mit bem britten Theil, in ben übrigen Gemeinden aber wenigftens mit 
der Hälfte-ihres durch die gefeglich vorgefchriebene Schäßung ermittelten 
wahren Werthes verfichert werben. 

An derfelben Weife find die Gebäude der Gemeinden:, Schul: 
und fonftigen Stiftungen, dann jene ber Pfarreien, Beneficien, ftändigen 
Euratien, Pfarrvicariate und Erpofituren zu verfihern, wenn hiebei das 
k. Aerar die Baufoften allein zu tragen hat. 

2. Wo bdiefe Vorausfegung nicht befteht, Hat die Verficherung ber 
sub Ziff. 1 Abſ. 2 bezeichneten Gebäude in minimo mit folgenden Be- 
trägen jtattzufinden: 

8) mit dem ganzen Werthe des Gebäudes, wenn deſſen Umfafjungs- 
wände von Holz und die Bedachung nit von Stein ober Metall, 
ober einem dieſen gleichzuachtenden Material find; 

b) mit dem ganzen Werthe ber verbrennbaren Theile des Gebäudes, 
wenn befien Umfaffungswände von Stein find, die Bebahung 
aber nicht von Stein oder Metall oder einem, denſelben gleich: 
zuachtenden Material ift, und das Gebäude nicht in einer Stabt 
fi befindet; 

e) mit drei Biertheilen bes Werthes der verbrennbaren Theile des nad 
lit. b conftruirten Gebäudes, wenn ſich basfelbe in einer Stabt 
befindet; 
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d) mit zwei Drittheilen bes Werthes der verbrennbaren Beftandtheile, 
wenn das Gebäude von Stein erbaut, mit Stein, Metall oder 
einem gleichzuachtenden Material gedeckt und nicht in einer Stadt 
gelegen iſt; endlich 

e) mit der Hälfte des Werthes ber verbrennbaren Theile, wenn ein 
nad) lit. d conftruirtes Gebäude in einer Stabt gelegen ift. 
M.E. vom 26. Sept. 1856, K.A.Bl. ©. 1169. Nicht maffiv 

gebaute, mit Stein oder Metall eingededte Gemeinde: oder Stiftungs: 
gebäude, bei weldyen das Nerar die Baukoften nicht beitreitet, find be: 
züglih des Minimums ber Berfiherungsjumme nad Maßgabe Ziff. 2 
lit. b und e der Entihl. vom 24. Aug. 1856 zu behandeln. 

(M.E. vom 21. Dez. 1857, K. A.Bl. 1858 ©. 41.) 

a) Gebäude von Gemeinden und Stiftungen, bezüglich deren dem 
Staatsärar die ausfchliegende Baulaft und die Zahlung der Brandver: 
fiherungs = Beiträge obliegt, find wie Staatsgebäude zu behandeln, 

(Eonf. Döll. XVI. ©. 506, 507.) 

b) Gebäude der Gemeinden oder Stiftungen, bezüglid) deren dem 
Herar nur eine theilweife Baulaft obliegt, find unter gehöriger Mit: 
wirkung der betreffenden Gemeinde: uud Gtiftungsverwaltungen nad) 
F 14 3iff. 2 der V. V. ꝛc. vom 9. Det. 1852, beziehungsweife ber 
M.E. vom 14. Aug. 1856 zu behandeln. 

(M.E. vom 9. Jan. 1858, K. A.Bl. ©. 132.) 

Die Verfiherung von Militärgebäuden richtet ſich noch nad $ 14 
Ziff. 1 der BB. vom 9. Det. 1852. 

(RX. vom 30. Nov. 1858, K. A.Bl. ©. 1915.) 

Bahnwärterhäufer find in minimo mit dem Werthe dev verbrenn: 
baren Theile zu verfihern. (M.E. v. 4. Dez. 1859, K. A.Bl. ©. 1979.) 

Berficherung der Zollgebäube. 

(ME. vom 3. Mai 1859, K. A.Bl. ©. 300.) 

Das Gebäude mag was immer für einer Feuergefährlichkeitsclaſſe 
angehören, fo muß das Berbrennbare von dem Unverbrennbaren aus: 
geſchieden, und fodann von erſterem nad ber Schäßung bie Hälfte, refp. 
der 3. Theil verfichert werben. 

Zu $ 28 der BB. Gebäubezugehörungen, welche zur Schätzung 
ihres Werthes befondere techniſche Kenntniffe vorausfegen, find durch 
befondere Techniker zu ſchätzen. 

(RA. vom 16, Mai 1858, K. A.Bl. ©. 712.) 

Zu $ 38 der B.B. Die sub. lit. e vorgefchriebene fofortige 
Vertigung und Vorlage eines Grundbuchextractes ijt erlaffen und durch 
ben Quartaldanzeiger erjegt. (Lith. RA. vom 9. Mai 1853.) 


d) Entfhädigung ber Mitglieder. 
(Art. 39 — 52 d. Gef.) 


Der Berficherte, defjen Gebäude durch Brand beſchädigt oder zer: 
ftört worden find, hat Anſpruch auf Entihädigung aus ber Anſtalt; ift 
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gegen den Berficherten wegen fahrläffiger Branbdftiftung gerichtliche Vor: 
unterfuchung eingeleitet, und berührt das Entſchädigungscapital denfelben 
allein, fo ift ſolches von der Diftriftspolizeibehörde bis zu beendigter 
Unterfuhung zurüdzubehalten, und eine Anweifung bierauf nur nad 
vollitändiger Bürgfchaft für den etwaigen Nüderfaß zu bonoriren. 

Bei gerichtliher Vorunterfuhung gegen den Berficherten wegen 
abfihtliher Brandftiftung darf das Entihädigungscapital, wenn es letzte— 
ren allein berührt, nicht ausbezahlt werden, es ift dem Berficherten auch 
nicht geftattet, auf Rechnung der Entihädigungsfumme Bauaccorde ab— 
zufchließen ꝛc. 

Die Entfhädigung wird mur unter der Bedingung geleiftet, daß 
damit ber Wiederaufbau ber abgebrannten Dbjecte bemerfftelligt werde, 
und daß das Haus an der alten Stelle nad einem geprüften Plane 
wieder aufgebaut werbe. 

Die Wiedererbanung eines Hanfes an einer andern Stelle, oder 
in einer andern al® der bisherigen Gemeinde, ift nur bei befondern Um: 
ftänden durch die Kreißregierung zu bewilligen. 

Die Entfhädigung, deren Feſtſetzung ber Kreisregierung zuſteht, 
wird aus ber Branbaffecuranzcaffe nah Maßgabe des fortichreitenden 
Baues geleiftet. Bei Prüfung der Baupläne find die Vorfchriften der 
bejtehenden Feuerorbnungen genau zu- berüdfichtigen. 

Die Ausbezahlung der Entihädigungsgelder erfolgt nad) einem 
Quittungsformular. (Ziff. VI. Döll. XXIX. ©. 575.) 

Bei Unfiegelmäßigen wird bie Ausbezahlung im Protofoll quittirt. 

Sobald die Entſchädigung geleiftet ift, wird diefes im Grundbuch 
und Grundbuchs-Auszuge eingetragen und das betreffende Rentamt in 
Kenntniß geſetzt. 

Ueber die geleiſteten Zahlungen ſind von den Diſtriktspolizeibehör— 
den monatliche Anzeigen an die Kreisregierungen einzuſenden. 

Zeugniſſe über erlittene Brandfälle dürfen von den Polizeibehörden 
nicht ausgeſtellt werden, und eben ſo wenig darf eine öffentliche Be— 
kanntmachung der Brandſchäden behufs der Unterſtützung ber Berunglüd: 
ten eintreten, vorbehaltlich der Beſtimmungen über Einſammlung von 
Naturalien bei Brandunglücksfällen. 

Zu $ 51 der BB. Die zu geringe ober gänzlich unterlaffene 
Berfiherung der Gebäude oder beweglichen Habe, erſchwert die Genehmi- 
gung einer erbetenen Brandcollete. (ME. vom 17. Juli 1852, 
DU. XXIX. ©. 696.) (Eonf. ME. vom 16. Dez. 1836, Döl. XIII. 
©. 1261.) (RX. vom 13. Juni 1857, K.A.Bl. ©. 998.) 


e) Art und Weife ber Schadenserhebung. 


Art. 53. Jeder einzelne Brand muß von ber Diftriftspolizei- 
behörde in beren Bezirk fi berfelbe ereignet bat, an Drt und Stelle 
genau unterfuht und mit biefer Unterfuhung zugleich die Befchreibung 
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des Schadens verbunden werden; gleichzeitig iſt der Kreisregierung An— 
zeige zu erſtatten. 

Art. 54 und $ 58 der BB. Der Schaden wird durch Schätzung 
ermittelt, welche bie Diftriftspolizeibehörden unter Zuziehung bes Brand: 
verſicherungs-Inſpectors unter Borladung des verunglüdten Befigers, des 
Brandverfiherungsausfchuffes, und der von dem vorigen Zuftande am 
beften unterrichteten Nachbarn vornimmt. 

Den Beihädigten ift freigeftellt, auf feine Koften einen ſachkundigen 
Beiftand beizuzieben, 

Die Unterfuhung bes Brandſchadens beginnt mit der Befihtigung 
ber Brandftätte, wornad eine genaue Beſchreibung diefes Schadens nad) 
Umfang und Ausdehnung zu Protofoll zu nehmen und namentlich zu 
conjtatiren ift, ob ber Brandſchaden ſich als ein totaler oder theilweifer 
barftelle. (Art. 55.) 

Art. 55. Kann ein befhädigtes Gebäude nicht mehr ausgebejfert, 
fondern muß foldyes vom rund aus neu gebaut werden, fo wirb ber 
Schaden für total geachtet und die etwa noch übrig gebliebenen Mate: 
rialien werden für die Koften ber Hinwegräumung des Schuttes be: 
rechnet, foferne defjen Werth die evfteren nicht bis zu einem erheblichen 
Betrage überfteigt. 

Trifft hingegen der Schaden nur einen Theil des Gebäudes, d. h. 
wird zur Wiederherftellung des Gebäudes nur ein Theil jener Baukoſten 
erforbert, welche im Falle eines ganzen Grundaufbaues nothwendig ge: 
wejen wären, fo wird aud die Echabenvergütung nur nad) dem Ber: 
hältniß diefes Theiles der Baukoſten zu den Koften des ganzen Grund: 
aufbaues aus der Größe der Verfiherungsfumme beredinet. (K 60-61 
der V. V.) 

Erſcheint der Schaden als totaler, ſo hat keinerlei Schätzung ein— 
zutreten, in ſo ferne nicht etwa der Werth der übrig gebliebenen Mate— 
rialien die Koſten für die Hinwegräumung des Schuttes erheblich über— 
ſteigen. — Wo dieſes der Fall iſt, find fie von dem Brandverſicherungs— 
infpector abzufhägen, und die Schäßungsrefultate von der Bolizeibehörbe 
in das Befichtigungsprotofoll aufzunehmen. 

Die Entfcheidung, ob der Mehrbetrag an der Entihädigungsfumme 
in Abzug zu bringen fei, fteht der Kreisregierung bei Feſtſetzung ber 
Entigäpdigungsfumme zu, 

Stellt ſich der Schaden nur als ein theilweifer dar, fo ift zur 
Abſchätzung zu fchreiten. Diefe hat von dem Brandverfiherungsinfpector 
zu geſchehen, und ift von der Diftriftspolizeibehörde in tabellarifcher Yorm.: 
Anlage IX. Döl. XXIX. ©. 608 dem Befihtigungsprotofoll einzu— 
verleiben. 

Bei jeder Schätzung find nadftehende Punkte genau zu beobachten: 

1. In der erften Rubrik find die Hausnummern und bas be 
ſchädigte Gebäude zu bezeichnen. 

2. In der zweiten Rubrik werben bie einzelnen Abtheilungen 
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bes Gebäubes vorgetragen, zuerft der Dachftuhl, dann die einzelnen Stod: 
mwerfe, von oben berab, 

In diefer Rubrik ift nad) dem Ergebniß ber vorhergegangenen Be: 
fihtigung und Schadensbefchreibung bei jeder einzelnen Gebäudeabthei- 
lung befonders zu bemerken, ob die Beſchädigung eine totale oder theil: 
weife fei. 

3. In letzterem Falle find die in Folge des Brandes zerftörten 
Beitandtheile, die Gebäubeabtheilung — fo weit nothwendig nach dem 
Ausmaß in Quadratfüßen — befonders zu verzeichnen, und ijt bier der 
Preis anzugeben, mit welchem diefe Theile nad ihrem früheren Be— 
ftande wieder neu bergeftellt werden können. 

4. Sind mit dem Gebäude verfidherte Zugehörungen ganz oder 
theilweife verbrannt, fo find fie nad) den einzelnen Gebäubeabtheilungen 
in der 2. Rubrik vorzutragen, und bezüglich der Schadensſchätzung die 
gleichen Normen wie vor, anzuwenden. 

5. Im die dritte Rubrik find die Wiederherſtellungskoſten aufzu: 
nehmen. 

6. Wenn ermittelt ift, was die Herftellung der zeritörten Theile 
foften würde, hat der Brandverfiherungsinfpector nod die Koften zu be: 
rechnen, welche der ganze neue Orundaufban des fraglichen Gebäudes ꝛc. 
im vorigen Umfange und mit gleichem Material foften würde. 

Dieſe befondere Schäßung kann in den Fällen umgangen werden, 
wenn das Gebäude ſchon nad $ 28 eingefhäßt worden ift, 

Art. 56. Das ganze Geihäft ber polizeilichen Unterſuchung, der 
Schadenbeſchreibung und Schätzung ift protofollarifh — und zwar für 
die Schätzung tabellariſch — aufzunehmen, am Scluffe der Schäßung 
fogleidy die Entfhädigungsfumme zu berechnen und dem Betheiligten zu 
eröffnen. 

Demfelben ftebt frei, allenfallfige Erinnerungen ſowohl gegen bie 
erhobene Schadensſchätzung als gegen die Entjdädigungsberehnung, ent: 
weder jogleidd oder binnen 3 Tagen bei der Diftriftspolizeibehörde zu 
Protokoll zu geben oder fchriftlich einzureichen; diefe hat längſtens 8 Tage 
nad) dem geftillten Brande die Acten an die k. Regierung, K. d. J., 
zur Feſtſetzung der Entſchädigung vorzulegen. 

Werden nach erfolgter Feſtſetzung des Schadens Einwendungen 
gegen die Schadensfhätung erhoben und darauf begründet, daß ein durch 
den Brand entjtandener Schaden bei der erften Schäßung nicht bemerf: 
bar geweſen und erft fpäter hervorgetreten fei, fo ift eine nochmalige 
Scyadenserhebung und Feſtſetzung der Entſchädigung zu pflegen. ($ 62 
bis 69 der V. V.) 

Die Entſchädigungsſumme iſt nach dem Grundſatze zu berechnen, daß 
die Entſchädigung zu dem Verſicherungsanſchlage ſich genau fo verhalten 
muß, wie der Kojtenaufmand des theilweifen Neubaues zu jenem eines 
totalen Neubaues, Wenn daber 3. B. ein Gebäude mit 14,000 fl. 
der Feuerverfiherungsanftalt einverleibt und conftatirt ift: 
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1) daß die Koſten der Wiederherſtellung der beſchädigten Theile 9041 fl., 
die Koften eines ganz neuen Grundaufbaues aber auf 17,646 fl, 
fih belaufen, fo iſt 

j 9,041 fl. i 

2) die Schadensquote — 17,686 1 und die Entſchädigungsſumme 
beträgt 7172 fl. 58 fr., indem fie fid) verhalten: 17,646 : 9041 = 
14,000 :7172 fl. 48 fr. 

F 63. Gegen die von ber Diftriftspoligeibebörde berechnete Ent: 
ſchädigungsſumme können fümmtliche Betheiligte, darunter auch der Brand: 
verfiherungsausfhuß ihre Einwendungen innerhalb der dreitägigen Frift 
erheben. 

Das Befihtigungs: und Schäßungsprotofoll ift von allen An: 
wejenden zu unterzeichnen, und dem Protokoll ein beglaubigter Auszug 
aus dem Grundbuch und dag Verzeihniß der Schäbungsfoften beizulegen. 

8. 64. Nach der Schägung erhebt die Diſtriktspolizeibehörde bie 
Urſache des Brandes durch Vernehmung der Hausgenofjen, Nachbarn zc. 
namentlid in der Richtung, ob der Brand nicht etwa abſichtlich oder 
durch Fahrläſſigkeit herbeigeführt worden. 

$ 65. Diefe Erhebungen werden felbft im Falle der Begründung 
einer ftrafrehtlichen Unterfuchung gepflogen; nur bat die Polizeibehörde 
am Schlufje ihrer Berhandlungen bei dem Unterfuhungsgerichte darüber 
Aufklärung zu erholen, ob die Unterfuhung beendigt, und die Ver: 
weifung oder Einftellung ꝛc. beſchloſſen fei, 

$ 66. Die geſchloſſene polizeiliche Unterfuhung wird ber Kreis— 
regierung zur Einweifung der Entſchädigung vorgelegt. 

F 67. Wenn fi aus der Unterfuchung ergibt, daß eine abficht- 
liche oder fahrläffige Brandftiftung nicht vorliegt, wenn zwar gegen ben 
Berfiherten eine Borunterfuhung wegen Brandftiftung geführt, aber auf 
Berweifung der Sache an die Polizeibehörde, oder auf Einftellung bes 
Strafverfahrens erkannt wurde, enblid wenn auf dem Gebäude eine 
Hypothek haftet, oder MiteigentHumsverbältniffe im Sinne des Art. 2 
Nr. 5 oder Art. 9 des Geſetzes vorhanden und nicht fämmtlihe Mit: 
eigentbümer zugleih in Unterfuhung befangen find, hat die Kreisregie— 
rung zur Feltfegung und Anweifung der Entfhädigung zu fchreiten, 

In den in Art. 49 und 50 bezeichneten Fällen findet die fofortige 
Anweiſung der Entfhädigungsfumme nicht Statt. 

$ 69. Die Borftände ber Diftriftspolizeibehörden haben die 
Scyadenserhebung und Schätung ohne Anſpruch auf Diäten vorzu: 
nehmen; Amtsverwefer und ftellvertretenbe Nebenbeamte haben Anſpruch 
auf normativmäßige Diäten, welde nad bem DOrgan.-Refcript vom 24. 
Gebr. 1862 aus dem bezirfsamtlihen Reifeaverfum zu beftreiten find. 

Zu $ 60. (ME. vom 28. April 1854, KABEL. ©. 621.) 

Der Abzug des Erlöfes für den Schutt über die Abräumungs: 
foften erfolgt nur bei voller Werthverfiherung ganz — außerdem pro 
rata; volle Werthverficherung ift VBerfiherung nach vollem Schätungswertb. 
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Zu $ 61. In die Schäbkung find bie Grundmauern mit einzu: 
ſchließen. (ME. vom 27. Jan. 1853, K. A.Bl. ©. 103.) 

Zu $ 66. Bei der Vorlage der Acten an die Kreisregierung ift 
ber den Nbbrändlern zugegangene Mobiliarfchaden, die Berficherung des 
Mobiliars und die hiefür enthaltene Entihädigung genau anzugeben. 

(RA. vom 31. März 1855.) 

Zu $ 69. Die Diäten der Branbverfiherungsinfpectoren bei Brand: 
ſchadensſchätzung u. f. w. trägt ber Staat; diefelben find gleich den Un: 
terfuhungsfoften bei der Finanzkammer zu liquidiren. 

(M.E. vom 11. Mai und 30. Juni 1853.) 


f. Beiträge der Mitglieder. 


(Art. 58-64 d. ©.) 


Der Geſammtbedarf aller der Anftalt obliegenden Leiftungen wird 
alljährlich durch Ausichlag auf alle Mitglieder der Anftalt erhoben. 


Die Beiträge der Mitglieder fhufen fih je nad der Bauart der 
Gebäude und mit Nüdjicht auf die in dem Hanfe befindlichen feuer: 
gefährlichen Anlagen, und zwar: 


a. nad) der Bauart in 4 Claffen, wonad: 


1. Die maffiven Gebäude, welde ganz mit Stein oder Metall ge: 
deckt find, in die I. Claſſe eingereiht werden; Steinpappdäcder find Ziegel: 
dächern gleich zu achten, (RA. vom 7. Juni 1858, A.Bl. ©. 797.) 
Kirchen von maffiver Banart und maflivem Dad find auch dann in die 
I. Glafjfe aufzunehmen, wenn auf dem Dache ein Thürmchen von Holz 
ober Fachwerk aufgefegt ift. 

(ME. vom 24, Mai 1859, K.A.Bl. ©. 412.) 

Glasdächer find Ziegeldähern gleich zu achten. 

(M.E. vom 30. Januar 1865.) 

Ebenſo Raſendächer. (ME. vom 17. Dez. 1364. 

Maffiv gededte, mit Umfangswänden von Pife erbaute Gebäude 
find nah $ 59 d. ©. und 870 der BB, in die I. Elaffe zu lociren. 

2. Die Gebäude von Fachwerk, welhe ganz mit Stein ober 
Metall gededt find, in die II. Claſſe. 

3. Die maffiven Gebäude, melde nicht oder gar nicht ganz mit 
Stein oder Metall gededt find, in bie III, Claſſe. 

4. Alle übrigen, nicht maffiven, in die IV. Claſſe. 

Diefe 4 Claffen werden nad) dem Verhältniß von 5, 6, 8, 9, 
in Concurrenz gezogen. 

Nebit dem erkennt das Geſetz 4 Abftufungen der befonderen Feuer: 
gefährlichkeit gewifjer Anlagen, die fid) im Haufe befinden, an und über: 
läßt e8 dem ©ebiete der Verordnung, die Claſſe der Feuergefährlichkeit 
für die einzelnen Anftalten oder Anlagen feitzufegen. 

Die gewöhnlien nad der Bauart bemefjenen Koftenbeiträge wer: 
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den dann im Verhältniß der erhöhten Feuergefährlichkeit noch erhöht, 
und zwar: 
a) bei dem 1. Grade der Feuergefährlichkeit un . . . yo 


b) " " 2. " " i " « . .. io 
ce) " " 3. " " " . . . . 0. 
I 


* a 7 * * * . 10 

Die Beſtimmung des treffenden Beitrages der Claſſe und des Grades 
der Feuergefährlichkeit fteht der Diftriftspoligeibehörde zu, vorbehaltlich 
des Necurfes an die Kreisregierung. 

Die näheren Vorſchriften und Anhaltspunkte für die Bemeſſung 
der Glafjification, und das hiebei zu beobachtende Verfahren geben bie 
Art. 70-76 ber BU. 

Als Anlagen, welche die Fenergefährlichkeit erhöhen, find durch bie 
BB, 8 71 bezeichnet: 

J. 

Anlagen, bei welchen der 1. Grab erhöhter Feuergefährlichkeit an— 
zunehmen ift: 1) Bädereien, 2) Seifenfiedereien, 3) Buchdrudercien, 
4) Hutmacdereien, 5) Färbereien, 6) Seiden:Moulinagen, Seiden-Haſpel— 
und Zwirnanftalten, 7) Oelmühlen und Delraffinerien, 8) Dampfkeſſel, 
9) Leimfiedereien, 10) Salpeterfiedereien, 11) Mahl: und Sägemühlen, 
12) Stärkfabriten, 13) Küchelbädereien, 14) Töpfereien, 15) Ham: 
merfhmieden mit Frifchfeuer, 16) Glocken-, Roth: und Gelbgiekereien, 
17) Apotheken, 18) Gewehrfabrifen, 19) Papiermachéfabriken, 20) 
Lichter: und Wachsziehereien, 21) Siegelladfabriten*). 

II. 


Anlagen, bei denen der 2. Grad der Feuergefährlichkeit anzu— 
nehmen iſt: 1) Tiſchlerwerkſtätten, 2) Kaffee-Surrogat-Fabriken, 3) 
mechanische Webereien, 4) Guttapercha- und Kautſchukfabriken, 5) Tuch— 
fabriken, 6) Kattundruckereien, 7) fabrikmäßige Färbereien, 8) Eiſen— 
gießereien, 9) Stahlfabriken, Kupferhämmer, Meſſingwerke, Broncewaaren: 
fabriken, 10) Fabriken chemiſcher Produete, 11) Kalk- und Gypobren— 
nereien, 12) Ziegelbrennereien, 13) Lackiranſtalten, 14) Bierbrauereien 
und Malzfabriken ohne hölzerne Malzdörren, 15) Branntweinbrenne— 
reien, 16) Stearinfabriken, 17) Fournirſchneidereien, 18) Knochenbren— 
nereien, 19) heizbare Zimmerwerkſtätten, 20) Münzſtätten, 21) Stroh— 
hutfabriken, 22) Papiertapetenfabriken, 23) Runkelrübenzuckerfabriken, 
24) größere Vergnügungslocalitäten mit Theater oder theatraliſcher Ein: 
richtung. 

IH. 

Anlagen, bei welchen der 3. Grad erhöhter Feuergefährlichkeit cin: 
tritt: 1) Spinnereien von Stridgarn, Kammgarn, Baummolle, Flachs, 
2) Türkifhroth-Färbereien, 3) Hütten: und Schmelzwerle, 4) Fabriken 
irdener Waaren, 5) Papierfabrifen mit und ohne Eylinder und Bunt: 


) Hiezu find auch Hopfendarren zu rehnen, M.E, vom 25. April 1864. 
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papierfabriken, 6) Zucker-Raffinerien, 7) Glashütten, 8) Porzellan— 
fabriken, 9) Wachstuch- und Wachstaffentfabriken, 10) Bierbrauereien und 
Malzfabriken mit hölzernen Malzdörren, 11) Weingeiſtfabriken, 12) 
Gasanſtalten, 13) Theater. 

IV. 

Anlagen, bei welchen der 4. Grad erhöhter Feuergefährlichkeit be— 
ſteht: 1) Harz- und Schmierbrennereien, 2) Theerſchwellereien, 3) Oel-, 
Lad: und Harzfabriken, 4) Leder-Lackiranſtalten, 5) Zündhölzerfabriken, 
6) Schwefelraffinerien, 7) Firnißfabriken, 8) Fabriken von liquidem Gas, 
wie Camphin-Gasäther ꝛc. (M.E. vom 7. Jan. 1860, K. A. Bl. ©. 48.) 

Bierbrauereien ohne Malzdörren gehören in bie 1. Claſſe der Feuer? 
gefährlichkeit; mit Malzdörren ohne Holz in die 2.; mit Malgdörren 
von Holz in die 3. Claſſe. (M.E. v. 25. Febr. 1860, K. A. Bl. S. 259.) 

Brennöfen für Olasmalereien, Defen für Gmailmalerei tragen 
feinen erhöhten Grad ber Feuergefährlichkeit an ſich. 

Woll- (niht Baumwolle) Wäſchereien gehören in bie 3. Claſſe. 

(RA, vom 11. Febr. 1861, K.A.Bl. ©. 218.) 

Schymierbrennereien ber Seiler gehören nicht unter die in Claſſe 4 
Ziff. 1 aufgezählten Gefhäfte (ME, v. 12. Nov. 1856 R.A. 1846.) 

Zu $ 71 der BB. Mit der Ausübung eines im F 71 bezeich— 
neten Inbuftries oder Gewerbszweiges allein nimmt die Localität, in 
welcher dieſe Ausübung mit polizeiliher Bewilligung ftattfindet, noch 
keineswegs den Charakter einer erhöhten Feuergefährlichkeit im Sinne 
bes Geſetzes, Art. 61, an, fondern diefer Moment tritt vielmehr erft 
dann ein, wenn das Local zur Ausübung des betreffenden Gewerbes mit 
ber eigens bergejtellten Einrichtung hiezu verbunden iſt, welche als blei: 
bender Beſtandtheil der Localität erjceint, und aus derſelben nicht weg: 
genommen werben kann, ohne das Local jelbit in feiner Subftanz wefent: 
ih zu verändern und für feine bisherige Benügung unbrauchbar zu 
machen. 

Es kann daher von einer Anwendung ded Art. 61 und 62 nicht 
die Rebe fein, wenn in einem Gebäude zwar eine der in $ 72 dr V. V. 
aufgezählten Beichäftigungsarten ausgeübt wird, die Ausübung aber in 
der Art beſchränkt ift, daß die techmifchen Hilfsmittel nur in folchen Ge: 
genftänden beftehen, welche, ohne integrirende Beſtandtheile der Localität 
zu bilden, beliebig an jeden andern Ort gebradyt und zu dem bisherigen 
Zweck wieder verwendet werben fünnen. 

(M.E. vom 31. Dez. 1852, R.Bl. vom 5, Jan. 1853, A.Bl. ©. 22.) 

Die im $ 71 enthaltene Aufzählung ift Feine beifpielsweife, jon: 
bern eine categorifhe Bezeihnung der feuergefährlichen Anlagen, es er: 
gibt fih Hieraus die Umzuläffigkeit der Hereinziehung anderer Anlagen 
wegen vermeintlid) obwaltender analoger Verhältniſſe. 

(ME. vom 3. Jan. 1853, ABl. ©. 25.) 

Zu $ 72. Bollzug des Landtags-Abſchiedes 1856 5 21, RU. 

vom 2. Aug. 1856, ©. 1198. Alle Haupt: und Nebengebäude, welche 
Rar, Handbuch ber bayer. Dijtr.Berw,Bchörben. III. Aufl. 21 
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von den Gebäuden mit feuergefährlichen Anlagen durch feuerfeſte Ab— 
ſcheidung getrennt ſind, ſind in den Nebencataſtern abzuſtreichen, be— 
ziehungsweiſe auf das fortan allein maßgebende Verhältniß der allenfalls 
vorhandenen eigenen Feuergefährlichkeit zurückzuführen, wenn ſie bisher 
mit einem, einem Dritten gehörigen Gebäude, einem erhöhten Beitrag 
unterworfen waren. 

Die Beſtimmung des $ 72 findet fortan lediglich auf jene an 
Gebäuden mit fenergefährlichen Anlagen ohne feuerfeſte Abſcheidung 
anftoßenden Gebäude Anwendung, welche ohne eigene feuergefährliche An: 
lage zu den erfigenannten Gebäuden mit feuergefährlichen Anlagen gehören. 

Die jährlihen Beiträge, Vorfhußfondsbeiträge, Zwiſchenausſchläge 
werben von der Staatsregierung feitgefeßt und nad) Maßgabe der von 
den Diftriftspolizeibehörden gefertigten Einheberegifter durdy die Gemeinde: 
behörden eingehoben und an die mit der Cafjeführung beauftragte Diſtrikts— 
polizeibehörde abgeliefert. 

Die Beitragsrüdftinde werden durd) bie Diftriftspolizeibehörde nach 
Maßgabe der durch die V. vom 27. Febr. 1807 den Nentämtern zur 
Beitreibung der Staatsgefäle vorgezeihneten Normen im Erecutions: 
wege erhoben, Die Anftalt hält ſich um ihrer Beiträge willen an den 
Eigenthümer, Miethbewohner, an die Effecten im Haufe, eventuell an 
diejes ſelbſt. (Art. 65—73, 176, 177 0. ©, $ 77-83 ber V.V.) 

Ueber den Modus ber Erefution vergl. Ausſchr. der Meg. von Mittelfr. 
vom 7. Mai 1865, K.A.BI. 1865 ©. 360, 

Bezüglid der Beiträge von Gebäuden der Kirchen: und Wohl: 
thätigfeitsitiftungen und Schulen, fowie der Pfarrgebäude, Art, 2 Ziff. 4, 
entjcheidet Art. 74 und 75 d. ©.*) 

Grundſatz ift, daß die Beiträge dem primär Baupflichtigen, even: 
tuell dem fecundär Pflichtigen obliegen; ift die Baupflicht ftreitig, fo ob: 
liegt die Beitragspflicht der Stiftung, der Schulgemeinde oder Pfarrgemeinde. 

(Art. 78. Meber die Haftungen ber Diftriftspolizeibebörbe 
aus der Verwaltung ber Brandafjecnrangcaffe vergl. O. A. G.E. vom 11. 
Juli 1853, RB. ©. 910.) 

Die Entiheidung der Frage über Erſatzpflicht eines Beamten 
aus geführter Verwaltung der Brandaffecuranzcaffe reffortirt als ein Ge: 
genftand der Disciplin zur Verwaltung. 


g) Austrittt aus der Anftalt 
findet nad) besfallfiger Anzeige mit dem Gffect der Giltigkeit nur für 
das nächfte Jahr Statt. (Art. 79-80. VB. 86, 87.) 
h) Berwaltung der Anftalt und Gefhäftsführung. 


(Art. 82—98 de8 ©. und $ 88—116 ber V. V.) 
Die Verwaltung der Anftalt obliegt unter Leitung der Kreis— 


2) Bl. f. a. Pr. U. 49. 
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regierung und oberfter Aufiht ber Staatsminifterien ben Diftrikts: 
verwaltungsbehörben. 

Ueber alle Verfiherungen wird ein Grundbuch geführt, in welches 
alle Aenderungen, Ein: und Austritte, Mehrungen, Minderungen bes 
Sapitals, Klaffificationsänderungen eingetragen und evident gehalten 
werden, 

Ale auf die Einträge des Grundbuchs bezüglihen Anträge, Pro: 
tofolle zc. werben im einem Beilagenband gefammelt, der wie die Grund: 
bücher ſelbſt, gemeindeweife gebildet wird. 

Außerdem find Nebencatafter, $ 92, zu führen über die feuer: 
gefährlihen Anlagen. 

Die Aenderungsüberfichten find alljährlich ber Kreisregierung vor: 
zulegen. ($ 91). 

Ueber bie einfommenden Gelder find zwei Bücher: 

a) das Tagebuch der Brandaffecuranzcaffe, 
b) das Gaffenmanual zu führen. 
(Form. 18 und 19, Döll. ibid. ©. 589.) 

Ueber Herftelung der Fahresrehnung vergl. F 111 u. fi. 

Die M.E. vom 17. März 1861, K.A.Bl. ©. 440, verfügt: 

1) Den Ein: und Auscafjirungen von Brandafjecuranzgeldern hat 
außer ben zur Cumulativſperre berufenen Mitglievern des Brandver— 
fiherungsausfhuffes auch der Amtsvorftand anzumohnen, jedesmal den 
Caſſebeſtand zu controliven, den im Tagebuche intra lineam zu confta: 
tirenden Abſchluß damit zu vergleichen und den Befund in ein fort: 
laufendes Protokoll niederzulegen. 

2) Die Brandafjecuranzcafje darf nur im Beifein des Amtsvor— 
Standes geöffnet werben, 

3) Die nah $ 79 und 107 ber B. V. am Schluſſe eines Quar— 
tals zu erftattenden Anzeigen über den effectiven Stand der Brandaſſe— 
curanzcafien find in Form von fummarifhen Auszügen aus dem Eaffen- 
manuale berzuftellen und zwar ganz mit den Titeln und Unterabthei: 
lungen ber Rechnung. 

4) Mit diefen Quartalsanzeigen iſt fünftig nicht allein der Nach— 
weis über den jeweiligen Beſtand der Brandafjecuranzcaffe zu verbinden, 
jondern biefelben find auch mit der Beftätigung des Amtsvoritandes zu 
verfeben, daß die einzelnen Summen mit jenen bes Caſſenmanuals über: 
einftimmen, und daß legteres mit dem Tagebuch in Einklang ftebt. 

5) Um dem Amtsvorftande bie diefer Beltätigung vorausgehende 
Bergleihung zwifhen Tagebuch und Manual zu erleichtern, ift im Tage: 
buch zwiſchen ber erften und zweiten Colonne eine Rubrik für die „lau: 
fende Vortragsnummer“ einzufcpalten, ferner eine Rubrik für das Folium 
bes Manuals; im Manual oder Hauptbuch aber iſt eine Colonne für 
die „laufende Vortragsnummer“ des Journals zu eröffnen, und hat in 
beiden Büchern die gegenfeitige Allegirung der Nummern zu geicheben. 

6) Die erite Eolonne des Journals ſoll künftig das Datum bes 

21° 
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Eintrags, die erſte Colonne des Manuals, das „Soll nad dem wirk— 
lichen Anfalle“ enthalten. Die Form der Tagebücher und des Manuals 
ift alfo folgende: 


Tagebud. 


SUCHT Gienspmen T ger 
— (ausgaben.) g. 












Folium 
bes 
Manuals, 











Jahr. — Tag. 


Finnahmen. 
(Ausgaben.) 






Auch in den einzuſendenden Manuals-Extracten ſoll linkerſeits eine 
Rubrik für das „Soll nach dem wirklichen Anfall“ angereiht werden. 

Die M.E. vom 8. Jan. 1859, R.A. vom 23. Mai 1861, 
©. 662, verfügt: 

Mit dem Beginn des Etatsjahres 18°1/,, find bie ſich ergebenden 
Henderungen im Berfiherungsftande des Grundbuch gemeinbeweife, und 
bei den unmittelbaren Magiftraten diftrittsweife in die neue Aenderungs: 
überfiht aufzunehmen und diefe am Schluſſe des Etatsjahres abzu- 
ſchließen. 

Die neuen Aenderungsüberſichten aber beſtehen darin, daß die 
Sonderung der Verſicherungsanſchläge nach Haupt- und Nebengebäuden 
wegfällt, und daß die Zahl der Verſicherungésobjecte jeder der vier Claſ— 
fen in Einer Summe und aud bie Verfiherungsanfdhläge in Einer 
Größe ausgedrüdt werden künnen. 

Gleiches gilt für den Nebencatafter, daher die fich ergebenden Aen— 
derungen in die Zus und Abgangstabellen der betreffenden Landgemeinde 
oder Stadtdiftriftes aufzunehmen und am Jahresſchluſſe abzuſchließen 
find. Auch diefe Tabellen find jahrgangsweife zu ſammeln und aufzus 
bewahren. 

($ 91—95 ber Inſtr. vom 9. Oct. 1852, Beil, XIV. und XVL) 

Diefe Ueberſichten und beziehungsweife Tabellen find doppelt und 
zwar für jede Gemeinde, bei der ſich eine Aenderung ergibt, anzulegen, 
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wovon ein Eremplar bei ber Diftriftspolizeibehörbe verbleibt, das andere 
aber mit allen Nachweiſen biezu zur Nevijion vorgelegt wird. 

Denn Officialfhigungsminderungen von dem Verſicherten bean 
ftandet, oder Erhöhungen der Verfiberungsfumme auf Grund der Er: 
gebnifje der Officialſchätzungsreviſionen beantragt werden, und die Be 
theiligten fih die Abordnung einer befondern Commiffion auf ihre Koſten 
erbitten, ift dies nicht zu beanftanden. 

(M.E. vom 3. Dez. 1862, M.K. A.Bl. S. 2646.) 


i) Regie der Anftaft. 
(Bergl. Art. 98 — 101, $ 117 — 125.) 


k) Zuftändigfeit und Verfahren, 


Mit Ausnahme der in Art, 102 fpeciell bezeichneten zu ben Civil— 
gerichten verwiejenen Streitigkeiten find alle übrigen entitehenden Irrun— 
gen von der Diftriftsverwaltungsbehörde zu entſcheiden. — Mecurs 
binnen 14 Tagen an die Kreisregierung als 2. und legte Inſtanz. 

Uebertretungen des Geſetzes werden von den Gerichten nad ben 
Beitiimmungen dieſes Gejeges abgeurtheilt. (Art. 177 des P.St. G.) 


I) Eontrole der Anftalt, 


Das Brandverfiherungsmwefen wird durch einen aus ber Zahl ber 
Mitglieder beftellten, von der Gemeindeverwaltungsbehörde gewählten 
Ausihuß controfirt. 


m) Brandverfiherungsinfpectoren. 


Durh A. V. vom 4. Sept. 1852, Döll. XXIX. ©. 618, ift 
die Aufftellung von Brandverfiherungsinfpectoren — als tedhnifchen Ge— 
bilfen der Diftriftspolizeibehörde für Beſorgung ber Brandafjecuranz- 
geſchäfte — vollzogen worden. 

Ihre Geſchäfte beitimmen ſich nad dem Geſetze vom 28. Mai 
1852, den Bollzugsvorfchriften und ber Inftruction vom 16. Juni 1853. 
(Döl. XXIX. ©. 623 u. ff.) 

Sie find durch die Dijtriftspolizeibehörde zu verpflichten. Die 
Formel ſ. Döl. XXIX. ©. 621. 

Die Kreisamtsblätter find für bdiefelben anzufhaffen und bilden 
einen Gegenftand des Amtsinventars, 

(M.E. vom 4. Aug. 1853, Döll. ibid. ©. 643.) 

Sie dürfen nit mehr als 3 Practifanten gleichzeitig aufnehmen, 
M.E. vom 8. Nov. 1856, A.Bl. 1841, und find den Diftriftspolizei: 
behörden untergeordnet. (RU. vom 8. Nov. 1859, K. A. Bl. S. 1557.) 


B. Mobiliarverficherungen. 


Die A. B. vom 27. Juli 1853 über die Auläffigfeit ber Mobi— 
liarverfiherungen ift durch die neuere & ®. vom 10. Febr, 1865, bie 
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Mobiliarfeuerverfiherungen betr., R.Bl. ©. 194, K.A.Bl. ©. 250 auf: 
gehoben. 

Die V. vom 10. Febr. 1865 ift zum Vollzuge der Art. 178, 
179 und 193 des P.St.G. B. erlajfen, und bejtimmt in: 

$ 1 die Notbwendigkeit der k. Genehmigung für jede zu grüne 
bende Mobiliarverfiherungsanitalt, 

F 2 das Verbot der Immobiliarverfiherungen, 

$ 3 die Berechtigung zur Aufftellung von Agenten, 

5 5 Berbot der Unteragenten, 

$ 6. kein Gegenftand darf über feinen Werth verfichert werben, 

8 7 die Verfiherungsurfunden dürfen nur nad ſchriftlicher Er: 
laubnig der Ortspolizeibehörde an die Betheiligten hinausgegeben werben, 

$ 8— 10 Prüfung der Berfiherungs: Anträge durch die Orte: 
polizeibehörbe, 

$ 12 Selbftprüfung durch NAugenfchein im Falle von Anftänden, 

$ 15 Genehmigung des Antrages durch die Ortspolizeibehörbe, 

$ 16 Beichwerde zur Diftriftspolizeibehörde, deren Verfahren, 

$ 23 die bei den Ortspolizeibehörden hinterlegten Ueberſichten und 
Nahmeifungen ber genehmigten Berfiherungen find von jenen ordentlich 
zu regiftriren und zu bewahren, 

$ 25 Handhabung der Staatsauffiht ıc. 

Zur Verftärkung ber Gontrole der Mobiliarfeuerverjiherungen 
hat das Staatsminifterium bes Handels unterm 28, Febr. 1869, 
KADB. ©. 422, noch weitere Anordnungen getroffen, namentlich die 
Mitwirkung der Brandverficherungs » Infpectoren in Anfprud genommen 
und bie ortspolizeilihe Thätigkeit bei der Controle und Genehmigung 
von PVerfiherungsanträgen näher präcifirt. 

Art. 179. Ueberverfiherungen von Mobilien, welche durch wifjent- 
lic unrichtige Werthsangabe in der Art herbeigeführt werben, daß bie 
in bemfelben Bertrage verfiherte Gefammtjumme den wahren Werth 
ber Berfiherungsgegenftände mindeftens um den 4. Theil überjteigt, 
werden an dem Mobiliarbefiger und an dem betheiligten Schäßer an 
Geld bis zu 300 fl. geftraft; ebenſo Doppelverfiherungen. 

Die M.E. vom 29. Dez. 1860, K. A.Bl. 1861 ©. 30, theilt 
ein Verzeihniß der im Königreihe zur Zeit zugelaffenen Feuer-, Lebens:, 
Transport-, Hagel 20. Berfiherungsgejellfchaften mit, von denen hier 
nur die Feuerverfiherungsgefellfchaften angeführt werben: 

1) die Mobiliarfeuerverfiherungsanftalt der bayerifhen Hypotheken: 

und Wecjelbant in Münden: 

Regierungscommiffär geb. Nath. v. Bezold in Münden. 

2) Mündener : Nachener : Mobiliarfeuerverfiherungsgefellfhaft: 
Seneralagent: Freiherr v. Schätzler in München. 

3) Elberfelder Feuerverfiherungsgefellihaft: 
Hauptagent: Kaufmann C. Bronberger in München. 
Hauptagent für die Pfalz: Guftav Völker in Edenkoben. 
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4) Leipziger Verfiherungsgefellfchaft: 

Hauptagent: Kaufmann 2. Negrioli in Münden. 

5) 8. k. priv. I. öfterr. Verfiherungsgejellichaft in Wien: 
Hauptagent: Kaufmann Ferdinand Klaußner in Münden, 
Hauptagent für die Pfalz: F. J. Deder in Speier, 

6) Berlinifhe Feuerverfiherungsanftalt: 

Hauptagent: Kaufmann Joh, Fr. Ruederer in Münden. 

Durh A. V. vom 24. Juni 1862, RB. ©. 1424 $ 19, ift 
inhäfiv der M.E. vom 29. Dez. 1860 ausgefproden, daß die Bewilli— 
gung zur Errichtung einer Hauptagentur für Meobiliarbrandverfiherung, 
Art. 178 des P.St. G., vom Staatsminiiterium des Handels und ber 
öffentlichen Arbeiten, die Bewilligung zur Errichtung einer Unteragentur 
. von der einfchlägiaen Sreisregierung, K. d. J., ertheilt werde. 

Nach Entſchließung des k. Staatsminifteriums des Handels und 
der öffentlichen Arbeiten vom 6. Juli 1862 ift der in Bayern unterm 
25. Nov. 1841 conceffionirten k. k. privilegirten „Azienda Assi- 
euratrice* in Trieft die Bewilligung zum Geſchäftsbetriebe auch als 
Mobiliarz, Keuerz, Lebens: und Hagelverfiherungsgefell: 
ſchaft in widerruflicher Weife ertheilt worden. 

Mit Entſchließung des k. Staatsminifteriums bes Handels und ber 
Öffentlihen Arbeiten vom 27. Juli 1862 ift ber Feuerverſiche— 
rungsbanft für Deutjhland in Gotha die Bewilligung zum 
Betriebe des Mobiliarfeuerverfiherungsgefchäftes in Bayern nah Maß: 
gabe der A. V. von 27. Juli 1853 ertheilt worden. 

Ferner mit Entſchließung vom 11. Sept. 1862, der Feuerver: 
fiherungsgefellihaft „deuticher Phönir* in Frankfurt a M., Hauptagent 
Paul Stetten in Augsburg, endlih mit Entichl, vom 12. Sept. 1862 
der kölniſchen Feuerverfiherungsgefelihaft „Colonia” in Köln, Agent 
Kaufmann Rösl in Münden, Heinrich Knorih in Würzburg. 

Terner find zugelaffen: 

Durch ME, vom 1. Juli 1864, die Gladbacher Verfiherungs: 
gefellichaft. 

Durh ME. vom 3. Dez. 1864, die rheinishe Verſicherungs— 
gefellfhaft in Mainz zur Ausübung ihrer Mobiliarfeuerverfiherungs: 
gejellichaft. 

Durch M.E. vom 22. Juli 1865, die deutſche Feuerverſicherungs— 
Actiengeſellſchaft in Berlin. 

Durch M.E. vom 16. Juni 1865, bie deutſche Glasverfiherungs- 
Actiengeſellſchaft in Münfter. 

Durch M.E. vom 1. Mat 1867, die Lebensverſicherungs-Actien— 
geſellſchaft Nordftern in Berlin, 


Achter Abſchnitt. 
Baupolizei. 


Eine ſehr weſentliche Umgeſtaltung und Modification haben die 
bisher in Bezug auf das Bauweſen beſtandenen Verordnungen durch das 
P.St. G. erfahren. 

Während nämlich bisher im Bauweſen theils Verordnungen, theils 
Miniſterial- oder Regierungserlaſſe, theils diſtrikts- oder ortspolizeiliche 
Anordnungen in Anwendung gekommen ſind, ſollen künftighin neben ben 
geſetzlichen Vorichriften über Bauführungen nur mehr Verordnungen und 
ortspolizeilihe Vorſchriften zuläffig fein. 

Das P.St.G. enthält nachſtehende baupolizeiliche Vorſchriften: 

Art. 180. In den Landestheilen diesſeits des Rheins werben 
Bauherrn, Bauunternehmer und Baugewerfsleute an Geld bie zu 50 fl., 
womit im Nüdfalle Arreft bis zu 8 Tagen verbunden werden kann, 
gejtraft : 

1) wenn fie einen Neubau oder eine Baureparatur, wozu nad) 
Verordnung polizeiliche Genehmigung erforderlich ift, ohne diefe Genehmi— 
gung ausführen oder ausführen lafjen; 

2) wenn fie bei einer ſolchen Bauführung eigenmäcdhtig von dem 
genehmigten Bauplan abweichen und biebei die feftgefette Baulinie, bie 
Höhe, Länge, Breite oder Bedachung des Gebäudes willkürlich abän— 
dern, oder fonft einer in den geltenden Verordnungen ober ortspolizeilichen 
Vorſchriften gegründeten baupofizeilihen Anordnungen zuwiderhandeln; 

3) wenn fie bei Führung oder Nenderung eines Banes, Errich— 
tung ober Abänderung einer Fenerftätte ohne von der zuftändigen Be: 
hörde ertheilte Dispenfation von der betreffenden Bauvorichrift eine Vor: 
richtung ausführen oder ausführen lafjen, welche durch Verordnung oder 
ortspolizeilihe Vorfchrift wegen Feuersgefahr verboten ift, oder wenn fie 
hiebei den befonderen Anordnungen zumwiderhandeln, melde auf Grund 
der beitehenden Verordnungen oder ortspolizeilihen Vorfchriften von der 
Drtspolizeibehörde zur Sicherung gegen Teuersgefahr an fie erlaffen 
worden find. Die im nterefje ber Verſchönerung erlaffenen Beſtim— 
mungen ber beftehenden Verordnungen und ortspolizeiliben Vorſchriften 
fönnen durch Verordnung, beziehungsweije ortspolizeilihe Vorſchrift auf: 
gehoben, neue baupolizeilihe Anordnungen in Zukunft nur zu dem 
Zwecke ber Feuerficherheit und Feſtigkeit der Bauführung durch Verord: 
nung oder ortspolizeilihe Vorſchrift erlaffen werden. 
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Für die Städte I. Elaffe können im Intereffe ber Verſchönerung 
neue baupolizeilihe Anordnungen durch Verordnung ober ortöpolizeiliche 
Vorſchrift getroffen werden, — Die hierauf gegründeten Abänderungen 
bes Bauplanes dürfen jedoch die Koften der Bauführung nicht vermehren. 

Das frühere Verbot der Bauvornahme dur unberedhtigte Ge: 
fellen, Paliere ꝛc. ift in der Richtung gegen die Bauherrn durch das 
Strafgefeßbuh nit aufrecht erhalten, denn es unterliegen Bauunter: 
nehmer, Bauherren, weldhe ihren Bau durch Paliere oder Gejellen aus: 
ausführen laſſen, Feiner Beitrafung; durch das Gewerbsgeſetz vom 
30. Jan. 1868 ift die Ausübung der Bauhandwerfe freigegeben worden. 

Ebenfo enthält das Gefek feine Strafbeftimmungen gegen die Ver— 
fertigung und den Verkauf untauglider, ſchlechter oder fonft ordnungs— 
widriger Baumaterialien, weßhalb diefe Handlungen in Zukunft außer 
ben Bereich jtrafbarer Reate fallen. 

Die A. V. wegen Verhütung von Teuersgefahren, fiche oben 
S. 291 u. ff. 

Unter dem Ausdrud: „Baugewerfsleute* im Art. 180 find alle 
nad dem gewöhnlichen Begriffe unter dem Namen ber Bauhandwerker 
verjtandenen Gewerbe und in diefen die Meifter, Baliere, Gejellen und 
fonftigen Arbeiter verjtanden. (Ausſchr. Pr. 169.) 

Es bedarf wohl faum einer Erinnerung, baß die ben Polizeibehörben 
oder Stellen eingeräumte Genehinigung des Bauplanes nicht eine Sache 
bes allgemeinen Gutbefindens fei, fondern daß die Genehmigung nur 
infoferne verfagt werden könne, als dagegen im Geſetz oder in Verorb- 
nungen ober endlich in ortspolizeilihen Vorfchriften gegründete Bedenken 
beftehen, jowie daß fich die Behörden aud bei Genehmigungen oder Ver: 
weigerungen an die Schranfen zu balten haben, welche durch bie be: 
ftehende Bauordnung gezogen find. (Ausſchr. Pr. 168.) 

Urt. 181. In der Pfalz wird an Geld bis zu 10 fi. geitraft, 
wer an einer öffentlichen Straße einer Stadt ober eines Dorfes, ober 
an einer Staats- oder Diftriftsftraße ein neues Gebäude oder eine neue 
Mauer aufführt, ohne ſich die Baulinie von der zuftändigen Behörde ab- 
fteden zu lafjen. 


An Geld bis zu 50 fl. wird geftraft: 


1) wer an einer ber in Abf. 1 genannten Straßen mit eigenmäd): 
tiger Abweihung von der allgemein feitgefegten oder ihm durch 
die zuftändige Behörde beſonders abgeftedten Baulinie ein neues 
Gebäude oder eine neue Mauer aufführt, oder ohne oberpoligei: 
lihe Erlaubniß an einem beftehenden Gebäude, infomeit diefes der 
fejtgefeßten Baulinie nicht entfpridht, eine zur Verftärfung ober 
Wiederberjtellung besfelben dienende Bauarbeit unternimmt; 

2) wer ben oberpolizeilihen Borfchriften über Feuerſicherheit und 
Veftigfeit der Gebäude oder den auf deren Grund erlaffenen orte: 
polizeilichen Anordnungen zuwiderhandelt; 
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3) wer ohne Bewilligung der zuſtändigen Behörde in einer weniger 
als 100 Metres betragenden Entfernung von einem im Gebrauche 
ſtehenden Leichenacker eine Wohnung errichtet oder einen Brunnen 
gräbt, oder beſtehende Wohngebäude erneuert oder vergrößert. 

Denſelben Strafbeſtimmungen unterliegen Bauunternehmer, Bau— 
und Werkmeiſter, ſowie ſelbſtſtändig arbeitende Paliere, Geſellen 
und Bauarbeiter, welche die im gegenwärtigen Artikel verbotenen 
Handlungen ausführen. 

Neue Anordnungen über die im Abſ. 2 Ziff. 2 bezeichneten 
Gegenftände fünnen in Zukunft nur durch Verordnung oder orte: 
polizeiliche Vorſchriften erlaffen werben. 

Art. 182. Wer bei Arbeiten an Gebäuden, Brüden, Brunnen 
oder fonftigen Bauwerken die vorgefchriebenen oder üblichen Warnungs— 
zeihen zur Sicherung Vorübergehender nicht aufitellt, wird an Geld bis 
zu 25 fl. geſtraft. 

Wer bei ſolchen Arbeiten, bei Aufitellung und Inſtandhaltung von 
Baugerüften oder bei Aufftelung von Schaubühnen die zur Abmendung 
von Gefahren für Perfonen und fremdes Eigentum von der Ortspoli: 
zeibehörbe gebotenen oder fonft erforderlihen Sicherungsmaßregeln unter: 
läßt, wird an Gelb bis zu 50 fl. oder mit Arreft bis zu 14 Tagen 
geftraft. 

Nah Anhalt der UP. find unter dem Ausdruck „Arbeiten“ im 
Abſ. 1 nicht nur Bauarbeiten, jondern alle an einem Gebäude vor: 
kommenden Arbeiten, 3. B. auch das Herabfchaufeln des Schnee's von 
den Dächern ꝛc. zu verftehen. 

Zur Anordnung der im Abſ. 2 bezeichneten Sicherungsmaßregeln 
find nicht allein die Orts-, fondern gegebenen Falles, namentlich mit 
Bezug auf Art. 147 u. ff. auch die Diftriktspolizeibehörden, letztere 
namentlih im Hinblid auf ihren Beruf — Unglüdsfälle zu verhüten — 
berechtigt. 

Art. 183. Baumeifter und Bauhandwerker, welche die burd) 
ortspolizeiliche Vorſchriften feſtgeſetzten befonderen Berpflihtungen ihres 
Berufes über Anzeige unternommener Bauten und Bauarbeiten vernach— 
läffigen, unterliegen einer Geldſtrafe bis zu 25 fl. 

Art. 184. Obrigkeitlich aufgeftellte Sacverftändige, welche bie 
ihnen obliegende Unterfuhung eines Baues mit Gefahr für Perfonen 
oder fremdes Eigenthum fahrläffiger Weife verfäumen, werden, infoferne 
nicht disciplinäre Ahndung ftattfindet, an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 

Sleiher Strafe unterliegen andere Sadverftändige, weldye nad 
übernommenem obrigfeitlihen Auftrage die Unterfuhung eincs Baues mit 
Gefahr für Perfonen oder fremdes Eigenthum fahrläffiger Weife verfäumen. 

Art. 185. Hauseigenthümer und deren Etellvertreter, welche ber 
polizeilihen Aufforderung, Gebäude, welche ben Einjturz beforgen laſſen, 
zu verfichern, auszubefjern oder einzulegen, feine Folge leiften, find an 
Geld bis zu 50 fl. oder mit Arreft bis zu 14 Tagen zu ftrafen. 


Baupoligei. 331 


Die Strafe trifft den Baumeifter oder Bauhandwerker, welcher bie 
Arbeit übernommen und ohne ftatthaften Grund in angemefjener Zeit 
nicht ausgeführt hat. 

Es iſt Pfliht ber Polizeibehörden, bie Eigenthümer von Privatgebäuben, 
welche an jolden Gebrechen leiden, dat aus deren Bernahläffigung ber öffentlihen 
Sicherheit Gefahr droht, oder weldye bei längerer Vernachläſſigung gefährlic werben 
fönnen, zur Wendung biefer Gebredyen unter Vorftredung eines entiprechenden Ter: 
mines aufzuforbdern. ($ 69 des Gem.Ed., $ 70 ber Inftruction für Bolizeidirectionen 
vom 24. Sept. 1808, M.E. vom 2. Aug. 1838, Döl. XIII. ©. 179.) 

Bedingung der Strafeinfchreitung it die Thatfache, daß der Beſitzer eines 
gefährlihen Gebäudes polizeilich aufgefordert worden fei, das Gebäude zu verfichern, 
auszubellern ober einzulegen, Die bezeichnete Auffordernng bat in Gemäßheit ber 
A. V. vom 24. Juni 1862, RB. ©. 162, RB. ©. 1624, $ 20, von ber 
Diftriftspolizeibebörbe, beziehungsweife dem erponirten Bezirksamtsaffeflor, in Mün— 
hen von ber k. Polizeidirection zu geichehen. 

Art. 186. In den Fällen der Art. 180, 181, 182 Abf. 2 und 
185 bat der Polizeirihter im Strafurtheile auszufpreden, daß die Poli: 
zeibehörbe berechtigt ift, die Befeitigung des ordnungswibrigen Zuftandes 
anzuordnen, und zu diefem Zwede die Sicherftellung, Abänderung, den 
gänzlihen oder theilweifen Abbruch des betreffenden Baumerfes oder ber 
betreffenden Vorrihtung zu verfügen. 

Beiteht Gefahr auf dem Berzuge, fo ift die Polizeibehörde berech— 
tigt, bie im vorftehenden Abſatz bezeichneten Maßregeln, vorbehaltlich) 
der Strafverfolgung, fofort vorzufehren. 

Die zum Vollzuge des Art. 180 des P.St.®. erlafjene Aller. 
Bauordnung vom 30. Juni 1864, RB. ©. 817 u. ff. lautet, 
wie folgt: 

Wir finden Uns bewogen, auf Grund des Art. 180 des P. St. G. B. 
in Anfehung der Bauführungen in ven Landestheilen biesfeits des Rheins 
mit Ausnahme Unferer Haupt: und Refidenzitadt Münden zu ver: 
ordnen, was folgt: 


A. Allgemeine Beftimmungen. 
1. Bon Baulinien und vom Niveau. 
gi. 


Wer an beitehenden oder neuanzulegenden öffentlihen Plätzen, 
Straßen oder Wegen in Städten, Märkten und zufammenhängend ge: 
bauten Dörfern, dann an einer Staats- ober Diftriftsftraße oder an 
einem ©emeindeverbindungswege ein Gebäude neu aufzuführen, oder an 
ber Umfafjung bejtehender Gebäude gegen die Straßenfeite eine Haupt: 
reparatur vornehmen will, hat bie Baulinie einzuhalten. — Wenn 
eine ſolche nod nicht gegeben ift, oder wenn von ber bereitd gegebenen 
abgewichen werben fol, hat vor Allem bie Feltjegung der Baulinie zu 
erfolgen. 


332 Baupolizei. 


8 2. 

An Städten und Märkten, fonie bei Neuanlenung von Dörfern 
oder einzelnen Abtheilungen berfelben fol bei der Beitimmung ber Bau: 
linie au Rüdjiht auf das Niveau genommen werden. 

$ 3. 

Bei der Feltfeßung neuer und ber Abänderung beitehender Bau- 
linien und Niveaur muß auf Sicherheit und Bequemlichkeit des Ver: 
fehrs, fohin auf entjprehende Breite und möglichſte Geradeleitung ber 
Straßen und Wege, auf einen geregelten Wafferablauf, dann auf eine 
gute Verbindung der neuen Bau= Anlagen mit ſchon bejtehenden und 
auf eine möglihit gerablinigte Abtheilung der einzelnen Baupläße ges 
fehen werben. 


I. Bon der Baugenehmigung und von Banplänen. 


S 4. 

Zur Herftellung von neuen Haupt: und Nebengebäuden, von 
Brunnenfhadten, Kellern, Haus: und Straßencanälen, Abtritt:, Dung— 
und Berfiggruben, zur Verlegung beftehender Gebäude an einen andern 
Drt, zur Errichtung von Zäunen und Cinfriedungen aus Mauer- ober 
geſchloſſenem Holzwerf oder Metall an Straßen und öffentlihen Pläßen 
oder wo Baulinien in Frage kommen, endlih zur Vornahme einer 
Hauptreparatur oder Hauptänderung an ben vorbezeichneten Bauwerken 
ift polizeiliche Genehmigung erforderlich, 

Baupolizeilihe Bewilligung ift nicht erforderlich: 

In Städten für die Herftelung ifolirt ftehender Kegelftätten und 
Sommerhäushen ohne YFeuerungsanlagen, von offenen Schutzdächern, 
Federviehitällen, Taubenſchlägen u. dgl. geringfügigen Bauwerken für 
landwirthſchaftliche Zwecke, wenn fie nit an die Baulinie zu ftehen 
fommen. 

Ferner in Märkten und auf dem Lande außerdem: 

1) für Brunnenfhachte, gemauerte Gruben und Haus: und Straßen: 
canäle; 

2) für Einfriedungen jeder Art; 

3) für freiftehende Bauten ohne Feuerungsanlagen und mit nur 
einem Geſchoſſe und höchſtens 300 Duadratfuß Grundfläche; 

4) für ifolirte Heufchupfen außerhalb der Ortſchaften und für Alpen, 
Jagd- und Waldhütten, endlich) 

5) für die Anlage von Erfern, Wltanen und Gängen aus feuer: 
fiherem Material oder auch aus Holz, wenn die äußere Seite bes 
Anbaues mindejtens 25 Fuß von anderen Bauwerken entfernt ift. 

G 5. 

Als Hauptreparaturen oder Hauptänderungen an Bauten find zu 
betrachten: 

1) die Veränderung der Höhe, Länge oder Breite eines Gebäudes 
ober im F 4 bezeichneten Bauwerkes; 
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2) der Anbau von Balkonen, Erkern u. dal; 

3) die Schwähung, Verfegung oder Befeitigung von Tragmauern, 
Tragſäulen, Pfeilern, Tragbalten, Durchzügen, Gurten oder Ge— 
wölben; 

4) die Anlegung neuer Feuerwerkſtätten ober die Verſetzung beſtehen— 
der, infomweit e8 ſich letzteren Falles nicht um gewöhnliche Koch— 
und Zimmerfenerungen handelt; 

5) die conftructive Veränderung eines Dachſtuhls; 

6) die Umwandlung einer feuerfeiten Dadeindedung in eime nicht 
feuerfeite, dann die Umlegung oder Erneuerung nicht feuerfeften 
Dachmaterials auf der Hälfte einer Dachfläche; 

7) bie Wohnbarmadhung von Räumen unter dem Straßenniveau oder 
im Dachraume; 

8) die Vertiefung oder Erweiterung von Kellern, gemauerten Gruben 
und von Haus: und Straßencanälen ; 

9) in Städten I. Elafje die bauliche Aenderung ber Yagaden von 
Bauwerken an Straßen und aka Plägen. 


Zur Erlangung ber as Genehmigung ift die Vorlage 

von Plänen nothwendig, welche zu enthalten haben: 

&) bei Neubauten: 

1. die beitimmte Baulinie und das Niveau für die Mitte ber 
Straße und das anftoßende Trottoir; 

2. die Situation nad allen Seiten, foweit fie zur richtigen Er- 
fennung und Beitimmung der Stellung des Baues erforder: 
lich it, jedenfalls mit Darftellung der auf dem Bauplaße 
befindlichen alten Gebäude, der anftoßenden Bauten oder Gründe 
unter Angabe der Gigenthümer derfelben und ber Haus: 
nummern, fowie der gegenüber liegenden Straßenlinien mit 
Breite und Namen der Strafe; 

3, den Grundriß und Durdichnitt aller Stodwerfe bes Ge: 
bäudes vom Keller bis zum Dachraume mit Darlegung der 
Eintheilung der Räume, der Dimenfionen der Mauern, Balken, 
Sparren, Säulen, Pfoſten, Durdzüge, der Häng- und Spreng: 
werfe, dann der Form und Weite und des Zuges der Kamine, 
fomwie deren Höhe über die Dadhung; 

4, die Angabe des Baus und Eindeckungsmaterials; 

5. die Lage der Brunnenſchachte, dann der gemauerten Gruben 
und Kanäle; 

6. die Fugade des Baues von der Straßenfeite. 

b) Bei Hauptreparaturen oder Hauptänderungen an beftehenden Bauten: 
die Detaifzeihnung des betreffenden Baubeftandtheiles, und zwar 
wie berfelbe zur Zeit ift und wie er werben foll, fowie bie- 
jenigen der vorbezeihneten Vorlagen, welche zur Beurtbeilung 
des Unternehmens nothwendig find. 
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Bei dieſen Plänen ſind folgende Maße einzuhalten: 


bei den Situationsplänen . . . . 1 3u 500, 
bei den Grundriß-, Durifgnitt: und Gngadeplänen 1 zu 100, 
bei den Detailplänen . . . ... .1zu 50. 


57 
Bei Gebäuden, welche auf Koften ber Eivillifte, des Staatsärars, 
einer Kreis:, Diſtrikts- oder Einzelngemeinde oder der Stiftungen aus: 
geführt werden, und die nach ben beitehenden Vorfchriften einer höheren 
technifchen Prüfung unterliegen, find der Baupolizeibehörbe die Entwürfe 
zur Prüfung in Bezug auf Baulinien, Niveau und fonftige baupolizei- 
* Verhältniſſe vorzulegen. 


III. Von der Bauzeit. 


—858. 

Bautheile, bei welchen ſich ſenkrechter Druck ober Preſſung con: 
centrirt, wie Tragpfeiler, Gewölbe, Gurtungen und gewölbte Stürze von 
8 Fuß Lichtweite und darüber u. dgl., oder wo ein horizontaler Schub 
ſtattfindet, als Widerlagsmauern oder Pfeiler u. dgl., dürfen zwiſchen 
dem 15. Nov. und 15. März aus Ziegelſteinen oder Bruchſteinen nicht 
ausgeführt werden. 

Bei beſonderen Verhältniſſen können dieſe Termine durch ortspoli— 
zeiliche Vorſchrift erweitert oder abgekürzt werden. 


IV. Vom Baumaterial. 


—859. 
Die Wahl des Baumaterials iſt dem Bauherrn anheimgegeben; 
das gewählte Material muß jedoch diejenigen Eigenſchaften haben, welche 
eine feſte und ſichere Bauführung ermöglichen. 


V. Bon der Fundirung und Stärke der Mauern. 


$ 10. 

Die Umfaffungs- und Tragmauern aller Gebäude, dann die frei: 
ftehenden Hof: und fonftigen Schug: und Einfriedungsmauern müſſen 
auf feitem natürlichen oder fünftlihen Grunde und von der Tiefe der 
Troftlinie aus aufgeführt werden, 

$ 11. 

Borbehaltli weiter gehender, durch ben Zweck ober bie befonbere 
Beichaffenheit eines Gebäudes gerechtfertigter Anforderungen, müſſen bie 
Umfaffungs» und Tragmauern ber Gebäude mit Wohnräumen im oberften 
oder einzigen Stodwerte eine Stärke von mindeftens 18 Zoll erhalten, 
bie nach unten bei Ziegelfteinen je von 2 zu 2 Stodwerfen um wenigitend 
6 Zoll und bei Bruchſteinen von Stodwerk zu Stodwerf um mindeftens 
3 Zoll zunehmen muß. 

Bei allen übrigen Gebäuden haben die Umfaffungs- und Tray: 
mauern, wenn fie mafjiv bergeftellt werden, im oberjten ©elafje eine 
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Stärle — bei Ziegelfteinen von 12 Zoll und bei Bruchfteinen von 
15 Zoll — zu erhalten. 

Die Verſtärkung nad unten richtet fih nah Abi. 1. 

Gejchieht die Ausführung aus Riegel: oder Fachwerk, fo muß 
befien Stärke in jedem Stodwerfe wenigitens 6 Zoll betragen. 

Bei Stodwerksauffegungen auf beitebende Gebäude kann eine Ab: 
weihung von den vorftehenden Vorſchriften in Bezug auf die Berftär: 
fung nad unten mit Rüdjicht auf Alter und Beichaffenheit des Mauer: 
werks gejtattet werben. 

$ 12. 

Sarten:, Hof: und Ähnliche freiftehende Mauern und Einfrie— 
dungsbaumwerfe müſſen die ‚nad Verhältniß ihrer Länge und Höhe er: 
forderlihe Bundirung und Stärke erhalten. 


$ 13. 

Brandmauern müſſen wenigitens 12 Zoll ftark und 18 Zoll hoch 
über die Dadhung binausragen, unter der Dachflähe aber eine Stärke 
von wenigftens 18 Zoll haben. 

Wenn Blindfeldungen, Sitzbänke, Wandfäfthen, Nifhen, Kamine 
u. dgl. an denfelben angebracht werden, jo muß die Mauer an den be- 
treffenden Stellen immer nod; wenigjtens 12 Zoll ftark fein. 

Deffnungen dürfen durd die Brandmauern nur mit befonberer 
baupolizeiliher Bewilligung gemacht werden, und müfjen deren Stöde 
und Verſchluß aus feuerfiherem Material beitehen. 

Balken, Latten und ſonſtige Holztbeile dürfen nicht durch eine 
Brandmaner hindurchgehen, auch in derjelben mit den Enden fi nicht 
berühren, fondern müflen an leßteren durch ein mwenigftens 6 Zoll ftar- 
kes Mauerwerk verdedt oder gefchieben fein, 


VI. Bon der Höhe der Gebäude und deren Abtheilung in Stodwerte, 


$ 14. 

Die Gebäude an den Baulinien fowohl, als abfeits von benfelben 
bürfen nur eine ſolche Höhe erhalten, daß mit Rüdjicht auf die anlie— 
genden Straßen, freien Pläße und Hofräume u. dgl. die Anwendung 
der Feuerlöfchgeräthichaften gefichert erfcheint. 


$ 15. 

Die Abtheilung der Gebäude in Stodwerfe muß in volllommen 
fiherer Weife durch Einwölbung oder entſprechend ſtarke Balfenlagen 
geſchehen. 

Die Balken dürfen von Mitte zu Mitte nicht weiter aus einander 
gelegt werden, als nach deren Tragkraft und mit Rückſicht auf den 
Zweck des Gebäudes zuläſſig iſt. 

Dieſelben müſſen genügend oft auf Tragmauern oder feſten Durch— 
zügen ruhen. 
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VII. Bon Fenerftätten und KRaminen. 


$ 16. 


Jede Feuerftätte in einem Gebäude muß zur Ableitung des Rauches 
mit einem Kamine in Verbindung gebracht werben. 


g 17. 

Die Kamine müfjen mit gelegten Steinen gemauert und innen 
und außen verpußt oder aus Kupfer, Gußeiſen oder gutgebrannter Erbe 
bergeftellt und Iegtere mit 5 Zoll ftarfem Mauerwerk umgeben werden. 

Die Stärke der Kaminmauern ift nah ber Höhe derfelben und 
nah ber Stärfe ber einmündenden Yeuerungen zu bemeſſen und darf 
niemals unter 5 Zoll haben. 

Auch das Material der Schlotmäntel muß feuerfeft fein und nur 
deren Rajten dürfen aus Holz beſtehen. 

$ 18. 

Alle Kamine müflen vom Grunde bes Gebäudes aus aufgeführt 
werben, oder doch auf maffiven Unterlagen, BPfeilern, aufgemauerten 
Bögen oder hinlänglih ftarfen eifernen ober jteinernen Trägern ruben, 
und dürfen weder auf den Baltenlagen der Stodwerke, noch auf den 
Schlotmänteln und f. g. Raften auffigen. 

Dasfelbe gilt, wenn beim Schleifen ber Kamine eine Unterftüßung 
nothwendig iſt. 

g 19. 

Kamine horizontal in einander einzuleiten, oder fie an andere als 

Steinmauern zu fegen, ift unzuläffig. 
$ 20. 

Die Kamine müfjen über die Dahung foweit binausragen, als 

es in ben einzelnen Fällen die Feuerficherheit erheifcht. 
$ 21. 

Kamine dürfen weder außerhalb des Daches mit Holz verfchalt 
fein, noch in den Stodwerfen oder im Dache an Gebälke, Latten, 
Bretter oder fonjtiges Holzwerf unmittelbar anftoßen, fondern müſſen 
6 Zoll Abſtand haben oder durch eine nicht unter 2 Zoll die Imifchen: 
lage aus feuerfeitem Material ifolirt werden. 

Holztbeile irgend einer Art in eine Kaminmauer einzufügen, tft 
verboten. 

$ 22. 

Die innere Weite ber befteigbaren Kamine muß wenigftens 21 Zoll 

betragen. 
$ 23. 

Bei Anwendung nicht befteigbarer Kamine find noch nachſtehende 
beſondere Vorſchriften zu beachten: 

1) folhe Kamine müffen eine Lichtweite von 6, 7, 9 oder 12 Zoll 
erhalten; 
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2) werben die Kamine von Kupfer, Gußeiſen oder gebrannter Erde 
aus einzelnen Theilen zufammengefegt, jo müffen die Fugen durd) 
eine Verdoppelung überbedt fein; 

3) wo es die Feuerſicherheit erfordert, müfjen metallene Kaminrohre 
nebitdem in einem Abftande von 1 Zoll mit einem Eifenbled): 
robre umgeben und die Zwifchenräume mit Afche, Cement, Sand 
u. dgl. ausgefüllt werben; 

4) die Stärke der Kaminwände darf bei Ziegelmaterial nicht unter 
5 Zoll, jene der Zungen nicht unter 4 Zoll fein; 

5) in der Regel jind ſolche Kamine an Mauerwerk zu ftellen; wo 
fie freiftehen, müſſen fie mit Strebepfeilern verfehen oder durch 
Eifenwert mit maffiven Wänden verbunden werden, wenn der 
freiftehende Theil des Kamins das Zehnfache der untern äußern 
Stärke überfteigt; 

6) die Seitenöffnungen der Kamine müſſen mit genau fließenden 
verfperrbaren Doppelthürhen aus Eiſenblech oder durch Ein: 
ftelen genau eingepaßter Steine hinter die einfahe Thüre ge: 
ſchloſſen werben; 

7) der unter bdiefen Seitenöffnungen befindliche Bretterboden muß 
auf 1%/, Fuß Entfernung mit Metall belegt werden ; 

8) zwifchen je zwei Seitenöffnungen darf die Form und Weite ber 
Kamine nicht geändert werben. 

$ 24. 

Rauchrohre, weldhe durch Deden oder hölzerne Wände geführt 
werden, find durch mindeſtens 6 Zoll ftarkes feuerfeites Material zu 
ifoliren. 

Werden Raudrofre an Deden oder hölzernen Wänden in die 
Kamine geleitet, fo müfjen fie 1!/, Fuß vom Holzwerf entfernt ges 
halten werben, 

Zur Anbringung von Rauchrohren aus Feuerſtätten nad außen 
ohne Kamin ift ortspolizeiliche Bewilligung erforderlich. 

25. 


Dffene Teuerftätten dürfen nur an maffiven Mauern angebaut 
werben, und müſſen, wenigftens foweit Funken und Flammen reichen, 
mit fenerfiherem Boden umgeben fein, 

$ 26. 

Zimmerdfen und gefchloffene Herde dürfen nicht auf hölzerne Ge: 
ftelle aufgefeßt werden. Wenn fie auf Bretterboden oder Balfenlagen 
zu ftehen fonımen, möüfjen fie gemauerte Sodel oder eijerne auf einer 
Pflafterung oder auf Stein: oder Metallpfatten ruhende Geſtelle haben. 

S 27. 

Werden Zimmeröfen oder geichloffene Herde in Räume mit Fady: 
ober Riegelwänden, oder mit Wänden aus verpußtem Lattenwerk ev: 
richtet, jo müffen diefe Wände auf 3 Fuß Entfernung durch mafjives 
Mauerwerk erjeßt werben. 

Rar, Handbuch ber bayer. Diſtr. Berw. Behoörden. III. Auſi. 22 
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6 28, 

Die Heiz: und Aſchenabfallöffnungen der Defen und Herde müfjen 
durch metallene, gut fliegende Thürchen, die Vorgelegöffnungen ber 
Kamine bei einer Entfernung von weniger als 3 Fuß von ber Heiz 
thüre mit wohl ſchließbaren, eifenblehenen oder doch inwendig mit Eifen: 
bledy überzogenen Thüren abgefchloffen fein. 

Der Boden vor den Heiz: und Ajchenabfallöffnungen muß ge: 

pflaftert oder mit Metall belegt ober fonftwie feuerficher fein, 
29. 


Badöfen innerhalb dev Wohn: und Nebengebäude dürfen in ber 
Negel nur zwifchen mafjiven Mauern, in gepflafterten und gemölbten 
Räumen errichtet werben, 

Bon dem Erfordernifje gemölbter Räume kann je nad) ber Größe, 
dem Zwecke und der Einrichtung der Baddfen Umgang genommen wer: 
den, wenn hiedurch die Feuerſicherheit nicht beeinträchtigt wird. 

Bei einer Entfernung von 30 Fuß von andern Baulichfeiten 
müffen fie mindeftens feuerſicher hergeftellt fein. 


VIII. Bon den Dachungen. 


$ 30. 

Die Stärke des Dachſtuhl-Gebälkes, dann die Form und Höhe 
der Dächer muß nad Lage, Höhe, Tiefe, Breite und Tragkraft der Ge: 
bäude, fo wie mit Rückſicht darauf bemefjen werben, daß nicht eine 
übermäßige Höhe bei entftehendem Feuer die Gefahr vermehre, 

31. 

Zur Eindedung der Gebäude darf nur fenerfideres Material ver- 
wendet werben, 

Diefe Beftimmung ift auch für beftchende Baulichkeiten maßgebend, 
wenn die Dadyftühle verändert werben, oder die Erneuerung der Ein: 
deckung einer ganzen Dachfeite erfolgen muß. 

6 32. 

Bei zufammenhängenden oder nahe an einander befindliden Ge: 
bäuden dürfen Dachrinnen nur aus fenerfiherem Material bergeftellt 
werben. 


B. Bauführung in Städten. 
5 33. 
Dei ber Prüfung der Baupläne ift bezüglich dev Situation ber 
Bauten insbefondere zu beachten: 

1) in Städten I. und II, Claſſe follen in ber Regel an die Baus 
linie nur Hauptgebäude geftellt werben; 

2) wegen befonderer Berhältniffe kann die Stellung aud eines Neben: 
gebäubes an die Baulinie geftattet werden; in biefem Falle fol 
jedod die Bauweiſe mit Nüdficht auf deſſen Beftimmung mit ber 
Bauweiſe der Umgebung möglihjt übereinftinmen ; 
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3) enge Winkel und Reihen follen vermieden und bie Hofräume in 
einer der Feuerſicherheit entfprechenden Größe unüberbaut erhalten 
werben. 

$ 34. 


Ale Hofräume, in welchen Hintergebäude zur Benükung als 
Wohnungen, Arbeitslocalitäten, Magazine oder Stallungen fid) befinden, 
müſſen eine Zufahrt von mindeſtens 8 Fuß Breite und 9 Fuß Höhe haben. 

Bei unbewohnten oder als Stallungen dienenden kleineren Hinter: 
gebäuden genügt ein Äußerer Zugang von 6 Fuß Breite, doch darf die 
Höhe diefes Zuganges nicht unter 9 Fuß betragen, 

Desfalligen Mängeln bei beftehenden Bauanlagen muß bei vor: 
fommenden Hauptreparaturen oder Hauptänderungen in dem betreffenden 
Gebäudetheile abgeholfen werben, 

$ 35. 

Bauten, welche Teuerftätten erhalten, find mit mafjiven Um— 
faffungsmauern auszuführen und wenn fie mit anderen Gebäuden zu: 
fammenhängend gebaut werben follen, von denjelben dur Brandmauern 
zu trennen, 

Das Lestere hat aud dann zu gefchehen, wenn ein bejtehendes 
Gebäude in mehrere felbitftändige Anwefen verändert wird, 

$ 36. 

In Städten, in welhen bisher zugelaffen wurde, aud Bauten 
mit Teuerftätten mit ausgemanerten Fach- ober Riegelwerk berzuftellen, 
dürfen zwar ferner folhe Bauten gejtattet werden, dody muß jedenfalls 
das untere Stockwerk maffiv gebaut werben. 

An denjenigen Seiten folder Bauten, welche an andere Gebäube 
anftoßen oder weniger ald 30 Fuß von ihmen entfernt find, müſſen 
jedoch Brandmauern aufgeführt werben. 

Bei Gebäuden mit Feuerungsanlagen die Umfafjungen aus Holz 
oder 6108 aus geſtücktem Fach- oder Riegelwerk herzuitellen, ift unzuläſſig. 

Diefe Beftimmungen gelten auch für Ans und Aufbauten, fowie 
für die Erneuerung einer Umfafjungsmauer an beftehenden foldhen Ge— 
bäuben. 

$ 37. 

Bei Bauten ohne Teneritätten, welche zur Lagerung größerer 
Quantitäten leicht entzündlichen oder ſchwer zu löſchenden Materials 
beftimmt find, bat die Bauführung nad den Borjchriften des $ 35 zu 
geſchehen. 

Es kann aber nach Umſtänden auch eine allſeitig freie Lage ſolcher 
Bauten, ihre Iſolirung von andern Gebäuden jeder Art durch Brand— 
mauern, die Einwölbung ihrer Gejchofje, dann ein Stiegenwert und 
Thür: und Fenfterverfchluß von fenerfiherem Material angeordnet werben. 

Andererfeits kann bei minderer Geführlichkeit geftattet werden, 
berartige Gebäude nad Borfchrift des $ 36 und nad Umständen felbft 
ganz aus ausgemauertem Fach- oder Riegelwerk berzuftellen. 

22° 
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In Gebäuden mit Feuerſtätten müffen Räume für folde Lage: 
rungen mit maffiven Mauern umgeben fein, und kann nach Umftänden 
auch Einwölbung, dann eiferner Thür: und Yenfterverfchluß und feuer: 
fefter Boden gefordert werden. 

$ 38. 


Bei Bauten ohne Feuerungsanlagen, welche nicht zur Lagerung 
größerer Quantitäten leicht entzündlichen oder ſchwer zu löſchenden Ma- 
terials beftimmt find, dürfen die im $ 36 erwähnten Erleichterungen 
und nah Umftänden aud Umfaffungen aus ausgemauertem oder ge: 
ftüceltem und verpußtem Fach- oder Riegelwerk auf gemauertem Sodel 
geftattet werben. 

Stoßen folhe Bauten an Gebäude mit Teuerftätten, fo müflen 
fie durch eine Brandmauer getrennt werden, 

$ 39. 

Liegen die im $ 38 Abſ. 1 bezeichneten Baulichkeiten allfeitig 
von ber Eigenthumsgrenze des Befikerd und von andern Gebäuden 
wenigftens 30 Fuß entfernt, fo darf deren Herſtellung aud mit Holz: 
wänden auf gemauertem Sodel geftattet werben. 

$ 40. 

Iſolirt ftehende Kegelftätten und Sommerhäuschen ohne Feuerungs— 
anlagen, offene Schubdäder, Taubenſchläge, Federviehſtälle u, dal. ge: 
ingfügige Bauwerke für wirthſchaftliche Zwecke dürfen auch in Holz 
ausgeführt werben. 

Gleiches kann geftattet werben bei nicht ifolirt ftehenden Bau: 
werfen der vorbezeichneten Art, ſowie bei einftödigen Remifen und Holz 
hütten, wenn fie an body überragenden Mauern angebradht oder wenn 
dergleichen Remifen und Holzhütten ifolirt ausgeführt werben. 

41 


Die Tragmanern und Sceidewände in Gebäuben mit Feuerftätten 
folfen entweder von unten auf fundirt und maffio, ober aus verpußtem 
Riegel: oder Fachwerk, Tragmauern mindeftend aus ausgemauertem 
Fachwerk mit genügend fidherer Yundirung oder Unterftügung herge— 
ftellt werben, 

Scheidewände aus Holz find in Gebäuden mit Feuerftätten un: 
zuläffig. 

Sceidewände aus verpußtem Lattenwerk können in folden Ge: 
bäuden zugelaffen werben, wenn bie Herftellung vorfhriftsmäßiger Scheibe: 
wände nad) der Befonderheit des Falles nicht thunlich ift. 

42, 


Neue ebenerdige Wohnräume müffen mindejtens 18 Zoll mit ihrem 
Fußboden über das Niveau bes Trottoirs oder über den anftopenden 
Grund gelegt werben. 

5 43. 

Neue Kellerwohnungen dürfen nur bei ſonſt günftigen Verhältniſſen 

und nur unter der Vorausſetzung geftattet werben, daß 
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1) deren Fußboden mindeftens 1'/, Fuß über dem höchſten Wafler: 
ftand zu liegen kommt; 

2) die Wohnräume eine Höhe von mindeftens 9 Fuß erhalten; 

3) die Deden wenigſtens 5 Fuß, die Yenfterbrüftungen aber wenigfteng 
1 Fuß über den Niveau des anftopenden Grundes angebracht 
werden; 

4) die Mauern durch äußere Iſolirungsmauern gegen das Eindringen 
ber Feuchtigkeit gefhüst und die Fußböden auf trodenen Grund 
gelegt, endlich 

5) die Mauern im Innern mit — Kalk übertüncht werden. 


Unter Wohnräumen Vene Keller, Stallungen und Waſch— 
fühen, dann Locale mit ftarken Feuerungen müfjen eingewölbt werben. 

Wo zur Scheidung ber Stockwerke in Gebäuden mit Feuerftätten 
nicht wegen befonderer Verhältniffe Einwölbung angeordnet wird, muß 
ber Raum zwifchen dem oben Fußboden und dem Fehlboden mit Urbau 
(Baufhutt) ober auf ähnliche, die Berbreitung von Feuer hemmende 
Weife ausgefüllt werben. 

Auf gleiche Weife oder durch einen Eftrihboden find aud bie 
Speicherräume von ben darunter liegenden Räumen mit Feuerftätten zu 
trennen. 

$ 45. 

Die lichte Höhe der Wohnräume bei Neubauten darf feinenfalls 
weniger ald 9 Fuß betragen. 

$ 46. 

Die Räume, in welde hölzerne Haupttreppen in Wohngebäuden 
zu ftehen kommen, müfjen in Stäbten I. Elafje mit maffiven, einen 
Fuß ftarfen Mauern, — in andern Städten mindeſtens mit ausge: 
mauertem Bad: ober Riegelwerf umgeben, und von ben Speicdyern nad) 
$ 44 getrennt, bie Treppen aber von unten mit einer verpußten Dede 
verfehen werben. 

Auch die vom oberften Stodwerfe zu dem Dachraume führenden 
Treppen müffen zwifchen Wänden ber vorbezeichneten Arten liegen. 

Auf beftehende Gebäude finden dieſe Vorſchriften nur dann Anu—⸗ 
wendung, wenn wenigftens ein ganzes Stockwerk eine weſentliche Um: 
geftaltung erhält. 

S 47. 

Dei Neubauten, deren obere Geſchoſſe zu zahlreihen Verfamm: 
lungen oder öffentlihen Luſtbarkeiten beftimmt find, fowie bei ſchon be- 
ftehenden Gebäuden, deren obere Geſchoſſe durch eine der Vorfhrift bes 
$ 5 unterliegende Bauänderung für jene Zwecke erft eingerichtet werben 
follen, müfjen die Zugänge zu den Verfammlungs: oder Geſellſchafts— 
räumen mit unverbrennlichen Treppen verfehen werben. 

Dasfelbe kann bei Babrifgebäuden von mehr als einem Geſchoſſe 
gefordert werben, 
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Bei Localitäten der im Abſ. 1 und 2 bezeichneten Art von ge— 
ringerem Umfange in Städten IT. und II. Claſſe dürfen hölzerne Trep: 
pen zugelaffen werben, deren Wangen aus Mauerwerk oder anderen un: 
verbrennlichen Material beftehen. 

In Theatern find alle Treppen unverbrennlich, höchſtens 60 Fuß 
von einander entfernt, mit gewölbten Vorfluren und Austritten im Dache 
anzulegen. 

Wohngebäude von größerer Ausdehnung müſſen auf je 100 Fuß 
Entfernung von der Hauptftiege mit Nebentreppen verfehen werben. 

Wohngebäude, welche über vier Geſchoſſen einfchließlih des Erd— 
geſchoſſes noch Wohnungen enthalten, müſſen bis zum Dachboden in 
Städten I. Claſſe fenerfefte, in maffiv einen Fuß ſtark gemauerten Stie- 
genhäufern liegende, in andern Städten mindeftens nad Vorſchrift bes 
$ 46 eingerichtete, und überdies mit Wangen aus Mauerwerk ober 
anderem unverbrennlichen Material verfehene Treppen erhalten, 


$ 48. 
Aeußere Aufgangsftiegen zu ben obern Stodwerfen ber Gebäude 
find wenigſtens mit Lattenverpuß von unten zu verfehen und bürfen nur 
feuerfidere Eindedung erhalten. 


$ 49. 
Hölzerne Erker find in der Regel unzuläffig. 
Nur bei ifolirten Gebäuden fann deren Herftellung geftattet, zu: 
gleidy aber Metallüberzug vorgeſchrieben werben. 


$ 50. 

Ueber die Baulinien vorfpringende Altanen, Balkone oder Galle: 
rien bürfen in Straßen von wenigftens 30 Fuß Breite angebradt 
werden, jedod nur in einer Höhe von minbeftens 12 Fuß über dem 
darunter befindlichen Trottoir oder öffentlichen Wege. 

Erfolgt ihre Herftelung nicht von Stein oder Metall und ftehen 
die Gebäude nicht ifolirt und entfernt von ber Straße, fo müſſen 
wenigftens die Unterfiht und das Geländer feuerfiher gemacht werben. 

$ 51. 

Sallerien und Gänge bürfen an ben Rück- und Nebenfeiten ber 
Gebäude nur dann bergeftellt werden, wenn dadurch bie Anwendung ber 
Löſchgeräthſchaften nicht geftört wird. 

Sallerien und Gänge, welde ſonſt nicht zugängliche Wohnräume 
unter fi), oder mit ber Stiege, ober welche zwei Gebäude mit einander 
verbinden, müflen, wenn fie nicht von ımten auf maſſiv fundirt find, 
aus unverbrennlichem Material ausgeführt werben. 

Andere Gänge müfjen von unten mit Lattenverpuß und wenn fie 
unbededt find, mit fenerfiherem Boden und Geländer, wenn fie aber 
gededt find, mit einer feuerfiheren Eindeckung verſehen fein, die einige 
Fuß unterhalb der Gebäudedachung anzubringen ift. 

Bei Gebäuden von nicht mehr als zwei Geſchoſſen einſchließlich 
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bes Erdgeſchoſſes, kann die Herftellung aus Holz geftattet, babei aber 
feuerfichere Eindedung gefordert werben. 
$ 52. 
Bei Dahvorfprüngen dürfen zwiſchen den Sparren in ber Ebene 
der Umfaffungswände keine Deffnungen belaffen werben. 
Hölzerne Dachgeſimſe müſſen entweder durch einen Metallüberzug 
oder durch Mörtelverpuß gefichert werben. 
5 583. 


Wettermäntel von Holz find nur bei ifolirten Gebäuden oder an 
Mauern ohne Fenfter- und Thüröffnungen zuläffig. 
54. 


Oberlichtſchachte müſſen mit Mauern oder ausgemauertem und ver: 
pustem Riegel- oder Fachwerk oder in Eifen ausgeführt werden. 

Die Lihtöffnungen in den Dachräumen und bie fogenannten Auf: 
züge müſſen mit einem Verſchluſſe verfehen fein. 

Ihre Größe kann mit Rüdficht auf die Feuerficherheit und bie 
Benübungsweife der Dahräume bei den Plangenehmigungen ausdrüdlich 
beftimmt werben. 

$ 55. 

Dahmwohnungen oder einzelne heizbare Locale im Dachraume find 
nur in Gebäuden von nicht mehr als vier Gefhoffen einſchließlich bes 
Erdgeſchoſſes und nur unter folgenden Bedingungen zuläffig: 

1) die lichte Höhe folder Räume muß wenigftens 8 Fuß betragen 
und zwar minbejtensd für die Hälfte des Umfanges jeder einzelnen 
Räumlichkeit; 

2) die einzelnen heizbaren Locale, ſowie die ſämmtlichen, eine Dach— 
wohnung bildenden Räume müſſen von gehörig fundirten, maffiven 
ober doch ausgemauerten Fach- ober Riegelwerkwänden umſchloſſen 
ſein; Scheidewände aus verputztem Lattenwerk ſind nur zuläſſig, 
wenn die Herſtellung vorſchriftsmäßiger Scheidewände nach der 
Beſonderheit des Falles nicht thunlich iſt; 

3) jedes Gemach (Zimmer, Gang ꝛc.) muß durch Fenſter gehörig 
Licht erhalten; 

4) der Zugang zu ſolchen Gelaſſen darf nicht über einen offenen 
Dachraum führen, ſondern muß nach Ziff. 2 umſchloſſen und mit 
einer Decke nach Vorſchrift der Ziff. 7 verſehen ſein; 

5) die Stiege muß den Anforderungen des $ 46 entſprechen; 

6) jede Feuerung muß ihre eigene, gehörig fundirte Kaminröhre erhalten ; 

7) die Deden der Gemächer müfjen nah $ 44 und überdies mit 
einem Mörtelverpuß an der untern Seite der Balfenlage, die fchrägen 
Flähen mit Brettern und Lattenverpuß oder mit Holzftüdung, 
Lehmummidelung und Rohrverputz bergeftellt, und am Dachfuße 
muß für ben gehörigen Abflug des Regenwaſſers geforgt werben; 

8) die Feftigkeit des Dachſtuhles darf durch die Herftellung von Dad): 
zimmern und Wohnungen nicht benachtheiligt werben. 
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S 56. . 


Die Eindeckung von feuerfiherem Material ift nicht erforderlich 
bei ifolirten und abfeits von der Baulinie ftehenden Kegelftätten und 
Sommerbäushen ohne Feuerungsanlagen, bei offenen Schutzdächern, 
Taubenſchlägen, Federviehſtellen und dergleichen geringfügigen Bauwerken 
für wirthſchaftliche Zwecke. 

Auch bei nicht iſolirten oder an der Baulinie ſtehenden Bauwerken 
dieſer Art darf von der feuerſicheren Eindedung Umgang genommen 
werden, wenn nicht wegen beren Lage Bedenken bezüglich Feuerſicherheit 
obwalten, 

$ 57. 

In Städten I. Glaffe ift bei allen Neubauten und Hauptrepara- 
turen an der ÖStraßenfeite ven Anforderungen ber Aefthetit zu genügen 
und insbefondere in Anfehung der Fagade Alles zu vermeiden, was bie 
Symmetrie und Sittlichkeit verlegen könnte. 

Diefen Anforderungen zumiberlaufende Pläne ſind innerhalb ber 
am Schluffe des Artikel 180 des P.St.G.B. gezogenen Grenzen ent: 
ſprechend abzuändern und feitzufegen. 

Bei dem Anftriche der Gebäude ift die Anwendung ber reinen 
Kalkweiße, fowie aller grellen Yarben unterfagt. 


C. Bauführungen in Märkten und auf dem Lande. 


$. 58. 
Die in Abſchnitt B $ 33 Ziff. 3, 96 34, 35, 37, 38, 40, 41, 
42, 43, 44, 54 u. 55 binfichtlidy der Bauführungen in Stäbten getroffe: 
nen Bejtimmungen gelten, infoweit nicht im Nachfolgenden Anderes ver: 
fügt ift, aud für Märkte, Dörfer, Weiler und Einöden. 
$ 59. 


In Märkten, Dörfern, Weilern und Einöden follen wenigftens bie 
Umfaffungswände des unteren Stodwerfes ber Wohngebäube maffiv her: 
geftellt werben. 

$ 60. 

In Dörfern mit nicht gefchloffener Baumeife, in Weilern und Ein: 
öben kann jedoch nad Umftänden geftattet werben, daß biefe Umfaffungs: 
wände auf 3 Fuß hohem Mauerfodel von ausgemauertem Fach- oder 
Riegelwerk, und wenn ſolche Gebäude nur im Erbgefhoffe Wohnräume 
erhalten, ober biefen auch in geftüdtem und unverpußtem Fach- ober 
Riegelwerk ausgeführt werden. 

Sind in nicht gefchloffen gebauten Dörfern, in Weilern und Ein: 
öden Wohngebäude, die bloß zu ebener Erde Wohnräume enthalten, von 
anderen Gebäuden wenigftens 30 Fuß entfernt, fo dürfen bie Wände 
ober den Wohnräumen aud als Blodwände mit oder ohne Verſchinde— 
lung oder Verſchieferung bergeftellt werben, 
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8 61. 

Sind in Wohngebäuden auch Stallungen ober Lagerpläße für 
Futter und bergleihen angebracht, fo müfjen die Wohnräume burd eine 
Mauer getrennt werben. 

Wenn die Lagerpläße ober ober unter den Wohnräumen ſich be: 
finden, fo ift ein feuerfiherer Abſchluß nah $ 44 Abſ. 2 und 3 her: 
zuftellen. 

Nah denfelben Beftimmungen kann auch bei Heineren Stallungen 
unterhalb der Wohnräume die Abtrennung geftattet werben. 

$ 62. 

Werden an Wohngebäude Stallungen angebaut, fo müffen fie 
gleiche Umfaffungswände wie jene Haben und von denfelben jedenfalls 
burd eine Mauer getrennt fein. 

Beim Anbau von Sceunen und Schupfen muß die Trennung 
durch eine Brandmauer ftattfinden, die Umfaffungen berfelben aber haben 
wenigftens aus ausgemauertem Fachwerk zu beftehen. 

Iſt ein Wohngebäude mit Scheunen= ober Schupfen : Anbau von 
ber Eigenthumsgrenze des Beſitzers und von andern Gebäuden wenig: 
ftens 30 Fuß entfernt, ſodann im nicht gefchloffenen Dörfern, in Weilern 
und Einöben barf der vom Hauptbau durch eine Brandmauer getrennte 
Anbau auch aus Holzwerk auf 3 Fuß hohem Mauerfodel ausgeführt 
werben. 

$ 63. 

Die lichte Höhe der Wohnräume bei Neubauten barf keinenfalls 
weniger als 8 Fuß betragen. 

Hölzerne Treppen zu Wohngebäuden müffen in Märkten und Dör— 
fern mit gefchloffener Baumweife von unten mit einem Mörtelverpuß 
verjehen fein. 

In den Fällen bes $ 47 müfjen allenthalben die Treppen wenig: 
fteng mit Wangen aus Mauerwerk ober anderem unverbrennlihen Ma: 
terial bergeftellt werben. 

$ 64. 

Wohngebäude und ihre Anbauten müfjen mit feuerfiherem Mate: 
trial eingebedt werben. 

Auf Einöden darf die Eindedung mit Legfchindeln geftattet werben. 

65. 

Die Beitimmungen der $$ 48 bis 53 finden auf Gebäude in 
den Märkten und auch auf dem Lande, foweit nicht die Baulinie in 
Frage kommt, feine Anwendung. 

Bei der Herftelung von hölzernen äußeren Aufgangsftiegen zu 
ben oberen Stockwerken, dann von Altanen ober Gängen, die nicht un: 
ter $ 4 Abſ. 2 Ziff. 5 fallen, fowie von Dachvorſprüngen, welche bie 
Dahung anderer Gebäude überragen, find bei ber Plangenehmigung bie- 
jenigen Beftimmungen zu treffen, welche durch die Rüdfichten auf Feuer: 
fiherheit nad ben örtlichen Verhältniſſen geboten find. 
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566. 

Was in dieſem Abſchnittte für Wohngebäude beſtimmt iſt, gilt 
auch für andere Baulichkeiten mit Feuerſtätten. 

67. 

Freiſtehende Stallungen, Scheunen, Schupfen u. dgl. Gebäude 
dürfen auch mit Blockwänden oder mit Bretterverſchallungen auf ge— 
mauertem Sockel und unter feuerſicherer Eindeckung hergeſtellt werden, 
wenn ſie wenigſtens 30 Fuß von Gebäuden mit Feuerſtätten entfernt ſind. 

Beträgt die Entfernung von anderen Gebäuden mindeſtens 60 Fuß, 
ſo kann in Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe auch die Eindeckung 
mit Legſchindeln geſtattet werden. 

Letztere Eindeckungsweiſe iſt auch für die im F 4 Abi. 2 Ziff. 3 
und 4 bezeichneten Bauten zuläſſig. 

Die Eindeckung mit feuerſicherem Material iſt überhaupt nicht er: 
forderlich, bei iſolirt und abfeit8 von ber Baulinie ftehenden arten: 
und Gewähshäufern und Kegelbahnen ohne Yeuerungsanlagen, bei offe- 
nen Schutzdächern, Teberviehftällen u. dgl. geringfügigen Bauwerken für 
wirthſchaftliche Zwecke. 

68. 


Für den Umbau EHER. und für den Wiederaufbau eingelegter 
Wohngebäude in Märkten und auf dem Lande ift der Grundſatz maß: 
gebend, daß durch den Umbau oder Wiederaufbau Feinenfalls eine be: 
ftandene maffive Umfaffung oder feuerfihere Eindeckung in eine nicht 
maffive ober nicht feuerfichere umgewandelt werben barf. 

69 


Im Hochgebirge, im bayerifhen Walde und in den Hochlagen bes 
Fichtel- und Rhöngebirges und des fränfifhen Waldes kann geftattet wer: 
ben, daß Wohn: und Nebengebäude in Dörfern, Weilern und Einöden 
auch aus Blodwänden mit oder ohne Berfchindelung oder Verſchieferung 
auf 3 Fuß hohem Mauerſockel ausgeführt und mit Legfchindeln einges 
bet werben. 


D. Bon der Buftändigkeit und dem Verfahren in Baufadıen. 


§. 70. 

Die Inftruction der Anträge und Projecte wegen Feſtſetzung neuer 
oder Abänderung beitehender Baulinien und Niveaur fteht für die Städte 
I. Elafje und für bie einer Kreisregierung unmittelbar untergeorbneten 
Städte U. Claſſe den Stabtmagiftraten, für alle übrigen Orte den Be- 
zirksämtern zu. 

Die Befcheidung diefer Anträge und Projecte erfolgt für die vor- 
bezeichneten Städte durch die Kreisregierungen, Kammern bes Innern, in 
I. und durd das Staatsminifterium des Innern in II. und letzter In— 
ftanz, für die übrigen Orte durch die Bezirksämter in I. und durch die 
Kreisregierungen, Kammern des Innern, in IL und legter Inftanz. 
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874. 
Wo die Baulinien noch nicht beſtimmt ſind, hat deren Feſtſetzung, 
ſoweit möglich, von Amtswegen zu geſchehen und die betreffende Ge— 
meinde die erforderlichen Pläne und ſonſtigen Inſtructionsbehelfe bei— 
zubringen. 
72. 

Iſt die Abänderung beftehender Baulinien beabfichtigt, fo haben 
diejenigen, welche foldye Abänderungen beantragen, bie Pläne und fonfti: 
gen Inftructionsbehelfe beizubringen. 

73 


Die Pläne über die in den SG 71 und 72 bezeichneten Anträge 
und Projecte find in den Städten I. und II. Claſſe nad den Maf- 
ftabe von 1:1000, in ben übrigen Städten und Märkten von 1: 2500 
und bet anderen Bauanlagen von 1:5000 in doppelter Fertigung ein: 
zureihen unb können, wo bie Steuercatafterblätter diefen Maßſtäben ent: 
ſprechen, auch diefe angewendet werben. 

Sie müffen das betreffende Terrain mit ben auf bemjelben vor: 
bandenen oder neu projectirten öffentlihen Plätzen, Straßen ober Wegen 
unter genauer Bezeihnung der Grenzen ber einzelnen Grundftüde und 
ber Namen ber Eigenthümer, dann bie vorhandenen Bauwerke, Brun- 
nen, Bäche und Kanäle und die Linien genau angeben, welche die Grenze 
von Bauwerken gegen öffentliche Pläge, Straßen oder Wege bereits bil- 
ben ober künftig bilden follen. 

In Städten und Märkten ift zugleich das Niveau bes Terrains 
in Beziehung zu genau bezeichneten Firpunften, fowohl für die Mitte 
ber Straßen, als für bie beiderfeitigen Trottoirs durd einen Nivellements: 
plan barzuftellen, bei der Neuanlegung von Dörfern oder einzelnen Ab- 
theilungen berjelben aber wenigitens das Gefälle ber öffentlichen Plätze, 
Straßen oder Wege und der anliegenden Bauplätze durch einen deut— 
lichen Aufriß oder eine — en anzuzeigen, 


Die Erledigung etwa in — kommender Grundabtretungen zu 
öffentlichen Plätzen, Straßen oder Wegen fällt dem Uebereinkommen der 
Gemeinden mit den Betheiligten anheim. 

Die Beſtimmung der Baulinie iſt durch die Erledigung dieſer 
Frage nicht aufgehalten; letztere ſoll aber der erſteren in der Regel vor— 
ausgehen. 

Die Bewilligung zu Bauführungen in neuen Bauanlagen von 
Städten, Märkten und zuſammenhängend gebauten Dörfern darf erſt 
dann ertheilt werben, wenn bie Herſtellung und Unterhaltung des Straßen— 
förpers für die ganze Bauanlage geſichert ift. 

g 75. 

Sind die Vorlagen ben gegebenen Vorſchriften nicht entſprechend, 
ober zeigen fich in benjelben Fehler, durch welche eine Mobificirung ber 
geftellten Anträge bedingt wird, fo find fie ben Antragftellern unter ge 
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nauer Bezeichnung der Mängel oder Fehler zur Berichtigung zurüd: 
zugeben. 
$ 76. 

Bon den ergebenden Beſcheiden ift ber betreffenden Gemeinde und 
ben fämmtlichen Betheiligten Kenntniß zu geben. 

Ein Eremplar der genehmigten Baulinienpläne ift in ber Gemeinbes 
Regiftratur zu bewahren. 

g m. 

Die Inftruction und Befcheidung ber Gefuhe wegen Herftellung 
von Neubauten oder Vornahme von Hauptreparaturen ober Hauptände— 
rungen an vorhandenen Bauwerken fteht: 

1) in den einer Sreisverwaltungsitelle unmittelbar untergeorbneten 

Städten den Magiftraten in erfter und ben Kreisregierungen, 

K. d. J. in zweiter und letzter Inſtanz zu; 

2) für alle übrigen Orte find die Bezirksämter in eriter und bie 

Kreisregierungen, 8. d. J., in zweiter und legter Inſtanz zuftändig. 

$ 78. 

Für die technifhe Prüfung ber Baupläne muß bei ben Behörben 
eriter Inſtanz durch Aufftellung ausreichend befähigter Sachverftändiger 
geforgt werben. 

8 79. 


Yeber nah $ 6 einzureichender Bauplan muß mit einem Duplicate 
verfeben unb jedes ber beiben Eremplare von dem Bauherrn, ben bes 
theiligten Nachbarn und dem berechtigten Planfertiger unterfchrieben fein. 

Bermweigern die betheiligten Nadıbarn die Planunterfchrift, fo ift 
ſolches auf den Plänen zu bemerken. 

Den gegebenen Vorſchriften nicht entfprechenbe ober fehlerhafte 
Pläne find zur Ergänzung oder ee zurückzugeben. 


Bei folgenden Bauführungen —— die betreffenden Behörden unter 
Mittheilung der Pläne mit ihren Erinnerungen zu hören, wenn nicht 
die Zuſtimmung dieſer Behörden ſchon von den Geſuchſtellern beige— 
bracht wird: 

1) bei Bauten in ber Umgebung von Beſitzungen der Civilliſte bie 

Hofbauintendanz; 

2) bei Bauten in der Umgebung von Privatbeſitzungen des Königs 
das Hofſecretariat; 

3) bei Bauten im der Umgebung von Militär: Eigentum die betref- 
fende Commandantſchaft; 

4) bei Bauführungen an Staatsftraßen oder Kanälen oder überhaupt 
an civilärarialifhen Eigenthume die betreffende Baubehörbe; 

5) bei Bauten an Eiſenbahn-Eigenthum die einfchlägige Eifenbahn: 
bebörbe; 

6) bei Bauten in ber Umgebung von Gebäuden für Zwecke ber Wifjen- 
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[haft oder Kunft und von mionumentalen Bauwerken die Auf: 
ſichtsbehörde; 
7) bei Bauten in Waldungen oder nur 1500 Fuß von ſolchen ent: 
fernt, das einfchlägige Yorftamt. 
$ 81 


Werden gegen ein baupolizeilih ftatthaftes Baugeſuch Einſprüche 
aus Privatrechtstiteln erhoben, fo haben die Behörden I. Inftanz eine 
gütlihe Ausgleihung unter den Betheiligten zu verfuchen, bei deren Er: 
folglofigkeit den baupolizeilichen Beſcheid zu ertheilen, für Austragung 
jener Einfprüdhe aber den Rechtsweg vorzubehalten. 

$ 8. 

Bei Genehmigung der Baugeſuche müffen die allenfalld veran: 
laßten bejonderen Anordnungen nicht blos durch deutliche Einzeihnung in 
bie Pläne, fondern auch durch ausbrüdiihe Aufnahme in die Ausfer: 
tigung der Genehmigung dem Bauunternehmer fundgegeben werden. 

$ 83. 

Erft wenn die Beſcheidung eines Baugeſuches rechtskräftig ift, 
darf mit den Bauarbeiten begonnen werben. 

Zu biefem Ende hat die Ortspolizeibehörde für die Ausſteckung 
der Baulinie und das Niveau unter Zuziehung des Bauunternehmers 
und feines Werfmeifters zu forgen. 


Die Orts: und Diftriftspoligeibehörben haben die Einhaltung ber 


Baulinien und der Beltimmungen über das Niveau, fobann bei Privat: | 


gebäuben den Vollzug der baupolizeilichen Vorſchriften und Anordnungen 
zu überwachen, 

Bei Zuwiderhandlungen, welche nah Art. 180 des P.St. G. B. 
mit Strafe bedroht find, fteht ben Behörden I. Inſtanz zu, vorbehalt: 
ih der fpäteren Strafverfolgung, ſoweit nöthig, die inftellung der 
Bauarbeiten zu verfügen, 

$ 85. 

Werden während ber Ausführung eines genehmigten Bauplanes 
ſolche Abänderungen beadfichtigt, welche nad den Beſtimmungen des 
Art. 180 des P.St. G. B. mit Strafe verfolgbar find, jo müffen über 
diefe Abweichungen neue Pläne oder Tecturen zu ben bisherigen Plänen 
gefertigt und wie lebtere der inftanziellen Beſcheidung unterftellt werden, 

86. 


Die ertbeilte Baubewilligung wird unwirffam, wenn mit dem 
Baue nicht innerhalb eines Jahres von ber Zeit ber ertheilten Geneh— 
migung an begonnen wird. 

In folhen Fällen kann, je nad Umftänden, entweder eine neue 
Inſtruetion oder Beſcheidung des Geſuches ftattfinden, ober auch nad 
Eonftatirung des unveränderten Fortbeftandes ber einfchlägigen Verhält— 
niffe, die Erneuerung der Baugenehinigung durch bie zuftändige Behörde 
auf ein weitered Jahr ausgeſprochen werben. 
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$ 87. 

Bei Beijchwerdeführungen in Bauſachen muß eine Frift von 14 
Tagen bei Vermeidung des Ausſchluſſes eingehalten werden. — Das 
Beſchwerderecht jteht nicht nur ben Bauunternehmern, fondern auch ſämmt— 
lihen Betheiligten zu. 

$ 88. 

Die Koften der Anfertigung und Revifion der Pläne über Bau: 
linien und Bauführungen bat derjenige zu tragen, dem nad gegenmwär- 
tiger Verordnung die Vorlage folder Pläne obliegt. 

Das Verfahren ift tar= und flempelfrei und die Vornahme von 
Augenfheinen für die inftruirenden Behörden Amtsſache; bie fonftigen 
Koften bat der Unternehmer zu tragen. — Sind befondere Koften und 
Augenfcheine durch unbegründete Einſprüche veranlaßt, jo kann bie Tra: 
gung der Koften demjenigen zur Laſt gelegt werben, welder den Ein: 
fprudy erhoben hat. 


E. Schlußbefimmungen. 


$ 89. 

Den DOrtspolizeibehörden fommt es zu, in Gemäßheit des Art, 
180 Abi. 1 Ziff. 2 und 3 dann Abſatz 2 und für Städte I, Claſſe 
audy des Abſ. 3 des P.St. G. B. fernere, und bezüglich der Beftimmungen 
in den Abſchnitten B und C dieſer Verordnung befchränfende Vorſchrif— 
ten zu erlaffen, 

$ 9. 

Gegenwärtige Verordnung tritt fechzig Tage nad ihrer Verkün— 
dung durch das Regierungsblatt in Wirkſamkeit. 

Mit diefem Zeitpunfte erlöfhen alle bisherigen geſetz- und ver: 
ordnungsmäßigen Beftimmungen über Gegenftände der vorftehenden Ber: 
ordnung. 

Kiffingen, ben 30. Juni 1864. 

Nah dem Wortlaute biefer A. B. find alle Verordnungen unb 
Geſetze über Gegenftäinde, worüber die Verordnung Beftimmungen trifft, 
aufgehoben. 

Es beftehen alfo die übrigen über das Bauweſen erlaffenen Ber- 
orbnungen, jo weit fie nicht durch das P.St.G. oder die Verordnung 
vom 30. Juni 1864 aufgehoben worden find, noch fort. 

In diefer Beziehung erfcheinen als noch giltig: 

1. Die Berordnung vom 28. Jan. 1805, Döl. XVI ©. 1107, 
über Localbaucommiffionen. 

Sowohl in den Städten als auf dem flachen Lande find Bau: 
commiffionen zu bilden, welde unter bem Vorfik bes Diftrifte- 
polizeibeantten aus einer verhältnigmäßigen Zahl von Mitgliedern 
des Magiftrats, reſp. der Gemeindeverwaltung, dann aus zwei 
tüchtigen Baumeiftern oder font erfahrenen Werkmeiſtern beftehen, 
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Für die Hauptftabt Münden ift eine befondere Localbaucommife 

fion conftituirt. (A. DB. vom 23. Sept. 1818, R.Bl. ©. 1085, 

M.E. vom 23. Det. 1845, Dil. XXXI. ©. 407 u. ff.) 

Die Baucommiffion erſcheint als Hilfsorgan für die Baupolizeis 

bebörbe. 2 

2. Nah $ 78 der V. vom 30. Juni 1864 find bei den Behörden 
fühige Sachverſtändige zur Prüfung der Baupläne aufzuftellen. 

Dort wo technifhe Baucommijfionen beftehen, wird wohl diefen 
die Prüfung der Baupläne zu überlaffen fein; wo folde Com: 
miffionen nicht beftehen, wird es fich empfehlen, die Prüfung ber 

Baupläne dem Brandverfiherungsinfpector oder einem mit voller 

Sachkenntniß ausgerüfteten Werfmeifter (Maurer: oder Zimmer: 

meifter) zu übertragen. 

Die zu entrichtenden Gebühren bleiben in bisheriger Weife feſt— 
geſetzt. 

3. Bei der Diſtriktspolizeibehörde iſt ein fortlaufendes Regiſter über 
alle ertheilten Baulicenzen zu führen, von welchem dem betreffen— 
den Rentamte am Schluſſe des Jahres ein Auszug behufs der 
Einfteuerung mitzutbeilen ift. 

4, Die Ortsbehörden find angewiefen, bei Vermeidung bisciplinärer 
Einfhreitung über jeven Neubau oder jede größere Baureparatur, 
weldhe in ihrer Gemeinde ohne baupolizeilihe Bewilligung oder 
gegen die ertheilte Bewilligung vorgenommen und ausgeführt wird, 
jederzeit der Diftriftspolizeibehörde Anzeige zu machen. 

Die mit biftriftspolizeiliher Bewilligung ausgeführten Neubauten 
und Hauptreparaturen find von den Vorftänden ber Diftriftspolis 
zeibehörde und ihren Nebenbeamten in ben einzelnen Gemeinden 
bei Gelegenheit der Gemeindevifitationen und anderer Amtsgefchäfte 
an Ort und Stelle zu controliren. (M.E, vom 12. Oct. 1851, 
Döll. XXXL ©. 421.) 

. Inwieweit Abweichungen von dem Bauplane eine Strafe oder die 
Folge nad) ſich ziehen, daß eine gänzlicye oder theilmeife Abände: 
rung des Baues erfolge, beftimmen Art. 180—186 d. P.St. G. 

Der Diftriftspoligeibehörde ſteht eine folche Verfügung nur auf 
Grund eines richterlihen Ausſpruches, außerdem nur im Falle 
einer Gefahr auf Verzug frei. (Berge. M.E. vom 29. Dez. 1844, 
14. Juli 1845, 16. Juni 1851 20, Döl, XXXI. ©. 426 ff.) 
6. Auch die Pläne über ärarialifhe Bauten, ſowie über militäriſche 

Bauten find den Diftriftspolizeibehörden zur Einfiht und Kennt: 
nißnahme vorzulegen. (M.E. vom 29, Juni und 7. Auguft 1860.) 
Für die Nefidenzftadt Münden ift eine befondere Bauordnung un: 

term 2. Oct. 1863 erlafien worden, R.Bl. ©. 1697. 

Ueber die Anlage und inrihtung von Abtritten, Dung- und 

Verfißgruben vgl. Bekanntmachung des St.M. d. 9. v. 2. April 1870. 

K.A.Bl. ©. 594. 


an 
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Meunter Abſchnitt. 
Straßenpolizei, 


A Straßenbau. 


1. Eifenbahnen. 
a) Bau und Betrieb, 


Die Erbauung von Eifenbahnen hat nur infoweit Bezug auf ben 
Dienft der Diftriftspolizeibehörden, als es fi um Grunderwerbung und 
um  ficherheitspolizeilihe Vorkehrungen während des Baues und beim 
Betrieb handelt. 

Es können daher die für den Bau und technifchen Betrieb ge: 
gebenen Vorſchriften hier ganz unerörtert bleiben. (Conf. Döll. XXX. 
©. 524 u. ff. 

Ueber Erbauung von Eifenbahnen ordnet eine A. V. vom 20. 
Suni 1855, RB. ©. 654, folgendes an: 

Die Erbauung von Eifenbabnen, welche beftimmt find, als öffentliche Trans: 
portmittel für Perfonen und Waaren zu dienen, ſetzt bie befondere Bewilligung 
der Gtaatöregierung voraus und zwar: 

a) die Bewilligung zu den Vorarbeiten (Projectirungsconceffion), 
b) die Bewilligung zum Bau und Betrieb der Bahn (Eifenbahnconceffion). 

Erſtere wird vom k. Staatsminifterium bes Handels, leptere von Seiner 
Majeſtät dem König ertheilt. 

Die Bewilligung zu den Vorarbeiten kann einzelnen Perſonen, beftehenden 
Eorporationen und genehmigten Vereinen, aber auch ſolchen Perfonen ertbeilt 
werben, welche erjt einen Verein bilden wollen. 

Dem Geſuche um Ertheilung der Projectirungsconceffion ift der Blau des 
Unternehmens, insbejondere über die Richtung der Bahn in allgemeinen Umriffen 
beizulegen ac. 

Das Gefuh um die Bewilligung zum Baue und zum Betrieb einer Eiſen— 
bahn ift an Seine Majeſtät den König zu richten, und bei dem f, Staats: 
minifterium des Handels einzureichen. 

Die VBorbedingungen eines derartigen Geſuches, fowie die aus ber Bewil— 
ligung fließenden Befugniffe find in der A. V. genau bezeichnet. 

Für bie Diſtriktspolizeibehörden find nur nachſtehende FFuvon Wichtigkeit. 

$ 10 Ziff. 2. Bei Unternehmungen, welche gleichzeitig eine große Arbeiter: 
zahl beihäftigen, haben die Unternehmer für deren angemefjene Unterbringung, fo: 
dann für Unterbringung und Berpflegung erfranfter ober verunglüdter Arbeiter, 
3. B. durch einen Sicherumgsverband, durd) —— von Krankenhausbeiträgen 
u. ſ. w. zu ſorgen, und die Koſten für außerordentliche polizeiliche Aufſicht und 
ungewöhnlich vermehrte ärztliche Viſitation nach Feſtſetzung der Polizeibehörden zu 
übernehmen. 
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$ 10. Ziff. 5. Die von dem Unternehmer aufgeftellten Betriebs: und Auf: 
fihtsbeamten, welche zur Handhabung der Polizei der Bahn beftimmt find, müſſen 
der f, —— K. d. J., angezeigt, und nach deren Betätigung bei der Diſtrikts— 
polizeibehörde verpflichtet werben, wonach fie in bie Eigenjchaft und Befugniß von 
Hilfspoligeibebienfteten eintreten. 

$ 14. Meber bie aus ber Gonceffionsverleibung bervorgebenden Mechte 
und Berpflihtungen des Gonceffionirten, injoweit fie nicht Privatrechte Dritter be: 
rühren, insbefondere über die ohne zum Bau und zum Betrieb ber Eiſenbahn 
und über den Umfang und die Erlöihung der Conceſſion, fowie über jede nad 
adminiftrativen oder polizeilichen Beftimmungen zu enticheidende Irrung befchließen 
und verfügen bie Adminiſtrativbehörden. 

$ 15 u. ff. Die Bewilligung zur Anlage einer Eiſenbahn mit Locomotiv: 
ober Pferbebetrieb, welche ein Unternehmer lediglich zu feinem Privatgebraucd ent: 
weder auf eigenem Grund und Boden oder mit Zuftimmung bes Grundeigenthümers 
auf fremdem Grunde erbauen will, ift ber Kreisregierung, K. d. J., zuftändig. 

Nach dem Gewerbsgefege vom 30. Januar 1868 Art. 8 bleibt 
die Ertheilung von Gonceffionen zur Errichtung und zum Betrieb von 
Privat-Eifenbahnen der f. Genehmigung vorbehalten. 

Vergl. ferner U. V. vom 17. Det. 1861, RB. ©. 744, bie 
Leitung und Führung der Staatseifenbahnen betr. 

Befanntmahung vom 22. Juni 1862, R.Bl. ©. 1550, Ein: 
führung des neuen Eifenbahnreglements auf den k. bayerifhen Staats: 
Eifenbahnen und auf den k. priv. Oftbahnen betr, 


b) Schuß ber Eifenbahnen, 


Das St.G.B. bedroht in den Art. 356 und 357 diejenigen mit 
Strafen, welche die Möglichkeit der Benübung der Eifenbahnen aufheben 
oder bejchränfen, oder einen Transport auf berfelben ganz oder theil— 
weife verhindern, oder weldhe an Gifenbahnen, deren Transportmitteln 
oder anderem Zubehör ſolche Beihädigung verüben, oder durch Aufitellen, 
Hinlegen oder Hinwerfen von Gegenftänden auf die Fahrbahn, durch 
Berrüden der Schienen, durch falfche Signale ꝛc. ſolche Hinderniffe und 
Störungen bereiten, daß dadurch der Transport auf der Bahn in Ge— 
fahr geſetzt wird. 

Nah Art. 152 des P.St. G. wird beftraft, wer den oberpolizei: 
lichen Vorſchriften über Schuß der Eifenbahnen und des Eifenbahn- 
betriebes zuwiderhandelt, insbejondere: 

1) wer die Bahn an andern als an Uebergangsftellen oder eher, als 
die Schranken von den Bahnbedienfteten geöffnet worden find, alg 
Fußgänger, Neiter oder mit Wägen oder Schublarren überfchreitet ; 

2) wer fonjt die Bahn oder die dazu gehörigen Gräben, Böfhungen, 
Dämme, Brüden oder Tunnels oder das dazu gehörige und mit 
Steinen abgegrenzte Borland unbefugt an verbotenen Stellen oder 
gegen ausdrückliches Verbot eines Bahnbedienjteten betritt, wer 
daſelbſt reitet, mit Wägen oder Schubfarren führt, Vieh treibt 
ober Gegenftände, wenn aud nur für kurze Zeit, niederlegt; 

3) wer an ben erlaubten Uebergängen Vieh anders als mit fliegender 
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Seifel über die Bahn treibt, oder mit Wägen anders als im 

Schritt und ohne Anhalten darüber fährt; 

4) wer ald Reiter oder mit Fuhrwerk, Laftthieren oder Viehheerben 
bei gejperrten Schranken anfommt, und von benfelben bis zu 
deren Deffnung bdurd einen Bahnbedienjteten nicht mindeftens 
20 Schritte fid entfernt hält; 

5) wer in dem Falle, daß 2 oder mehrere Fuhrwerke gleichzeitig an 
einer Uebergangsſtelle anfommen oder fich begegnen, der Beſtim— 
mung des Bahnbedieniteten über die Neibenfolge der Meberfchrei- 
tung der Bahn fid nicht fügt; 

6) wer gejchlofjene Schranken eigenmächtig öffnet, unbefugt Wächter: 
hütten oder Einfriedungen der Bahn oder der Stationshöfe be: 
fteigt, Einfriedungen oder fonftige Verſchlußanſtalten überfteigt 
oder unter dergleichen Abjperrungen durchſchlüpft. 

Vebertretungen ber oberpolizeilichen VBorfchriften über Aufrecht: 
haltung der Ordnung auf der Bahn in den Bahnhöfen und auf Dampf: 
ſchiffen unterliegen einer Geldftrafe. 

Bergl. Min,Bel. vom 8. März 1863, R.Bl. ©. 373, den Schutz und bie 
Aufrecäthaltung der Ordnung des Bahnbetriebes. 

Ferner die Min.Bel. vom 8. März 1863, ben Transport von Schiekpulver 
und anderen erplodirenden Stoffen, dann von Reibfenerzeugen und anderen leicht 
entzündlichen Stoffen auf Eifenbahnen, Dampfſchiffen und den k. Poſten. 

Ferner beftimmt Art. 76: 

An Geld bis zu 15 fl. wird geftraft, wer den befonders befannt 
gemachten polizeilihen Anordnungen zur Aufrechthaltung der öffentlichen 
Ruhe, Ordnung und Sicherheit bei Volksfeften ze. Eifenbahnbauten 
zuwiderhandelt. 

Durch M.E. vom 28. Mai 1862, RB. ©. 928 $ 1 Ziff. 2 
find die Gefeke, Verordnungen und Minifterialanordnungen: 

„welche die Aufrechthaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicher— 

beit bei Volksfeſten, veligiöfen Weierlichkeiten, Truppenbewegungen, 

Eifenbahnbauten und fonftigen außergewöhnlichen Anfammlungen größe: 

rer Menſchenmaſſen betreffen“ 

inſoweit außer Wirkſamkeit gejett, als das P.St. G.B. über diefe Gegen: 
ftände oberpolizeilihe Vorfchriften, oder neben denfelben diſtrikts- ober 
ortspolizeiliche Vorſchriften als zuläffig erklärt. 

Es find hienach nicht allein oberpolizeilihe Vorfchriften über den 
Schub der Eiſenbahn und des Gifenbahnbetriebes vorbehalten, fon: 
dern auch die allgemeinen ficherheitspolizeilihen Anoronungen bei Eifen: 
babnbauten. 

Die letzteren haben ſich nach dem örtlichen Verhältniſſen zu richten, 
und find im gegebenen Falle öffentlich befannt zu machen; die bereits 
beftehenden oberpolizeilihen Vorſchriften vom Dct. 1835, Dil. XXVIL. 
©. 633, ftimmen im MWefentlihen mit Art, 152 bes P.St.G. überein. 

Die darin angedrobten Strafen find durch die Strafbeftimmungen 
des Art. 152 furrogirt. 
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Die Mitwirkung der Ortspolizei zur Handhabung der Vorſchrift 
vom Det. 1845 ift durch Hinweis auf 8108, 110, 113 des Gem.Eb. 
motivirt. 

Zum Bollzuge des Art. 152 Abſ. 1 und 2 des P.St. G. B. hat 
das k. Staatsminifterium des Handeld unterm 2, März 1865 eine ober: 
polizeiliche Verordnung, betr. den Schuß und die Aufrechthaltung der 
Ordnung des Eifenbahnbetriebes und der Eifenbahnbenußung, erlaflen. 

(KABEL. 1865 ©. 201.) 


ce) Telegrapben. 


Wegen der factifchen Verbindung des Telegraphendienftes mit beim 
Eiſenbahndienſt werden bier fofort die nöthigen Erläuterungen beigefügt. 

Die Art. 358 — 360 des St.G.B. bezeichnen die als Vergehen 
ftrafbaren Handlungen gegen ben Beltand des Telegrapheninftitutg, 
welche durch Beihädigung oder Wegnahme der Drabtleitung und Fälſchung 
ber Zeichen u. dergl. verübt werben. 

Das Geſetz vom 24. Dez. 1849, Geſ.Bl. ©. 37, zum Schuße 
der Telegraphenanftalten ift durch das Einf. Geſ. Art. 2 Ziff. 2 auf 
gehoben, 

Hiedurdy erleiden jedoch die adminiftrativen Verfügungen über Be: 
nüßung des Inſtituts durd die Behörden 2c. feinen Abbruch. 

In diefer Beziehung verfügt eine M.E. vom 18, April 1853 *) 
im K.A.Bl. für Niederbayern ©. 294: 

1. Die Gerichte, Staatsanwälte md Polizeibebörden haben ſich bei amtlichen 
Gorrefpondenzen und Anzeigen ber Telegrapben nur in Fällen von beionberer 
Wichtigkeit und bei vorliegender Gefabr, daß der im Frage ſtehende Zweck auf 


anderem Wege, entweder wicht mehr oder doch nicht ficher erreicht werde, zu be: 
dienen. 

2. In telegrapbiichen Depeſchen baben fich die Behörden der möglichiten 
Präcifion und Kürze des Ausdrucds zu befleißen, und unnötbige Titulaturen, bloße 
Höflichfeitsbezeugungen, fowie überhaupt alles, was nicht zur Beftimmtbeit, Deut: 
lichfeit umd zu dem Rechtsbeſtand des Erlaſſes erforderlich if, wegzulaſſen. 

3. Nicht unterfiegelte amtliche Depeichen find nad der Vollzugsvorſchrift 
zu dem auch auf inländiſche Depefchen anmwendbaren $ 20 des rev, deutfdh=öfterr, 
Telegraphenvereind = Bertrage, R.Bl. 1853, ©. 169 ff., von der Aufnahme aus: 

eichlofjen, und müßten alſo von der Telegrapbenbehörde zurückgewieſen werden, bed: 

alt wird die Beifligung des Amtsfiels unter amtliche Depefchen den Aufgebern 
unter fpecieller Verantwortlichfeit für alle Folgen einer Unterlaffung zur befon: 
berer Pflicht gemacht. 

4. Die Koften für amtliche telegrapbiiche Depefchen find: 

a) von Privaten, welche deren Abjendung in Polizeifachen erwirfen wollen, 
mit dem Antrage auf die Grlaffung einer folhen Depeſche ſogleich zu erlegen; 

b) erjolgt die Telegraphirung im öffentlichen Antereffe, jo find bie Gebühren : 

@) im internen Verkehr vorzumerken, 
P) im erternen von der Staatscaffe vorzuſchießen. 


*) Erneuert durch Entſchl. des Minifteriums des Innern vom 5. Juli 1807. 
23 * 
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In jeder Polizeifache, in welcher von ber Polizeibebörbe ber Telegraph be: 
nüßt worden ift, haben ſich die über den Koſtenpunkt zuftändigen Polizeibehörden 
auch über die durch das Telegramm a... Koften im Urtheil fpeciell aus: 
zufprechen. (Vergl. DU. XXVIII. ©. 661 ır. ff.) 

Vergl. hiemit die Dicken: vom 18. März 1858, RB. 
©. 346: die Beitimmungen bes revidirten beutjc) = öfterreichifchen Tele: 
graphenvereind » Vertrags und bie Min.Bekanntm. vom 20. Febr. 1862, 
RB. ©. 458. 

K. A V. vom 12. Ku. 1861, R.Bl. ©. 658, die Verwaltung 
und ben Betrieb der k. Telegraphenanftalt betr. 

Die Gebühren aller Telegramme, welche im öffentlihen Intereſſe 
an Orte ‚gerichtet werben, die im Auslande liegen, find ſogleich bei der 
Aufgabe im Voraus zu bezahlen und die desfalljigen Beträge von der 
Staatscaffe vorzufhießen. 

Die mittelfr. Regierung madt in dem Ausſchr. vom 27. März 
1859, K. A. Bl. ©. 415, auf dieſe durch h. M.E. vom 18. April und 
2. Mai 1853 gegebene Vorſchrift aufmerkſam mit dem Hinweis, daß 
die Vorſchußleiſtung in der Regel von dem einſchlägigen Rentamt zu 
erfolgen habe. 

Geſuche um Anlage und Betrieb von Telegraphen durch Privat— 
perſonen, Geſellſchaften ꝛe. ſind dem Staatsminiſterium des Handels zur 
zuſtändigen Beſcheidung vorzulegen. 

(M.E. vom 27. Jan. 1863, M.K. A.Bl. ©. 192.) 

Nah Art. 32 Ziff 1 des Gew.Geſ. vom 30. Jan. 1868 finden 
die Beitimmungen des Gewerbswefens auf das AMSPANANIEEIER feine 
Anwendung. 


II. Staatsſtraßen. 


1. Erbauung und Unterhalt. Berührt die Diftriftspolizei- 
behörde nicht, da der Straßenbau unter Leitung der k. Baubeamten ſteht. 
(Döll. XVL ©. 575— 803. Dil. XXXI. ©. 171 u. ff.) 


2. Herftellung der durch die Ortſchaften führenden 
Straßen Nah A. V. vom 1. Juli 1804, Döl. XVI ©. 629 
und 16. Juli 1805 haben die Dorfgemeinden an ben Straßen, foweit 
fie das Dorf durdyziehen, die Seitengräben jtetS offen zu erhalten und 
zu reinigen, für Wegräumung des Sclammes Sorge zu tragen. 

(Bergl. FM.E. vom 31. Juni 1821, ibid. ©. 633.) 

Dieje Anordnung ift erneuert durch Ausſchr. d. Neg. v. Mittelfr. 
vom 8. Mai 1862, KABEL. ©. 371, und find die Diftriftspolizei- 
behörden beauftragt, die Erfüllung diefer Verbindlichkeit zu controliren 
und die Gemeinden biezu anzubalten. 


3. Auslidten bes Gehölzes an Staatsftraßen. Durd 
die 6. V. vom 29. April 1773, 31. Mai 1799, 13, Febr. 1809, 
Döll. XVL ©. 715— 717, ift die Auslihtung der an den Staat: 
ftraßen liegenden Waldungen des Staats, der Gemeinden, Stiftungen 
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und Privaten zu beiden Seiten ber Straße auf 10 Schritte oder 25 Fuß 
— ohne Entihädigung der Waldbefiger angeordnet. 
(Berge. ME. vom 28, April 1863, RB. ©. 691.) 
(RU. vom 31. Dez. 1855, K. A.Bl. 1856 ©. 21. M.E. vom 4. Aug. 
1835, Döl. XVI. ©. 719. Bergl. DAUE. vom 25. Juli 1854, 
RD. ©. 650.) 


4. Geſetz vom 25. Juli 1850, Döll. XXXL ©. 181, bie 
Einrihtung des die Kunftftraßen befabrenden Fuhrwer: 
fe8 betreffend und Zufaß durch ben Landt.-Abſch. vom 1. Juli 1856 
Abſchn. II. $ 33 — fewie die darin feitgeftellten Strafen bleiben durch 
das P.St.B. unberührt. (Art. 155 ibid.) 


Die hauptſächlichſten Beftimmungen des Geſetzes find: 


Art. 1. Auf ſämmtlichen Etaateftraßen, und auf denjenigen Kreis: und 
Bezirksitraßen, welche kunſtmäßig oder doch volltommen fahrbar hergeftellt find, 
muß alles Fuhrwerk, weldes dem Handels: und Gewerbsjwed bient, ober Gegen: 
Hände verführt, die zum Verkauf und zur Verarbeitung für ben Verkauf beftimmt 
find, mit ber im Art. 1 fpecificirten Felgenbreite verſehen fein. 

Art. 4. Zweirädriges Fuhrwerk mit mehr als vier, und vierrädriges mit 
mehr als acht Zugtbieren zu bejpannen, ift verboten, außer wenn bie Ladung un: 
theilbar ift. 

r Art. 5. Vorſpann wird nicht unter bie in Art. 1 bezeichnete Befpannung 
erechnet. 
i Art. 6. Ganz befreit von ben Vorfchriften bes Geſetzes ift: 

a) das landwirtbichaftlihe Fubrwerf im engern Sinne, weldes zum Betrieb 
ber landwirthſchaftlichen Arbeiten und Verrichtungen, dann zur Beifuhr ber 
für den eigenen Öconomifchen Bedarf des Landwirthes als Elche erforber: 
lihen Materialien dient, jodann das vierrädrig zweilpännige Fuhrwerk, durch 
welches felbftergeugte landwirthichaftlihe Producte mit eigenem Geſchirr zu 
Marft gebracht werben; 

b) bas ——— welches bei dem Wiederaufbau der durch die Elemente zer— 
ſtörten Bauwerke in dringenden Fällen zur Beibtingung von Baumaterialien 
ohne Lohnanſpruch geleiſtet wird; 

c) a RN Reifewägen, ſowie bas blos zum Perfonentransport bienenbe 

uhrwerk. 

Art. 7. Befreit von ben Beſtimmungen bes Geſetzes iſt ferner das Fuhr— 
werk, welches für bloße Verbindungs-, Feld- und Waldwege beſtimmt iſt, und 
nur auf kurze Etreden Kunſtſtraßen zu befahren genöthigt iſt. 

Art. 10. Der Gebrauch der Vorrichtungen, weldhe zum Schuße ber Fuhr— 
werfe gegen das Nbgleiten auf abhängigen Wegflihen bei dem Glatteife oder bei 
en chneebahn angebradht werden, wie bie f. g. Gisnägel, wird nur auf bie 

auer des veranlaffenden Zuſtandes, in der Regel vom 1. Nov. bis legten März 

eſtattet. Die Tiftriftspolizeibehörde ift jedoch ermächtigt, nah Mafgabe befon- 
erer Verhältniffe bier Mobdificationen eintreten zu laſſen. 

Art. 11. Die Ladungsbreite darf 9 Fuß in der Megel nicht überfchreiten. 

Das Einfteden von Sipbrettern an ber Seite ift unterfagt. 

Art. 18. Die Unterfuhung und Beitrafung competirt zu ben Gerichten. 

Art. 19. Anzeigen, welche durch Wegmeilter, Straßenwärter, Gendarmen 
unb andere öffentliche Diener unter Bezug auf ihren Dienfteid gemacht werben, 
beweifen bie Uebertretung. 

Art. 20. Wer wegen einer Uebertretung ber in Art. 1—9 b. Gel. vor: 

ejehenen Verboten geftraft wird, barf aud nach erfolgter Strafe die Fahrt fort: 

egen und wieder an feinen Heimatsort zurückehren. 
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Zum Nachweiſe folden alles bat berfelbe bei einer ber nächftgelegenen 
Gerichts: oder Ortsbehörden, in deren Bezirk die Uebertretung entbedt warb, ein 
ben Gegenftand ber Mebertretung, die muthmaßlihe Dauer und bie Richtung ber 
Hinz und Herreife enthaltendes Zeugniß zu erholen und bei wieberholter Vean— 
ſiandung vorzuzeigen. 

Der | 53 Ziff. TIL des Landt.-Abſch. vom 1. Juli 1856 beſtimmt: 

Dem Art. 5 d. Gef. vom 25. Juli 1850 ift beizufügen: in gleichem dem 
regelmäßigen Botenfuhrwerfe für bie Zeit vom 1. Nov. bis letzten März, fowie 
bei neuer Belicfung die Beipannung ber mit vierzölligen Radfelgen verjehenen 
Wägen bis zu jehs Pferden.“ 

Geſetzlich ftrafbare Uebertretungen ber Straßenpolizei. 
(Zu Art. 158 des P.St. G.) 

Nah Min.Bek. vom 28. April 1863, RB. ©. 691, werben 
auf Grund des Art. 45 Abſ. 2 des P.St.®. die Gefeke, Verordnungen 
und Minijterialanordnungen, weldye über die Sicherheit und Bequemlidy: 
feit des Verkehrs auf Staatsftraßen und deren Zugehörungen, ſowie 
zur Sicherftellung derfelben gegen Beihädigungen dermalen in den Lan: 
destheilen diesfeits des Rheins beftehen, vom 1. Mai 1863 foweit 
aufgehoben, als der Art. 158 über dieſe Gegenſtände oberpolizeiliche 
Vorſchriften für zuläffig erflärt. Ausgenommen find jebocd und bleiben 
in Kraft: 

1) Die U. V. vom 16. Aug. 1805, Verbeſſerung der öffentlichen 
Straßen, R.Bl. 1805 ©. 897. 

2) Vorfhriften über das Waldauslihten an Staatsftraßen vom 
13. Febr. 1809, Döl. XVI. ©. 417, und vom 7. Dez 1850, 
XXXI. ©. 181. 

3) Die bezüglichen Beſtimmungen des Landt. Abi. vom 17. Nov. 
1837 1. C. Abſ. 2, 8.8. ©. 9. 


5. Straßeneintheilungszeihen, Drtstafeln, Wegweiſer 
und Geländer. 
(Döll. XVI. ©. 634— 650. Döl. XXXI. ©. 174 — 178.) 

Die vorgenannten Abzeihen und Schußvorrichtungen find unter 
den Schuß der Geſetze geftellt. (Art. 343, 344 des St. G. B.) 

Inſtr. für Errichtung von Wegweiſern, Ortstafeln ꝛc. vom 1. Nov. 
1829, Döll. XVI. ©. 635. 

Die Ortstafeln find auf Koften der betreffenden Gemeinde 
berzuftellen * ). 

Zu dem Namen bes Drts foll der Beifaß: Stabt, Markt, Dorf, 
Pfarrdorf, Weiler, einzelner Hof hinzugefügt werben. — Wegen Größe 
der Schrift, Größe ber Tafeln ꝛc. vergl. $ 11 u. ff. der Inftr. vom 
1. Nov. 1829. 

Anftrid mit weiß und blauer Farbe. 

(ME. vom 26. Aug. 1833, Döl. ibid. ©. 646 u. ff., 2. Juni 
1840 u. ff., Döll. XXXL ©, 175.) 





*) Blätter f. adm. Pr. IX. 289. 
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Die Koften für Amtsgrenztafeln find als Megieausgabe aus den 
für die Regie des betreffenden Bezirfsamtes beftimmten Mitteln zu bes 
ftreiten.. (ME. vom 2, Det. 1857, RM. vom 7, Det. 1857, 
KABEL. ©. 1630.) 

ME. vom 5. Nov. 1862. Die Ortstafeln follen unter bem 
Ortsnamen auch die Benennung des Bezirksamtes und Landgerichts 
enthalten, von einer zwangsweifen Durchführung diefer Aenderung aber 
ift Umgang zu nehmen, 

Bezirksamtsgrenztafeln find nur auf Staatsftraßen zu feßen; fie 
follen die Angabe des Bezirksamtes und etwaigen Landgerichts enthalten; 
die Koften der eritmaligen Anfchaffung werden auf das Aerar über: 
nommen; fpätere Unterhaltungsfoften obliegen dem Negiefonde der Be- 
zirksämter; die Grenztafeln der Landgerichte innerhalb eines Bezirks: 
amtes bleiben unverändert. 


6. Straßenalleen. 


Ueber Beihädigung von Dbft: und Alleebäumen. Conf. Art. 342 
u. ff. des ©t.G.B. — Ueber Diebftahl von jungen Obſt- oder Allee: 
bäumen und Weinftöden. Art. 285 des St. G. B. 

Sowohl die Inftruction vom 31. Mai 1790, Döll. XVI. ©. 729, 
als die fpäteren Erlajfe vom 13. Nov. 1803, 16. März 1804, 20. Juni 
1826, 5. Oct. 1828, 7. Aug. 1829 haben an dem Grundſatze feſt— 
gehalten, daß die Anpflanzung von Allen an den Staatsftraßen nicht 
auf einer erzwingbaren Vorſchrift berube, fondern daß dieſe Maßregel 
durch Aufmunterung und Belehrung allenthalben durchgeſetzt werben folle, 

In der Entſchließung vom 6. Det. 1834, Döl, ibid. 751, wurde 
das Mißfallen darüber ausgefprohen, daß ben Allerhöchſten Befehlen 
über das Bepflanzen der Landſtraßen mit Alleen in vielen Gegenden 
theil® nicht, theils nicht zwedmäßig nachgelommen wurde Es wurden 
deshalb über diefe Heritellung von Alleen Inftructionen gegeben, nament: 
ih unterm 26. Aug. 1835, Döll. ibid. ©. 755. 

(Vergl. ME. vom 18. Febr. 1836, ibid. ©. 777.) 

Seßung der Alleen an Landftraßen in Staatswaldungen. 

(ME. vom 10. März 1836, ibid. 778.) 
Aufgeboben durch Entſchließung vom 6. Sept. 1840. 
(Dil. XXXI ©. 197.) 
Die Wegmacher find mit ber Auffiht auf die Alleen zu betrauen, 
(ME, vom 13. Juli 1840, ibid. ©. 197.) 

Nach Abſchn. IV. $ AO des Landtags: Abjchiedes vom 25. Aug. 
1843, Geſ. Bl. ©. 73, find die Behörden angewiefen, bei der auf bem 
Wege ber Belehrung und Ermunterung den Baumpflanzungen an ben 
Straßen und deren Unterhaltung zu gewährenden Förderung jeden nicht 
gejeglihen Zwang zu vermeiden, 

(M.E. vom 11. Dez. 1848, Dil. XXXIL ©. 202.) 
Dort, wo bereits ſolche Alleen beitehen, wo fohin Bereitwilligfeit 
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der Gemeinden bejteht, um wohlgemeinten Wünfchen ber Staatsregierung 
in diefer auf die Landescultur fo einflußreihen Angelegenheit bereitwillig 
entgegenzufommen, ift es Aufgabe der Diftriftsverwaltungsbehörden, für 
die Ergänzung der Alleen, jedod ohne Anwendung von Zwang, beforgt 
u fein. 

Wenn die Bepflanzung der Diftriftsftraßen mit Alleebäumen vom 
Diftriftsrathe als freiwillige Laft übernommen worden ift, fo kann die 
Unterhaltung der Allen als notwendige Diftriftslaft erklärt werben. 

(M.E. vom 10. Juni 1859.) 

Das DONE. vom 7. Mai 1861, RB. S. 500, weiſet bie 
Streitigkeiten über das Eigentum und das Benützungsrecht von Straßen: 
alfeebäumen, welhe auf ber Fußbank ber Staatsftraßen 
ftehen, den Berwaltungsbehörden zu; weil Streitigfeit über Benützung 
und Erhaltung der öffentlihen Wege zur Verwaltung gehören, und bie 
auf ben Fußbänfen der Straße ftehenden Alleebiume als integrivender 
Beftandtheil der Straße zu betrachten find. 

Nach einer Entſchließung des Staatsminifteriums des Handels 
vom 26. Juli 1862 wird geftattet, daß jenen Gemeinden, weldye nad): 
weislih auf ihre Rechnung Allen am Rande der Stantsftraßen, und 
fomit auf Staatseigenthum angelegt und erhalten haben, aud das Holz 
ber abgängigen Bäume überlaffen werden, indem erwartet wird, daß 
diefes in günftiger Weife auf die Erhaltungen der Baumpflanzungen 
einwirken werbe, 


II. Diftriktsftraßen. 

Die früheren Verordnungen über Verpflichtung eines Bezirks zur 
Erbauung von Diſtrikts- oder Bezirksftraßen haben durch das Geſetz 
vom 28. Mai 1852 die Diftriftsräthe eine wejentliche Umgeſtaltung, die 
Sache jelbft eine gefetliche Unterlage empfangen. 

Nach Art. 28 des Gef. follen nur jene Straßen als Diftrikte: 
ftraßen erklärt werden, welche eine befonbere jedoch nur auf den Diftrikt 
beſchränkte Wichtigkeit haben. — Bei eingelegtem Widerſpruch des 
Diftriftsrathes entjcheidet in erfter Inſtanz die Kreisregierung, in zweiter 
und letzter das Staatsminijterium. . 

Art. 27 erklärt als geſetzliche — ſohin eventuell zwangsweiſe 
durchführbare Laft des Diftritts: Die Anlegung und Unterhaltung vor 
Diftriktsftraßen. 

Hienach ift in jedem einzelnen Yale die Qualität einer Diſtrikts— 
ftraße zu bemeſſen. — Für den Bau und Unterhalt der Straßen ift bie 
Inftruction vom 7. Jan. 1845, Dil. XXXI ©. 219, maßgebend. 

Nach diefer Verordnung ift zwar bei Anlegung von Diſtrikts— 
ftraßen, was ihre Richtung, ihre Steigungsverhältniffe, Breite u. bergl. 
betrifft, vor allem auf bie örtlihe Lage, auf das Bedürfniß, auf bie 
Terrainverhältnifje, fowie auf die Leiftungsfähigkeit des Diftrifts Rück— 
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fiht zu nehmen, allein fie fchreibt gleichwohl gewiffe allgemeine Regeln 
vor, welche zu beachten find, nämlich: 

1) daß bei der Anlage von Straßen — mit Ausnahme von ganz 
unvermeiblihen Fällen größere Steigungen als 1:14 oder 7 Pro: 
cent nicht zuläffig feien, 

2) daß die Straße einfchließlih der Fußbänfe eine Breite von 20 Fuß 
— bie Fahrbahn zu 16 Fuß gerehnet — erhalten fol, 

3) daß die Straßenftrede vor ihrem Ban vollftändig planirt, durch 
Abhebung oder Auffüllung geebnet, und bienad ein Grundbau 
aus eng aneinander gereihten Steinen, von mindeftens 6 Zoll 
Stärke gemacht, dak zur Begrenzung des Grundbaues auf beiden 
Seiten lagerhafte Randſteine eingejeßt werben, und daß auf diefen 
Grundbau eine Dedlage von Klein gefchlagenen Steinen ober 
Kies in einer Stärfe von 4 Zoll — in der Mitte ber Straße 
von 5 Zoll — aufgelagert werde, 

4) daß der Straßenförper oder Straßendamm mindeftens 11/, Fuß 
höher als der angrenzende Boden angelegt werbe; und daß, wo 
dies nicht möglich ift, Seitengräben gezogen werben. 

Die Ausführung neuer Straßenbauten, ſowie die Unterhaltung ber 
Diſtriktsſtraßen geſchieht nah Maßgabe der Beſchlüſſe des Diftrikts- 
rathes, welche der Diftriftsbeamte zu vollziehen bat. 

Es hat ſich bisher als practifch bewährt, wenn die geſammten zum 
Unterhalt der Diftriftsftraßen notbwendigen Arbeiten, das Aufführen und 
Kleinſchlagen des Materials, das Abziehen des Kothes, das Einbetten 
ber Steine, die Räumung ber Gräben, fowie die etwaigen Kunftbauten, 
Brüden, Durdläffe, Dämme, Geländer zc. in Geld veranfchlagt und 
auf den Diftrift reparirt werben. 

Das Beraccordiren der Kunftbauten erjcheint zwedmäßig; ebenjo 
bie Veraccordirung ber Beifuhr und des Kleinfchlagens bed Materials; 
in Bezug auf die eigentlihen Straßenarbeiten jelbft dürfte ſich jedoch 
das Syſtem, diefe Arbeiten durch aufgeftellte ſtändige Diſtriktswegmacher 
und bezahlte Taglöhner unter entfprechender Aufficht vornehmen zu laſſen, 
befonders empfehlen, 

Die letztere Anordnung bietet jedenfalls den Vortheil, daß dadurch 
eine bejtändige Nachhilfe auf den Straßen bereit ift, daß fofort Fleine 
Mängel beachtet und befeitigt werden können, und daß namentlich nad 
vorkommenden elementaren Beihädigungen durch Wafjergüffe u. dergl. 
augenblidlihe Hilfe bereit ftebt. 

Daß es in der Pflicht des Diftriktspoligeibeamten liege, von bem 
Zuftande der Diftriftsftragen ſowie aller DVerbindungswege feines Be: 
zirks öfter perſönliche Einficht zu nehmen, und für beren fortwährend 
guten Stand beforgt zu fein, bedarf wohl feiner Erwähnung, da von 
dem guten Zuftand ber Straßen eines Bezirks der Verkehr und ber 
Erwerb, ſohin bie wirthichaftlihe Profperität eines Bezirkes wefentlich 
abhängt. 
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Bezüglich des Auslichteng der Staatswaldungen an den Bezirks— 
ftraßen beftimmt eine F. M.E. vom 6. Dez. 1828, daß die Verorbnun: 
gen wegen Auslichtens der Waldungen an Staatsftraßen nicht unbebingte 
Anwendung auf die Diftriktsftraße finden können, fondern biewegen in 
jedem einzelnen Kalle befondere Entſchließung zu erholen fei. 

Die V. vom 4. Aug. 1835, Dil. XVI. ©. 719, ordnet jedoch 
aud bei Kreis: und Diftriktsitragen die Auslichtung auf 10 Schritte 
neben der Straße an, wobei jedoch nadı Geftalt der Sache mildernde 
Vorſchriften zuläffig find. (Berge. D.AE. vom 25. Juli 1854, R.Bl. 
©. 650. Auer gegen Fiscum.) 

Nachdem die Verordnung vom Yandtags:Abfchiede vom 17. Nov. 
1837 Tit. I. lit. e fanctionirt und darin bejtimmt ift, daß das Geſetz, 
Entwehrung des Grundeigenthums betr., bier nit Plab greife, find 
zur Durdführung diefer im öffentlichen Rechte begründeten Maßregel bie 
Verwaltungsbehörden competent. 


IV. Gemeindewege. 


Die Herftelung der Gemeindewege, als Verbindungswege der Ge: 
meinden unter fi, und mit den wichtigen Bezirks- oder Staatsftraßen 
ift ſchon durd Ältere Verordnungen vom 26. Juni 1802, 11. Nov. 
1803 u. ff., Del. XVI. ©. 837, anbefohlen gewefen. 

Die Gemeinden find verpflichtet, die Gemeindeverbindungsmwege und 
Ortsſtraßen in einem geordneten Zuſtande zu erhalten. Die Ortepolis 
zeibehörde hat für die Erfüllung diefer Verbindlichkeit zu forgen. 

Zur Erfüllung diefer Verbindlichkeit können die Gemeindebehörden 
Gemeindedienfte anordnen. — Staatsauffidt ift vorbehalten. 

(Bem.Drbn. vom 29. April 1869, Art. 38, 49, 138.) 

Die M.E. vom 10. Febr. 1837, K.A.Bl. ©. 827, enthält in Bezug 
auf den gemeindlihen Straßenbau folgende beachtenswerthe Grundfäße: 

1) Die Anfiht, als ob Gemeindedienfte einzig und allein bie 

gefeßlicy beftimmte Laſt feien, welde ben Gemeinden zum Zwecke 

ber Herftellung von Gemeindewegen auferlegt werben fann, ift 
unrichtig und findet ihre Widerlegung durch Art. I. des Umlagen: 
gejeßes, gemäß weldem neben und außer ben Gemeinde: 
dbienften aud Gemeindeumlagen für ben in Rebe ftehenden 

Zwed angewendet werben können, 

2) Zu Gemeindeumlagen foll aber in der Megel nicht gefchritten 
werben, wo und infoweit ber zu verfolgende Zweck durch Ge: 
meinbebienjte erreicht werden fann, es wäre denn, daß bie durch 
Natural: Gemeindedienfte zu verrichtenden Arbeiten mit Zuftim: 
mung ber Betheiligten an Xccordanten übergeben. 
Anfoferne e8 fih um Leiſtungen handelt, welde eine bejondere 
Fertigkeit oder Werkkunde erfordern und durch Gemeindedienſte 
vorausfihtlih nicht genügend würden erfüllt werben (wozu das 
Steinfhlagen nicht gehört), können und follen bie fraglichen 
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Verrihtungen durch werkkundige Individuen beforgt werben und 
ed findet zur Dedung der hieraus entjpringenden Koſten uller: 
dings eine Gemeindeumlage Statt. 


Da die Gemeindeverbindungswege zunächſt nur dem örtlichen Ver: 
fehr der Nachbargemeinden dienen, fohin vorzugsweife mit ſolchem Fubr: 
werfe befahren werden, welches dem Berfonenverfehr, dem Betrieb ber 
Deconomie oder gewöhnlichen Gewerbe dient, fo fünnen an biefelben in 
Bezug auf Grundbau, Breite ꝛc. nicht jene böhern Anforderungen ge: 
macht werben, wie an funftmäßig gebaute Diftriftsitraßen. 

Allein demungeachtet bleibt es Pflicht der Gemeinden, dieſe Ver: 
bindungsmwege ftets in einem gut fahrbaren Zuſtande zu erhalten. 

Die Anforderungen der Breite, der Fundamentirung folder Straßen, 
der Wafferabzugsgräben ꝛc. werden je nach der Lage und ben Terrain: 
verhältniffen verfchieben fein, allein unter allen Borausfegungen muß 
barauf geachtet werben: 

1) daß aud) die Verbindungswege mindeftens 10 Fuß Breite haben, 
damit fich begegnende Fuhrwerke ohne Gefahr ausweichen können, 

2) daß die VBerbindungswege planirt und fundamentirt und mit Mein 
gefhlagenen Steinen oder Kies befchottert, und 

3) daß fie wenigftens an jenen Stellen mit Seitengräben verfehen 
werben, welche wegen des fid) dort häufenden Waflers eine der: 
artige Ableitung im Intereſſe der SOtraßenerhaltung und bes 
ungeftörten Verkehrs nothwendig erſcheinen lafjen. 

In jenen Amtsbezirken, in welden ftindige Diſtriktswegmacher auf: 
geitellt find, empfiehlt es ſich, diefelben auch mit der Auffiht und Leitung 
der Arbeiten zu betrauen, welche die Gemeinden im Wege der Gemeinde: 
bienfte zur Unterhaltung ihrer Gemeindeverbindungswege leiften. 

Es ift den Gemeinden gejtattet, von ber Benüßung ihrer Ge: 
meinbewege Fuhrwerk von einem beftimmten, allzubohen Ladungsgewicht 
auszuſchließen. (M.E. vom 12. Juli 1845, Dil. XXXI. ©. 225.) 

Die Streitigkeiten über Goncurrenzverbindlichfeiten in 1. Inſtanz 
den Diſtriktspolizeibehörden; in 2. Inſtanz ben Kreisregierungen. 

(Form.®. $ 65.) 


V. Bridenban. 


Bezüglih der Brüden gilt im Allgemeinen ber Grundſatz, daß fie 
als Theile des Weges auch von demjenigen zu unterhalten feien, ber 
ben Weg zu bauen bat. 

(Annot. ad cod. eiv. P. II. cap. 8 $ 11 Nr. 15 Hit. f.) 

Ueber jene Brüden, weldye da® Aerar zu bauen hat, kommt bier 
nichts zu erwähnen, da diefe Aufgabe den Competenzkreis der Diftrifts: 
polizeibehörbe nicht berührt. 
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Es iſt nur die M.E, vom 16. Dez. 1852 zu erwähnen, weldye 
eine mögliche Erfegung bölzerner Brüden und Durchläſſe durch fteinerne 
anordnet. (Döll. XXXI. ©. 227.) 

Dort, wo Brücken und Durchläſſe als Theile einer Diſtriktsſtraße 
erſcheinen und wegen Mangels einer anderweitigen etwa auf Privat— 
rechtstitel beruhenden Baupflicht die Bauverbindlichkeit an den Brücken 
dem Diſtrikte obliegt, ſind dieſelben Grundſätze wie über den Diſtrikts— 
ſtraßenbau, auch bezüglich der Brücken und Durchläſſe in Anwendung 
zu bringen. 

Die M.E. vom 26. Juni 1854, Döll. XXXI. S. 227, ordnet 
an, daß auf möglichſt ſolide Herſtellung bei gegebener Veranlaſſung, 
ſoweit es die Verhältniſſe geſtatten, Bedacht zu nehmen ſei. In der 
jüngſten Zeit wird auch die Herſtellung eiſerner Brücken und Durchläſſe 
empfohlen. 

In Bezug auf Brücken, Stege und Durchläſſe an Gemeindever— 
bindungs- und ſonſtigen öffentlichen Wegen ordnet ſchon die Entſchl. 
vom 11. Nov. 1803, Döll. XVI. S. 837, an, daß dieſe Brücken und 
Stege ſolid und gut hergeſtellt und unterhalten werden ſollen; ins— 
beſondere ſollen an allen Stegen Geländer zur Sicherheit der Paſſanten 
angebracht werden. 

Das O. A.E. vom 27. Dez. 1860, R.Bl. S. 130, weiſet Streitig— 
keiten über Erhaltung von Gemeindebrücken, ſelbſt dann, wenn ſich durch 
Herkommen, Verjährung eine beſondere Concurrenzverbindlichkeit gebildet 
haben ſollte, der Competenz der Verwaltung zu, da die Erhaltung ſolcher 
Brücken eine aus dem Gemeindeverbande fließende, ſohin im öffentlichen 
Recht begründete Laſt iſt. 


VI. Oeffentliche Wege. 


Daß die Frage über Anlegung, Beſeitigung und Benützung öffent: 
licher Wege und Straßengräben ꝛc. zur Verwaltung refjortire, ift durch 
mehrfache Erkenntniffe des O. A.E. ausgeſprochen. 

Bergl. Erf. vom 20. Juni 1854, R. Bl. ©. 504. 
— — „nämlichen — u. BER, 

a „ .» 30. März 1857, , „ 377. 
„  n 22 April 1861, „ „ 410. 

Die Berwaltungsbehörden haben gleicjwie über die öffentlichen 
Straßen, fo über die zum Straßenkörper gehörigen Gegenſtände, Grä— 
ben, Böfhungen, Weberbrüdungen der Gräben zu verfügen, fo lange 
nicht ein Privatrechtstitel auf ſolche Körper nachgewieſen ijt. 

Das längere Beftehen folder Vorrichtungen, Brüden ꝛc. bildet 
feinen Privatrechtstitel, weil die Benützung eines öffentlihen Weges 
fein Privatredht erzeugt. 

(DAE. vom 7. Mai 1861, RB. ©. 400 und 500.) 

Dagegen ift die Zuftändigfeit der Gerichte anerfannt, O.A.E. 
vom 8. Juni 1857, RB. ©. 741, in ber Entihädigungsflage 
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wegen Minderwerths eines Grundftücdes in Folge eines geführten Eiſen— 
bahnbaues. 

Nah O. A. E. vom 29. Oct. 1860, R.Bl. ©. 975, find zur Ent: 
ſcheidung der Frage, ob der Hofraum, über welchen ein öffentlicher Weg 
beanf;rucht wird, ein Privateigentbum fei und darauf servitus itineris 
beftehe, die Gerichte competent. Sollte die Verwaltung ungeachtet der 
richterlihen Anerkennung des Privateigenthums dennoch das Beſtehen 
eines öffentlichen Weges erklären, fo fteht dem Eigenthümer ein Anſpruch 
auf Entihädigung für Abtretung feines Eigenthumes zu. 

Das DAE, vom 18. Nov. 1861, R.Bl. ©. 958, ift überein: 
ftimmend mit jenem vom 8. Juni 1857. 

Erf. vom 30. Dez. 1861, R.Bl. 1862 ©. 90. Bei Fragen 
ber Erpropriation endigt die abminiftrative Competenz mit der Ent: 
ſcheidung über die Nothwendigfeit der Abtretung. 

Wird nad) durchgeführtem adminiftrativen Verfahren die angeftrebte 
Erpropriation aufgegeben oder in ihrem Umfang geändert, fo entſcheiden 
über die Frage der Entihädigung oder über den Vollzug der admini— 
ftrativen Judicatur durch Zuerfennung einer Entſchädigungsſumme bie 
Berichte, 


B. Straßenpolizei. 


Das P.St.G. hat auch im dieſer Beziehung theils felbftftändige 
Berbote ausgeſprochen, theils das oberpolizeilihe, diſtrikts- oder orte: 
polizeiliche Anordnungsrecht inftituirt, 


I. Geſetzlich ftrafbare Webertretungen der Straßenpolizei. 


1. Art. 144 des P.St.G. Wer durch ſchnelles oder unbehutfames 
Reiten oder Fahren Menfdyen oder fremdes Eigentbum in Gefahr jekt; 

wer auf öffentlihen Straßen oder Plätzen der Ortſchaften mit 
gemeiner Gefahr Pferde zureitet oder einfährt; 

wer auf öffentlichen Straßen oder Wegen das Vorbeifahren Anderer 
muthwillig verhindert, unterliegt der Strafe, welcher auch der Dienjtherr 
verfällt, wenn er die Uebertretungen feiner Diener wahrnimmt, ohne fie 
zu hindern. 

2. Art. 145 Ziff. I. Wer auf Brüden, die ganz oder theil- 
weife aus Holz oder Eiſen bergejtellt find, anders als im Schritt reitet 
oder fährt. 

Ziff. 5. Wer ohne Bewilligung der zuftändigen Behörde auf 
öffentlichen Straßen oder Wegen mit mehreren aneinander gehängten 
Wägen fährt, wobei jedody bei landwirtbihaftlihem Fuhrwerke das An: 
einanderhängen zweier Wägen geftattet iſt. 

Ziff. 6. Wer — mit Ausnahme von Notbfällen und infomweit 
durch oberpolizeilihe Vorjchriften für beftimmte egenden eine Aus: 
nahme nicht zugelafien ift, auf öffentlichen Straßen oder Wegen mehr 
als zwei Schlitten an dem Haupt: oder Vorſchlitten anbringt und nicht 
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jeden Schlitten fo befeftigt, daß berfelbe das ©eleife des vorhergehen: 
den Schlitten einhalten muß. 

Ziff. 7. Wer bei dem Bergabfahren au jenen Stellen, wo ſolches 
durch obrigkeitlihen Anſchlag geboten ift, fein Fuhrwerk durch Einlegung 
des Radſchuhes, durd Anwendung von Radſchleifſperren oder Bremse: 
vorrihtungen und bei Glatteis dur Anbringung von Eisketten zu 
hemmen unterläßt. 

Ziff. 8. Wer bei übernommener Leitung eines Fuhrwerkes ſich 
durch Schlafen oder ſonſtiges Verfhulden in eine Lage gebracht bat, 
daß er fein Geſpann nicht mehr gehörig zu leiten im Stande ift. 

Ziff. 9. Wer Neitpferde oder Gefpanne an bewohnten Orten, 
auf öffentlichen Straßen oder Plätzen ohne Aufſicht oder mit Vernach— 
läffigung der erforderlihen Sicyerheitsmaßregeln fidy ſelbſt überläßt. 

Ziff. 10. Wer ſcheue oder mit gefübrlihen Fehlern bebaftete 
Pferde mit Kenntniß dieſes Umftandes einem Andern ohne Warnung 
und Belehrung zum Gebrauche überläßt oder an beftellte Fuhren fpannt, 
ift ftrafbar. 

Zur Ertheilung der Bewilligung auf öffentlihen Straßen ober 
Wegen mit mehreren aneinander gehängten Wegen zu fahren, find die 
Diftriftspolizeibebörden, in Münden die Polizeidirection, zuftändig. 

(U V. vom 24. Juni 1862, $ 15, RB. ©. 1421.) 

Yaut M.A. vom 28. Mai 1862, R.Bl. S. 929, find auf Grund 
des P.St.G. Art. 45 Abſ. 2 alle Älteren Geſetze Verordnungen und 
Minifterinlanordnungen, welde: 

die Zulafjung von Ausnahmen von dem Verbote auf öffentlichen 
Straßen oder Wegen mehr al8 2 Schlitten an den Haupt: oder 
Vorſchlitten anzubringen, 
vom 1. Juli 1862 an aufgehoben, injoweit als das P.St. G. hiefür 
oberpolizeiliche Vorſchriften oder neben denfelben diſtrikts- oder ortspoli: 
zeifiche Vorſchriften als zuläffig erflärt. 

Ferner bat das k. Staatsminifterium des Innern über das Aus: 
weichen der Reiter, Fuhrwerke und Viehheerden auf öffentlihen Straßen, 
Wegen und Plätzen unterm 23. Juni 1862, K.A.Bl. ©. 1504, fol: 
gende Bekanntmachung erlafen: 

Auf Grund des Art. 145 Abſ. 1 Ziff. 3 des P.St. G. B. wird 
über das Ausweichen der Keiter, Fuhrwerke und Viehheerden auf öffent: 
lihen Straßen, Wegen und Pläßen verfügt, was folgt: 


$ 1. 

Fubrwerfe und Reiter dürfen den zu Wagen oder Pferde befindlichen Mit: 
gliedern des Königliben Haufes nicht vorfahren oder borreiten, 

Begegnen Fuhrwerke oder Reiter Seiner Majeftät dem Könige oder Ihrer 
Majeftät der Königin, wenn Allerböchit : Diefelben Sich zu Wagen oder Pierbe 
befinden, jo baben fie raſch auf die Seite zu fahren ober zu reiten und folange 
zu balten, bis Ihre Majeftäten vorüber find. 

Fubrwerfe und Reiter, welche andern, zu Wagen ober zu Pferde befind: 
lihen Mitgliedern des Königlihen Haufes begegnen, baben nad der entgegen: 
gelegten Seite ganz auszuweichen. 
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2. 
Ale fi entgegentommende Poſtfuhrwerke haben wechfelfeitig zur rechten 
Hand auszuweichen. 


$3. 

Den Ertra:Poften und Poſtfuhrwerken jeder Art haben alle Nichtpoſtfuhr— 
werfe nach ber entgegengefepten Richtung, welde der Poftillon befährt, auf bas 
von bem legteren gegebene Zeichen ganz auszumeichen. 

Große Laftwagen haben biebei nah Beihaflenbeit des Wagens zeitig auf 
bie Seite zu Ienfen. Diefelben fünmen zwar, wenn es obne Sperrung des be: 
quemen VBorüberfommens geſchehen kann, gegen zweiipännige leichte Boftlubren bie 
Mitte der Straße behaupten, müſſen aber in diefem Falle ftilbalten, um das 
Poſtfuhrwerk obne Aufenthalt und Unfall vorüber paffiren zu laſſen. 

Als Zeichen zum Ausweichen ftößt der Poſtillon in’s Horn und erneuert 
ben PBoftruf, wenn es nöthig ift, in kurzen Paufen. 

Wer das Ausweichen auf wiederholten Poſtruf unterläßt, ift ftraffälig. 


4. 

Der Exrtra-Poſt darf nicht vorgefahren werden, es ſei denn, daß ein beſon— 
derer Umſtand deren Weiterkommen hindern oder deren unterbrochenen poſtord— 
nungsmäßigen Lauf aufhalten ſollte. 

5. 

Abgeſehen von den in den 99 1—4 behandelten Fällen gelten nachſtehende 

Borfchriften: 


I. Wenn die Breite und Befchaffenheit des Weges das Ausweichen geftattet: 


1) Reiter und Viehheerden haben jedem ihnen begegnenden Fuhrwerke aus: 
zuweichen. 

Das Fuhrwerk hat jedoch bei engen Wegen den ihnen begegnenden Reitern 
und Heerden den zum Paſſiren nothwendigen Bat zu laffen und muß, beim Vor: 
übertreiben einer Heerde erforderlichen Falles jo lange anhalten, bis die Heerde 
vorbeigetrichen if. 

2) Kommen zwei Fuhrwerke, ſowie Viehbeerdben oder Reiter einander ent: 
gegen, jo haben bie ji Begegnenden zeitig zur Hälfte vechts auszuweichen, db. b. 
rechts auf die Seite jo weit einzulenfen, daß die Hälfte des Weges frei bleibt. 

3) Langſam fahrende Fubrwerte, fowie VBiehbeerden haben die nachfommen: 
ben jchneller fahrenden Fuhrwerke und die nachkommenden Reiter auf das gegebene 
berfömmliche Zeichen linfs vorüberzulaffen und baber auf die rechte Seite fo 
auszumeihen, daß das andere Fuhrwerk oder ber Neiter auf ber andern Seite 
vorbeifommen kann. 


I. Wenn die Breite und bie Beichaffenbeit de Weges das Ausweichen 
nicht geftattet: 

1) Derjenige Leiter eines Fuhrwerkes, welder das ihm entgegenfommende 
Fuhrwerk zuerjt bemerfen kann, bat an einem paffenden Orte, oder da wo eigene 
Ausweicheſtellen befteben, an einer ſolchen Stelle mit jeinem Fuhrwerke fo lange 
zu balten, bis das andere Fuhrwerk vorübergefahren ift. 

Fubrleute baben ſich auf ſolchen Wegen durch Rufen oder durch Klatſchen 
mit der Peitiche, die Poſtillons mit dem Horne Zeichen zu geben. 

2) Die Beflimmung unter Ziff. 1 findet auch bei Hoblwegen Anwendung. 
Kommen aber zwei Fuhrwerfe in einem Hohlwege da zulammen, wo ein Aus: 
weichen unmöglich ift, jo muß dasjenige zurückfahren, für welches diefes nach Nic: 
tung, Entfernung und Ladung mit den wenigiten Schwierigfeiten verbunden ift. 

3) Treffen Viehbeerdben oder Reiter auf Wegen, wo fie nicht ausweichen 
fönnen, mit Fubrwerfen zufammen, jo müſſen fie umkehren. 

$ 6. 

Gegenwärtige Borfchriften treten mit dem 1. Juli 1. 38. fir den ganzen 

Umfang des ganzen Königreiches in Wirkſamkeit. 
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Durch dieſelben werden alle entgegenſtehenden Beſtimmungen aufgehoben, 
die Beſtimmungen aber nicht berührt, welche bezüglich des Ausweichens von Fuhr— 
werken und Reitern gegenüber den mit Schießpulver befrachteten Wagen beſiehen. 

München, den 23. Juni 1862. 

a) Erläuterung zu Art. 145 Ziff. 5. Das Aneinanderhängen 
von Wägen betr. 

Durch M.E. vom 25. Det. 1855, NA. vom 29. Oct. 1855, 
K. A.Bl. ©. 1384, war angeordnet, daß die Geſuche um die Bewilli- 
gung, Perjonenenwägen mittels Anhängens an Frachtwägen fortbringen 
zu dürfen, von der Diftriftspolizeibehörde gründlich zu inftruiren und 
der Kreisregierung vorzulegen jeien, insbefondere follten die Gründe, 
weldye das Geſuch veranlaffen, erihöpfend dargelegt, die Befchaffenheit, 
der Standort des Wagens, die Straße, worauf der Transport jtatt: 
finden fol und der Ort, wohin der Wagen verbradt wird, fowie ber 
Fuhrmann, mit deffen Frachtfuhrwerk der Wagen beförbeet werden fol, 
nebft der Zeit, innerhalb welcher dies jtattfindet, angegeben werden. 

Nah Entihliefung des Staatsminifteriums vom 24. Nov. 1857, 
KAB. S. 1872, waren die Kreisregierungen ermächtigt, Dispen: 
fationen von ber Verordn. vom 2. Dez. 1840, zu ertheilen. 

M.E. vom 18. März 1858, K.A.Bl. ©. 400, verfügt, daß das 
Unhängen von Heinen zwei- oder vierrädrigen Karren an bie Fracht: 
fuhrwerke, welche theils den Vorſpannknechten zur Nüdfahrt, theils den 
Fuhrleuten zur Lagerftätte dienen, unter das Verbot der Verordn. vom 
2. Dez. 1840 falle, 

Nunmehr gilt lediglich die vorallegirte A. Verordn. 
vom 24. Juni 1862, $ 15. RB. ©. 1421. 

b) Zu Art. 145 Ziff. 6. Für das Mneinanderhängen von 
Schlitten befteben zur Zeit die im Art. 145 bezeichneten oberpolizeiliden 
für das ganze Land giltigen Ausnahmsbeftimmungen nicht. 

ec) Zu Art. 145 Ziff. 7. Die k. Baubehörden find bezüglich der 
Staatsftraßen, die k. Diftriftspolizeibehörden bezüglid) der übrigen Straßen 
befugt, durch Radſchuhtafeln und Wegtafeln jene Stellen zu bezeichnen, 
an welchen die Hemmung des Fuhrwerks zu gefchehen hat. 

3. Art. 146. Wer mit Gefahr für Perfonen oder fremdes Eigen: 
thum Gegenftinde auf Straßen, öffentliche Pläge, in Höfe oder andere 
geſchloſſene Näume, auf fremde Grundftüde oder unter Menſchen wirft 
oder von Gebäuden berabfallen läßt, wer Saden auf eine Weife aus: 
gießt, daß dadurch die Vorübergehenden befchädigt oder verunreinigt 
werden fönnen, und wer Gegenftände, durdy deren Umfturz oder Hall 
Perjonen auf öffentlicher Straße oder an anderen von Menſchen befuchten 
Orten beſchädigt werden könnten, ohne gehörige Befeftigung aufftellt oder 
aufhängt, ift ftrafbar, 

. Kann der Thäter nicht ermittelt werden, fo haftet der Inhaber 
des Gebäudetheiles, woſelbſt die Uebertretung verübt wurde, für bie 
Strafe, wenn er nicht nachweifet, daß er die Uebertretung nicht zu bin: 
dern vermochte. 
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4. Art. 147 Ziff. 1. Wer gegen bie ihm befonbers eröffnete 
Anordnung ber Polizeibehörde verabfäumt, in feinem Eigenthum befind- 
lihe Abhänge, Abgründe oder andere geführlihe Stellen an Orten, 
welche Häufig von Menfchen betreten werben, mit feften Geländern ober 
andern zureichenden Sicyerheitsmitteln zu umgeben. 

Ziff. 2. Wer ohne vorgängige Anzeige bei der Polizeibehörbe 
Steinbrühe, Lehm, Sands, Kies:, Mergel- oder fonjtige durd ihre 
Tiefe für Vorübergehende Gefahr verurfahende Gruben an Straßen 
oder gemeinzugänglihen Orten anlegt, wer alte Brüdye oder Gruben 
der bezeichneten Art wieder eröffnet, und wer den Anordnungen zumiber: 
handelt, welche von ber Polizeibehörde zur Verhütung von Unglüdsfällen 
über Entfernung folder Anlagen an Straßen und Wohngebäuden, über 
deren Einfriebung und der Art und Weife ihres Betriebes erlafien 
worben find. 

In den Fällen Ziff. 1 und 2 find die Diftriftspolizeibehörben, 
beziehungsweife die erponirten Bezirksamtsaffefforen, in Münden die 
Polizeibirection, competent. 

(A. V. vom 24. Juni 1862, $ 16, R.Bl. ©. 1421.) 

Ziff. 3. Wer Brunnen, Cifternen, Kellerzugänge, Lehm-, Kalk-, 
Abtrittgruben, Jauchenbehälter oder andere gefährliche Vertiefungen an 
gemeinzugänglihen Orten, in Häufern, Hofräumen oder Hausgärten 
nicht gehörig bedeckt, umfriebet oder verwahrt hält. (Vergl. hiemit R.A. 
vom 27. Dct. 1808, vom 28. Juli 1840 ©. 479 und vom 26. März 
1842, LAD. ©. 150, Sicherung gefährlicher Stellen betr.) 

Ziff. 4. Wer Fallthüren an gemeinzugänglicen Orten ohne bie 
gehörigen Vorfihtsmaßregeln offen ftehen läßt, ift ftrafbar. 

Zu Art. 147. Durd die im P.St. G. beftimmten Polizeiftrafen 
ift die AZuftändigkeit der Orts- und Diftriftspolizeibehörben nicht be: 
ſchränkt, bezüglih aller im Artikel aufgeführten Handlungen jene burd 
die Specialität des Falles gebotenen ‚Anordnungen zu treffen und nö- 
tbigen Falles im Zwangswege durchzuführen, woburd einer Gefahr oder 
einem Unglüdsfalle vorgebeugt werben kann; bie im Art. 147 Ziff. 2 
angeordnete Anzeige dient dazu, um bie Polizeibehörde in Stand zu 
jeßen, die erforderliche Sicherheitsanordnung zu treffen. 

5. Art. 156. Strafbar if, wer außer Nothfällen: 

a) Straßen oder Wegftreden benüßt, welde von der zuftändigen 
Behörde durch aufgeworfene Gräben, aufgeftedte Tafeln oder 
fonftige Zeichen als gejperrt oder verboten erklärt find, oder 

b) auf den abgegrenzten Fußbänken öffentliher Straßen, auf den 
Trottoird der Straßen in Städten, Märkten oder Dörfern, oder 
auf Fußwegen, auf welchen ſolches durch ortspolizeiliche Anordnung 
verboten ift, reitet, fährt oder größere Laſten fortbewegt, oder 

e) in den Gräben öffentliher Straßen reitet oder führt, ober 

d) in den Gräben, auf den Böſchungen oder Dämmen einer Staats-, 
Diſtrikts- oder kunſtmäßig gebauten Gemeindeftraße Vieh treibt 

Rar, Handbuch der bayer. Dliir.Berw.Bebörben. III. Aufl, 24 





370 Straßenpofizet. 


ober abſichtlich weiden läßt, infoferne nicht von Seite der Ober: 
polizei Ausnahmen zugelafjen find. 
Die Befugniß, Straßen oder Wegitreden als gefperrt und ver: 
boten zu erklären, jteht: 
1) bei Staatsftraßen ber Diftriktspolizeibehörbe, beziehungsmweife ber 
einschlägigen Baubehörbe, 
2) bei Diftriftsftraßgen der Diftriftspolizeibehörbe, 
3) in allen übrigen Fällen der Ortspolizeibehörde, in München der 
Polizeidirection, zu. 
(A. 3. vom 24. Juni 1862, $ 18, RB. ©. 1423.) 
Laut Min. Ausfhr. vom 28. Mai 1862, R.Bl. ©. 929, find 
auf Grund des Art. 44 des P.St. G. alle älteren Gefege, Verordnun— 
gen und Minifterialanordnungen, welche: 
die Ausnahme von dem Berbote in ben Gräben, auf den Böfchungen 
oder Dimmen einer Diſtrikts- oder funftmäßig gebauten Gemeinde: 
ftraße Vieh zu treiben oder abſichtlich weiden zu laſſen, betreffen, 
vom 1. Juli 1862 infoweit aufgehoben, als das P.St. G. hiefür ober: 
polizeiliche Vorſchriften oder neben benfelben diſtrikts- oder ortöpolizei: 
lihe Borfchriften als zuläffig erklärt. 
(Bergl. ME. vom 25. Juni 1862, R.Bl. ©. 1438.) 


6. Art. 157. Wer außer Notbfällen Baumftämme, geladene 
Faſchinen oder andere zur Beihädigung des Straßenförpers geeignete 
Segenftände auf Staats: oder Diftriftsftragen gegen oberpolizeiliches 
Verbot fchleift, wird beftraft. 

Laut Min. -Ausfhr. vom 28. Mai 1862, R.Bl. ©. 929, find die 
ältern Geſetze, Verordnungen und minifteriellen Anordnungen, welde: 

das Schleifen von Baumftimmen, geladenen Faſchinen oder andern 
zur Beihädigung des Straßenkörpers geeigneten Gegenftänden auf 
Diftriftsftraßen betreffen, 
vom 41. Juli 1862 infoweit aufgehoben, als hierüber das P.St. G. 
polizeiliche Anordnungen für zuläffig erklärt. 
(Bergl. M.E. vom 25. Juni 1862, R.Bl. ©. 1438.) 


T. Art. 158 des P.St.G. Außer den im Geſetzbuch behandelten 
befonders vorgefehenen Fällen können oberpolizeilihe Vorfchriften über 
die Sicherheit und Bequemlichleit des Verkehrs auf öffentlihen Straßen, 
Wegen, Pläben, Brüden, Stegen und in öffentliden Anlagen, fowie 
zur Sicherſtellung derfelben gegen Beihädigung — foweit es fih um 
Staatsftraßen und deren Zugehörungen handelt — erlaffen werben. 

Vergl. Min.Bel. vom 28. April 1863, R.Bl. 691, wonach auf Grund 
bes Art. 45 des P.St. G. die Gefege, Verordnungen und Minifterialanordnungen, 
welche über die Sicherheit und Bequemlichkeit bes Verkehrs auf Staatsfirafen und 
deren Zugehörungen, fowie zur Eicherftellung berfelben gegen Beſchädigungen der: 
malen in den Lanbestbeilen bdiesjeits bes Mbeins befteben, vom 1. Mai 1863 fo 
weit aufgehoben worden, als ber Art. 158 über diefe Gegenflände oberpolizeiliche 
Vorſchriften für zuläffig erflärt. 


Diſtrilts- und ortspolizeiliche Vorſchriften. 371 


Ausgenommen find, und in Kraft beſtehen: 

a) die A. V. v. 16. Aug. 1805, RB. 897 — die Verbeſſerung ber Straßen beir,, 

b) bie ag ge über das Walbanslicten an Stantsfiraßen vom 13, Febr. 
1809, Döll. XVI. ©. 717, 

c) bie lien Sefimmungen bes Landtags: Abfhiedbes vom 17. Nov. 1837, 
Tit C. Abf. 2 Geſ. Bl. 


U. Diftrikts- und ortöpolizeiliche Vorſchriften. 


41. Die Ortspolizeibehörden find befugt, örtliche Fahrordnungen 
und jonftige polizeiliche Vorſchriften für das Reiten und Fahren im 
Innern der Ortſchaften zu erlaffen. (Art. 145 Ziff. 2.) 

2. Die Diftriftspolizeibehörden und Ortspolizeibehörden über: 
wachen die Befolgung ihrer nah Art. 147 des P.St. G. ertheilten An- 
orbnungen und bringen fie zwangsweiſe zum Bollzug. 

3. Die Bolizeibehörben ertheilen die ausnahmsmweife Bewilligung 
auf öffentlihen Plägen, Wegen oder Straßen Fuhrwerke, Bau- oder 
Arbeitsjtoffe, Geräthe, Waaren, Schutt, Dünger oder andere den Ver— 
fehr ftörende Gegenftände aufzuftellen oder niederzulegen, daſelbſt Buben 
zu errichten, Gruben oder andere Vertiefungen oder fonftige den Ver: 
fehr jtörende Vorrichtungen anzubringen; fie treffen bejondere Anordnung 
zur Verwahrung, Ordnung ber Beleuchtung folder Gegenftände, wenn 
diefelben über Nacht öffentlich Liegen bleiben und die Vorübergehenden 
Sefahr nehmen können. 

Wenn Wägen von Reifenden oder fremden Fuhrleuten — ben 
Bellimmungen entgegen — auf öffentlihen Pläten, Straßen oder Wegen 
ftehen bleiben, fo trifft die Strafe den Wirth. 

Die in diefem $ bezeichneten Bewilligungen ertheilt, wenn es fid) 
um Bornahme folder Handlungen auf einer Staats: oder Diſtrikts— 
ftraße handelt, die Diftriftspolizeibehörde — außerdem, fowie in dringen: 
den Fällen die Ortspolizeibehörde. (Art. 153 des P.St. G.) 

4. Die Ortöpolizeibehörden find nah Art. 157 des P.St. G. 
berechtigt, das Schleifen von Baumftimmen, geladenen Faſchinen oder 
andern zur Beſchädigung des Straßenkörpers geeigneten Gegenftände auf 
Gemeindewegen zu verbieten. 

5. Die in vorftehender Abth. II. Ziff. 3 in Bezug auf Sicher: 
beit und Bequemlichkeit des Verkehrs ꝛc. zu erlaffenden Anordnungen 
ftehen bezüglidy der Diſtriktsſtraßen den Diftrittspolizeibehörden, in den 
übrigen Fällen, für Gemeinde: Wege, Brüden: Stege ꝛc. den Ortspoli- 
zeibehörden zu. (Art. 158 des P.St.G.) 

6. Den Ortspolizeibehörden fteht die Befugniß zu, zur Erhal— 
tung der Fahrbarkeit der Gemeindewege und Diftriktsftraßen Gemeinde— 
dienfte anzuordnen und feitzufegen. — Die Nichtbefolgung diefer Anorb- 
nungen ift durd Art. 57 des P.St.G. mit Strafe bedroht. Das 
Ausſchußprotokoll S. 419 bemerkt zu Art, 57: Es feien unter diefen 
ortspolizeilihen Anordnungen nicht allein die Anlegung von Straßen, 
fondern aud deren Offenhaltung im volfswirtbichaftlihen und polizei- 

24 * 
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lichen Intereffe gemeint; z. B. wenn durch ftarfen Schneefall der Verkehr 
auf einer Straße abgefhnitten ober au nur gehemmt ift; auch bie 
Herftellung von Nothwegen falle bierunter, foweit bdiefelbe zur Erhal— 
tung der Fahrbarkeit der Gemeindewege und Diſtriktsſtraßen nöthig ift. 


IT. Scneeausihaufeln auf den Straßen. 
(Vergl. Döl. VII. ©. 810, Bv. 16 ©. 803.) 


Die Aufftelung von Schnegzeihen an den Straßenrändern iſt 
dur die Wegmacher zu beforgen. 

(Dil. XXXI. ©. 206, M.E. vom 9. April 1842.) 

Landtags: Abjhied vom 23. Mai 1846, Gef. Bl. S. 25. Die 
gänzlihe Befreiung ber Gemeinden von ber Verbindlichkeit zum Weg: 
räumen des Schnee's von den Staatsftraßen ift mit den Geboten ber 
Borforge für die Erhaltung eines ununterbrochenen Verkehrs unvereinbar. 

(M.E. vom 31. Det 1848, Döll. XXXI. ©. 207.) 

Bon 18 /,, anfangend, ift in allen Fällen, wo der Verkehr auf 
Staatsftraßen durd Schneefall gehemmt und durch Aufbietung der Ge: 
meinben wieder bergeftellt werden muß, an die Taglöhner der ortsübliche 
Taglohn zu zahlen; doch haben die Gemeinden unverweigerlihd dem Auf: 
gebot Folge zu leiſten. 

Auch der etwa nöthige Anfpann wird vergütet. 

Die Bornahme der Arbeit ift durch das niebere Bauperfonal zu 
überwachen; Accorde mit den Gemeinden find zuläffig; der Arbeitslohn 
tkann vorläufig aus der Gemeindecafje vorgefchoffen werben. 

Die Kreisregierungen haben die von den Gemeinden nah Umfluß 
des Winters liquidirten Gebühren fogleih prüfen und feftjegen zu lafjen. 

(M.E. vom 8. März 1831, Döl. XXXL ©. 208.) 


Behnter Abſchnitt. 
Bafferpolizei. 


Auf dem Gebiete der Wafferpolizei kommen vorzugsweiſe die Ge: 
jege über Benügung des Waffers, über Uferfhuß, über Bewäfferung 
und Entwäfjerung in Betracht. 

Die Hauptbeftimmungen dieſer Gefeke find in der nachfolgenden 
Darftellung gegeben. 


A, Gefeh über Benükung des Waflers vom 28. Mai 1852. 
(GBI. ©. 489 ff.) 


1. Abthbeilung. 
Deffentlidhe Gewäffer. 


Die öffentlihen Gewäfjer bilden ein zur allgemeinen Benübung 
bejtimmtes Staatsgut. (Art. 1.) 

ALS öffentliche Flüſſe werden diejenigen betrachtet, welche und fo 
weit fie zur Schifffahrt oder zur Floßfahrt mit gebundenen Flößen 
dienen. (Art. 2.) 

Leder Fluß oder ein Theil desjelben kann mit Zuftimmung oder 
auf Anordnung ber Staatsregierung in einen öffentlihen Fluß umge: 
wandelt werben, (Art. 3.) 

Zur Herftellung und Erhaltung des normalen Zuftandes ber 
öffentlichen Flüffe ift die Staatsregierung befugt, an und in ben Privat: 
flüfjen und Bächen auf ihre Koften, und gegen Entfhäbigung der Be: 
theiligten diejenigen Vorrichtungen treffen zu laſſen, welche zur Er: 
reihung des Zweckes nothwendig find. (Art. 4 und 5.) 

Der Gebraud des Waſſers aus öffentlichen Gewäfjern burd 
Schöpfen, Baden, Waſchen und Tränfen ift nad Maßgabe der darüber 
ertheilten Bolizeivorichriften, Jedermann unverwehrt; das Abführen von 
Steinen, Sand, Schlamm, Erde und Pflanzen aus dem Flußbette ift 
nur nad) Maßgabe der zu ertheilenden Erlaubniß und an den biezu be: 
zeichneten Plätzen geftatte. (Art. 9 und 15.) 

Brüden und Stege über öffentliche Flüſſe, fowie neue Ueberfahrts- 
anftalten dürfen nur mit Zuftimmung der Sreisregierung gebaut, ver: 
ändert oder eingerichtet werden. (Art, 16 und 17.) 
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Die Ufer der Flüffe gehören den Eigenthümern der anliegenden 
Grundſtücke. Ueber die Befhränfung diefes Eigenthums, Duldung bes 
Leinpfades, ſ. Art. 18, 20. 

Ueber Ausbreitung des Ufers durch allmäliges Anfpülen fremder 
Erdtheile (Alluvionen) und Inſeln. (Art. 23, 24, 25, 26, 28—31.) 

Ueber bie dem Fiscus gehörigen, an Private Ichensweife überlaffenen 
Alluvionen im Herzogthum Neuburg vergl. BL. f. a. Br. X. 316. 

Die Regelung und Leitung der Benützung öffentliher Gewäſſer 
fteht der Staatsregierung zw Sie erläßt zu bdiefem Behufe Schiff: 
fahrts= und Floßordnungen, fowie andere zum Schutze der öffentlidyen 
Gewäſſer und ihrer Ufer erforderliche polizeiliche Anordnungen. (Art. 1.) 

Ueber die Benützung der öffentlihen Gewäſſer entjcheiden, ſoweit 
nicht für einzelne Fälle im Geſetze eine andere Competenz beftimmt ift, 
die Diftriftsverwaltungsbehörden. (Art. 92.) 

Ueber die Frage, ob ein Fluß oder ein bejtimmter Theil desfelben 
nad) den beftehenden factifhen Berhältniffen, oder nad) Maßgabe der ge: 
troffenen Einrichtungen zu den öffentlihen zu rechnen fei, entſcheidet die 
Berwaltungsbehörde, wogegen über Entfhädigungsfragen, fowohl über 
die Frage, ob eine Entjhädigungsforderung begründet fei, als über bie 
Größe der Entfhädigung die Richter entſcheiden. 

(Pözl, Commentar 1859 ©. 29.) 

Weldye Seen und fonftige ftehende Gewäſſer als öffentliche zu be: 
trachten ſeien, ift nad) den desfalls beftehenden Nechtsverhältniffen zu be: 
meſſen. Im Falle eines Streites entjcheiden die Gerichte. (Art. 7.) 

Ueber Benützung der vom Staate errichteten Canäle geben die von 
der Regierung zu erlaffenden Neglements die rechtliche Norm. (Art. 8.) 

Erlaubniß der Verwaltungsbehörde dürfen innerhalb des 
Ueberſchwemmungsgebietes eines öffentliches Wluffes Leine Dämme oder 
ähnliche Anlagen errichtet werden, welche auf den Lauf des Wafjers oder 
die Höhe des Waſſerſtandes Einfluß haben können. 

An und in dem Fluß dürfen ohne ſolche Erlaubniß feine Trieb: 
werke, Wafferleitungen, Abzugsgräben, Schöpfwerfe, Bades oder Wald: 
häuſer, noch fonftige den freien Wafjerlauf ftörende Anlagen errichtet 
werben. 

Die Abänderung folder beitehender Einrichtungen und Anlagen 
bedarf der gleichen Erlaubniß. 

Bei Ertheilung der Erlaubniß beftimmt die Verwaltungsbehörde 
das Maß und die Art der Benützung. (Art. 10— 12 d. Gef.) 

Wie weit das Ueberſchwemmungsgebiet eines Fluſſes reiche, dies 
beftimmt ſich nad den durch die Erfahrung conftatirten Thatſachen. 

Weldyes Berfahren die Diftriftsverwaltungsbehörben bei Erthei— 
lung der Bewilligungen von vorftehender Art zu beobadten haben, be: 
ftimmen die Art. 92 — 95 d. ef. 

Die Diftriftspolizeibehörden find insbefondere auch berechtigt bei 
Ertheilung der Bewilligung nad Maßgabe der Verhältniffe Bedingungen, 
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Befhränfungen, Mobificationen anzuordnen, demnach bie Berilligung 
auf eine befhränfte Zeit oder im widerrufliher Weife zu ertheilen für 
Werke mit nicht gefpannter Waſſerkraft, alfo bei Anlegung von Schiff— 
müblen, Schöpfrädern, Rechen, Stegen, Einlegung von Fifchbehältern. 
Reinigungstäften u, dergl. (Art. 14 d. Gef.) 

Bol. Motiv des Gef.Entw, BB. 144 u. ff. der ftenogr. Be 
richte 18°" /,,. 

Neben ben wafjerpolizeilihen Bewilligungen bleiben die gewerbe: 
gefeglihen, wegen Anlage von Mühlen, Fabriken zc. vorbehalten. 

Die Verwaltungsbehörde ift bezüglid der Ertheilung oder Ber: 
weigerung ihrer Berilligung an pofitive Gejeßesvorfchriften nicht ge: 
bunben, 

Sie hat in jedem einzelnen alle nidyt allein die Autereffen bes 
Sefuchftellers, fondern vorzugsmweife auch das öffentliche Intereſſe zu 
berüdfichtigen; nicht minder die Rechte und Berhältniffe der bereits be: 
ftehenden Anlagen. 

Die Ertheilung einer Erlaubniß darf nie zum Monopole werben, 
Die Genehmigung anderweitiger Einrichtungen ift daher nur infoweit 
zu beſchränken, als dadurch der in ben früheren Bewilligungen bezeichnete 
oder nach der Beſchaffenheit der verwilligten Einrichtungen unumgänglid) 
erforderlihe Wafjergebrauh beeinträchtigt würde; wäre dies ber Fall, 
fo läge in der neuen Goncefjion eine Art Erpropriation; denn die Con: 
cejfion ertheilt dem Unternehmer ein unwiderrufliches Recht, welches ihn, 
wenn er die Entziehung nicht durch eigenes Verſchulden berbeiführt, nur 
gegen vollen Schadenserfaß entzogen werden Tann. 

Ueber die Borausfeßungen und dolgen der Zurüdziehung einer 
ertheilten Conceſſion ſ. Art. 13. 

Es kann ſolche Entziehung nur im Wege ber formellen Expro— 
priation nad) dem Gefege vom 17. Nov. 1837 erfolgen, 

Was die Menderungen am Stauwerfe u. dergl. Borridtungen be: 
trifft, fo it zu deren Vornahme unbedingt eine vorausgehende Bewilli— 
gung der Diftriftöverwaltungsbehörden nothwendig; ob eine ſolche zur 
Bornahıne von Neparaturen an einem Wafferwerfe nothwendig fei, 
barüber fpricht fih das Geſetz nicht aus; es liegt aber jedenfalls in der 
Zuftändigfeit der Diftriftsverwaltungsbebörben, zu überwachen, daß mit 
ben Reparaturen nicht gleichzeitig Aenderungen des früheren Standes 
vorgenommen Yverben. 

Uenderungen, weldde in dem Gebäude bes Triebwerfs durd neue 
Einrihtung der Maſchinen und der fonftigen Werksbeftandtheile vorge: 
nommen werben, bedürfen, infofern dieſe Aenderungen nicht eine gleich: 
zeitige Wenderung der Staumerfe involviren, Feiner wafjerpolizeilichen 
Genehmigung, es bleiben jedody die bau- und gewerbspolizeilihen Bor: 
ſchriften vorbehalten. 

Zu Art. 18 — 21 d. Gef. Die Ufer der öffentlichen Flüffe ge: 
bören dem Kigenthümer der anliegenden Grundftüde; die Uferlinie wirb 
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nad dem mittleren Wafjerftande feftgeftellt von der Diftriftsverwal- 
tungsbehörbe. 

Die Uferbefiger müfjen ſich jedoch gewiſſe Beſchränkungen gefallen 
lafjen, indem fie das Begehen der Ufer durd das Auffichtsperfonal, 
das Landen und Befeftigen der Schiffe und Flöße, die Ablagerung der 
zu Uferbauten nothwendigen Materialien ꝛc. unentgeldlich dulden müffen ; 
kommen biebei Beſchädigungen vor, jo entfcheiden hierüber die Gerichte. 

Auch den Leinpfad haben die Uferbefiger unentgeldlich zu dulden; 
werben bisher nicht Öffentliche Flüſſe durch neuerliche Einrichtungen zu 
ſolchen öffentlichen Flüffen erhoben (Art. 3) oder wird dem Fluſſe durch 
Durchſtich ein neues Bett gegeben, oder endlih, wenn zur Gewinnung 
bes Leinpfades die Wegräumung von Gebäuden nothwendig ift, findet 
bezüglid) der Feftftellung der Entjhädigung das Erpr.G. vom 17. Nov. 
1837 Anwendung. 

Zu Art. 23 und 32. Die Beftimmungen über Alluvionen find 
vorwiegend civilrechtlicher Natur. 

Es bleibt den Diftriftsverwaltungsbehörben zwar unbenommen, 
das Durchſtechen oder Wegräumen einer Anſchütte zur Beförderung der 
Schiff: oder Floßfahrt, zur Regulirung des Flußlaufes oder zum Ufer: 
fhuß anzuordnen, allein für ben Fall, daß ber Ufereigenthümer biefe 
Alluvion bereit in regelmäßige Cultur gefegt hätte, hat berfelbe Ent: 
ſchädigung nad dem Gefege vom 17. Nov. 1837 zu beanfprudyen. 


In ber 
1. Abthbeilung 


behandelt das Gefek die Privatgewäfler, und zwar: 
A. Die gefhhlofjenen Gewäſſer. 
B. Die Privatflüffe. 


A. Geſchloſſene Gewäffer Art. 33 — 38, 


Das Geſetz rechnet hiezu: 

a) das Waffer, weldes fih in Teihen, Ciſternen, Brunnen oder 
andern Behältern befindet, 

b) bas auf einem Grundftüde entfpringende, oder darauf ſich natürlich 
jammelnde Wafjer, fo lange foldhes von dem Grundſtücke nicht 
abgefloffen ift Calfo aud bei Mineralquellen, Gefundbrunnen), 

ec) die künſtlich angelegten Wafjerleitungen und Canäle — mit Aus: 

nahme der vom Staate angelegten. (Art. 8.) 

Dem Eigenthümer von Grund und Boden fteht ausſchließend bie 
Benützung von ſolchem geſchloſſenen Waffer zu; der Eigenthümer des uns 
terhalb liegenden Grundſtücks ift nicht berechtigt, den natürlichen Abfluß 
von dem höher liegenden Grundſtücke zu deſſen Nachtheil zu hindern. 

In wie weit ſich der Beſitzer des unterhalb liegenden Grundſtücks 
die Drainage gefallen laſſen müſſe, vergl: 

(Pözl a. a. O. ©. 113, Bl. f. a Pr. Bo. IX. ©. 154 u. ff.) 
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Die Verfügung über Benützung von Gemeindebrunnen ſteht der 
Gemeinde, beziehungsweiſe der Verwaltung zu. 
(O. A.E. vom 23. März 1863, R.Bl. ©. 530.) 
Nah einer Minifterial : Entfchliepung vom 5. Nov. 1865, K. A. Bl. S. 1625, 
follen Asphaltröhren zu Wafferleitungen nicht verwendet werben. 


B. PBrivatflüffe 


Flüffe und Bäche, melde weder zur Schifffahrt noch zur Flop: 
fahrt mit gebundenen Flößen dienen, werben mit Inbegriff des beftehen: 
den Gefälles ald Zubehör der Grundftüde betrachtet, zwiſchen denen fie 
binburd fließen, nad) Maßgabe der Uferlänge eines jeden Grundſtückes. 

Ueber Benützungsrechte der Aodjacenten, Alluvionen, Inſeln ꝛc. 
vergl. Art. 39 — 46. 

Die PVerwaltungsbehörden haben bie Pflicht: 

1) von Amtswegen dafür zu forgen, daß die Räumung und Reini: 
gung des Flußbetted von den hiezu Verpflichteten vorgenommen 
werde. Art. 47 — 51. 

2) Ebenfo von Amtswegen den Gebrauch der Privatflüffe zu über: 
wachen; fie können deshalb im allgemeinen Intereſſe, namentlich 
aus gefundheitspolizeilihen Nüdjichten, zur Verhütung von Ueber: 
ſchwemmungen und Berjumpfungen, zur Offenhaltung des Ber: 
kehrs ꝛc. polizeiliche Anorbnungen erlaffen. 

(Bergl. Bözl a. aD. ©. 146.) 
Niht minder über ben Gebrauch der Privatflüffe und Bäche 
zum Waſchen, Baben ac. 

3) Die Berwaltungsbehörden können die übermäßige Benübung bes 
Waſſers, woburd einer Ortfchaft das nöthige Waffer entzogen 
würbe, befchränfen. 

4) Die Benügung des Waffers zum Betrieb von Gerbereien, chemi— 
fhen Fabriken, Bleihen ꝛc. unterliegt der befonderen Bewilligung 
der Diftriltsverwaltungsbehörbe. 

5) In allen Fällen kann die Verwaltungsbehörde die dem augen: 
blicklichen Bebürfnifje bezüglich der Wafferbenügung entſprechenden 
Anordnungen treffen und vollitreden laſſen. 

Ueber den Sinn diefer Beitimmung conf. Verb. der Kammer 

ber Reichsräthe 1852 Bd. IV. ©, 538. 

6) Sie ift ferner berechtigt, die Beliker von Mühlwerken in der an: 
gemejjenen Benäyung des Waſſers zu überwachen. 

Die Handhabung der ben Diftriftspolizeibehörden bezüglich ber 
Privatflüffe eingeräumten Rechte hängt davon ab, daß ſich die Diſtrikts— 
polizeibehörde in jteter genauer Kenntnig von dem Zuftande der Privat: 
flüffe erhalten, um die dur die Verhältniffe bedingten Anordnungen 
erlaffen zu können. 

Sie haben deswegen von Amtswegen zeitweife Befichtigungen ber 
Flüſſe ꝛc. vorzunehmen, und wenn nothivendig, fi dazu technifcher Ge: 
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bilfen zu bedienen, um auf Grund der Wahrnehmungen die durch das 
öffentliche Interefje gebotenen Anordnungen zu treffen. 


Die 
IM Abthbeilung 


handelt von Triftgewäfjern. (Art. 66 — 72.) 
Bergl. hiemit Art. 93 des Forſtgeſetzes, über Benüßung der 
Triftbädye zc. während ber Triftzeit. 


IV. Abtheilung. 


Triebwerfe und Stauvorridtungen. 
(Art. 73 u. ff.) 


1. Gleichwie an öffentlihen Flüffen, fo darf aud an Privat: 
flüffen fein Triebwerk mit gejpannter Wafjerkraft errichtet und an feinem 
bereits beftehenden Werke foldyer Art eine Aenderung vorgenommen 
werben, welche auf den Verbraud des Wafjers oder die Höhe des Ober: 
wafjers Einfluß bat, ohne daß hiezu von der Diftriktsverwaltungsbehörde 
nad) vorausgegangener Inſtruction der Sache die Bewilligung ertheilt 
worden wäre. 

2. Gleiche vorausgehende Bewilligung ift zu jeder Abänderung 
oder Auswechfelung von Haupttheilen der an dem Wafferbau beftehen: 
den Triebwerke oder Stauvorridytungen nothwendig, jelbjt wenn dadurch 
feine Aenderung in dem Verbrauche des Waſſers ꝛc. verurſacht wird. 

3. Die Diftriftsverwaltungsbehörden find demnach auch berechtigt, 
die ohne ihre Zuftimmung errichteten Triebwerke bejeitigen zu laſſen, 
und bei Vornahme nicht genehmigter Abänderungen an den Triebwerfen 
bie Wiederherftellung des früheren Zuſtandes anzuordnen und nöthigen: 
falls vollziehen zu laffen. 

4. Die Diftrittsverwaltungsbehörden haben von Amtswegen bafür 
zu forgen, daß der Anordnung des Art. 77 entjpredyend, bei jedem 
Triebwert und jeder Stauvorrichtung der im Art. 73 bezeichneten Art 
ein bleibendes Höhenmaß (Aichpfahl, Pegel) aufgeftellt werde *). 

Die U. V. vom 11. Juni 1855, RB. ©. 65 u. ff. bejtinmt 
die Art und Weife der Setzung diefer Höhenmaße. 

Die M.E. vom 11. Sept. 1857 geftattet in dem Yall, daß 
durch den Aufftau eines Bades ꝛc. Intereſſen Dritter nachgewieſener 
Maßen gar nicht berührt werden, von der Sehung eines Höhenmaßes 
zu bispenfiren. 

In Bezug auf die adminiftrative Kompetenz bei Wafferbauten vergl.: 

(DA.E vom 15. Dez. 1851, R.Bl. 1852 ©. 9.) 

Gemeinde. Willmezbofen gegen Müller Reichel. 

(DAE. vom 1. Juli 1856, R.Bl. ©. 490.) 


*) Bl. f. a. Pr. VI. 330, 
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Rudl gegen Fiscus, Provocation wegen Wafjerbenügung. 
(DAE. vom 30. Mai 1857 ©. 354.) 

Kumpfmüller gegen Schindler, wegen Tieferlegung des Wöhr— 
baumed. (DAE. vom 30. Mai 1857 ©. 366.) 

Röfer gegen Röppinger, Wafferbau betr. 

(O. A.E. vom 13. März 1860, RB. ©. 301.) 
(DAE, vom nämlihen ©. 309.) 

Honauer gegen Pflaumer, wegen Ziehens von Fällen, worin neben 
ber civilrichterlihen Auftäindigfeit über die Frage, ob dem Kläger ein 
privatrechtlicher Anfprudh auf das Ziehen der Fälle zuftehe, aud bie 
Eompetenz der Verwaltung zur Anordnung des Fallzichens zum Schuße 
ber öffentlichen Intereſſen anerkannt wurde, 

DONE. vom 6. Mai 1861, RB. 1861 ©. 468, 
er —8 = 18025: 30. 
(BE RA XXV. ©. 104 und 421.) 


v Abtheilung. 
Zwangsrechte zur Beförderung der Wafferbenügung. 
v1. Abthbeilung. 


Bon der Zuftändigkeit nnd dem Berfahren. 


Der Bollzug des Geſetzes ift den Diftriftsverwaltungsbehörden 
eingeräumt. Mit Ausnahme der fpeciell vor die Gerichte verwieſenen 
Angelegenheiten entſcheiden fie im allen über den Vollzug des Geſetzes 


entftehenden Streitigkeiten, über alle darauf bezüglihen Anträge. — In 
Recursfällen entfcheidet die Kreisregierung als 2. Inſtanz mit collegialer 
Berathung. 


Die von ben Abminiflratiobehörden innerhalb ihrer Competenz erlaffenen 
Beihlüffe über die Zuläffigfeit einer Stauvorrichtung, oder eines neuen Waſſer— 
werfes kann von ben Gerichten nicht im Wege eines Provifionalbefhlufies auf: 
gehoben oder fuspendirt werden. D.AE. vom 1. Juli 1867, RB. ©. 852. 

Ferner ift nocd zu bemerken, daß Art. 95 gejtattet, ſämmtliche 
Verhandlungen unter Zuziehung von Rechtsanwälten und ſachkundigen 
Beiftänden zu führen mit Ausschluß jeden Schriftenwechſel. — Es ift 
dadurch das mündlich protofollarifche Verfahren als Regel vorgejchrieben. 
Die Einbringung jhriftliher Anträge und Eingaben, melde bem 
Contradietor legitimus mitzutheilen find, fällt unter das Berbot des 
Scyriftenwechjels. Daß darunter nicht fhriftlihe Gutachten der Sad: 
verftändigen zu verftchen feien, bedarf wohl feiner näheren Erläuterung. 

Die 

vn. Athbeilung 
enthält Strafbeitimmungen, welche durch das P.St. G. B. nicht 
geändert worden find, Art. 164 des P.St. G. 

Durh Art. 100 find die Verwaltungsftellen und Behörden be: 

rechtigt, in den Verordnungen und Vorſchriften, welche fie in Gemäßbeit 





380 Wafferpolizei. 


des Geſetzes erlaffen, Polizeiftrafen gegen bie Zumiderbandelnden an: 
zubrohen, deren maximum das Geſetz ſelbſt regelt. 

Ob die auf Grund des Geſetzes vom 28. Mai 1852 von ben 
Diftriftspolizeibehörden innerhalb ihrer Zuftändigfeit erlaffenen polizei: 
lichen Vorſchriften bezüglich ihrer Giltigkeit nad Maßgabe des Art. 34 
des P.St. G. erlaffen, ſohin dem Diftviftsrathe und der Kreisregierung 
vorgelegt werben müffen, um von leßterer als vollziehbar erklärt zu 
werden, ift im P.St. G. nicht beftimmt ausgeſprochen. 

In der Erwägung, daß der Art. 34 nur die fraft des P.St. G. 
von ber Diftriftspolizeibehörde zu erlaffenden biftriftspolizeilichen Bor: 
fchriften bezeichnet und der Art. 164 das Fortbeſtehen des Waſſergeſetzes 
vom 28. Mai 1852 ausdrüdlid anordnet, möchte wohl nicht anzuneh: 
men fein, daß auf die kraft des Art. 95 des Waſſergeſetzes ergebenden 
Polizeivorfhriften die Normen des Art. 34 des P.St. G. anzuwenden feien. 

No find hier anzuführen: 

Art. 160 des P.St.®., über Verunreinigung oder Berderben bes 
zum Genuß für Menfchen oder Thiere beftimmten Waffers. 

Art. 31 des P.St.®. Ziff. 3, über das Verbot des Abmähens 
von Wafferpflanzen. 

Art. 206 ibid. Die Uebertretung ber oberpolizeilihen Vorſchriften 
bezüglich der Wafferboten, 


B. Gefeh über Bewäſſerungs- und Entwäferungs: 
unternehmen. 
(Hierüber das nöthige bei Abtheilung „Landescultur‘ Abfchn. XVI.) 


€. Gefeb über den Aferſchutz und den Schub gegen 
Aeberſchwemmungen vom 28. Mai 1852. 


Das Gefeß fpriht im Art. 1 den leitenden Grundſatz aus, daß 
bie Herftelung und Unterhaltung derjenigen Vorrichtungen, welde an 
fließenden Gewäſſern zum Schutze ber angrenzenden Ländereien, Ge: 
bäude und Anlagen gegen Abriß oder Beihädigung nothwendig find, 
eine Sache der Eigenthümer der bedrohten Grundſtücke, Gebäude, Trieb: 
werfe und Anlagen fei, wenn nicht durch privatrechtliche Verhältniſſe 
oder Herfommen eine befondere Verpflichtung beftehe, oder das gegen: 
wärtige Geſetz ſelbſt etwas anderes beftimme. Diejes ftellt aud Aus: 
nahmen auf, und erklärt: 

im Art. 2 den Uferfhuß an öffentlichen Flüſſen als eine Kreislaft, 

im Art. 11 die lußcorrectionen, fowie alle VBorridtungen und 
Arbeiten, welche am öffentliben Flüſſen zur Beförderung der Schiff: 
und Floßfahrt und zur Befeitigung der Hindernifje derfelben nothwendig 
werden, als allgemeine Staatslaft, 
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Art. 13. Der Uferſchutz an nicht öffentlichen Flüſſen ift vorbehalt: 
lich deſſen, was das Geſetz über Benützung des Waſſers hinſichtlich der 
Erhaltung und Reinigung der Ufer verordnet, Sache ber betheiligten 
Eigenthümer, 

Die Beitimmungen, welde zunähft die Diftriftspolizeibehörbe be: 
rühren, find in ben Art. 7, 8, 17, 18, 20, 28 enthalten. Die wid: 
tigften enthält Art. 17. 

Sind zur Abwendung drohender oder bereits eingetretener Waſſer— 
gefahr augenblidlihe Borkehrungen nothwendig, jo find alle benach— 
barten Befiber und Gemeinden zu Hands und Spanndienften obne 
NRüdfiht darauf ob fie innerhalb des vom Wafler bedrohten Gebietes 
liegen ober nicht, verbunden. Jede Polizeibehörde hat in jolhem Falle 
in ihrem Diftrift die augenblidlich nöthigen Vorkehrungen zu treffen und 
vollziehen zu laſſen, wogegen feine Einfpradye, jondern nur nachträgliche 
Beihwerde zuläſſig if. Die Gemeindebehörden find verpflichtet, ben 
Polizeir und Baubehörden die nöthige Beihilfe zu Teiften und für bie 
fhnellfte Stellung von Mannfhaften und Lieferung von Materialien 
zu ſorgen. 

Berechtigt zur Nequifition der Dienftleiftungen find zunächſt bie 
Diftriftspolizeibehörden; dod find nad der Faſſung des Geſetzes „Jede 
Polizeibehörde” auch die Drtspolizeibehörden in dringenden Fällen er: 
mächtigt, auf eigene Verantwortlichkeit die nöthigen Anorbnungen zu 
treffen und vollziehen zu laſſen. 

Welche Anordnungen bei entjtehenden Ueberſchwemmungen zu treffen 
feien, dies hängt von der Befonderheit des Falles, der Gegend, des 
Ortes und dem Mugen Ermeſſen des Amtes ab, 

ALS eine der wichtigften Präventivmaßregel erfheint die in Mittel: 
franfen bezüglich der Hochwäſſer bejtehende Anordnung, daß durch for 
genannte Wafferreiter, d. i. reitende Boten den am Fluſſe unterhalb 
liegenden Gemeinden die fchnellite Kunde von einem eingetretenen Hoch: 
wafjer mitgetheilt wird, damit die Bewohner der am Waſſer oder in 
dem Ueberſchwemmungsgebiete liegenden Häufer noch rechtzeitig für die 
Bergung ihrer Angehörigen, ihrer Fahrniſſe u. dergl. Anftalt treffen 
können. 

Wo Telegraphenlinien an der Länge des Fluſſes beſtehen, empfiehlt 
ſich die Benützung dieſer Telegraphen zur ſcheunigen Mittheilung über 
das bevorſtehende Hochwaſſer an alle betheiligten, in der Thalfahrt des 
Fluſſes gelegenen Gemeinden. 


D. Ordnung der Schiff- und ZRloßſchifffahrt auf den Seen, 
Flüffen und Canälen. 


Das Recht der Staatsregierung, über die Benützung ber öffent: 
Iihen Gemäfler, alfo der Flüſſe, Canäle und Seen befondere Schiff— 
fahrts- und Floßordnungen, fowie zum Schutze diefer Gewäſſer und 
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ihrer Ufer polizeiliche Anordnungen zu erlaſſen, iſt im Art. 1, 7, 8 
des Geſetzes über Benützung des Waſſers in Verbindung mit Art. 164 
des P.St.G. feſtgeſtellt. 

In Bezug: 

a) Auf die Rheinſchifffahrt. 

Vergl. Döll. XIV, ©. 2057, Döll. XXVIII. ©. 777 — 835. 
Ferner Vereinbarung vom 10. Aug. 1856, R.Bl. ©. 601. Belannt: 
madhung vom 5. März 1857, RB. ©. 17. 

b) Die Schiff— und Floßfahrt auf dem Main. 
(Döll. XXVIII. ©. 835 u. ff.) 
ce) Auf dem Ludwigscanal. 
(DU. XIV. ©. 2042, Dil. XXVI. ©. 920 u ff.) 
d) Auf der Donau, 
(Döll. XIV. ©. 2055, Döll. XXVII. ©. 964 — 1069.) 
Donaufhifffahrtsacte v. 7, Nov. 1857, R. Bl. 1858 ©, 105 u. 425. 
e) Auf den oberbayeriſchen Seen. 
(Döll. XXVIII. ©. 1075.) 
f) Auf dem Bodenjee. 
(Döll. XXVIII. ©. 1078, Staatsvertrag vom 23. Mai 1853, 
RB. 1853 ©. 1137.) 
g) Auf dem Frankenthaler Canal, 
(Dil. XXVIU. ©. 1086.) 
h) Auf der Ifar, Loiſach und dem Lech. 
(RE. vom 28. Jan. 1853, Döll. XXVIII. ©. 1072.) 
i) Auf dem Inn. 
(M.E. vom 26. Mai 1857, K. A.Bl. v. Oberbayern 1857 ©. 1553.) 

Vergl. biemit noch Art. 152 des P.St. G. Uebertretung ber ober: 
polizeilichen Vorfchriften über Aufrechthaltung der Ordnung auf ben 
Dampfihiffen. 

Bergl. ferner bie internationale Schifffahrts- und Hafenorbnung 
für den Bodenfee, bekannt gemadt auf Grund Art. 164 des P.St. G. B. 
und Art. 100 des Gefeßes über Benügung des Waſſers, vom 4. Mai 
1868, R.Bl. ©. 387. 

Proviſoriſche Schifffahrts- und Floßordnung für die Donau inner: 
halb des bayerifchen Staates, A. E. vom 4. Juli 1865, R.Bl. ©. 726. 

Floßordnung für die zu Bayern gehörige Strede des Mains vom 
28. Sept. 1865, R.Bl. ©. 1036. 


Eilfter Abſchnitt. 
Forit- und Jagdpolizei, 


Einleitung. 


In Bezug auf die beſtehenden, unten näher bezeichneten Forſt- und 
Jagdgeſetze beſtimmt das St. G. B.: 

Art. 294, daß ſich die Beſtrafung der Jagd- und Forſtfrevel nach 
den hierüber beſtehenden beſonderen Geſetzen richte, ferner 

Art. 282, daß derjenige, welcher in fremdem Eigenthume Bäume 
oder Sträuche umhaut oder abbricht und ſich zueignet, foferne die 
Handlung nicht nad dem Worftgefege zu bejtrafen ift, und vor: 
behaltlih der Beftimmungen der Art, 285—287 beftraft werde, 
endlich 

Art. 30, wird wegen der Befugniß zur Führung einer Jagdkarte von 
Seite des Verurtheilten auf die Beſtimmungen des Specialgeſetzes 
verwieſen. 

Das P.St.G. B. beſtimmt: 

Art. 230, daß die Beſtrafung der Uebertretung forſtpolizeilicher Be— 
ſtimmungen ſich nach den hierüber beſtehenden beſonderen Geſetzen 
richtet. 

Art. 229 ſagt: die Uebertretung der geſetzlichen Beſtimmungen 
über Ausübung der Jagd und der nach Maßgabe des Geſetzes im Ver— 
ordnungswege erlaſſenen jagdpolizeilichen Vorſchriften wird nach den hier— 
über beſtehenden Geſetzen beſtraft. 

Auf Perſonen, welche bei Ausübung des Jagdrechtes eine gemäß 
Art. 70 des gegenwärtigen Geſetzbuches verbotene Waffe führen, ſind 
die Beſtimmungen jenes Artikels anwendbar. 

Unbeſchadet der nach Maßgabe des Abſ. 1 Art. 229 verwirkten 
Strafen unterliegt Wild, welches mit Uebertretung der die Hege oder 
die Hegezeit betreffenden Beſtimmungen erlegt wird, desgleichen Wild, 
welches während der für die betreffende Wildgattung feſtgeſetzten Hegezeit 
und nachdem ſeit deren Eintritt vierzehn Tage verſtrichen ſind, ohne von 
der Diſtriktspolizeibehörde bewilligte Terminsverlängerung zum Verkaufe 
gebracht wird, der Confiscation. 

Art. 186. Die Beſtimmungen des Art. 168 finden auf die Aus— 
übung des Jagdrechtes in Hofräumen und Hausgärten, ſowie auf den 
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innerhalb eines Jagdbezirkes gelegenen Wegen feine Anwendung, wenn 
diefelbe ohne Gefahr für Perfonen und Gebäude möglid) ift. 

Im Uebrigen find die beftehenden Forft: und Jagdgefeße durch bie 
neue Strafgefebgebung unberührt gelafjen, mit Ausnahme der in ber 
Pfalz geltenden Jagdverordnungen,. (Couf. Art. 15 und 16 des Einf.Gef.) 


A. Zorfigefeh vom 28. März 1852 und Vollzugsvorſchriften 
hiezu vom 29. Iuni 1852. 
(G.Bl. 1852 ©. 69 ff., Dil. XXVI. ©. 114.) 


Das Forftgefeg enthält V Abtheilungen, deren: 
I. Wirtjchaftlihe Beſtimmungen, 
II. Forftberehtigungen, 
II. Forſtpolizeiliche Beſtimmungen, 
IV. Forſtpolizeiübertretungen und Forſtfrevel, 
V. Zuſtändigkeit und Verfahren 
behandelt. 

Da die Beſtrafung der forſtwirthſchaftlichen und forſtpolizeilichen 
Uebertretungen zu den Gerichten competirt, ſo bilden dieſe Abtheilungen 
und die Vorſchriften für das Strafverfahren keinen Gegenſtand der Er— 
örterung für dieſe Schrift. 

Es ſollen hier nur jene geſetzlichen Beſtimmungen bezeichnet werden, 
welche auf die Geſchäftsſphäre der Diſtriktspolizeibehörden Bezug haben. 


J. Wirthſchaftliche Beſtimmungen. 


Art. 1 und 19 —22. Jedem Waldbeſitzer ſteht die freie Benützung 
und Bewirthſchaftung feines Waldes zu, vorbehaltlih der Rechte Drit: 
ter und ber im Geſetze angeführten Beſchränkungen. 

Art. 6—18. Die Bewirthichaftung der Gemeinde- und Stif— 
tungswaldungen fteht unter der Oberauffiht der Staatsregierung. 

Diefe Bewirtbihaftung muß fih auf Wirthihaftspläne gründen, 
welche auf Koften der Stiftungen oder Gemeinden durch Sadyverftändige 
berzuftellen find; ihre Genehmigung refjortirt zur Kreisregierung. 

Diefer Wirthſchaftsbetrieb muß durch Sachverſtändige geleitet werben. 

M.E. vom 27. Juli 1862, K.A. Bl. S. 1835. Die $$ 10, 11 und 19 
ber Inftruction zum Forfigefeß find aufgehoben, und beziehungsweife abgeändert, 
und zwar lautet jegt: 

. Im Monat Juni oder October, je nachdem bie Füllung im Win- 
ter oder im Sommer ftattfindet, fertigen die Gemeinde= oder Etiftungsverwaltungen, 
ſowie die Körperfchaften nad allenfallfiger Vernehmung der Nupungsberchtigten 
unter Einhaltung des feitgeleßten jährlichen Abgabenjaßes Holzbebarfsliften an, und 
tbeilen ſolche dem nad Art. 8 d. G. aufgeftellten örfter oder Sadverfländigen mit. 

Bei ftändigen Bedarſögrößen kann die Holzbedarfslifte auf 6 Sabre ber: 
gejtellt werben. 

F 11. Der Forfibedienftete entwirft die jährliche Hicbs - Repartition, ſiellt 
fie am 1. Sept. oder 1. Jan. ber Gemeinde ꝛc. zur Erinnerung binnen 14 Tagen 
zu, und legt fie dann dem einfchlägigen Forftamte vor, welches fie mit Grinnerung 
verfiebt und beitätigt. 
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Beſchwerden dagegen geben an bie vorgeſetzte Forſtpolizeibehörde, an bie 
al arg 8. d. g 

$ 19 betrifft die Verrechnnng. 

Für die Handhabung des Forſtſchutzes haben die Stiftungen oder 
Gemeinden das erforderliche Forftihugperfonal aufzuftellen. 

Die Wahl der Sachverftändigen und der Betriebsförfter unterliegt 
der Beitätigung der Kreisregierung, jene des Foritihußperfonals der Forft: 
polizeibehörde, d. i. der Diſtriktspolizeibehörde. 

In Bezug auf Streugewinnung in Stiftungs- und Gemeinde: 
waldungen macht das RM. vom 26. Oct. 1858, L.ABL. ©. 1693, 
darauf aufmerffam, daß in Gemeindewaldungen nur nach den genehmigten 
Streunußungsplänen und nad; vorgängiger Anweifung des aufgejtellten 
Forfttehniferd Streu geredht werden bürfe, wobei weder Hau: noch 
Schneidewerkzeuge, noch eiferne Rechen u, f. w. gebraucht werben dürfen. 

Die Diftrittspolizeibehörden find beauftragt, die untergebenen Ge: 
meinde: und Stiftungsverwaltungen auf die genaue Befolgung der Art. 4, 
8 und 84 Abſ. 3 des Forfigefebes und 828 der V. V. hinzuweifen und 
fie überwachen zu laſſen. 

Körperfhaftswaldungen, welche nicht Privatwaldungen find, unter: 
liegen gleichfalls den Beftimmungen der Art. 6—17. 

(Vergl. hiemit V. Inſtr. vom 29. Juni 1852, Döll. XXVI ©, 114 
u. ff., $ 1— 31, mittelfr. KABL. 1852 ©. 779.) 

Aud in Körperihaftswaldungen darf von den Körperfchaftsgenof- 
jen nur nach Anweifung des zur Ausführung des Wirthfchaftsbetriebes 
aufgeftellten Sadverftändigen Streu gerecht werden, und unterliegt das 
eigenmächtige Streurechen der Strafe des Art. 48, 

(Zeitfehr. für Geſ.G. und Nechtspflege Bd. 5 ©. 284.) 

Bei der Beeibigung der Flurwächter, welche nad Art. 113 des 
Forftgefeßes als Hilfsorgane zur Handhabung der Forftpolizei bezeichnet 
find, Haben die Diftriktspolizeibehörden in den Dienfteid aud bie Ver: 
pflihtung derfelben zur Anzeige wahrgenommener Forftpolizeiübertretungen 
aufzunehmen. 

(M.E. vom 5. Aug. 1859, lith. RE. vom 9. Aug. 1859.) 

Die im Art. 14 und 15 des Forftgefeßes enthaltene Beitimmung 
ift lediglich auf Gemeinde: und Stiftungswaldungen, nicht auf unver: 
theilte Brivatwaldungen im Sinne des Art. 20 zu beziehen, es find alfo 
die bei Theilung gemeinfhaftliher Privatwaldungen erforderlihen auf 
Augenfhein gegründeten Gutachten der Forftbehörden nicht als Official: 
ſache in Anſpruch zu nehmen. 

(M.E. vom 19, Juni 1856, lith. R.E. vom 23. Juni 1856.) 

Vergl. die Entſchließung des Staatsminifteriums des Handeld vom 
12. Aug. 1858, K. A. Bl. ©. 1360, den Betrieb von Sägmühlen betr., 
wobei aus nationalwirtbfcaftlihen Gründen gegen unbemefjene Holz: 
abſchwendung zu wachen ift. 

Rar, Handbuch der bayer. Diſtr. Verw. Beberben. III. Aufl. 25 
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I. Forſtberechtigungen. 

Art. 233—34. Die Diftriftspolizeibehörden entſcheiden als Forft: 
polizeibehörben: 

a) In allen Streitigkeiten über die Art und Weife der Ausübung 
der Forftberechtigungen. (Art. 23.) 

b) Ueber die Statthaftigkeit und den Betrag einer Ermäßigung ber 
Forſtberechtigungen. (Art. 25.) 

e) Ueber die Zuläffigkeit einer Abänderung der Holz: und Betriebe: 
art des Waldbefigers, fowie über die Entihädigung des Berech— 
tigten. (Art. 26.) 

d) Ueber die Umwandlung ungemefjener Forſtrechte in gemefjene*). 
(Art. 27.) 

e) In Streitigkeiten über den Bedarf von Bauholzberechtigungen, welche 
nicht auf ein beftimmtes jährlihes Maß feitgefeßt find. (Art. 28.) 

f) In Streitigkeiten über Umwandlung von Natural:, Holz: und 
Waldfrohnen, welche die Eigenſchaft von Gegenleiftungen für forft: 
rechtlihe noch beitehende oder bereits durch Entſchädigung abge: 
löfte Nutungen an ſich tragen, im eine bejtimmte jährliche Geld— 
abgabe. (Art. 32.) 

In allen diefen Punkten entſcheiden die Forftpolizeibebörden auf 
Grund erhobener techniſcher Gutachten. In den Fällen der Art. 23, 
24, 26 und 28 ift den Betheiligten bie Betretung des Rechtsweges vor: 
behalten; in den Fällen der Art. 27 und 32 gebt die Gompetenz zur 
Entfheidung jofort an die Gerichte über, wenn das Recht ſelbſt oder 
deſſen Umfang oder die Eigenfchaft einer Natural, Holz: oder Wald: 
frohne beftritten wird, 

Die nicht im jährliche Geldleiftungen umgewanbdelten Forſtberech— 
tigungen find nur im Wege der Uebereinkunft ablösbar. — Ausnahme: 
weife kann die Ablöfung der in ein beftimmtes Maß umgewandelten 
Forftberehtigungen und der Oegenreichnifie von den Forfipolizeibehörden 
ausgefprodhen werden. (Art. 30.) 

(Eonf. V. Inſtr. v. 29. Juni 1852, $ 1—8, Döll. XXVII. ©. 251 u. ff.) 

Bergl. DA.E. vom 20. Juni 1854, RB. ©. 521. Forftbe- 
rechtigte gegen Fiscus — Gtreubezug. 

Da es fih nur um eine Nepartition des im Rechte und Umfang 
nicht beftrittenen Streubezugs handelt, ift die Gompetenz der Verwaltung 
begründet. 

DAE. vom 25. Juni 1858, RB. ©. 837. Bötſch gegen 
Klüpfl, Beſitz und Eigenthum eines Holzrechtes. Der Anfprud) auf einen 
Antheil an den Nubungen des Waldes wird auf den Privatredtstitel 
der oneröſen Erwerbung gegründet, daher die Gerichte zuftändig find. 

O. A.E. vom 16. Nov. 1858, R.Bl. ©. 1585. Straßer gegen 
Künsberg, Forſtrecht. 


») Bergl. Bl. ſ. a. Pr. V. 337, 
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Der Umfang des Rechtes ſtreitig, alſo Competenz der Gerichte 
begründet. 

O.A.E. vom 21. Oet. 1859, R.Bl. ©. 1150. Schwaiger ge: 
gen Mer und Maier, wegen Streurechts. Entſcheidung wie vor. 

Ebenſo O. A. E. vom 29, Dez. 1859, RBl. 1860 S. 74. Grund: 
holder zu Hollenberg gegen Fiscus wegen Rechſtreu, nun Entſchädigung. 


ONE. vom 11. April 1860, ©. 418. Graf v. Holſtein gegen 
Mar Demmel u. Gonf. Ablöfung von Forftrechten. 

Da Größe und Umfang der Reini nicht ftreitig ift, Competenz 
ber Verwaltung. Vergl. O. A.E. vom 30. März 1863, R.Bl. ©. 597. 

Berbot der Lostrennung der Forſtrechte von Gutsförpern ohne 
Zuſtimmung des Gigentbümers des mit dem Forſtrechte belafteten Waldes, 
(ME, v. 23. Dez. 1851, RA vom 18, Mat 1852, K.A. Bl. ©. 438.) 

Die Juſt. ME, vom 8, Febr. 1855 und 4, Dez. 1863, Verbot 
der Yostrennung oder Theilung vealer Forjtrechte betr., Inſt. M.Bl. 1863 
&, 224, bejtimmt: 

Nach den Beftimmungen der Givilgefeße ericheinen reale Foritrechte 
als integrivende Beitandtbeile des berechtigten Outes, und fünnen in der 
Regel ohne Zuftimmung des Eigenthümers der belafteten Waldung von 
den beredytigten Gute weder getrennt, noch auf ein anderes Gut über: 
tragen oder getheilt werden. 

Nachdem es nun öfter vorgefommen ift, daß derartige Verträge 
ohne Zuftimmung des Eigentbümers der belafteten Walbung 
abgeihloffen und ſogar gerichtlich protofellirt wurden, diefe Verträge 
aber zu Rechtsverwickelungen und Eoftfpieligen Procefien Beranlaffung 
gaben, ertbeilt das Staatsminifterium ber Juſtiz ſämmtlichen mit dem 
Notariate betrauten Gerichten den Auftrag, bei Prototollirung derartiger 
Berträge die Paciscenten auf die Nechtsfolgen der mangelnden Zuftim: 
mung des Eigenthümers der belafteten Waldung aufmerkfam zu machen, 
und daß bdiefes geicheben, zu Protokoll anzuführen. 

Nur Veränderungen des ganzen Wirthſchaftsbetriebes in 
einem Walde, nicht jede Aufforſtung abgetriebener öder Waldſtellen kann 
den Waldbefiger zum Berfud eines Abkommens mit dem Weideberedh: 
tigten oder zur Einholung forftpolizeilier Genehmigung verbinden, 

(Zeitfhr, für Gef.®. und Rechtspflege Bo. 6 ©. 430.) 


III. Forſtpolizeiliche Beltimmungen. 


Art. 35—48 des Gef. Den forftpolizeilichen Beſtimmungen bin: 
ſichtlich des Bodens, dev Holzabſchwendung, der Aufforſtung von Wald: 
blößen, der Meide in Wäldern, des Feuermachens im der Nähe von 
Waldungen, der VBertilgungsmaßregeln gegen ſchädliche Iuſecten, der Er: 
tidytung von Häufern in der Näbe von Waldungen, Art, 35—47, find 
alle Waldungen, auch jene der Privaten, unterworfen, 

5 25* 
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Die Forſtpolizeibehörden haben: 
1) Ueber die Zuläſſigkeit der beantragten Rodungen Beſchluß zu 
faſſen. (Art. 35 — 40.) 

Nach Art. 37 des Forſtgeſetzes iſt das Vorhaben der Rodung 
zuvörderſt dem Forſtamt anzuzeigen und erſt auf deſſen Mitthei— 
lung hin und nach vorausgegangener Prüfung des Befundes und 
geeigneter Antragſtellung, Art. 112 1. e., hat die Forſtpolizei— 
behörde das Rodungsgeſuch durch Beſchluß zu erledigen. 

Bergl. lith. RA. vom 13. Nov. 1857, worin auch angeorb- 
net ift, daß die treffenden gejeglichen Bejtimmungen in den Ge: 
meinden periodijch verkündet werden follen. 

2) Zur Ausführung der Aufforftungen von Waldblößen ift Auftrag 
unter Friftbeftimmung zu ertheilen. (Art. 41 und 42.) 
3) Sie find beredhtigt, bei befonders trodener Witterung das Feuer: 
‚machen in den Waldungen oder in der Nähe von 300 Schuhen 
vom Walde zu verbieten. (Art. 45.) 
4) Vertilgungs: und Sicherungsmaßregeln gegen jhäbliche Inſecten 
zu treffen (Art. 46), 
und ihre Anordnungen nach Art 42 und 46 im Falle Ungehorfams auf 
Koften der Betheiligten vollziehen zu laſſen. 
(Vergl. B.Inftr. vom 29. Juni 1852, $ 9—15, Döl. XXVII. 
©. 254 u. ff.) 
Was unter Abfhwendung und Devaftation zu veritehen jei, ev: 
läutert insbefondere $ 12 der V.Inſtr. 
Die Handhabung diefer Beitimmung gegenüber von BPrivatwal: 
dungen ift den Forftpolizeibehörden anfgetragen duch R. A. vom 16. April 
1858, K. A.Bl. ©. 510, ME. vom 21. April 1860. 


Erläuterungen zu Art. 35—37. 


1. Rodung eines von dem Vorbeſitzer abgetriebenen Holzgrundes 
betreffend. Die Käufer des abgetriebenen Holzgrundes, welche die No: 
bung wirflid vorgenommen haben, jind ſtrafbar; die Strafe ift in bie: 
jem Falle nad) dem Werthe des gewonnenen Stodholzes zu bemefjen. 

(Zeitfchr. für Geſ.G. und Nechtspflege Bd. 1 ©. 503.) 

2. Begriff von Rodung und Abſchwendung. Der table Abtrieb 
ift keine Abjchwendung. ine Nodung (Ausftodung) ift nur dann ge 
geben, wenn die Waldfläche der Holzcultur ganz entzogen und zu einer 
andern Gulturart verwendet wird. (ibid. Bd. 1 ©. 223, 506.) 

3. Die Statthaftigkeit einer Rodung ift feit dem 1. Ian. 1853 
durch vorgängige Anzeige bei dem betreffenden Forftamte und Beſchluß— 
fafjung der Forftpolizeibehörde aud in dem alle bedingt, wenn ſchon 
vor dem Erſcheinen des Forſtgeſetzes die obrigfeitliche Bewilligung zur 
Gultivirung des zu rodenden Waldes ertbeilt worden ift. Der Forft: 
meister bat bei Anmeldung der Berufung die Beſchwerdepunkte genau 
zu bezeichnen. (Zeitihr. für Geſ.G. und Rechtspflege Bd.3 ©. 529.) 


Forſtgeſetz. 389 


4. Eine Rodung iſt vollendet, wenn die bisherige Waldfläche aus— 
geſtockt und zu der beabſichtigten anderweiten Culturart verwendbar ge— 
macht iſt. (ibid. S. 409.) 

5. Wenn Jemand einen Waldgrund mit Vorbehalt des Holzes 
verkauft und ſich hiebei verbindlich macht denſelben ausgeſtockt dem 
Käufer zu übergeben, ſo hat nicht der Käufer, ſondern der Verkäufer die 
forſtpolizeiliche Bewilligung zur Rodung nachzuſuchen und unterliegt letz— 
terer der Strafe der ohne ſolche Bewilligung vorgenommenen Rodung. 

(ibid. Bo. 4 ©, 422.) 
Zu Art. 40. 

6. Zu dem kahlen Abtrieb einer Schukwaldung gehört nicht auch 
die Entfernung der Stöde und Wurzel. — Das Borhandenfein eines 
kahlen Abtriebes ift daburd nicht ausgefchlojjen, daß auf einer größeren 
Fläche einige Bäume ftehen gelaffen wurden. (ibid. Bd. A ©, 497.) 

Zu Art. 41 und 42, 

7. Berfügung wegen Wieberaufforftung fteht nur der Polizeibehörde 
zu. (ibid. Bob. 1 ©. 223.) 

8 Abſchwendung eines Waldes durch Wegführung der Walderde 
ift bei dem Mangel einer hierauf anwenbbaren Strafbeftimmung ftraflos. 
(ibid. Bob. 4 ©. 203.) 

Zu Art. 43. 

9. Forftpolizeiwidrige Ausübung der Waldweide durd Weide: 
berechtigte ift als Forfifrevel zu betrachten; durch den Waldeigenthümer 
aber als Forftpolizeiübertretung. (ibid. Bd. 1 ©. 470.) 

10. Die Strafbarkeit der Weideausübuug durch Weideberechtigte 
in Junghölzern, Schlägen und Holzanflügen, deren Beweidung dem 
Nachwuchſe ſchädlich ift, ift nicht daburd bedingt, daß ber betreffende 
Waldort durch beftimmte Zeichen als fchonungsbebürftig kenntlich ge: 
madt war. (ibid. Bd. 5 ©. 318 und Bd. 7, 3. Heft, ©. 334.) 


IV. Forftpolizeiübertretungen und Forftfrevel. 


Art. 48—107 der V. Inſtr. vom 29. Juni 1852, $ 16—21, 
Döll. XXVII. ©. 256 u. ff.) 

Da die Strafgerihtöpflege zu den Gerichten refjortirt, fo wird 
bier eine Erörterung ber betreffenden Gefeßesbeftimmungen übergangen. 

Die Forftpolizeibehörben haben in diefer Angelegenheit, wie in allen 
Strafrehtsjachen, die Verbindlichkeit, durch ihre Organe bie erforderliche 
Wachſamkeit und Aufficht pflegen zu laffen, damit beabfichtigte Frevel 
und Uebertretungen verhindert, im Falle vollendeter Uebertretungen aber 
die Täter dem Gerichte angezeigt werben. 

Fin. ME. vom 19. Nov. 1862. In Ergänzung ber Beltimmungen in 
664 der Vorſchrift für Gejhäftsbehanblung in Nebertretungefahen vom 26. Mai 
1862 werben die Vertreter ber Staatsanwaltichaft bei ben Stadt: und Landgerid;- 
ten angewieſen, von jedem wegen Diebftahls an aufgearbeitetem Holze or Sag 
frevels ergangenen Strafurtheile dem Forſtamte Kenntniß zu geben, in deſſen Be— 
zirk bie fraglihe Uebertretung begangen worben ift, 

Die Vorſchriften Ziff. 2 lit, bunde der generalifirten Entſchl. ber Staats: 
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miniſterien ber Juſtiz und bes Innern vom 19. Juli 1861, Zeitſchr. für Geſ.G. 
und Rechtopfl. VI. 85, find aufgehoben. 

Insbefondere ift auf die Uebung der Disciplinarbefugniffe gegen 
Semeindevorfteher im Falle der Art. 105 — 107 Bedacht zu nehmen. 

Zu Art. 86. Bezüglich des Pechelns maht eine M.E. vom 
11. Suni 1861, lith. RE. vom 13. Juni 1861, darauf aufmerkfam, 
daß vom gewerbspolizeilihen Standpunkte weder Eoncefjionen noch Licenzen 
zum Becheln erteilt werden Fönnen, da das Pech als eine Waldbenutzung 
ganz dem zuftändig fei, dem das nußbare Eigenthum des Waldes, des 
Baumes, gehört. Conf. V. vom 5. Febr. 1800, Dil. XIV. ©. 826.) 

Zu Art. 48 und 49. Gemeinden können nit wegen Forft: 
frevel oder Forftpolizeiübertretungen verurtheilt werden, fondern nur die 
fehlenden Gemeindeglieder. (Zeitihr. f. Geſ. G. u. Rechtspfl. Bd. 5 ©. 55.) 

Zu Art. 58, 59 und 43. Auch in ben polizeilihen Forſtſtraf— 
beftimmungen des Forftgefeßes über die Ausübung der Weide bedeutet 
der Ausdruck „Wald“ jede zur Production von Holzgewächſen beftimmte 
Bodenfläche ohne Unterfcied, ob das Holz um feiner felbjt willen oder 
nur zum Schuße des Graswuchſes für die Ausübung der Weide ge: 
zogen wird, (ibid. Bd. 8 Heft 2 ©. 99.) 

Zu Art. 74. Die Strafe einer ohne forftpolizeiliche Bewilligung 
unternommenen Rodung wird nad dem Werthe bes zum Zwecke der 
Rodung gefüllten und ausgegrabenen Holzes bemejjen. 

(ibid. Bd. 3 ©. 409.) 

Die Strafbarkeit des Fahlen Abtriebes einer Schutzwaldung ift 
nicht dadurch bedingt, daß dem Befiger der Waldung der Fable Abtrieb 
derfelben jpeciell unterfagt, oder daß die Waldung als Schutzwaldung 
ausbrüdlich erklärt worden ift. (ibid. Bd, 4 ©. 203.) 

Wegen kahlen Abtriebes einer Schußwaldung kann nur der Wald: 
befiger und nicht auch derjenige, welcher vom Walobefiger das Holz er: 
fauft und. den Abtrieb mit deffen Bewilligung vorgenommen bat, beftraft 
werben. (ibid. Bd. 5 ©. 30.) 

Eine Beitrafung wegen eigenmächtiger Rodung einer Waldung fann 
nur dann jtattfinden, wenn thatfächlich feitgeftellt ift, daß die Ausſtockung 
zu dem Zwede, um ben ausgeftodten Waldgrund ber forftwirtbidaft: 
lihen Benutzung zu entziehen, vorgenommen worben jei. 

(ibid. Bd. 5 ©. 469.) 

Zu Art. 84. Auch Gemeindeglieder, welche im Gemeindewalde 
ohne Anweifung des Betriebstechnikers oder in nicht angewiefenen Wald: 
orten Streu rechen, unterliegen der Strafe. (ibid. Bd. 5 ©. 222, 451.) 

Der Forftfrevel durch unbefugte Streuzueignung ift vollendet, wenn 
bie Streu zum Zwede der Abfuhr im Walde zuſammengerecht ift. 

(ibid. Bd. 3 ©, 281.) 

Zu Art. 85. Die Entwendung der Früchte eines im Walde ftehen: 
ben Objtbaumes ift fein Forſtfrevel. (ibid. Bd. 3 ©. 279.) 

Zu Art. 95. Die Entwendung von Thon aus einer in einem 
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Walde befindlichen, ausſchließlich zur Thongewinnung beſtimmten Thon— 
grube iſt kein Forſtfrevel, ſondern Diebſtahl. 


V. Zuſtündigleit und Verfahren. 


(Art. 108—179, B. Inſtr. vom 29. Juni 1852, $ 22—67, Doll. 
XXVII. ©. 258 u. ff.) 

Die Forſtpolizei wird ausgeübt: 

8) in erjter Inſtanz durd die k. Diftriftspolizeibehörden und bie un: 
mittelbaren Magiftrate; 

b) in zweiter Inſtanz durch die k. Kreisregierung. 

In den Füllen, in welden legtere die erſte Inſtanz bildet, gebt 
bie Berufung an das Stantsminifterium des Innern, (Art. 108.) 

Bei den Verhandlungen über Forftberehtigungen Art. 23, 25 bie 
28, 30 und 32 find Anwälte zuläffig, jeder Schriftenwechfel aber aus: 
geſchloſſen. (Urt. 110.) 

Hat fi eine Entſcheidung auf das Gutachten von Sachverſtän— 
digen zu gründen, fo find deren 3 zu wählen, falls die Betheiligten nicht 
eine geringere Zahl beftimmen. 

Die Wahl der Sachverftändigen ift zunächſt ber Uebereinfunft ber 
Betheiligten zu überlaffen, 

Kommt eine folhe nicht zu Stande innerhalb der von ber Forſt⸗ 
polizeibehörbe beftimmten Frift, fo ernennt bie Forftpolizeibehörbe bie 
ſämmtlichen oder die fehlenden Sachverftändigen. (rt. 111.) 

Das amtlihe Gutachten bei den Horftpolizeibehörben fteht ben 
k. Forftämtern zu. (Art. 112.) 

Hilfsorgane der Forftpolizei find: 

a) alle im niebern Forftdienfte überhaupt ober zum Forſtſchutze ine: 
befondere aufgeftellten Diener des Staats, der Gemeinden, Stif: 
tungen, Körperfhaften und Privatperfonen ; 

b) das gemeindliche Polizeiperfonal mit Inbegriff der Flurwächter; 

c) die Gendarmen. (Art. 113); 

d) die k. Grenzzollwachbedienſteten. 

(Min. Bek. vom 4. Febr. 1862, K. A.Bl. ©. 314.) 

Ueber Hausfuhungen, und die obligate Theilnahme ber Polizei: 
beamten und Mitglieder ber Gemeinbeverwaltung. (Art. 136—139.) 

Bei vorzunehmenden Hausfuhungen ift im Falle der Verhinderung 
bes GemeindesBorftehers (Bürgermeifters) ein Mitglied des Gemeinde: 
Ausſchuſſes beizuziehen. 

(M.E. v. 19. Oct. 1863, Juſt. Min. Bl. ©. 182.) 

Zu Art. 144. Den Sachveritändigen aus der Elaffe ber k. Forft: 
bebienfteten gebühren Diäten, Reiſekoſten und Entſchädigung für den 
Zeitaufwand der Reife und der Verhandlungen. 

(Juſtiz- u. Fin. Min, vom 22. De. 1856.) 
Zu Urt. 112. Den k. Forftmeiftern oder ihren Stellvertretern 
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fteht die Berufung gegen Beſchlüſſe ber Forftpolizeibehörden erfter In: 
ftanz zu. (Minift. d. J. Rejer. vom 4. De. 1855.) 

Zu Art. 119. Der einem Walbauffeher dur einmal gefchebene 
amtliche Beftätigung und eibliche Verpflichtung verlichene Character eines 
öffentlichen Dieners kommt demfelben von felbit auch bezüglid der Be: 
auffihtigung eines weiter feiner Obhut unterftellten Privatwaldes zu, 
ohne daß es hiezu einer wiederholten Verpflichtung bedarf, Daher kann 
an einem verpflichteten Waldauffeher auch binfichtlid, der aus feinem er: 
weiterten Wirkungskreife fi) ergebenden Dienftverritung ein Vergehen 
der Widerſetzung begangen werben. 

(Zeitſchr. für Geſ. G. und Rechtspflege Br. 6 ©. 36.) 


B. Jagdausübung“), Wildſchaden. 


Durch das G. vom 30. März 1850, die Ausübung der Jagd 
betr., G.Bl. ©. 117, Döll. XXIX. ©. 697, iſt das frühere ©. vom 
4. uni 1848, die Aufhebung bed Jagdredites auf fremdem Grund und 
Boden betr., aufgehoben worden, 

Nicht minder find die älteren Vollzugsvorichriften vom 2. April 
1850 burdy die fpäteren vom 3. Febr. 1857 außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Der Art. 229 des P.St.G. erflärt ftrafbar: Die Uebertretung 
ber gefeßlichen Beftimmungen über Ausübung der Jagd und ber nad 
Maßgabe des Geſetzes im Verorbnungsmwege erlaffenen jagbpolizeili: 
hen Vorſchriften. 

Art. 292 des St. G. beſtimmt, daß fich die Beftrafung ber agb: 
frevel nad den hierüber beftehenden befonbern Geſetzen richte. 


1. Gefes, die Ausübung der Jagd beir., vom 30. März 1850. 


Art. 1. Im Grundeigentum liegt die Berechtigung zur Jagd 
auf eigenem Grund und Boden. 

Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und Boden bleibt auf: 
gehoben und darf in Zukunft nicht wieder als Grundgerechtigkeit beftellt 
werben. 

Art. 2. Die Ausübung des Jagdrechtes durch ben Örunbeigen: 
thümer felbit ift nur zuläffig: 

1) auf allen unmittelbar an bie Behaufung ftoßenden Hofräumen und 
Hausgärten, fobald fie durch irgend eine Umfriedung begrenzt oder 
fonft vollftändig abgeſchloſſen find; 

2) auf allen und jeden Grundjtüden, welche mit einer Mauer, einer 
zufammenbängenden Hede, oder mit einer dichten Einzäunung und 
mit verfchließbaren Thüren verfehen find, — worunter die gewöhn— 
lichen, zunähft nur die Abwehr oder den Einfluß des Weide: 
viehes bezwedenden Yeldzäune nicht begriffen; 


*) 8. a. Pr. II. 10. 
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3) auf einem zufammenhängenden Grundbeſitze von mindeftens 240 
bayeriſchen Tagwerken im Flachlande und 400 Tagwerken im 
Hochgebirge; 

4) auf Seen und Fiſchteichen von mindeſtens 50 Tagwerken. 
Straßen und Wege, fowie Flüſſe und Bäche unterbrechen nicht 

die Continuität des Jagdbezirkes. 

Die aus dem Grundeigenthum abgeleitete Dispoſitionsbeſugniß des Grund— 
eigenthümers berechtigt ihn auch, im Falle des Art. 2 fein eigenes Jagdrecht durch 
Verpachtung auszuüben, aud dann, wenn ber Grundeigenihämer eine Stiftung 
ober fonft eine juriftifche Perſon if. (ME. v. 4. April 1863 Nr. 7646.) 

Wenn zwei oder mehrere Perfonen miteinander ein Grunbftüd von 240, 
bezw. 400 Tagw. befiken, fo ug ihnen bie re hierauf nicht zu. 

(M.E. vom 8. Juni 1864.) 

Art. 3. Sind von on ſolchen Gutscomplere ein oder mehrere 
Grundftücde, welche nicht unter die Beftimmung bes Art. 2 fallen, und 
auch nicht zufammenhängend 240, beziehungsweife 400 Tagwerfe be: 
tragen, volljtändig umfchloffen, jo fteht dem Eigenthümer des erfteren 
au die Jagdbefugniß auf diefen Grundftüden (Enclaven) gegen Ent: 
ſchädigung der Eigenthümer zu. 

Das umſchließende Grundſtück muß das Enclave auf allen Seiten um: 
Ichließen, und Teßteres nicht felbft einen zur ſelbſtändigen Jagdausübung bereditigten 
Bezirk bilden. 

Die Größe der Entjhädigung wird in Ermanglung eines Weber: 
eintommens ber Betheiligten nach den jeweiligen Jagdpachtpreiſen in ber 
Gemeindemarkung, in welcher diefe Orundftüde liegen, und wenn und 
fo Lange folche nicht beitehen, nad) jenen in der nächſtgelegenen Gemeinde: 
markung nad Berhältniß des Flächeninhalts berechnet und feftgeftellt. 

Art. 4. In allen übrigen Fällen übt bie politiſche Gemeinde 
Namens der Grundeigenthümer innerhalb ihres Bezirfes das Jagdrecht 
durch Verpachtung aus. 

Art. 5. Die Geſammtflur jeder politiſchen Gemeinde bildet einen 
ſelbſtändigen Jagdbezirk. Jeder Gemeinde bleibt unbenommen, ſich mit 
anderen politiſchen Gemeinden zu einem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke zu 
vereinen. Gemeinden, deren Flur 480 bayeriſche Tagwerke oder mehr 
umfaßt, können mehrere, die Zahl von 6 nicht überſchreitende, wenigſtens 
240 Tagwerke haltende Jagdbezirke bilden. 

Wenn eine politiiche Gemeinde aus mehreren Ortsgemeinden befteht, ſo 
lann der Drisgemeindebezirt, im Fall er die entſprechende Größe bat, als bejon- 
berer Jagdbezirk anerkannt und verpachtet werden, 

Es hat jedoch darüber die politiſche Gemeinde zu entſcheiden, wie auch der 
Pachterlös in die Kaſſe der politiſchen Gemeinde einzuzahlen iſt, infoferne dieſe 
nicht zu Gunſten der — N darauf verzichtet. 

(Bl. f. adm. Pr. 1866 ©. 374 u. 368.) 

Art. 6. Die im Art. 2 benannten Jagdberechtigten fünnen bie 
ihnen zuftehende Selbftbenügung der Jagd auf ihrem in oder an dem 
betreffenden Jagdbezirke Tiegenden Beſitzthum mit in die Verpachtung gehen. 

Art. 7. Die Verpachtung geſchieht durch die Gemeindeverwaltung, 
und zwar in ber Regel auf dem Wege ber öffentlichen Verfteigerung an 
den Meijtbietenden, 
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Das Ergebniß unterliegt in Städten und Märkten mit magiftra- 
tifcher Verfaſſung der Genehmigung des Magiftrats und der Gemeinde: 
bevollmächtigten, in den übrigen Gemeinden der Genehmigung der Ge— 
fammtgemeinde. 

Sleihe Beihlußfaffungen find erforderlich, wenn ausnahmsweiſe bie 
Jagd ohne Verfteigerung durch Contractsabſchluß verpadytet werden will. 

Als Pächter können aber ſolche die gemeindlihe Genehmigung nicht 
erhalten, welchen nady Art. 18 oder Art. 19 die Ausftellung der Jagd: 
karte verweigert wird; auch bürfen die Pachtbedingungen den ausdrüd: 
lihen Beitimmungen des gegenwärtigen Geſetzes nicht wiberftreiten. 

Wenn die Gemeinde den Weg der öffentlihen Verfteigerung wählt, fo fteht 
es ihr nicht frei, beihränfende Beltimmungen über Zulaffung oder Nichtzulafjun 
von Steigerungsluftigen zu treffen. Will fie diejes, jo ſteht es ihr frei, die Jag 
im Weg des Vertragsabſchluſſes zu vergeben. 

(M.E. vom 31. Jan, 1863, vom 14. Oct. 1865.) 

Jagdpacht begründet zwifchen Pächter und Verpächter ein Privatrechtöver: 

hältniß entftehen über deffen Löfung Streitigkeiten, jo entſcheiden bie Gerichte. 
M.E. vom 15. Jan. 1866. Stenogr. Ber. 1850 Bd. IL. ©. 143 u. fi.) 

Die Gemeinde übt die Jagd nicht als Korporation, fondern ald Mandatar 
der Grunbbefiker aus, 

Die Verpahtung der Gemeinbejagd durch Vertragsabſchluß kann nicht ge: 
hindert werden, wenn die Gemeinde hiefür befondere Motive anzuführen vermag. 
(M.E. vom 6. April 1864 Nr. 7066.) 

Abhaltung von Berfteigerungen an Sonntagen bleibt ohne Einfluß auf ben 
Rechtsbeſtand des Vertrags. 

Jagdverpachtung mit Zuficherung ber Freiheit des Pächters von Bezahlung 
bes Wildſchadens jegt die Zuftimmung aller betheiligten Grunbdbefiger zum Ge: 
meindebeihluß voraus. (M.E. vom 23. Mai 1863.) 

Jagdpachte müffen auf eine Dauer von mindeftens 6 Jahren abgejchloffen 
werben, weil fie ſouſt die Borjcriften der V.V. 6 6, und bie Verorbn. vom 
3. Oct. 1863, Grbaltung ber Jagd betr., nicht entjprechen. 

Art. 8. Die Pachtſchillinge werden in die Gemeindecaffen ein: 
bezahlt und den betheiligten Grundbeſitzern verrechnet, beziehungsmeije zu 
den fie treffenden Gemeindeausgaben verwendet. 

Die Ausmittelung der Antheile ber einzelnen Gutsbefiger iſt dem freien 
Ermeſſen der Betheiligten anbeimgeftellt, nur wenn dies nicht erzielt wird, ift Ein: 
greifen und Entſcheidung der Abminiftrativbehörden aeg, und bie Vertheilung 
nad dem Flächeninhalt zu beftimmen. (M.E. vom 9. Mär; 1863.) 

Art. 9. In dem Falle des Art. 6 gefchieht die Verteilung des 
erzielten Pachtſchillings nach den Beitimmungen der hierüber getroffenen 
Uebereinkunft, in Ermangelung einer ſolchen nach der Tagwerkzahl ber 
Grundftüde. 

Art. 10. Für einen Jagdbezirk können nicht mehr als brei Päd 
ter zugelaffen werben. 

Den zur Ausübung der Jagd beredtigten Orundeigenthümern 
fowohl als den Jagdpächtern ift erlaubt, für bie Jagdausübung eigene 
gelernte Jäger aufzuftellen. 

Den genannten Grunbeigenthümern, Pächtern und Jägern ift 
weiter geftattet, Perfonen, welde eine Jagdkarte befigen, mit auf bie 
Jagd zu nehmen. 
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Art. 11. Die Gemeinden find ausnahmsweife befugt, die Jagd 
in Selbjtverwaltung durch höchſtens drei jagbfartenfäbige Gemeinde: 
glieder auszuüben: 


1) wenn die Gemeinde als ſolche Eigenthümerin eines zuſammen— 
hängenden Orundbefiges von mindeſtens 240, bezichungsmeife 

400 Tagwerken it; 

2) wenn die von ihr verfuchte Verpachtung entweder gar fein Reful: 
tat gewährt, oder 

3) wenn kein Pachtgebot erfolgt, welches den von der Gemeinde: 
verwaltung beftimmten Aufwurfspreis erreicht. 

Nah $ 9 der BB. und M.E. vom 8. Sept. 1866 ſoll im Kalle bes 
Art. 11 curatelamtlihe Entſcheidung einireten. Am Hinblid auf die Gem.Orbn. 
vom 29. April 1869 Art. 157 wird biefe Anordnung nicht mehr aufrecht zu er: 
balten jein. 

Art, 12. MWebertragung des Jagdpachtes kann nur mit Ein: 
willigung der Gemeinde unter Zuftimmung der etwaigen Mitpächter 
ftattfinden, 

Art. 13. Bei Ausübung der Jagd find die feld, forft:, jagd= 
und fidherheitspofizeilihen Vorſchriften einzuhalten. 

Der Yagdausübende hat neben der polizeilichen Strafe, Art, 23, 
jeden, durch das Betreten noch nicht abgeräumter Felder und unabgeleſe— 
ner Weinberge, ſowie jeden an cultivirten Waldgründen oder anderweitig 
angerichteten Schaden zu erjegen. 

Art. 14. Niemand darf ohne eine von der zuftändigen Behörbe 
auf feine Perſon ausgejtellte und nur für diefe giltige Jagdkarte jagen. 

Art. 15. Die Jagdkarten werben von der Diftriftspolizeibehörde 
gegen eine Gebühr von fl. ausgeitellt, welche zu einem Dritttheile in 
die Staatscafje fließt und zu zwei Dritttheilen in die Caſſe derjenigen 
Armenpflege, in deren Bezirk der die Jagdkarte Löſende wohnt ober ſich 
aufhält. 

Den für den Jagd- und Forftihuß Angeitellten oder Berpflichte: 
ten find Tebiglidy zum Zwecke dieſes Schutzes — foweit die Beſtimmun— 
gen ber Art. 18 und 19 diefes zulaffen — auf ihren Auffichtsbezirf 
beihränfte, zur Jagdausübung jedoch nicht beredhtigende eigene Karten 
unentgeldlich auszuſtellen. 

Art. 16. Die Jagdkarten werden auf die Dauer je eines Ka— 
lenderjahres ausgeſtellt und gelten für das ganze Land. 

Urt. 17. Die Verhandlungen über die Ausſtellung von Jagd— 
farten unterliegen weder ber Tare noch der Stempelpflicht. 


Art. 18. Jagdkarten müffen verweigert werben: 

1) den wegen Geiſteskrankheit unter Curatel Geftellten oder notorifch 
Geiſteskranken; 

2) den unter polizeiliche Aufſicht Geſtellten; 

3) denjenigen, welche ihren Lebens unterhalt Armuths halber aus öffent— 
lichen Gemeinde- oder Stiftungscaſſen und Anftalten erhalten; 
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4) jeden, welcher wegen eines Verbrechens oder wegen Bergehens ber 
Fälfhung, des Betrugs, Diebftahls oder der Unterſchlagung ver: 
urtheilt worden iſt. 

Art. 19. Jagdkarten können verweigert werben: 

1) den Minderjährigen und Verſchwendern; 

2) jedem, welher wegen Bettelns, rachſüchtiger oder muthwilliger 
Beſchädigung von Bäumen, Früchten auf den Halınen, oder Pflan- 
zungen, oder wegen Jagdfrevels befiraft worden ift; 

3) jedem, weldyer wegen einer fahrläfiigen, duch eine Schußwaffe 
begangenen Tödtung oder Verwundung, oder wegen des auf gleiche 
Weife begangenen Vergehens vorfäglider Körperverlegung, ſowie 

4) jedem, weldyer wegen Verletzung der perfünliden Sicherheit, 

durch Selbithilfe oder Störung des öffentlichen Friedens ver: 

urtheilt worden iſt; 

allen Hanbwerksgefellen, Dienftboten und in folder Kategorie 

ftehenden Perfonen. 

Art. 20. Die Diftriktspolizeibehörde ift berechtigt und beziehung: 

weife verpflichtet, die ausgeftellte Jagdkarte und reſp. Jagd: und Forft: 

ſchutzkarte — Schutzgewehrſcheine — einzuziehen, wenn nad der Aus: 

ftellung in der Perfon des Inhabers einer der in den Art. 18 und 19 

angeführten Gründe eintritt oder erft bekannt wird, 

Art. 21. Gegen die von der Diftriktspolizeibehörbde verweigerte 
Ausftelung oder verfügte Einziehung einer ſolchen Karte ijt eine Be— 
rufung an die einfchlägige Füniglie Regierung, K. d. J., innerhalb 
vierzehn Tagen vom Tage der Eröffnung des bijtriktspolizeilichen Be— 
ſchluſſes an, zuläjfig. 

Art. 22. Im Falle der Einziehung der für einen Jagdpächter 
ausgeftellten Jagdkarte ift — infoferne nicht die allenfallfigen Mitpächter 
deſſen Verbindlichkeit übernehmen, oder eine Webertretung des Pachtes 
an einen Andern nad Art. 12 erfolgt — der Nagbpadytvertrag ohne 
Pahtentihädigung bes Pächters fofort gelöft. 

Die in einem folhen Falle für die Verpächter und Mitpächter 
entjpringenden Beſchädigungen bleiben — infoferne der Pachtvertrag 
nichts Anderes bejtimmt — der Austragung vor dem Givilrihter vor: 
behalten. 

Das Geſetz vom 30. März 1850 zieht bier Feine feften Grunbdlinien für 
die Competenz. Da, wo es ſich um einen aus dem Grunbeigenthum abgeleiteten, 
wiberfprocdhenen Anſpruch auf das Jagbredt, um privatrechtliche Ausflüffe aus 
bem Grunbeigentbum handelt, um deren Geltendmahung, um die Tragweite eines 
Pachtvertrages und deſſen Wirkfamfeit zwiſchen den Gontrabenten, jo wie um Er: 
füllung des Vertrages handelt, werben die Gerichte competent fein. 

Wenn es fih aber um Aufrechthaltung dev gefeglihen Vorſchriften über 
bie Ausübung ber Jagd durch die politiihe Gemeinde, um die Prüfung der Gil: 
tigkeit eines von ber politiihen Gemeinde abgeichloffenen Pachtvertrages, um 
Prüfung ber Frage handelt, ob ein Grundftüd groß genug ſei, um einen eigenen 
Jagdbezirk zu bilden, ob es als Enclave au betrachten jei 2c. 2c. entſcheidet die Ver: 
waltung, da bieje zum Bollzug des Geſetzes berufen ift. Bl. f. a. Pr. 1866. ©. 380. 


5 


— 
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Art. 23. Einer polizeilichen Geldftrafe bis zu 25 fl. unterliegt, 
abgejehen von fonjtiger Strafbarkeit: 


1) wer von der ihm zuftehenden Befugnig zur Jagdausübung Ge— 
brauch macht, bevor er eine Jagdkarte gelöft bat; 

2) wer feine Jagdfarte bei Ausübung der Jagd nicht mit fid) führt, 
oder mit einer auf fremden Namen ausgejtellten oder bereits ab: 
gelaufenen Jagdkarte jagt; 

3) wer einen Jagdgaft auf die Jagd nimmt, der eine Jagdkarte nicht 
gelöft bat; 

4) wer ohne Begleitung des zur Jagdausübung Berechtigten jagt; 

5) wer bei Ausübung der Jagd ſich gegen die feld, forſt-, jagd— 
und ficherheitspofizeilihen VBorfchriften verfehlt; 

6) wer den polizeilichen Bolzugsbeamten und Dienern die Vorzei- 
gung der Jagdkarte und bei fid) ergebenden Auftänden deren Ab- 
gabe verweigert. 

Jeder, der wegen Nichtlöfung einer Jagdkarte als Jagdfrevler be: 
ftraft wird, foll außer der geſetzlichen Strafe noch zur Zahlung einer 
dem Preife der Jagdkarte aleichfommenden Summe verurtheilt werden. 

Die ertannte Geldftrafe wird in den Fällen des Art. 34 und 
nah der Analogie des Art. 35 Th. I des St. G. B. in eine verhält: 
nißmäßige Arreftitrafe verwandelt. 

Die Unterfuhung und Aburtheilung erfolgt nad den für die Be: 
handlung von Polizeiftraffachen bejtehenden Beſtimmungen durd die Ge— 
richte I. Instanz, in deren Bezirk die Uebertretung verübt wurde. Gegen 
die Beſchlüſſe derjelben it eine Berufung an das einjchlägige ©ericht 
II. Inftanz, innerhalb 14 Tagen vom Tage der Eröffnung des Be: 
ſchluſſes an gerechnet, zuläjlig. 

Es iſt zu umterfcheiben zwifchen Ausübung des Jagdrechtes und zwiſchen 
Ausübung der Jagd. Nur wer an legterer perfönlich Theil nimmt, alſo jagt, 
und mit Gewehr verfehen ift, bedarf einer Jagdkarte, wer nur Treiber iſt, und 


wenn es auch ber Ya wäre, bedarf — wenn er fein Gewehr bat — 
keiner Jagdkarte. (D.AE. v. 26. April 1867.) 


Tranfitorifhe Beftimmung. 


Art. 24. Jagdpachtverträge, welche von ben Gemeinden nicht 
nad; den Beſtimmungen des gegenwärtigen Gejeßes abgefchloffen find, 
löfen ſich ſechs Monate nadı Publication diefes letzteren ohne gegen: 
feitige Entſchädigung der Jagdbeſitzer und Jagdpächter auf, wenn brei 
Monate vor diefem Termine von dem einen oder andern Theile gekün— 
digt worden ift. 

Segenwärtiges Geſetz ift nur für die Negierungsbezirfe diesſeits 
des Rheins giltig und ift durd das Geſetzblatt befannt zu machen. 

Unfere Staatsminifter der Juſtiz, der Finanzen und des Innern 
find mit dem Vollzuge defjelben beauftragt. 
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II. Geſetz, die Beitrafung der Jagdfrevel beir., vom 25. Juli 1850. 


Art. 1. Des Jagdfrevels macht ſich ſchuldig, wer in einen frem— 

ben Jagdbezirke ohne Bewilligung des Berechtigten entweder: 

1) die Jagd ausübt; oder 

2) in anderer Weife ein zu ber Gattung des Wildes gehörendes 
Thier, weldes noch nit auf fennbare Art in Befig genommen 
ift, fi) zueignet oder außer dem Falle der perſönlichen Nothwehr 
tödtet oder verlegt; oder 

3) zum Fangen des Wildes Schlingen ftellt, Ballen aufrichtet ober 
ähnliche Vorkehrungen trifft; oder 

4) die Meter der Auer, Birk-, Dafel: oder Feldhühner, der Wild: 
enten, Faſauen oder des in den Möfern brütenden Yederwildes 
aushebt oder zeritört. 

Die Tödtung oder Verletzung eines Raubthieres in einem Haufe, 

Hofraum oder Hausgarten wird nicht als Jagdfrevel betrachtet. 
O.A.F. vom 29. Oct. 1867 in Saden Martin Hempf Fiſchers, wegen 
Jagdfrevels. 

Die Fiſchotler gehört zu ben jagdbaren Thieren, nicht zu den Fiſchen. 

Art. 2. Des im Nrt. 1 Ziff. 1 erwähnten Jagdfrevels macht 

ſich gleichsfalls ſchuldig: 

1) wer einen fremden Jagdbezirk außer der Landſtraße oder einem 
gewöhnlichen Verbindungswege mit einem Schießgewehre oder 
einem anderen zum Tödten oder Einfangen des Wildes geeigneten 
Werkzeuge betritt, inſoferne nicht beſtimmte Gründe für die An— 
nahme vorliegen, daß er keinen Jagdfrevel beabſichtigt habe; 

2) wer ein von ihm angefhoflenes Wild ohne Einwilligung des Be: 
rechtigten in einem fremden Jagdbezirk verfolgt. 

Art. 3. Der Nagdfrevel wird als Bolizeiübertretung beftraft: 

41) mit Gefängniß bis zu der Dauer von 8 Tagen ober mit einer 
Geldbuße bis zu dem Betrage von fünfundzwanzig Gulden, wenn 
die Verletzung des Jagdrechtes ohne Schießgewehr geſchieht; 

2) mit Gefängniß von 8 bis 14 Tagen oder mit einer Geldbuße 
von fünfundzwanzig bis fünfzig Gulden, wenn die Verlegung bes 
Jagdrechtes mit einem Schießgewehre begangen wird, 

Art. 4. Der Jagdfrevel wird als Vergehen beftraft: 

1) mit Gefängniß von 14 Tagen bis zu 3 Monaten: 

a) wenn die Verlegung des Jagdrechtes in einem Wildparfe 
oder auf einem der in Art. 2 Ziff. 1 und 2 des Geſetzes 
über die Ausübung der Jagd vom 30. März 1850 bezeich— 
neten Grundſtücke; oder 

b) mit einer Windbüchſe, mit einem mit Schießbaumwolle gela: 
denen Gewehre oder mit einem Scießgewehre begangen wird, 
welches fo eingerichtet ift, daß es auf außergewöhnliche Art 
zerlegt undverborgen getragen, oder nicht auf den erjten An- 
blick als Schießgewehr erkannt werden kann; oder 
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e) wenn ber Jagdfrevler, welcher von einem Gendarmen ober 
einer andern obrigkeitlihen PBerfon, von dem Jagdberechtigten, 
ober von einer für den Jagdſchutz angeftellten oder verpflich— 
teten Perſon in dem fremden Jagdbezirke betreten und zur Ueber: 
gabe des Gewehres aufgefordert wird, diefelbe verweigert; oder 

d) wenn der Jagdfrevel in Gejellfhaft von zwei oder mehreren 
mit Scyießgewehren verjehenen Perſonen verübt wird; 

2) mit Oefängniß von ſechs Wochen bis zu einem Jahre: 

a) wenn der Jagdfrevel von einer zum Wildfchießen vereinigten 
Bande verübt wird; ober 

b) wider den Jagdfrevler bereits zweimal auf dem Grunde bes ae: 
genwärtigen Geſetzes irgend eine Strafe verhängt worden ift oder 

e) der Jagdfrevler fi vermummt oder auf andere Weije unfennt- 
lich zu machen geſucht bat. 

Art. 5. Hat der Jagdfrevler gegen irgend eine Perſon, von 
welcher er in dem fremden Jagdbezirke betreten wurde, gefährliche Droh— 
ungen oder Gewalt gebraucht, ſo iſt derſelbe mit folgenden Strafen zu 
belegen: 

1) mit Gefängniß von vierzehn Tagen bis zu ſechs Monaten (als 
Vergehensſtrafe), wenn er einer ſolchen Perſon eine weder als 
Verbrechen noch als Vergehen ſtrafbare körperliche Mißhandlung 
zugefügt hat; 

2) mit Gefängniß von vier Wochen bis zu einem Jahre (als Ver— 
gehensſtrafe), wenn er eine ſolche Perſon auf Leib und Leben 
bedroht hat; 

3) mit Strafarbeitshaus von zwei bis vier Jahren, wenn er auf 
biefelbe geihoflen hat, jelbjt wenn dies feine Verwundung zur 
Folge gehabt haben follte. 

Dieſe Strafen fommen jedoch nur dann in Anwendung, wenn 
nicht in Gemäßheit dev Beitimmmungen des Strafgeſetzbuches eine höbere 
Strafe verwirkt ilt. 

Art. 6. In Anfehung der als Verbrechen oder ald Vergehen 
ftrafbaren Jagdfrevel richtet ih die Beſtrafung des Verſuches, der Hilfe: 
leitung und der Begünftigung nad; den einjchlägigen Beſtimmungen des 
Strafgefeßbuches. 

Bei den als Polizetübertretung ftrafbaren Jagdfreveln find bie 
Hilfeleiftung und die Begünftigung mit einer Oefängnißftrafe bis zu 
der Dauer von adt Tagen oder mit einer Geldbuße bis zum Betrage 
von fünfundzwanztig Gulden zu bejtrafen. 

Art. 7. An allen Fällen ift neben der geſetzlichen Strafe und 
der Verbindlichkeit zum Schadenerfage die Gonfiscation des Schießgeweh— 
res und anderer zum Tödten ober Einfangen des Wildes geeigneten 
Werkzeuge auszufprechen. 

Wenn das Schießgewehr nicht herbeizuſchaffen ift, jo wird ber 
Jagdfrevler außer ber Hanptitrafe in eine Geldbuße von fünf bis fünf: 
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undzwanzig Gulden verurtheilt, welche unter ben im Strafgeſetzbuche 
für die Umwandlung ber Geld- in Gefängnißftrafe aufgeftellten Bor: 
ausfeßungen in die entjprechende Freiheitsitrafe zu verwandeln ijt. 

Art. 8. Hat Jemand in einer und berjelben Handlung Ueber: 
tretungen des gegenwärtigen Geſetzes und des Geſetzes über die Aus: 
übung der Jagd vom 30. März 1850 begangen, jo find die für jede 
einzelne Uebertretung verwirkten Strafen, injoweit fie ihrer Natur nad) 
nebeneinander bejtehen können, gleichzeitig gegen denjelben auszuſprechen. 

Art. 9. Bei den als Verbrehen oder als Vergehen jtrafbaren 
Sagdfreveln kommen binfichtlih der Unterfuhung und Aburtheilung die 
Borfchriften der allgemeinen Strafprocefordnung zur Anwendung. 

Dei den als Polizeiübertretungen bezeichneten Jagdfreveln erfolgt 
die Unterfuhung und Aburtheilung nah den für die Behandlung von 
Polizeiftraffachen bejtehenden Vorſchriften durdy die Eivilgeridhte erfter 
Inſtanz, in deren Bezirk die Uebertretung begangen wurde. Gegen bie 
Ausiprüce derfelben it eine Berufung jan das nächſt höhere Gericht 
innerhalb 14 Tagen, vom Tage der Eröffnung des Urtheiles an ge 
rechnet, zuläjfig. 

Auch die Verhaftung ber auf friiher That betroffenen Jagdfrevler 
und das Verhalten gegen diefelben richtet fih nur nad) den allgemeinen 
Vorſchriften über das Verhalten gegen Gefeübertreter, welche auf friiher 
That betroffen werden. 

Art. 10. Die in den Landestheilen biesfeits des Nheins befteben- 
den Gefege, Verordnungen und Gewohnheitsrechte über die Beftrafung 
der Jagdfrevel und über die Jagdfolge find aufgehoben. 

Art. 11. Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem Tage feiner 
Verkündung durch das Geſ.Bl. in allen Landestheilen diesſeits des 
Rheins in Wirkſamkeit. 

Unſer Staatsminifter der Juſtiz ift mit dem Bollzuge beauftragt. 


11. Vorſchriften zum Vollzuge des Gefeges vom 30. März 1850, 
die Ausübung der Jagd betr., vom 3. Febr. 1857. 


Einleitung. 


Das Geſetz vom 30. März 1850, die Ausübung der Jagd betr. 
zerfällt, infoweit mit defjen Vollzuge gemäß der Schlußbeftimmung im 
Art. XXIV. Abſ. 3 das k. Staatsminifterium des Innern beauftragt ift, 
nad) feiner innern Weſenheit in zwei durdaus verſchiedene Abjchnitte. 

Der eine Abſchnitt umfaßt, nachdem Art. 1 die rechtlihe Grund: 
lage ber Jagd feftgeftellt hat, jene Beftimmungen, Art. II. mit XIL, 
deren Anwendung unter der Aufficht des Staates zunächſt die Thätig: 
keit der Betheiligten, der Gemeinden und gemeindlihen Organe zu: 
geſchieden iftz in dem andern find jene Normen enthalten, deren Boll: 
ziehung und Handhabung, Art. XIII. mit XXI, primär in die Hand 
und in den Zuftändigkeitöfreis der Polizeibehörden gelegt ift. 
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In jedem dieſer Abſchnitte macht fih für die Lehteren ein befon- 
derer Standpunkt geltend. 

Der eine Standpunkt, ein weſentlich negativer, beſchränkt die poli- 
zeilihe Mitwirkung auf die Controle über die richtige Oejepesanwendung 
von Seite der zur Jagdausübung berechtigten Grundeigenthümer, Ge: 
meinden und ihrer Organe, jowie auf Abwehr und Befeitigung biebei 
wahrgenommenen gejeßwidrigen Vorgehens, während ber zweite Stand: 
punft die Diftriftspolizeibehörden zu initiativem und pofitivem Handeln 
und Eingreifen, zu beftimmten, von dem Zuthun der Betheiligten un: 
abhängigen Maßnahmen und Verfügungen verpflichtet. 

Te freiere Bewegung aber einerfeitS den Gemeinden durch das 
Geſetz eingeräumt ift, und je beftimmter andererjeit® das gemeinte Beite 
volllommen geordnete Zuftände bei der Jagbausübung erheiſcht, deſto 
ihärfer und pünftliher muß jene Ucberwachung gehandhabt, defto nach— 
drudjamer jedem Mißbrauche von Seite der Gemeinden in feinen un: 
gejeglihen Erjceinungen und factifhen Folgen begegnet werben. 

Bon diefen Gefihtspunften ift fhon die dem Gefeße vom 30. März 
1850 nachgefolgte Inftr. vom 2. April ej. a. erlaffen worden; von 
eben denjelben find auch die gegenwärtigen Vollzugsvorfchriften wieder 
ausgegangen, welche durch Aufnahme der im Bollzug diefes Geſetzes in: 
zwiſchen veranlaßten Ausjhreibungen und Specialentiheidungen ergänzt, 
biemit an die Stelle der eriteren treten und in nachftehender Weife zur 
Nachachtung allgemein bekannt gemacht werden, 


1. Abſchnitt. 


$. 1. 

Zu Art. J. Nah Art. 1 d. Gel. vom 30. März 1850, bie Ausübung 
der Jagd betr., ift die Berechtigung zur Jagd ein Ausfluß des Grundeigentbums. 
Das Grundeigentbum bildet daher fortan nur noch die einzige Quelle des Jagd— 
rechtes. 

Die Jagd gehört aber zu jenen Privatrechten, deren Ausübung die Gefep- 
gebung wegen des hierbei berührten Intereſſes der fittlihen Ordnung und all: 
gemeinen Sicherheit unter die Beltimmungen des äffentlichen Rechtes geitellt bat. 

Bon bdiefem Gefihtspunfte aus muß bei Anwendung bes Gefekes vom 
30. März 1850 durchgreifend von dem oberften Grundſatze ausgegangen werben, 
daß den gefeplichen Beilimmungen Über Ausübung der Jagd mit fleter Nüd: 
fiht auf das Grundprincip des Eigentbums — deſſen Erhaltung 
— ber Vollzug zu fihern iſt. 

Die vorforgenden Anordnungen für diefen Zwced find zunächſt in ben 
jagdpolizeilichen Vorfchriften enthalten, deren. fortdanernde Giltigkeit im Art. XIL, 
des Gef. ausdrüdlic anerkannt ift. 

Welche Folgen fih hieraus für Vollziebung des Geſetzes vom 30. März 
1850 ableiten, und welde Aufgabe hiernach für die polizeiliche Thätigkeit inner: 
balb des ihr durd das Geſetz zugeichiedenen Wirfungsfreifes erwächſt, wird in 
gegenwärtiger Anftruction bei den einzelnen Gejepesbeftimmungen befonders vors 
detzhen werben. 


g2. 

Zu Art. II. und III. Die Ausübung der Jagd ift dem one ar mg 

nur unter gewiljen tbatjächlihen Vorausjegungen gejtattet, ohne deren Daſein die 

rolitifhe Gemeinde Namens der Grundeigentbümer innerhalb ihres Bezirkes das 
Rar, Handbuch ber bayer, Difie.Berw.Bebörben. III. Aufl. 26 
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Jagdrecht durch ang rg bat, Diefer Beitimmung Tiegen nicht privat: 
rechtliche Motive, fondern Rüdfichten für die allgemeine Ordnung zu Grumbe. 

Die Rolizeibehörben haben daher von Amtswegen barüber zu wachen, 
daß die Grumbeigenthünter nur in dem im Art. II. Ziff. 1 mit 4 bejtimmten 
Fällen das Jagdrecht ausüben. Abweichungen biervon oder Streitigkeiten hierüber, 
welche burch die Einſprache Betheiligter entjiehen, find vorbehaltlich bes Recurfee 
ordnungsmäßig zu befcheiden. 

Weiter find die Polizeibebörden verpflichtet, mit befonderer Aufmerkſamkeit 
darauf zu eben: 

a) Daß jeder Grundeigenthümer, welcher von der ihm zuftehenden Befug— 
niß der Yagbausübung nad Art. I. Gebraud macht, nicht ohne Beſitz einer 
Jagdkarte jagt, woraus von ſelbſt folgt, dab ein folder Grundeigenthümer der 
Jagdausübung ſich zu enthalten bat, wenn ihm auf Grund der Art. XVIIE und 
XIX. die Ausftellung einer Jagdkarte verweigert worden ift. 

b) Daß berjelbe bei Ausübung der Jagd bie feld- forſt-, fiherheits: und 
jagbpolizeilichen Vorſchriften beadyte, und hierzu insbefondere ſich Feiner durch 
legtere verbotenen Werkzeuge bediene. 

c) Was namentlih das Jagen in Hofräumen unb Hansgärten, Ziff. 1, 
betrifft, fo find die beftehenden Nerbote binfichtlih des Gebrauds des Schieß— 
gewehres in Städten und Dörfern und in deren nächſter Umgebung fireng zu 
handhaben. (Bergl. Art. 168 des P.St. G. B.) 

Die Polizeibebörden haben pflictmäßige Eorge zu tragen, daß in Fällen 
wahrgenommener Uebertretungen der vorfiehenden Art bie zuftändige Einfchreitung 
veranlaßt werde, 

d) Der Aufammenhang des Grundbefiges nah Art. IL ift als gegeben zu 
erachten, wenn die einzelnen Grundſtücke, welche zufammen ben Complex bilden, 
wenigftens in einem Punkte jo unmittelbar ſich berübren, daß man von dem Ginen 
auf das Andere ohne Betretung fremden Gigentbumes gelangen kann, oder wenn 
diefelben, getrennt durch Etraßen, Wege, Flüſſe oder Bäche, aud nur auf einem 
Punkte rechtwinkelig ſich gegenüber Pr 


Zu Art. IV. Infoferne dem Grundeigentbümer die Ausübung bes Jagd— 
rechtes geſetzlich nicht zulommt, tritt die politiiche Gemeinde als dieponirende Per: 
fönlihfeit an die Stelle der Grundeigenthümer. Sie bat aber die Jagb — bie 
im Art. XL zugelafienen Fälle der Eelbjtverwaltung ausgenommen — unbedingt 
zur Verpachtung zu bringen, und biefür nicht nur die maßgebenden Beflimmungen 
des Geſetzes felbit, Sondern auch gemäß Art. XII. die mehrerwähnten polizeilichen 
Vorſchriften bei Behandlung der Jagd zur Richtſchnur zu nehmen, 

In dieſer Eigenſchaft eritredt fid das Dispofitionsrecht ber Gemeinde nur 
auf die innerhalb des Markungsverbandes gelegenen Grundſtücke. Grundſtücke 
einer Gemeinde und ihrer Angehörigen inmerbalb ber Flurgrenze einer andern 
politifchen Gemeinde, gehören, wenn jene nicht nach Art. IL, beziebungemeife 
Art. XL Ziff. 1 fich zu einem zur Selbflausübung durch den Grundeigenthümer 
oder zur GSelbfiverwaltung durch die grundbefißende Gemeinde berechligenden Jagd: 
bezirfe eignen, dem Jagdbezirke der legteren an. 


g 4. 

Zu Art. V. Beim Vollguge des Art. V. baben die Polizeibehörden von 
dem Gefichtspunfte fich leiten zu laſſen, daß — ba angemcejiene Jagbbezirfe nicht 
nur die Erhaltung der Jagd, ſondern auch die Sicherung der öffentlihen Ord— 
nung zu fördern geeignet find, die Aufrechtbaltung der die Geſammiflur einer 
politiſchen Gemeinde umfafienden jelbitftändigen Jagdbezirke oder die Ausführung 
des legal ausgejprochenen Willens von Gemeinden zur Bereinigung mehrerer Ge: 
meindemarfungen zu einem gemeinſchaftlichen Nagbbezirfe mit Befeitigung der ent: 
gegentretenden Hinderniffe in jeder zuläffigen Weile zu unterſtützen find, 

Wil jedoch eine Gemeinde von ber ihr zuftehenden Befugniß der Unter: 
abtbeilung ihrer Markung in mehrere, bie Zahl von ſechs nicht überſchreitende, 
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wenigftens 240 Tagwerke haltende Fagbbezirke nn machen, fo ift biezu bie 
Faffung eines befonderen Gemeindebeſchluſſes nothwendig. 

Berpachtungen, welche ohne einen folden vorherigen Beſchluß zu Stande 
fommen, oder welhen mebr als 6 Unterabtheilungen oder weniger als 240 Tag: 
werke zu Grunde liegen, haben bie Polizeibehörden ohne Weiteres abzuftellen. 


55. 

Zu Art. VL Da das Gefeß den im Art. II. benannten Jagdberechtigten 
die ihnen zufteßende Selbftbenügung ber Jagd auf ihrem in ober an dem beirchen- 
den Jagdbezirke Tiegenden Befiktbume mit in die Verpachtung zu geben, im Art. VI. 
unbedingt eingeräumt bat, jo ift für eine ſolche Ginverleibung die Zuftimmung 
der Gemeinde nicht erforderlich. Dieſer Vereinigung ift auch der Umfland nicht 
binderlih, daß dad mit in die Verpachtung zu gebende Beſitzthum fich in eine 
andere Gemeindemarfung zufammenbängend fortfeßt. 


g 6. 

Au Art. VIL Es unterliegt feinem Zweifel, daß in dem Acte ber Ver— 
pahtung und in den Bedingungen, unter welchen dieſelbe vollzogen werben foll, 
die weſentlichſte Grundlage für eine entipredende Jagdausübung zu fuchen ift. 
Hier gewinnen die bezüglihen Normen des Geſetzes zunächſt ihre practiihe Be: 
deutung. Unverfennbar concurrirt in dem Vergebungsacte bas Öffentliche Intereſſe 
mit dem Privatintereffe der Grundbeſitzer. Das erftere befteht bei der Jagd, wie 
ſchon bemerft, vorwiegend in entſprechender Vorforge nicht minder für die allge: 
meine Eicherbeit und jittlige Ordnung, als für die Bodencultur und Landwirtb: 
ſchaft, während letzteres in erſter Linie die Nutzung aus dem Jagdrechte in’s 
Auge faht. 

; Hieraus folgt nothwendig, daß das Öffentliche Intereſſe cigens gewahrt 
werden müfle, und daß bdafjelbe bei bem collidirenden Standpunkte der Betheiligten 
bauptfählih nur durd die mit dem BVollzuge des Geſetzes betrauten Organe ber 
Staatsgewalt gewahrt werden fünne. 

ie VRolizeibebörden haben daher ihre ganz befondere Aufmerfiamfeit biefem 
Gegenftande zuzuwenden und mit ber gewiljenhaftejten Sorgfalt darüber zu wachen, 
daß ber Art. VII. allentbalben mit unbedingter Genanigfeit im Geifte bes Geſetzes 
vollzogen werde. 

Diefelben find hiernach insbefondere verpflichtet, mit Nahdrud darauf zu 
befteben: 

y 1) daß — außer ben Fällen des Art. XT. — die Jagd in ben Gemeinde: 
bezirken nur dur Verpadtung ausgeübt werde, und 

2) daß Feine Verpachtung in's Leben trete, beren Ergebniß nicht zuvor nad 
Vorfchrift des Abſ. 2 der Beſchlußfaſſung der Gemeinde unterftellt worden ift; 

3) daß die öffentliche Verſteigerung als der geſetzlich erflärte regel: 
mäßige Modus ber Verpachtung injolange feitgehalten werde, als nicht die Ge- 
meinde aus Gründen, welde eine Ausnahme von der Regel tbatjäd- 
lih zu rechtfertigen rbb find, bie PVergebung ber Jagd mittels 
Bertragsabichluffes obne Berfteigerung in vorſchriſtamäßiger Weiſe beichlofien bat*). 

Zu einem folben Beſchluſſe ift aber erforderlich, daß nicht nur in Städten 
und Märkten mit magiftratiicher Verfaſſung Magiftrat und Gemeindebevollmäch— 
tigte fich hierüber geeinigt, und in den übrigen Gemeinden die Gefammtgemeinde 
zugeflimmt habe, ſondern aud: 


*) Die Gemeinden Finnen aud obne vorausgegangenen Berfuh einer Ber: 
fteigerung die Verpachtung des Jagdbezirks im Wege des Gontractes be: 
ſchließen. Es genügt hiefür ein Majoritätsbefhluß; Einſtimmigkeit ift nicht 
erforderlich, da die Grundſätze Über communio juris bier nicht anwendbar 
erſcheinen. M.E. vom 8. Aug. 1850, 7. Juli 1850. Stenogr.Ber. 1850 
Nr. 28. S. 134. 
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a) daß der Beihluß auf genaue Gonitatirung ber das ausnahmsweiſe Vor: 
—* der Jagdvergebung motivirenden Thatſachen und Erwägungen 
ich gründe; 

b) daß * mit Beziehung auf dieſen ſpeciellen Nachweisact rechtzeitig, d. h. 
nicht erſt in dem Verſteigerungstermine oder doch ſo kurz vorher gefaßt oder 
eingeleitet werde, daß die bereits erfolgte öffentliche Bekanntmachung über 
Verpachtung der Jagd nicht mehr zurücgenommen werden kann, und daß 
endlich 

ec) derſelbe mit dem abgeſchloſſenen Vertrage alsbald der zuſtändigen Polizei: 
behörde zur Kenntniß gebracht werde, welche biernady von den Berbandlun: 

en Gognition zu nehmen, und bei etwaiger Wahrnehmung eines Mangels 
in ben allgemeinen und befonderen geſetzlichen Grforderniffen des Ausnahme: 
falles dem Beftande des Pachtes Feine Folge zu geſtatten, vielmehr die Ge: 
meinde zur Verpachtung der Jagd auf dem Wege der öffentlicdyen Berfteige: 
rung an ben Meiftbietenden anzubalten hat. 
Die Polizeibehörden haben weiter pflibimäßig zu überwachen: 


4) daß jeder Jagdverfteigerung in einem Gemeindebezirke eine öffentliche 
Bekanntmachung, welche den oder die Jagdbezirfe mit ihrem (beiläufigen) Flächen: 
inbalte und ben Termin und Ort ber Handlung genau bezeichnet, in einen öffent: 
lihen, für bie betreffende un gangbaren Blatte und mittel Anſchlages an dem 
Gemeindehauſe mindeftens 14 Tage vor dem Berpachtungstermine vorausgche; 

5) daß bei der Öffentlichen Berfteigerung ber Meiftbietende, oder, wenn 
diefer die nach Art. VII. Abf. 4 nothwendigen Eigenſchaften nicht befigt, der ibm 
im Pachtgebote zunächft Vorangehende zum Pachte zugelajfen ift; 

6) daß die Pachtbedingungen, welche der Berfteigerung oder dem Vertrags: 
abichhuffe unterlegt find, dem ausdrüdlihen Beftimmungen des Geſetzes nicht 
wiberftreiten. Unter den Lebteren find in Gemäßbeit bes Art. XII. auch die be: 
ſtehenden feld, forſt-, jagd- und ficherbeitspolizeifihen Vorſchriften mitbegriffen. 
Keine Bedingung darf daher bei dem Bachtabichluffe Aufnahme finden, durch welde 
ber Pächter angehalten oder veranlagt werben könnte, die in jenen Vorſchriften 
ftatuirten Ge- oder Verbote bei der Jagbausüibung zu umgehen oder unbeadhtet 
zu laffen. Da alle Älteren, noch fortan giltigen Jagdorbnungen von dem Grund: 
ſatze eines nachhaltigen Jagbbetriebes ——— oder dieſes Princip als beftimm: 
tes Gebot an die Spike geftellt haben, fo eritredt ſich deſſen Anwendung auch 
auf die Pachtbedingungen bezüglich ber Dauer der Jagdpachte, infoferne durch 
beren zu enge Zeitbegrenzung die Möglichkeit einer die Erhaltung der Jagd fichern: 
den Ausübung ausgeſchloſſen wird. 

7) Nady Art. VII. Abſ. 4 können als Pächter diejenigen, welden nad 
Art. XVII. oder XIX. bes Gefeßes vom 30. März 1850 die Austellung ber 
Jagdkarte verweigert wird, die gemeindliche Genehmigung nicht erbalten, Hiernadı 
bildet die perfönliche Befähigung zur Erlangung einer Jagdkarte bezüglidy jener 
Perſonen, welche in einen Jagdpacht einzutreten beabfichtigen, die geſeßliche Vor: 
ausſetzung, unter welcher die gemeindliche Genehmigung bierzu ertbeilt werden 
fann. Das Dafein diefer Vorausfepung muß daher ſchon bei Verpachtung der 
Jagd zur Gewißheit gebracht fein und diefe ift entweder jchon an fich durch ben 
Beſitz der Jagdkarte gegeben, ober aber fann durch ein Zeugniß der zuftändigen 
Polizeibehörde darüber, daß der Ausfertigung einer Jagdfarte an die betreffende 
Perjon ein gejeglihes Hindernig nicht im Wege ftcht, geliefert werben, 

Perjonen ohne einen folhen Nachweis fünnen als jagdpachtunfähig weder 
zum Pachte, noch aud überhaupt zur Theilnahme am Berjteigerungsacte zuge: 
laffen werden. Wenn die Pachtung von Jagden nad beftebenden Disciplinar: 
vorjhriften einzelnen Gategorien öffentlicher Bedienfteten entweder ganz unterjagt, 
oder aber von einer vorgängigen befonderen dienftpolizeilichen Erlaubniß abbängig 
it, fo haben die Diftriftspolizeibebörden bei Wahrnehmung einzelner Gontra: 
ventionsfälle an die vorgefeßte Dienftesftelle des betreffenden Bebdienfteten hierüber 
Anzeige zu erflatten. 
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Hierbei wird auf die Vorſchriften Bezug genommen, die gemäß allerhöchſten 
Beſehles den Landgerichtsbeamten die Pachtung von Jagden in ihren Amtsbezirken 
unterſagen, R.Bl. v. J. 1850 Nr. 28, dann hinſichtlich der Jagdpachtungen bes 
Perſonals der Finanzverwaltung vermöge Reſcripts des f. Staatsminifteriums ber 
Finanzen vom 5. Juli 1850 Nr. 9044, ſowie bezüglih der Schullehrer mittels 
Entſchließung des k. Staatsminifteriums bes Innern für Kirchen- und Schul— 
angelegenbeiten vom 30. April 1850 Nr. 3599 erlaffen worden find *). 

8) In allen Fällen, wo im ad: bes Art. VII. ſowohl, als aud bes 
Art. V., IX., XI. und XII. eine gemeindlihe Beſchlußfaſſung, beziehungsweife 
gemeindlihe Genehmigung nothwendig ift, bat diefe in der im Art. VII Sf 2 
vorgefhriebenen Weife: nämlih in Städten und Märkten mit magiftratifher Ver: 
fafjung durch den —— und die Gemeindebevollmächtigten, in den übrigen 
Gemeinden durch die Geſammtgemeinde zu geſchehen. 

Die formelle Giltigleit dieſer gemeindlichen Acte bemißt ſich nad den Be: 
ſtimmungen ber $$ 36 mit 40 bes revidirten Gemeinde-Edicts. 

9) Dem Gelege liegt unverkennbar bie Abfiht zn Grunde, baf die von 
den Gemeindeverwaltungen rite vorgenommenen Berpadhtungen, wenn bdenfelben 
ein giltiger Geſammtbeſchluß nachgefolgt ift, und aud außerdem Feines ber geſetz— 
lihen Erforderniffe abgeht, zum Bollzuge gebracht und von Feiner Seite weiter 
beanftandet werben follen. 

Die Diftriftspolizeibebörden haben daher in allen Fällen darauf zu dringen, 
daß im Verfteigerungswege von ben Gemeindeverwaltungen vollzogene Nagbver: 
pachtungen bei dem Vorhandenſein der gefeglihen Eriorderniffe und in Ermang— 
Iung ber Ausnahmsfälle des Art. XI. nad erfolgten giltigen Semeindebefchlufte 
bem Meiftbietenden gefichert werben. 

10) Fehlt es aber an einem giltigen Gemeindebeſchluſſe, oder wurde bie 
Jagdverpachtung mittels öffentlicher Berfteigerung oder befonberen Gontractabichluffes 
fehlerhaft vollzogen, oder ftehen dem Ergebnifie auf das Geſetz- und bie geltenden 
feld», forſt-, jagd- und fiherheitspolizeilihen Vorſchriften gegründete Hindernifie 
entgegen, fo ift ber Gemeindeverwaltung die Vornahme einer neuen Jagdver— 
pachtung auf dem Wege Öffentlicher Berfteigerung aufzutragen, zugleich aber vor: 
forglihe Anorbnung dahin zu treffen, daß die gefegwibrige Verpachtung nicht in 
Bollzug trete. 

s m In dem Falle des Art. V. Abj.2 muß, wenn für die Unterabtheilung 
eines Gemeindebezirkes Fein gültiger zuflimmenber Gemeinbebeihluß vorliegt, ober 
bie zuläffige Zahl der Unterabtheilungen oder das Minimum des Flächengehaltes 
überjhritten ift, bie Jagb nad der Gelammtflur der politijhen Gemeinde zur 
Verpachtung gebracht werben. 

12) Einigen fih in Städten mit magiftratifher Verfaffung Magiftrat und 
Gemeindebevollmädtigte in ihren Beichlüffen nicht, fo ift nach dem vorftehenden 
Ziff. 10, beziebungsweife 11 zu verfahren. 

13) Alle geichloffenen Jagdverpachtungs-Verhandlungen von Gemeinden, 
mit Ausnahme jener ber einem Landgerichte (nun ——— nicht untergeord⸗ 
neten Stadtmagiſtrate, ſind alsbald der zuſtändigen Diſtriktspolizeibehörde in Vor— 
lage zu bringen. 

Dieſelben müſſen enthalten: 

a) bie geſchehene öffentliche Bekanntmachung nah Ziff. 4 dieſes $ 6; 

b) alle der Verpachtung zu Grunde gelegten Bedingungen; 

e) das über den BVerfleigerungsact aufgenommene deſſen weſentliche Beſtand⸗ 
theile conftatirende Protocoll; 

d) den oben unter Ziff. 7 geforderten Nachweis. 

Hat fi ber betreffende Meiftbietende durch ben Beſitz einer Jagbdfarte über 
feine Pachtfähigkeit Iegitimirt, fo genügt, hierüber eine Regiftratur zu führen, Der 


— — — 


*) Nunmehr abgeändert, ſiehe oben Seite 67. 
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Nachweis fällt gänzlich weg, wenn ber Meiſtbietende in dem nämlichen Diſtrilts— 
polizeibezirfe wohnt oder feine Pachtfähigleit auf Notorietät beruht; endlich 
e) die gemeindliche Beſchlußfaſſung über das Verpachtungsergebniß. 
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Bei Ausfüllung ber einzelnen Rubriken ift Folgenbes zu beachten: 


a) Iſt die Flurmarkung einer politiſchen Gemeinde in zwei ober mehrere Jagd» 
bezirke eingetheilt, jo werden dieſe in der Rubrik 2 einzeln nad einander 
aufgeführt und in ber legten Rubrik ber Gemeindebefhluß mit feinem Datum, 
auf welden bie Unterabtheilung fih gründet, noch beſonders bemerkt. 

b) Die Eigenfhaft ber Mitpächter, wenn le vorhanden find, foll dem Haupt: 
pächter gegenüber in ber Rubrik 3 durch ben Beifag „Mitpächter‘‘ bezeichnet 
und in ber 7, Rubrik die Thatfahe der gemeindblihen Ginwilligung cons 
ftatirt werben. 

c) In ber Rubrik 4 ift ber Uebertragungs:, reſp. Terpadhtungsact nach feiner 
Natur (ob Verfteigerungsprotocoll oder befonderer Vertrag) anzugeben, 

d) Im Falle des Art. VI. hat nur bie Eintragung bes in die Gemeindecaffe 
einzuzahlenden Betrages, die Angabe ber dem Grundeigenthümer bes einver: 
eo. Jagdbezirkes zukommenden Quote aber in der Rubrif „Bemerkungen“ 
zu geſchehen. 

e) Bebtere hat überdies, wenn zum Jagbſchutze und zur Sagbausübung ein ges 
lernter Jäger ober auch nur für den Jagdſchutz ein befonderes Individuum 
beftellt ift, bejjen Namen und Wohnort, fowie alle weiteren Aufſchlüſſe zu 
enthalten, weldye durch befondere Anläffe hervorgerufen find. 


15) Aus diefer Tabelle haben bie Diftriftspolizeibebörden eine Hauptüber: 
fit über alle gemeinblihe Jagdbezirke ihres Amtsbiltriftes nad demjelben For— 
mulare berzuftellen, etwaige Mängel ober Unrichtigfeiten auf Grund ber Padt- 
verbandlungen zu ergänzen, beziehungsweife zu berichtigen und durch rechtzeitige 
Nachtragung ber eintretenden Beränderungen ſtets evident zu halten. 

Diefe Hauptüberficht fol auch noch erfennen laſſen, wann der Verpachtungsact 
ohne polizeilihe Erinnerung an bie Gemeindeverwaltung zurüdgegeben worben ift. 

Der Zwed biefer Anordnung ift die Ermöglihung eines leichtern Ueber: 
blides über bie beſtehenden Jagbverhältniffe der Amtsgemeinden, einer leichteren 
Gontrole über den entiprechenden Vollzug des Gejeges vom 30, März 1850 über: 
haupt und eines Behelfes für die Revijion der Gemeinderehnungen mit Beziehung 
auf Art. VII. 

Auf dem Grunde bdiefer Meberficht haben die Diftriftspolizeibehörben aud 
bie rechtzeitige Wiederverpachtung ber Jagden in ben Gemeinbebezirten bei bem 
berannabenden Ablaufe beftehender Pachtverhältniſſe zu überwachen. 
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16) Sobald nun in vorftehender Weije die Jagdverpachtungsverhandlungen 
von ben Gemeindeverwaltungen an bie Diftriftepolizeibehörden gelangt find, fo 
erwähnt für ihre Thätigkeit die Aufgabe, von benjelben genaue Einficht zu 
nehmen und foldye einer gründlichen Prüfung darüber zu unteritellen, ob bie voll: 
zogenen Acte und das hieraus gewonnene Ergebniß ben bezüglihen Beflimmungen 
des Geſetzes volllommen entiprechen, ober ob etwa Unregelmäßigfeiten — 
ſind, welche im Vollzuge der geſetzlichen Beſtimmungen vom aufſichtlichen Stand— 
punkte eine Einſchreitung — 

Im erſteren Falle find die fämmtlihen Verhandlungen mit dem Bemerken 
an bie Gemeindebebörbe zurüdzufchließen, daß bdiefelben eingefehen und eine Er: 
innerung bagegen nicht wahrgenommen worden fei. 

Im anderen Falle aber find unter Rückgabe ber Verhandlungen beren 
Mängel mit ausbrüdliher Bezugnahme auf die einfchlägigen Stellen des Geſetzes 
deutlich zu bezeichnen, zur —— ber wahrgenommenen Gejegwibrigfeiten in 
ben verichiedenen Beziehungen nah Maßgabe der gegenwärtigen Inftructionormen 
bie geeigneten Anordnungen zu treffen und bie Semeindebehörden zu beren Be: 
folgung nahdrudiamft aufzufordern. 

Die Gemeindebehörden find verpflichtet, die von den Diftriftspoligeibehörben 
biernah an fie erlafjenen —— und Aufträge genau zu befolgen, und 
im Unterlaffungss oder Weigerungsfalle zu beren Befolgung durch Disciplinar: 
ftrafen und Einſchreitungen anzubalten. 

Diefelben Grunbjäge find von den Kreisregierungen in Anwendung zu 
bringen, wenn es fih um bie Ueberwachung bes Gejegvollzuges in den benfelben 
unmittelbar untergeorbneten Stabtgemeinden banbelt. 

Die k. Kreisregierungen können zu bem Ende bei befonberen Anläfjen bie 
Pahtverhandlungen ſich vorlegen Tafjfen oder auch nad Umſtänden bie regelmäßige 
Vorlage berjelben anordnen. 

17) Hinfichtlih der Mechtökraft der gefaßten polizeilichen Beſchlüſſe und 
Verfügungen, dann des Necursrechtes gegen biefelben, fowie bezügli bes In— 
flanzenzuges fommen die einſchlägigen allgemeinen Vorſchriften auch in biefen Ans 
gelegenheiten zur Anwendung. 

Bei ber hohen Bedeutung, welche ſich jowohl für das öffentliche Anterefie, 
als auch für die Gemeinden und betheiligten Grundeigenthümer an einen durchaus 
entfprehenden Vollzug ber geſetzlichen ———— über die Verpachtung der 
Jagden knüpft, wird von ben Behörden erwartet, daß fie von dem ihnen geſetzlich 
laser Auffihts: und Einfgreitungsrechte mit pflihtmäßiger Sorgfalt, mit 
Umfiht und Nahbdrud, jedoch ohne Eingriff in die ben Gemeinden nad bem 
Geſetze eingeräumten Befugnifje zu Werke geben, 


7. 

Zu Art. VII. undIX. Die Einzahlung der Pachtſchillinge von ben durch 
bie Gemeinbebebörben vollzogenen Jagbverpahtungen hat unter allen Umſtänden von 
ben Gemeindecaſſen zu geicheben, wo fie ben betbeiligten Grundbefigern verrechnet, 
beziehbungsweife zu den fie treffenden Gemeindeausgaben verwendet werben. 
Selbftverftändlich können biefelben auch mit Einwilligung ber betbeiligten Grund» 
befiger zu befonderen gemeindlihen Jweden ohne Zugutmachung für jene beftimmt 
werben. 

Daß bie Pachtſchillinge richtig und rechtzeitig in bie Gemeinbecafjen ent: 
richtet werben, ift firenge zu überwachen. 

Diefe Ueberwahung joll nicht nur auf Grund ber angeorbnreten Hauptüber: 
fihtstabelle bei der jährlichen Reviſion der Gemeinderehnungen, fondern auch bei 
den Gemeinbevifitationen durch die Amtsvorftände und burd Vornahme von be: 
fonberen Gafjaftürzen gelegentlich dienftliher Anmwefenheit von Bezirfsamtsbeamten 
vollzogen werben. 

Die Diftriftspoligeibehörben haben fonad Feine Gelegenheit zur Uebung 
dieſer Gontrole vorübergeben zu laſſen. 
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8. 

Zu Art. X. Für einen Jagdbezirk können nicht mehr als 3 Pächter zu— 
gelaſſen werden. 

Daß dieſe Beſtimmung ſtrengſtens gehandhabt werde, iſt in jenen Fällen, 
wo eine Gemarkung in mehrere Jagdbezirke abgetheilt iſt, von beſonderem Ge— 
wichte. Gar häufig wird hiebei das Verbot einer größeren Zahl von Jagdpächtern 
durch Zugeftändnifje gegemjeitiger Jagdausübung in ben verjdiebenen Jagdbezirken 
der Gemeinbeflur umgangen und hiedurch die Jagd in berfelben ſtatt Gegenftand 
geregelter Ausübung ein Tummelplatz zügel= oder maßlojer Leidenſchaft. 

Die Diftriktspolizeibehörden haben ſolch' gefepwidrigem Unfuge mit nach— 
brüdlicher Einfchreitung zu begegnen, bie unberechtigte Jagdausübung einzuftellen, 
nöthigen Falls dem *— Pachtverhältniſſe feine weitere Folgen zu geſtatten 
und außerdem wegen ber zu ihrer Kenntniß gelangenden Fälle unbefugter Jagd: 
ausübung nad Geftalt ber Dinge die gerichtliche Unterfuchung wegen Jagdfrevels 
zu veranlaffen. 

Die Auffiht auf den Vollzug des Art. X, Nbf. 1 wird wefentlidy erleich: 
tert werden, wenn von ben Gemeindevorſtehern bie ihnen nad G 115 des revi: 
dirten Gemeinde: Ebdicts obliegende Auffiht auf die richtige Erhaltung der Flur: 
und Marfungsgrenzzeihen pünktlih gehandhabt, und aud bei Unterabtheilung 
der Gemeindefluren auf ber Ermittlung woblerfennbarer Grenzen für die einzelnen 
Jagbbezirfe nad Flüſſen, Wegen, Thälern oder Bergen ꝛc. bejtanden wirb. 

Die Jagdbausübung ift außer dem jagdberechtigten Grundeigenthüner und 
bem Pächter, nur dem biefür aufgeltellten gelernten Säger geftattet. Das Man 
bat hiezu bat von dem Grundeigenthümer oder Pächter auszugeben. 

Damit aber ein folder Äger von ber ihm übertragenen Jagbausübung 
Gebraud machen könne, ift erforderlich, daß berfelbe vorher ber zuftändigen Diſtrikts— 
polizeibehörde angezeigt und von ihr in diefer Gigenfchaft anerkannt werde, 

Beftehen Zweifel darüber, ob ber Angemeldete die nöthigen Eigenfchaften 
eines gelernten Jägers befigt, fo iſt mit dem einfchlägigen k. Forflamte in's Be: 
nehmen zu treten. 

In Ermanglung biefer Eigenfchaften ift bemfelben die anvertraute Jagd— 
ausübung zu unterfagen. 

Zur Beftellung eines Jagdſchutzes hat das Gefep eine Verpflichtung nicht 
ausgefprocen. 

Die Gemeinden find indeffen gemäß der Beſtimmunng bes rev. Gemeinde: 
Ebicts $ 67 et sequ. und $ 107 u. ff., dann imebefondere des $ 115 Abf. 2 
verbunden, für ausreihenden Flurſchutz durch Aufftellung verpflichteter Flur: 
wäcdter zu forgen. 

Die Realifirung diefer Pfliht muß daber, infoweit ein Beblirfnik biefür 
gegeben erfcheint, im Intereſſe ber öffentlichen .. auch mit Rüdficht auf 
die Jagd in der Gemeindemarkung gegen biefelben in Anfpruch genommen werden, 
und die Diftriftspolizeibehörben haben zu dem Ende nach dem örtlichen Erforber 
niffe das Geeignete vorzufehren. Um daher einer etwa mit Rüdficht auf die Jagd 
erhöhten ee ihrer Kräfte für Beſchützung der Flurmarkung vor: 
zubeugen, ift den Gemeinden amzurathen, bei den Jagdverpachtungen fid der 
Mitwirkung der Pächter zum Flur-, beziehungsweiie Jagbihuge durch Aufitellung 
befonberer Jagdſchutzindividuen miltels der Pachtbedingungen in allen jenen Fällen 
zu ſichern, wo nach dem localen Bedürfniſſe die Perſönlichkeit des Jagdpächters 
allein biefür nicht ausreichend erfcheinen follte. Es verfteht ſich indeſſen von felbft, 
daß eigens beftellte Jagdflurfhügen bie Vorbedingungen verpflichteter Flur— 
wächter zu erfüllen haben. 


$ 9. 
. Zu Art. XI. Bon ber Regel, daß die Gemeinden Namens der Grund: 
eigentbümer außer den Fällen des Art. II. und II. innerhalb ihres Bezirkes bie 
Jagd zur Verpachtung zu bringen haben, bat das Geſetz in Art. XI. denjelben 
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ausnahmsweife geſtattet, die Jagd in Selbſtverwaltung ber Corporation durch 
drei — e Gemeindeglieder auszuüben, 

Die —3 dieſer Ausnahme iſt aber auf die im Art. XI. bezeichneten 
Fälle beſchränkt und unter keiner Vorausſetzung einer Ausdehnung fähig. 

Bei dem Vollzuge dieſer geſetzlichen ergeben ſich nun für die 
Thätigkeit der Polizeibehörden folgende Richtpunkte: 

1) Die gemeindliche Eelbfiverwaltung der Jagd iſt eine wahre corporative 
Angelegenheit und für die Regelung dieſes Gegenſtandes finden die einiclägigen 
Beltimmungen bes revibirten Gemeinde:Ebdicts, insbefondere die 6 59, 82, 83 u. 
104 volle Anwendung. 

Die Diftriftspoligeibehörden, beziehungsweife Kreisregierungen haben johin 
biebei in das Verhältniß ber vorgefegten Guratelen einzutreten. 

2) Da fi die Gemeinden für die Selbftverwaltung einer Jagd nicht mehr 
als höchſtens drei jagbfartenfäbiger Perfonen, melde wirklihe Mitglieber der Ge: 
meinde find, bedienen dürfen, jo haben fidy die Polizeibehörden die biefür aus: 
erjehenen Individuen anzeigen zu laffen, das Vorhandenſein diefer Eigenſchaften 
zu prüfen — und wenn bierin ein Anftand nicht obwaltet, deren Gintragung in 
die Hauptüberficht mit ber hiezu erforderlichen erläuternden Bemerkung und beren 
Befanntmahung nicht nur in der eigenen, fondern auch in ben an den Jagdbezirk 
angrenzenden Gemeinden anzuordnen. 


Auf der Zagbfarte diefer Gemeindeglieber ift unten die Anmerkung beizu: 
fügen: „zur Zagdausübung für die felbfiverwaltende Gemeinde N. 
legitimirt.” 

3) Die im Art. XI. Ziff. 1 zugelaſſene Selbftverwaltung ift nad) Analogie 
bes Art. IT Ziff. 3 zu bemefjen. Unter allen Umftänden aber kann ſtatt biefer bie 
Verpachtung der Jagd mittels Öffentlicher DVerfleigerung von ber Gemeinde be: 
fchlofien werben. 

4) Wenn die im Bollzuge ber Art. IV. unb VII. von der Gemeinbever: 
waltung Namens der Grunbdeigenthümer verfuchte Verpachtung gar fein Ergebnik 
geliefert hat, auch ein mochmaliger Verſuch feinen Erfolg erwarten läßt, oder wenn 
durdy bie gelegten Padhtgebote der von ber Gemeindeverwaltung bejtimmte Auf: 
wurfspreis nicht erreicht worden ift, jo bat das Gefep aud im diefen Fällen bie 
Jagbausübung durch Selbftverwaltung ber Gemeinde ausnahmsweife geftattet. 

Diefe Beftimmung kann als ausbrüdlich erflärte Ausnahme mur eine durch— 
aus firenge Anwendung zulaffen. Wenn baber eine ſolche Jagbverpadtung auf 
den im Art. VII. Abſ. I vorgefchriebenen Wege ein Refultat geliefert hat, welchem 
im Hinblide auf Abf. 4 des nämlichen Artikels ein Hinbernig nicht im Wege ſteht 
und bei welchem auch ber beftimmte Aufwurfspreis erzielt worben, fo ift in einem 
ſolchen Falle bie Selbitverwaltung durd die Gemeinde nicht geflattet, vielmehr für 
unbedingt unzuläffig auch dann zu erachten, wenn bie Gemeinde nad Art. VL 
Abf. 2 in einem formell giltigen Gemeindebeſchluſſe dem Ergebniſſe die Genehmigung 
verjagt bat. 

’ Diefe Auffaffung rechtfertigt ſich zunächſt nicht mur durch die Ausnahme: 
ſtellung des Art. IX., — auch durch die Wortfaffung des Ziff. 2 hierzu, wo 
von ber nach Art. VII. Abſ. I ohne Erfolg verſuchten Verpachtung ohne Bezug: 
nahme auf die im Abſ. 2 dieſes Artikels angeorbnete gemeinblie Genehmigung 
bie Rebe ift, fowie hauptjäclic durch die Erwägung, daß die im Art. XI. ſtatuirte 
Ausnahme, wenn ein mit geſetzlichen Hinberniffen außerdem nicht begleitetes Badıt- 
ergebniß durch die Gemeinde aus anderen beliebigen Gründen nicht genchmigt 
würde, willfürlih umgangen und die Selbfiverwaltung durd das factiſche Vor: 
geben der Gemeinde zur Regel werben Fönnte. 

5) Das Erträgniß aus dem Jagdbetriebe tritt beim Vollzuge des Art. XI. 
an die Stelle ber Pachtſchillinge und wird für die Gemeinbecafje verredhnet. Das: 
felbe bildet im Falle des Art. XI. Ziff. 1 eine eigentliche Gemeinbeeinnahme, in 
ben Fällen Ziff. 2 u. 3 aber wird nad Abzug der Verwaltungsfoften der Mehr: 
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betrag bes Erlöjes nach Art. VIII. für bie betheiligten Grundbeſitzer verwendet, 
wenn biefe nicht zu Gunften — auf den Genuß verzichtet haben. 
10. 

Zu Art. XII. Die nah Art. XII. für die Uebertragung bes Jagdpachtes 
erforberlihe Einwilligung der Gemeinde kann nur nach Vorſchrift des Art. VII. 
Ziff. 2 giltig ertheilt werden. 

Dieje Beftimmung begreift nicht nur ben Eintritt von Mitpächtern in fid, 
ſondern auch bie Fortſetzung eines noch beftebenden Pachtverhältniſſes durch einen 
andern Pächter an der Stelle des früheren. 

Der Einwilligung der Gemeinde bat die Zuſtimmung ber beteiligten Pächter 
voranzugehen, welche zu den Verhandlungen zu conftatiren ift. 

Bon jeder nach dem Berpadhtungsacte eintretenden derartigen Veränderung 
ift der zuftändigen Diftriktspolizeibehörbe unter Vorlage der Verhandlungen Anzeige 
zu erftatten, welche die Bachtiäbigfeit des neuen Pächters nad Art. VIL Abſ. 4 
zu prüfen, babei ben Bollzug des Art. X, Abj. 1 zu Überwachen und nad Geftalt 
der Sache gemäß den einjchlägigen geleglihen Beilimmungen das Geeignete zu 
verfügen bat. 


nm. Abſchnitt. 
gl. 


Zu Art. XII. Der Art. XIII. bat die Ginhaltung ber feld-, forft:, jagd— 
und fiherheitspolizeilihen Borjhriften bei Ausübung ber Jagd als ein allgemein 
burchgreifenbes Gebot bezeichnet. 

Die Handhabung dieſer Vorichriften bildet nad den zur Seit beftebenben 
organifhen Einrichtungen unächſt eine dienſtliche Obliegenheit ber Polizeibehörden. 
Die Einſchreitungen —— ſind jedoch den Gerichten überwieſen. 

Inſoweit num der Vollzug des Art. XIII. den Wirfungsfreis ber Erſteren 
berührt, werden hiefür nachftebende Directiven ertheilt: 

1. Die erwähnten polizeilihen Borfchriften find nad dem Wortlaute bes 
Art. XIU. für die Jagbausübung maßgebend. Das Geſetz vom 30. März 1850 
begreift aber unter Jagdausübung nicht nur den wirfliben Jagbbetrieb, jondern 
aucd den Gebraudy der eigenen Jagbberechtigung nad Art. II. u. II. und haupt: 
ſächlich gemäß der Wortfaſſung der Art. IV., VIT. und XI, die verfchiedenen Ver: 
gebungsarten: Verpachtung und Gelbfiverwaltung. 

Hieraus folgt nothwendig, daß die mehrgenannten polizeilichen Borfchriften 
ebenjowobl bei Behandlung der Jagd durd dem berechtiglen Grunbeigentbümer 
oder Pächter, als auch bei Beitimmung ber Mobalitäten, unter welchen eine Jagd 
von ben Gemeinden verpacdhtet ober jelbft verwaltet werben foll, beachtet werden 
mäffen, infoferne nit — was bie jagbpolizeiliden Anordnungen betrifft — ben: 
felben in einzelnen Richtungen durd die Beftimmungen bes Gejepes felbft uns 
zweifelhaft berogirt worden ült. 

Bei Aufftellung der Pachtbedingungen von Seite der Gemeindeverwal: 
tungen namentlich haben daher unter diefen Vorausſetzungen die beftehenden Polizei: 
Normen umbedingt zur Anwendung zu fommen. Bedingungen, welde ben les 
teren wiberjtreiten, find nicht minder ungeleglih, als wenn fie den ausdrüdlichen 
Beitimmungen bes Gejeges felbit zumiderlaufen. 

Wenn fobin eine Gemeinde bei Vergebung der Jagd, z. B. etwa bedingen 
ober geftatten wollte, bak das Mitnehmen ober Laufenlaſſen der Hunde auf den 
Feldern und im den Walbungen unverwebhrt geichebe, daß der Pächter während 
ber Schuß: und Hegezeit, oder mittels Schlingen das Wild erlege, Rebgeifen und 
Kitzen ſchieße, von dem Federwilde und ben Singvögeln die Eier und Aungen aus 
den Neftern nehme, oder beim Jagdbetriebe Handlungen vornehme, welde die 
öffentlihe Sicherheit gefährden, oder mit dem Forſtgeſetze im Widerſtreite ſich be- 
finden, jo würden derartige Bedingungen, beziehungsweife Zugeftändniffe mit be: 
ftimmten polizeilihen Verboten im geraden Wideripruche fteben und ihre alebaldige 
Befeitigung von Amtswegen notbwendig machen. 
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3. Bezüglih ber Feldpolizei*) geben bie beſtehenden bejonberen 
Flurordnungen von Gemeinden und jene allgemeinen Borjchriften Ziel und Maß, 
welde im Bollzuge der gemeinfhaftlihen Entſchließung der k. Staatsminifterien 
bes Innern, bann bes Handels und ber öffentlichen Arbeiten vom 12. Dez. 1855, 
Nr. 11,222, von ben Kreisregierungen, X. db. J., biesfeits des Rheins in revi- 
birter Weife erlafjen worden find und ſich abgebrudt finden: 

a) für Oberbayern: im Kreisamtsblatte von 1856, Nr. 45 ©. 1217, 
b) für Niederbayern: ebendafelbft Nr. 58 S. 853, 
e) für Oberpfalz und a ag in ber bejonderen Inftruction für bie Land— 

emeindeverwaltungen vom 24. April 1856, 

d) für Oberfranfen: im Slreisamtsblatte von 1856, Nr. 47 ©. 697, 

e) für Mittelfranfen: ebenbafelbit Nr. 69 S. 1281, 

f) für Unterfranfen und Afchaffenburg : jhon früher im Sreisintelligenzblatte 
von 1852 Nr. 145 ©. 1008, 

g) für Schwaben und Neuburg: in der Ertrabeilage zum Kreisamtsblatte von 

1856 Nr. 25. 

4. Die forfipoligeilihen Beltimmungen enthält das Forſtgeſetz vom 28. 
März 1852. 

5. In Anfehung der jagbpolizeiliden Beftimmungen fiehe die am Schlufie 
biefer Vollzugsvorſchrifien beigefügte A. B. vom 5. Det. 1863, polizeiliche Bor: 
ſchriften über Ausübung und PER 6 Jagb. 

1 


Zu Art. XIV., XV., XVI. und XVII. A. Bei Handhabung biefer Be: 
fimmungen haben bie Diftriftspoligeibehörden Nachftehendes zu beachten: 

1. Nady Art. XIV. darf Niemand ohne eine von ber zuftändigen Behörde 
auf feine Perfon ausgeitellte und nur für diefe giltige Jagdkarte jagen. 

Die Jagblarte kann johin allein nur von der Berfon, auf welde 
fie lautet, er Jagen benüßt werben. Ausnahmen find hierbei unter feinen 
Umftänden zuläffig. 

Die Verpflihtung zum Befige einer Jagdkarte erfiredt ſich nit nur auf 
ben Pächter, ſondern auch auf ben Grunbeigentbümer, ſobald und fo oft ber 
Leptere in einem ber Fälle des Art. II. Ziff. 1 mit 4 von ber ibm zuflehenden 
ae wirklich Gebraud macht. 

Enthält ſich aber der Jagdpächter oder ber berechtigte Grunbeigentbümer 
bes Selbſtjagens und bat berfelbe nah Art. X. Abſ. 2 ben Yagbbetrieb einem 
— Jäger übertragen, fo kann er zur Löſung einer Jagdkarte auf die Dauer 

ieſes Berbältniffes für feine Perſon nicht angehalten werben. 

2. Die nad Art. XV, zu entrichtende Jagdkarten-Gebühr von 8 fl. hat zu 
einem Dritttheil in bie Staatscaffe und zu zwei Dritttheil in die Caſſe derjenigen 
Armenpflege zu fließen, in beren Bezirk der bie Jagdkarte Löfende wohnt ober 
fih aufhält. 

Die im Falle nachgewiefenen Verluftes für bie Ausfertigung eines Duplicates 
“ zahlende Taxe von 15 fr. unterliegt gleicher Behandlung. (Generalifirtes Refcript 

es f. Staatsminifteriums ber Finanzen vom 19, April 1850 Nr. 5732.) 

3. Da bas Geſetz vom 30. März 1850 bei ber Ausftelung von Sage 
farten zwiſchen In: und Ausländern feinen Unterfchieb macht, fo ift die Zuläffigfeit 
ber Ausfertigung einer jolhen Karte an einen Ausländer im Allgemeinen nicht zu 
beanftanden, Die Diftriftspolizeibehörden haben aber bierbei mit befonberer Vor: 
fiht zu Werke zu geben und die Gefuhe nah Mafgabe der Art. XVII. und 
XIX. forgfältigft zu prüfen. 





”) Bezüglich der elbpolizei find Art. 2834—288, 311—313, 345—346 bes 
&t.G.B. und 226—228 bes P. St. G. — und die hienach erlaffenen biftrifts- 
ober une Vorfchriften maßgebend. — Die bier citirten obers 
polizeilichen Vorſchriften erfcheinen den neuerlichen gefeglihen Beftimmungen 
gegenüber als antiquirt. 
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Die Tarantbeile für die Armencaffe find in dieſen Fällen jener Localarmen— 
pflege zuzuweiſen, in deren Bezirk bie Difiriftspoligeibehörde, von welder dem 
Ausländer die Jagdkarte ausgefertigt wird, ihren Sit bat. 

4. Grbält ein im Anslande wohnender bayerischer Staatsangeböriger auf 
jein Verlangen eine behördliche Jagdfarte, fo find die Gebühren: Zweibritttbeile ber 
Armenpflege feiner Heimatgemeinde auszuantworten. 

5. Der Abf. 2 des Art. XV, bandelt von ben Schutzgewehrſcheinen, 
welche an die für den Jagd- und Forſtſchutz- Angeftellten oder Verpflichteten unter 
den Beftimmungen des Art. XVIIL und XIX, von der zuftändigen Behörde unent— 
geldlih verabreicht werben. 

Solche Legitimationen berechtigen aber nicht zur Jagdaueübung und be: 
ichränfen fich im ihrer Wirffamfeit auf den betreffenden Jagd-, beniehnnasiechte 
Forſtſchutzbezirk. Hiedurch ift aber das verpflichtete Korftihugperfonal unter ben 
Vorausfegungen des Art. CXXXVI. des Forftgeleges vom 28. März 1852 nicht 
gebindert, Forſtfrevler über bie Grenze des fpeciellen Echußbezirfes zu verfolgen 
und Hausfuchungen vorzunchmen ꝛc. 

Eben fo wenig ift das Zuſammenziehen dieſes Berfonals zweier oder mehrerer 
Reviere bebufs der Ausübung des Forſtſchutzes in vorfommenden einzelnen Fällen, 
fowie überbaupt deſſen Berwendung zu dienfllihen Verrichtumgen außerhalb eines 
ſolchen Auffichtsbezirfes gehemmt oder gar unmöglich gemadıt. 

Auch für die lediglich zum Jagdſchutze Angeftellten beſteht bezüglih ber 
Verfolgung von de: ah auf friiher That ein derartiges Binderniß 
nicht, wenn diefelben für ihren Dienft von der zuftändigen Behörde verpflichtet 
worden und hienach zu dem vorerwähnten Forftichußperfonale in ein analoges 
Verhaltniß getreten find. 

6. Zur Erlegung des Naubzeuges ift — ben fall der Nothwehr abge: 
rechnet — mur das zum Jagdſchutze beftellte Berfonal mittels des Schutz— 
gewehricheines berechtiget. 

7. Da von jeder neuen Jagbfarte eine Gebühr von 8 fl. zu entrichten 
it, fo kommt jelbftverftändlih der volle Betrag auch von jenen Jagdkarten zur 
Erhebung, welde erjt im fpäteren Verlaufe des Kalenderjahres, für weldyes die 
Jagdkarte gilt, gelöſt werden. 

8. Einen ebenio ernften, ale wohlerwogenen Bollzug nehmen die Be: 
ftimmungen ber Art. XVUL, XIX. und XX. in Anfpruch. Hier erbeifchen bie 
böberen Rüdfichten für die öffentlihe Ordnung vor Allem ein tbatlräftiges Gin: 
greifen ber biftriftspolizeilihen Thätigkeit. Die Vorſtände der Diftriftspolizei: 
behörden baben daber die Prüfung der thatſächlichen Vorausſetzungen zur Ber: 
weigerung von Jagdfarten und Schutzgewehrſcheinen, jowie zur Wiedereinzicehung 
ſolcher PLegitimationen als eine ihnen perfönlid zugewiefene Dienftesaufgabe zu 
vollziehen und hierbei im Hinblide auf die in Mitte liegenden beftimmtejten aller: 
höchſten Befehle mit unbedingter Sorgfalt und Genauigkeit zu Werke zu geben. 

Diejelben find für den pünftlihen und gewifienhaften Vollzug zunädit 
verantwortlich und haben ihrerjeits unter Hinweifung auf die Verfügungen des 
f. Etaatsminifteriume des Innern vom 31, Oct. und 29, Nov, 1853, Nr. 8765 
und 3812, bie gleide Verantwortlichkeit gegen bie untergeordneten Bollzugsorgane 
zu deren eifrigiten Mitwirkung mit Nachdrud geltend zu machen, 


Inobeſondere if: 

a) die Jagdkarte allen unter bejondere polizeiliche Auffidyt Geſtellten zu 
verweigern, da die categoriihe Faſſung des Art. IL. Ziff. 2 eine Unterfcheibung 
nach den verfchiedenen Anläffen der angeordneten befondern polizeilichen Beauf: 
Ratigung nicht zuläßt. 

eine Gategorie der unter Polizeiaufficht Geſtellten ift daher von der Be: 
flimmung des Art. XVIII. Ziff. 2 ausgenommen, namentlich auch diejenigen nicht, 
welche wegen thatſächlich bewielener Gemeingefäbrlichfeit aus Gründen der öffent: 
lichen Sicherheit diefer Maßnahme unterworfen find, 

Da ohnehin beftehender Vorſchrift zufolge bei jeder Diftriftspolizeibehörbe 
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ein eigenes Verzeichniß Über bie ber Polizeiaufſicht unterworſenen Individuen ihres 
Amtsbezirkes vorhanden fein ſoll, ſo wird deſſen genaue Führung und Erident— 
haltung zum Vollzuge der angezogenen geſetzlichen Beſtimmung weſentlich beitragen. 

b) Es kann feinem Kocife unterliegen, dak unter beujenigen, welchen 
nad Ziff. 3 im Art. XVII. eine Jagdlarte nicht ausgeftellt werden darf, auch 
ſolche Perjonen zu verfteben find, welde — in die Gefahr häuslichen Umfturzes 
gelommen, auf Grund des Art. LVI. der gefeglichen Beftimmungen vom 17. Nov. 1816 
über das Armenweien, die Cinfhreitung und Mitwirkung der Armenpflegicafts: 
räthe zu ibrem bejieren Fortlommen genen fi veranlaßt haben. 

e) Eben jo wenig kann bezweifelt werden, daß zu dem im Art. XVII. 
Ziff. 4 genannten Vergeben des Diebitahls and das im Art. CIV, des Forſt-— 
geſetzes vorgeſehene Bergeben des Gewohnheitsfrevels zu zählen ift. 

d) In den im Art. XIX. bezeichneten Fällen ift die Verweigerung ber 
nachgefuchten Jagdlarte dem Ermeſſen der zuſtändigen Behörde anheimgeſtellt. 
Dieſes Ermeſſen iſt aber fein willkürliches, vielmehr ein durch die wohlerwogcenite 
Beurtbeilung der innern Gründe des einzelnen Falles bedingtes, bei welchem bie 
Difirifispoligeibehörde ftets die hohe Bedeutung im Auge zu behalten bat, die für 
das allgemeine Beſte und die djfentlihe Ordnung an den Vollzug der Art. XVII. 
und XIX. lberbaupt gefmüpft ift. 

Nur ausnahmsweiſe wird baber beidem Borbandenfein der thatjächlichen 
Borausfeßungen des Art. XIX. bie Ausitellung einer Jagdkarte gerechtfertigt 
ericheinen. 

e) Es leuchtet von jelbft ein, daß bei Ausfertigung einer Ragbfarte mit 
Bermeidung einer bloß mechanischen Behandlung eine wiederholte gründliche Prüfung 
ber Geſuche und letztere im Bollzuge des Art. XX. auch außerdem fo oft eintrete, 
als im Laufe des Jahres Thatfachen vorkommen, oder erft befannt werden, welche 
die Diftriftspoligeibehörden verpflichten, beziehungsweiſe berechtigen, jobin von 
Amtswegen veranlaflen, die. ansgeflellten Jagblegitimationen einzuzichen, 

9. Als Vollzugs: und Beauffichtigungsorgane bei dem Bollzuge ber ge- 
ſetzlichen Beflimmungen vom 30. März 1850 über Ausübung der Jagd ſtehen den 
Diftriftspoligeibehörben innerhalb ihres Wirkungokreiſes zur Verfügung: 

a) bie Gemeindevoriteber, 

b) das Gerichtsdienerperfonal *), 

c) die f. Genbarmerie, 

q) das gemeindliche Polizeiperfonal mit Inbegriff der verpflichteten Flurwächter, 

e) die für die Jagd befonders, oder für den Forſtſchutz zugleich aufgeitellten 
und von der zuftändigen Behörde verpflichteten Individuen, gleichviel in 
welhem Dienfte fie fteben, 

f) die gelernten Jäger, wenn jie für den Jagdſchutz in vorſchriftsmäßiger Weife 
verpflichtet worden find. 

Außerdem find in Gemäßheit Allerböchiten Befehles die ſämmtlichen Revier: 
förfter, Forſtwärter und Forſtgehilfen angewielen, jede wabrgenommene Nichtbe— 
achtung, reip. Webertretung der Jagdkartenordnung zur Kenutniß der Polizei 
behörden zu bringen, 

B. Die formelle Behandlung bei Ausfertigung der Nagdfarten und 
Schutzgewehrſcheine richtet ſich in Allgemeinen und im Bejondern nach folgenden 
Vorſchriften: 

1) Um fir die Beſchlußfaſſung, ob einer Perſon die nachgeſuchte Jagdkarte 
andzuftellen oder auf Grund einer dev Beſtimmungen dev Art. XVIIL und XIX. zu 
verweigern ift, die erforderlichen Anhaltspunkte und Notizen zu erlangen, baben ſich 
die Diftriftäpolizeibehörden, infoferne dies im gegebenen einzelnen Falle notbwendig 
erfcheint und der Polizeibebörde über die Unfähigkeit eines die Ausjtellung einer 
Nagdfarte nachſuchenden Individuums, eine ſolche zu erhalten, obmebin nicht ſchon 


*) Das Annödienerperjunal der Bezirfsämter iſt bierunter nicht zu rechnen. 
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geeignete Nachweiſe vorliegen, jederzeit mit den Gerichten unverzüglich in's Be— 
nehmen zu jeßen. 

2) Das k. Staatsminifterium bes Innern forgt für Anfertigung ber For: 
mularien und verfendet diefelben aljährlih an die F. Kreisregierungen, K. d. J., 
diesſeits des Rheins, welche fie an die Diftriftspolizeibehörden nach Bedarf hinaus: 
zugeben und letztere anzuweiſen haben, daß andere Formularien, als die mitge- 
tbeilten nicht verwendet werden bürfen, 

Bei momentanem Mangel an vorrätbigen Formularien könnten Interims— 
Beicheinigungen ausgeftellt werden, welde jedody gegen bie alsbald zu erbolenden 
vorſchriftsmäßigen Formularien wieder einzuwechſeln find. 

3) auf jede Jagdkarte oder Interims-Beſcheinigung ift von ber aus: 
ftellenden Behörde der Name, Stand und Wohnort des Inhabers, fowie beffen 
Perfonalbefhreibung (Alter, Statur, Haare, befondere Kennzeichen) einzutragen 
und biebei mit befonderer Genauigkeit zu verfahren, 

Der die Jagdkarte Löfende bat die ibm ausgeftellt werbende Karte bei ber 
Bebörde mit feiner Namensunterichrift oder feinem Handzeihen zu verjehen. 

Jeder Jagdkarte ift das Datum ber gefhebenen Austellung und die amt: 
liche Fertigung beizufegen. 

‘it der Inhaber der Jagdkarte zugleich Jagdpächter, fo kann er die Ein- 
tragung dieſer Eigenihaft auf der Kagdfarte unter Vorzeigung eines genügenden 
Nachweiſes bierüber bei der ausfiellenden Diftriftspolizeibebörbe verlangen, welche 
ſodaun dem Namen und Gbaracter des Anbabers die entjprechende Bemerkung: 
„Dagdpächter auf der Gemeindemarfung ꝛc. N. N.“ gefügt. 

4) Jede Diflriftspolizeibebörde hat nad dem bisherigen Formulare ein 
Verzeichniß Über die von ihr in einem Kalenderjahre ausgeftellten —— zu 
führen, in welchem der Jagdkarten-Inhaber ſelbſt in der betreffenden Rubrik ſeinen 
Namen zu unterzeichnen oder ſein Handzeichen einzutragen hat. 

Die fortlaufende Nummer dieſes Verzeichniſſes it auf der linken Seite der 
einschlägigen Jagdkarte beizuſetzen. 

Dieſe Verzeichniſſe über die ausgeſtellten Jagdkarten find von den Diſtrikts— 
polizeibehörden den Aufſichts- und Vollzugsorganen des Bezirkes zur Erleichterung 
der dieſen obliegenden Ueberwachung mitzutbeilen und fonjt in geeigneter Weife 
zu veröffentlichen. 

Dasjelbe bat mit den nach dieſer — — ſich weiter noch ergebenden 
Zugängen und den auf Grund des Art. XX. erfolgten Einziehungen von Jagd— 
karten zu geſchehen. 

5) Die Gebühr von 8 fl. für die Jagdkarte iſt noch vor deren Aus— 
bändigung an die ausſtellende Bebörde zu entrichten, welche fofort zwei Dritttbeile 
bievon an bie nach Art. XV, zuftändige Armenpflege gegen Empfangsbeiheinigung 
abzugeben bat. Das legte, in die Staatscafja fließende Dritttbeil, ift nach ben 
mittels Entſchließung des f. Staatsminifteriums der finanzen vom 19. April 1850 
Nr. 5732 erlafjenen Weifungen zu vereinnabmen und zu verrechnen. 

6) Dem Inhaber einer ausgeftellten, aber zu Verluſt gegangenen Jagd: 
farte ift auf fein Verlangen gegen eine Gebühr von 15 fr. für das verwendete 
Formular ein Duplicat, auf welchem ber behauptete Verluft der urjprünglih aus: 
geftellten Jagdkarte zu bemerken ift, von der Difiriftspolizeibehörbe auszuitellen, 

7) Mit dem Schluſſe des Kalenderjahres find von jeder Diftriftspolizei: 
behörde, die nıcht verbrauchten, fohin noch vorrätbigen Jagdfartenformulare an die 
vorgejegte f. Regierung, KR. d. J., einzufenden, weldye diefelben alsbald zu ver: 
nidyten bat. 

8) Die den für den Jagd» und Forſtſchutz Angeftellten oder Verpflichteten 
in Gemäßbeit des Art. XV. a 2 unentgeldlich auszuftellenden Karten (Schuß: 
ewehrſcheine) bat diejenige Diftriftspolizeibebörde, in deren Bezirk der Auffichts- 
prengel ganz oder zum größten Theile gelegen ift, auszufertigen, es mögen bie 
enannten Perfonen zum Schuße von Staate:, Gemeinden, Stiltunge: oder Privat: 
jagden und Waldungen angeftellt und verpflichtet fein. 
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9) Die Formularien für die Jagd- und Forſtſchutzlarten werben gleichfalls 
von dem k. Staatsminifterium des Anmern an die k. Megierungen, 8. d. J. be: 
bufs der weiteren Abgabe an die Diftriftspoligeibebörden verjendet. Weber deren 
Verwendung gilt das am Schluffe Ziff. 2 Bemerkte. 

10) Die bezüglich der Ausſtellung und Fertigung der Jagdkarten, ber 
Führung eines Berzeihniffes Über diefelben eribeilten Vorſchriften finden auch auf 
biefe Karten Anwendung. Auf benjelben it insbefondere ber Bezirf, fiir welchen 
ber Inhaber der Karte zum Jagd- oder Forſtſchutze angeftellt oder verpflichtet ift, 
genau anzugeben und einzutragen. 

Das Verzeichniß über die ansgeftellten Schutgewebricheine, welches nad 
dem mitgetbeilten Formulare analog einzurichten iſt, jowie die in demjelben fich 
ergebenden Zur: und Abgänge find den Aufſichts- und Vollzugsorganen gleichfalls 
mitzutbeilen, 

Eine Veröffentlihung dieſer Verzeichnifie bat nicht ftattzufinden. 

11) Die Jagd- und Forſtſchutzkarte gilt ebenfo, wie die Jaadfarte auf die 
Dauer eines Kalenderjahres, 

Wird dem Inhaber eines ſolchen Schutzgewehrſcheines ber für einen be- 
fimmten Bezirf übertragene Jagd- oder Korfiihug abgenommen, fo bat berjelte 
bie ausgeſtellte Nagdfarte an die Diftriftepolizeibebörde einzuliefern. 

12) Hinfihtlih ber Ausfertigung und Zuſtellung ven Nagbdfarten und 
Schutzgewehrſcheinen an die von dem Sitze ber Diltriftspolizeibebörde entfernt 
wohnenden f. Forſt- und Jagbbedieniteten beiwendet es bei demjenigen Verfahren, 
welches biefür zwiſchen ben k. Staatiminifterien des Innern und ber Finanzen 
vereinbart und mittels generalifirter Entichließung von 9. Sept. 1850 Nr. 14,443, 
ben k. Kreisregierungen, 8. d. J., diesſeits des Mbeins zur Information der 
Diftriftspolizeibehörden fund gegeben worden ift. 

g 13. 

Au Art, XXL, XXU. und XXIII. Simmtliche Polizeibehörden baben die 
Verpflichtung, die zu ihrer Keuntniß gelangenden, mit einer polizeilichen Gelb: 
ftrafe bedrohten Webertretungen des Gefeges unverzüglich dem zur Abwandlung 
derfelben zuftändigen Gerichte I. Inſtanz zur Anzeige zu bringen und bie Be— 
ftrafung der Uebertreter zu veranlafien. 


& 14. 
Durch vorfichende Bollzugsvorichriften zum efepe vom 30. März 1850 
— bie Ausübung der Jagd beir. — iſt die Inſtruction vom 2. April 1850 in 
allen ihren Theilen ergänzt und mit dem Erſcheinen der gegenwärtigen Vollzugs 
normen außer Wirfjamfeit geſetzt. 
Münden, den 3. Februar 1857. 


IV. Polizeiliche Borfchriften über Ausübung und Behandlung 
der Jagden. 


Die frühere A. DB. vorftehenden Betreffs vom 6. Dez. 1857 ift 
aufgehoben. An ihre Stelle tritt die k. V. vom 5. Det. 1863, R.Bl. 
S. 1657. 

Sie beitimmt: 


Wir finden Uns bewogen, auf Grund des Art, 229 des P.St. G. B. über 
Ausübung und Behandlung der Jagden zu verordnen, was folgt: 


81. 
Die Jagden follen pfleglich behandelt und Gefährdungen ibrer nachhaltigen 
Benützung beim Jagdbetriebe ferne gehalten werben. 
Der Wilditand darf jedoch in feinem Jagdbezirle eine der Land oder Forft: 
wirtbihaft fhäbliche Ausdehnung gewinnen. 
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S 2. 
Leber Jagbausübungsberechtigte bat die feſtgeſetzte Hege und Hegezeit zu 
beobadhten. 


$3. 
Die Hegezeit wird nad ben verſchiedenen Wildgattungen in nadıjtebender 
Weiſe beftimmt: 
A. Für Haarmwilb: 

für Hiriche vom 15. October bis 24. Juni, 

für Alt: und Schmalthiere vom 6. Januar bis 15. September, 

für Dammböde vom 30. October bis 24. Juni, 

für Danmgeifen vom 6. Januar bis 1. October, 

für Gemswild vom 30. November bis 25. Juli, 

für Rebböde vom 2, Februar bis 4. Juni, 

für Waldhafen vom 2. Februar bis 15. Scptember, 

für Dächſe vom 1. Januar bie 15. September, 

für Biber vom 2. Februar bis 1. October, 

für Murmelthiere vom 31. October bis 15. Auguft. 


B. Für Federwild: 


für Faſanen vom 1. März bis 1. Ecptember, 

für Auer: und Birfhähne vom 2, Februar bis 1. Auguſt, mit Ausnahme jedoch 
ber Balzzeit, 

für Hafel:, Schnee: und Steinhühner vom 2. Februar bis 1. Auguft, 

für Wildenten vom |, März bis 30. Juni, 

für Waldihnepfen und Belaffinnen vom 15. April, — im Hochgebirge vom 
1. Mai bis 1, Juli, 

für das auf den Möjern brütende Federwild, dann 

für Wildtauben, Ziemer, Drofjeln vom 1. April bis 1. Juni. 


Sa, 
Das Schieken und Fangen von Rehgeiſen, Witdlälbern, Gems: und Reb: 
figen, fowie der Auer- und Birkhennen ift zu feiner Zeit geftattet. 
Rehlitzböcke dürfen vom 1. Januar zu den jagdbaren Böden gerechnet 
werben. & 


g5. 

Wenn der Jagdausübungsberechtigte bei dem Dafein eines fchädlihen Reh— 
ſlandes cine Verminderung ber vorhandenen Rehgeiſen eintreten zu Taffen für 
notbwendig oder wünfchenewertb erachtet, fo bat derjelbe die Grlaubniß zur Gr: 
legung folder Stüde bei ber einſchlägigen Diftriftspolizeibehörde nachzuſuchen, 
welche hierüber das Gutachten des betreffenden SForitanıts einzuziehen und im 
Falle der Bewilligung des Geſuches die geeignete Schußzeit und Stüdzabl feſt— 
zuſetzen bat. 


86. 

Die Feldjagd auf Hafen, Feldhühner, Wachteln und Lerchen ift vom 2. Febr. 
an geſchloſſen. 

Der Zeitpunkt ihrer Eröffnung wird in jedem Regierungsbezirke alljährlich 
mit Rüdfiht auf den früheren oder fpäteren Gintritt der Ernte von der Kreis 
regierung innerhalb des Zeitraumes vom 15. Aug. bis 15. Sept. befonders be: 
ſtimmt und durch das Kreisamtsblatt befannt gemadıt. 

Der Aufgang der Hafenjagd darf innerhalb bdiejes Zeitraumes auf einen 
jpäteren Termin als den für die Eröffnung der übrigen Feldjagd feſtgeſetzten, ver 
legt werben. 


$n. 
Dem Jagdansübungeberehtigten kann bei einem gefchlofienen Jagdbezirke 


von wenigfiens 3000 Zagwerfen das Erliegen junger Hafen während der Hegezeit 
für den eigenen Hausbedarf von der Dilltiftspolzeibehörbe auf Verlangen dann 
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zugeflanden werben, wenn basfelbe ohne Beihädigung der Feldfrüchte thunlich und 
die Nachhaltigkeit der Jagd dadurch nicht gefährdet ih 


$8. 

Der Aufgang der Feldjagb überhebt den Jagbausübungsberechtigten nicht 
der Verpflichtung, die noch ungeräumten Felder und nnabgelefenen Weinberge nicht 
zu betreten, 

Unter bdiefem Verbote find jebocdh die Gras: und Kleeflächen, fowie bie 
Kartoffel:, Kraut: und Rübenfelder, vorbehaltlich des Erfages des elwa angerich: 
teten Schabens — nicht begriffen. 


9, 
Das Schießen oder Fangen ber Feldhühner bei tiefem Schnee ift unbedingt 
verboten, 10 


$ 

Das Ausheben der Nefter und Nefibrut bes Feberwildes ift unterfagt. 

Eine Ausnahme kann jedoch mit befonderer Bewilligung der betreffenden 
Kreisregierung, K. d. J., dann ftattfinden, wenn zu wiſſenſchaftlichen oder Unter: 
richtszwecken ober zum Zwecke der Fortpflanzung einzelner Federwildarten von 
dem Jandausübungsberechtigten oder mit deſſen Buftimmung von einem Dritten 
darum nachgefucht wird. 

11. 

Vierzehn Tage nad dem —* der Hegezeit darf Fein Wild, gleichviel 
ob es vom In- oder Auslande kommt, zum Verkanfe gebracht werben. 

Diefer Termin fann für den Abſatz des Wildprets auf Verlangen bes Be: 
ſitzers von ber Diftriftspolizeibebörde auf weitere 14 Tage verlängert werben, 
wenn beim Scluffe ber Schußzeit cin großer Borrath noch vorhanden und bieje 
Thatſache genügend nachgewieſen iſt. 

Vergl. hiemit O. A. E. vom 9. Jan. 1868, Unterfuhung gegen Höfelmeier 
und Xaver Sörgel wegen Uebertretung jagdpolizeilicher Vorſchriften. 


$ 12. 
Die Beflimmungen der $$ 1 mit 11 finden auf umzäunte Wildparfe 
und Faſanerien feine Anwendung. 
Auc dürfen die Naubibiere und das in ben F5 3, 4 und 6 nicht nament- 
lich aufgeführte Haar- und Federwild zu jeder Zeit erlegt und verkauft werben. 
§ 13. 
Das Abhalten von Treibjagden beim Mondſcheine, dann in den Waldun— 
gen während der Monate April, Mai und Juni ift verboten, 


§ 14. 

Zum Jagdbetriebe dürfen Feine hochbeinigen, weitjagenben Hunde gebraucht, 
feine Schießbaumwolle oder Feine vergiftete Köder, fowie Feine Yang: und all: 
gruben und feine Schlingen, — jene für den Fang von Zugvögeln ausgenonmen 
— angewendet werden. 

Die Aufrihtung von Selbſtgeſchoſſen, Sclageifen ober Fußangeln bemißt 
lich nach der Beitinnnung des Art. 149 des P.St. G. B. 

$ 15. 

Zur Jagd auf Edel:, Damm: und Gemswild ift nur ber Gebraud; mit 

Kugel geladener Gewehre geftattet. 


6. 
Beim Tragen und bei Benüpung ber Jagdgewehre foll mit ber erforder: 
lichen Vorſicht zu Werke gegangen werden, 
Zu dem Ende wird angeorbuct: 

a) daß Jagdgewehre, wenn bei ber Jagdausübung damit öffentliche Plätze, 
Straßen und Wege betreten werden, wohl verfichert gebalten und mit auf: 
wärts gerichteier Mündung getragen und 

b) daß dieſelben VBorfchrijten beachtet werben, wenn bei Treibjagden der Schütze 
von feinem Jagdſtande abtritt und ſich anderen Perjonen nähert, 

Rar, Handbud der bayer, Difir.Berw.Behörben, III. Aufl, 27 
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e) Bei Treibjagben bas angefchlagene Schießgewehr in bie Richtung ber Schügen 
oder Treiberlinie zu bringen, fowie auf gegebenes Zeichen über die Annähe— 
rung ber Treiber oder über Beendigung des Bogentriebes nod in den Bo: 
genfreis zu ſchießen, ift unterfagt. 


$ 17. 
In den Jagdrevieren auffichtslos umberftreifende Hunde dürfen von dem 
— —— oder dem von ihm aufgeſtellten Jagdauſſeher getödtet 
werden. 


18. 

Ergibt fi in einem —— ein der Land- oder Forſtwirthſchaſt nach- 
theiliger Wildſtand, fo bat der zur Jagbausübung Berechtigte denſelben in ber von 
der Diftriftspolizeibehörde vorgejchriebenen Zeit und in dem von ihr beflimmten 
Maße abzumindern, 

Dasjelbe gilt auch bei Ueberhandnahme ſchäblicher Raubthiere. 

19. 

Befchwerben, welche gegen bie Sr Bezugnahme nuf $5 5, 7, 11 und 18 
erlafienen polizeilichen Verfügungen gerichtet werben, find innerhalb 14 Tagen an 
die einſchlägige Kreisregierung, 8. d. J. als zweite und lehte Inſtanz zu bringen. 

$. 20. 

Den Ortspolizeibebörben bleibt vorbehalten, binfichtlih des Markt: und 
Straßenverfehrs mit Wildpret auf Grund des Art. 202 Abf.2 u. 3 des P.St. G. B. 
befondere Vorfchriften zu erlafjen. 


Gegenwärtige Verordnung, durch welche die Beftimmungen der Verordnung 
vom 6. Dez. 1857, polizeiliche Vorfchriften über Behandlung ber Jagden betr., 
ihrem ganzen Inhalte nach aufgehoben werben, tritt mit dem Tage ihrer Verkün— 
dung dur das Megierungsblatt in den Regierungsbezirfen diesjeits bes Rheins 
in Rirffamfeit. 

Münden, ben 5, October 1863. 


Nachtrag. 


Die vorſtehende Verordnung tritt an die Stelle der früheren Ver— 
ordnung vom 6. Dez. 1857. 

Zum gleichmäßigen Vollzug dieſer letzten hatte das k. Staats: 
miniſterium des Innern unterm 21. Dez. 1857 noch weitere Anord— 
nungen erlaffen, welche bier abgebrudt werden, da fie nicht fpeciell auf: 


gehoben find. 

1. Die Kreisregierungen haben für die möglichit befhleunigte Befannt: 
madhung ber A. V. zu forgen. 

2, Die Diftriftspolizeibehörden haben diefe Verordnung durch die Gemeinde: 
vorfieher vor verfammelter Gemeinde verkünden zu lafjen. 

3. Eine gleiche Bekanntmachung bat alljährlich in der erſten Hälfte des 
Monats Januar zu erfolgen und ift die Befolgung diefer Vorjchrift bei den Ge: 
meinbevifitationen zu controliren. 

4. Bor Allem aber ift das untergeordnete Dienftperfonal der Diftriftspolizei- 
und Gemeindebebörben, der Gerichtsdiener, ſtädtiſchen Polizeimannſchaft, Gemeinde: 
diener, verpflichteter Forſt⸗ und Jagdſchützen, der in den Städten für Handhabung 
der Marftpolizei, fowie für Einhebung des ſtädtiſchen Octroi von dem eingebracht 
werdenden Wildpret verpflichteten Andividbuen von dem Anhalt der A. V. zu ver: 
ftändigen, fowie die k. Gendarmerie bereits verfländigt worden iſt. 

5. Diejenigen Individuen, welche mit bem Transport oder mit bem Feil— 
bieten und Berfauf von Wildpret fi befafien, fohin conceffionirte Boten, Fragt: 
führer, Wildpretbändler 2c. find ſtrenge zu überwachen. 
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6. Die Controle bes Wildpreiverfaufs bat ſich aber nicht auf ben Wilb: 
preitransport und Marktverfauf zu bejchränfen, fondern diefelbe ſoll auch auf den 
— auf zeitweiſe Viſitalion der Wildpretslager bei Wildprethändlern ſich 
erſtreden. 

7. Das Eingreifen ber Diſtriktspolizeibehzörden zur Abminderung über: 
mäßigen Wildſtandes iſt einerſeits durch genaue Erhebung bes letzteren und an: 
dererſeits durch gewiſſenhafte Abwägung der land- und — —— — — In— 
tereſſen bedingt, und unter allen Umſtänden von Amtswegen oder auf Antrag der 
Betheiligten MNinen, wo die Zahl des Wildes oder einer Wildgattung zu der 
Cultur in ein Mißverhältniß getreten iſt. 

Das Verfahren, welches ohne Berührung der privatrechtlichen Anſprüche 
lediglich mach culturpolizeiliden Gefihtspunften ſich zu bemeſſen bat, ift ſummari— 
her Natur und die Einſchreitung als Officialjache zu behandeln. 

Die Modalitäten ihrer angemefleniten te find im Benehmen 
mit dem einfchlägigen k. Forftamte zu ermitteln. Iſt das bdiftriftspolizeiliche Ein: 
greifen durch den Wildftand in Staatsregiejagden veranlaßt, jo bat die Dijtrikts: 
polizeibehörde unter Nachweiſung des vorhandenen Webermaßes Anzeige an bie 
Kreisregierung, K. d. J., zu eritatten, welche hierauf Abhilfe bei der Finanzkammer 
zu beantragen bat. 

8. Wenn fchädlihe Raubthiere überhand nehmen, jo kommt ben Diftrifts- 
polizeibebörben die Anordnung zu deren Abminderung gleichfalls von Amtswegen 
zu. Auch biebei wird die Art und Weiſe des Vollzugs am zwedmäßigiten im Be: 
nehmen mit ben k. Forſtämtern bemeſſen werden können, von welden nöthigen: 
falls die Beiordnung bes k. Forſtperſonals gefordert werden kann. 

Da Klagen laut geworden find über bedenkliche Vermehrung ber Fiſchotter, 
jo haben bie Diftriftspolizeibehörben, in deren Bezirf diefe Erſcheinung bemerkbar 
il, Mafregeln zur Befeitigung eines folchen Webelftandes zu ergreifen. — Diefe 
haben zunächſt die Jagdpächter und Jagdeigenthümer zu vollziehen; erweifet ſich 
aber der Vollzug durch biefe als ungureihend, jo kann die Mitwirfung des für 
den öffentlichen Dienft verpflichteten Jagdperſonals oder der Fiſcher, Müller ıc. 
oder aud das Zuſammenwirken ber Erjteren wie ber Legteren in mebreren benach— 
barten Qagbbezirken von Amtswegen verfügt werben. 

9. Es verfteht ſich von felbft, daß das auf foldhe Weiſe erbeutete Wild 
gegen Vergütung der auf den Bollzug der amtlihen Anordnungen erwachjenen 
Koften dem Jagdinhaber zufällt. 

10. Die Befugniß des Grundeigenthümers zur Wegtreibung des Wildes 
mit Hunden, $ 16, a auf das aus Waldungen übergewechſelte Wild, 
fohin auf eigentlihes Waldwild und auf die eigenen Grunbdjtüde beſchränkt. 

11. Bei Prüfung der für gemeindlihe Jagdpachtungen aufgeftellten Be- 
dingungen ift ihre Vereinbarlichkeit mit den nenen Jagdpolizeivorichriften zu beachten. 

Die Nevierförfter, Forftwarte und Forſtgehilfen find zur Mitwir: 
fung bei Aufrechthaltung der Jagdkartenordnung berufen, fohin ohne 
Zweifel berechtigt, von jeder innerhalb ihres Neviers in Ausübung der 
Jagd betroffenen Perfon die VBorzeigung der Jagdkarte zu verlangen, 

(Auf. M.E. vom 22. April 1858.) 

Der Vogelfang ift als ein Theil der allgemeinen Jagdberechtigung 
zu betrachten und kann als freie Erwerbsart oder trennbarer Bejtand: 
theil des Jagdrechtes nicht erachtet werden. 

(Entſchl. des Minifteriums des Innern und ber finanzen, 

lith. NE. vom 8. Nov. 1858.) 

Ueber Vogelfang und Vogeljagd vergl. BL. f. a. Br. X. 1. 

Bergl. A. V. vom 4. Jan. 1366, R.Bl. S. 734, EM.DB. ©. 151. Das 
Verbot des Einfangens oder Tödtens und Berfaufens von Vögeln, 


* 
er 
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Das Erlegen eines im eigenen Jagdbezirke befindlichen Wildes 
von einem fremden Jagdbezirk aus ift nicht als Jagdfrevel zu betrachten. 
(Juſt. M.E. vom 25. Mai 1860, lith. NE, vom 16, Juni 1860.) 

M.E. vom 9. Nov. 1858, RAM. vom 24. Nov. 1858 ©. 1849. 
Die Ortöpolizeibehörden und das Forftperfonal werden angemwiefen, bei 
Austellung der vorgefchriebenen Wildpretlieferfcheine in folden Fällen, 
wo das Wild unmittelbar von der Jagd weg, zum Abſatz beſtimmt iſt 
und nicht fogleih gewogen werden fan, unter Offenlaffung der leßten 
Rubrik „Gewicht“ und genauer Bezeihnung der Wildftüde den Beifag 
zu machen: „von der Jagd weg verjendet.“ 

Durch M.E. vom 9. Oct. 1858, K.A.Bl. ©. 1622, ift die Form 
der MWildpretlieferfcheine vorgeſchrieben. Sie haben zu enthalten: 

Datum der Wildpretsverfendung. 

Name, Stand und Wohnort des Verfenders und des Empfängers. 

Des zu verfendenden Wildprets Stüdzahl, Gattung und Gewicht, 
nebft Fertigung unter Angabe des Orts und der Zeit der Betätigung. 


V. Gefeg vom 15. Juni 1850, den Erfag des Wildfchadeus betr. 


Art. 1. Zum Erfabe des vom Wilde an Grund und Boden 
oder an Erzeugniffen deffelben verurfahten Schadens ift verpflichtet: 

1) derjenige Orundeigenthümer, welder genäß Art. 3 des die Aus: 
übung ber Jagd betreffenden Gefeßes vom 30. März d. 8, die 
Jagd auf fremdem Grund und Boden entweder felbjt ausübt 
oder deren Ausübung einem andern überlajjen bat; 

2) die Gefanmtheit derjenigen Orundeigenthümer, auf deren zu einem 
Jagdbezirke vereinigten Grundftüden die Jagd gemäß Art. 4 bis 6 
und 41 des angeführten Geſetzes entweder verpachtet ift oder in 
Selbftverwaltung ausgeübt wird, 

Art. 2. Wenn im dem durd Ziff. 1 des vorhergehenden Artikels 
bezeichneten Falle ein und bdasjelbe Jagdrecht mehreren Grundeigen— 
thümern zuftcht, jo haften diefelben fammt und fonders für Schaden 
und Koftenerjaß, vorbehaltlich jedoch des Rückgrifſes an die nicht belang— 
ten Theilbaber auf verhältnißmäßige Wiebereritattung. 

Art. 3. In dem durd Ziff. 2 des Art. 1 bezeichneten Falle 
muß der Schaden und Koftenerfag zunächſt aus der Gemeindecafje ge 
leitet werben. 

Eind mehrere Gemeinbebezirfe zu Einem Jagdbezirke vereinigt, 
fo haften die mehreren Gemeindecaffen ſammt und fonders für Schaden: 
und Kojtenerjaß, vorbehaltlich jedoch der verhältnigmäßigen Wiederer: 
ftattung aus den nicht belangten ©emeindecafjen. 

In allen Fällen ift der aus Oemeindecafjen geleiftete Erſatz von 
den einzelnen Grundeigenthümern ber betreffenden Gemeinde zu vergüten, 
und auf diefelben verhäftnigmäßig zu vertbeilen. 

Der Gemeinde iſt unbenemmen, in dem Jagdpadıtvertrage den 
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oder die Pächter ber Jagd für den Rückerſatz des aus ber Gemeinde: 
caffe geleifteten Wildſchadens Haftend zu erklären. 

Art. 4. Der Anſpruch auf Erfaß ift nicht davon abhängig, daß 
der Wildfhaden durch Üübermäßiges Hegen oder fonftiges Verſchulden in 
Ausübung der Jagd veranlaßt mwurbe. 

Art. 5. Der Grundeigenthümer ift nicht gehalten, fein Grund: 
eigenthum durch Einzäunung oder andere ähnliche Vorkehrungen gegen 
Wildfhaden zu ſchützen. Ausnahmsweife wird jedoch der vom Wilde in 
Baumfchulen, in Obſtgärten oder an einzeln jtehenden jungen Bäumen 
verurfachte Schaden nur dann vergütet, wenn nachgewiefen wird, daß 
der Schaden erfolgte, obgleidy die unter gewöhnlichen Umftänden aus: 
reichenden Schußanftalten angebradyt waren. 

Art. 6. Bon dem Federwilde verurfadhter Schaden wird nicht 
vergütet. 


Art. 7. Wenn Getreide und ähnliche Erzeugniffe, deren voller 
Werth ſich erft zur Zeit der Ernte bemefjen läßt, vor dieſem Zeitpuntte 
durch Wild befhädigt werden, fo ift der Wildſchaden nur in demjenigen 
Umfange zu erftatten, im welchem er ſich zur Zeit ber Ernte barftellt. 

Art. 8. Inſoweit der Wildfhaden nad den Grundſätzen einer 
orbentlihen Wirthſchaft durch Wiederanbau in bdemfelben Jahr aus: 
geglihen werden kann, foll hierauf bei der Abſchätzung Rüdjicht genom: 
men werben. 

Art. 9. Ansprüche auf Erfag des Wildfchadens find ohne Rück— 
fiht auf die Klagſumme und auf den perſönlichen Oerichtsftand des Be- 
Magten vor demjenigen Stadt: ober Landgerichte geltend zu machen, in 
deffen Bezirk der Schaden verurſacht worden ift. 

Art. 10. Wenn mehrere Grundeigenthümer, deren Grundſtücke in 
bem nämlichen Jagdbezirke liegen, vor demfelben Gerichte und gegen den 
nämlichen Bellagten Anfprücde auf den Wilbfhadenserfaß erheben, fo 
fönnen fie gemeinfchaftlihe Klage ftellen, 

Art. 11. Das Verfahren und der Inftanzenzug richten ſich nad) 
ben für bie Givilvechtsflreitigkeiten beftehenden Borfchriften. 

Wenn in dem Falle des Art. 10 Himfichtlih der Forderungen 
mehrerer Kläger die Berufung ergriffen wird, fo find zur Feſtſtellung 
der Befchwerdefumme die einzelnen Beträge zuſammenzurechnen. 

Art. 12. Gegenwärtiges Geſetz tritt mit bem Tage feiner Ber: 
fündigung durch das Geſetzblatt in allen Landestheilen biesfeits des 
Rheins in Wirkfamteit. 

Jagdpachtverträge, welche vor dieſem Tage abgeſchloſſen murben, 
können einfeitig vom Verpächter oder Pächter aufgelöft werben, vor: 
behaltlic der Entrichtung oder Wichererftattung des Pachtſchillings nad 
Maßgabe des Zeitraums der bisherigen Jagbbenübung. 

Die Kündung muß, wenn fie jtatthaft fein fol, längftens bis 
zum 41. Juli 1850 erklärt werden, worauf die Auflöfung innerhalb bes 
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im Art. 24 des Geſetzes vom 30, März d. Is., „die Ausübung ber 
Jagd betr.“ bezeichneten Termines erfolgt. 

Unfer Staatsminifter der Juftiz ift mit dem Vollzuge dieſes Ge: 
ſetzes beauftragt. 


c. Holzhandel. 


Nah ME. vom 4. Aug. 1857, K. A.Bl. ©. 1248, ift ber 
Handel mit Holz jeder Art der freien Concurrenz überlaffen und von 
einer polizeilichen Betriebserlaubniß nicht abhängig. 

(Gewerbe: Ordnung vom 1. Jan. 1868.) 

RA. vom 23. Det. 1857, LADE ©. 1648: 

1) Anz und Berfauf von Lefeholz bleibt gemäß der Lefeholz : Orb: 
nung vom 26. Sept. 1856 auch fernerhin verboten, und wird 
diefes Verbot insbefondere auch auf den Handel ber ärarialifchen 
Holzhauer mit den ihnen zum eigenen Gebrauch überlaffenen 
Spähnen ausgebehnt. 

2) Hinfitlih des Handelns mit jungen Eichenſtämmen behufs Korb: 
flechtens verbleibt e8 bei ben Verbot nad der M.E, vom 7. Sept. 
1838, A.Bl. ©. 578. i 

3) Der Handel mit Holzpflänglingen ift nur geftattet, wenn ber 
Verkäufer ein gemeindliches Gertificat über ben rechtlichen Er: 
werb befikt. 

Art. 202 des P.St.G. überläßt es der ortspolizeilihen Anord— 
nung, Vorſchriften für den Verkehr auf Holzmärkten feitzufegen. 

Art. 209. In welden Fällen zur Ausübung eines Gewerbes 
oder Erwerbszweiges mit Einfluß des Verkehrs auf Mefjen und Märk— 
ten eine beſondere polizeiliche Bewilligung erforderlih ift, und welde 
Befugniffe den einzelnen Gewerb: und Erwerbtreibenden zuftehen, ift 
außer den für einzelne File getroffenen Anoronungen des B.St.®. 
nad den in jedem Landestheil beftehenden gefeglihen Beltimmungen, 
fowie nach den auf Grund der Iehteren erlafienen Verordnungen ober 
oberpolizeilihen Vorſchriften ꝛc. zu bemefien. 

Der Handel mit Vieh und Getreide, mit inländiſchen Bobenerzeng: 
niffen (alfo aud mit Holz) 2c. iſt freigegeben, und foll im Verord— 
nungswege weiteren Beſchränkungen als im P.St.G. vorgefehen find, 
nicht unterworfen werben. 

Borbehalten find die Beftimmungen bed Art. 105 — 107 bes 
Forftgefeges, wonach im Falle einer außerorbentlihen Zunahme der Forft: 
frevel durch k. Verordnung verfügt werben darf, daß ſowohl innerhalb 
derjenigen Bezirke, in welchen die Forftfrevel vorfallen, als auch inner: 
halb derjenigen, in welden die gefrevelten Gegenftände verkauft zu 
werben pflegen, jeber Verkäufer von Walderzeugniffen mit einem von 
dem Gemeinbevorftande feines Wohnortes ausgeftellten, auf fünf Tage 
giltigen und bei dem Verkauf an bie Ortspolizeibehörbe abzuliefernden 
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Zeugnifje über den rechtmäßigen Erwerb ber nah Art, Größe, Zahl 
und Maß beftimmten Berkaufsgegenftände verfehen fein müffen :c. 


D. Führung von Yausgewehren. 
(Conf. Art. 71 des P.St.G.) 


Die Führung von Hausgewehren ift an polizeiliche Licenz geknüpft. 
(A. 3. vom 24. Dez. 1770, Maier's G.S. I. 116, 
RU. vom 3. Dez. 1853.) 


E. Scübengefellfdaften. 


Die Schüßenordnung vom 21. Juli 1796 ift durch neue k. Ber: 
ordnung vom 25. Aug. 1868, die allgemeine Schüßenorbnung für bas 
Königreih Bayern betr., NA. 1868 ©. 1704 u. ff. aufgehoben. 

Neue Schübengefellihaften, welde biefe Verordnung als Statut 
anerkennen, erhalten biemit corperative Rechte; außerdem find fie nad) 
dem Bereinsgefeße zu beurtbeilen. 


F. ©.3.6.: Erkenntniffe in Torſt- und Jagdſachen. 


Vom 20. Juni 1853, RB. ©. 889, 898 und 906. Unter: 
fuhung gegen Handwerk und Genofien, wegen Jagbfreveld und gegen 
Klüpfl, endlich gegen Engelhaupt in gleichem Betreff. 

om 20, Junt 1854 ©. 531. Unterfuhung gegen Schmalzl 
und Compl., wegen Holzftdiebitahls. 

Dom 25. Juni 1858, R.Bl. S. 862. Unterfuhung gegen Wittwe 
Feineis von Waldbüttelbrunn, wegen Wreilaufenlaffens ihres Hundes. 

Bom 25. Juni 1858, RB. ©. 921. Unterfuchung gegen Dorpath 
von Heidingsfeld, ZJueignung eines Haaſen. 

Bom 29. Mai 1860, R.Bl. ©. 545. Gemeinde Aura ꝛc. gegen 
Fiscus, Antheil an Forſtrügeſtrafen. 

Bom 23. Juni 1860, R.Bl. ©. 686. Gemeinde Wörth gegen 
Fiseus, wegen Einziehung von Forſtſtrafgeldern. 


Bwölfter Abſchnitt. 
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I. Allgemeine Grundfäbe. 


Eine der widhtigiten Aufgaben der Polizeibehörden ift die Aufficht 
auf die Beihaffenheit, die Güte, die Unſchädlichkeit der Xebensmittel, 
womit fi) noch die entfprechende Gontrole über Einhaltung polizeilicher 
Taren, vorgefchriebenen Maßes und Gewichtes, die Herbeiführung mög- 
lihfter Goncurrenz von Verkäufern auf den gewöhnlichen Märkten ꝛc. 
verbindet, 

Das P.St.®. Hat in diefer Beziehung ſehr umfafjende Anorb: 
nungen ertbeilt, deren Beobachtung von dem Polizeibehörden durd ent: 
ſprechende Wachſamkeit, durch periodifche Bifitationen controlirt werben fol. 

Art. 209 des P.St. G. In melden Fällen zur Ausübung eines 
Gewerbes oder Erwerbszmweiges mit Einſchluß des Verkehrs auf Mefjen 
und Märkten eine befondere polizeilidie Bemilligung erforderlich ift, und 
welche Befugnifje den einzelnen Gewerb- und Erwerbtreibenden zufteben, 
ift außer den für einzelne Fälle getroffenen Anordnungen des P.St.®. 
nad ben im jebem Landestheil beftehenden geſetzlichen Beftimmungen, 
fowie nady ben auf Grund der letzteren erlaffenen Verordnungen oder 
oberpolizeilihen Vorſchriften in den Landestheilen biesfeits des Rheins, 
außerdem nad dem Gew. Geſ. vom 30. Juni 1868 zu bemefjen. 

Der Handel mit Vieh und Getreide, mit inlänbifchen Boden: 
erzeugniffen und Rohſtoffen, fowie mit ben gewöhnlichen, den Gegen: 
ftand des Wochenmarktverkehrs bildenden Lebensmitteln ift freigegeben, 
und foll im Berordnungswege weiterer Beſchränkungen, als im P.St. G. 
vorgefeben find, nidyt unterworfen werben, 

Die Befchränkungen, welche das P.St. G. bezüglich des Handels 
mit Vieh und Getreide ꝛc. enthält, beziehen fi nicht auf die Berech— 
tigung zum Handel, fondern auf bie fpeciellen Verbote: 

3) bed Haufivens (Art. 204), 
b) der Mebertretung gefundheitspolizeilicher Borjchriften in Bezug auf 

Nahrungsmittel (Art. 131—134), 

ec) auf Maß und Gewicht (Art. 194—195), 
d) auf Bolizeitaren und ben Verkehr mit Lebensmitteln, (Art. 196 

bis 201), 

e) auf Zumwiderhandlungen gegen Marktorbnungen (Art. 202). 
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II. Specielle Anordnungen des Strafgefekbudjes und 
Polizeiftrafgefehbudjes in Bezug auf den Verkehr mit 
Lebensmitteln; 

und zwar: 


A. Webertretung —— — Vorſchriften in Bezug auf 
ahrungsmittel. 


Art. 131. An Geld bis zu 25 fl. wird geſtraft: 

1) wer ben ober: oder ortspolizeiliden Vorſchriften über Beſchau des 
zur menfhlihen Nahrung beitimmten Viehes vor oder nad der 
Schlachtung zumiderhandelt; 

2) wer andere verfäuflihe Nahrungsmittel, Eßwaaren oder Getränfe 
der durdy ober= ober ortspolizeiliche VBorfhrift angeordneten Be: 
ſchau entzieht. 

Art. 132. Wer den zur Verhütung von Gefahren für die Ge: 
fundheit bei der Zubereitung und Aufbewahrung, dem Ausmeflen und 
Auswägen verkäufliher Nahrungsmittel, Eßwaaren und ©etränfe er: 
gangenen ober- oder ortspolizeilichen Vorſchriften zuwiderhandelt, bes: 
gleichen wer efelhafte, verdorbene oder ber Geſundheit ſchädliche Gegenftände 
diefer Art feilbietet oder verkauft, wird an Geld bis zu 25 fl. geftraft, 
womit im Rückfalle Arreft bis zu drei Tagen verbunden werden kann. 

An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft, wer bie ortspoligeilichen 
Anordnungen über Neinlichkeit in Mühlen, Schladhthäufern, Fleiſchbänken 
und auf Märkten übertritt. 

Im Strafurtheit ift zugleich die Gonfiscation ber in Abf. I be: 
zeichneten fchädlihen Gegenſtände auszuſprechen. 

Tür die Landestheile diesfeits des Rheins bleiben die beſtehenden 
Beftimmungen über Erzeugung und DBerleitgabe von Bier vorbehalten. 

Conf. biezu das St.G.B. Art. 316. Mit Gefängniß nicht unter 2 Monaten, 
womit Geldftrafe bis zu 1000 fl. verbunden werden kann, ift ber Betrug zu firafen, 
wenn er verübt ift: 

5) Durch Anwendung einer falihen Waage, falichen Maßes oder Gewichtes, 
ober durch Verkauf von Waaren mit falfhen öffentlichen Stempeln ober anderen 
falſchen Zeichen öffentlicher Beglaubigung von Eeite eines Gewerbtreibenden. 

8) Wenn Jemand Nahrungsmittel oder Getränfe verkauft oder fonft gegen 
Entgeld veräußert, von denen er weiß, daß fie durch Beiyabe fremder Stoffe 
geſahat — in Folge deſſen der Geſundheit nachtheilig ſind. 

. 325. Wer Nahrungsmittel oder Getränke, die er zu verlaufen oder zu 
aber senbfiätigt durch a fremder Stoffe fälſcht, desgleichen, wer in 
folder Weife gefälſchte Nahrungsmittel oder Getränke, wilfend, daß fie gefälſcht 
find, feilbietet, wird, wenn bie gefälfchten Begenflände der Geſundheit nachtheilig 
find, mit Gefängniß bis zu 2 Jahren 2c. beftraft. 


B. Webertretungen in Bezug auf Maße, Gewichte, Wangengattungen 
und Eiche. 


Hieher bezieht fih das Geſetz vom 29, April 1869, G. Bl. ©. 854, 
„die Maß: und Gewichtsordnung“ betr. 
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Nach dieſem Geſetz treten mit 1. Jan. 1872 — bem Anfangs: 
termin für Einführung der neuen Maße und Gewidte Art. 194 u. 195 
des P.St. G. B. und alle älteren durch Geſetze, Verordnungen, polizeiliche 
Borihriften oder Herkommen beruhenden Borfchriften über Maß: und 
Gewichtsweſen außer Giltigkeit. 


Zur Zeit ertheilt das P.St. G.B. folgende Beſtimmungen: 

Art. 104. Wer im öffentlichen Verkehre Maße, Gewichte oder 
Waagen anwendet, welche nicht mit den durch Geſetz oder Verordnung 
vorgeſchriebenen Proben oder Aichen verſehen oder nicht im richtigen 
Stande erhalten ſind, wird neben der Confiscation dieſer Gegenſtände 
an Geld bis zu 25 fl. geſtraft. 

Auf Gewerbtreibende find diefe Beftimmungen ſchon dann anwend— 
bar, wenn folde Maße, Gewichte oder Waagen in ihren Geſchäfts— 
Iocalitäten oder Verkaufsläden vorgefunden werben. Gleiches ift bei 
Perfonen der Fall, welde auf öffentlihen Märkten nah Maß oder 
Gewicht verkaufen und daſelbſt im Befige folder Maße, Gewichte oder 
Wagen getroffen werben. 


An Geld bis zu 25 fl. werben Gewerbtreibende beftraft, welche 
mit jenen Maßen, Gewichten oder Waagen nicht verfehen find, welche 
fie nad) ober= oder ortöpolizeiliher Vorſchrift zu halten haben. 


Art. 195. An Gelb bis zu 15 fl. wird geftraft, wer in ven 
Landestheilen diesfeits des Nheins den oberpolizeilihen Borfchriften, in 
ber Pfalz den Gefehen oder den nad Maßgabe derfelben erlafjenen ober: 
polizeilihen Vorſchriften bezüglich der Berification von Maßen, Gewichten 
und Waagen zuwider handelt. 

Vergl. biemit Art. 316 des St. G.B., dann Art, 323 fiber die Benükung 
faljher Waagen, falfchen Gewichtes oder falihen Maßes burdy Handels: oder Ge: 
werböleute; ferner 

Art. 324 des St. G.B. über unerlaubte Yerligung von Stempeln zur Be: 
zeichnung und Beglaubigung von Waaren, Maf, Gewicht oder Waagen. 

Durd das Geſetz vom 29. April 1869, G.Bl. ©. 853, ift eine 
vollftändig neue Maß: und Gewichtsordnung für das Königreid Bayern 
eingeführt. 

Zum Vollzug des Geſetzes beftimmt die A. V. vom 14. Sept. 1869 
— das Material, die Geftalt, die Bezeihnung und fonftige Beſchaffenheit 
der Maße und Gewichte, die Waagengattungen und beren Stempelfähigfeit, 
das Eidyverfahren und bie Fehlergrenzen betr. — waß folgt: 

Wir verorbnen auf Grund bes Art. 12 bes Gefeßes vom 29. April Ifd. Xe., 
bie Maß: und Gewichtsordnung betreffend, über das Material, bie Geftalt, bie 
Bezeihnung und fonflige Beichaffenheit ber vom 3. Jan. 1872 ab im öffentlichen 
Berkehr ausſchließend geltenden und bereits vom 1. Jan. 1870 ab auch im bies: 
rheinischen Bayern zur Eihung und im gewerblichen Verfehre zuzulaſſenden neuen 
Maße und Gewichte, über die zur Aihung und Stempelung zuläffigen Arten von 
Pag und die Bedingungen ihrer Stempelfähigfeit über das Verfahren bei 


ber Eihung und Stempelung und über bie biebei innezuhaltenden Fehlergrenzen, 
was folgt: 


Anoronungen in Bezug auf den Verkehr mit Lebensmitteln, 427 


1. Sängenmaße. 
g1. 
Zur Eihung und Stempelung werben nur bie folgenden Maße zugelafjen: 
20 Meter, 
10 Meter oder ein Delameter, 
5 Meter, 
2 Meter, 
1 Meter, 
0,5 Meter ober 5 Decimeter ober 50 Gentimeter, 
0,2 Meter oder 2 Decimeter oder 20 Gentimeter, 
0,1 Meter oder 1 Decimeter oder 10 Gentimeter. 
Sämmtliche eihfähige Maße müſſen aus einem genügend feſten Metall 
ober aus hartem, gut ausgetrodnetem Holze oder aus Elfenbein gefertiget fein. 
Die Unterabtbeilungen des Meter follen dur zur Länge des Mafcs recht: 
winflih und rein gezogene Stride angezeigt fein. 
Es dürfen feine andern Theilungen als die des Meters und Feine andern 
gefeglich nicht gültige Längenmaße aufgetragen fein. 
Die Bezeihnung der Maße muß im deutlicher, nicht verwifhbarer Schrift, 
mit dem vollen, in ber obigen Zuſammenſtellung angegebenen Namen geſchehen. 
Welche ber metrifhen Bezeichnungen in ben fällen, wo in ber obigen 
— nebeneinander aufgeſtellt ſind, anzuwenden ſei, bleibt dem Belieben 
berlaſſen. 


g2. 

— Für Maße von 2 Meter Länge abwärts find folgende Vorſchriſten zu 
eachten: 

1) Sie müſſen gerade, die Querſchnitte derſelben gleich und von folder 
Größe ſein, daß eine Verbiegung des Maßes nicht zu beſorgen iſt; 

2) die Endflächen follen rechtwinklig zu den Seitenflähen jein; 

3) bie Maße aus Holz müfjen aus einem Stüd verferligt und an ihren 
Enden mit Metall beſchlagen fein; 

4) bie Länge des Meters ift in 100 Gentimeter getheilt. Von 10 zu 10 
Theilftrihen müffen die Längen 10, 20, 30... . durch Zahlen angegeben fein. 

Je nach der Beflimmung des Maßes find auch die Unterabtbeilungen in 
Millimeter aufzutragen, entweder der ganzen Länge nad oder nur auf bem erften 
Decimeter, oder erften Gentimeter, 

Die Striche bes halben Gentimeter find länger, als bie ber Millimeter und 
bie ber Eentimeter find fürzer, als die ber Decimeter. 

5) Mafe aus Metall find in Betreff der Länge und ber Theilung ben 
gleihen Vorichriften wie die Maße aus Holz unterworfen. 

6) Zufammenlegmaße werben zur Eihung nicht zugelaffen. 


G3. 

Die Maße von ber Länge von 20 Meter, von 10 Meter (Defameter), 
von 5 Meter find in Kettenform aus Eifendraht von folder Stärke auszuführen, 
daß ihre Unveränderlichkeit im Gebrauche gefichert erfcheint. 

Jedes Keitenglieb darf die Länge von einem, von zweien ober von flnf 
Decimeter haben, wobei der innere Durchmeſſer des Ringes mit eingerechnet ift. 

Bon Meter zu Meter muß der Kettenring aus einem Metall beftehen, 
welches durch feine Farbe von Eifen fich unterfcheidet. 


S 4. 

Die Fihungsoperationen, über deren Ausführung in einer befonderen In: 
ſtruction nähere Vorſchriften ertheilt werden, haben fich bei ben Längenmafen fo: 
wohl auf die Gejammtlänge als auf die Gintheilung zu erfireden. 

Zur Stempelung ıft nur dann zu fchreiten, wenn bie BVergleihung mit 
den Eihungsnormalen erwicfen bat, bat die Gefammtlänge entweder im Zuviel 
ober im Zuwenig eine größere Abweichung nicht zeigt, als die nachſtehende Tabelle 
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angibt, und wenn gleichzeitig bie Eintheilung fo beſchaffen if, baß ber Fehler bes 
Abftandes irgenb ciner Eintbeilungsmarfe von dem nächſten ber beiden Guben bes 
Mafes nirgends die Hälfte der zuläffigen Abweihung ber Gefammtlänge dee: 
jelben überjteigt. 


Bezeichnung ber Maße. Länge, Zuläffige Abweichung. 
Präcifions: Maße aus Metall. I Meter . » 2 2. 0,1 Millimeter 
Sewöhnlide Maße aus Metall oder 0,5 bis O,1 Meter. . 0,05 Millimeter 

von 0,5 Meter ob aus hartem Holge 2 Meter . . . . . 0,75 Millimeter 
ober Elfenbein. 1 Meer . » » 2.05 Millimeter 
Mafe aus Holz mit Metallbefhlägen 0,5 bis O,1 Meter. . 0,25 Millimeter 
nur in Gentimeter getheilt. 1 Meter . . . . 1,0 Millimeter 
Meßletten. 0,5 Meter.. 0778 Millimeter 


20 Meter. » 2... .35 Millimeter 
10 Meter. . » . . 2,25 Millimeter 
5 Meer. 2... 1,75 Millimeter 


$ 5. 
Die Stempelung erfolgt dit an ben Enden des Maßes. An den mit 


Metallfappen verfehenen Enden hölzerner Maße ift der erfte Stempel halb auf bas 
Holz, halb auf ben Metallbeſchlag zu ſetzen. 


11. Flüſſtgkeitsmaße. 
6 


S 6. 
Zur Cichung und Stempelung werden Flüffigkeitsmape nur in folgenden 
Größen zugelaffen: 


20 Liter, 
10 Liter, 
5 Liter, 
2 £iter, 
1 Liter, 
!/y ober 0,5 Liter, 
Als Liter, 
0,2 Liter, 
’A Liter, 
0,1 Liter, 
Yıa Liter, 
0,05 Liter, 
Usa Liter, 


0,02 Liter. 
Diefe Maße müffen aus Zinn, Weißblech, Meffing oder Kupfer bergeitellt, 
in ben beiden legten Fällen aber innerlich mit veinem Zinn vollſtändig und gut 
verzinnt fein. 


g7. 

In Betreff der Gejtalt, der Beichaffenheit und Bezeihnung der Mape wird 
vorgefchrieben : 

1) Maße von 2 Liter Inbalt und die nad ber Halbirungstheilung abge: 
fiuften Heineren müfjen in Form eines Gylinders bergeftellt fein, bei welchem bas 
Verbältniß bes Durchmeſſers zur Höhe 

für das 2 Liter-, 1 Liter-, und a Liter: Mah wie 1: 2 


; « ” ” [7 1 + kg 
[), [7 [23 ” 1 : la 
/ıs " [7 [7 1 ’ 1a 


1 ’ „ * 1 : 1, 
zu Grunde gelegt wird, Da cs ſchwieri ift, in der Herflellung folcher Make 
diefes Verhä mid genau inne zu halten, h find in ber Größe des Durchmeſſeré 
Apeihungen bis 5%, im Mehr oder Weniger geftattet. 
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Es ergeben ſich biernad für die Dimenfionen diefer Flüſſigkeilsmaße fol- 
gende Wertbe in Millimetern: 
Berechuete Dimenfionen. Der Durdmefler zuläfiiger 
Maßte darf betragen: 
Größe des Maßes, des — der Höhe: höchſteus mindeſtens 


mm. min. mm. 
= Mir.» su 108, 216, 114 103 
J.. 6 an 1 90 82 
I; [73 ‚2 1 ‚5 73 64 
— 554 104,4 58 52 
Yen 44, 80, 47 42 
BE A 


Ar nad ber Decimaltgeilung atgeftuften Maße von O0, bis O,o8 Liter find 

ei Vermeidung einer Verwechslung mit den, durch Halbirungsibeilung erhaltenen 

Maßen in Form abgeſtutzter Kegel auszuführen, bei denen ber obere Durchmeſſer 

der Abmejjung entfpricht, welche diefe Maße nad ben, vorber jür die Halbirungs: 

theiluug aufgeſtellten Bedingungen bei cyundriſcher Geſtalt erhalten würden, und 

deren ünterer Durchmeſſer das 1/siache des oberen il. Es ergeben ſich hienach 
für die Dimenfionen dieſer Flüſſi igfeitsmaßie folgende Werthe in Millimetern: 


Größe bed Maßes. Veredinete Durchmeſſer. Berechuete Höhe. Der obere Durchmeſſer 


betragen: 

oben unten höchſtens mindefteng 
mm. mm. mm. mm, Imnm. 
0, Liir. . . Bla 76,8 6l,u 54 49 
1 | 62, 46, 43 39 
Os na 0 Di 50,3 35,8 35 32 
‚1 25,2 374 25,a 26 24 


Maße von 5, 10 und 20 giter find eylinderförnilich mit engerem cylin⸗ 
briichen Halle von höchitens 10 Gentimenter Durchmeſſer auszuführen, 

2) Die einzelnen Theile der Maße, Böden und Seitenflächen müſſen im 
nveränderlicher Weiſe mit einander verbunden fein, Die größeren Make von 
. bis 2 Liter müſſen am oberen und unteren Rande durch aufgelöthete Metall— 
reife, ſ. g. Bunde, verſtärkt fein. Vom Liter abwärts find nur am oberen Rande 
Bunde —3 

3) Ausgüſſe, deren Faſſungsraum einen Theil des richtigen Gefäßinhaltes 
bildet, müffen bis zur vorderen Spige in derſelben Art wie bie Übrige Grenzflädhe 
bes Faſſungsraumes verftärkt fein. 

4) Auf der Äußeren Geite eines jeden Maßes ift in deutlicher, nicht ver: 
wifchbarer Echrift Name und Anhalt des Maßes anzugeben. Statt des Wortes 
Liter kann der Buchſtabe L gebraucht werben. Nils Vruchbezeichnungen find für 
bie Decimalen- Abfinfungen Decimalbrüche, für die Nbjtufungen nad Halbirungen 
gewöhnliche Brüche zu benützen. 

5) Am oberen äußeren Rande muß jedes Maß an zwei diametral gegenüber 
ſtehenden Stellen aufgelöthete PERNNN zur Aufnahme des Stempels beißen. 


Das Eichen bat unter — der, in der Inſtruction der Verifica— 
toren angegebenen Vorſchriften zu erfolgen. 
9, 


In Beziehung auf bie Eichung der Schankgefäße und Fäſſer bleiben die 
näheren Beſtimmungen vorbehalten. 


III. Hohlmaße für — 


Hohlmaße für trockene Ge uf werden nur in folgenden Größen zur 
Eichung und Etempelung zugelaflen: 
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1 Hectoliter 
1/, ober O,, Hectoliter 


20 Liter 
10 „ 
5 u 
2 ’ 
I u 


od 0; „ 
1/, Piter 
Die Etempelung fann nur dann vorgenommen werben, wenn eine größere 
Abweihung von dem Sollinbalte im Mehr oder Weniger nicht jtattfindet, als 
folgende: 
bei Mafen von 20 Liter bis 1 Liter böcfiens */,,, des Eollinhaltes 


[7 [7 [7 +5 1 [73 2 . # Uaoo * " 
1, ” 1 ‚2 0 [2 !/10o [2 ” 
1, Liter 
Yıs ” 
O, [7 


T ’ 


[2 [23 [23 


J ro5 ” 
Diefe Maße können in Holz oder in Metall ausgeführt werben. 


g 18. 

In Betreff ber Geftalt, der Beichaffenbeit und Bezeichnung vorfichender 
Maße wird folgendes vorgeihrieben: 

1) Alle Make müſſen in Form eines Gplinders ausgeführt werben, bejien 
Durchmeſſer zur Höbe fih wie 3 zu 2 verbäft. 

Für die größeren Maße von 1 Hectoliter bis 1 Piter inc. find im Durch— 
meffer Abweichungen bis zu 3%,, und für bie fleineren Maße bis zu 5%, zuläffig. 

Es ergeben fih hienach fiir die verfhiedenen Mafgrößen folgende Durch— 
meſſer in Millimetern: 

Der Durchmeſſer darf betragen: 
Größe des Mafed, Berechnete Durchmeſſer. höchſtens windeſtens 
mm. m 


mm, m. 

1 Hectoliter . » . . 575% 593 559 
Oo one 407 471 443 
20 Ltr. 200.0. 336, 347 327 
10 ee ee 275 259 
> FE | 7 218 206 
2 * . 156, 161 152 
1 — . 124, 128 120 
0, [23 98, 103 94 
un TB 82 74 
Yu [73 62, 65 59 
Yı d 77 . 49,3 52 47 


2) Mabe aus Holz müſſen aus gut ausgetrodneten Holz ausgeführt fein. 
Der Boden berjelben muß mit der cylindriſchen Wandflähe dicht und bauerbaft 
verbunden, und der obere Rand muß mit einem eifernen Reif fo verjehen fein, 
daß das Gefäß mit eijernem Rande endet. 

3) Das Hectoliter und das halbe Hectoliter müſſen zur Sicherung der Ge: 
ftalt einen mit Boden und Wandflächen fejt verbundenen Beſchlag ans Bandeifen, 
und zur Peitung des Streihbolzes einen oberhalb bdiametral liegenden Steg be 
figen, ber mit einer eijernen, lothrecht auf der Mitte des Bodens jiehenden Etange 
jeft verbunden ift. 

4) Auf Daubenmaßen find die Dauben einzeln mit den umgelegten Gifen: 
reifen zu verbinden. 
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5) Maße aus Eifenbleh oder Kupferblech müflen zur Sicherung ihrer Ge 
Ralt am oberen Rande dur einen Metallreif oder durd einen eingelegten Draht 
verftärft fein. Zur Sicherung gegen Roſt oder Orydationen müfjen fie mit einem 
pafjenden Firnig überzogen fein. Die größeren Maße, Hectoliter und halbes Hec: 
toliter müfjen überdies, wie bie Maße aus Holz mit einem Steg verjehen fein. 

6) Die Bezeihnung des Anbaltes der Maße muß in deutlicher, nicht vers 
wifhbarer Echrift auf der äußern Fläche bei ben 2 größeren Maßen durch 1 H, 
O, H ober Y/, H oder Hectoliter für die Meineren Maße dur bie im $ 10 auf: 
geführten Zablen und Brüche unter Zufügung von L oder Liter erfolgen. 

7) Maße aus Blech befiken am oberen äußeren Rande am zwei diamtelral 
gegenüberftehenden Stellen aufgelöthete Zinnblätthen zur Aufnahme des Stempels, 
$ 12. 

Beim Eichen find bie in ber Juftruction ber BVerificatoren angegebenen 
Vorichriften zu befolgen, und es darf ein Maß nur dann gejtempelt werben, wenn 
bei der Vergleichung mit ben Gichungsnormalen entweder in Mebr oder Minder 
eine größere Abweichung vom Eollinhalte nicht ftattfindet, als: 


für eine Größe von bei Maßen aud Metall bei Maßen and Holz 


1 H und O0, H Yun des Sollinhaltes Yan bes Sollinhaltes 
20 L bis 1 L 1 a0 „ Ugoo ” 

0, L bis O, L Vaoo [7] "/00 ’ 

I, bis O,0s L Yo 2 "so „ 


IV. Gewichte. 
g 13. 
Die Gewichte Fönnen aus Gifen, Meffing ober fonft einem nicht minder 
fetten Metall hergefiellt werben. 
A. Gewichte aus Gußeifen. 


$ 14. 
Die zur Eihung und Stempelung zuläffigen gußeifernen Gewichte find: 


50 Kilogramm oder 1 Gentner, t Kilogramm, 

50 Piund oder Centner, 500 Gramm ober ein Pfund, 
20 Kilogramm, !/, Pfund, 

10 * 200 Gramm, 

5 ” 100 

2 „ 50 „ 


$ 15. 

In Betrefi ber Geftalt, ber Beichafjenheit und Bezeihnung biefer Gewichts: 
ftüde wird vorgeſchrieben: 

1) Jedes Gewichtsſtüuck muß deutlich und untrennbar die Bezeichnung 
feiner Gewichtsgröße an ber oberen fläche enthalten, Die Bezeichnung der Gin- 
beiten kann in abgefürzter Form alfo durch K oder G, oder in volljländiger An: 
gabe bes Einheitsnamens bejteben, 

Die aus ber decimalen Abkufung der Kilogramm -Neibe beraustretenden 
Stüde von 50 Piund und Y, Piund find nur mit der Bezeihnung 50 Pf. oder 
50 FE. und Y, Bi. oder '/, #2. zu verſehen. 

2) Die Form der Gewichtoſtücke ift cylinderförmig. Das Gewichtsftlüd von 
50 Pfund oder einen halben Gentner erhält eine bombenförmige Geftalt. Die 
Gewichtsſtücke der Kilogramm Reihe von 50 K bis 500 G abwärts erhalten eine 
Gylindergeftalt der Art, daß der Durchmeſſer gleich if der Höhe, Gewichtsitüde 
von , Pfund find im Eylindergeftalt mit folden Dimenfionen auszuführen, daß 
bie Höhe gleich ift der Hälfte bes Durchmeſſers. 

Die Gewichtsftüde von 50 K, 50 #£. und 20 K find mit einem [chmieb- 
eifernen Griff verſehen, der direct, d. h. ohne fremdes Zwiſchenmittel, Blei und 
dergleichen eingegoſſen ift. 


432 Lebensmittelpoligei. 


—⸗ 


Gewichtsſtücke von 10 K tis 500 G incl. herab, ferner Gewichtsſtücke von 
3/5 FL. find mit einem angegofienen Knopf verfehen, 

Gewichtoſtücke von 200 G, 100 G und 50 G find in Gylinderform ber 
Art birzuftellen, daß die Höhe gleich it der Hälfte des Durchmeſſers, und find 
ohne Knopf berzuftellen. 

3) Jedes Gewichtsſiück ift an feiner oberen Fläche mit einer freisrunden 
Definung verfehen, die zu einem Hohlraum im Innern des Gewichtoſtückes führt. 

Der Hoblraum muß von jelher Größe fein, daß er ausreicht, um durch 
Füllung mit Eifenjchrot oder Blei unter Ginrehnung des zum Verſchluß anzu: 
wendenden Bleipfropfens das Gewicht richtig zu flellen. 

Der Bleipfropien ift zur Aufnahme des Etempels beftimmt und darf nicht 
über ben Rand der Oeffnung vorfichen, 

Die Mündung des Hohlraumes erweitert ſich etwas nach Innen, jo daß 
das Blei, auf weldes der Stempel aufgetragen wird, danernd feſthält. 

4) Gewichte, die unten hohl gegeſſen find, dürfen nicht geeicht und ges 
ſtempelt werben. 

5) Gewichte, bie gröfere Poren und Blafenräume an der Oberfläche be: 
fipen oder von Formſand nicht gehörig geriinigt find, werden von der Eichung 
und Etempelung ausgeſchloſſen. 


B. Gewichte aus Meffing. 
$ 16. 
Die Reibe der Gewichte ans Meifing beginnt mit 10 Kilogramm und gebt 
herab bie auf I Gramm. Die Reihenfolge iſt: 


10 Kilogramm, 100 Gramm, 

> 7 7 

2 „ Pr 

1 ” 0° „ober I Defagrammı, 
500 Gramm oder I Pſund, 5 * 

. Pfund, 2 u 
200 Gramm, 1 * 


Die Meſſing-Gewichte müſſen die Geſtalt eines Cylinders beſitzen, deſſen 
Höhe gleich iſt dem Durchmeſſer. 

Kur für Gewichte von 5 , von 2 und von I Granm iſt der Cylinder 
in ſolchen Dimenfionen auszuführen, daß die Höhe gleih ift der Hälfte des 
Durchmeilers. 

An allen Fällen befipt der Gylinder einen angenoffenen Knopf, auf deſſen 
obere Fläche in Zahlen die Gewichtsgröße und in abgefürzter Bezeichnung die Be: 
nennung der Ginbeit angegeben if. Das halte Pfund ift mit der Bezeichnung 
2%, Pf. oder Y/, 74. zu verfeben. 

Die Gewichtsſtücke bis einfchlichlih zum Dekagramm herab müſſen an der 
oberen Fläche eine Oeffnung befigen, welche zu einen Hoblraum im Innern des 
Gewichtsftüdes führt. 

In Betreff der Form der Definung und der Größe der Hoblräume find 
die gleichen Vorſchriften wie bei den gufeijernen Gewichten zu beachten. 

Auf Gewichtöflüde von 5 Gramm abwärts wird ber Gichflempel unmiltel— 
bar auf der oberen Fläche des Gylinders aufgetragen. 


C. Gewidte aus anderen Metallen. 
17. 
, Gewichte von O,, Gramm a N bis zu einem Miltigramm Fönnen aus 
Platinbleb, Eilberbleh und Aluminiumbled ausgeführt werden, 
‚ 18 


In Betreff dev Genauigkeit wird vorgefchrieben : 
Jedes zur Eichung vorgelegte Gewictsftüd it unter Beobachtung des in 
der Inſtruction angegebenen Verfahrens zu prüfen und erſt dann durch den Stem: 
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pel zu beglaubigen, wenn basfelbe höchſtens um die nachfolgend angegebene Größe 
entweder um Zuviel oder Zuwenig von dem Gihungsnormal abweicht, 


Größe des Gewi des, Geftattete Abweichun 
" — a) bei Präciſions- b) bei gewöhntiihen Handels: 
gewichten: gewichten: 
50 K 12:7 5 G 
50 Pf. „ in 
K 2 u 4 u 
10 " 1,as [7 2,5 ” 
5 „ — „ 1,35 ”„ 
2 [2 0,300 ” 0,80 77 
1 * 0,200 [73 0, [7 
500 G O,135 [7 0,5 [7 
Ya Pi 0,003 " (0,18 [7 
G 0,050 2 10 
100 " 0,080 [77 [DT zur 77 
50 ” 0,085 [7 os # 
20 [7 Q,015 17 0,03 ” 
10 [2 0,010 " Di 77 
5 [7 0,008 ” 
" 0,008 [0 
1 ” 0,008 17 
0,5 [73 0,001 ” 
an oo 
DE7 noi 


$ 19. 

Borhandene, im Gebraud) befindliche Gewichtsftüde, von koniſcher Form, 
wie ſolche dermalen in der Pfalz eingeführt find, bleiben infoweit dieſelben mit 
ben in ben $$ 14 umb 16 bezeichneten Gewichtsgrößen übereinftimmen, zur Eichung 
und Stempelung zuläſſig, neue find aber von der Eichung und Stempelung zu: 


rüdzuweifen. 
V. Waagen. 
$ 20. 


Zur Eichung zugelaffen find nur: 
1) Gleiharmige Waagen, 
2) Schnellwaagen oder römische Waagen, 
3) Brüdenwaagen, 
4) Oberjhalige Waagen oder Tafelwaagen, J 
Alle Waagen müſſen mit ber ——— ihrer Tragfähigkeit, d. i. ber zu⸗ 
Käfig größten Belaftung verfehen fein. Diefe ezeichnung muß auf dem Balken 
ber gleiharmigen und der Schnellwaagen durch Zahlen im Kilogrammen in ver: 
tiefter Schrift fihtbar gemacht fein. Bei Brüdenwaagen iſt biefe Angabe auch auf 
Age bledernen Schilde, weldes an der vorderen Seite bes Geftelles zu befeftigen 
iſt, anzubringen. 
Die fpeciellen Bedingungen der Stempelfähigfeit find in ben folgenben 
Paragraphen enthalten: 


A. Gleiharmige Waagen. 
$ 21. 

1) Der Waagebalfen muß aus Metall, gut gearbeitet fein und in feinen 
beiden Armen eine ſolche Uebereinftimmung der Geftalt zeigen, daß das bloße Auge 
feine Verſchiedenheit wahrnehmen fann. 

2) In ber zur Unterftügung dienenden Scheere oder — bei Stativwaagen 
— in dem Ständer muß ber Balfen mittelft einer in feiner Mitte unmwanbelbar 
befeftigten Stahlſchneide, deren nach unten gefehrte Schneide in ftählernen Pfannen 

Rar, Handbuch ber Bayer, Diſtr. Verw. Behörden. III. Aufl. 28 
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ruht, in einer verticalen Ebene frei jpielen, ohne daß er ſelbſt oder feine Zunge 
feitswärts anftreifen kann. 

3) Die Zunge muß mit dem Waagebalken fenfrecht über oder unter ber 
Mittelſchneide desfelben auf eine unveränderliche Weije verbunden fein, Sie muß 
eine gerade Linie bilden, die beim Einſpielen vertical fteht, während die Mittel: 
linie des Balfens dann eine horizontale Lage bat. 

4) Zum Aufhängen der Waagſchalen dienen zwei mit ihren Schärfen nad 
oben gefehrte Stahlſchneiden, die mit den Enden des Waagebalfens fo verbunden 
fein müſſen, daß fie unter fih und mit der als Drehachſe dienenden Mitteljchneide 
parallel find. Außerdem müfjen die Stablihneiden auf der Ebene des Waage: 
balfens fentrecht ftchen und eine gemügende Härtung haben, um gegen eine zu 
ſchnelle Abnügung geſichert zu fein. 

5) Die Pannen in den Gehängen ber Waagichalen müffen auf ben zu: 
gehörigen Stahlſchneiden ohne alle Klemmungen und feitlihe Reibung frei fpielen. 

Die Art ber Aufhängung, bei welder an den Enden bes Wangebalfend 
ftatt der nad oben gefehrten Stablihneiden hohle Pfannen befeftiget, die zus 
gehörigen Schneiden aber in ben Gehängen angebracht find, it fehlerhaft und darf 
eine auf dieſe Weife conftruirte Waage nicht zur Stempelung zugelaffen werben. 

6) Der Waagebalfen muß für fi ohne aufgehängte Waagſchalen im Gleich: 
gewichte fein, d. h. ſich horizontal einftellen, und muß gleiharmig fein. 

Da es jehr Schwierig ift, Waagebalfen genau und gleiharmig berzuftellen, 
fo Fann eine Abweichung, die nicht mehr als "/,00o ber Länge eines Armes beträgt, 
als unfhädlih nachgeſehen werden. 

) Der Wangebalfen und bas Gehänge der Schalen müffen frei von allen 
Anhängfeln und fo beſchaffen fein, daß ber Befiger eigenmächtig nicht leicht etwas 
von demfelben nehmen oder benfelben zufügen kann, ohne daß es bemerkt wird, 

An den Schalen zur Ausgleihung angebrachtes Metall foll ſtets gut an: 
gelöthet fein. 

8) Die Empfindlichkeit der Waage wird nad dem Uebergewicht beurtheilt, 
welches bei ber bis zur größten Tragfähigfeit belafteten Waage erforderlich ift, um 
einen merfbaren Ausichlag zu erhalten. 

Es werden unterfdhieden zwei Glaffen von Waagen, bie eine beftimmt zum 
Wiegen von Waaren, von benen das Kilogramm höchſiens 2 fl. Foftet, die andere 
zum Wiegen wertbvollerer Waaren. Für die erfte Claſſe wird eine Empfindlich— 
feit ber Art verlangt, daß ein Uebergewicht vom Yyooo, für die zweite Glafje ein 
Uebergewicht von Ygooo ber größten Belaftung einen deutlich erfennbaren Ausichlag 
bewirkt. 

Auch muß diefer Ausſchlag von beiläufig gleicher Größe fein, rechts oder 
links, je nad dem das Uebergewicht im die linfe ober in die rechte Waagſchale 
gebracht wird. 


B. Schnellwaage oder römische Waage. 


$ 22. 

Die Schnellwaage befteht aus einem ungleicharmigen Balken, ber mittelft 
einer an beiden Seiten vortretenden Stabljchneide in fählernen Piannen, der jo: 
genannten Scheere rubt. Eine ebenſolche Schneide nur mit nach obengefehrter 
Schärfe, it am Ende des furzen Armes angebracht, und bieje J vermittelſt 
eines gabelförmigen, mit Stahlpfannen verſehenen Gehänges einen Doppelhacken 
zum Aufhängen der Waagſchale, oder zur unmittelbaren Aufhängung der zu wie— 
genden Körper. 

Um das Gewicht ber letzteren zu beflimmen, dient ein unveränderliches 
Gegengewicht, weldes an dem langen Arme des Wangebalfens fo aufgehängt ift, 
daß es verſuchsweiſe hin» und bergejhoben werben kann, bis der Waagebalfen in 
horizontaler Stellung zum Gleichgewicht fommt. Diefe Stellung wird durch eine 
auf den Waagebalken befeftigte in der Scheere frei fpielende Zunge angezeigt. 

Auf dem langen Arme des Wangebalfens ift eine Theilung mit beigefepten 
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Zahlen angebracht, um mittelft berfelben je nach ber Stellung des Laufgewichtes 
das Gewicht ber am funzen Arm hängenden Laft ablefen zu fönnen, 

Eine zur Stempelung zuläffige Schnellwaage muß folgenden Anforberun: 
gen genügen: 

1) Der Waagebalken muß von Metall umd von folder Stärke fein, daß 
jelbft bei der größten Belaftung eine Biegung bes Ballens nicht eintritt. 

2) Der Querſchnitt bes Ballens muß überall im Rechte mit horizontalen 
unb verticalen Seiten fein. 

Für vorhandene Waagen älterer Gonftruction follen vorerft Querſchnitte 
mit Zujchärfungen an dem obern Theile des MWaagebalfens und mit Einfchnitten 
für das Laufgewicht geftattet bleiben, ebenſo Waagebalfen mit Querjcpnitten eines 
übereck geftellten Quadrates. 

) Die Stahlſchneiden müſſen eine genügende Härtung beſitzen, um gegen 
raſche Abnützung geſichert zu ſein, und müflen eine ſolche Zufhärfung baben, daß 
fie die ebenfalls gebärteten Pfannen nur mit ber Äußerften Kante berübren. 

4) Beide Schneiden müfjen fo mit dem Waagebalfen verbunden fein, daß fie 
auf der Seitenfläche des letzteren ſenkrecht ftehen, und dag eine durch ihre Schärfen 
gelegte gerade Linie mit der Zunge einen rechten Winfel bildet. 

5) Wird eine Waagfchale zur Aufnahme der zu wägenden Gegenftänbe 
angewendet, jo muß das Gewicht derfelben mit Einfchluß ber zu ihrer Aufhängung 
dienenden Ketten und bes zugehörigen Gehänges eine ganze Zahl von Kilograms 
men betragen, welde auf ber vorderen Geitenflähe des Gchänges in vertiefter 
Schrift angegeben fein muß. ' 

6) Das Laufgerwicht darf nicht, wie dies bei den ordinären Schnellwaagen 
zu gefcheben pflegt, vermittelft eines Hadens unmittelbar auf dem Nüden des 
Wangebaltens hängen, jondern auf letzteren muß eine Hülſe geicheben fein, an 
beiden Seiten mit vorftehenden Stahlſchneiden und einem gabelförmigen Gehänge 
verſehen, beffen unteres Verbindungsftüd einen Haden zum Aufhängen bes Lauf: 
gewichtes trägt. 

7) Die an beiden Seiten ber Hülfe vortretenden Stahlſchneiden müffen 
mit ihren nad oben gefehrten Schärfen eine gerade Linie bilden, bie mit ben 
Schärfen ber beiden Püher genannten Schneiden parallel it. Auch muß bieje 
Linie wo möglih in ber durch die beiden erſten Schärfen gelegte Ebene ſich be: 
finden; fie darf nie oberhalb derfelben und darf höchſtens O,, Gentimeter unterhalb 
berfelben Tiegen. 

8) Das Laufgerwicht muß entweder die Geftalt einer Kugel oder bie eines 
ftarf abgerundeten Gylinders befiten. 

Das Laufgewicht in Verbindung mit bem gabelförmigen Gehänge und ber 
verjchiebbaren Hülfe bildet das ganze Gegengewicht, welches ftets eine ganze, auf 
der Hilfe und auf dem Laufgewicht im vertiefter Schrift angegebene Anzahl von 
Kilogrammen betragen muß. 

9) Die Theilung am langen Arm des Wangebalfens muß auf einer ber 
Seitenflächen desjelben angebracht und eine gleihmäßige fein, d. 5. je zwei auf: 
einanberfolgende Theilftrihe müffen immer gleiche Entfernungen von einander 
haben. 

10) Die genannten Entfernungen dürfen nicht weniger als 3 Millimeter 
fein, und die den Theilftrichen beizufegenden Zahlen dürfen nur die ganzen Kilo: 
—— ausdrücken, während etwa vorkommende Theilſtriche für Bruchtheile des 

ilogrammes ohne numeriſche Bezeichnung zu laſſen find. 

11) Die Hülſe muß auf dem abgeſchrägten Rande der einen Seite, welche 
über die vorerwäbnte Theilung fortgleitet, mit einem ſcharf eingeriſſenen ſenk— 
rechten Striche verjeben jein, der als Inder dient, um durch das Zufammentrefien 
besjelben mit irgend einem Theilftriche der Scala das entipredende Gewicht richtig 
ablefen zu können. 

Zur Abwägung größerer und kleinerer Laften können Echnellwaagen mit 
zwei Scalen, die eine auf der vordern, die andere auf der entgegengefepten Seite 

28 * 
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bes Mangebalfens verwendet werben. Der Waagebalfen ift in biefem alle mit 
zwei Scheeren und zwei Drebungsadhien, in verfchiebenen Abfländen vom Auf: 
bängungspunfte ber Laſt verjeben, und wird umgefantet, je nachdem von ber 
einen oder von der andern Drehungsachſe Gebrauch gemacht werben foll. 

Für beide Scalen gelten bie gleihen oben angegebenen conflructiven Be: 
flimmungen. 

Sn Beurtheilung der Etempelungsfäbigkeit folder Waagen iſt alfo eine 
boppelte Prüfung — 

Die Richtigkeit der Schnellwaage iſt a durch die intbeilung der 
Scala, die Größe des Gegengewichtes und durch die Stellung bes Zeigerfiriches 
auf der Hülfe, an weldyer das Gegengewicht aufgebangen ih. Hinfihtlih der 
Empfindlichfeit einer Schnellwaage wird verlangt, daß fie unter Belaftung bis 
zum Marimum ihrer ad re unter Zufügung von "4000 diefer Belaflung 
einen beutlih erfennbaren Ausichlag gebe. 


C. Brüdenwaage. 


$ 23. 

Im Allgemeinen follen nur diejenigen VBorridtungen, welde unter dem 
Namen der Straßburger: Brüdenwaage bekannt find zur Cihung und Stempelung 
zugelaffen werben. 

Die wefentlihen ber Prüfung zu unterwerfenden Beftandtheile der Brüden: 
waage find folgende: 

1) der ungleiharmige Waagebalfen, deſſen Drebpunft in einer auf dem Stän— 
ber befefligten Stahlpfanne angebradht if, und ber am Ende feines längeren 
Armes die Schale zur Aufnahme ber Gewichte trägt. Am kürzeren Arme 
befinden fich zwei Aufhängpunfte; der am äußerſten Ende zur Aufhängung 
bes Tragebebels, und ber dem Drebpunfte zunächſt Tiegende zum Tragen 
ber Brüde dienend; 
der unter der Brüde horizontal gelagerte Traghebel it aus zweien auf ber 
hoben Kante ſtehenden Gilenflangen in Geftalt eines gleichſchenklichen Drei: 
eds zufammengejeßt. Die Bafis diefes Dreieds bildet das hintere Ende bes 
Tragehebels, und bier find unter ben Schenkeln besjelben zwei, eine gerade 
Linie bildende Stahlſchneiden befeftigt, welde, in unbeweglichen Stahl: 
pfannen rubend, dem Hebel zum Stügpunfte dienen. Mit dem vorberen 
Ende ift bagegen ber Hebel durch eine ſenkrechte Eifenftange am äußeren 
Ende bes furzen Armes vom Waagebalfen aufgebangen. 

Die waagrechte Brüde zur Aufnahme ber Laſt. 

Es wird biejelbe einerfeit durch eine am Fürzeren Arme des Waagebalkens 
aufgehangene eiferne Stange getragen, anbererjeits rubt fie auf zwei Stahl: 
fpneiden, die auf den Schenkeln des Traghebels fo befeftigt find, daß ihre 
nach oben gefehrten Schneiden in eine gerade Linie fallen. 

4) Zur horizontalen Stellung ber Brüde dient ein Loth, welches an ber vor: 
deren Seite des ben Wangebalfen tragenden Ständers fo angebradt if, 
daß die Spike besjelben ſenkrecht über einem feiten Punkte flieht, wenn bie 
Brüde waagredt fieht. 

5) Der Regulator, beftehend in einem, am langen Arme bes Waagebalfens 
angebrachten, verfhiebbaren, kugelförmigen oder cylinderiſchen Gewichte, um 
die Gewichte jämmtliher Theile jo auszugleichen, daß bei unbelafteter Waage 
bie Zunge richtig einfpielt. 

Alle biefe Bejtandtheile müſſen Torgiäitig gearbeitet und in folden Ab— 
mejjungen ausgeführt fein, wie fie dem Marimum ber Tragfähigfeit der Waage 
entiprehen. Alle Verbindungen zwiſchen den beweglichen Theilen und die feften 
Unterfiügungen berjelben müjjen mittelit gebärteter Schneiden und Pfannen jo 
—— ſein, daß in denſelben eine möglichſt freie Drehbewegung ohne merkliche 
Re u ° flattfinden fann. 

m Waagebalfen müſſen die brei Aufbängepunfte mit dem Unterftügungs: 


2 


— 


3 


— 
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punkte bes Balfens möglichſt genau in einer geraben Linie liegen, und bie Schneiden 
der am Tragbebel befefitgten Stablprismen müffen in einer waagerechten Ebene liegen. 

In Betreff der Richtigkeit müffen die Brüdenwaagen folgende zwei Be: 
bingungen erfüllen: 

1) muß es binfihtlidy bes en Gleichgewicht erforberlihen Gegengewichtes 
gleihgiltig fein, auf welche Etelle der Brüde bie zu wägende Laft zu legen ift; 

2) muß ein beftimmtes Verhältniß zwiſchen ben ſich das Gleichgewicht hal 
tenben Gewichten ftattfinden, welches Verhältniß Fein anderes, als das von 1:10 
fein barf. 

Bei Eentefimalwaagen treten als weſentliche Beftandtheile der Waage, außer 
bem unter ber Brüde horizontal gelagerten Tragehebel, noch zwei andere, ebenfalls 
horizontal gelagerte Tragehebel hinzu, welche das Gewicht ber Brüde und beren 
Belaftung auf den erften Hebel übertragen. 

Die Empfindlichkeit der Brüdenwaage wird dahin feftgefeßt, daß bei größter 
Belaftung der Waage durch Hinzufügung von Y4ooo biefer Laft ein beutlich erfenn- 
barer Ausichlag eintreten muß. 


D. Oberſchalige Waagen ober Tafelwaagen. 


sa. 

Oberſchalige Waagen ober Tafelwangen find nur dann zuläffig, wenn trog 
einer Verſchiebung bes Gewichtes oder der Laft auf verſchiedene Stellen ihrer Waag—⸗ 
ſchalen eine verſchiedene Angabe nicht erfolgt; 

wenn fie bei ber ungünftigften Stellung von Gewicht und Laft aufden Wang» 
ſchalen noch eine innerhalb a im $21 — hoin Grenzen liegende Empfind: 
lichkeit zeigen, und wenn eine nicht ganz horizontale Aufftellung eine unrichtige 
Angabe nicht zur Folge hat. 

$ 25. 
Stempelung. 
Die Stempelung ber Waagen geliebt durch Anlegung einer Plombe. 
Berg, ben 14. September 1869. 

8. U V. vom 14. Sept. 1869, R.Bl. ©. 1690, bas Material, 
bie Geftalt, die Bezeichnung und fonftige Beichaffenheit der Maße, Ges 
wihte, bie Waagengattungen und deren Stempelfähigfeit, das Eichver: 
fahren und bie Fehlergrenzen betr. 

Entfhliegung des Handelsminifteriums vom 31. Dez. 1869, 
RU. 1870 ©. 6, die Erhebung, Eontrole und Verrechnung ber Ge: 
bühren für das Eichen und Stempeln ber Maße, Gewichte und Waagen. 

KR. A 3. vom 23. Nov. 1869, K. A. Bl. ©. 2028. Die Nor: 
maleihungscommiffion, bie Berificationen, die Stempel= und Eichzeichen, 
bie Eichgebühren, die Maß: und Gewichts -Bifitation betr. 

K. A. 3. vom 9. Dez. 1869, R.Bl. ©. 2330, die Beftimmung 
der Maße, Gewichte und Waagen, welde jeder Gewerbtreibende zum 
Betriebe jeines Geſchäftes haben muß. 

Bekanntmachung ber k. Normal: Eihungscommiffion vom 17, Dez. 
1869, K. A.Bl. ©. 2263, die Befchaffenheit der Gewichte betr. 

Bekanntmachung des Staatsminifteriums des Handels vom 31. De: 
zember 1869, R.Bl. 1870 Art. 6, die Erhebung, Controle und Ber- 
rehnung ber Gebühren für das Eichen und Stempeln ber Maße, Gewichte 
und Waagen betr. 
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Bekanntmachung des Staatsminiſteriums des Handels vom 7. April 
1870, R.Bl. ©. 507, die Bildung ber Verificatorenbezirke in ben 7 dies— 
rheiniſchen Kreifen, 

K. A. 3. vom 17. April 1870, RB. ©. 547, die Eihung ber 
Schenkgefäße in Gaſt- und Schenkwirthſchaften betr. — ordnet an: 


Wir finden Ins bewogen auf Grund bes Artifeld 9 bes Gefehes vom 

29. April 1869 — bie Map: und Gewichtsordnung betreffend — hinſichtlich ber 

Eichung der Schenfgefäße in Gaſt- und Schenfwirthichaften zu verorbnien, was folgt: 
1 


g1. 
Alle für ben Ausſchank von Bier und Wein in Gaft: und Schenfwirih: 
haften beftimmten Gefäße zu Y/,, Y, und Y, Liter müffen — ſein. 
Dasfelbe gilt von Flaſchen, welche zum Ausſchank von Wein gebraucht werben. 
2 


Das Eichzeichen befteht in einem "horizontalen, äußerlich eingeſchliffenen, 
eingejhnittenen oder eingebrannten Striche, welcher den Inhalt begrenzt. 


$ 3. 
Diefer Strih muß: 
a) bei Schanfgefäßen für Bier von '/, Liter Anhalt mindeftens 1 Gentimeter, 
von 7, und !, Liter Anhalt mindeftens 1%/, Gentimeter, 
b) bei Schanfgefäßen für Wein wenigftens */, Gentimeter, 
c) bei Flaſchen wenigſtens 3 Gentimeter unter dem oberen Rande liegen. 


S4. 
Den Gaſt- und Schenlwirthen ift es freigeftelt, ob fie die Schanfgefähe 
eeicht Faufen oder obige Bezeichnung von einem Berificator oder in fonft beliebiger 
eife bewirken Taffen wollen. Sie bleiben aber für bie Richtigkeit der Schanf: 
geläbe felbft verantwortlich und haben deshalb ſtets geeichte und geftempelte Klüffig: 
eitsmaße zu 1, und ?/, Liter bereit zu halten. 

Mit letzteren Maßen, welche der periodifhen Eichung und Gtempelung 
nad Maßgabe der Verorbnung vom 23. November 1869 — bie Normal Eichungs— 
Commiſſion u. f. w. betr. — unterworfen find, haben die Gaſt- und Schenfwirtbhe 
nit nur die Schanfgefäße vor deren Gebrauch zu unterfuchen, ob fie richtig bes 
zeichnet find, fondern aud bie ihren Gäſten vorgefegten Quantitäten nachzumeſſen, 
wenn dies verlangt wirb. 


5 
Die Polizeibebörben haben bei Vornahme ber Maß- und Gewichtsviſikationen 
von ben vorhandenen Schanfgefäßen beliebige Stüde herauszugreifen und ber 
Prüfung zu unterflellen. 


S 6. 
Ausgenommen von vorfiehenden Borfchriften bleibt ber Verkauf feiner 
Flaſchen (Bouteilen) Weine, mouffirender Weine, der Berfauf von Erportbieren 
in ben Driginalflafchen und bes — Bieres. 


Gegenwärtige Verordnung hat vom 1. Januar 1872 an für ben ganzen 
Umfang bes Königreiches und vom 4. Mai 1870 ab im diesrheinischen Bayern 
jenen Gewerbtreibenden gegenüber in Wirffamfeit zu treten, welche das neue Maß 
nah ben Beſtimmungen bes Art, 16 bes Geſetzes vom 29. April vor. Je. — bie 
Maß—- und Gewichtsorbnnung betreffend — ſchon von dem letztgenannten Zeitpunfte 
an in Anwendung bringen. 
Münden den 17, April 1870. 


C. Mebertretungen in Bezug auf Polizeitaren. 


Art. 196. So weit nicht für einzelne Fälle etwas anderes geſetz— 
lich beftimmt ift, vergl. Art. 207, werden Gewerbtreibende, welche der 
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für beſtimmte Lebensmittel ober Arbeiter von ber zuſtändigen Polizeis 
behörbe feftgefegten QTarorbuung durch Ueberforderung zumwiderhandeln, 
oder welche Lebensmittel feilbieten, die an Maß, Gewicht und Beſchaf— 
fenheit dem tarorbnungsmäßigen Gehalte nicht entfprechen, an Gelb bie 
zu 25 fl. geftraft. Zugleich kann auf Gonfiscation ber feilgebotenen, 
fowie der in ben Berkaufslocalitäten der betreffenden Gewerbsleute vor: 
gefundenen tarordnungswidrigen Waaren erkannt werben. 

Diefelben Beftimmungen find an jenen Orten, an welchen poli: 
zeiliche Brodtaxen nicht beftehen, in Bezug auf Bäder und Brobhändfer 
anwendbar, weldye Brodwaaren von bejtimmtem Gewichte feilbieten, bie 
das erforderliche Gewicht nicht haben. 

Soweit nit nad den dermal beftehenden Geſetzen und Verorb: 
nungen Tarirung beftimmter Lebensmittel und Arbeiten zuläffig ift, kann 
diefe nur durch Geſetz eingeführt werden. 

Art. 197. In den Landestheilen diesfeits des Mheins werben 
Bräuer, melde ohne Erlaubniß der zuftändigen Behörde außerhalb ber 
beftimmten Sudzeit Bier fieden, an Geld bis zu 25 fl. geftraft. 

Die gefeglich beftimmte Sudzeit kann durch Vdg. ausgedehnt werben. 

Einer Geldftrafe bis zu 25 fl. unterliegen ſchenkberechtigte Bräuer 
und Wirthe, welche bei ber Berleitgabe von Bier die von ber zuftändigen 
Behörde feſtgeſetzte Polizeitare überfchreiten oder ohne beſondere Erlaub— 
niß Bier unter der Tare ausſchenken. Desgleihen Bräuer, welche gegen 
oberpolizeiliches Verbot Nachbier (eine Tarirung des Nachbiers foll fünf: 
fig nicht ftattfinden A. P. 410) an Wirthe erlaffen, und Wirthe, welde 
gegen ſolches Berbot Nachbier verleitgeben. 

1) Den Bräuern ift verboten, Nachbier an Wirthe abzulaffen, foferne letztere 
nicht zugleich Deconomie befipen, und Nachbier Tebiglich zum eigenen Hans: 
bebarf beziehen. 

2) Die Verleitgabe von Nacbier Seitens ber Wirthe ift verboten. 

3) Die Beftimmungen ad 1 und 2 treten mit bem Tage ihrer Verfündung im 
biesfeitigen Bayern in Wirkſamkeit. 

(M.Bel, v. 25. Juni 1862, M.K.A.Bl. ©. 1462.) 

Bergl. $ 33 der U. V. vom 29. Juli 1863, Hauftrhanbel betr. 

Wirthen, welche zugleich Deconomie befigen, kann ber Bezug von 
Nachbier zum eigenen Hausbedarf nicht verwehrt werben. 

In Bezug auf fonftige Hebertretungen ber beftehenden Geſetze über 
die Regulivung des Bierfabes, und über bie Berhältniffe der Bräuer und 
Wirthe unter fih und zu dem Publikum bleiben die in benfelben ent: 
baltenen Strafbeftimmungen für die Landestheile diesfeits des Rheins 
vorbehalten, 

Art. 188, Bäder, Brod- und Mehlhändler, ſchenkberechtigte Bräuer 
und Bierwirthe, Mebger und andere zum Feilbieten von Fleiſch berech— 
tigte Perfonen werden an Gelb bis zu 10 fl. geftraft, wenn fie gegen 
ortspolizeiliche Vorſchrift unterlaffen, die für Brod, Mehl, Bier und Fleiſch 
polizeilich feftgefegten Taren an oder in ihren Berkaufslocalitäten auf 
eine für ben Käufer fichtbare Weife anzufchlagen, 


440 


Lebensmittelpolizei. 


So weit für diefe Berfaufsgegenftände Polizeitaren nicht beftchen, 


werben bie bezeichneten Gewerbtreibenden : 


1) 


An Geld bis zu 10 fl. geitraft, wenn fie gegen ortöpolizeiliche 
Vorſchrift es unterlaffen, die Preife ihrer Verkaufsgegenftinde an 
ober in ihren Gemwerbslocalitäten auf eine für die Käufer fichtbare 
Weiſe anzufclagen. 


2) An Geld bis zu 25 fl., wenn fie die von ihnen angezeigten Preife 


überfchreiten, oder gegen ortspolizeiliche Vorfhrift eine Erhöhung 
ihrer Preife eintreten laffen, ohne wenigftens 3 Tage vorher der 
Drtspolizeibehörde davon Anzeige gemacht oder deren Bewilligung 
zur früheren Aenderung ber Preife erlangt zu haben. 


Art. 199. Die in Art, 198 genannten Gemerbtreibenden unter: 


liegen einer Geldftrafe zu 25 fl., wenn fie ohne genügenden Entjchul: 
digungsgrund, felange ihre Vorräthe reihen, einem Käufer die Abgabe 
ihrer Berfaufsgegenftände gegen Zahlung verweigern. 


Bäder, Mebger, Müller und Bierwirthe, weldye ben Betrieb ihres 


Gewerbes ohne genügende Entſchuldigung einftellen, ohne ſolches wenig: 
ftens 14 Tage zuvor ber Ortspolizeibehörde angezeigt zu haben, werben 
an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 


Art. 200. An Geld bis zu 10 fl. werben geftraft: 


1) Bäder, welche ben ortspolizeilihen Borfriften über Bezeichnung 


bejtimmter Brodwaaren mit auf demfelben ausgebrüdten Zeichen 
und das Ausbaden beftimmter Brodwaaren nad) ben herkömm— 
lihen oder polizeilidh feitgefeßten Gewichtsgrößen zumiderhandeln; 


2) Mebger und andere zum Feilbieten von Fleiſch beredhtigte Per: 


1) 


fonen, welche ben ortspolizeilihen Vorſchriſten über das Schlachten 
von Vieh außer den öffentlihen Schlachthäuſern, die Schlacht— 
ordnung in ben leßteren, ben Verkauf von Fleiſch außer ben 
öffentlichen Pleifhbänfen und die Orbnung bes Verkaufs in ben 
Iesteren, fowie über Güte und Gewicht und ber Zumwagen zu: 
widerhandeln. 

Art. 201. An Geld bis zu 50 fl. wird geftraft: 

wer an Orten, an welchen die Preife von Getreide, Hopfen ober 
Vieh zum Zwede polizeiliher Beftinmungen amtlih zu ermitteln 
find, in Bezug auf folde Gegenftände Scheinverträge abfchließt 
ober erbichtete Verträge ber Behörde als abgeſchloſſen anzeigt; 


2) wer die nad) Geſetz oder polizeiliher Vorſchrift ihm obliegende 


3) 


Anzeige wirklich abgejchloffener Verträge über die in Ziff. 1 be 
zeichneten Gegenſtände verabfiumt oder hiebei wiſſentlich bezüglich 
des Preifes oder ber auf das Preisverhältnig Einfluß übenden 
Vertragsbeftimmungen unwahre und unvolljtändige Angaben macht; 
wer wifjentlih zu den in Ziff. 1 und 2 bezeichneten Handlungen 
mitwirft. 

Die in Ziff. 2 angeführten polizeilichen Vorſchriften werden von 
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jenen Behörden erlafjen, in beren Zuftändigfeit bie Feititellung ber be- 
treffenden Tare liegt. 


II. Bufländigkeit der Polizeibehörden. 

Die in vorjtehendem Abjage aufgenommenen ftrafpolizeilichen Be: 
ftimmungen erſcheinen in ihrer Anwendung weſentlich mobifizirt burd) 
bie inzwiſchen eingetretene Freigabe der Tare der Lebensmittel. 

Sowohl durd das P.St. G. B. als in Folge ber verordnungs: 
mäßigen Freigabe der Tare von Brod, Bier, Fleifh, hat fi der Wir: 
kungskreis der Bolizeibehörden wefentlid gegen früher geändert, aber in: 
nerbalb ber Grenzen bes P.St. G. und der nad) bemfelben zuläfjigen Ver: 
ordnungen ober Bolizeivorfriften ift die vorforgliche Thätigkeit der Orte: 
oder ber Diftriftspolizeibehörde in gleihem Maße berechtigt und ver: 
pflichtet wie bisher. 

Das Recht der Polizeibehörden zur periodiſchen Vifitation ber 
Lebensmittel, zu proviforiihen Einjchreitungen, das Recht der zuftindigen 
Behörden zur Tarirung ber gegenwärtig einer Tare unterliegenden Lebens: 
mittel 2c. ift dur das P.St. G. nicht berührt. 

In ber Verpflichtung der Polizeibehörten, Zuwiderhandlungen ge: 
gen das Geſetz oder bie nah Maßgabe des Geſetzes beftehenden Ber: 
orbnungen zu verhüten und ferne zu halten, liegt auch ihre Verpflichtung 
zur Bornahme zeitmweiliger Vifitationen ber Lebensmittel, der Verkaufe: 
läben, der Gewichte, Wangen, Maße, Trinkgefchirre zc. Verordnung vom 
24. Sept. 1808, den Wirkungsfreis der Polizeidirection betr., $ 75 
bis 79, R.BL ©. 2524. 

(M.E. vom 31. Oct. 1844, 11. März 1846, 17. Juni 1852, 
Döll. XXVI. ©. 395.) 

Als weiter auf den Lebensmittelverfehr bezüglihe Anorbnungen 
fommen bier in Betradht, und werden bes hiftorifhen Zuſammenhanges 
wegen angeführt: 

41. bie Form. V. vom 17. Dec. 1825 $ 62. 

Zur Competenz der Kreisregierungen gehört: 

Die Bewilligung zur Erridtung von Victualien-, Getreid- und 
Viehmärkten, infoferne hiebei feine Abgaben an bie betreffenden Gemein: 
ben angeorbnet werben, in welch’ letzterem alle Bericht an das Mini: 
fterium zu erftatten ift. 

Handhabung ber Marftordnungen, Oberauffiht auf die polizeiliche 
Beichaffenheit der Nahrungsmittel, Regulirung und Handhabung ber 
Fleiſch-, Mehl: und Biertaren; die Regulirung ber Brodtaren fteht ben 
Unterbehörden zu. 

. Entfernung ber Bann: und Zwangsrechte und Beihügung bes 
freien Verkehrs durch alle zu Gebote jtehenden gefeglidhen Mittel, unter 
ausgebehnter Anwendung der in $ 14 und 15 bes Form.®. v. 1825 
aufgeftellten Grundfäge. 

2. A. V. vom 10. Aug. 1848, R.Bl. ©, 500, Die Regu: 
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lirung und Handhabung der Fleiſch- und Biertaxe, dann die Aufficht 
auf die den Unterbehörden zu überlaſſende Regulirung der Mehl- und 
Brodtaxen gehört zum Wirkungskreis der Regierung, K. d. J. 

3. Die Tarregulirung fteht im Zufammenhang mit ber Qualität 
und Quantität der verkäuflichen, tarirten Victualien, und ber tarorb: 
nungsmäßige Gehalt der Lebensmittel ift unter die befondere Garantie 
des Gefeßes geftellt. Art. 196 des P.St. G. 

In Bezug auf die Taren der einzelnen Oattungen und Lebens: 
mittel wird nachftehendes bemerkt: 


A. Mehl: und Brodtare. 


Die U. B. v. 16. Aug. 1829, RB. ©. 679 (deren $$ 1—4 
fhon durch bie Verordnung vom 23. Sept. 1830 aufgehoben waren), 
gibt nähere Anordnung über die Brod- und Mehltare, 

Die Regg. v. Mittelfr. hat unterm 8. März 1855, K.A. Bl. 
S. 249, eine umfaſſende Inftruction über bie bei ben Bädern zeitweilig 
vorzunehmende Brobvifitation erlaffen, welche nod als geltend zu be: 
trachten ift, nachdem bierin nur die vorforglihe Thätigkeit ber Polizei: 
behörden bezüglich der Lebensmittelpolizei geregelt ift. 

Nachdem nunmehr mittels A. V. vom 18. Sept. 1869, RB. 
©. 1706 — welde lautet: 

Wir finden Uns bewogen, in Bezug auf die Polizeitaren für Brob und 
Mehl Allerhöchft zu verordnen, was folgt: 

I 


Die polizeiliche Beftimmung ber Preife bes Mehles hat Fünflig zu unters 
bleiben. 


u. 

Auch bie polizeiliche Tarivung bes Brodes wird im Allgemeinen aufgehoben, 
jedoch den Diftriftspolizeibehörden (Bezirksämtern und unmittelbaren Stabtmagi: 
ftraten) die Befugniß ertheilt, in einzelnen Orten, wofelbft hiefür ein Bedürfniß 
befteht, für diejenigen Brobgattungen, welche von ben minberbemittelten Wolfe: 
Mafien vorzugsweife gefauft zu werden pflegen, die Tarirung nad ben bisher be: 
ftandenen Tarifen bis auf Weiteres — fortzufegen. 


Ueberdies find in befonderen Fällen bie Kreisregierungen, Kammern bes 
Innern, ermädtigt, bie vorübergehende Wiebereinführung der polizeilichen Tarirung 
jämmtlicher oder einzelner Brodgattungen in bem ganzen Regierungsbezirfe ober 
in einzelnen Theilen beffelben zu SL 

Y 


Gegen bie Verfügungen ber Diftriftspoli eibehördben und ber Kreisregie: 

rungen, Kammern bes Innern, welde von —— im Vollzuge ber Ziffer II 

und III. erlafjen werben, ſteht ſämmtlichen Betheiligten das Recht ber Beſchwerde zu. 
V 


Gegenwärtige Verordnung, durch welche alle entgegenſtehenden —— 
aufgehoben werben, tritt für die biesrheinifchen Landestheile am 1. October 1869 
in Wirkſamkeit. 

Schloß Berg, ben 18. September 1869. 
bie Mehltare aufgehoben und die Brodtaxe fuspendirt ift, fo erfcheint 
es nicht mehr nothwendig, die früheren Detailbeftimmungen über bie 
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Brodraitung und Regulirung des Meblpreifes aufzunehmen, und ver: 
weije ich hiewegen auf mein Handbuch II. Auflage ©. 420 u. ff. 


B $ leifjd. 
I. Fleiſchtaxe. 


Die A. V. vom 16. Auguft 1829, RB. ©. 679, ertheilt bie 
entfprehenden Anordnungen über die Beaufihtigung bes Fleiſchverkaufs, 
ber Schladhthäufer, Verkaufsfocalitäten, und beruht auf der verfuhsweifen 
Aufhebung der Fleifchtare. 

Durch V. vom 30. Oct. 1844, R.Bl. ©. 849, Döl. XXIX. 
©. 412 ift die D. vom 16. Aug. 1829, fo weit fie die Fleifchtaren 
betrifft, außer Wirkſamkeit geſetzt, endlich dur neuefte DB. vom 11. Mai 
1865, RB. ©. 520, unter Bezugnahme auf die B. vom 30. Dt. 
1844 folgendes verordnet worden. 

„Die Regierungen, 8. d. J., find ermächtigt, bie polizeiliche Taxirung des 
leifches für den ganzen Megierungabezirf ober einzelne Theile deſſelben verſuchs— 
weiſe aufzuheben, und die Regulirung ber Preife des Fleiſches der freien Goncur- 
renz zu überlaffen, wenn und folange von dieſer Maßregel nach den obmwaltenden 
Berbältniffen eine Gefährdung der Anterefien des Publikums nicht zu bejorgen ftebt. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verfündung in Wirkſamkeit. 


UI. Beſchau bes Schlachtviehes. 


Nach Art. 131 des P.St.G. find die ober- oder ortspolizeilihen 
Vorfhriften über Beſchau: 

1) des zur menfhlihen Nahrung beftimmten Schladhtviehes vor und 
nad der Schladhtung, 

2) der anderen verkäuflichen Nahrungsmittel, Eßwaaren ober Ge: 
tränfe vorbehalten, 

Laut M.E. vom 28. Nov. 1862, RB. ©. 929, find vom 1. Juli 
1862 an alle älteren Gefege, Verordnungen und Minifterialanordnungen, 
weldye die Beſchau des zur menſchlichen Nahrung beftimmten Viehes vor 
und nad der Schladhtung betreffen, infoweit aufgehoben, als das P.St. G. 
über dieſe Gegenſtände oberpolizeilihe Vorſchriften, oder neben benfelben 
diſtrikts- oder ortspolizeilihe Vorſchriften für zuläffig erklärt. 

Die Fleifhbefhau ift fhon durch V. vom 31. Dez. 1808, den 
Fleiſchaufſchlag betreffend, R.Bl. 1809 ©. 75, und durch fpätere Mini: 
ſterialentſchließungen, Dil. XIU. ©. 896 u. ff., angeorbnet. 

Sie ift Gegenftand ber Ortspolizei, daher von den Magiftraten 
und Landgemeindeverwaltungen anzuordnen und zu überwachen. 

(M.E. vom 20. Febr. 1832, Döl. XII ©. 899.) 

Im Bolzug der M.E. vom 28. Mai 1862 bat die mittelfr. 
Kreisregierung unterm 14. Juni 1862, K.A.Bl. ©. 1160, oberpoli: 
zeilihe Vorfchriften „über die Beihau des zur menschlichen Nahrung be- 
ftimmten Biehes vor und nad der Schlahtung“ erlaffen. 

Da Ähnliche Vorſchriften von Seite der Kreisregierungen auch in 
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den übrigen Regierungsbezirken erlaſſen worden ſind, ſo wird hier ledig— 
lich auf den Inhalt dieſer oberpolizeilichen Vorſchriften verwieſen. 

Nah Entſchl. des Miniſt. vom 6. April 1865, R.Bl. ©. 918, 
wird bie Regelung der Koften der Fleifhbefhau der gemeindlichen An: 
ordnung mit ber Befhränfung anheimgegeben: 

1. daß die Gebühren nur bann erhoben werben bürfen, wenn bie 
Schlachtung nicht in den allgemeinen Schlachthäuſern und nicht 
zu der in lebteren für bie Schlahtung beftimmter Stunde vor: 
genommen wird, jo wie | 

2. daß hiebei die von ber Regierung, 8. d. J., feſtgeſetzten Marimal: 
beträge nicht überfchritten werben bürfen. 

Daß die Koften für die Fleifhbefhau aus ben betreffenden Ge: 
meindekaſſen, in welche die Polizeitaren fließen, zu beftreiten feien, hat: 
ten die M.E. vom 11. Febr. 1824, 3. Sept. 1827, 5. April 1841, 
Döl, XL 897, XXIX. 422, bereits ausgefprodhen. 


II. Viehmärkte. 


(A. €. v. 24, Mai 1797, Döll. XIU. ©. 895, Döl. XXIX. ©. 421.) 
Deren Bewilligung durch die Kreisregierung. 
($ 62 ber Form. V. vom 17. De. 1825.) 
Herftellung einer Viehmarktsordnung ift ortspolizeilihe Aufgabe. 
($ 202 des P.St.©.) 
Deren Verlegung auf Werktage durch A. V. vom 30. Juli 1862, 
RD. ©. 2070, die Sonntagsfeier betr., ausgefprochen. 


IV. Pferdefleiſch. 


(ME, vom 17. Aug. 1848 ff., Döl. XXIX. ©. 429.) 

Durch M.E. vom 24. Dez. 1857, K. A.Bl. 1858 ©. 2, ift Ziff. 3 
ber M.E. vom 17. Aug. 1848 außer Kraft gefeßt, zugleih aber den 
ſämmtlichen Polizeibehörden und Thierärzten die fleißige Vornahme ber 
regelmäßigen wie außerordentlihen Beihau in ben Schlacht- und Ber: 
Taufslocalen der Pferdemebger, und namentlih die Herbeiführung ber 
größten Reinlichkeit in benfelben zur befonderen Pflicht gemacht. 


V. Thierquälerei, Transport des Schlahtviches. 


Nah Art. 100 des P.St.G. wird an Geld bis zu 25 fl. oder 
mit Arreft bis zu 8 Tagen beftraft, wer Thiere roh mißhandelt ober 
boshaft quält, oder wer den zur Verhütung einzelner Arten von hier: 
quälerei durch Berorbnung erlaffenen Beftimmungen zuwiderhandelt. 

Eine f. Verordnung in Bezug auf einzelne Arten von Thier: 
quäfereien und deren Beftrafung befteht zur Zeit nicht; es können alfo 
auch die Anorbnungen der M.E. vom 16. Juni 1839, RB. ©. 457, 
dann jene vom 28. April 1843 u. ff., Döll. XXIX. ©. 748 ff., über 
Transport des Schladhtviehes, über bie Benützung wundgebrüdter Pferde xc. 
nicht zwangsweife zum Vollzuge kommen. 
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c. Bier 


Es ift bereits oben bemerkt worden, daß nad Art. 132 des 
P.St. G. für die Landestheile diesfeits des Rheins die beitehenden Be: 
fiimmungen über Erzeugung und Berleitgabe von Bier aufrecht erhalten 
worden find, 

Ebenſo ift die Befhau des Bieres — Vifitation — vorbehalten, 
Art. 132, nicht minder die Vorfchriften wegen der Subdzeit, die Gin: 
haltung der Biertaren. (Art. 179, 198.) 

Maßgebend für die Verhältniffe der Bierproduction und des Bier: 
verjchleiges waren bisher: 

a) Die A. V. vom 25. Aprif 1811, die fünftige Regulirung des 
BDierfaßes in Bayern und die VBerhältniffe der Bräuer zu ben 
Wirthen fowohl unter fih als zu dem Publitum betr. 

(Dil. XIII. ©. 909, RB. 1811 ©. 617.) 
b) Die A. E. vom 18. Mai 1812. (Döll. ibid. ©. 919.) 


e) Das Geſetz vom 23. Mai 1846, die Negulirung des Bierfabes 
und bie Verhältniſſe der Bräuer zu den Wirthen und dem Publi— 
tum betr. 


d) Landtagsabſchied vom 25. Juli 1850 $ 39, G.Bl. 1849 ©. 271, 
woburd bie Art. 7 und 10 (wohl aud 11 implieite) des Gef. 
vom 23. Mai 1846 aufgehoben worden find, 


e) Landtagsabfchied vom 1. Juli 1856 $ 29, G.Bl. ©. 132, die 
Negulirung des Bierſatzes und die Verhältniffe der Bräuer zu den 
Wirthen betr, 


f) Landtagsabſchied vom 10. Nov. 1861 $ 26, ©.B. ©. 74. 


Durch E. Derordn. vom 19. Mai 1865, R.B. ©. 538, find bie 
in den Landestheilen bdiesfeits des Rheines geltenden geſetzlichen Beftim: 
mungen über die Regulirung des Bierfaßes, und die Ber: 
bältnifje zwifhen Bräuern und Wirthen und dem Publi- 
fum vom 1, Det. 1865 verſuchsweiſe aufgehoben. 

Unter Berweifung auf Ziff. 4 uw. 5 (ij. folg. Seiten) Abſ. III 
$ 26 des Landtagsabjhiedes vom 10. Nov. 1861 erhalten die Kreis: 
regierungen ben Auftrag, die Fälſchung von Bier, und den Verkauf und 
Befig gefälfchten, verborbenen und gefundheitsfhädlichen Bieres aud in 
Zukunft mit Strenge zu überwaden. 

In Folge diefer Verordnung verlieren bie vorallegirten Bejtim: 
mungen unter lit. e. das Gefeß vom 23. Mai 1846 die Negulirung 
bes Bierfaßes und die Verhältnijfe der Bräuer zu ben Wirthen und dem 
Publitum betr., unter lit. e, Landtagsabjchied vom 1. Juli 1856 $ 29 
die Regulirung des Bierfaßes betr, ihre Anwendung. 

Außerden kommt noch in Betracht, daß in Folge des neuen Ge: 
werbögefeßes vom 1. Januar 1868 die DBierbrauerei freigegeben ift. 

Es findet aljo jeit Det. 1865 eine Tarirung des Bieres nicht 
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mehr Statt, und erſcheinen demnad zur Zeit die hiefür maßgebenden 
Beftimmungen antiquirt. 

Bergl. Nar Handb. Aufl, I. ©. 425. 

Der Art. 14 Tit. I der Verordn. vom 25. April 1811, die 656 
und 7 d. Gef. vom 23. Mai 1846, fowie Ziff. 2 lit. ©. E39 Nr. 1 
des Landtagsabfchiedes vom 25. Juli 1850 find aufgehoben. 

Endlich beftimmt Landtagsabihied vom 10. Nov. 1861, ©.B. 
©. 75 $ 26: 

Die in den Landestheilen biesfeits des Rheins geltenden geſetz— 
lihen Beftimmungen über die Regulirung des Bierfaßes und die Ber- 
bältniffe zwifchen Bräuern und Wirthen und dem Publitum können durch 
Verordnung außer Wirkfamkeit gefeßt werden. 

Eine joldhe Verordnung kann zwar jeden Nugenbli wieder zurüd: 
genommen, die Zurüdnahme muß jedoch vor dem 1. Juli verfündigt 
werben und ift dann vom Eintritt des nächſten definitiven Winterbier: 
fabes an wirffam. 

(M.E. vom 22. Yan. 1852, Döl. XXIX. ©. 443, ME. vom 18. 
März 1846, Döll. XXIX. ©, 432). 

Das weiße Gerftenbier unterliegt feiner Taxe, doch iſt es bezüg- 
lih der Qualität der Unterfuhung zu unterftellen und haben die Wirthe 
ben Preis an einer Jedem fichtbaren Tafel anzuſchreiben. 

(M.E. vom 7. Juli 1829, Döl. XIV. ©. 1245.) 

Das Ausſchenken des Sommerbiers ift aud nah dem 1. October 
um ben bafür regulirten Sag bis zur gänzlichen Conſumtion ber einge: 
jottenen Vorräthe zu geltatten. 

(ME. vom 10. Septbr. 1831, Döll. XIV. ©. 1290.) 


Was 
U. die Bierproduction 


betrifft, fo Lönnen die befchränfenden Beſtimmungen des Art. 12 ber 
Berorbnung vom 25. April 1811 wodurd für die Erzeugung einer be: 
ftimmten Quantität Bieres die Verwendung einer bejtimmten Quantität 
Hopfen und Malzes vorgefchrieben war, bei der Freigabe des Gefchäftes, 
und im Hinblid auf den Landtagsabfchieb vom 14. Nov. 1861 nicht 
mehr angewendet werben, dba eine Beitrafung bes Bräuers wegen Yabri: 
fation zu leichten Bieres nicht ftattbaft ift, wenn dafjelbe nicht als ge: 
geſundheitsſchädlich oder gefälicht declarirt werben Fann. 

Dagegen bleiben die Beftimmungen aufrecht, daß Vier nur aus 
Hopfen und Malz gebraut werben fell, und daß die Verwendung von 
Malzfurrogaten, Hopfenfurrogaten und Biercouleur verboten ift, 

Auch find die Verordnungen über die zum Bierfieden zuläffige Zeit 
nody in Geltung. 

Der Landtagsabfhied vom 1. Juli 1856 beftimmt darüber: 

„Der Termin zum Cinfieden des Winterbieres wird vom 1. Oct. auf ben 
15. Sept. zurüdverlegt. 
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Geſuche um Bewilligung zu nod Fra? Einfieben find nad den bie: 
berigen Vorſchriften (M.E. 21. Januar 1848, . XXVIl. ©. 544) zu bebans 
bein und beim Vorhandenſein gewichtiger Gründe ae Säumniß zu gewähren. 


Bekanntmachung 
des Staatsminiſteriums des Innern v. 25. Juli 1862, R.Bl. © 1440. 


Auf Grund des Art. 197 Abſ. 3 des P.St.G. wird über bie Ablaſſung 
von Nachbier Seitens ber Bräuer an Mirthe und Über die Verleitgabe deſſelben 
durch bie an verfügt: 

Den Bräuern ift verboten, Nachbier an Wirtbe abzulafien, ſoferne 
letztere zugleich Oeconomie beſitzen und Nachbier lediglich zum eigenen Haus— 
bedarf beziehen. 

562. Die Verleitgabe von Nachbier Seitens ber Wirthe iſt verboten. 

8 3. Gegenwärtige Beſtimmungen, durch welche alle eutgegenftchenden 
Beſtimmungen aufgehoben werden, treten mit bem Tage ihrer Veröffentliihung für 
ben ganzen Umfang der Landestheile biesjeits des Rheins in Wirkſamleit. 

Ueber das Bräuen von Doppelbier. 

(RE. vom 28. Dez. 1848, K. A.Bl. ©. 1045, NE, vom 22. Nov. 
1852, K. A. Bl. ©. 905.) 

Die Bewilligung zur Fabrikation von Doppelbier wurde bisher 
immer nur von Jahr zu Jahr von der allerhödften Stelle ertheilt. 

Inhaltlich M.E. vom 15. Nov. 1861, K. A. Bl. ©, 1641, ift dieſe 
Bewilligung aud für das Jahr 18° /,, ertheilt und dabei ausdrücklich 
erklärt worden, daß bie früher geſetzte Bedingung ber Berzichtleiftung auf 
Rückvergütung des Malzaufſchlages von erportirtem Lurusbier nunmehr 
im Wegfall gekommen fei. 

Eine Bewilligung zur Erzeugung von Doppelbier ift nit mehr 
erforderlich. 


I. Verhältniß der Bräuer zu den Wirthen und dem 
Bublifum*). 


Die biefür maßgebenden Geſetze und Verordnungen, nemlic Ber: 
ordnung von 5. Aprit 1811 Tit. II. Geſetz vom 23. Mai 1846, 
8.8. S. 81. Landtagsabfhied vom 10. Nov. 1861, G.Bl. ©. 76 
foweit er die Rechtsverhältniſſe zwiſchen Bräuern und Wirthen polizeilich 
regelt, find aufgehoben. 

Verträge zwifchen Bräuern und Wirthen fallen nunmehr unter den 
Befißpunft von bürgerlichen Verträgen. 

Ueber die Berechtigung der Bräuer zum Ausſchank ihres jelbft: 
fabrizirten Bieres enticheiden nunmehr die Beftimmungen des Gewerbe: 
gejeßes vom 4. Januar 1868 Art. 9, 


IV. Biervifitationen. 


Die Diftrittspolizeibehörden find verpflichtet, durch periodifche Viſi— 
tationen zu überwachen, daß Fein gefäljchtes, verdorbenes oder geſund— 
heitsſchaͤdliches Bier verleitgegeben werbe, 


*) Vi. f. a. Pr. VII 129. IX. 363. XI. 401. 
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Zur Handhabung diefer Controle mußten bisher die in den Som: 
merkellern befindlichen Lagerbiervorräthe der Bräuer am Schluffe der Sub: 
zeit (vor dem 1. Mai) vilitirt werben. 

In Bezug auf diefe Vifitationen wurden bie Kreisregierungen mit 
M.E. vom 27. Det. 1862 ermächtigt, einen 3—5jährigen Turnus zu 
geftatten; eine weitere Entſchließung vom 27. Sept. 1863 orbnet an, 
daß bie Vifitation des Sommer: und Lagerbieres in ben Lagerfäfjern 
und Kellern am Schluſſe der Subdzeit fünftighin von ben Bezirksämtern 
auf die aljährlihe Bifitation einiger Keller im Amtsbezirke be: 
ſchränkt werben dürfe, bei welchem jedoch bie Beftimmungen des $ 2 
Nr. VIO. der A. V. vom 18, Mai 1812 genau zu beachten find. 

Dagegen wurde bie Erwartung ausgejprodhen, daß bie Bezirks: 
Ämter ben Verpflichtungen, welche ihnen bezüglicd der Vornahme fonfti- 
ger periodifcher DBiervifitationen obliegen, um fo mehr nachkommen wer: 
den, als diefe ohnehin vielfach bei gelegentliher Anwejenheit der Bezirkes 
amtsmänner an einem Orte vorgenommen werben können. 

Ergibt fi) bei Gelegenheit der Biervifitationen eine Veranlaffung 
zur Strafeinfhreitung, jo haben bie Bezirfsämter die zur Feſthaltung bes 
Thatbeitandes erforderlichen vorſorglichen Maßregeln zu treffen, gleichzeitig 
aber dem Staatsanwalte die Acten zum weiteren Verfahren mitzutheilen. 

In Bezug auf biefe Biervifitation gelten nachftehende Vorfchriften: 

a) V. vom 25. Aprit 1811 Tit. I. Art. S—11 und vom 18. Mai 

1812 $ 2 Abſ. VO. 

b) Geſetz vom 23. Mai 1846, G.Bl. ©. 81 u. ff. 

Defien $ 8 beftimmt: 

Wer Bier verleitgiebt, welches bie Kraft und den Gehalt nicht 
hat, den e8 bei Verwendung ber vorgefchriebenen Quantität Hopfen ober 
Malz haben follte, wird an Gelb um 25 fl. geftraft*). 

Mit gleicher Strafe fol das BVerleitgeben verborbenen oder mit 
frembartigen, aber der Gefundheit nicht ſchädlichen Ingredienzien alterir: 
ten Bieres behandelt werben, 

Die für folhe Fälle außerdem durch die A. E. vom 18. Mai 
41812, mehrere über verfchiedene Bejtimmungen ber V. vom 25. April 
A811 bezüglich der Regulirung des Bierſatzes im Königreih entjtandenen 
Anftände betr, $ 2 Ziff. UL, angeordnete Gonfiscation des Bieres zum 
Beften des Localarmenfondes bleibt hiebei ausdrüdlid vorbehalten. 

Wird der Bräuer fällig befunden, geringhaltiges, verborbenes ober 
mit fremdartigen aber der Geſundheit nicht ſchädlichen Ingredienzien alte: 
rirte® Bier unter dem Reife an den Wirth oder an einen anderen Ab: 
nehmer abgegeben zu haben, fo finden die Beftimmungen des Tit. II. 
Art. 17 des Regulativs vom 25. April 1811 Anwendung, auch bleibt 
die Confiscation jener Biervorräthe, von welchen die Abgabe bewirkt wor: 
ben ift, nah 8 2 Ziff. IV. der A. V. vom 18, Mai 1812 vorbehalten, 





*) Diefe Beftimmung famı als giltig nicht mehr betrachtet werben. 
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$ 9. Wenn ber wegen Berfälfhung ober Alterirung bes Bieres 
ober wegen Abgabe verborbenen Bieres verurtheilte Bräuer oder Wirth 
wegen Unrichtigfeit ber technischen Borausjegungen des Strafbeſchluſſes 
den Recurs einlegt, fo it eine neue chemiſche Unterfuhung des Gehaltes 
oder ber Güte bes Bieres durch andere Sachverſtändige einzuleiten und 
die Inftruction nebft Befcheidung des Recurſes binnen 6 Wohen von 
dem Tage der Einreichung gerechnet, bei Vermeidung der eigenen Haf- 
tung ber fäumigen Behörde für allen durch die Verſpätung fi ergeben: 
den Schaben zu bewirken. Die technifche Unterfuhung der Güte bes 
Bieres iſt immer an Drt und Stelle, wo das Bier gelagert ift, zu 
pflegen, bie Unterfuchung des Gehaltes kann aud an anderen Orten vor: 
genommen werben. 

c) Landtagsabfhied vom 1. Juli 1856, $ 29, G. Bl. ©, 134: 

Es beziehen ſich zwar bie hier gegebenen Beftimmungen auf das polis 
zeiliche Strafverfahren; allein wegen ihres Zufanımenhangs mit den vorſorg— 
lihen Biervifitationen werden fie bier dem Wortlaute nad mitgeteilt. 

Es beftimmt nämlich $ 29 Ziff. 3: 

Polizeilihe Unterfuhungen wegen DVerleitgabe geringhaltigen ober 
alterirten oder verborbenen oder gefunbheitsnachtheiligen Bieres find nur 
von wirklichen E. Beamten — in Städten und Märkten mit magiftra: 
tifher Verfaſſung von wirflihen Magiftratsgliedern oder förmlich ange: 
ftellten Polizeiactuaren unter Zuziehung vollfommen ſachkundiger und 
gutbeleumundeter Bierbefhauer zu führen, 

Ein Schuld» oder Strafausfprudh aber kann nit ohne vorber 
erholte® und mit dem auf die Gaumenprobe geftügten Commiffions: 
befunde übereinftimmendes technisches Gutachten des k. Gerichtsarztes 
und Apothekers oder eines andern im öffentlihen Dienftverhältniffe 
ftehenden Ghemifers über den wahren Gehalt des fraglihen Bieres 
im Bergleih mit dem Gehalte bes Mufterbieres erlaffen werben, infos 
ferne der betheiligte Bräuer oder Wirth fhon in biefem Stadium ber 
Unterfuhung ein foldhes Gutachten ausdrüdlid verlangt. 

In Höheren Inftanzen dagegen ift, wenn ber verurtheilte Bräuer 
oder Wirth wegen Unrichtigfeit ber techniſchen Vorausfegungen des 
Strafbefchluffes den Recurs ergreift, jedenfalls nur unter Zugrunde— 
legung eines folden Gutachtens von bewährten Chemifern einer Uni: 
verfität ober polytechniſchen ober Kreislandwirthſchafts- und Gewerbe: 
fhule das Erkenntniß zu fällen. 

Diefe Bierunterfuhungen müſſen möglihft beſchleunigt und im 
beiden Inſtanzen in der Regel in 6 Wochen beendigt werben, 

Ziff. 4. 

Ein als urfprünglih gut und gehaltvoll eingefotten erfannteg, 
d. i. mit Beigabe der vorgefchriebenen Quantität von Hopfen und Malz 
bereitete, aber durd Einwirkung äußerer Umftände ohne Verſchulden 
bes Bräuers oder Wirthes verborbenes oder abgeftandenes, ober aud) 
im Sube mißlungenes Bier begründet weder Beftrafung noch Config: 

Rar, Handbuch ber bayer, Diftr.Berw.Bchörden. III, Aufl. 29 
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cation, wohl aber im Falle feiner Ungeniepbarkeit und Schädlichfeit bas 
Verbot ferneren Berkaufes und iſt ſolches daher dem Bräuer lediglich 
zur Branntwein- oder Efjigbereitung oder fonft unſchädlicher Verwen— 
dung unter obrigfeitliher Aufſicht zu überlaffen, 

Hiedurdy find die Beitimmungen in $ 8 Abſ. 2 und 4 des Ge 
feßes vom 23. Mai 1846, foweit fie fi auf verdorbenes Bier beziehen, 
außer Wirkſamkeit geſetzt. 

Ziff. 5. 

Hat im Falle der Beſtrafung des Wirthes oder minutirenden 
Bräuers die nah Art. 16 Tit. II. der Verordn. vom 25. April 1811 
angeordnete Kellervifitation bei dem betreffenden Bräuer einzutreten, fo 
ift diefelbe auf jene Kellerabtheilungen und Biervorräthe zu bejchrän- 
fen, von welden die Abgabe des fällig befundenen Bieres bewirkt 
worden ilt. 

Stellt fid) hiebei nad) gepflogenem Verfahren auch Straffälligkeit 
des Bräuers heraus, fo kann nur das in ber gedachten Abtheilung vor: 
gefundene tarifwidrige Bier der Konfiscation unterworfen werden, bie 
Biervorräthe in ben übrigen Nbtheilungen oder Kellern bleiben jo lange 
unberührt, als fi nicht bei ihrer weitern Verleitgabe neuerdings Straf: 
barkeit des minutirenden Bräuers oder Wirthes ergibt. 

d) Lande. Abſch. v.10. Nov. 1861 $. 26, G. Bl. ©. 76, beftimmt: 

Die Verwendung anderer Stoffe oder Surrogate für Gerften: 
malz von Hopfen zur Bereitung von Braunbier bleibt verboten und es 
finden auf Bräuer und Wirthe die allgemeinen Strafbeftimmungen über 
Fälſchung von Getränken und über Verkauf und Beſitz gefälfchter, ver: 
dorbener und gejundheitsfhädlicher Getränke Anwendung, alfo 68 323 
bis 325 des St.G.B. und GE 131—134 und 194 — 203 des P.St. G. B. 

e) Durch M.E. vom 14. Yan. 1844, Döl. XXIX. ©. 450, 
ift unter Hinweifung auf Verordn. vom 24. Sept. 1808 $ 58, und 
24. Oct. 1808, R.Bl. ©. 2521, 2518 u. ff., dann auf U. E. vom 
7. Aug. 1807, R.Bl. ©. 1368, die Piliht der Diftriktspolizeibehörden 
zur Vornahme der periodifhen Bierpifitationen begründet und nähere 
Vorſchrift über die dienftliche Eategorie der dabei functionirenden Com: 
mifjäre gegeben. 

Es ift dabei insbefondere hervorgehoben, daß dieſe Vilitationen 
einen eigentlichen Beitandtheil des Unterfuhungsverfahrens nicht bilden, 
welches dem Ausſpruche einer Strafe wegen Berfälfhung oder Alterirung 
des Bieres verordnungsmäßig zur Grundlage zu dienen hat, dieſelben 
vielmehr nad) dem Wortlaute der 5. B. vom 25. April 1811 und 
18. Mai 1812 nur die Einleitung einer ſolchen Unterfuhung geeigneten 
Falles zu vermitteln haben. 


D. Branntweinvifitation. 


Auf Grund der M.E, vom 4. Juni 1838, Dil. XIU. ©. 14238 
it durch RM, vom 4. Juli 1838, K. A. Bl. ©. 392, die zeitweije Viſi— 
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tation des Branntweines und der Branntweinſchenken, namentlich in der 
Richtung aufgetragen, um zu conſtatiren, ob nicht fuſelartiger und 
kupferhaltiger Branntwein zum Verkauf komme. 

Auch dieſe Viſitationen obliegen künftig noch den Diſtriktspolizei— 
behörden, wogegen die Beſtrafung der Uebertretungen in Gemäßheit der 
Art. 132 des P.St. G. den Gerichten competirt. 

Nah RA. vom 16. Oct. 1839, K.A.Bl. S. 735, ſollen bie 
Branntweinvifitationen unter Zuziehung der Gerichtsärzte ald Sachver— 
ftändiger vorgenommen werden; dieſe find jedoch nur verpflichtet an 
ihrem Wohnfigorte den Branntweinvifitationen perfönlid beizumwohnen 
und die Prüfung in den Branntweinfchenfen und Brennereien vorzuneh: 
men, wogegen fie bie Prüfung der übrigen Branntweine an den von 
den Geridhtscommiffionen abzugebenden Proben anftellen können. 

Die Unterfuhung der Geräthichaften zum Branntweinbrennen auf 
Reinhalten und Befchaffenheit des Materials erfordert feine befonderen 
tehnifhen Kenntniffe, und kann daher von ben Amtscommiffionen mit 
Beiziehung der Bierkiefer oder Gemeindevorftcher vorgenommen werben. 

Außerordentliche Fälle ausgenommen, fol die Vifitation nur ein: 
mal im Jahre vorgenommen werden. 


E. Mühlen. 

Eine für das ganze Königreih allgemein giltige Mühlorbnung be: 
fteht nicht und ed wurde laut ME. vom 8. Mai 1858 von Erlafjung 
einer folden aus Mangel eines desfalljigen Bedürfniffes Umgang ge: 
nommen, 

Conf. Mühlordnung von 1701, M.G. ©. 1788 IV. ©. 570 
und Döl. XII. ©. 847, Müblordnung von 1770, M.G. ©. 1781 
S. 862. 

Das Mandat über das Verhalten der Müller zu den Mahlgäjlen 
v. 6. Mai 1772, M.G. ©. 1784 11. ©. 875, Döll. XII. ©. 858. 

Es steht im freien Willen der Mahlgäfte, ob fie den Müllern 
das Getreide nad) dem Gewichte übergeben, und das Mehl nad) dem 
Gewichte zurüdverlangen wollen oder nad dem Maße, 

(2. vom 27. Juli 1819, Döll. XIII. ©. 682.) 

Ueber Herftellung der rihtigen Gemäße in ben Mühlen. 
(ME. vom 12, April 1832, Döl. XII. ©. 1582, RA. vom 28. 
Sun 1852, K. A.Bl. ©. 561.) 

Die Beauffihtigung ber Mühlen gehört zu ben Öbliegen: 
heiten der Localpolizei. 

Ueber die Beobachtung der Reinlichkeit in Mühlen find orts— 
polizeiliche Borjchriften vorbehalten. (P.St.G. Art. 132 Abſ. 2.) 

Die Befugniffe und Zuftändigkeiten der Müller richten fi zu: 
nächſt nad) den gewerbspolizeilihen Beſtimmungen. 


29* 
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F. Vebertretungen der Marktordnungen. 


Art. 202, AZuwiderhandlungen gegen die durch ortspolizeilidhe 
Vorschrift feftgefeßten Ordnungen für ben Verkehr mit Getreide auf 
Öffentlichen Oetreidefhrannen werden an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 

Zuwiderhandlungen gegen bie durch ortspolizeilihe Vorfchrift feit- 
gefegten Orbnungen für ben Verkehr auf Mefjen und Jahrmärkten, auf 
Vieh-, Holz: und Bictualienmärkten und auf ben Märkten für ben Ber- 
kehr mit NRobftoffen oder Waaren irgend einer Art werden an Geld bis 
zu 50 fl. geftraft. 

Zumiderhandlungen gegen ortspolizeilihe Vorfchriften über das 
Herumtragen verfäuflicher Lebensmittel und fonftiger Gegenftände bes 
gewöhnlichen Marktverfehrs auf den Straßen und das Haufiren mit 
denfelben werden an Geld bis zu 10 fl. geftraft. 

Durch die ortspolizeilich feitgefeßten Schrannen= ober Marktord⸗ 
nungen kann weder der Handel mit Gegenftänden des Marktverfehrs, 
weldye noch nicht in die Markung des Marktortes gebracht worden find, 
verboten, nody der Einkauf auf dem Markte während eines Theiles der 
Markzeit für bejtimmte Elaffen von Perfonen unterfagt, noch die freie 
Abfuhr der am Markt: ober Schrannentage unverkauft gebliebenen Bor: 
räthe verboten oder beſchränkt werben. 

Bergl. O. A.E. vom 24. Juli 1863, Oberfr. K.ABI. ©. 1254. Die Marft: 
orbnungen haben ben Berfehr der Märkte, des Handels 2c. zu regeln, und find 
Gegüglid ihres Inhaltes nur foweit beſchränkt, als Abi. 3 des Art. 202 feſtſetzt, 
was fie nicht enthalten dürfen. 

Art. 204. Verbot des Haufirens. 

Bergl. biemit noch Art. 323, 325 des St.G.B., Befig fallen Maßes und 
Gewichtes; Art. 141 Arbeitseinftellung der Gewerbsmeifter aus Widerſetzlichkeit. 


Dreizeßnter Abſchnitt. 
®&@ittenpolizei, 


Einleitung. 


Sittlichfeit als die Außerlih mwahrnehmbare Kundgabe eines fitt- 
lihen Gefühls ift im ihrer pofitiven Erſcheinung fein Gegenftand eines 
amtlich polizeilichen Einfluffes. Sittlichkeit ift eine perfönlihe Eigen: 
ſchaft, deren Erwerbung fi dem amtlichen Auftrage entzieht. — Wenn 
aber auch der Staat nicht direct auf bie fittliche Gefinnung feiner An: 
gehörigen einwirken kann, jo muß ihm doch unendlich viel daran liegen, 
daß die Staatsangehörigen fittlich erzogen werben und handeln, und es 
ftehen ihm hiezu indirecte Mittel zu Gebote, indem er einerfeits durch 
Förderung und Hebung bes Bolfsunterrihtes auch das fittliche und reli- 
giöfe Bewußtfein im Volke kräftigt, indem er ferner durch weiſe Gefeke 
über Anfäffigmahung und Verehelichung mande außerdem faum zu ver: 
meidende Ausjchreitungen befeitigt, indem er ferner der freien Erwerbs: 
thätigfeit des Individuums ben möglihft weiten Spielraum läßt, und 
indem er endlich jene Handlungen unterbrüdt und ftraft, welche als 
Uebertretungen pofitiver fittliher Ordnungen ber Staatsgefellihaft zu 
erachten find. 

Die Fragen des Unterrichtes, der Anfäffigmahung, ber Verehe— 
lihung, des ©emwerbebetriebes ꝛc. find in befonbern Abjchnitten behan: 
beit, e8 fommen baher in dem gegenwärtigen Abfchnitte mur die Weber: 
tretungen pofitiver fittenpolizeiliher Vorſchriften vor. 


I. Berbotene Bpiele. 


Schon bie älteften Tandesherrlihen Verordnungen haben die Glücks— 
ober Hazardſpiele mit polizeilihen Verboten belegt. 

Die neueren Geſetze find biefem focialen Uebel mit noch größerer 
Strenge entgegengetreten, und es verbietet demnach Art. 333 d. St. G. B. 
unbedingt das Halten von eigentlihen Spielbanfen. 

Art. 104 des P.St. G. aber verordnet: 

Wer außer dem Fall des St.G.B. Art. 333 und des Art. 101 
ein durch Berorbnung verbotenes Glücksſpiel an öffentlihen Orten ver: 
anftaltet oder daran Theil nimmt, wirb neben Eonfiscation bed zum 
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Spiel ausgelegten Geldes und der Spielgeräthfchaften an Gelb bis zu 
25 fl. geftraft. 

Gleicher Strafe unterliegen Wirthe und Inhaber anderer öffent: 
licher Localitäten, welche folde Spiele wiffentlih in ihren Localen dulden. 

Die nah älteren Gefeßen und Berorbnungen verbotenen Hazard: 
fpiele find durh M.E. vom 22. Nov. 1832, Döl. XUL ©. 1375, 
befannt gemadht. 

Hienach find als Hazarbipiele erklärt: 

Das Mürfeln, Häufeln, Halbzwölf, Trifhaden, Färbeln, Lands— 
necht, die Thurm- und Drebipiele, das Trieb-, Neiter: und Sieb: 
fpiel, fowie überhaupt alle Scholverfpiele mit Neitern, Drebbrett, Blin— 
den oder andern Paſchen, das Lotto, das Riemenftechen, Biribi, Pharao, 
Basette, Lanquenet, Treize, Maccao, Quinze, Trente et quarante, 
Vingt-un, Rouge et noir, und zwar ohne Unterſchied der Frage, ob 
um Geld oder andere Gegenftänbe gejpielt wird. 

Eben fo fallen der polizeilichen Einfchreitung alle erlaubten Spiele 
anheim, fobald fie mit einem, mit den öconomiſchen Verhältniſſen ber 
Spielenden nicht vereinbarlihen zu hohem Rifico und fonftigen hohen 
Wetten verbunden werben. 

(Bergl. Mand. von 1747, M.G.O. I. ©. 727.) 

Die Polizeibehörden find angewiefen, gegen bie verbotenen Spiele 
die nöthige Wachſamkeit zu üben; im alle mwahrgenommener Weber: 
tretung vorbehaftlid der richterlichen Strafverfügung fofort einzuſchreiten, 
und zwar mit Hinwegnahme bes Spielgeldes und ber Spielgeräthe. 

Derbot hoher Kegelipiele. 

(ME, vom 15. Aug. 1834, DöU. XII. ©. 1376.) 


I. £otto. 


Das bayerische Zahlenlotto ift mit dem 1. Juni 1862 zu Grabe 
getragen worden, — Die darauf bezüglihen Anordnungen find bemnad) 
antiquirt, 

Lotterien, Ausfpielungen jeder Art, Aufitelung von Glücksbuden 
u, dgl., find im Allgemeinen verboten, ihre Unternehmung oder die Theil- 
nahme baran flrafbar, infoferne nicht nad) Maßgabe des P.St.®. poli: 
zeiliche Bewilligung hiezu ertheilt wird. 

Das P.St. G. verfügt hiermegen folgendes: 


Art. 101 des P.St.G. An Geld bis zu 100 fl. wird geftraft: 
1) wer ohne polizeiliche Bewilligung eine öffentliche Lotterie oder 
Ausipielung unternimmt oder eine Glücksbude an öffentlichen Orten 
aufftellt, oder bei polizeilich bewilligten Unternehmungen dieſer Art 
ben feſtgeſetzten Ausſpielungsplan nicht einhält; 
2) wer ein Wetteomptoir auf Biehungen von Lotterien oder Aus: 
fpielungen errichtet; 
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3) wer für nicht erlaubte Lotterien oder Ausſpielungen Looſe ver: 
fauft oder Theilnehmer fammelt; 

4) wer mit Promefjen auf Prämien in» oder ausländiſcher Lotterie: 
anlehen Handel treibt. 

Art. 102. Wer in einer auswärtigen in Bayern nicht zugelaffe: 
nen Lotterie fpielt, wird an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 

Art. 103. Wer in öffentlihen Blättern oder Anſchlägen uner: 
laubte Lotterien oder Ausipielungen anfündigt, Loofe oder Promeſſen 
biezu oder Promefjen auf Prämien in» oder ausländifcher Lotterieanlehen 
ausbietet oder zur Theilnahme an foldhen Unternehmungen einladet, wird 
an Geld bis zu 50 fl. geftraft. 

Gleicher Strafe unterliegt der Nebacteur oder foferne biefer für 
Ankündigungen nicht verantwortlih ift, der Verleger des öffentlichen 
Dlattes, welches die betreffende Ankündigung aufgenommen bat. 

An die Stelle der früheren Berorbn. vom 24. Juni 1862, RB. 
©. 1426, tritt die neue k. Verordn. vom 10, Juli 1867, RB. 810, 
die Bewilligung zur BVeranftaltung öffentlicher Lotterien und Ausſpie— 
lungen und zur Aufftelung von Glüdsbuden betr., des Inhalts: 


Wir finden Uns bewogen, im Hinblid auf bie Art. 101, 102 und 103 
bes P.St.G.B. über die Bewilligung zur Veranftaltung öffentlicher Lotterien oder 
Ausfpielungen und zur Aufftelung von Glüdsbuden an öffentlihen Orten zu ver: 
orbnen, was folgt: 

$1 


Die Bewilligung zu Öffentlichen Lotterien ober Ausfpielungen beweglicher 

Sachen oder zur Aufitelung von Glüdsbuden an öffentlihen Orten wird ertheilt: 

1) von ber einfchlägigen Kreisregierung, Kammer des Innern, wenn ber Abjak 
der Looſe fih nur auf den Regierungsbezirk erfiredt, 

2) von dem Staatsminifterium bes Innern, wenn diefer Abfab auf mehrere 
oder alle Regierungsbezirfe ausgebehnt ober bie Bewilligung zu periobifch 
wieberfehrenden Lotterien oder Ausfpielungen nachgeſucht wird, 

Bei Erteilung ber Bewilligung zur Veranftaltung öffentliher, aus Anlaß 
von Jahrmärkten, Kirchweihen oder Volksfeften unternommener Lotterien ober 
Ausipielungen unbedeutender Gegenftände ohne Geldgewinnfle und gegen geringen 
Einfag ift die Zuſtimmung der betreffenden Ortspolizeibebörben vorzubehalten. 


2, 

Bon ben Beflimmungen bes 63 find bie in Wirthshäufern veranflalteten 
Lotterien oder Ausipielungen von Eßwaaren ausgenommen, zu welden bie Be: 
willigung von ber Ortspolizeibehörbe, in ber Haupt- und Reſidenzſtadt München 
von ber Polizeidirection ertheilt wird, 


83. 

Unfere allerhöchfte Bewilligung ift erforberlich : 

1) zu Öffentlichen Lotterien ober Ausipielungen von unbewegligen und den— 
felben gleich geachteten Sachen, 

2) zu Lotterie-Anlehen, 

3) zur Zulaſſung von Lotterien, Ausſpielungen oder Lotterien-Anlehen bes 
Auslandes. 

Auf auswärtige Staatsanlehen, ſowie auf im Auslanbe mit Genehmigung 
ber betreffenden Staatsregierung negozirte Privat: Gelbanlehen, deren —— 
und Tilgung mit einer Verlooſung und mit Prämien verbunden iſt, findet die vor— 
ſtehende Beltimmung nicht Anwendung; vielmehr iſt der An- und Verkauf ber 
Looſe ſolcher auswärtiger Anlehen im Königreiche geſtattet, ſoferne nicht von Un— 
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feren Staatsminifterien des Innern und bes Handels und ber öffentlichen Ar: 
beiten bezüglich des Verkehrs mit Loofen einzelner folder Lotterie = Anlchen Bers 
bote oder beichränfende Beflimmungen an wurden. 


Gegenwärtige Verordnung, durch welche bie Berorbnung vom 24. Juni 
1862 RB. vom Jahr 1862 S. 1426 u. fi.) aufgehoben wird, tritt mit 
bem Tage ihrer Verfündung für ben ganzen Umfang des Königreiches in Wirk: 
— Berg, den 10. Juli 1867. 

Die Geſuche um ſtempelfreie Behandlung der bei ſolchen Lotterien 
abzuſetzenden Looſe find jederzeit durch die Regierungsfinanztammern dem 
k. Staatsminiſterium der Finanzen vorzulegen. 

Die Behörden haben in ihren Einſendungsberichten ſich darüber 
zu äußern, ob durch die Ausſpielung die Förderung gemeinnütziger Zwecke 
oder die Unterſtützung von Armen: und Wohlthätigkeitszwecken beabſich— 
tigt werde. 

Ueber Stempelpflicht der Looſe vergl. F. M.E. vom 2. Aug. 1862, 
M.K. A.Bl. ©. 1864, u. F. M.E. vom 13. Juli 1862 Nr. 13,516. 

Durd die in ber A. V. vom 24. Yuni 1862 gegebenen Gompetenzbeftim> 
mungen bat die Frage von ber Stempelpflicht ber Loofe nicht gelöfet werden wollen. 
Wenn alfo eine Befreiung in biefer Beziehung nachgeſucht wird, fo bat bie Re: 
ierung, 8. d. J., nach ertheilter polizeilicher Bewilligung die Acten an bie Finanz: 
ammer zur weiteren Ginleitung mitzutheilen, 

Alle früheren Beftimmungen in Bezug auf das Spielen in aus: 
wärtigen Lotterien, insbefondere aud die A. V. vom 14. Aug. 1810 
über das Verbot des auswärtigen Lotteriefpieles find durd das P.St. G. 
als berogirt, beziehungsweife furrogirt zu betrachten. 

Die in gefelligen Kreifen und ohne Zulafjung allgemeiner öffent: 
licher Betheiligung bie und ba veranftalteten Berloofungen und Aus: 
fpielungen fallen nicht unter das Verbot des Art. 101 und bebürfen 
auch Feiner polizeilichen Bewilligung. 


II. Polizeiftunde, Tanzmufiken und FZreinäd)te. 


In Bezug auf Uebertretung der Polizeiftunde, Haltung von Frei: 
nächten, Tanzbeluſtigungen u. bergl. hat das P.St. G. theils felbft: 
ſtändige Strafbeſtimmungen erlaſſen, theils Verordnungen oder orte: 
polizeiliche Beſtimmungen vorbehalten. Das Geſetz ſelbſt disponirt 
Folgendes: 

Art. 62 des P.St.G. Wegen Uebertretung ber durch Verord⸗ 
nung oder nach Maßgabe dieſer durch ortspolizeiliche Verfügung feſt— 
geſtellten nächtlichen Polizeiſtunde ſind zu ſtrafen: 

1) Wirthe, welche nach dem Eintritte der Polizeiſtunde die Gäſte nicht 
zum Weggehen auffordern oder denſelben Speiſen und Getränke 
verabreichen, an Geld bis zu 10 fl. 

2) Wirthe, welde ihre Gäſte nach der Polizeiftunde dem Polizeipers 
fonal verheimlichen oder dem letztern den Eintritt in das Wirthe- 
baus zum Zwecke der Controle verweigern, an Gelb bis zu 25 fl. 
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3) Gäſte, welche nad der Polizeiftunde auf Mahnung des Wirthes, 
feines Stellvertreters ober des Polizeiperfonals fih nicht ent- 
fernen, an Geld bis zu 3fl. 

Die Beftimmungen des gegenwärtigen Artifels finden keine An: 
wendung auf auswärtige Gäfte, welche in einem Gafthaufe übernachten 
oder bei bemfelben auf der Durchreife anhalten, 

Art. 63. An Geld bis zu 25 fl. wird geftraft: 

1) wer ohne polizeiliche Erlaubniß öffentliche Luftbarkeiten, wie Tanz: 
mufifen, Maskeraden, Schießen, Preisfegeljchieben, Feuerwerke, 
theatraliſche Aufführungen, Vorjtellungen aus dem Gebiete ber 
Kunftreiterei, Gymnaſtik oder ähnlicher Kunftfertigfeit veranftaltet; 

2) wer ohne polizeiliche Erlaubnig Menagerien, Wahsfigurenfabinete, 
Sammlungen von Kunft= oder Raturalienmerfwürdigfeiten, Pano- 
ramen, Garoufjele oder ähnliche Vorrichtungen aufftellt und dafür 
Eintrittögelb erhebt; 

3) wer bie bei Ertheilung der Erlaubniß zu foldhen Unternehmungen 
von ber Polizeibehörbe ihm auferlegten Bedingungen verleßt. 

Unabhängig von der Strafverfolgung fönnen foldhe Unterneh: 
mungen von ber Bolizeibehörbe jederzeit eingeftellt werben, 

Auf Scheibenfhießen, welche von anerkannten Schützengeſellſchaften 
in ihrem gewöhnlichen Locale oder von Meineren Gefellihaften an er: 
laubten Scießjtätten abgehalten werben, findet die Beitimmung Ziff. 1 
feine Anwendung. 

Nah $ 3 der U. V. vom 24. Juni 1862, die Zuftändigfeit der 
Berwaltungsbehörden in Sachen bes P.St. G., R.Bl. ©. 1419, ift zur 
Beranftaltung öffentlicher Luftbarkeiten, Art. 63, infoweit nicht für ein- 
zelne Arten berjelben anbere Beftimmungen beftehen, bie Exrlaubniß ber 
Ortspolizeibehörbe, in München der Polizeibirection, erforderlich. 

Art. 64. An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft, wer ohne poli- 
zeiliche Erlaubniß oder mit Ueberſchreitung der ihm ertheilten Bewilligung 
gegen Bezahlung in Wirtbfchaftslocalitäten oder an öffentlihen Orten 
Mufitftüde, Gefänge, Declamationen, Marionettenfpiele, Tafchenfpieler: 
fünfte oder ähnliche Kunftfertigkeiten aufführt, oder Thiere, Kunſt- ober 
Naturmerfwürbigkeiten oder ähnliche Gegenftände vorzeigt. 

Unabhängig von der Strafverfolgung ift die Polizeibehörbe be: 
rechtigt, folde Unternehmungen fofort einzuftellen. 

Die Abhaltung mufifalifher Vorträge in Wirtbshauslocalitäten 
durch biezu berechtigte Muſikgeſellſchaften ift am eine polizeiliche Bewilli— 
gung nicht gebunden. 

Art. 65. Wer gegen ortspolizeilihe Vorfchrift mufitalifhe Auf: 
führungen, Kegelfpiele oder fonftige geräuſchvolle Unterhaltungen, welche 
im Innern der Ortfhaften in Wirthshaus- oder Privatgärten, ober in 
fonftigen nicht gefchloffenen Räumlichkeiten abgehalten werben, über bie 
von ber Polizeibehörde beftimmte Nachtjtunde verlängert, wird an Gelb 
bis zu 10 fl. geftraft. 
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Die Bolizeibehörde ift berechtigt, folde Störungen der Nachtruhe 
unabhängig von der Strafverfolgung jofort abzuftellen. 

Art. 66. Vorfteher oder Mitglieder von gefelligen Vereinen und 
geſchloſſenen Geſellſchaften, welche Tanzmuſik an jenen Tagen veranftalten, 
an weldyen die öffentlihe Abhaltung derfelben durch Verordnung unter: 
jagt ift, werden an Geld bis zu 25 fl. geitraft. 

Art. 67. An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft: 

1) wer ohne ortöpolizeilihe Erlaubnig auf öffentlihen Straßen oder 

Plägen eine Nachtmuſik veranftaltet oder ausführt; 

2) wer zu einer durch oberpotlizeilihe Borfchrift verbotenen Zeit auf 
öffentlihen Straßen oder Pläßen masfirt erfcheint; 

3) wer bei erlaubten Masferaden der durch die Ortspolizeibehörbe 
feftgefegten Ordnung zuwiderhandelt. 

Die Inftruction für die Poligeidirectionen vom 24. Sept. 1808, 
RB. ©. 2510, bejtimmt in Art. 80: 

Bei öffentlihen Bergnügungen, Aufzügen, Boltsfeften ꝛc. hat bie 
Polizei blos die Aufrehthaltung der Ordnung und Sicherheit ſich an— 
gelegen fein zu lafjen; fie muß zuvor unterrichtet fein und bie Bewilli— 
gung ertheilt haben. 

Zum Bollzuge der gejeglihen Beitimmungen über Einhaltung der 
Polizeiftunde und Abhaltung öffentlicher Tanzmufiken find unterm 18. Juni 
1862 Allerhöchſte Verordnungen erſchienen, welde unter Aufhebung 
aller bisher im dieſem Betreff ergangenen Verordnungen beftimmen, 
was folgt: 


1. Königliche Allerhöchſte Verordnung, die Wolizeifiunde befr. 


Wir finden Uns bewogen, auf Grund bes Art. 62 des P.St. G. B. über 
bie Feſtſtellung ber Polizeiftunde zu verorbnien, was folgt: 


5.1: 
Die Polizeiftunde wird für die Städte des Königreihes auf 12 Uhr Mitter: 
nacht, fiir die Märkte umb die Landgemeinden auf 11 Uhr Abends feftgeftellt. 
Diefelbe kann durch ortspolizeiliche Vorſchrift auf eine frühere Abendftunde 
berabgejegt werben. 
Bergl. O. A.E. vom 4 Juli 1863, RB. ©. 1. Unterfuhung gegen 9. 
wegen Mebertretung ber Bolizeiflunbe, 
ei Beurtheilung ber Qualität einer Gemeinde ald Stadt ober Marft ꝛc., 
kommt es, fo weit es fih um Anwendung bes Art. 62 des P.St.®. han: 
beit, nicht auf die Verwaltungsform ber Gemeinde an. 


g2. 

In Märkten und Landgemeinden, welche unmittelbar an bem Burgfrieden 
einer Stadt gelegen find, oder als VBergnügungsort der benachbarten Stabtbewohner 
in Betracht fommen, fann die Polizeiftunde für ſämmtliche oder einzelne Wirth: 
haften auf die Zeit bes ganzen Jahres oder beftimmter Monate durch ortepoli: 
zeilihe Vorſchrift auf 12 Uhr Mitternacht feftgeftellt werben. 


$ 3. 

Die Ortöpolizeibehörden find berechtigt, am Geburts: und Namenstage bed 
Königs und der Königin, an den Haupttagen von Volksfeſten, am Sylverſter— 
abende, am Faſtnachts⸗ Sonntage und Montage und in ben Märkten und Land: 
gemeinden auch am Faſtnachts-Dienstage die Polizeiftunde allgemein oder für eins 


Polizeiftunde, Tanzmuſiken. 459 


zelne Wirtbichaften zu verlängern. Außerdem barf bie Polizeiſtunde von ben 
Ortspolizeibehörden nur bei Hochzeiten und bei fonftigen befonberen, die Zulafiung 
einer Ausnabme vollftändig rechtfertigenden Anläffen auf Anfuchen eines Wirthes 
für die betreffende Wirthſchaft und fiir einen beftimmten einzelnen Tag verlängert 
werben. 

Die verfügte Verlängerung darf am Faflnachts: Dienstage niemals bie 
Mitternachtsftunde überfchreiten. 


S 4. 

Wirb auf Grund ber einfhlägigen Verordnung vom Heutigen die längſte 
Dauer ber öffentlihen Tanzmufif von dem Bezirfsamte über die Polizeiftunde aus: 
gebehnt, fo it hierdurch auch die Polizeiftunde für die betreffende Wirthſchaft als 
gleichheitlich verlängert zu erachten. 

$5. 

Die Verlängerung erfordert, wenn fie auf Anſuchen eines Wirthes erfolgt, 
jeberzeit eine ſchrifiliche Ausfertigung, in welcher die Veranlaſſung zur Berlänge: 
rung und die Dauer ber legteren genau angeführt werden muß. 


S 6. 

Gefellige Vereine und geichloffene Geſellſchaften find von der Einhaltung 
ber feftgeftellten Rolizeiftunde nur dann befreit, wenn fie ein beſonderes mit öffent: 
lihen Wirthſchaftsräumen nicht verbundenes Gefelichaftslocal befigen. 

Die Ortspolizeibehörden find jedoch berechtigt, gefelligen Vereinen und ge: 
ſchloſſenen Geſellſchaften, weldhe in einem Wirthshaufe ein von den allgemein 
zugänglihen Wirtbichaftsräumen getrenntes und ausſchließend für fie beftimmtes 
Gejellichaftslocal haben, eine verlängerte Polizeiftunde in widerruflicher Weile zu 
bewilligen, infoferne diefe Maßregel nach den örtlihen Verhältniſſen mit der Auf: 
rechthaltung ber öffentlichen Ruhe und fittlihen Ordnung vereinbar ift. 


7. 

Gegenwärtige Verordnung, durch welche alle dermalen beſtehende Beftim: 
mungen über bie PBolizeiftunde aufgehoben werden, tritt mit dem 1. Juli I. 38. 
für den ganzen Umfang des Königreiches in Wirffamkeit. 

Münden, den 18. Juni 1862. 


1. Königliche Allerhöchſte Verordnung, die Abhaltung öffentlicher 
Tanzmuſiken befr. 


Wir haben im Hinblide auf den Art. 63 Abf. 1 und 66 des 
P.St. G.B. die beftehenden Beltimmungen über die Abhaltung öffent: 
liher Tanzmuſiken einer Nevifion unterftellen laſſen und verorbnen bie 
nad, was folgt: 


g1. 
berti Zur Beranflaltung öffentlicher Tanzmuſik ift polizeiliche Erlaubnif erfor: 
erlich. 

Die von geſelligen Vereinen und geſchloſſenen Geſellſchaften veranſtalteten 
Tanzunterhaltungen ſind an eine polizeiliche Erlaubniß nur bann gebunden, wenn 
fie fih nad der Art ber Veranftaltung oder der geftatteten Theilnahme oder in 
fonftiger Weile als öffentliche barftellen. 

Tanzmuſik aus Anlaß von Hochzeiten, wobei die Theilnabme auf bie von 
bem Hochzeitpaare zum Mahle oder Tanze befonbers geladenen Perfonen ſich be: 
ſchränkt, it als von einer geſchloſſenen Geſellſchaft ausgehend zu betrachten. 


2 
Zur Ertbeilung »der polizeilichen Erlaubniß find zuftändig: 
3 in der Haupt: und Reſidenzſtadt München die Polizeidirection ; 
2) in ben übrigen unmittelbar den Kreisverwaltungsftellen untergeorbneten 
Städten die Magiftrate; 
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3) in den Bezirksamtsbiftriften biesf. bes Rheins bie Bezirksämter, beziehungs: 
weife bie benfelben untergeordneten Ortspolizeibehörben ; 
4) in den Bezirfsamtsdiftriften der Pfalz die Bezirksämter, beziefungsmweife die 
Bürgermeiter. 
Jedes Gefuh um Ertheilung einer ſolchen Erlaubniß ift bei ber Ortspoli- 
zeibehörde anzubringen. 


g 3. 

Die Bezirksämter haben für jeben einzelnen Ort&polizeibezirf bie Tage, an 
welhen in fümmtlihen oder einzelnen Wirtbihaften die Abhaltung öffentlicher 
Tanzmuſik bewilligt werden kann und die zuläffige längſte Dauer ber legteren feft: 
zufegen, jowie über die ben Unternehmern nad Maßgabe der örtlichen Verhält— 
niffe allenfalls aufzulegenben befonderen Bedingungen Anordnung zu erlaffen. 

Den Ortspolizeibehörden ſteht ſodann innerhalb ber von den Bezirfsämtern 
getroffenen Beftimmungen bie Beſcheidung ber angebrachten Gefuche zu. 

Wird die Abhaltung einer öffentlihen Tanzmufif für einen, von bem Be: 
zirksamte nicht feftgefegten Tag ober für eine er a als von biefer Behörde be= 
ftimmte Dauer — fo bat bie Ortspolizeibehörde das Geſuch mit yutacht: 
licher Aeußerung an das Bezirksamt zur Beſcheidung einzufenben. 


SA. 

Jede Erlaubniß zur Veranftaltung einer öffentlichen Tanzmuſik iſt ſchrift— 
lich auszufertigen. 

Für bdiefelbe ift in ben Lanbestheilen biesfeits bes Rheins neben ber Amts: 
tare, wo eine ſolche nach ben bejtehenden gefeglihen Beftimmungen zur Erhebung 
fommt, in Gemäßbeit der Verordnung vom 17. Nov. 1816 über bas Armenwefen 
ein Betrag: 

a) von 48 fr. in Städten und Märkten, 
b) von 24 fr. in ben Landgemeinden an ben Ortsarmenfond zu entrichten. 

In ber Pfalz hat es bei ber Entrihtung der gefeglihen Abgaben an ben 
Drtsarmenfond nad) rg Sei bes 2 Ziff. 4-der Inftruction vom 24. Dez. 1833 
über die Behandlung bes Armenwejens jein Berbleiben. 

M.E. vom 24. Sept. 1862, Tarerhebung für ar wegen; betr. 
1) Die ſchriftliche Tanzmufifbewilligung ber Gemeibebehörden unterliegt auch 
in Landgemeinden einer Tare von 36 fr. und Stempel von 3 kr. 
! 2) Dieſe Taren fließen in bie Gemeinbecaffen. 
3) Wenn behufs der Zuftellung bes ae ein Gang zu machen 
ift, erhält ber Gemeinbebiener 4 fr. Zuflellgebühr. 


$ 5. 
In der fchriftlihen Ausfertigung find die Stunde bes Beginnens und ber 
Beendigung der Tanzmufif, fowie die bem Unternehmer allenfalls aufgelegten 
weiteren Bedingungen genau auszubrüden. 


$ 6. 
Die Abhaltung öffentlicher Tanzmuſik ift unterfagt: 
I. An fatholifhen Orten: 


1) vom erſten Sonntage im Abvente bis zum Feſte ber heiligen drei Könige 
einſchließlich, mit Ausnahme des Eylvefterabends, und wenn bdiefer auf einen 
Freitag fällt, des Neujahrstages an Orten, wo bie Abhaltung öffentlicher 
Zanzmufif an biefem Abende Herkommen ift; 

2) vom Aſchermittwoche bis zum erſten Sonntage nad Oftern einſchließlich; 

3) am Chriſti Himmelfahrtstage und am Pfingffonntage, fowie an ben Bors 
abenben biejer Tage; 

4) in ber Dctave bes Frobnleihnamsfefles mit Ausnahme ber einfallenden Kird: 
weihtage und in ber Octave bes Allerfeelenfeftes, fowie an ben Vorabenden 
biejer beiden Feſte und bes Allerbeiligenfeftes; 

5) an ben Freitagen; 
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6) a) an ben kg Den welche zugleich gebotene Feiertage find; 
b) am Feſte der heiligen Apoftel Peter und Paul; 
R am Feſte Robannes bes Täufers; 

d) an ben Feſten der Landes- und Diöcefanpatrone und 

e) an ben Borabenden bdiefer Feſte mit Ausnahme der auf diefe Tage 
(a—e) einfallenden Kirchweihtage und wenn an einem bdiefer Tage 
bisher ſchon die Abhaltung öffentlicher Tanzmuſik bergebracht und ge: 
ftattet war. 

Fällt der Borabend obiger Feſttage auf einen Sonntag, jo kann 

an biefem Tage öffentliche Tangmufif bis zur Polizeiftunde, jedoch 
nicht über die Mitternachteſtunde zugelaffen werben. 


II. An proteftantifhen Orten: 


1) vom 1. Eonntage im Advente bis zum 1. Weihnachtstage einſchließlich; 

2) am Spylvefterabende mit ber unter Nr. I Ziff. 1 beftimmten Ausnahme; 

3) vom Aſchermittwoche bis zum Ofterfonntage einjchliehlich; 

4) am Ghrifti Himmelfahrtstage, am Pfingftionntage, an Buß- und Bettagen, 
am Tage des Ernte: und Reformationsfeftes und an den Vorabenden diefer 
Tage und Feſte; 

5) an ben —— 

An confeſſionell gemiſchten Orten haben die unter Ar. I. oder die unter 

Nr. II. aufgeführten Beſtimmungen Anwendung zu finden, je nachdem die Mebr: 

zahl der Einwohner der katholiſchen ober der protejtantiihen Gonfejjion angehört. 


7 

Aus Anlaß der Kirchweibfefte darf die polizeilihe Erlaubniß zur Beranital- 
tung Öffentlicher Tanzmuſik in der Regel für zwei Tage ertheilt werden, und zwar: 

1) an Orten, wo bie althergebradhte Kirchweihfeier mit der kirchlichen Feier zu: 
fammenfällt, am Sirchweih : Sonntage und Montage oder anftatt des letzte— 
ren an bem barauffolgenden Sonntage; 

2) an Orten, wo bie firdliche Feier auf einen andern Tag verlegt if, an dem 
Sonntage und Montage biefer Feier, ober anftatt des Ieptern an dem darauf 
folgenden Sonntage. 

Die Beranftaltung öffentlicher Tanzmufil an drei Tagen aus Anlaß ber 
Kirhweihfefte barf nur ausnahnısweife an Orten geftattet werden, an welden eine 
dreitägige Tanzbeluftigung bei dem Kirchweibfefte altbergebracht ift und zugleich öffent: 
liche Tangmufif nur aus Anlaß bes Kirchweihfeſtes veranjtaltet zu werben pflegt. 


$ 8. 

Die Kreisregierungen, K. 5. J., diesfeits des Rheins find ermächtigt, im 
Gemeinden, in welchen die weltlihe Kirchweihfeier auf einen andern als ben alt: 
bergebradhten Tag verlegt worden ift, dieſe Feier an den althergebradhten Tagen 
unter der Borausjegung wieder zu geftatten, daß eine Gemeinde — und zwar in 
Landgemeinden durch einen Beichluß der Gefammtgemeinbe, in Städten und Märk— 
ten mit magiftratifcher Verfaffung durch übereinjtimmende Beſchlüſſe des Magi- 
ftrates und je Gemeindebevollmädhtigten — darum nachſucht und gegen bas 
Geſuch ſich nicht erhebliche Bedenken geltend machen. 

g9. 

Der Beginn der öffentlichen Tanzmufif an Sonn: und Feiertagen barf vor 
der Beendigung bes nachmittägigen Gottesbienftes nicht geftattet werden. 

Die feftgefegte längſte Dauer foll in der Regel bie feftgejtellte Polizeiftunde 
nicht überfchreiten. 

Ausnahmen können jedoch geflattet werben: 

1) an dem Geburts» und Namenstage des Königs und ber Königin; 
2) am Kirdhweih » Sonntage; 

3) an ben Haupttagen von Bolfsfeften ; 

4) am Spylvefterabende und beziehungsweife am Neujahrstage; 
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5) am Faflnacht: Sonntage und Montage und in Märkten und Landgemeinden 
auch am Faſtnacht-Dienstage; 
6) aus Anlap von Hodszeiten und fonftigen befonderen, eine Ausnahme nad 
den örtlichen Verhältniſſen vollftändig rechtiertigenden Gelegenheiten. 
Die Verlängerung über die Polizeiftunde darf am Faſtnacht-Dienstage 
fi niemals über die Mitternachtsflunde en 
1 


In Orticaften, in welchen aus Anlaß von öffentlichen Tanzunterhaltungen 
Rauf- oder fonftige Ercefle durch Ortsangebörige verübt worden find, kann ſämmt— 
lichen oder einzelnen Wirthſchaften auf eine —2 Zeit bie polizeiliche Grlaub: 
niß zur Beranftaltung Öffentlicher Zanzmufif vorenthalten werden. 

Dasjelbe ift bei Wirtben zuläffig, welde öffentliche Tanzmuſik ohne poli: 
zeilicye Erlaubniß veranftalten oder bie bei Gribeilung der Erlaubniß ihnen aufs 
gelegten Bedingungen verlegen und wegen ſolcher Mebertretungen oder wegen einer 
bei einer ftattgehabten Tanzmuſik begangenen MWebertretung des Art. 61 bes 
P.St. G. B. bereits dreimal geftraft worden find. 

Iſt ein Wirth wegen ber bezeichneten Webertretungen innerhalb zweier 
Jahre dreimal bejtraft worden, jo muß bemielben die polizeiliche Erlaubniß zur 
Beranftaltung öffentliher Tanzmufif mindeftens auf die Dauer eines Jahres vor: 
enthalten werben. 


ti. 

Gegenwärtige Verorbnung, 8 welche alle dermalen beftehende Beſtim— 
mungen über die Abhaltung von Tanzmuſik aufgehoben werden, tritt mit dem 
1. Juli l. Is. für den u Ag des Königreichs in Wirkſamkeit. 

Münden, ben 18. Juni 1862. 

Durch M.E. vom 28. Mai 1862, RB. ©. 929, werben auf 
Grund des Art, 45 Abſ. 2 des P.St. G. alle Älteren bisher geltenden 
Geſetze, Verordnungen und Minifterialanordnungen, welde: 

das Masfirterfcheinen auf öffentlihen Straßen und Pläben zu 

einer polizeilih verbotenen Zeit betreffen (Art. 67 Abf. 2), 
vom 1. Juli 1862 an in foweit außer Wirkſamkeit gejeßt, als das 
P.St. G. über diefen Gegenſtand oberpolizeilihe Vorſchriften oder neben 
denjelben diſtrikts- oder ortöpolizeilihe Vorſchriften für zuläffig erklärt. 


IV. Scaufpiele und Productionen. 


Die Entſchl. des Staatsminifteriums d. 3. vom 17. April 1867, 
KABEL S. 653 bejtimmt in Bezug „Öffentliche theatralifche Auf: 
führungen“ was folgt: 


Staatöminifterium Des Innern. 

In der Erwägung, daß fowohl aus ſitten- als aus ficherheitspofizeilichen 
Rüdfihten den wandernden Schaufpieler-Gefellichaften erhöhte Auf: 
merfjamfeit zuzuwenden ift, werden biewegen nachſtehende Anordnungen erlaffen: 

1) Die Bewilligung zur Veranftaltung öffentlicher theatralifcher Aufführungen 
ift ſolchen Gefellfchaften von den k. Regierungen, Kammern bes Innern, nur bann 
zu ertheilen, wenn der Unternehmer einen durchaus ungetrübten Leumund befißt, 
ausreichende Bermögensmittel und erforderliche Befähigung zur entfprechenden Leis 
tung bes Unternehmens nachweift, fowie binlänglihe Garantieen für Aufrechthal— 
tung der Zucht und Ordnung unter den Gejellichafts:Mitgliedern gibt. 

2) Bei Ertheilung diefer Bewilligungen muß fortwährend jedes Uebermaß 
forgfältigft vermieden werden und find biefelben in der Regel auf Städte und 
Märkte zu beichränfen, 
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3) Unter Hinweifung auf Art. 63 Abſ. 1 Ziff. 3 des Polizeiſtraf-Geſetz— 
buches find dem Berechtigten bei Ertbeilung der Erlaubniß — neben der Auflage, 
in ben einzelnen Orten, in welden er fein Gewerbe ausüben will, biezu die be: 
jondere Erlaubniß der Ortspolizeibehörde nachzuſuchen — nachſtehende Bedingungen 
aufzulegen: 

2) er Unternehmer bat in jedem Amtsbezirfe, in welchem er fein Gewerbe 
ausüben will, noch vor dem Nachſuchen der bejonderen Erlaubniß einer 
Ortspolizeibebörde bei der Diftriftspolizeibehörbe das Verzeichniß der 
fämmtlihen Mitglieder feiner Gefellichaft mit deren Legitimationen und ent: 
fprechenden Lenmunds:Nahweifen vorzulegen. Lehtere bat dieſe Vorlage zu 
prüfen und ift nach dem Ergebniffe diejer eg N berechtigt, wie verpflichtet, 
mit befriebigenden Nachweifen nicht verjehene Mitglieder von der Verwen— 
bung bei dem Theaterunternebmen auszuſchließen und nah Umftänden jelbft 
die Veranftaltung theatralifher Aufführungen im Amtsbezirfe jeitens des 
Unternehmers zu unterfagen. 

b) Der Unternehmer darf nur Aufführungen, welche nicht gegen die befteben- 
den Gefeße, den Anftand und die gute Sitte verfiohen, veranftalten und 
bat allen Anordnungen, welde in diefer Beziehung, ſowie binfichtlich der 
Unterlaffung von Aufführungen an den höchſten Feit:, an Buß- und Bet: 
tagen u. ſ. w. von ber Kreisregierung ober der Diftriftspoligeibehörde allen: 
falls erlajjen werben, unweigerlich Folge zu leiſten. 

e) Der Unternehmer bat für das tabellofe Verhalten feiner ſämmilichen Gejell: 
ſchaflsmitglieder zu baften. 

d) Der Ortspolizeibehörde ift unbenommen, dem Unternehmer bei Ertheilung 
ber Grlaubniß bejondere, in den örtlichen Berhältnifien begründete Bedin— 
gungen aufzulegen. 

4) Die Erneuerung und beziehungsweife Verlängerung der ertbeilten Be: 
willigung barf von Seite ber k. u ee Kammern des Junern, mur dann 
ftattfinden, wenn ein Uebermaß in biefen Bewilligungen dadurd nicht eintritt und 
die unter Ziff. 1 beitimmten Vorausjegungen nod vorliegen. 

Um im legterer Beziehung die erforderlihen Anhaltspunkte zur Beurtheis 
lung zu erlangen, ift in einem der Regierungs:Bewilligung beigebundenen Buche 
oder Bogen von ber Diftriftspolizeibehörde das Ergebniß der nad Ziff. 3 lit. a 
vorgenommenen Prüfung und die etwa getroffene Verfügung, von jeder Orte: 
polizeibehörde aber die ertheilte Grlaubniß und nad) Beendigung der Aufführungen 
ein Zeugniß Über das Verhalten des Unternehmers und feiner Geſellſchafts-Mit— 
glieder ünd über bie Leiftungen der Gefellihaft einzutragen, 

Der Unternehmer bat diefe Ausweife mit feinem Geſuche um Ernenerung, 
beziehungsweife Verlängerung der Bewilligung in Borlage zu bringen. 

Die f. Regierung, Kammer des Innern, bat fi) hienach zu achten und bas 
Weitere zu verfügen. 

Münden, ben 17. April 1867. 


Ferner ordnet die k. Verordn. vom 3. Juli 1868, die Schau: 
und Vorftellungen betr., unter Aufhebung aller entgegenftehenden Bes 
ftimmungen folgendes an: 

Wir finden Uns eg auf Grund des Art. 16 Nbf. 1 des Gewerbe: 


ejeßes vom 30. Jan. I. Is., dann ber Art. 63, 64 und 77 des P.St. G. B. hin— 
ichtlih der Schau- und Borftellungen zu verordnen, was folgt: 
1 


Die Veranflaltung von Schau: und Vorftelungen, bei welchen ein höheres 
wiflenfchaftliches oder ein Kunſt-Intereſſe obwaltet und eigens J eingerichtete 
Locale in größeren Städten bedingt, Tann von dem Ortspolizeibehörden bewilligt 
werben. 


g2 
Die Abhaltung von mufifalifhen Vorträgen in Wirthſchafts-Localitäten 
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durch —* berechtigte Muſikgeſellſchaften — welche die Befugniß erlangt haben, 
in ihrer Eigenſchaft als Geſellſchaften muſikaliſche Productionen zu veranſtalten — 
iſt an eine polizeiliche — ——— ebunden. 

Zur Anerkennung ſolcher ufitgefeilfcjaften ift jene Diftriftspolizeibehörbe 
zuftändig, in deren Bezirfe der Dirigent der Geſellſchaft feinen Wohnfit hat. 

ie Anerkennung darf nur erfolgen, wenn die Geſellſchaft notorifh eine 
höhere Stufe ber Volllommenheit einnimmt, oder fi) über vorzügliche oder min- 
deftens fehr gute Leiltungen durch Zeugniffe auszuweiſen vermag. 

Dieje Zeugniſſe müfjen von Mufifverfländigen, deren Tüchtigkeit ber Be: 
börde bekannt ift, oder von ben Borftänden von Schullehrer »Seminarien, welde ber 
Prüfung der Gefelichaft durch die Muſillehrer beizuwohnen haben, ausgeftellt fein. 

Die Anerkennung erfolgt in Form bes Zeugniffes Beilage A immer nur 
auf eine beftimmte Zeit, und zwar längftens auf die Dauer eines Jahres. 

Feiertagsichüler dürfen als Mitglieder einer Muſikgeſellſchaft nur unter ber 
Bedingung zugelajfen werden, baß durch ihre besfallfige Verwendung ber Beſuch 
der Feiertagsichule und der Ghriftenlehre nicht beeinträchtigt wird. 

Tritt in der Perſon der Mitglieder eine Veränderung ein, fo ift hierüber 
behufs ber Richtigftellung des Verzeichnifies der Behörde, welche dasſelbe ausgejtellt 
bat, jofort Anzeige zu erſtatten. 

Militärmufifer haben zum Mufiferwerb Fein Zeugniß nothwendig. Militär: 
mufifer, welde außerhalb bes Polizeibezirfes ihres Garnifonsortes für Geld 
Mufit machen, müjlen mit Urlaubspäjjen oder bergleihen Ausweifen ihrer vor: 
gefegten Militärbehörbe verfehen jein. 


Die Genehmigung zur Abhaltung von Baffionsvorftellungen erfolgt vom 
Staatsminifterium des Innern. 

Unternehmer von öffentlichen theatraliſchen Vorfiellungen mit Einſchluß der 
fogenannten Bauerntheater von Sing- und Spielhallen, Cafes chantants bedürfen 
einer Erlaubniß der einfchlägigen Kreisregierung, Kammer bes Innern. Dieje 
Erlaubniß darf umberziehenden Scaufpielern nur vorbehaltlich ortspolizeilicher 
Bewilligung ertheilt werben. 

Die Bewilligung zur Veranftaltung öffentlicher theatralifcher Vorftellungen 
zu wohlthätigen ober —* gemeinnützigen Zwecken durch Dilettanten wird ber 
Drtspolizei vorbehalten. 


$ 4. 

Wer außer den vorftehend bezeichneten Fällen Schaus und Vorftellungen 
veranftalten, insbefondere in Wirthichafts:Localitäten oder an anderen öffentlichen 
Orten gegen Bezahlung Mufifitüde oder Gefänge, ferner Declamationen, Mario: 
nettenfpiele, Tajchenfpielerfünfte oder ähnliche Kunftfertigfeiten aufführen, ſich mit 
ber Beranftaltung von Feuerwerken oder mit Borftellungen aus dem Gebiete ber 
Kunftreiterei, Gymnaftif oder ähnlicher Kunftfertigkeiten befaffen, oder Menagerien, 
Wahsfiguren-Gabinete, Sammlungen von Kunft: ober Naturmerfwürbigfeiten, 
Panoramen, Garrouffele oder ähnliche Vorrichtungen aufftellen und dafür Ein: 
trittsgeld erheben will, bedarf hiezu eines polizeilichen Erlaubnißfcheines, 


$5. 

Im Allgemeinen wird es dem pflidtmäßigen Ermeffen ber zuftändigen Be: 
hörden überlaffen, welhen Perſonen fie den Erlaubniffchein ertheilen wollen. Der: 
jelbe darf aber jedenfalls nur Perfonen ertheilt werben, weldye 

a) das Alter von 21 Jahren erreicht haben; 

b) nicht mit einer auffallenden, anftedenden oder edelhaften Krankheit ober ber: 
age Gebrehen behaftet find, und ſich 

ec) über völlige Unbeſcholtenheit ausgewiefen haben und nad ihren perjönlidhen 
Berbäfmiffen und jeitherigen Betragen einen Mißbrauch bes beabfichtigten 
Gewerbebetrieb8 zur Verlegung der Eittlichfeit oder zur Gefährdung ber 
öffentlihen Sicherheit und Ordnung, zum Vettel oder zu jonjtiger Beläſti— 
gung des Publikums nicht beforgen laſſen. 
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Die Bewilligung zur Veranftaltung von Feuerwerk darf nur ſolchen Ber: 
fonen ertheilt werden, welche ihre Geſchicklichteit und Umficht bei dergleichen Pro: 
ductionen genügend bargethan haben, 

Der Erlaubnigfhein zum Mufilmachen ift durch den Nachweis genügenber 
Befähigung bedingt. ($ 2 Nbf. 4.) 

Einzeln berumziehenden Mufifanten, Harfenfpielern, Bänfelfängern, Dreb: 
orgelfpielern ift der Erlaubnißſchein nur ausnahmsweife bei dem Obwalten befon« 
ders dringender Gründe, und nach vorhergegangener flrenger Prüfung der Erwerbs« 
Verhältniſſe, ftets aber nur in mäßiger Anzahl und mit umfichtiger Auswahl zu 
ertbeilen. 8 


$ 6. 
Der Erlaubnißſchein ift nach bem Formular B immer nur auf beflimmte 
Zeit und zwar längftens auf die Dauer eines Jahres zu ertbeilen. 
Derjelbe hat zu beftimmen, auf welde Art von Schaus oder Borftellungen 
er ſich bezicht, und die volftändige Perfonalbefhreibung, fowie die Namensunter: 
ſchrift des Empfängers zu enthalten. 


7. 
Der Erlaubnißihein zum Betriebe eines ber im $ 4A bezeichneten Gewerbe 
ift bei der einfchlägigen Diftriftspolizeibehörde je für deren Bezirk zu erwirfen. 
Mufifer, welde für ben Diftriktspolizeibezirt ihres Wohnortes patentifirt 
find, dürfen auf vorgängige Beftellung aud in den unmittelbar angrenzenden 
Amtsbezirten Muſik maden. 


$ 8. 

Jeder Inhaber eines Erlaubnißſcheines muß benfelben ftets in Urfchrift bei 
fih führen, auf Verlangen dem Auffichtsperfonale, den örtlichen Polizeiorganen 
und ber k. Gendarmerie vorzeigen und bat ben ihm bei Ertheilung der Erlaubniß 
auferlegten Bedingungen nadzufommen, 

In den einzelnen Orten, in welchen ber Berechtigte fein Gewerbe ausüben 
will, bat derſelbe biezu die befondere Erlaubniß ber Ortspolizeibehörde nachzuſuchen. 
Diefe kann unter Umftänden von weiteren Bedingungen abhängig gemacht werben, 
die in örtlichen Verbältniffen oder wie z. B. bei Feuerwerken in — —————— 
Rückſichten begründet find. 


$9. 

Ausländer find vorbehaltlih der Beſtimmung bes Art. 2 des Gewerbe: 
geießes den Inländern gleih zu behandeln, Die Befugniß, im Sinne bes $ 2. 
als Mufifgefellichaften Productionen zu veranftalten, haben fie bei jener Diſtrikts— 
polizeibehörde zu erwirfen, in deren Bezirk fie das Königreich betreten, oder ihren 
Gewerböbetrieb beginnen wollen. 


$ 10. 

Gegen bie Beſchlüſſe der erften Inſtanz können bie Betheiligten bei ber 
nähft höheren Verwaltungsitelle Beſchwerde führen, melde enbgiltig enticheidet. 
Die Beihwerden find binnen einer vierzehntägigen Frift bei der erften Juftanz 
ſchriftlich einzureichen oder zu Protofoll — geben. 


Bezüglich der zu ertheilenden Bewilligungen, Zeugniſſe und Erlaubniß— 
ſcheine haben die allgemeinen tar: und ftempelgejeglichen Beftimmungen in An: 
wendung zu kommen. Dertlihe Abgaben zu den Armenkaſſen, Stiftungen und 
bergl. werben durch vorjiehende er ra nicht berührt, 

12. 


Gegenwärtige Verordnung, durch welche alle entgegenftehenben Beftimmun: 
gen aufgehoben werden, tritt mit bem Tage ibrer Bekanntmachung durch das Me: 
gierumgsblatt in den Landestheilen biesjeits des Rheins in Wirkjamfeit. 

Die vor dem Erfcheinen gegenwärtiger Verordnung ausgefertigten Patente 
für die Veranftaltung von Schau: und BVorftellungen behalten bis zu ihrem Ab: 
lanfe Giltigfeit, 

Münden, ben 3, Juli 1868. 

Nar, Handbuch der bayer, Diſtr. Verw. Behörden. III. Aufl. 30 
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Beilage A. Jormular. 
Königreih Bayern. 


Der unter Leitung be . . » . . 


ftehenden Mufitgefellichaft” wird hiemit bie Befugniß eingeräumt, im ganzen Um: 
fange des Königreiches mufifalifhe Probuctionen zu veranftalten. 
Mitglieder der Geſellſchaft find 


Gegenwärtiges Zeugniß iſt giftig auf 
Dre. Datum. "Siegel. "Fertigung der Behörde. 
Berfonalbefhreibung und Namensunterfchrift 

bes Leiters ber Geſellſchaft. 


* 


Beilage B. Formular. 
Königreih Bayern, 
Erlaubniß-Syein. 
Nummer des Verzeichniffes. 
Beichreibung der Perfon des 
er 
Schuh . - Dem . 


Größe Er 0. wohnhaft 
Statut. > 2 20. [wird hiemit auf bie Dauer 


Berta [Inn j bie Erlaubniß ertheilt . 
Haare . . . 


Stirne * ® . [2 * * " ke 
Augenbrauen . 


a: 


— * EEE 
Befondere Kennzeihen . 
Verfönliche Berbältniffe j 
Unterfchrift des Inhabers. Ort. Datum. Siegel, Fertigung ber Behörde. 


Verhaltungs -Vorfchriften. 


1) Jeder Inhaber eines Erlaubnißſcheines muß denjelben beim Umberzieben 
ftets in Urjchrift bei fih führen und auf Verlangen dem Auffichtsperjonale 
— ben örtliben Polizeiorganen und ber f, Gendarmerie — vorzeigen. 

2) Der Grlaubnißjhein gilt nur auf die darin angegebene Zeit und für bem 
barin benannten Bezirk. 

3) In den einzelnen Orten, in welchen ber Berechtigte fein Gewerbe ausüben will, 
bat derfelbe biezu bie beſondere Erlaubniß der Ortspolizeibebörbe nachzufuchen. 

4) Die Erlaubnig wurbe nur unter ber Bedingung ertbeilt, ba$ . » . +. «+ 


— — — — — — — — — 


Siebenzehnter Abſchnitt. 
Heimat, Berehelichung und Aufenthalt. 


Durd das Gefeß vom 16. April 1868, die Heimat, Verehe— 
lichung und den Aufenthalt betr., find wie die Schlußbeftimmungen 
diejes Geſetzes, Art. 53, ausfpredhen, die früheren, biefe Materien beban- 
beinden Geſetze, alfo namentlich das Gefet vom 11. Sept. 1825, bie 
Heimat betr., die Gejege vom 11. Sept. 1825 und 1. Juli 1834, bie 
Anfäffigmahung und Berchelihung betr. ꝛc. ꝛc. aufgehoben. Ueber 
Heimat und Verehelihung gibt das neue Gefeß vom 16. April 1868 
bie erforderlihen Normen, die öffentlih rechtlihen Beftimmungen über 
die Anſäſſigmachung dagegen find vollftändig in Wegfall gekommen und 
eine gemeindliche Anfäffigkeit im Sinne des Geſetzes vom 1. Juli 1834 
gibt es fortan nicht mehr, — bie in Tit. IV. $ 3 der Verf. Urk. näher 
bezeichnete allgemeine ftaatsbürgerlihe Anfäfligkeit erleidet jedoch Feine 
Henderung. 


Geſetz vom 16. Xpril 1868. 


(Heimat, Verehelichung und Aufenthalt betr.) 


Ludwigl. 
son Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalggraf bei Rhein, von Ba 
ge und in Schwaben %. > vo — 
Wir haben nach Vernehmung Unſeres Staatsrathes mit Beirath 
und Zuſtimmung der Kammer der Reichsräthe und der Kammer der 
Abgeordneten beſchloſſen und verordnen, was folgt: 


Titel J. Von der Heimat. 
Art. 1. 

Jeder Angehörige des bayeriſchen Staats hat ſeine urſprüngliche 
Heimat in jener politiſchen Gemeinde, in welcher ſeine Eltern heimat— 
berechtigt ſind, oder zuletzt heimatberechtigt waren. 

Bei ehelichen Kindern entſcheidet die Heimat des Vaters, bei außer: 
ehelichen die Heimat der Mutter. 

Den ehelihen Kindern werben bie Tegitimirten, die voll adoptirten, 
die arrogirten, die durch Einkindfhaft angenommenen und die in einer 
putativen Ehe erzeugten Kinder gleihgeachtet. 

30 4 


468 Heimat, Verehelihung und Aufenthalt. 


Die aus einer nad) Art. 33 Abſ. IL. bürgerlich ungiltigen Ehe 
entiprojienen Kinder folgen der Heimat ihrer Mutter, jo lange die Un: 
giltigkeit diefer Ehe währt, 

Die Heimat it das im öffentlihen Recht begründete Verhältniß eines 
Staatsangebörigen zu einer beflimmten politifhen Gemeinde des Landes, wenad 
bem Heimatberechtigten der Aufenthalt in der Gemeinde nicht entzogen werben 
kann, und ihm auferbem für den Fall der Roth Anſprüche auf Unterftügung von 
Seite der Heimatgemeinde eingerkumt werben. 

Bei organischen Aenderungen in der Bildung und bem Umfange beitehen- 
ber politifchen Gemeinden find die Heimatsverhältniffe jederzeit beſonders zu regeln, 

Für die Heimat ehelicher Kinder it nur die Heimat bes Vaters, nicht mehr 
wie früher eventuell jene der Mutter maßgebend. 


Erworbene Heimat. 
Art. 2. 


Definitiv angeftellte Beamte und Diener des Staates, ber Kirche, 
der Gemeinde, einer öffentlihen Corporation oder Stiftung erwerben bie 
Heimat in der Gemeinde ihrer Anftellung, Schullehrer in der Gemeinde 
des Schulfiges, Offiziere und im Offiziersrange jtehende Militärbeamte 
in der Gemeinde ihrer Garnifon oder ihres Amtsfikes. 

Der Begriff einer befinitiven Anftellung bemißt fih nad bem IX. Ebict 
zur Berfafiungsurfunde. 

Die in Art. 2 bezeichneten Perfonen haben für die Erwerbung ber Heimat 
eine Heimatgebühr nicht zu bezahlen. 

Art. 3. 

Männer, welche zur Zeit des Abſchluſſes einer bürgerlich giltigen 
Ehe noch ihre urfprünglicde Heimat befigen, erwerben durch die Ehe: 
[hliegung jene Heimat als felbftitändige Heimat. 

Trauensperfonen erwerben durch Schließung einer giltigen Ehe die 
Heimat des Mannes, 

Die Beſtimmung dieſes Artikels ift nothwendig, damit ber Ehemann feine 
Heimat auf Frau und Kinder übertragen kann. 

Wäre eine ſolche Beſtimmung nicht getroffen, jo bebielte ber Ehemann aud 
nach ber Eheſchließung feine urfprüngliche Heimat, weldye er, da er fie ſelbſt nur 
von Vater oder Mutter ableitet, nicht auf Gattin und Kinder übertragen könnte. 

Art. 4. 

Die Ehefrau folgt der Heimat des Mannes, deſſen letzte Heimat 
fie au als Wittwe behält. 

Einer gefchiedenen Ehefrau bleibt die Heimat, welde der Mann 
zur Zeit der Scheidung hatte; die für immer oder auf unbeftimmte Zeit 
ausgefprochene Trennung von Tiſch und Bett wird hiebei der Scheidung 
gleihgeachtet. 

Wird eine Ehe als nichtig erklärt oder ift fie bürgerlich ungiltig, 
fo bat die Frau ihre Heimat da, wo fie ihr zukäme, wenn jie diefe 
Ehe nicht geſchloſſen hätte; war bie nichtige Ehe von Seite der Frau im 
guten Glauben eingegangen worden, fo behält fie diejenige Heimat, welde 
der Ehemann zur Zeit der Nichtigfeitserflärung ber Ehe beſitzt. 
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Wenn ber Ehemann nad erfolgter Scheidung feinen Heimatsort Ändert, 
jo folgt ihm barin die gefhiedene Ehefrau nicht. 


Art. 5. 

Mit dem Bürgerreht wird das Heimatreht in der Gemeinde 
erworben, 

Wer das Dürgerreht in einer andern Oemeinde nur in Folge 
Hausbefites oder unter Beibehaltung feines bisherigen Bürgerrechts er: 
wirbt, erlangt das Heimatreht in jener Gemeinde nur dann, wenn er 
durch eine an die Verwaltungen beider Gemeinden abgegebene Erklärung 
auf fein bisheriges Heimatrecht verzichtet und das Heimatrecht in ber 
Gemeinde anſpricht, in welcher er zulegt Bürger wird. 

Die Gemeinde: Ordnung vom 29. April 1869 beftimmt in ben Art. 10-26 
das Nöthige Über Erwerbung des Bürgerrechtes in einer Gemeinde. 

Der Staatkbürgereid, welder bisher von allen Staatsbürgern bei ber An: 
ſäſſigmachung abgeleitet werben mußte, ift fünftighin bei Erwerbung einer felbft: 
ftändigen Heimat zu leiften. 

Die Entihließung des k. Staatsminifteriums des Innern vom 25. Auguft 
1868 ordnet hiewegen folgendes an: 


Die Ableiftung des Verfaffungseides. 
(Minifterialentihliefung vom 25. Auguft 1868.) 


Nah dem Minifterialnormativ vom 7. Mai 1836 Nr. 10513 war ber in 
Tit. X. $ 3 der Berfaffungsurfunde vorgefchriebene Eid bisher Jedem, ber bie 
Anfäffigmahung nah 2 des revidirten Anfäffigmahungsgejeßes vom 1. Juli 1834 
erlangt hatte, —* nach eingetretener Rechtskraft bes Anjälfigkeitsbeichluffes ab: 
zunehmen. 

Diefe Vorſchrift it vom 1. Sept. d. Is. an nicht mehr zu vollziehen, ba 
mit biefem Tage in Folge des neuen Gefepes über Heimat, Vereheliung und 
Aufenthalt vom 16. April d. Is. ſowohl das erwähnte revibdirte Anfäffigmahungs: 
geſetz, als überhaupt ber rechtliche Begriff ber Anſäſſigmachung im Sinne biejes 
Bejekes außer Wirffamfeit und Geltung treten. 

Das unterfertigte Staatsminifterium fiebt fih darum zu ber Anorbnung 
veranlaßt, daß fünftig ber genannte Gib Jedem, welcher in einer Gemeinde bes 
Königreiches eine ſelbſiſtändige Heimat im Sinne bes Art. 3, 5 bis I des Geſetzes 
vom 16. April d. 98. beziehungsweije in der Pfalz im Einne des Art. 28 u. 29 
bafjelbe erworben hat, foiort nad) diefer Erwerbung abzunehmen it. 

Der Zeitpunkt bdiefer Eidesabnabme bemißt ſich biebei nach der verfchiebe- 
nen Art ber Erwerbung des Heimatsrechtes verſchieden; biejelbe hat 

1) im alle ber Erwerbung durch Eheſchließung (Art. 3) fofort nad ber Ehe: 
ſchließung; 

2) im Falle der Erwerbung durch Erlangung des Bürgerrechtes (Art. 5) 
oder durch Verleihung (Art. 8) oder in Folge einer Erklärung (Art. 29) 
ſofort nach der Ausſtellung ber betreffenden Urkunde und Erfüllung ber 
fonftigen Vorbedingungen; 

3) im Falle der Erwerbung durch Aufenthalt (Art. 6 und 7) ſofort wenn bie 
Gemeinde das Heimatsreht anerkannt bat, oder biezu im Inſtanzenweg 
nad Art. 23 bis 25 veranlaßt worben iſt; 

4) im falle der Erwerbung durch Ausländer (Art. 9) fofort nad Erlaß bes 
bie Betätigung der Verleihung ausipredenden Beſchluſſes der Diftriftsvers 
waltungsbehörbe foweit ein folher gefeglich geboten ift, zu erfolgen. 

Die Eidesabnahme hat in Städten und Märkten mit magiftratifcher Ber: 
faffung dur die Magiftrate, in den übrigen Gemeinden durch bie k. Bezirfsämter 
zu ——— Letztere haben dieſe — bei Gelegenheit der Gemeinde— 
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vifitationen und ber auswärtigen Amtetage zu beihätigen, und flets darauf bebadht 
zu fein, daß Niemand veranlaßt wird, ausfchliekend zu dieſem Zwede an ben 
Sitz des Bezirfsamtes zu reifen. 

Die Gemeindebehörden, welche hiernach zur Eidesabnahme nicht berufen 
erjcheinen, find verpflichtet, den vorgefeßten Bezirksämtern mindeftens vierteljährig 
biejenigen zur Anzeige zu bringen, bei welchen bie @idesabnahme veranlaßt iſt. 

Die Eidesabnahme ſelbſt ift jederzeit mit einer entſprechenden Belehrung 
des Schwörenden einzuleiten und mit ber einer folhen Handlung angemefjenen 
Würde mit jedem einzeln zu vollziehen, die erfolgte Beeidigung aber wie bisher 
in einem fortlaufenden Protofoll jedoch durch die eigene Unterjchrift des Ehwörenden 
und des beeidigenden Beamten zu beurfunben, 

Es ift Aufgabe der Auffichtsbehörden bei Gelegenheit ber Amts: und 
&emeinbevifitationen die alljeitige und vollftändige und gehörige Abnahme bes 
Berfaffungseides zu controliren, und etwaige Mängel fogleih abzuftellen, 

Hinfichtli der Beeidigung der Staatsbiener, dann der im Art. 2 bes 
Geſetzes vom 16. April I. Is. erwähnten definitiv angeftellten Diener der Kirche, 
ber Gemeinden, einer öffentlichen Corporation oder Stiftung und ber Schullehrer 
auf die Berfaffung, fo wie hinfichtlic ber Zulaffung zur Ableiftung des Verfaffungs: 
eides behufs der activen Theilnahme an den Landtagswahlen, verbleibt es bei ben 
bisherigen Beftimmungen. 

Hiernach ift das Geeignete fofort zu verfügen. 

Art. 6. 

Anſpruch auf Verleihung des Heimatrechtes in der Aufenthalts: 
Gemeinde haben jene Angehörigen ds bayerifchen Staates, weldhe im 
Alter der Volljährigkeit ununterbrochen während ber fünf ihrer Be: 
werbung unmittelbar vorausgehenden Jahre freiwillig und ſelbſtſtändig 
in ber Gemeinde fid) aufgehalten, während dieſer Zeit birecte Steuern 
an den Staat bezahlt, ihre Verpflichtungen gegen die Gemeindekaſſe und 
Armenkaffe erfüllt, Armenunterftügung aber weder beanfprudt nod 
erhalten haben. 

Ars felbitjtändig find nicht zu erachten: 

1. Berfonen, welde auf Grund richterliher Verfügung unter Euratel 
fteben; 

2. Dienftboten, Gewerkfsgehilfen und Hausföhne, welche im Brobe 
bes Dienftherrn oder Tamilienhauptes ftehen und feine eigene 
Wohnung haben. 

Diefer Artikel enthält eine neue, ber bisherigen Geſetzgebung frembe Be: 
flimmung, daß nämlich Jemand durch einen längeren Aufenthalt in einer Gemeinde 
Heimatsrechte erwerben könne. 

Die Verleihung bes Heimatsrechtes findet felbftverfländlih nur auf Anfuchen 
Statt, wobei ber Nachweis der gefeglichen Vorausſetzungen zu liefern ifl. — 

Als Armenunterftügung kann jene Krankenhilfe nicht angefehen werden, welde 
Jemand auf Grund perfönlicher Geldleiftungen, als Bereinsgenoffe ꝛc. empfängt. 


Staatöminifterium Des Innern. 

Zum Bollzuge bes Geſetzes über Heimat, Verehelihung und Aufenthalt vom 
16. April 1868 ergeben im Ginverftändniffe mit dem f. Staatsminifterium ber 
Finanzen nachſtehende Vorſchriften: 

(BB. zu Art, 6, 7 und 8, Ziff. I, bes Geſetzes.) 

1) Die Gefuhe um Verleifung der Heimat können bei dem Borflande 
derjenigen Gemeinde, in welder das Heimatredht erworben werben will, entweber 
fchriftlich eingereidht oder mündlich zu Protokoll erflärt werben. 
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Jedes Geſuch hat eine wahrheitsgetreue Angabe über Namen, Alter, Stand 
unb bisherige Heimat bes Bewerbers, fowie derjenigen Familienangehörigen, welche 
ber Heimat besfelben folgen jollen, zu enthalten; fermer ift anzuführen, auf welche 
Thatſachen der Heimaterwerb begründet werben will, und endlich ift dem Gefuche 
ber Betrag ber Heimatgebühren, infoferne joldye in der Gemeinde beftehen, ober 
bie Bitte um Nachlaß ꝛc. beizufügen. 

Eignet ſich das Geſuch zur fofortigen Beſcheidung, fo ift biefelbe ungefäumt 
zu veranlaffen, außerdem aber ber Sachverhalt von Amtswegen feftzufiellen; wobei 
namentlich Thatjahen, weldie aus den ber Gemeinde vorliegenden Acten und 
Verzeichniſſen z. B. aus den Eimwohner-, Gewerbegebilfen: oder Dienftbotenliften 
ober aus dem Steuer-, Umlagen: oder Armenregifter zu entnehmen find, feines 
befonderen Beweifes bedürfen, 

Ueber die Verleihung ober Berfagung bes Heimatrechtes beſchließt in Ge: 
meinden mit flädtifcher Verfaflung der Magiftrat und zwar in den fällen bes 
Art. 8 des Geſetzes nad — der Gemeindebevollmächtigten, in ben 
pfälziſchen Gemeinden der Gemeinderalh und in ben übrigen Gemeinden ber 
Gemeindeausſchuß. 

Wird die Heimat verliehen, ſo iſt dem Betheiligten eine Urkunde hierüber 
auszufertigen; von abweiſenden Beſchlüfſen, welche ſiets mit Gründen verſehen 
ſein müſſen, iſt derſelbe geeignet in Kennmiß zu ſetzen. 

Die Heimatacten Fink forgfältig aufzubewahren. 

2) Die Zuſtändigkeit ber ben Gemeinden vorgefegten Staatsbehörben be= 
mißt fih zunächſt nad Art. 23 und 24 bes Gejepes; fie haben jedod von ber 
Geihäftsbehandlung der Gemeindebehörben bei Gelegenheit der Gemeindevifitationen 
Einficht zu nehmen, und bie in formeller Beziehung etwa beflehenden Gebrechen 
von Amtswegen abzuftellen. ® 

Ta 


Anfprud auf Verleihung bes SHeimatrehts in ber Aufenthalts: 
Gemeinde haben auch jene Angehörigen des bayeriſchen Staats, melde 
im Alter der Volljährigkeit ununterbrochen während der zehn ihrer Be: 
werbung unmittelbar vorhergehenden Jahre freiwillig in ber Gemeinde 
ſich aufgehalten und während diefer Zeit Armenunterftügung weder 
beanfprucht no erhalten haben, 

Diefer Artikel betrifft ben Heimaterwerb durch unfelbfiftändige Berfonen. — 

Auch Perfonen, welche eine angewieſene Heimat befigen, vermögen in Gemäß: 
beit dieſes Artikels bei ben fonftigen VBorausfegungen die Heimat zu erwerben. — 

Unter ben Erforberniffen für die Heimaterwerbung ift der Nachweis guten 
Leumundes nicht aufgenommen. In diefer Richtung mögen fi) die Gemeinden 
durch Aufenthaltsentziehung, durch Ausweifung ꝛc. — wenn hiezu geſetzlicher 
Anlaß geboten iſt, ſchützen. (B.B. ſiehe zu Art. 6). 

Art. 8, 

Die Gemeindeverwaltung kann jedem Angehörigen bes bayerischen 
Staates das Heimatreht auch dann, wenn ein gefegliher Anſpruch nicht 
befteht, auf Anſuchen verleihen und hiebei mit dem Bewerber bie Be: 
dingungen vereinbaren, von beren Erfüllung die Verleihung bes Heimat: 
rechts abhängig gemacht wird, 

In Gemeinden mit ftädtifher Verfaffung ift zu einer folhen Ver: 
leihung die Zuftimmung der Gemeindebevollmädtigten erforderlich. 

Bebingungen. Das Geſetz flellt die Bebingungen bem Ermeſſen ber 
Bertragsabichliegenden anheim. — Es kann demnach auch bie Stellung einer 
Eaution als Bedingung feſtgeſtellt werben. — Eine notarielle Beurfundung ber: 
artiger Heimatverträge ift nicht vorgeſchrieben. 
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Art. 9. 

Ausländer können ein Heimatreht in Bayern auf Grund vor: 
ftehender Art. 6— 8 nur erwerben, wenn fie den Beftimmungen bes 
$ 3 der erften Beilage zur Berfaflungsurktunde Genüge Leiften. 

In den einer Diftriftsverwaltungsbehörde untergeoroneten Ge: 
meinden bebarf bie Verleihung bes Heimatrechts an Ausländer ber 
Betätigung diefer Behörde; bei BVorhandenfein der gefeglihen Be— 
dingungen darf die Beftätigung nicht verfagt werben, 

Die Erwerbung des Heimatrechts erſtreckt fich auch auf die Ehefrau 
und auf die noch unjelbftftindigen — ehelichen oder durch nachfolgende 
Ehe Tegitimirten — Kinder des Ausländers, wenn bie ihm zur Geite 
ftehende Auswanderungs: Erlaubniß nad) den Geſetzen feines bisherigen 
Baterlandes für die benannten Yamilien: Angehörigen wirkfam ift oder 
wenn dieſe Erlaubniß befonders für diefelben beigebracht wird. 

Die Kinder einer Auslänberin, welde durch Verehelichung eine 
Heimat in Bayern erwirbt, folgen bdiefer Heimat nur dann, wenn fie 
durch jene Verehelichung legitimirt werden, und die etwa erforderliche 
Auswanderungsbewilligung beibringen. 

Ausländer, welchen eine vorläufige Heimat in Bayern deshalb 
angewieſen worden ift, weil deren Wegmweifung aus dem Stantsgebiete 
nit möglich war, find bezüglidy der Ermwerbung einer wirklichen Heimat 
wie Inländer zu behandeln. 

Wie früher ein Ausländer mit Erlangung der Anfäffigmahung in Bayern 
gleichzeitig au das Indigenat erwarb, jo hängt die Erwerbung des Andigenats 
nunmehr mit dem Erwerb bes Heimatrechtes zufammen, jo daß ein Ausländer 
oder eine Ausländerin, welde in Bayern bie Heimat erwirbt, bamit auch das 
Indigenat erlangt. 


(BB. zu Art. 9 Ziff. II. bes Gefekee.) 

3) Eine Ausländerin, welche fid mit einem Angehörigen bes bayerifchen 
Staats vereheliht, erwirbt das Andigenat und die Heimat des Ehemanns fraft 
bes Geſetzes (Art. 3), es bedarf ſohin bei diefer Art der Einwanderung, vor— 
behaltlich der Vorfchrift in Art. 34 Ziff. 4, feines befondern Verfahrens. Wenn 
die Ausländerin Kinder in bie Ehe bringt, fo find die Indigenats- und Heimats: 
verhältniffe diefer Kinder fofort zu conftatiren. 

Das auf Grund der Artikel 6, 7 oder 8 geitellte Geſuch eines Aus: 
länders um Berleibung ber Heimat wird gleichfalls nad Maßgabe der vorſtehend 
sub Ziff. I. getroffenen Anordnung behandelt. 

Im Mebrigen bat der Bewerber die Entlaffung aus dem fremben Unter: 
thanenverbande oder ein Zeugniß darüber beizubringen, daß feiner Auswanderung 
nah Bayern Fein Hinderniß im Mege ſtehe. Bei Ginwanderungen aus Staaten, 
welche Urkunden über die Entlafjung aus dem Staatsverbande oder Zeugniffe 
ber gedachten Art nicht ausftellen, genügt die bei der inftruirenben Gemeinde 
behörde zu Protokoll erflärte Verzichtleiftung auf das fremde Staatsbürgerredit. 

Eind diefe Borausjegungen nebſt den befonderen Borbedingungen des 
engen gegeben, jo bat bie Gemeindeverwaltung bie Verleihung der 

eimat durch» förmlihen Beſchluß auszufprehen und die Acten infoferne bie Ge: 
meinde einer Diftriftsverwaltungsbehörbe untergeordnet if, dem vorgefegten Bezirks: 
amte vorzulegen. Dieſes ift verpflichtet, den Beſchluß zu beftätigen, wenn berjelbe 
formell giltig erſcheint und den obigen Vorſchriften bezüglih der Entlaffung oder 
bes Austrittes aus bem fremden Untertbanenverbande genügt ift; ein Nachweis, 
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baß ber Einwanderer bie Anfäffigfeit im Sinne bes revibdirten Anfäffigmahungs- 
gejebes vom 1. Juli 1834 erlangt hat, ift nicht erforderlih; der Einwanderer ift 
vielmehr in Folge bes Heimaterwerbes als anjälfig im Königreihe im Sinne des 
$ 3 Ziff. 2 der I, Verfafiungsbeilage zu erachten. 

Die unbedingte Ertbeilung der Beflätigung zieht ben Erwerb ber Heimat 
und bes bayeriſchen Indigenats nad ſich. 

In Fällen, in denen nur die bedingte Entlaffung aus bem fremden Staats- 
verbande nachgewieſen ift, darf die Beftätigung nur eventuell unter der Bedingung 
ber nachträglichen Vorlage der förmlichen Entlaffungsurfunde ertheilt werden und 
erlangt erft, nachdem die Erfüllung von der Gemeindebehörde conftatirt iſt, rechte 
lihe Wirkſamkeit. 

Bei Gefuhen um die Verleihung ber Heimat in einer ber Kreisregierung 
unmittelbar untergeorbneten Stadt beſchließt der Magiſtrat in feiner Gigenfchaft 
als Diflriftsverwaltungsbehörde zugleich Über die Vorbedingungen bes Indigenats: 
erwerbes. 

Berweigert eine Gemeinde bie Ertbeilung des Heimatrechtes, fo ift zumächft 
die Vorfrage, ob dieſe Verweigerung gerechtjertigt fei, im geſetzlichen Inſtanzenzuge 
— jedoch nur auf Anregung des Betheiligten — feitzuftellen. 

5) So oft fi Indigenat und Heimat des Einwanderer auch auf Famifien- 
angebörige besfelben erjtreden follen, find deren Verhältniſſe ſowohl bei der Sad: 
inftruction als in ben betreffenden Beſchlüſſen befonders zu berüdfichtigen. 

Art. 10, 

Beftehen in einem anderen Staate Beftimmungen, weldye die Er: 
werbung des Heimatrechts dortſelbſt den Angehörigen bes baperifchen 
Staats mehr erfhweren, als es durch gegenmwärtiges Gefeb Ausländern 
gegenüber gefchieht, fo können auf dem Wege ber Verordnung die An: 
gehörigen eines ſolchen Staats benfelben Erſchwerungen unterworfen 


werben, 
Heimatgebühr. 
Art. 11. 

Die Gemeinden find in ben Fällen der Art. 3 Abf. 1, Art. 6 
und 7 berechtigt, die Erwerbung des Heimatsredhts von Bezahlung einer 
Gebühr abhängig zu machen, welche 

in ©emeinden von mehr ald 20000 Seelen 48 fl. 

in ©emeinden von mehr als 5000 Seelen 36 ft. 

in Oemeinden von mehr als 1500 Seelen 24 fl. 

in leineren Gemeinden 12 fl. 
nicht Überfteigen und für Ausländer, ſoweit nicht Staatsverträge entgegen: 
ftehen, bis zum doppelten erhöht werden barf. 

Wer in einer Gemeinde, an welche er die Heimatgebühr bezahlt 
bat, fpäter das Bürgerrecht erwirbt, darf den bezahlten Betrag an ber 
treffenden Bürgeraufnahmsgebühr in Abzug bringen. 

Angehörige des bayerifhen Staats, weldye auf Grund von Art. 7 
das Heimatsreht erwerben, find von Entrihtung der Heimatgebühr 
befreit, wenn fie während voller zehn Jahre ununterbroden in ber 
Gemeinde als Dienftboten, Gewerbsgehilfen, Fabrikarbeiter oder Lohne 
arbeiter fich ernährt haben, und zu einer Freiheitoſtrafe richterlich nicht 
verurtheilt worden find. 
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Die Gemeinden können künftighin breierlei Gebühren aus bem Titel ber 

Gemeindeangebörigfeit erbeben, nämlich 
a. bie Gebühr für Berleihung des Bürgerredhtes, 
b. „ für Theilnahme an den Gemeindenutzungen, 
c. bie Heimatgebübr, 

Auch ein bereits Heimatberechtigter kann zur Zahlung einer Heimatgebühr 
angehalten werben, wenn nämlich im Falle des Art. 3 Abſ. 1 ein heimatberechtigter 
Mann in Folge feiner Verehelichung eine felbfiftändige Heimat erwirbt. 

Lobnarbeiter. Unter diefen Begriff fallen nicht diejenigen Arbeiter, 
welde als Gehilfen wiflenfchaftliher Gewerbe oder Künfte ſich beichäftigen. 

(B.B. vom 29. Juni 1868, Ziff. II. zu Art. 11). 

6) Die Erhebung einer Heimatgebühr ift im einzelnen Falle nur zuläffig, 
wenn bie Einführung ber ——— in ber betreffenden Gemeinde rechts— 
giltig beſchloſſen und der Tarif öffentlich befannt gemadt worden ift. 

Zur Beihlußfaffung find in Gemeinden mit ftädtifcher Verfaſſung die 
Magiftrate unter Zuftimmung ber Gemeinbebevollmächtigten, in ben übrigen Ge: 
meinben bie Gemeinbeausihüffe zuftindig. 

Die Gemeinden können fi innerhalb des geſetzlichen Rahmens vollkommen 
frei bewegen, und ſind insbeſondere befugt, die Heimatgebühren für einzelne Kate— 
gorien abzuftufen oder gänzlich nachzulaſſen. 

Eine Genehmigung der vorgefegten Behörden ift weber zur Einführung 
ber Heimatgebühren, nod zur Tarifirung oder Nachlaßbewilligung erforderlich, 
jebod haben die Behörden von Amtswegen bafür zu forgen, daß die geſetzlichen 
— * in ben Fällen ber Art. 3 Äbſ. J., Art. 6 und 7 nicht überſchritten 
werden. 


Tar: und Stempelpflidt. 
Art. 12, 

Verhandlungen über den Vollzug der Art. 6 und 7 find frei von 
ber Tar: und Stempelpflicht; für die das Heimatrecht verleihende Urkunde 
kann jedoch eine Tare von 36 fr. zu Gunſten ber Gemeindekaffe erhoben 
werben. 

Die Zarfreiheit erſtreckt ſich micht auf gerichtliche oder pfarramtlihe Zeug: 
niffe, welche etwa der Gefuchfteller zur Begründung feines Gefuches bedarf, und 
34 jo wenig auf Beſchwerden nach Art. 23—25, und die behördlichen Ent— 

eidungen. 


Wirkungen der Heimat. 


Art. 13. 

Die Heimat in einer Gemeinde gewährt: 

&) das Recht in einem Gemeindebezirke ſich aufzuhalten; 

b) für den Fall eintretender Hilfsbebürftigkeit Anfprud auf Unter: 
ftügung durch die Gemeinde nad) Maßgabe des Gefehes über 
die Armenpflege. 

Definitiv angeftellte Beamte und Diener des Staats, ber Kirche 
ober ber Gemeinde, einer öffentlichen Corporation ober Stiftung, Offiziere 
und im Offiziersrange ftehende Militärbeamten find, wenn fie den Benfions- 
anfpruch durch freiwilligen Verzicht auf ihre dienftlihe Stellung oder zur 
Strafe verloren haben, bei eintretender Hilfsbedürftigkeit gleich ihren 
Frauen oder Wittwen und Kindern nad) Maßgabe des Gefepes über 
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die Armenpflege aus berjenigen Kaffe zu unterftüben, aus welcher fie 
unter andern Umftänden eine Penſion zu beziehen gehabt hätten. 

Verehelicht fi eine der im voritehenden Abfage benannten Perſonen 
erft nach dem Ausjcheiden aus dem Dienftesverbande, jo haben die Ehe: 
frau und die aus biefer Ehe bervorgegangenen Kinder lediglich den oben 
unter lit. b erwähnten Anfprud auf Unterftüßung durch die Gemeinde, 

Schullehrer, deren Frauen oder Wittwen und Kinder find, fo 
lange die nach Art. 2 begründete Heimat befteht, bei eintretender Hilfe: 
bebürftigfeit von der Schulgemeinde, in welder der Schullebrer zulekt 
angeftellt war, zu unterftügen. 

Berehelicht ih ein Schullebrer erft nad) dem Ausfceiden aus dem 
Dienftesverbande, fo haben die Ehefrau und die aus diefer Ehe hervor: 
gegangenen Kinder den oben unter lit. b erwähnten Anfprud an jene 
politifche Gemeinde, in welder der Mann heimatberechtigt ift oder zuletzt 
heimatberechtigt war. 

Die Unterftüpung, welde Beamte und beren Relicten 2c. nad Abſ. 3 des 
Art. 13 von ber betreffenden Kaſſe beanfpruchen füönnen, kann in einem höheren 
Mafe nicht gefordert werben, als das Armengefep im Allgemeinen für Unter: 
ftügung Yen vorſchreibt. 

Relicten von Beamten ꝛc., welche ſich nicht im Falle bes Art. 13 Abſ. 3 
befinden, gleichwohl aber bilfebedürftig werben, fallen fünftig, wie ſchon bisher 
der Heimatgemeinde - Laft, fo weit fie nicht rechtlich begründete Penfiond: oder 
Alimentations-Anſprüche haben. 

(3.3. v. 29. Juni 1868 Ziff. IV. zu Art. 13.) 

7) Armenunterflüpungsfoften, welde nah Maßgabe bes Art. 13 von ber 
Staatskaſſe oder einer fonftigen öffentlichen Kaffe beftritten werben müflen, find 
bei ben Finanzbehörden, beztehungsmeife bei ber Verwaltung ber pflichtigen Kaffe 
unmittelbar nachzuſuchen, bie betreffenden Armenpflegfcaftsrätbe und Diſtrikts— 
verwaltungsbehörden haben jedoch erforderlihen Falles zur Feftfegung bes Bedarfs 
mitzuwirfen. 

Die Entiheidung von Streitigkeiten über bie in Art. 13 geregelte Armen: 
unterlügungspflicht bemißt fih nad Art. 23 und 24 bes Geſetzes. 


Berluft der Heimat. 


Art. 14. 

Die Heimat geht verloren: 

1) dur Erwerbung der Heimat in einer anderen bayeriſchen Ge— 
meinde; 
2) mit dem Berlufte des bayerifchen Indigenats. 

Ein Angehöriger bes bayerifhen Staates kann in Bayern nur eine Heis 
mat haben. 

Angewiefene Heimat. 
Art. 15. 

Kann die Heimat einer in Bayern betretenen Berfon nicht er: 
mittelt werben, fo ift dieſe Perfon durch die zuftändige Behörbe vor: 
läufig einer Gemeinde zuzuweifen, weldye dann fo lange als Heimat: 
gemeinde gilt, bis bie wirkliche Heimat feftgeftellt oder eine neue erwor- 
ben worden ift, 
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Hiebei ift nach folgenden Grundfägen zu verfahren: 

a) Findelkinder follen ihre vorläufige Heimat in jener Gemeinde haben, 
in deren Markung fie gefunden wurden; 

b) andere heimatlofe Perfonen find derjenigen Gemeinde zuzuweifen, 
in welcher fie fi während der ben Heimatrecherchen unmittelbar 
vorausgehenden 5 Jahre zulegt mindeftens 6 Monate freiwillig 
und ununterbrohen aufgehalten haben; 

e) wenn bie unter a und b erwähnten Vorausſetzungen nicht gegeben 
find, insbefondere auch dann, wenu ber Platz, wo ein Findelkind 
gefunden wurde, feiner Gemeindemarkung angehört, jo ift eine 
Gemeinde des DVerwaltungsbezirtes, in welchem das Kind gefun: 
den, oder der Heimatlofe zulegt betreten wurde als vorläufige 
Heimat zu beftimmen. 


Bon der Staatsregierung aus dem Auslande berufene Beamte 
und öffentliche Diener befigen, fo lange fie nicht eine wirkliche Heimat 
nah Maßgabe diefes Gefeges erworben haben, die vorläufige Heimat in 
ber Gemeinde ihrer Anftellung. 


Bei Ausmittelung der Heimat darf nur auf bie letzte Heimat ber Perfon, 
nicht auf eine frühere — nachweislich bereits erloihene Heimat recurrirt werben. 

Die etwa notbwendig werdende Unterftügung ber in Art, 15 Abſ. IH. 
bezeichneten Perfonen und deren Angehörigen obliegt dem Staate. (Art. 18.) 


Art. 16. 


Die Beftimmungen bes vorftehenden Artikels finden auch auf 
Ausländer Anwendung, fo lange deren Wegmweifung aus dem Staats— 
gebiete nicht möglich ift. 

Falls ſolche Ausländer früher in Bayern heimatberechtigt waren, 
find fie jener Gemeinde zuzuweifen, in welcher fie zuleßt das Heimat: 
redht hatten. " 


Die Frage ber Zuläffigkeit der Zurüdweifung von Ausländern bemißt fich 
zunächit nach den beftchenden Staatsverträgen, und fommen bier in Betracht: 


8) Die Gothaer Uebereinfunft vom 15. Juli 1851, Döl. XXVI. ©. 392, in 
weldyer zwifchen den beim Vertrag beigetretenen Staaten die Grunbfäge über 
Aufenthalt, Verpflegung und Ausweifung der wechieljeitigen Staatsanges 
hörigen feitgeftellt worden find, 

b) die Eiſenacher Mebereinfunft vom 11. Juli 1853, R.Bl. 1854 ©. 1%, 
zwifhen mehreren deutfhen Staaten, wegen Berpflegung erfranfter unb 
Beerdigung verftorbener gegenfeitiger Unterthanen, 

e) Gonvention mit Defterreih vom 29. Mai 1853, DU. XXVI ©. 386, über 
Verpflegung und Ausweifung gegenfeitiger Staatsangehöriger, 

d) Eonvention mit der Schweiz vom 1. Sept. 1862, R.Bl. ©, 217, die gegen: 
feitige Verpflegung von Erfranften, und die Beerdigung von Geftorbenen. 
Diefem Vertrag iſt nachträglich die Regierung des Gantons St. Gallen bei: 
getreten. Uebercinkunft vom 1. Eept. 1862, RB. 1865 ©. 42, 

e) Vertrag zwifhen Bayern und Frankreich, wegen gegenfeitiger Uebernahme 
geiltesfranfer Untertbanen, 

(Vergl. Minift.: Befanntmahung vom 29. Mai 1866 Nr. 6959.) 

f) Uebereinkunft mit Belgien vom 21. Febr. 1868, R.Bl. ©. 436, bie gegen: 

feitige Mebernahme von Geiſteokranken betr, 
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g) Uebereinfunft mit Italien vom 8. Nov. 1867, R.Bl. ©. 1166, Tragung 
ber auf Heimlieferung beiberfeitiger Angeböriger erwachſenden Koften, 

h) Zertrag vom 26. Mai 1868 ber die Etaateangehörigkeit der wechſelſeitigen 
Einwanderer zwifhen Bayern und Norbamerifa, 


Art. 17. 
Der auf Grund vorftehender Artikel 15 und 16 einem Manne 
angewiejenen vorläufigen Heimat folgt auch feine Ehefrau. 
Kinder, die noch feinen eigenen Hausftand haben, theilen die ihren 
Eltern angewiefene Heimat. 


Art. 18. 

Unterftügungen, welde den in Art. 15 bis 17 erwähnten Ber: 
fonen nach Maßgabe des Geſetzes über die Armenpflege gewährt werden, 
fallen dem Staate in dem Umfange zur Laft, in welchem fie fonjt von 
der Heimatgemeinde zu tragen wären. 


Die Staatsbehörden find jedoch berechtigt, ſolche Perfonen auch 

außerhalb ber angerwiefenen Heimatgemeinde unterzubringen. 
(B.B. vom 29. Juni 1868 zu Art. 18.) 

9) In Fällen, in denen eine Armenunterftüpung für einen Heimatlojen 
aus Staatsmirteln zu leiſten ift, bat die Diftriftsverwaltungsbehörde, in deren 
Bezirk die unterftügungsbedürftige Perfon ihre angewielene Heimat oder ihren 
ſtändigen Aufenthalt bat, den Bedarf nah Vernehmung des betreffenden Arımenz 
pflegichaftsrathes zu ermitteln und jodann die zur Beurtheilung erforderlichen Be: 
helfe der vorgefegten Kreieregierung, KR. d. J., vorzulegen, welche die nöthige 
Summe feftfeßt und in Anwendung bes $ 85 ber Allerhöchſten Verordnung vom 
17. Dezember 1825 — bie Formation der oberften Berwaltungsitellen in ben 
Kreijen betr. — zur Zahlung einweiſen wird. 

An die fraglihe Armenunterfiügung eine regelmäßig wiederfebrende, fo hat 
die betreffende Difiriftsverwaltungsbehörde aljährlih im Monate November einen 
Jahresvoranſchlag zu fertigen, welcher nad Maßgabe ber vorftchenden Anordnung 
weiter zu behandeln ift. 

Die Behörden find verpflichtet, die Unterftüßungen auf das Maß zu be: 
ſchränken, in welchem fie fonft von der Heimatgemeinde zu tragen wären, und in 
allen Fällen auf möglichfte Kojteneriparung Bedacht zu nehmen. 


Zuſtändigleit und Verfahren. 
Art. 19. 


Die Ausmittlung der Heimat, fowie die Anweifung einer vor: 
läufigen Heimat ift Amtoſache. 

Zuftändig ift jene Diftriftsverwaltungsbehörde, in deren Bezirk bie 
Perfon über deren Heimat ſich Zweifel ergeben haben, ihren Wohnſitz 
ober bei Ermangelung eines feiten MWohnfiges den Aufenthalt bat, oder 
in deren Bezirk die betreffende Perſon gefunden oder zulegt betreten 
wurde; in München ift die k. Polizeidirection zuftändig. 

Die Entfheidung ift nah Vernehmung fünmtliher Betheiligten 
zu erlaſſen. 

Das gegenwärtige Gefeß unterfcheidet bei Feſtſtellung ber bebörblihen Gom: 
petenz zwifchen dem Falle der Feititellung einer zweifelhaften Heimat (Art. 19) 


und zwiſchen Geltendmahung eines aus dem Heimatsrechte abgeleiteten Ans 
ſpruchs (Art. 23.) 
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Die unmittelbaren Magiftrate find aud fünftig zur Feſtſtellung eines ſtrei⸗ 
tigen Heimatredhtes competent, felbft wenn die Gemeinde ihres Amtoſitzes bei ber 
Heimatfrage betheiligt ill. 

(8.8. vom 29. Jan. 1869, Riff. VIL. zu Art. 19.) 

10) So oft fid) begründeter Zweifel über die Heimat einer Berfon ergeben, 
bat die zuftindige Diftriftsverwaltungsbehörde die zur Ausmittlung ber Heimat 
wejentlidyen Thatlacen von Amtswegen zu erheben, umb nad Vernehmung ber 
Betheiligten jörmlichen Beſchluß zu faffen, welder mit Gründen zu verfehen und 
den Betheiligten unter Belehrung über das Recursrecht zu eröffnen ift. 

Die mit Minifterialentihliefung vom 8. Febr. 1835 veröffentlichte Ent: 
ſchließung ber Kreisregierung, 8. d. %., ber Pfalz; vom 17. Jan. 1835 (Döllinger 
B.S. Bd. XIL S. 70— 72), wonach die Entſcheidung der frage, ob ein In: 
dividuum das Heimatrecht in einer pfälziihen Gemeinde anzufpredben babe, aus: 
ſchließend den pfälziſchen Behörden vorbehalten war, tritt für die Folge außer 
Rirffamfeit, und es find daher die auf Grund des Art. 19 des Geſetzes erlafjenen 
Beichlüffe der bdiesrheinifchen Behörden auch fr die pfälziſchen Gemeinden bindend, 
und umgekehrt. 

X. Tar: und Stempelpflidt. 

13) Die auf Grund des Art. 19 und 20 gepflogenen Heimatsrecherben 
find, und zwar in beiden Inſtanzen, tar: und ſtempelfrei zu behandeln, während 
die übrigen zum Vollzuge des Tit I. des Geſetzes gepflogeren Verhandlungen vor: 
bebaltlich der Beltimmungen in Art. 12 der Zar: und Stempelpfliht nah Maß— 
gabe den hierüber beftchenden Normen unterliegen. 


Art. 20. 

Eine Wiederaufnahme des Verfahrens kann auf Grund neuer 
wejentliher Thatjachen bei jener Behörde ftattfinden, welche früher in 
1. Inftanz über Zuerfennung oder vorläufige Anweifung der Heimat 
Beihluß gefaßt hatte. 

Art. 21. 


Keine Polizeibehörde darf Perſonen, deren Heimat zweifelhaft oder 
ftreitig ift, aus dem Polizeibezirke wegweifen, ehe die Heimat folder 
Perfonen ausgemittelt oder ihnen eine vorläufige Heimat angewiefen 
wurde. 

Ebenfowenig barf eine Polizeibehörde foldhe Berfonen, die ihr von 
einer anderen inländifchen Polizeibehörde zugemiefen wurden unter bem 
Borwande des Mangels der Heimatberechtigung vor desfalld ergangener 
Entiheidung wegweiſen. 

Zuwiderhandelnde Beamte haften für alle dur die Zumwiderhand: 
lung entitehenden Koften und Schäven. 

Laut Ausſchußprotokoll der K. d. Abg. 1868 ©. 288 wurde ausdrücklich 
bemerkt, es fei die Faſſung des Art. 21 fo geftellt worben, um auszubrüden, daß 
die Polizeibehörden nicht befugt feien, Jemanden nur wegen Mangels der Heimat: 
berehtigung auf den Schub zu bringen. 

Art. 22. 

Die Berleifung von Heimatsrehten nad den Bejtimmungen bes 
gegenwärtigen Gejeges jo wie die Austellung der Heimatfcheine, in fo 
ferne nicht auf Grund von Staatsverträgen eine andere Vorſchrift ge: 
troffen wird, ift Sache der Gemeindebehörden. 

Die Ausftelung der Heimatjcheine darf ohne Angabe von Gründen 
weder verweigert noch verzögert werben. 


Heimat. 479 


Die Form ber Heimatſcheine wird durch Minifterialvorfchrift ges 
regelt. 

Die Beihlüffe der Gemeinbebehörben über Verleihung oder Berfagung bes 
Heimatrechtes bilden Feine behörblibe Entfcheidung der Heimatfrage, fondern nur 
eine Declaration des einen bei der Heimatirage gefeplich beiheiligten Factors. 


(B.B. vom 29. Juni 1868, Ziff. VIII. zu Art. 22,) 

11) Die Ausftelung eines Heimaticheines hat in der Regel nach dem bei: 
en Formulare Nr. I. von ber Verwaltung ber Heimatgemeinde bes Geſuch— 
fiellers zu erfolgen, in einer pfälziſchen Gemeinde von dem betreffenden Bürger: 
meifteramte, welches jedoch verbunden ift, in zweifelhaften Fällen den Gemeinderath 
zu vernehmen und deſſen Beſchluß zu berüdfichtigen. 

Soll ein Heimatfchein zum Gebraudhe in den ber Gothaer Uebereinkunft 
vom 15. Juli 1851 beigetretenen Staaten bienen, fo ift derjelbe unter Anwendung 
bes beifolgenden Formulares Nr. IL. von derjenigen Diftriftsverwaltungsbehörbe 
auszuftellen, in beren Bezirk die betreffende Perfon heimatberechtigt ift; die Aus: 
ſtellung darf jedoch in allen Fällen, in denen der Gefuchfteller fein Heimatrecht 
nicht fofort durch eine Beicheinigung der zuftändigen Gemeindebehörde nachweiſt, 
nur nach Vernehmung ber legteren erfolgen. 

Die Ausftellung der fogenannten Uebernahmeſcheine für Perionen, welde 
ber bayerifhe Staat auf Grund der Gothaer NMebereinfunft vom 15. Juli 1851 
behalten muß, findet nad dem beiliegenden Formulare Nr. TIL auch ferner durch 
bie Dijtriftsverwaltungsbehörben flatt. 

Feder Empfänger eines Heimatjcheines ift darüber zu belehren, daß bie 
Heimatjheine nicht geeignet find, die in einem fremden Staate beionders vor: 

ejchriebenen Reiſe- oder Legitimationsurfunden (Päfle, Papkarten, Wander: ober 
Dienfibotenbüügper) zu erjegen. 


Formulare zu Art. 22. 


Fomular L s , 
Heimatſchein. 


Von der unterzeichneten Gemeindeverwaltung (Bürgermeiſteramt) wird dem 
N. N. (Bor: und Zuname) 

(Stand) 

Wohnort . 

geboren zu . a 
ee: alt, 
bieburch beicheinigt, daß er (mebit feiner Ehefrau N. N. Vor: und Zuname (und 
—54 Kindern N. N. Bor: und Zuname) in der Gemeinde N. N. heimatberech- 
tigt iſt. 


. unb 


EEE Er e  E < SET: | EEE 
Die Gemeindeverwaltung (Magiftrat, Bürgermeifteramt) N. N. 
(L. 8.) N. N. (Bürgermeifter, Gemeinbevorfteher). 


Formular II. 
SHeimaffdein. 
Bon dem unterzeichneten k. bayer. Bezirfsamte (Stabtmagiftrate wird dem 
0.0. (Name, Stand und Wohnort) geboren u. . ». . . (Ort ber 
Geburt) und . . . Sabre alt, zum Zwecke bes Aufenthalts in. . 2» 2... 
hiedurch beſcheinigt, daß derſelbe und zwar durd Abſtanmmung (Naturalifation) 
die Eigenſchaft als Bayer befipt und im ber Gemeinde. . heimat⸗ 
berechtigt iſt. 
AI TELE  r SEIEN: ; SNBPTEETEE BEER, |: De 
(L. S.) Königlich bayer. Bezirfamt N. N. 
(Magijtrat = — N. N.) 
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Formular III. : 
Aebernahmeſchein. 


Die unterzeichnete Diftriftsverwaltungsbehörde (Bezirksamt, Stadtmagiſtrat) 
befcheinigt biedurdy, daß ber N. N. (Name und Stand), welder in N. geboren 
und. » . Zabre alt ift, nach den Beſtimmungen des F 2 des Vertrages wegen 
egenfeitiger Verpflichtung zur Uebernahme der Auszumeifenden d. d. Gotha den 

5. Juli 1851, obwohl er nicht diesfeitiger Unterthan it, dennoch bayeriſcher Seits 
beibehalten, beziehungsweije übernommen werden muß. 

Damit demfelben der Aufenthalt in den anderen, bei biefem Bertrage be: 
theiligten Staaten bewilliget werde, verpflichtet fih die unterzeichnete Behörde aus 
biefem Aufenthalte, auch wenn er fünf Sabre fortgejekt werden follte, eine Ueber: 
nahmepflicht nicht herzuleiten, diefen Aufenthalt vielmehr während eines fünfjährigen 
Zeitrannıs vom Tage der Ausftellimmg dieſes Scheines an gerednet, ebenfo anzu: 
jeben, als ob berjelbe auf baveriihem Gebiete ftattgefunden hätte. 

Auf den Fall der Verheirathung des Inhabers im Auslande ift biefer 
Uebernahmeſchein nicht zu beziehen, 

BER FT. Wer 18% 


Königl. bayer. Bezirksamt N. N. 
(Magiftrat ber Stadt N. N.) 
(L. 8.) N.N. 


Art. 23. 
Streitigkeiten: 

1) über das Vorhandenſein eines gejeglihen Anfpruhs auf Ber: 
leihung des Heimatrechtes; 

2) über das Vorhandenfein eines im gegenwärtigen Geſetze begrün: 
beten Anſpruches gegen die Heimatgemeinde oder gegen die beren 
Stelle bezüglich der Armenunterftügungspflicht vertretende Kaſſe — 

find nad jummariiher Verhandlung und nad Vernehmung aller Be 
theiligten durd die zuftindige DBerwaltungsbehörde zu entſcheiden. 


Unter welchen Borausfegungen Jemand Anſpruch auf Verleihung des Hei: 
inatsrechtes babe, beitimmen die Art. 6, 7 und 9. 

Die in Art. 23 zur Entfcheidung berufenen Behörden entscheiden nur barüber, 
ob ber Privatperjon der von ihr gegen die Heimatgemeinde erhobene Auſpruch im 
Allgemeinen zuſtehe. — Wird dagegen auf Grund eines amtlid anerkannten be: 
ftebenden Anſpruchs 3.8. eine Armenunterftügung beanſprucht, jo entfcheiden über 
Art und Umfang berjelben die im Armengeſetze bezeidneten Behörden, 


Art. 24. 
AZuftändig in erfter Inſtanz iſt: 

1) die Kreisregierung, Kammer des Innern, wenn ein berjelben un: 
mittelbar untergeordneter Magiftrat einen auf Grund dieſes Ge: 
feges verfolgten Anſpruch zurüdgewiefen hat; 

2) außerdem im Falle des Art, 23 Ziff. 1 die der Gemeinde, gegen 
welche der Anſpruch erhoben wird, vorgeſetzte Diftriftsverwaltungs: 
behörbe im alle des Art. 23 Ziff. 2 die vorgefeßte Diftrikts: 
verwaltungsbehörbe jener Gemeinde, im weldyer die betreffende 
Perjon ihre wirkliche oder angewiejene Heimat bat. 

Wenn eine Gemeinde einen auf Grund diefes Geſetzes gegen fie geltend ges 


machten Anfpruch negirt, widerfpricht, jo erſcheint fie als Partei, und es fteht daher 
ihrem Magiftrate eine Indicatur Über bie Zuläffigkeit des Anfpruchs nicht zu; wenn 
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es fih aber darum handelt, ob ein in; ber Gemeinde unbeftritten beimatsberechtigter 
Beamter ꝛc. einen Anfprud (Art. 13 Abſ. 2) an die Staats: oder eine andere Kaffe 
habe, jo ericheint die Gemeinde hiebei nicht betbeiligt, und in dieſem Falle fteht 
einem mit biftriftspoligeiliher Gompetenz ausgerüfteten Magiftrat nad) Art. 24 Abſ. 2 
allerdings die Gompetenz zur Entſcheidung zu. 

Art. 25. 

Gegen die Entjheidung der erften Inftanz kann jeber Beteiligte 
binnen einer Nothfrift von vierzehn Tagen Beſchwerde au bie vorgeſetzte 
Vermwaltungsftelle ergreifen, welche in letter Inftanz entfcheidet, — vor: 
behaltlic; deffen, was das Gefeß über den oberften Derwaltungsgerichts: 
bof bejtimmen wirb. 

Art. 26. 

Entiheidungen, welche ein Magiftrat als Diftriftverwaltungsbehörbe 
ober welche eine Kreisregierung im Vollzuge vorftehender Beftimmungen 
erläßt, Haben ſich auf collegiale Berathung zu gründen, 


Art. 27. 

Als Betheiligte im Sinne der Art. 19 Abſ. IL, Art. 23 und 25 
ericheinen: ; 

1) die Gemeinden, welchen eine Verpflihtung auf Grund gegen: 
wärtigen Oefeßes aufgelegt werden foll oder burd die Entſcheidung erfter 
Inſtanz aufgelegt worben ift; 

2) ber k. Fiscus, wenn es fih um Anweifung einer vorläufigen 
Heimat oder um Anfprüde handelt, weldhe gegen die Stantsfaffe auf 
Grund gegenwärtigen Geſetzes erhoben werben; 

3) die Vertreter der in Art. 13 Abſ. UI. erwähnten Kafjen, wenn 
auf Grund gegenwärtigen Gefeßes ein Anſpruch gegen jene Kaflen er: 
hoben wird; 

4) jene Perfonen, beren Heimat in Frage, ober welchen eine vor: 
läufige Heimat anzumeifen ift, dann jene Perfonen, welden die Anz 
erfennung ihrer im gegenwärtigen Gejeß begründeten Anſprüche ver: 
fagt wird, — 

Die betheiligten Gemeinden werden durch die Gemeindeverwaltun: 
gen vertreten; hat jebod auf Grund des Art. 19 Abſ. I. der Magiftrat 
einer unmittelbar untergeordneten Stabt zu entſcheiden, fo fteht die Ver: 
tretung ber Intereſſen diefer Stadt den Gemeindebevollmächtigten zu. 

Zu Ziff. 4. Nur jene Perfonen, um deren felbitftändige Heimat es ſich 
handelt, find zu hören. 

Wenn alſo bie Heimat eines Mannes in Frage kommt, ber eine Frau und 
ebeliche noch unter väterliher Gewalt lebende Kinder hat, fo ift nur ber Ehemann 
4 vernehmen, es jei denn, daß die Vernehmung ber Familienglieder zur Auf: 

ärung zweifelhafter Punkte dienen kann, in welchem Falle ſelbſtverſtändlich ihre 
Vernehmung nicht ——— iſt. 
(BB. vom 29. Juni 1868, Ziff. IX. 

12) In allen Fällen, in denen die Gemeindebevollmächtigten einer unmittel— 
baren Stadt nah Art. 27 Abf. IL. betheiligt erſcheinen, find diefelben berechtigt, zur 
Wahrung der Gemeindeinterefjen einen Vertreter aufzuftellen, welder den In— 
ſtructionsverhandlungen beizuwohnen bat, und zur Beihwerdeführung bevollmäd- 
tigt werben kann. 

Rar, Handbuch ber bayer. Diftr.Berw,Behörben. IIL Aufl. 31 
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Befondere Beftimmungen für die Pfalz. 
Art. 28. 

Der Art. 5 Abſ. I. ift für die Pfalz nicht anwendbar, die 
Art. 6 und 7 finden in ber Pfalz nur dann Anwendung, wenn ein 
Angehöriger der vechtsrheiniihen Lanbestheile die Verleihung der Heimat 
in einer pfälzifhen Gemeinde beanfprudt. 

Art. 29. 

Jeder felbftftändige volljährige Angehörige der Pfalz ift berechtigt, 
in jeder pfälzifhen Gemeinde, in welcher er ſich niebergelaffen hat, bie 
Heimat zu erwerben. 

Diefer Heimatserwerb ift bedingt durch die Abgabe einer hierauf 
bezüglichen Erklärung bei dem Bürgermeifteramte der bisherigen und 
ber neuen Heimatgemeinde, fowie durch Entrichtung der Heimatgebühr, 
wenn eine folde in der Gemeinde eingeführt ift, und foferne biefe Ge- 
bühr nicht ausdrücklich nachgelaſſen wurde. 

Nah Erfüllung diefer Bedingungen tritt die Erwerbung ber neuen 
Heimat kraft des Geſetzes ein. 

Binnen Jahresfrift nah dem Eintritte diefes Heimaterwerbes kann 
durch den Gemeinderath ber neuen Heimatgemeinde die Wieberaufhebung 
bes neuen Heimatrechts befdhloffen werden, wenn der neue Heimatange— 
hörige während jener Frift öffentliche Armenunterftügung angejprochen 
ober erhalten hat. 

Segen einen ſolchen Beſchluß fteht ſowohl der betreffenden Perſon, 
als auch der früheren Heimatgemeinde innerhalb vierzehntägiger Friſt 
die Beſchwerde zu, weldhe unter Anwendung der Art. 23 Ziff. 1, 
Art. 24 Ziff. 2 und Art. 25 zu bejdeiden it. Mit dem Tage, an 
welhem der Beſchluß rechtskräftig geworden ift, tritt das frühere Heimat: 
recht wieder in Wirkſamkeit; in diefem Falle ift aber die Gemeinde zur 
Nüczahlung der empfangenen Heimatgebühren verpflichtet, foweit folde 
nicht zur Unterftügung der betreffenden Perſon verwendet worden find. 

Die Beitimmungen biefes Artikels finden nur auf Pfälzer bei ihrer Nieders 
lafjung in pfälzishen Gemeinden Anwendung. 

(BR. vom 29. Juni 1868, Ziff. IX.) 

14) Das Bürgermeifteramt einer pfälzifpen Gemeinde, in welder Jemand 
nad Art. 29 bes Gelebes die Heimat erwerben will, ift verpflichtet, bei Entgegen: 
nahme ber bezügligen Erflärung zu prüfen, ob ber Bewerber ein volljäbriger 
—— — der —* iſt und ſich in der betreffenden Gemeinde 


niedergelajl en bat; walten Über irgend eine biejer Vorbedingungen Zweifel ob, fo 
bat das Bürgermeifteramt nd ben Beſchluß des Gemeinderathes zu erholen 
und bienady weiter zu verfahren. 

Bei jedem Heimaterwerbe nad Art. 29 bes Geſetzes hat das Bürgermeifter: 
amt ber neuen Heimatgemeinde zu conftatiren, ob die vorgefchriebene Anzeige an 
die Behörbe ber früberen Heimatgemeinde erjlattet wurbe. 

Die auf den Heimaterwerb bezüglichen Erklärungen find in ber Gemeindes 
regiftratur forgfältig aufzubewahren. 


Art. 30. 
Anftatt des Artikel 11 gelten für die Pfalz. folgende Beſtim— 
mungen. 
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Die Gemeinden der Pfalz find berechtigt, eine Heimatgebühr bis 
zum Marimalbetrage von 100 fl, zu erheben: 

1) von Perfonen, welche auf Grund der Art. 5 Abſ. 1 Art. 6, 7 
ober 29 eine neue Heimat felbitjtändig erwerben; 

2) von Perfonen, welde auf Grund des Art. 2 eine neue Heimat 
erworben haben, wenn biefelben die Theilnahme an ben zum 
Privatvortheile der Gemeindeangehörigen verwendeten Nutzungen 
bed Oemeindevermögens anfprechen oder wenn fie jeit 2 Jahren 
in ber Gemeinde mit Haus:, Grund- oder Gewerbefteuer an- 
gelegt find. 

Innerhalb diefes Marimalbetraged wird die Heimatgebühr nad 
ben burchfchnittlihen Jahres,» Erträgniffen des Gemeinde: und 
Stiftungs Vermögens, foweit deſſen Renten oder Nutzungen für 
Öffentliche Zwede oder zum Privatvortheile der Gemeindeangehörigen 
verwendet wurden, in ber Art berechnet, daß die Heimatgebühr in 
feinem Falle das Zehnfache des Betrages überfteigen barf, welcher 
fih bei der Theilung der Summe jener Erträgniffe dur bie 
Zahl der zur Antheilnahne berechtigten Familien ergibt, 

Für Ausländer können, foweit nicht Staatsverträge entgegen: 
ftehen,, die für Inländer feitgefegten Beträge bis zum Doppelten 
erhöht werben, j 

Die Erhebung einer Heimatgebühr ift nur zuläffig, wenn ein 
Tarif feitgeitellt und öffentlich bekannt gemacht worden ift, 

Zuftändig zur Feltitellung diefes Tarifs ift der Gemeinberath, 
für deffen Beihluß die Genehmigung der vorgeſetzten Diſtrikts— 
verwaltungsbehörde erforderlich iſt. 

Ergeben ſich an den Grundlagen der Berechnung weſentliche 
Aenderungen, melde eine nachhaltige Minderung der Heimat— 
gebühren zur Folge hätten, jo kann bie vorgeſetzte Behörde eine 
Revifion des Tarif anordnen. 

Den Oemeinderathe fteht e8 frei, die tarifmäßigen Gebühren 
ganz oder theilweife zu erlajjen oder Friftenzahlungen zu geftatten, 
in welchem letzteren Falle das Heimatreht mit Bezahlung ber 
eriten Rate erworben wirb. 

Wenn in einer Gemeinde die eventuelle Antheilnahme an Stif- 
tungen oder MWohlthätigkeitsanftalten bei Feſtſtellung des Tarifs 
in Anfchlag gekommen iſt, fo hat ein verhältnigmäßiger Theil 
ber Heimatgebühr in die Kaflen der betreffenden Stiftungen oder 
Anstalten zu fließen. 

Angehörige des bayeriſchen Staates, welche nad zehnjährigem 
Aufenthalte in der Gemeinde das Heimatrecht erwerben, find vou 
Entrichtung der Heimatgebühr befreit, wenn fie während voller zehn 
Sabre ununterbrohen in diefer Gemeinde als Dienftboten, Ger 
werbsgebilfen, Yabrifarbeiter oder Lohnarbeiter fih ernährt haben 
und zu einer Freiheitsſtrafe richterlich nicht verurtheilt worden find. 

31* 


484 Heimat, Berehelihung und Aufenthalt. 


(8.8. vom 29. Juni 1868, Ziff. XI. b.) 

15) Diejenigen Gemeinden, in denen zur Zeit ein Bürgereinzugsgeld 
erhoben wird, find ausdrüdlid aufmerffam zu machen, daß die bisherigen Tarife 
mit dem 1. September db. Is. ihre Wirkſamkeit verlieren, und daß bie Erhebung 
ber in Art. 30 zugelafjenen Heimatgebühr im einzelnen Falle nur ſtatthaft ift, 
wenn deren Einführung von dem Gemeinberathe giltig beſchloſſen und der Tarif 
öffentlich bekannt gemacht wurde. 

Die k. Bezirfsämter, denen fortan bie Genehmigung ber bezüglichen Tarife 
obliegt, haben bie Beſchlüſſe der Gemeinderäthe ungefäumt zu bejcheiden, und 
hiebei allen übertriebenen und ungerechtfertigten Anfäpen entgegenzutreten. 

Der k. Kreisregierung K. d. 3. der Pfalz bleibt anbheimgegeben, ben Boll: 
zug bes Art. 30 durch weitere Vorjchriften zu regeln und —— Fürſorge 
zu treffen, daß die in jenem Artikel feſtgeſetzten Maximalbeträge ber Heimat: 
gebühren nicht Überfchritten werben. 

Art. 31. 

Der aus dem Heimatrechte in einer pfälzifchen Gemeinde fließende 
Anfprud auf den Mitgenuß an Gemeindbeanftalten und auf die Theil 
nahme an den Nutungen des Gemeinde: und localen Stiftungsvermögens 
bemißt fi nad; den Beftimmungen der Gemeindeordnung und nad) dem 


örtlichen Herkommen. 


Titel II. Bon der Berehelidung. 
Boransjesungen der Berehelidhung. 


Art. 32, 

Leder Angehörige der Landestheile diesjeits des Rheins hat unter 
nachſtehenden Vorausſetzungen das Recht, ſich zu verehelidhen. 

Das gegenwärtige Gefeß regelt nur bie ftaatspolizeilihen Verhältniſſe bei 
ber Berehelihung der Staatsangebörigen; bie civil: und kirchenrechtlichen Ber: 
bältniffe bleiben durch dieſes Geſetz unberührt, 

Künftighin bildet Anſäſſigmachung oder Heimaterwerb Feine Vorbedingung 
ber Berehelihung; eben jo wenig iſt hiezu fünftighin eine polizeiliche Bewilligung 
nothwendig. 

Die Berehelihung von Pfälzern in ber Pfalz richtet ſich nad; ben Be: 
fiimmungen des Code eivil; hat ein Pfälzer diesſeits Heimatsrechte erworben, 
ift er als ein Angehöriger der diesrheinishen Provinzen zu erachten, und richtet 
ſich feine Verehelihung nad) Art. 32. 

Art. 33. 

Die BVerehelihung darf nur erfolgen auf Grund eines von ber 
zuftändigen Behörde ausgeftellten Zeugnifjes, daß gegen bie beabfichtigte 
Eheſchließung Fein im gegenwärtigen Gefege begründetes Hinderniß beftebe. 

Eine im Widerſpruche mit bdiefer Beftimmung eingegangene Che 
it fo lange bürgerlih ungiltig, als die Ausſtellung jenes Zeugniſſes 
nicht nachträglich erwirkt wurde. 

Zuftändig zur Ausftellung des Zeugniffes ift die Diftriftsverwal: 
tungsbehörde jener Gemeinde, in welder der Mann feine Heimat hat. 

Für die bürgerliche Giltigfeit der Ehe ift die Thatſache der Austellung des 
biftriftspolizeilihen Ehelihungsatteftes maßgebend. — it diefes Zeugniß auf falfche 
Prämiffen bin ausgeftellt, oder bat ber Beamte bei Ausftellung desfelben die gejeß: 
lichen Vorſchriften nicht beachtet, fo bleibt immerhin die Ehe bürgerlich giltig. 
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(B. V. vom 19. Juni 1868, Ziff. XII.) 

16) Die Gefuhe um Ausjtelung der Verehelihungszeugniffe können bei 
ben zuftändigen Diftriftsverwaltungsbebörden mündlih zu Protofoll erflärt ober 
fchriftlich eingereicht werden; auch ift den Bewerbern gehattet, ihre Gefuche von 
ber Gemeindebehörde ihres Heimat: ober Aufenibaltsortes aufnehmen und nebſt 
u erforberlichen Belegen an bie zuftändigen Verwaltungsbehörben einfenden zu 
lafjen. 

Bei der Sadinftruction find alle unndthigen Zwilchenbefcheide und ſchrift— 
fihen Verhandlungen zu vermeiden; bie inftruirende Behörde hat daher den Ber 
werber fofort bei der Entgegennahme bes Gefuches darüber zu belehren, welde 
Nachweiſe und Aufſchlüſſe zur Bervollftändigung etwa noch beizubringen reſp. zu 
ertheilen find. 

17) Die Ausftellung bes VBerehelihungszeugniffes, für welches ſtets bas 
beiliegende Formular Nr. IV anzuwenden it, barf nur erfolgen, wenn unter 
Beobachtung der Borfchriften der Art. 34—37 des Geſetzes actenmäßig conftatirt 
ift, daß der beabfichtigten Eheſchließung kein im Geſetze begründetes Hinderniß 
entgegenſteht; waltet ein ſolches — nicht zu beſeitigendes — Hinderniß ob, ſo iſt 
der Bewerber durch ſchriftlichen mit Gründen ersehen Beſchluß — unter Be: 
lehrung über das Beſchwerderecht — abzumeijen, 


Formulare zu Art. 33. 
Formular IV. 
Derehelihungszengniß. 


Die unterzeichnete Diftriftsverwaltungsbehörbe beftätigt, daß ber Verehe— 
lihung bes (Herrn) 


Bor: und Zuname bes Bräutigams ..... 3. B. Herr Meyer, Arthur, 

ob ledig oder verwittwet . . . . ledig, 

Religion latholiſch, 

Stand Kaufmann, 

Wohnort wohnhaft zu Münden und 

Heimat heimatberetigt in Schwabing, 
mit (Fräulein ober rau) 

Bot: und Zuname ber Braut Fräulein Müller, Anna, 

ob ledig oder verwittwet lebig, 

Religion katholiſch, 

bisheriger Wohnort bisher wohnhaft und heimatberechtigt 


bisherige Heimat zu Münden 
fein im Gefeße vom 16. April 1868 über Heimat, Berchelihung und Aufenthalt 
begründetes Hinderniß im Wege fieht. 
.ansıe „ den ...ten.....18... 
L. S. bas f, Bezirksamt N. N. 
(der dr N. N.) 


Art. 34, 

Die Ausftelung des Zeugnifjes ift bebingt: 

1) durch den Nachweis, daß der BVerehelihung bes Mannes bie 
Militärdienftpflicht nicht hinbernd im Wege fteht; 

2) buch bie nah Vorſchrift des Art. 35 gepflogenen Erhebungen 
über das Nichtvorhandenſein civilrechtliher Ehehinderniſſe; 

3) dur Beibringung der nad beftehenden Dienſtesvorſchriften er: 
forderlihen bienftlihen Bewilligung, falls der Mann eine im 
Dienfte des Staats, der Kirche, einer Öffentlihen Gorporation 
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oder Stiftung verwendete Perfon ift, deren Anftellung dem Staats: 
oberhaupte oder einer Staatsbehörde zuftebt; 

4) durch Beibringung der Auswanderungsbewilligung, falls die Braut 
eine Ausländern und nad den Geſetzen ihres Landes eine Be: 
willigung zur Auswanderung erforderlidy ift; 

5) durd das Nichtbeftehen eines in Art. 36 begründeten Einſpruchs. 


Ueberdies hat der Bewerber alle zur Würdigung bed Geſuchs er: 
forberlichen Aufſchlüſſe zu ertheilen und Nahmeis über Alter, Stand und 
Heimat der Braut, fowie ihrer etwa vorhandenen Kinder beizubringen. 


(BB. vom 29. Juni 1868, Ziff. XII.) 

18) Der in Art. 34 Ziff. 1 erwähnte Nachweis ift, im Falle der Bewerber 
in bie active Armee eingereiht ober zur Erfüllung feiner allgemeinen Wehrpflicht 
im Hinblid auf die Befiimmungen in Art. 7, 8, 5, 10, 12, 14, 36, 62, 66 ober 
77 des Geſetzes vom 30. Januar 1868. — bie Wehrverfaffung betr, — noch 
nicht beigezogen worben ift, durch Vorlage der in Art. 30 Abf. I. dieſes Geſetzes 
vorgefchriebenen Grlaubniß ber Militärbehörde, außerdem aber durch eine Urkunde 
(Militärpaß, Abichied, Freifgein, Entlaßſchein u, ſ. w.), aus welder bas Richt: 
vorhandenſein wmilitärbienftliher Hinderniffe hervorgeht, zu liefern, 

19) Die infiruirenden Behörden find verpflichtet, fih in allen Fällen, in 
benen eine bienftlihe Verebelihungsbewilligung erforderlich ift, bie betreffende Ur: 
Funde vorlegen zu laſſen. 

Staatsdienftabfpiranten und Perfonen, welde nur vorübergehend im öffent: 
lichen Dienfte verwendet find, haben Feine bienftlihe Bewilligung beizubringen, 
wenn biejelben jedoch nicht darthun, daß fie ben bezüglich der Vereblihung folder 
Perſonen beftehenden Dienftvorjhriften Genüge geleitet Haben, fo ift ber betreffenden 
Disciplinarbebörbe von ber erfolgten Ausſtellung bes Verehelihungszeugniffes Nach— 
richt zu ertheilen. 

20) Der Beibringung einer Auswanbderungsbewilligung für bie Braut 
bedarf es nicht, wenn nad) ee Geſetzen bes Staates, Be em biejelbe angehört, 
die Staatsangehörigkeit durch Verheirathung mit einem Ausländer auch ohne eine 
derartige Bewilligung verloren gebt. 

21) Die den Gemeinden ober bem Kreisfiscalate zufommenden Ginfprüde 
dürfen nur berüdfichtigt werben, wenn fie rechtzeitig erhoben werben, 

Ueber die nach Art. 34 Abſ. II. von dem Bewerber zu ertheilenden 
weiteren Aufſchlüſſe ift urfundliher Nachweis in der Regel nur bann zu verlangen, 
wenn bezüglih ber Richtigkeit der Angaben bes Bewerbers erhebliche Zweifel 
obwalten. . * 

Alter, Stand und Heimat ber Braut, ſowie ihrer elwa vorhandenen Kinder 
find burd ein Zeugniß ber Gemeinbebehörbe ber Heimatgemeinde nachzuweiſen. 

In Bezug auf die Erholung ber bienftlihen Bewilligung für Staatsbiener ıc. 
beftimmt a. bie 4. B. vom 28. Aug. 1868 folgendes: 


Königlih Allerhöhfte Verordnung. 
(Die dienftlihe Berehelihungsbewilligung für Beamte und öffentliche Diener betr.) 


Ludwig I 
von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bei Khein, Herzog von Bayern, 
Franken und in Schwaben ꝛc. ꝛc. 


Wir finden Uns bewogen, im Hinblide auf bie Beflimmung in Art. 34 
Ziffer 3 des Geſetzes über Heimat, DVerehelihung und Aufenthalt vom 16. April 
1868 nad Vernehmung Unſeres Staatsrathes zu verorbnen, was folgt: 


8. 1. 
Alle im Dienfte des Staates, ber Kirche, einer öffentlihen Corporation 
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oder Stiftung nicht blos auf Ruf und Widerruf verwendeten Perſonen, deren 
Anſtellung von Uns unmittelbar oder von einer Staatsbehörde ausgeht, ſind 
verbunden, zur Verehelichung oder Wiederverehelichung die dienſtliche Bewilligung 
einzuholen. 


2 
Unſerer unmittelbaren Auerhdänen Entſchließung behalten Wir vor, bie 
Berehelihungsbewilligung für die Staatsminifter und Staatsräthe, fowie für bie 
im Gollegialrathsrange oder Über demſelben ftehenden Beamten Unſeres Staats: 
rathes. 


$. 3. 
Im Uebrigen wird bie bienftlihe Verehelihungsbewilligung ertheilt: 

1) den Beamten der Staatsminijterien, jowie dem bei leßteren nicht blos auf 
Ruf Fr Widerruf angeftellten Dienerperfonale von ben einfchlägigen Staats: 
minifterien ; 

2) ben unter dem Gollegialratbsrange ſtehenden Beamten bes Staatsrathes 
und ben bei leßterem nicht blos auf Auf und Widerruf angeftellten Dienern 
von dem Staatsminifterium des Innern, nad Einvernabme bes General: 
fecretärs bes Staatsrathes; 

3) ben Gefandten und den Gejandtfhaftsperfonale von bem Staatsminifterium 
bes k. Haufes und bes Aeußern; 

4) ben Präfidenten, Directoren, Räthen, Affefforen und ben übrigen auf gleicher 
Rangftufe befindlihen Beamten ber Gentral- und centralifirten &tellen, 

Gentralanftalten, Kreieregierungen, Appellations= Gerichten, proteftantifhen 

Gonfiftorien, ferner ben unmittelbar unter bem Staatsminifterium ber Juftiz 

ftebenden Beamten ber Staatsanwaltihaft, fowie ben Profefloren der Uni: 

verfitäten und ber polytechniſchen Hochſchule von ben vorgejegten Staats: 
minifterien ; 

ben Secretären, Regiftratoren, Rechnungscommifjären und Kanzliften, 
fowie den übrigen in diele Kategorien gehörigen Beamten ber eben erwißnten 

Stellen, dann bem bei denjelben nicht blos auf Ruf und Widerruf angejtellten 

Dienerperfonale von den betreffenden Präfibien, Directorien oder bezichungs: 

weife fonftigen Vorſtänden; 

ben Beamten ber vorftehend nicht genannten Behörben, Unterrichts: und 

fonfligen Anftalten von ben nächſt höheren Stellen oder Behörden, unter 

deren Disciplin fie ftehen, den nicht blos auf Ruf und Widerruf angeftellten 

Dienern jener Behörden und Anftalten von ben Borftänden berfelben ; 

6) den Notaren von ben Bezirfögerichten, in beren Sprengel fie ihren Sig haben; 

7) ben Geiftliden ber proteftantifhen Kirchengefellichaften von ben einjchlägigen 
Eonfiftorien; 

8) * Vollksſchullehrern von den vorgeſetzten Kreisregierungen, Kammern bes 

nnern. 


5 


— 


SA. 

Mit der Bitte um die BVerehelihungsbewilligung ift jederzeit die getroffene 
Wahl anzuzeigen. 

Die zur Ertheilung der Bewilligung zufländigen Stellen, Behörden ober 
Vorſtände haben fobann umfichtig zu würdigen, ob ber beabfichtigten Verbindung 
fein Bedenken vom Standpunkte des Dienftes entgegenftehe, und jofort, vorbe— 
Hera ber Beihwerbeführung im Nichtgewährungsfalle, das geftellte Geſuch zu 
beſcheiden. 

Hinſichtlich der Stempelanwendung zu ben Verehelichungegeſuchen und zu 
den genehmigenden Entſchließungen, ſowie hinſichtlich der Taxirung der letzteren 
haben die bisherigen Vorſchriften auch ferner in Anwendung zu kommen. 


$5. 
Die Ertheilung ber bienftlihen Verehelihungsbewilligung für die im Militär: 
* ſtehenden Individuen richtet ſich nach den besfallfigen bejonderen Dienſtes⸗ 
vorſchriften. 
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$ 6. 
Dur die dienftlihe Verehelihungsbewilligung wird das nad bem Geſetze 
über Heimat, Verehelihung und Aufenthalt vom 16. April 1868 erforderliche 
biftriftspoligeiliche Verehelihungszeugnig g feinem Falle erjegt. 


Gegenwärtige Verordnung tritt mit bem 1. September 1868 an bie Stelle 
ber Verordnung vom 2. Februar 1845, bie Ertheilung ber Verehelihungsbewilli- 
ung für bie k. Staatsbiener betr, und foll durch das Negierungsblatt und durch 
as Kreisamtsblatt der Pfalz veröffentlicht werben. 

und b) die Minifterial-Befanntmahung vom 20. Auguft 1868: 

Befanntmahung. 

(Die Vereheliung ber Staatsbienftadipiranten und ber nur wiberruflih im öffent: 
lihen Dienfte verwendeten Individuen betr.) 
Staatsminifterium des k. Haufes und bes Neußern, der Juſtiz, bes Innern, des 
Innern für Kirchen- und Echulangelegenbeiten, ber Finanzen, dann Staate- 
minifterium des Handels und ber öffentlichen Arbeiten. 

Seine Majeftät ber König haben bie Beitimmungen über die Ber: 
ebelihung ber Staatsbienflabfpiranten und ber nur widerruflih im Staatsdienſte 
verwendeten Individuen einer Mevifion unterziehen laffen und Allerhöchſt zu be: 
flimmen gerubt: 

41) Alle für einen äffentlihen Dienft, deſſen Uebertragung vom Staate: 
oberhaupte ober einer Staatsbehörde ausgeht, als Adfpiranten vorgemerften Per: 
fonen, fowie alle in einem derartigen Dienfte nur auf Ruf und Widerruf ver: 
wendeten Individuen haben vor ber Berehelihung oder Wieberverehelihung dem 
Vorſtande derjenigen Stelle oder Behörde, bei welder fie verwendet ober als 
Abipiranten ee find, eine fchriftliche Anzeige von ihrem Vorhaben und ber 
getroffenen Wahl zu erftatten. 

) Die einfommende Anzeige iſt fofort vom bienftlihen Stanbpunfte aus 
zu würdigen unb bienad) 

a) m bienftliches Bedenken nicht obwaltet, dies dem Betheiligten jchrift 
zu eröffnen, 

b) wenn aber ein dienſtliches Bedenken beiteht, dem Betheiligten befannt zu 
geben, daß er im falle des Vollzuges feiner Berehelihung die Entlaffung 
aus ber Verwendung, beziehbungsweife bie Streihung aus ber Lifle ber Be: 
werber um Anftellung zu gewärtigen babe. 

3) Individuen, welche unter Nichtbeachtung ber vorftehenden Vorfchriften 
eine Ehe fließen, find fofort von jeder dienftlichen Verwendung zu entfernen, 
beziehungsweife aus ber Lifte der Bewerber um Anftellung zu freichen. 

) Die Anzeigen, wie bie hierauf ergebenden Eröffnungen find tar» unb 
ſtempelpflichtig, allentalifige Erhebungen jebod als Amtsſache zu behandeln. 

5) Gegenwärtige Borfchriften treten mit dem 1. September 1868 an bie 
Stelle der Befanntmadhung vom 14. Jimi 1854, bie Verebelihung ber Staats: 
bienflabjpiranten und der nur vwiberruflih im Staatsbdienfte verwendeten Indi— 
vibuen betr, 

Münden, ben 20. Auguft 1868. 

Die dienſtliche Bewilligung bildet nur eine Vorbebingung für Ausfertigung 
bes polizeilihen Ehelihungsatteites. — 

Die Nachweiſe von Seite ber Braut über Schul- und Religionsunterricht, 
Leumund ꝛc. bilden fünftighin Feine gefegliche Vorbedingung für Ausftelung bes 
Ehelichungszeugniſſes. 

Einſpruchsrechte. 
Art. 35. 

Wird die Schließung einer Ehe beabfihtigt, fo ift dieſes durch 

Öffentlihen Anjchlag mit dem Beifügen bekannt zu machen, daß jene 
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Perſonen, welche gegen Schließung dieſer Ehe auf Grund civilrechtlicher 
Beitimmungen Einfprud erheben wollen, ihren Einſpruch binnen 10 
Tagen bei der Gemeindeverwaltung oder bei ber nad Art. 33 zuftändigen 
Diftriftsverwaltungsbehörde geltend zu machen haben. 

Diefe Bekanntmachung ift zu erlaffen und während 10 Tagen 
öffentlich anzubeften: 

1) von ber Verwaltung jener Gemeinde, in welcher beide Brautfeute 
ihren Aufenthalt haben; 

2) wenn bie Brautleute ſich nicht in berfelben Gemeinde aufhalten, 
von der Verwaltung jeder der beiden Gemeinden, in welcher die 
Braut oder der Bräutigam ihren Aufenthalt haben. 

Die Gemeindeverwaltung hat auf der Bekanntmachungsurkunde zu 
beftätigen, daß leßtere während 10 Tagen in der Gemeinde öffentlich 
angebeftet war. 

Iſt die Bekanntmachung in einer Gemeinde der Pfalz oder des 
Auslandes zu erlaflen, fo genügt die Beobadhtung der dort für Auf: 
gebote geltenden Vorſchriften. 

Wenn ein Betheiligter innerhalb ber geſetzlichen Frift einen auf 
civilrechtliche Beltimmungen fih gründenden Einſpruch erhebt, und 
binnen 10 Tagen nad) Abgabe der desfallfigen Erklärung nachweiſt, 
daß dieſer Einfpruch bei Gericht geltend gemacht worden ift, jo hat bie 
Diftriftsverwaltungsbehörde das in Art. 33 vorgefchrichene Zeugniß fo 
lange zu verfagen, bis durch Beibringung eines Beſcheides des zu: 
ftändigen Gerichts die Legale Befeitigung des erhobenen Einſpruchs 
nachgewiefen wird. 

Wurde innerhalb der geſetzlichen Frift zwar fein Einſpruch erhoben, 
ift e8 aber amtsbefannt oder aus bejtimmten Gründen wahrſcheinlich, 
daß gleichwohl der beabfichtigten Ehe ein civilrechtlihes Verbot bindernd 
im Wege fteht, jo hat die Diftriftsverwaltungsbehörde binnen längſtens 
brei Tagen nah Empfang der Belanntmachungsurkunde zu verfügen, 
daß durch Beftätigung des Stadt: oder Landgerichts, in deſſen Bezirk 
bie zunächſt von jenem Eheverbote betroffene Perfon ihren Wohnfi hat, 
das Nichtvorhandenfein oder die legale Befeitigung des in Frage ftehenden 
Ehehindernifjes nachgewiefen werde, und bat bis zur Beibringung diefes 
Nachweiſes das in Art. 33 vorgefhhriebene Zeugniß zu verweigern. 

(B.V. vom 29. Juni 1868, Ziff. XIV.) 

23) Die Behörden haben feine fürmlihe Unterfuhung über das Nicht: 
vorbandenfein civilrechtliher Ehebinderniffe zu pflegen, ſondern fi auf bas in 
Art. 35 vorgezeichnete Verfahren zu bejchränfen. 

Hienah müſſen bie bezüglihen Befanntmahungen und zwar unter Ans 
wendung bes beiliegenden Formulars Nr. V in allen Fällen erfaflen und ben 
Acten einverleibt werben. 

Wenn ber Bewerber bie Bekanntmachungen nicht unmittelbar bei ben zu: 
fländigen Gemeinbeverwaltungen veranlaßt und Fon Gefuh um Ausftellung bes 
Berehelihungszeugnifies beigefügt bat, fo it ber Erlaf der Befanntmadhungen ben 
Gemeinbebebörben aufzutragen. 

24) Ueber etwaige Einjprüche, welche bei ber Gemeinbeverwaltung erhoben 
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werden, bat biefe ein Protofoll aufzunehmen und ber zuftändigen Diftrifte: 
verwaltungsbehörde vorzulegen. 

25) Einſprüche, weldye fid nicht auf civilrechtlihe VBeflimmungen gründen, 
find von der Diftriftsverwaltungsbehörbe fofort durch förmlichen Beſchluß zurüd: 
zuweifen; bezüglih ber auf cibilrechtliche Beftiimmungen geftügten Einſprüche ift 
nah Art. 35 Abſ. V. zu verfahren; bie legterwähnten Einſprüche gelten auch 
dann als Tegal befeitigt, wenn deren Zurüdnahme von ben Einſprechenden fpäter 
bei der zuftändigen Diftriftsverwaltungsbebörbe erflärt worben iſt. 

26) In ben Fällen des Art. 35 Abſ. VI. find die Diftriftsverwaltngs: 
bebörben verpflichtet, dem Bewerber ben Nachweis der Iegalen Bejeitigung ber 
obwaltenden Hinderniffe aufzutragen. Dieſer Nachweis ift durd die Vorlage des 
in jener Gefegesftelle erwähnten gerichtlichen Beſcheides zu erbringen, infoferne 
ber Bewerber bie beftehenden Zweifel nicht von furzer Hand und zwar vor förm— 
lihem Erlaß der bezüglichen biftriktspolizeilihen Verfügung dadurch bejeitigt, baf 
er bie nothwenbigen Ledeife, 3. B. die Zuftimmungserflärungen ber Eltern oder 
Bormünder der Brautleute oder die gerichtlichen Beugniffe über die Abfindung 
ber erftehelichen Kinder, unmittelbar bei der infiruirenden Diftriftsverwaltungs: 
behörde producirt. 

Formular zu Art. 35. 


Formular V. 
Bekanntmadung. 

(Her) Vor: und Zuname bes Bräutigams 3. B. Here Arthur Meyer, 
ob ledig ober verwittwet ledig, 
Stand Kaufmann, 
Religion katholiſch, 
Wohnort wohnhaft zu München und 
Heimat heimatberechtigt zu Schwabing, 
eboren zu geboren zu Augsburg, 
Eopn bes N. N. und Sohn bes Oekonomen Johann Meyer 
ber N. N. Name und zu Schwabing und feiner Ehefrau 
Stand der Eltern zu N. Katharina, geborne Schmibt. 
ale mit (Fräulein oder rau) 
Bor: und Zuname ber Braut Müller, Anna, 
ob ledig oder verwittwet ledig, 
Religion fatbolifch, 
bisheriger Wohnort bisher wohnhaft und heimatberechtigt 

" Heimat zu Münden, 
eboren zu... geboren zu Feldmeching, 
ochter des N. N. (Name Tochter bes Kaufmanns Jakob ller 
und Stand bes Vaters) zu Münden und feiner Ehefrau 

zu N. N. und der N. N. Anna, geborne Schmidt. 


Name und Stand ber Mutter) 
eine Ehe zu fchließen. 1 
Perſonen, weldye gegen Schliegung biefer Ehe auf Grund civilredt: 
licher Beitimmungen Einfprucd erheben wollen, haben ihren Einſpruch binnen 
10 Tagen von ber Anbeftung biefer Bekanntmachung an gerechnet, bei ber unter: 
zeichneten Gemeindeverwaltung oder bei dem k. Bezirtsamte N. N.*) (Magiftrate 
N. N.) geltend zu maden. 
— A — 
L. 8. Die Gemeindeverwaltung (Magiſtrat) N. N. 
N. N. (Bürgermeiſter oder Gemeindevorſteher.) 
Angeheftet am .. ten ..... 18... 
Abgenommen am. „bill. 22... 18.. 
*) Hier ift das Bezirksamt (oder ber unmittelbare Magifirat) derjenigen 
Gemeinde, in welcher ber Bräutigam heimalberechtigt iſt, zu nennen. 
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Die unterzeichnete Gemeindeverwaltung (Magiftrat) bejtätigt, daß bie vor: 
fiehende Bekanntmachung 10 Tage in der Gemeinde öffentlih angebeftet war. 

Zugleich wird bemerkt, daß fein Einſpruch (oder falls ein folder erfolgte, 
„baß der in dem beiliegenden Protokolle aufgenommene Einſpruch““) bei der unter: 
zeichneten Gemeinbeverwaltung erhoben — 

.on00e am . ten..18. 


Art. 36. 
Die Gemeinde, in welder der Mann feine Heimat bat, Tann 
gegen Austellung des Verehelichungszeugniſſes Einſpruch erheben: 

I) wenn der Mann wegen Verbrehens oder Vergehens verurtheilt ift 
und fid) weder über Abbükung noch über Nachlaß der Strafe 
auszuweiſen vermag; 

2) wenn und fo lange ſich berfelbe wegen Verbrechens ober Vergehens 
in Unterfuhung befindet ; 

3) wenn berfelbe in ben ummittelbar vorhergehenden drei Jahren 
Öffentliche Armenunterftügßung beanſprucht oder erhalten hat; 

4) wenn und fo lange berfelbe ſich mit den ber Gemeindekaſſe oder 
Armenkfafje feiner Heimatsgemeinde gegenüber ihm obliegenden 
Leitungen im Rüdftande befindet; 

5) wenn und fo lange berfelbe unter Guratel ſteht. 


Die Geltendmahung des Einſpruchsrechts fteht in Landgemeinden 
dem Gemeindeausjhufle zu. In Gemeinden mit ftädtifcher Berfaffung 
ift der Magiftrat befugt, das Nichtvorhandenſein gefehliher Einſpruchs— 
gründe anzuerkennen, wenn biefes vollftändig nachgemwiefen oder amts— 
befannt ift. In zweifelhaften Fällen, jowie bei bem VBorhandenfein eines 
ungzweifelhaften Einfpruchsgrundes haben die Gemeindebevollmädytigten zu 
befchließen, ob Einſpruch erhoben werden foll. 

Hat der Mann eine angewiefene Heimat, fo fteht die Erhebung 
des Einfpruhs dem Fiscalate jenes Negierungsbezirkes zu, in welchem 
die angewiefene Heimatgemeinde liegt. 

Nur der Heimatgemeinde bes Ehemannes, und nur wegen Grünben, bie 
mit ber Perfon bes Mannes zufammenhängen, fleht ein Einſpruchsrecht zu. Ein 
Einfprud kann nicht erhoben werben, wenn bie im Art. 36 aufgeführten That: 
ſachen fi auf bie Braut beziehen. 


Art. 37. 


Wenn der Geſuchſteller nicht durch eine von ber Verwaltung feiner 
Heimatgemeinde ausgefertigte fhriftlihe Erklärung fofort nachweiſt, daß 
ein in Art. 36 begründetes Einſpruchsrecht nicht befteht, ober nicht gel: 
tend gemacht werben will, fo hat die Diftriftsverwaltungsbehörbe an bie 
Heimatgemeinde von bem Geſuche Mittheilung zu machen unter der Auf: 
forberung, einen etwaigen Einfprudh binnen ausſchließender Friſt von 
14 Tagen zu erheben. 

Iſt der Magiftrat der Heimatgemeindbe zugleih bie Diftriftsver: 
waltungsbehörde, und ift die Zuftänbigfeit der Gemeindebevollmächtigten 
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nad Art. 36 Abf. II. Gegründet, jo wird das Geſuch mit obiger Auf: 
forderung fofort den Gemeindebevollmächtigten zugeftellt. 

Die Mittheilung und Aufforderung ergeht von Amtswegen an 
das Kreisfiscalat, wenn der Geſuchſteller eine angewiefene Heimat bat. 

Ueber die gefeglihe Zuläffigkeit des erhobenen Einfpruds ent: 
ſcheidet die Diftritsverwaltungsbehörbe, 

Bon der getroffenen Entfcheidung ift den Betheiligten Kenntniß 
zu geben. 

Die Ausftellung des Verehelihungszeugniffes darf erft dann er: 
folgen, wenn ber Beſchluß, welher einen auf Grund von Art. 36 


erhobenen Einſpruch zurüdweilt, die Rechtskraft befchritten bat. 
(BB. vom 29. Juni 1868, Ziff. XV. und XVL) 

27) Die Magiftrate ber dem Kreisregierungen unmittelbar untergeorbneten 
Städte haben die in Art. 37 Abſ. I vorgefchriebene Aufforderung nur in zweifel- 
haſten Fällen oder bei dem Vorbandenfein eines unzweifelhaften Einfprudegrundes 
an bie Gemeindebevollmächtigten zu erlaffen, außerdem aber das Nichtbeftehen von 
Einſpruchsgründen einfach zu ben Acten zu conjtatiren. 

) Ueber die von ber Vertretung ber Heimatgemeinbe ober bem Kreis: 
fiscalate erhobenen Einſprüche ift, injoferne die legteren nicht fofort durch Urkunden 
erwiefen find, fummarifche Berhandlung zu pflegen; die Gemeinbebevollmächligten 
ber unmittelbaren Stäbte find befugt, zu biefen Verhandlungen einen Vertreter 
abzufenden, welcher die Intereffen der Gemeinde wahrzunehmen bat und zur Be: 
ſchwerdeführung bevollmädtigt werben Fann, bie übrigen Gemeinden werben bei 
jenen Verhandlungen durch einen Abgeorbneten ber Gemeindeverwaltung ver: 
treten, an te auch zunächſt die in Art, 37 Ab. I, vorgefchriebene Aufforderung 
u richten iſt. 
29) Die Beſchlüſſe Über erhobene Einſprüche find ben Belheiligten fchrift: 
lih und unter ausdrüdliher Belehrung Über das Beſchwerderecht zu eröffnen. 


XVI Zar: und Stempelpfligt. 


30) Die zur Beiheidung eines Gefuches um Austellung bes Verehelihungs: 
zeugnijies notbwendigen Verhandlungen unterliegen ber Tax- und Stempelpflict. 

Wird das Gejuh von einer Gemeindebehörde zu Protofoll genommen, fo 
fließt die biefür zu entrichtende Tare in die Gemeindefaife. 

Die Gemeinden find berechtigt, für ben Erlaß ber in Art. 35 vorgefchrie: 
benen Bekanntmachung, zu welcher ein Dreikreuzerſtempel zu verwenden ift, eine 
Tare von 36 fr. zu erheben. Für bie ner ber Befanntmahungsurkunde, 
welche ſtets von kurzer Hand zu erfolgen bat, ift Feine Tare zuläffig; ebenfowenig 
bürfen die Gemeindebehörben für diejenigen Erflärungen, welche jie auf Grund 
des Art. 36 zur Wahrung der Gemeinbeintereffen abgeben, Taren zu Gunften ber 
Gemeindekaſſe in Anſatz bringen; jeboch ift auch für dieſe Erflärungen ein Drei: 
freugerftempel zu verwenden. 


Befondere Beſtimmungen hinſichtlich der Pfalz. 
Art. 38. 

Beabſichtigt ein in den Lanbestheilen diesfeits des Rheins heimat: 
berechtigter Mann in der Pfalz eine Ehe zu fließen, fo darf diefe nur 
dann als geſchloſſen erklärt werden, wenn das im Art. 33 vorgefchrie: 
bene Zeugniß beigebradht ift. 

Wil ein in der Pfalz heimatberehtigter Mann in ben Lanbestheilen 
diesfeits bes Rheins eine Ehe ſchließen, jo barf bie Verehelihung nur 
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erfolgen auf Grund eines von der Diſtriktsverwaltungsbehörde jener 
Gemeinde, in welcher der Mann ſeine wirkliche oder angewieſene Heimat 
hat, ausgeſtellten Zeugniſſes, daß gegen die beabſichtigte Eheſchließung 
kein geſetzlich begründetes Hinderniß beſtehe. 

Die Ausſtellung dieſes Zeugniſſes iſt bedingt: 

1) durch die Beibringung ber in Art. 34 Abſ. I. Ziff. 1, 3 und A 
vorgefhriebenen Nachweiſe und durch Ertheilung der auf Grund 
des Art. 34 Abſ. II. geforderten Aufſchlüſſe; 

2) durch den Nachweis, daß die in Art. 63 des in der Pfalz gelten: 
ben Civilgeſetzbuches vorgefchriebenen Aufgebote vorgenommen 
worden find, daß in deren Folge fein Einfprudy gegen die beab— 
fihtigte Eheſchließung erfolgt oder der erhobene Einſpruch rechts: 
giltig befeitigt worden, und daß feit Vornahme jener Aufgebote 
noch fein Jahr verfloffen ift; 

3) durch den Nadyweis, daß bei der beabfichtigten Verehelihung den 
Beftimmungen ber Art. 144 — 164 des genannten Givilgefeß: 
buches nicht zumidergehandelt wird. 

Iſt ben vorftehenden Borausjegungen Genüge geleiftet, jo barf bie Aus- 
ſtellung des Berehelihungszeugniffes nicht verweigert werben. 

Nah pfälziſchen Geſetzen ift die Eheſchließung ein bürgerlicher Act und es 
fol durdy das gegenwärtige Geſetz an dem für bie Pfalz in Bezug auf Eingehung 
einer Ehe geltenden Geſetze nicht geändert werben. 

Auf Frauenzimmer finden die Bejtimmungen des Artifels Feine Anwendung. 

Angehörige ber biescheinifchen Negierungsbezirfe, welche ſich in der Pfalz 
verehelihen wollen, können zu biefem Acte nur zugelaffen werben, wenn fie ben 
für eine Verehelichung im diesjeitigen Bayern gegebenen Vorſchriften genügen, 
alfo ein von ber biesfeitigen heimatlichen Diftriftsverwaltungsbehörde ausgeftelltes 
Ehelichungsatteſt (Art. 33 u. ff.) beibringen. 

Diejes diftritspolizeilihe Zeugniß genügt zur Trauung vor bem- Givilftande- 
—ã eine kirchliche Trauung darf nur nach vorangegangener Civiltrauung 

attfinden, 


Verehelichung von Ausländern. 


Art. 39. 


Ausländer, welhe auf bayerifhem Gebiete ohne nah Bayern 
förmlich eingewandert zu fein, eine Ehe fließen wollen, haben ber 
Diftriftsverwaltungsbehörde des Ortes, an weldem die Eheſchließung 
erfolgen fol, den Nachweis vorzulegen, daß nad den im Heimatlande 
des Mannes geltenden Geſetzen diefe Eheſchließung zuläffig ift und bie 
jelben Wirkungen hat, wie wenn fie im Heimatlande felbjt erfolgt wäre. 

Iſt diefer Nachweis geliefert, fo hat die Dijtriftsverwaltungs: 
behörde ein Zeugniß auszuftellen, daß der Eheſchließung fein Hinderniß 
im Wege ftebe. 

Der Ausdrud „Ausländer“ bezieht fih nur auf Männer; ber 
Artikel ift alfo nur anwendbar in den Fällen, wo ein Mann, ber Aus: 
länder ijt und bleibt, fi in Bayern trauen Faffen will, gleichviel ob 
feine Braut eine bayerifhe Staatsangehörige oder eine Ausländerin ift, 


494 Heimat, Verehelichung und Aufenthalt. 


Beſchwerderecht. 
Art. 40. 


Gegen die Beſchlüſſe der Diſtriktsverwaltungsbehörde können die 
Betheiligten innerhalb einer Nothfriſt von 14 Tagen Beſchwerde an die 
vorgeſetzte Kreisregierung, Kammer des Innern, ergreifen, welche nach 
collegialer Berathung in zweiter und letzter Inſtanz zu entſcheiden hat, 
vorbehaltlich deſſen, was in dem Geſetze über den oberſten Verwaltungs: 
gerichtshof beftimmt werden wird. 

Als Betheiligte find zu erachten: 

1) derjenige, dem die Ausftellung des Zeugniffes verweigert wird; 

2) die gefeßlichen Bertreter der Gemeinde oder des Fiscus, wenn 
ein auf Grund des Art. 36 von ihmen erhobener Einfprud zu: 
rückgewieſen wurde; 

3) diejenigen Privatperfonen, deren auf Grund des Art. 35 erhobe: 
ner Einſpruch feine Berüdfichtigung fand. 


Strafbeftimmmmgen. 
Art. 41. 


Angehörige ber diesrheinifhen Lanbestheile werden, wenn fie im 
Auslande eine Ehe fließen, ohne vorher das in Art. 33 vorgefchriebene 
Zeugniß erhalten zu haben, mit Gelb bis zu 100 fl, oder mit Arreft 
bis zu 30 Tagen beitraft. 

Art. 52 Abi. 2 und 3 bes P.St. G. B. bleibt in voller Kraft. 

Die Strafbeftimmung des Art. 41 trifft nur Männer. 

Auf die Pfalz ift Art. AL nicht anwendbar. 


Art. 42. 


Auf Geiftlihe und andere zur Vornahme einer Trauung bered- 
tigte Perfonen in den Landestheilen biesjeits bes Rheins finden, wenn 
fie eine Trauung vornehmen, che das in Art. 33, in Art. 38 Abf. 2 
oder in Art. 39 vorgejchriebene Zeugniß beigebracht war, die Beftim: 
mungen ber Art. 390 und 392 des St.G.B. Anwendung. 

Civilſtandsbeamte in der Pfalz unterliegen den Strafbeftimmungen 
der Art. 391 und 392 des St.G. B.: 

1) wenn fie die Ehe eines Wehrpflichtigen, welcher feiner allgemeinen 
Wehrpflicht zum Dienfte in der activen Armee noch nicht Genüge 
geleiftet hat, als geſchloſſen erflären, bevor bie im Geſetze vom 
30. Jan, 1868, die Wehrverfafiung betr, Art. 30 Abf. 1 ver: 
geichriebene Erlaubniß der Militärbehörde beigebradht war; 
wenn fie eine Ehe, auf welde die Beitimmungen des Art. 38 
Abi. 1 oder des Art. 39 anwendbar find, als geſchloſſen er: 
Hären, bevor das daſelbſt vorgefchriebene Zeugniß beigebracht war. 
Der Art. 340 des St. G. B. beftimmt bereite: 


„Geiſtliche und andere Religionsdiener in ber Pfalz, welche bie kirchliche 
Trauung vornehmen, ohne daß ihnen nachgewiefen ift, daß vorher eine Heirate- 


to 
— 
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urkunde von dem Givilftandebeamten aufgenommen worden fei, find an Geld bis 
zu breifundert Gulden zu beftrafen. Im Wiederholungsfalle ift auf Gefängniß 
bis zu ſechs Monaten zu erfennen, womit Geldftrafe bis zu 300 fl. verbunden 
werben kann.“ 


Und Art. 392 beftimmt:; 


„Die in Art. 390 und 391 enthaltenen Strajbeftimmungen kommen aud) 
bann zur Anwendung, wenn ben bafelbjt bezeichneten Handlungen Fabrläffigteit 
zu Grunde liegt.‘ 


Titel IT. Bom Aufenthalte, 


Anfenthaltsredht der Juläuder. 
Art. 43. 

Jeder Angehörige des bayerifhen Staates ift berechtigt ſich außer: 
balb feiner Heimat in jeder Gemeinde des Königsreihs aufzuhalten, jo: 
ferne nicht gefeglihe Hindernifje entgegenfteben. 

Ausländer, welche in Bayern eine vorläufige Heimat angewiefen 
ift, find bezüglic des Aufenthaltes wie Inländer zu behandeln. 

(B.B. vom 29. Juni 1868, zu Tit. III. Ziff. XVII.) 

31) Das Geſetz unterjheidet weber bezüglich ber Aufenthaltsfreibeit noch 
bezüglich der Aufenthaltsbefhränfung zwiſchen einem dauernden und einem vor 
übergebenden Aufenthalt. 

32) Die in —— Geſetzen namentlich in der Strafgeſetzgebung begrün— 


beten Aufenthaltsbeſchraͤnkungen werden durch die Beſtimmungen des vorliegenden 
Geſetzes nicht berührt, 


Art. 44. 


Wer fid) in einer fremden Gemeinde aufhält, hat binnen 8 Tagen 
nad ber Ankunft bievon der Ortspolizeibehörde, in München der f. Poli: 
zeidirection, nah Maßgabe der oberpolizeilihen oder ortspolizeilichen 
Vorſchriften Anzeige zu erjtatten. 

Nichtbeachtung diefer Vorſchrift, welche auf die in Art. 48 be: 
zeichneten Perſonen feine Anwendung findet, wird an Geld bis zu 10 fl. 
beftraft. 

Ueber die erfolgte Anzeige hat die Ortspolizeibehörde tarfreie Be: 
fheinigung zu ertheilen, welde den zur Leiftung von Krankenkaſſebei— 
trägen gejeßlich verpflichteten Perſonen erft dann behändigt werden foll, 
wenn fie die erftmalige Bezahlung des treffenden Beitrages nachgewiefen 
haben. 

Die k. Polizeidirection Münden ift verpflichtet, von ben nad) 
Abſ. I. ihr erftatteten Anzeigen wenigftens einmal wödhentlid dem Ma: 
giftrate vollftändige Mittheilung zu machen. 

(BR. vom 29. Juni 1868, Ziff. XVII.) 

33) Als „fremde Gemeinde” im Einne des gegenwärtigen Geſetzes gilt 
jede inländifhe Gemeinde, in welder die Perfon, deren Aufenthalt in Frage if, 
weber Bürgerrecht noch Heimat befißt. 

34) Alle bie Aufenthaltsfarten und Aufenthaltsgebühren betreffenden Bor: 
I&priften treten mit dem 1. September d. 36. außer Wirffamfeit; die Art. 82, 85 
und 86 bes P.St. G. B. bleiben auch ferner aufrecht. 
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35) In Gemeinden, in benen bie Erftattung von Auferthaltsanzeigen 
nicht ausdrücklich durch ober- oder ortöpolizeilihe Vorſchrift angeordnet ift, And 
bie fremden von ber in Art. Ad des Geſetzes erwähnten Verbindlichkeit befreit. 

Die Regelung ber Anzeigepflidyt wird bis auf Weiteres ben Drtspolizeibehör: 
ben anheimgegeben. Dieſelben find hienach insbefondere befugt, den Termin von 
8 Tagen im Allgemeinen oder für einzelne Kategorien zu verlängern und die Art 
und Form der Anzeigen, aus benen ſtets Namen, Stand, Alter, Heimat und 
Wohnung bes Fremden und der etwa bei ihm befindlichen Familienangehörigen, 
banı der Tag der Ankunft, fowie ber Zweck und die muthmaßliche Dauer bes 
Aufenthaltes hervorgehen muß, vorzufdreiben. 

Bei ber nah Art. 34 des P.St. G.B. vorzunehmenden Prüfung ber bes 
treffenden ortspolizeilichen Vorſchriften werden die Kreisregierungen, K. d. J. barauf 
ſehen, daß das reiſende Publikum nicht unnöthig beläſtigt werde. 

36) Wenn einzelne Gemeinden es unterlaſſen, die im Intereſſe ber öffent— 
lihen Eicherheit oder zur Führung ber nachſtehend in Ziff. 38 erwähnten Fremden: 
verzeichniffe notbiwendigen Anordnungen zu treffen, fo haben bie Streisregierungen, 
KR. d. J., das Erforderliche durch oberpolizeflihe Vorfchriften zu verfügen. 

37) Die Ortspolizeibehörbden find verpflichtet, auch dann, wenn Aufent: 
haltsanzeigen in der Gemeinde nicht vorgefchrieben find, bie freiwillig erftatteten 
Anzeigen entgegenzunehmen und tarjreie Bejcheinigung hierüber zu ertheilen. 

38) Es erfcheint im Hinblid auf die Beſtimmungen der Art. 6 und 7 des 
Geſetzes jowie aus jonjtigen Gründen nothwendig, daß in jeder Gemeinde über 
alle Fremde, welche daſelbſt einen ſtändigen Aufenthalt nehmen, forgfältige Auf: 
zeichnungen beitehen. Die Ortspolizeibehörben haben daher für folche, nicht ohne: 
dem in bejonderen Berzeihniflen z. B. in den Dienftbotenregiftern vorgemerfte 
Fremde eigene Bögen anzulegen, ſolche in alphabetiicher Ordnung zu fammeln 
und während ber Aufenthaltsdauer aufzubewahren. Diefe Bögen, deren Aus: 
füllung den Fremden felbit ftatt der Aufentbaltsanzeigen aufgetragen werden fann, 
müſſen flets evident gehalten werben, zu welchem Befufe Bau) zu dringen ift, 
baß die in Art. 82, 85 und 86 bes P. St. G.B. erwähnten Anzeigen pünktlich er: 
ftaitet werben. 

Die entiprehende Führung und Goibentbaltung der vorfiehend angeord- 
neten Aufzeichnungen und Sammlungen ift von ben vorgejegten Behörden zu 
überwachen. 

39) Ob und im welcher Meije Aufzeihnungen über Fremde, welde nur 
einen vorübergehenden Aufenthalt nehmen, zu führen find, das bemißt ſich nad) 
ben örtlichen Bedürfniffen, 

40) Bezüglich der Verhältniffe der Haupt: und Reſidenzſtadt Münden 
bleibt beſondere Entſchließung vorbehalten. 


Zuläfligkeit der Ausweifung. 
Art. 45. 

Unter Borbehalt der VBorfchrift des Art. 21 kann durch die zus 
ftändige Bolizeibehörbe der Aufenthalt in einer fremden Gemeinde nad 
Maßgabe folgender Beftimmungen verboten werben: 

1) Berjonen, welche nicht binnen 4 Wochen nad) ergangener Auf: 
forderung genügenden Nachweis über ihre Heimatberechtigung lie: 
fern, kann der Aufenthalt für fo lange unterfagt werden, als 
jener Nachweis nicht geliefert iſt; 

2) Perfonen, melde von der Gemeinde Armenunterftüßung bean: 
ſpruchen oder erhalten, können auf Antrag ber Gemeindeverwal— 
tung für die Dauer von 3 Jahren aus ber Gemeinde weggewieſen 
werden, wenn fie nicht während ber zwei unmittelbar vorher: 


Aufenthalt. 497 


gehenden Jahren in ber Gemeinde Abgaben für Armenzwede bes 
zahlt oder Gemeindebienfte geleiftet haben, und wenn feit dem 
Tage, an welhem fie zulegt Armenunterftüßung beanfprudyt oder 
erhalten haben, noch nicht volle ſechs Monate verfloſſen find. 

Will die ausgewiefene Perfon vor Ablauf von 3 Jahren ihren 
Aufenthalt wieder in der Gemeinde nehmen, jo hat fie den Beſitz 
zureichender Unterhaltsmittel darzuthun. 

Die gefeßlihe Verbindlichkeit der Aufenthaltsgemeinde, in Krank: 
heitsfällen oder in fonjtigen Fällen dringender Noth die unent: 
behrlihe Hilfe zu leiften, wird durch gegenwärtige Beltimmung 
nicht aufgehoben. 

3) Perfonen, welche mit ihren der Aufenthaltsgemeinde ſchuldigen 
Abgaben Länger als ein Jahr vom Berfalltermine angerechnet, im 
Rückſtande bleiben, Fönnen auf Antrag der Gemeindevermwaltung 
ausgewiefen werben, find jedoch nad erfolgter Zahlung des ſchul— 
digen Betrages zur Rückkehr befugt. 

4) Perfonen, welche fi in einer Gemeinde aufhalten, um daſelbſt 
Dienft oder Arbeit zu fuchen, können aus der Gemeinde, wenn 
fie innerhalb der ihnen gewährten angemefjenen Frift weder ein 
ftändiges Unterfommen oder eine ihren Unterhalt fichernde Ber 
ihäftigung finden, noch den Beſitz hinreichender Unterhaltsmittel 
barzuthun vermögen, für die Dauer von 3 Monaten weggewieſen 
werden, find jedoch fchon früher zur Rückkehr befugt, wenn für 
fie ein folches Unterfommen oder eine folde Beſchäftigung gefun: 
ben ift, 

Auf Perfonen, welde in der Gemeinde einen felbftftändigen 
Sewerböbetrieb angemeldet und innerhalb ber ihnen gewährten 
angemefjenen Frift wirklich begonnen haben, ift vorftehende Be— 
ftimmung nicht anwendbar. 

5) Berfonen, welche wegen Verbrechen oder wegen eines Vergehens 
gegen die Gittlichfeit oder wegen Vergehens des Diebitahls, ber 
Unterfchlagung, des Betrugs, der Hehlerei oder der Fälſchung, 
oder innerhalb Jahresfriſt wiederholt wegen Felddiebſtahls, Feld-, 
Forſt- oder Jagdfrevels, endlich Perfonen, welche wegen Arbeits: 
ſcheu, Landftreicherei, Bettels, Gaufelei oder gewerbsmäßiger Un— 
zucht zu einer Freiheitsitrafe verurtheilt worden find, können 
in ber Zeit von ber Rechtskraft des Urtheils bis zum Ablauf 
zweier Jahre nach Beendigung des Strafvollzugs für die Dauer 
von zwei Jahren, im welche jebod die Zeit der Haft nicht ein— 
gerechnet wird, ausgeiwiefen werben. 

6) Perfonen, welche wegen einer im Gemeindebezirke verübten ſtraf— 
baren Handlung nah Art, 204 Abſ. I. des St. G.B. oder nad) 
Art. 333 Abſ. I. des St.GB. oder als Beranftalter eines 
verbotenen Spieles nah Art. 104 des P.St. G. B., desgleichen 
Perfonen, welde binnen Jahresfriſt wiederholt wegen einer im 

Rar, Handbuch ber bayer. Diftr. Berw.Behörben, III. Aufl. 32 
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Gemeindebezirke verübten Webertretung der Art. 95, 211, 212 
oder 214 des P.St. G. B. verurtbeilt worden find, können in ber 
Zeit von der Rechtskraft des Urtheils bis zum Ablauf eines Jahres 
nad) Beendigung des Strafvollzuges für die Dauer von zwei 
Jahren, in welche jedoch die Zeit der Haft nicht eingerechnet wird, 
ausgewiefen werden. 

7) Weibsperfonen, welde offenkundig mit ihrem Körper ein unzüch— 
tiges Gewerbe treiben und die Gelegenheit hiezu auf öffentlicher 
Straße auffuchen, dann jene Perſonen, welche offenkundig an dem 
Erträgnifje des unzüchtigen Gewerbes Antheil haben, können für 
die Dauer von zwei Jahren aus der Gemeinde weggewiefen werden. 

8) Iſt im Gemeindebezirke die öffentliche Sicherheit dur eine Hand— 
lung gejtört worden, zu deren Unterdrüdung das Aufgebot ber 
bewaffneten Macht erfolgte oder gefeßlich zuläffig war, fo können 
Perfonen, melde an der Sicyerheitsftörung oder an den Bor: 
bereitungen biezu Theil genommen oder biezu aufgefordert haben 
— unbeſchadet der Strafverfolgung — für die Dauer eines Jahres 
aus ber Gemeinde weggewiefen werben. 

Die Grlafjung eines ſolchen AufentHaltsverbots ift aber nur 
ftatthaft jo Lange die Nubeftörung dauert, oder deren Wieder: 
bolung zu befürchten ift. 

Ebenfo können Perfonen, melde einer Betheiligung an ben 
Ruheftörungen dringend verdächtig find, innerhalb desfelben Zeit: 
raumes und für die gleiche Zeitdauer ausgewiefen werden, wenn 
fie weder ftändigen Arbeitsdienft noch ausreihende Unterhalts: 
mittel haben. 


9) Studirende oder Zöglinge einer Unterrichtsanftalt, welche zur 
Strafe entlafjen worden, oder ohne Vorwifjen ihrer Eltern oder 
Bormünder ausgetreten find, dann entwicdhene oder entlafjene Lehr: 
linge können binnen 3 Monaten nad) der Entfernung von der 
Anstalt oder Lehre für die Dauer eines Jahres aus der Gemeinde 
weggewiefen werden, wenn bie Familie, welcher jie angehören, 
nicht in diefer Gemeinde ihren Wohnfik hat. 

10) Minderjährige Perſonen, welde fi) ohne Bewilligung ihrer Eltern 
oder Vormünder in einer fremden Gemeinde aufhalten, fünnen 
auf Antrag des Inhabers der elterlihen oder vormundſchaftlichen 
Gewalt ausgewiefen werden, Blödfinnige oder Geiftestranke, welche 
fid) der Obhut jener Perfonen, welchen ihre Bewachung obliegt, 
eutzogen haben, können bdiefen Perſonen oder deren Bevollmäch— 
tigten übergeben oder an die Gemeindebehörde des Wohnfiges der 
gedachten Perſonen abgeliefert werden, 

(BB. vom 29. Juni 1868, Ziff. XIX.) 
41) Eine polizeiliche Ausweifung darf nad Mafigabe des gegenwärtigen 
Gefepes nur dann verfügt werden, wenn eine der in Art. 45 bezeichneten Vor— 
ausſetzungen vorliegt und in den Fällen des Art. 45 Ziff. 4— 10 überdies con— 
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fiatirt ift, daß bie Öffentliche Sicherheit ober Sittlichfeit durdy den Aufentbalt ber 
betrefjenden Perfon in ber Gemeinde gefährdet wird; dieſe Vorbebingungen find 
baber in jedem biefer einzelnen Fälle unter Vernehmung ber Betheiligten actens 
mäßig feftzuftellen. Erſcheint hienady ein Aufentbaltsverbot veranlakt, fo ift das— 
felbe in einem fürmlihen mit Gründen verfehenen Beichluffe auszufprehen, In 
bem Beichluffe ift die Perfon, welde ausgewiefen werden foll, fowie bie Zeit, 
innerhalb beren fich diejelbe aus der Gemeinde zu entfernen hat, und die Dauer 
des Nufentbaltsverbotes genau zu bezeichnen, aus ben Gründen aber müſſen fowohl 
bie entſcheidenden Beweisrefultate als aud; die maßgebenden Gejegesftellen zu 
entnehmen fein. 

Hat eine Gemeinde ben Antrag auf Ausweifung geftellt, fo ift auch dann, 
wenn ber legtere nicht gerechtfertigt befunden wird, fürmlicher Beſcheid zu erlaffen. 

Die Beichlüffe find den Betheiligten unter Belehrung über das Beſchwerde— 
recht und in den Fällen des Art. 52 Abf. III. unter dem ausorüdlichen Beifügen, 
daß ber Beſchwerde Feine aufſchiebende Wirkung zufomme, entweder ſchriftlich oder 
zu Protofoll zu eröffnen. 


Art. 46. 

Die Ausmweifung erjtredt ſich — vorbehaltlich ihrer ciwilrechtlichen 
Folgen — nur auf diejenigen Perjonen, gegen welche ein gefeßlicher 
Ausweifungsgrund vorliegt. 

Art. 47. 


Das Aufenthaltsverbot kann auch auf benachbarte Gemeinde 
bezirfe erftvedt werden, wenn ohne ſolche Ausdehnung eine DVereitelung 
bes Zweckes der Ausweifung zu befürchten wäre, 

Iſt in einem Bezirke das Standrecht verfündigt, fo kann die auf 
Grund des Nrt. 45 verfügte Ausweilung einer Perſon, welde in Feiner 
Gemeinde des Berwaltungsbezirkes Bürgerreht oder Heimat befitt, auf 
diejen ganzen Bezirk ausgedehnt werben. 

(8.8. vom 29. Juni 1868, Ziff. XX.) 

42) Befindet fi bie benachbarte Gemeinde, auf welche das Aufenthalts: 
verbot erfiredt wird, in dem Bezirke einer anderen Diftriftspolizeibehörde, fo if 
biefe von dem Ausweiſungsbeſchluſſe, fobald berfelbe die Rechtskraft bejchritten 
bat, in Kenntniß zu jeßen. 

Art. 48. 


Angehörige des bayerifhen Staats, welde auf Grund ihrer An: 
ftellung im Dienfte des Staats, der Kirche, der Gemeinde, einer öffent: 
lichen Körperfchaft oder Stiftung oder zur Erfüllung einer geſetzlichen 
Pfliht in einer Gemeinde ſich aufzuhalten genöthigt find oder welde in 
ber Gemeinde das Bürgerreht ohne Heimatrecht beiten, können aus 
diefer Gemeinde nicht weggewieſen werden. 

Art. 49, 

In den Fällen des Art. 45 Ziff. 2 und 3 kann eine Ausweifung 
nur auf Antrag der Gemeindeverwaltung erfolgen, und muß biefelbe 
von der Polizeibehörde verfügt werden, wenn jener Antrag vorliegt. 

In allen übrigen Fällen kann das Aufenthaltsverbot auf Antrag 
ber Gemeindeverwaltung oder von Amtswegen erlajfen werden, jedoch 
nur dann, wenn befondere Verhältniffe die Annahme begründen, daß bie 
Öffentliche Sicherheit oder Sittlichkeit durch die Anmwefenheit der betreffene 
den Perfonen in der Gemeinde gefährdet wird. 

323 * 
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(BB. vom 29. Juni 1868, Ziff. XXL.) 

43) Zur Stellung des in Art. 49 Abſ. I. erwähnten Antrages find in 
Gemeinden mit ftädtiicher Verfaſſung die Magiftrate, in den pfälzifchen Gemeinden 
bie Gemeinberäthe und in ben übrigen Gemeinden bie Gemeindeausichüffe befugt. 

at der Magiſtrat einer ber Kreisregierung unmittelbar untergeordneten 
Stadt die Ausweilung zu verfügen, jo ift ein befonderer Ausweifungsantrag nicht 
nothwendig, dba der Magiitrat in feiner doppelten Eigenfchaft als Vertreter ber 
Gemeinde und als Diftriftspolizeibehörde handelt. 


Aufenthaltsrecht und Ausweifung der Ausländer, 


Art. 50. 

Auch Ausländern ift der Aufenthalt im jeder Gemeinde des König: 
reichs gejtattet, wenn fie fidy über ihre Staatsangebörigkeit und Heimat 
genügend ausweifen und wenn ihrem Aufenthalte ein gefeßliches Hinder— 
niß nicht entgegenfteht. 

Die Beitimmungen der Art. 44— 47 und be Art. 49 finden 
auch auf Ausländer Anwendung. 

Die zuftändige Polizeibehörbe ift überdies befugt, gegen jeben 
Ausländer, dem auf Grund des Art. 45 der Aufenthalt in einer Ge: 
meinde unterfagt wird, für die Dauer diefes Aufenthalts = Verbots auch 
bie Wegweifung aus dem Königreiche zu verfügen, wenn es im öffent: 
lichen Intereſſe geboten erfcheint. 

Außerdem ift das Staatsminifterium bes Innern bereibtigt, aus 
Gründen der inneren oder Äußeren Sicherheit de8 Staats einen Aus: 
länder aus dem Königreiche wegzumeifen. 

Endlich Hat die Staatsregierung das Recht die Aufenthaltsbefugniß 
von Ausländern in Bayern durch Verordnung denfelben weiter gehenden 
Beſchränkungen zu unterwerfen, welchen bayeriſche Staatsangehörige 
rücfichtlich ihres Aufenthaltes im Heimatlande jener Ausländer unter: 
worfen find. 

Ausländer werben in Lug auf den Aufenthalt gleih ben Inländern 
behandelt; fie haben jedoch den Nachweis ber Stantsangebörigkeit als Bor: 
bedingung ihres Aufenthaltes beizubringen. 

Ueber die Form dieſes Nachweiſes find entweder die befonderen Staats: 
verträge maßgebend, und fommt bier insbefonbere bie Gothaer Uebereinfunft, fo 
wie ber Bertrag vom 8. Juli 1867, die Fortdauer des Zoll: und Handelsvereing 
(Geſ. Bl. 1867 ©. 90 u. fi.) und die Entſchließung des k. Staatsminifteriums 
bes Handels und ber öffentlichen Arbeiten vom 31. Juli 1868 in Betracht, wonach 
in Bezug auf bie Ausftellung bezw. Ergänzung der Gewerbslegitimationskarten 
für die Angehörigen ber contrahirenden Gebietstheile nunmehr die Borfjchriften 
ber Minift.Entihl, vom 23. Februar 1864, 13. Mai 1864 und 22. Dez. 1865 
(Kr. A. Bl. v. Mittelir. 1864 ©. 366 und 485, und von 1866 ©. 9) gleihmäßig 
zur Anwendung fommen, oder gejeglihe und verorbnungsmäßige Beſtimmungen, 
in welcher Beziehung zunächſt auf das Gefeß vom 30. Januar 1868, G.BL. 309, 
das Gewerbsweſen betr. Art. 2 Abf. 2, Art. 20 — 24 incl. und bie hiezu er: 
Iofjenen k. Verordnungen: 

a) vom 28. April 1868, R.Bl. ©. 714 u. ff., den Gewerbsbetrieb im Umher— 
ziehen und den Haufirhandel betr., 9 1, 
b) vom 25. Juni 1868, ben Handel mit Landesprobucten im Umherziehen betr., 
$ 2, RB. ©. 1026, 
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c) vom 25. Juni 1866, ben Marftverfehr betr., R.Bl. 1868 ©. 1030, $ 5 
Ab 


d) vom 3. Juli 1868, R.Bl. S. 1162, bie Schau: und Vorfiellungen betr., $ 9, 
verwiefen wird. 


(8.8. vom 29. Juni 1868, Ziff. XXIL) 


44) Das Gefep gebt von dem Grunbgebanfen aus, daß auch ber Auf: 
enthalt eines Ausländers nicht ohne triftigen Anlaß beſchränkt werben jolle; bie 
Behörden haben daber auch Ausländern gegenüber nah Maßgabe der oben zu 
Urt. 45 erlaffenen Borfchriften zu verfahren. Da jedoch das längere Verweilen 
eines heimatlofen Ausländers in Bayern Berbindlichkeiten für den Staat erzeugen 
fan, jo haben bie Bebörben in allen Fällen, in denen begründete Zweifel über 
bie Staatsangehörigkeit eines Fremden obwalten, auf die rechtzeitige Lieferung bes 
Heimatnachweifes zu dringen; wird biefer —— ſo iſt die Ausweiſung zu 
verfügen, wobei die Behörden an bie in Art. 45 Ziff. 1 bezeichnete Friſt nicht 
ebunden find, dba bas Recht zum Aufenthalte in Bayern für Ausländer nad 
Art, 50 Abſ. I. erft dann entſieht, wenn fie fi über ihre Staatsangehörigfeit 
und Heimat genügend ausweifen. 

45) fremden Schüblingen, welche durch Bayern transportirt werben follen, 
ift der Eintritt nur zu geftatten, wenn bie Aufnahme in dem anfer Bayern 
elegenen Schubziele ober die Möglichkeit eines fofortigen Nüdtransportes außer 

weifel fteht und bezüglich der Transportfoften feine Anſtände obwalten. 

Bei Durdtransporten Angeböriger eines ber Webereinfunft wegen Weber: 
nahme von Ausgewiejenen d. d. Gotha den 15. Juli 1851 beigetretenen Staates 
find die Beftimmungen in $ 8 biefer Uebereinkunft und in Ziff. 5 bes hiezu ge: 
Be Schlußprotofolles d. d. Eiſenach den 25. Auli 1854 zu beadhten. Die 

often eines derartigen Durcdtransportes innerhalb des bayeriſchen Staatsgebietes 
N dem bayerifhen Staate getragen. (ME. vom 25. Yebruar 1860 

46) Die Wegweifung aus dem Gtaatsgebiete darf nur dann verfügt 
werben, wenn berjelben weder thatfächliche noch in Staatsverträgen begründete 
Hinberniffe entgegenftehen, binfichtlich des Vollzuges folder Beſchluͤſſe werden bie 
Behörden Br Aria auf die Beitimmungen in $ 8 ff. der Gothaer Uebereinkunft, 
dann auf das Schlußprotofoll vom 25. Juli 1854 Ziff. 8 und das Schlußprotofoll 
vom 29. Juli 1858 Ziff. 4, fowie auf das Separatprotofoll vom gleihen Tage 
aufmerffam gemacht. 

47) Erſcheint die Wegweifung eines Fremden nah Mafgabe bes Art. 50 
Abſ. IV. veranlaßt, fo ift unter Vorlage der bezüglihen Acten an bas unter: 
zeihnete Staatsminifterium Bericht zu erftatten. 

48) Jede rechtskräftig verfügte Wegweifung eines Ausländers aus dem 
bayerifhen Staatsgebicte ift nah Maßgabe der Minifterialentfchliegung vom 12. 
November 1867 Nr. 17,720 dur das Gentralpolizeiblatt zu veröffentlichen. 

49) Die auf den Vollzug ber Wegmweifung eines mittellofen Ausländers 
innerhalb des Staatsgebietes erwachſenden Koften fallen, foweit nicht Staats: 
verträge etwas Anderes verfügen, dem Aerare zur Laft. 

50) Die Beilimmungen bes Strafgefegbuches und des Polizeiſtrafgeſetzbuches 
über Landesverweifung, dann die Verträge über Auslieferung von Verbrechern und 
Deferteuren werben durch Art. 50 des Geſetzes nicht berührt. 


Zuftändigkeit. 


Hrt. 51. 
Zuftändigfeit zur Erlafjung eines Aufenthaltsverbots auf Grund 
des Art. 45 und zur Wegmweifung aus dem Königreihe auf Grund 
bes Art. 50 Abſ. III ift in I. Inftanz die Diftrittspolizeibehörde jener 
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Gemeinde, aus welcher zunächft eine Perfon ausgewiefen werben fol, in 
Münden bie k. Polizeidirection. 


Beſchwerderecht. 
Art. 52. 

Beſchwerden gegen die Beſchlüſſe erſter Inſtanz werden von der 
Kreisregierung, Kammer des Innern, nach collegialer Berathung in 
zweiter und von dem Staatsminiſterium des Innern in letzter Inſtanz 
entſchieden, — vorbehaltlich deſſen, was das Geſetz über die Errichtung 
eines oberſten Verwaltungsgerichtshofes beſtimmen wird. 

Zur Beſchwerdeführung ſind berechtigt: 

1) Perſonen, deren Aufenthalt in Frage iſt; 
2) Gemeindeverwaltungen, deren Antrag auf Ausweiſung einer Perſon 
abgelehnt wurde. 

Die Beſchwerden ſind an eine Nothfriſt von 14 Tagen gebunden 
und haben, wenn ein ſofortiger Vollzug des Ausweiſungsbeſchluſſes im 
öffentlichen Intereſſe geboten erſcheint, keine aufſchiebende Wirkung. 

Die Beſchwerden können bei der erſten Inſtanz ſchriftlich eingereicht 
oder mündlich zu Protokoll gegeben werden. 

Alle durch Erlaſſung eines Aufenthaltsverbots hervorgerufenen 
Verhandlungen ſind von der Tax- und Stempelpflicht befreit. 

(BB, vom 29. Juni 1868, Ziff. XXIII.) 


51) Wenn ber Beichwerbe feine auffchiebende Wirfung zukommen foll, fo 
ift dies im Beſchluſſe ausbrüdlih anzuführen und zu begründen. 


Titel V. Schlußbeſtimmungen. 


Art. 53. 
Segenwärtiges Gefeß tritt mit dem 1. Sept. 1868 in Wirkfamteit. 
Mit demfelben Tage erlöfhen alle entgegenftehenden Geſetze und 
Verordnungen; insbeſondere: 

„das Geſetz vom 11. September 1825, die Heimat betr. ; 

die Sefete vom 11. September 1825 und vom 1. Juli 1834, bie 
Anfäffigmahung und BVerebelihung betr.; 

das Geſetz vom 24. Dezember 1849, bie Ergänzung des revidirten 
Geſetzes über Anfäffigmahung und Berehelihung bezüglich der Schul- 
lehrer betr.; 

der Art. 81 des Polizeiftrafgefeßbuhes vom 10, November 1861; 

bie Verordnung vom 12, Juli 1808, unerlaubte Berehelihung im 
Auslande betr.; 


alle Ausnahmsbeftimmungen im Bezug auf die Einwanderung von 
Juden.” 
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Urt. 41 gegenwärtigen Geſetzes tritt an bie Stelle des Art. 52 
Abi. I. des Polizeiftrafgefeßbudhes, Art. 42 Abſ. I. Ziff. 1 an bie 
Stelle der Ziff. 8 vom Art. 391 des Strafgeſetzbuches. 

Alle am 1. September 1868 vorliegenden und noch nicht erledigten 
Geſuche um Erlaubniß zur Anfäffigmahung find als gegenftandlos zu 
betrachten, Geſuche um Erlaubniß zur Verehelihung oder um Verleihung 
des Heimatrechts find nad) den Beftimmungen diefes Geſetzes zu behandeln. 

Bei Anwendung der Art. 6 und 7 wird die vor dem 1. Sep: 
tember 1868 zurüdgelegte Aufenthaltszeit nicht in Berechnung gezogen. 

Die an dieſem Tage bereits erworbenen Heimatrechte find nad) 
ven bisherigen Beitimmungen zu beurtheilen, 

Bis zur Einführung der Gemeindeordnung find die Gemeinden 
berechtigt, von Perſonen, welche durch den Beſitz eines Wohnhauſes die 
Gemeindegliebeigenfchaft erworben, die nah $ 7 des revidirten Anſäſſig— 
machungsgefeges vom 1. Juli 1834 zuläffigen Aufnahmsgebühren zu 
erheben, wovon jedoch die etwa auf Grund des Art. 11 gegenwärtigen 
Geſetzes bezahlte Heimatgebühr abgerechnet werden barf. 

Gegeben Münden ben 16. April 1868. 


(2.8. D. zu Tit. IV.) 


52) Alle Betbeiligten, deren Geſuche um bie Erlaubniß zur Anfäffigmahung 
auf Grund ber Beflimmung in Art. 53 Abi. IV. des Gefeges als gegenftandlos 
betrachtet werben, find bievon durch tarfreie Verfügung in Kenntniß zu ſetzen. 

53) Da nach Art. 53 Abſ. V. bei Anwendung ber Art. 6 und 7 die vor 
dem 1. September 1868 zurüdgelegte Aufenthaltszeit nicht in Berechnung gezogen 
wird, jo haben bie Gemeindeverwaltungen dermalen d. h. bis zum Ablaufe von 
5 refp. 10 Jahren alle Geſuche um Berleifung ber Heimat nad Art. 8 bed Ge: 
ſetzes zu behandeln. — 

Hienach hat die k. Regierung, Kammer des Innern, das Weitere zu vers 
fügen und vorftehende Entſchlleßung im Kreisamtsblatte alsbald zu veröffentlichen, 


Münden, den 29. Juni 1868. 


Nah Abſ. VI. des Art. 53 find die am 1. September 1868 
bereit8 erworbenen Heimatsrechte nad) den bisherigen Beftimmungen zu 
beurtheilen; mit andern Worten, wenn eine ftreitige Heimatfrage zu 
entſcheiden ift, bezüglid deren die eine Heimat begründenden Thatſachen 
einer früheren Periode angehören, fo ift die Feftitellung ber Heimat 
nad) den damals geltenden gejeßlihen Beftimmungen zu treffen. 

In diefer Beziehung haben wir alfo zu unterjcheiden zwifchen 
einer Heimat, welde zwijhen dem 11. September 1825 und dem 
1. September 1868 erworben worben ift, weil hiefür die Normen des 
Geſetzes vom 11. September 1825 — die Heimat betr., Geltung zu 
haben, und zwiſchen einer Heimat, deren begründende Thatfachen in die 
Periode von dem 11. September 1825 fallen, 

Bezüglich der von 1825 geltenden Rechtsnormen über Heimat it 
aber Folgendes zu bemerken. 

Eine Heimat, das ift — ein Recht zum Aufenthalt und auf 
Unterftügung in einer beftimmten Gemeinde — das bereit$ vor dem 
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41. September 1825 begründet war, ift nach den zur Zeit des Ein: 
tretens ber entfheidenden Thatſachen geltenden Gefege und Verordnungen 
zu beurtheilen. 

Es beitand damals Feine zufammenhängende, die Materie er: 
ſchöpfende Gefeßgebung, fondern es find vielmehr Beftimmungen aus 
verfchiedenen Gefeßen und Verordnungen zu combiniren, um bieraus ben 
mobernen Redtsbegriff der Heimat — in feiner zweifachen Richtung 

als Recht zum Wohnfig und 
als Recht auf Unterftügung 
zu conftruiren. 

Maßgebend für Heimatsrechte im Sinne der älteren Gejetgebung 
find vorzugsmeife: 


A. Cod, jud, bav. Cap. I. $ 3: „Wo ber Bater feinen be— 
ftändigen Wohnfig hat, da find auch feine rechtmäßigen Kinder bomicilirt, 
forum originis. 

Findelfinder überfommen foldes an dem Orte, wo fie gefunden 
oder erzogen werben. 

Unebelihe hingegen folgen dem domieilio ihrer Mutter. 

Hat der rechtmäßige Vater ſelbſt keinen gewiffen beitändigen 
Wohnſitz, fo ift bei Kindern mit dem domieilio originis auf den Drt 
der Geburt zu ſehen; dasjelbe bleibt auch jedem bevor, fo lange er ſich 
nicht ſelbſt freiwillig oder aus Noth anderwärts in der Abficht, alldort 
zu wohnen, wirklich niederläßt.“ 

B. Die erneuerte Bettelorbnung vom 3. März 1780, 
$ 7. „Unter dem domieilio originis ift nit foviel der Ort, 
wo man geboren ift, als vorzüglich, wo ber Vater bomicilirt war, ver: 
ftanden, und Jedermann bat ſich dieſes domieilii zu erfreuen, bis er 
gleihmwohl in einem anderen Orte ein domieilium gemäß ber Rechte 
und Lanbesgefeße erlangt — ungeadhtet einer zwanzig- und mehrjährigen 
Abweſenheit.“ 

F 9. „Dienftboten find, wenn fie nach verlornen Kräften nicht 
mehr mit Dienen fi zu ernähren vermögen, an ihren burd) die Ge— 
burt erlangten Aufenthaltsort zu vermweifen, jene ausgenommen, fo ſich 
legitimiren können, im einer Stadt ober in einem Gerichte 15 Jahre 
ehrliche Dienfte geleiftet zu haben; biefe follen glei ben allda Ge 
bornen verpflegt und gebulbet werben.“ 

C. Das Edict über die Armenpflege vom 22. Februar 
1808, R.Bl. ©. 593 Tit. L Art. 6: „Der Anfprud auf die Armen: 
pflege jet im Allgemeinen für jedes Individuum voraus, daß es ent: 
weder dur bie Geburt oder dur das Domicil ober burd bie Ber: 
ehelihung dem Reiche angehöre, die wirklihe Gewährung ber Armenpflege 
fällt jodann auf jenen Communalbiftrift im Reihe, mit weldem das 
Individuum aus einem der drei vorftehenden Titel in befonderem Ber: 
bande jteht.“ 
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D. Die Berorbnung, bie Beförderung der Heirathen 
aufbem Lande betr., vom 12. Juli 1808, $ 13: „Diejenigen, 
welche im Bettel herumziehen, follen wie biejenigen, welche zur Arbeit 
unfähig geworben find, ohne Rückſicht, wo fie geheirathet haben, an ben 
Ort ihrer Anfäffigkeit oder ihres Wohnfiges, oder in deren Ermangelung 
an ben Geburtsort zurüdgebracht werden. Wenn die beiden Ehegatten ver: 
fhiedene Geburtsorte haben, ift der Geburtsort des Mannes zu wählen.“ 


E, Das Edict über das Armenwejen vom 17. No: 
vember 1816, R.Bl. ©. 779: Art. 8. „Der Anfprud auf ben 
Pflegegenuß in einer beftimmten Gemeinde oder in einem beftimmten 
Bezirke wird nad) den Geſetzen über die Heimat bemeſſen. Ausnahme: 
weije tritt ber Pflegeverband auch für die nicht angehörigen Armen dann 
in Wirfung, wenn ein ausmärtiger Armer in dem Orte und Bezirke, 
wo er fi eben befindet, einer augenblidlihen dringenden Hilfe be: 
dürftig wird,” 

F. Die Berordbnung über die Bettler und Lanb- 
ftreiher vom 28. November 1816, ©. 859: Art. 28. „Keine 
Polizeibehörde darf Bettler und Landftreiher, beren Heimat unbekannt 
ift, in andere Bezirke fortweifen oder weiter ſchaffen, fondern es find 
foldhe jo lange inne zu behalten, bis über den Punkt der Heimat höhere 
Entſcheidung erfolgt, und zwar bei Berantwortlidkeit und Haftung für 
alle Schäden und Kojten.” 

Art, 29. „Die Verpflegung verhafteter ober in der Lieferung 
begriffener Bettler und Landſtreicher, ſowohl im gefunden als Franken 
Zuftande, übernimmt der Staat.” 

Art. 42, „Die Koften für die Kinder folder Eltern, deren Heimat 
unbefannt ift ober bie dem Auslande angehören, übernimmt das Staats: 
ärar, bis entweder bie rechtmäßige Heimat entdedt wirb ober bie aus: 
ländifchen Eltern über die Grenze geſchafft werben können.“ 


G. Das Gemeinbe:Ebict vom 17. Mai 1818, RD. 
S. 49, Tit. 2 Kap. 1 $ 11: 
„Wirklihe Mitglieder einer Gemeinde find in ber Regel nur die: 
jenigen, welde: 
1) in bem Bezirke berfelben ihren beftändigen Wohnfig aufgefchlagen, 
oder bafelbft ein häusliches Anmwefen haben, und babei 
2) darin entweber befteuerte Gründe befißen, oder befteuerte Gewerbe 
ausüben.* 
F 13. „Ausgeſchloſſen find: die bloßen Miethbewohner und Inleute.“ 
Ferner enthalten über ben früheren Rechtsbeſtand weitere Behelfe 
die Kreitmeierfhen Annotationen zum Cod. ceiv. $ 5 Cap. 23, $ 1 
Cap. 25, $ 2 lit. b, $$ 5, 6, 7, 9, 10, Cap. 27 $ 1, Cap. 28 
S1u3 
Damit ftehen in Verbindung: 
1) Die A. E. vom 9. März; 1821, Döll. XI. ©. 32, wonach 
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ein Zeitpadht mit 1Ojährigem ununterbrodhenen Aufenthalte in ein 

und demſelben Orte ein Heimatsrecht gewährt, wenn nicht etwa 

das frühere Domicil vorbehalten worben ift. 

2) Die ME. vom 10. Februar 1835, ibid. ©. 33, befagt: Hie: 
nad konnte auch vor 1825 durch den Aufenthalt allein eine 
Heimat nicht erworben werden; nad) Cod. jud. Cap. I. $ 3 
war biezu habitatio und animus habitandi erforderlich). 

Eine Ausnahme hievon war nur durch das Bettelmandat vom 

3. März 1780, und zwar nur in dem einzigen Falle begründet, 

daß ber bloße, jedoch mit treuer Dienftleiftung verbundene fünf: 

zehnjährige Aufenthalt eines Dienftboten in einer Gemeinde Heis 
matsrechte gewährte. 
Auch diefe Beſtimmung iſt flrenger Interpretation und auf 

Taglöhner nicht anwendbar, (M,E, vom 13. Ian. 1836, ibid. 

©. 34.) 

3) Werner erwähnt die ME. vom 12. Juli 1838, Döll. XXVI. 
S. 561: daß aud nad dem Bettelmandat ber bloße Aufenthalt 
in einer ©emeinde nie eine Heimat begründe, außer bei dem 
unter Ziff. 2 bemerkten Falle der Dienftboten, und in den Fällen: 
a) wenn die Obrigkeit den Aufenthalt ausdrücklich und förmlich 

bewilligt habe, 

b) wenn ber Aufenthalt 3 Jahre ununterbrochen gebauert habe, und 

e) wenn bie Gemeinde nicht dagegen proteftirt habe, 

Es dürften fih demnah aus dem Aufammenhalten all’ dieſer 
Beitimmungen folgende Grundfäße ergeben: 

Bor dem Jahre 1825 begründete fi der Anfprud auf er: 
pflegung gegen die Domicilsgemeinde in ber Staatsangehörigfeit bes Ber 
theiligten und im civilred,tlichen Begriff des ordentlichen Gerichtsſtandes. 

Die Gerichtsordnung aber bält im Cap. 1 $ 3 zunächſt das 
forum domieilii, eventuell das forum originis feft: 

41) Da wo der Vater feinen beftändigen Wohnfig hat, ba find aud 
die Kinder rechtmäßig bdomicilirt, unehelihe Kinder folgen dem 
Domicil der Mutter. 

2) Hat der Bater felbft keinen ftändigen Wohnſitz, fo ift bei ben 
Kindern mit dem domieilium originis auf den Ort der Geburt 
zu ſehen. — 

Damit ſtimmen aud die mit Württemberg und Baden abgefchloffe: 
nen ÖStaatsverträge vom 7. März 1816, RB. ©. 732, Döll. XII. 
S. 566, überein. 

Die V. vom 12. Auli 1808, R.Bl. S. 1505, die Beförderung 
ber Heirathen auf dem Lande, hält an biefen Beftimmungen des Cod. 
jud. feit. Sie beftimmt, daß verarmte Perfonen ohne Rückſicht, wo fie 
geheirathet haben, im alle ihrer Hilfsbedürftigkeit: 

a) zuerft in den Drt ihrer Anfäffigkeit (wo fie mit Haus und 
But anfäffig waren), 
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b) außerdem in ben Drt ihres Wohnfiges (Domicils), oder in beven 
Ermangelung 

ec) in den Geburtsort, und zwar 

d) wenn beide Ehegatten verfchiedene Geburtsorte Haben, in ben 
Geburtsort des Mannes gebracht werden follen, und 

e) daß bie Beamten für allen Schaben haften, wenn fie fremden 
Leuten Heirathserlaubniß ertheilen, 

Aus bdiefen Beflimmungen, in Concurrenz mit dem organifchen 
Edict über Armenpflege vom 22. Februar 1808, Art. 6, der Bettel: 
ordnung vom 5. Det. 1801, $ 9—13 und 3. März 1780, $ 6—11, 
refultiren folgende Regeln: 


1. Pflit zur Aufnahme und Ernährung eines Ar: 
men obliegt zuerft dem Orte, wo ein folder mit einem eigenthüm- 
lihen Wohnhaufe anfäffig ift ober war. 

I. Eventuell obliegt diefe Pflicht dem Drte, wo berfelbe ſich mit 
ausbrüdlicher oder ftillfiehweigender Genehmigung ber Localpolizei-Obrig- 
feit als bloßer Miethsmann, Hausgenofje, Schußverwandter häuslich 
niebergelafjen, feinen factifhen Wohnfit genommen hat, cum animo 
habitandi, und bafeldft 3 Jahre ununterbrohen gewohnt hat. 

DI. Hat der Verarmte ein ſolches Domicif nicht, fo fällt er dem 
Geburtsorte anheim. 

Unter diefem Geburtsorte wird aber nad; dem Bettelmanbate von 
1780, $ 7, nicht der Ort, wo man felbft geboren, fondern wo ber 
Bater anfäffig oder bomicilirt war oder noch ift, verftanden, und bat ſich 
dieſes Geburts: oder Urfprungsaufenthaltsorte® (domieilium originis) 
Sebermann zu erfreuen, bis er felbft an einem andern Orte ein 
Domicil erwirbt. 


IV. Hat der Vater ein ſolches Domicil nicht gehabt, oder ift 
biefer Ort nicht auszumitteln, fo tritt ber Geburtsort, d. 5. ber Ort 
ein, wo ber Verarmte ſelbſt das Licht ber Welt erblict hat. 


V. Die Behauptung, in einem Orte gedient ober gearbeitet zu 
haben, begründet Fein jus domieilii; wenn aber nachweislich eine Perſon 
in einem Orte 15 Jahre hindurch ehrliche Dienfte geleiftet hat, fo ift 
fie glei den allda Gebornen zu verpflegen und zu dulden. 

VI Der Ort ber Berehelihung kommt gar nicht in Berüdfichtigung. 

VO. Hat ein Verarmter Weib und Kinder, fo folgen fie ihm im 
Domicil. 

VII. Kinder, welche von berumziehenden Eltern gezeugt find, 
find felbjt dann — wenn fie von Müttern en passant in einer Ge: 
meinde geboren find, zunächit in den Geburtsort ihres Vaters, und 
wenn fie außerehelich erzeugt find, in den Geburtsort ber Mutter zu 
verweifen; in den Ort ihrer eigenen Geburt können fie nur dann hin— 
gewiefen werben, wenn im erften Falle der Geburtsort bed Vaters, im 
zweiten Falle der Geburtsort der Mutter nicht auszumitteln ift. 
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Außer diefen allgemeinen Beftimmungen kommen bier nod in 
Betradht: 
IX. Die Beftimmungen des fränfifhen Kreisfhluffes vom 24. März 
1791, anwendbar in den Gebietstheilen des ehemaligen fränfifchen Kreifes. 
Die hieher bezüglichen Beltimmungen find vorzüglich folgende: 
1) Der Bettel ift nicht zu bulden. 
2) Als einheimifher Armer, der auf Berforgung Anſpruch hat, ift 
erklärt: 

&) jeder Gemeindsgenofje und Schutzverwandte, 

b) jeder, ber in einer Gemeinde (Stadt oder Dorf) ſechs 
Sabre lang gebuldet worden ijt; weflen Aufenthalt kürzer ift, 
der joll an den vorigen Aufenthaltsort, und wenn auch bier 
ber Aufenthalt nit ſechs Jahre gebauert bat, an feinen 
Geburtsort verwiefen werben. 

Endlich: 

X. Die ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe des Nürnberger Patriciats, 

der ſ. g. Nürnberger Eigenherrſchaften. 

(Vergl. ME. vom 28. März 1835, Döll. XII. ©. 83.) 


Aditzehnter Abſchnitt. 
D a8 Armenwefen 


Die älteren Gefebe über das Armenweſen, insbeſondere die Aller: 
höchſte Verordnung vom 17. November 1816, das Armenwefen betr., 
fowie das Geſetz vom 25. Juli 1850, die Unterftüßnng und Verpflegung 
bilfsbedürftiger und erkrankter Perfonen betr. find durch die neuere Ge— 
jeßgebung furrogirt. 

Dermal enthält das Gefeß vom 29. Aprit 1869 — die öffent: 
liche Armen= und Krankenpflege betr. — bie nöthigen Vorfchriften be: 
zügli der öffentlihen Armen: und Krankenpflege. 

Eonfequent mit der früheren Gefebgebung ift aud) hierin der Grund— 
ſatz einer amtlichen, öffentlichen, obligatorifhen Arntenpflege feftgehalten, 
berfelben jedoch in foferne der Charakter der Subfidiarität aufgebrüdt, 
als der Hilfsbebürftige nicht dur eigne Kraft, oder durch freiwillige 
Unterftügung des zur Friftung des Lebens Unentbehrlice zu erwerben 


vermag. 
Geſetz 
die öffentliche Armen- und Krankenpflege betr. 
Ludwig 1. 
von Gotles Gnaden Rönig von Bayern, Pfalzgraf bei Khein, Herzog von Bayern, 
Franken und in Schwaben ꝛc. ꝛc. 
Wir haben nad Vernehmung unferes Staatsrathes mit Beirath 
und Zuftimmung der Kammer der Neichsräthe und der Kammer ber 
Abgeordneten beihloffen, und verorbnen was folgt: 


Erfte Abtheilung. 
Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 1. 
Aufgabe der öffentlichen Armenpflege ift: 
1) Hilfsbebürftige Perfonen zu unterftüßen; 
2) der Berarmung entgegen zu wirken. 
Das gegenwärtige Geſetz behandelt nur bie öffentliche — obligatorische — 
Armenpflege. 
Neben ihr ift die freiwillige Armenpflege, durch Private oder Vereine ber 
freiefle Spielraum gewährt. 
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Der Begriff des Wortes „hilfsbedürftig“ iſt im Art. 3 u. Art. 10 Abſ. III. 
geſetzlich feſtgeſtellt. 

Die Aufgabe des Armenpflegichaftsratbes, ber Verarmung entgegen zu wirken, 
ift ſchwieriger, als die Aufgabe, Hilfsbedürftige zu unterftügen, weil das Geſetz bei 
der unendlichen Verſchiedenheit der Pebensverhältniffe gar Feine pofitiven Beſtim— 
mungen über bie Mittel und Wege geben kann, wodurd ber Berarmung entgegen 
gewirkt werden fol, weil auf diefem Felde lediglich eine moraliihe Einwirfung — 
ohne Zuläffigkeit äußerer Zwangsmittel — von Erfolg fein kann, und ber ganze 
Erfolg demnad) von dem Grade des moraliſchen Gewichtes abhängt, welches ben 
Mitgliedern der Armenpflege gegenüber ben Armen zuficht. 

Vor allem wird ſich bier als erfies Gebot geltend machen, die Aufficht auf 
bie Erziehung und Bildung der armen Kinder. Die Gründung von Kindergärten, 
Kinderbewahranftalten, der Gontrole fleißigen Schulbefuches armer Kinder; bie 
Unterbringung derjelben bei redlichen braven Familien; die Gründung von Spar: 
kaſſen, Vorſchußkaſſen, Gonfumvereinen, alles das find Einrichtungen, wodurd ber 
Berarmung kommender Gefchlechter entgegen gewirkt werben kann. 

Gs muß alles dem klugen und menſchenfreundlichen Ermeſſen ber 
Armenpflege überlaffen werden. 


Art. 2. 

Die öffentliche Armenpflege liegt vorbehaltlich der in den Geſetzen 
vorgefchriebenen Betheiligung des Staats ben politifhen Gemeinden, den 
Diſtrikts- und Kreisgemeinden ob. 

Die Dispofitionen bes dgl Geſetzes bezüglich der Theilnahme 
bes Diftrifts und des Kreifes an der öffentlihen Armenpflege, find neu, und dem 
bisherigen Gefege — d. i. ber B. vom 17. Nov. 1816 — fremd. 


Die politiihe Abgrenzung eines Gemeinbebezirts ift maßgebend für ben 
Armenpflegebezirt; wenn alfo eine politiiche Gemeinde aus mehreren Ortfchaften 
beſteht, jo bildet fie doch nur einen Armenpflegebezirf. Es ift unzuläffig, die oblis 
gatorifche Armenpflege einer einzelnen Ortſchaft — bie für fich feine politifche Ge- 
meinde bildet, zu überlaffen; — was ein folder Ort für Armenzwede leijtet, kann 
nur als freiwillige Leiflung fiir Armenzwede erachtet werben. 


Art. 3. 

Als Hilfsbedürftig find nur diejenigen zu erachten, weldye ſich wegen 
Mangels eigener Mittel und Kräfte oder in Folge eines befondern Noth— 
ftandes das zur Erhaltung des Lebens oder der Geſundheit Unentbehr: 
liche nicht zu verjchaffen vermögen, 

So lange irgend Jemand Gelb oder andere Werthgegenſtände befigt, fo 
lange Jemand gejund und arbeitsfähig ift, ericheint er nicht als hilfsbebürftig und 
bat demnach feinen Anſpruch auf Unterfiügung aus ber öffentlihen Armenpflege; 


8 wäre denn der Fall eines auferordentlihen Nothſtandes gegeben, wie er ſich 
3. B. bei einem Brande ꝛc. ergeben kann. 


Die Armenpflege ift nicht mehr zu geben ſchuldig, als bas zum Leben, 
oder zur Wiedererlangung der Gefundbeit Unentbehrlihe; was unentbehrlich jei, 
ift eine Frage ber That. 

Art. 4. 

Die öffentlihe Armenpflege gewährt nur bei ermwiefener Hilfsbe— 
bürftigfeit und nur dann Unterftügung, wenn ber Hilfsbedürftige weder 
von den zu feiner Alimentation oder Unterftüßung rechtlich Verpflichteten 
nod) durch die freiwillige Armenpflege die nöthige Hilfe erlangen kann, 
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Diefer Artikel erflärt die öffentliche Armenpflege als ſubſidiär; dies ſchließt 
nicht aus, daß diefelbe demnach gehalten fei, in dringenden Fällen, wo eine Hilfe 
notbwendig ift che noch die civilrechtlih Verpflichteten ꝛc. zur Erfüllung ihrer Ver: 
bindlichfeit aufgefordert werben können, die erforderlihe Unterſtützung vorbehalt: 
lich ihres Regreßanſpruches gegen den Unterftügungspflichtigen fofort zu gewähren. 


Art 5. 

Perfonen, welche ungeachtet des Beſitzes genügender Mittel öffent: 
liche Armenunterftügung erlangt oder binnen fünf Jahren nad) Empfang 
folder Unterftüßung ein Vermögen erworben haben, welches ihnen unbe: 
ſchadet der Sicyerftellung ihres Lebensunterhaltes die Erjagleiftung er: 
möglicht, find zum Erſatz des Empfangenen verpflichtet. 

Desgleihen haben die zur Alimentation oder Unterftügung eines 
Hilfsbedürftigen DVerpflichteten für die in Folge der Nichterfüllung ihrer 
Verbindlichkeit nothwendig gewordene öffentliche Armenunterftügung Erſatz 
zu leiſten. 

Zur Geltendmachung eines Erfaßanfpruches auf Grund des gegen: 
wärtigen Artikels ift diejenige Armenpflege oder öffentliche Kaffe berechtigt, 
welche den Aufwand für die Unterjtüung beftritten hat. 

Die zur Alimentation oder Unterftügung eines Hilfsbedürftigen Verpflichte— 
ten, find ſchuldig der öffentlihen Armenpflege, ober einem Privaten der wegen 
Dringlichkeit Hilfe geleitet hat (Art. 17) Erſatz zu leiften, ohne Rüdficht, ob fie 
etwa bie angejprocdhene Hilfe verweigert haben, oder ob fie im Fall einer dringen 
den Unterftügung vorher über ihre Bereitwilligkeit zur Leiflung einer Unterſtützung 
gehört worden find. 

Ueber die Zuläffigkeit und das Maß ber Erſatzanſprüche entſcheiden bie 
Adminiftrativbehörden (Art. 43), es fei benn, daß die auf einen Givilrechtsgrunde 
berubende Alimentationspflicht beftritten wird, in welchem Falle zuerft die beftrittene 
Alimentationspflicyt richterlich feftzuftellen ift. 


Art. 6. 

Der Anſpruch auf öffentliche Armenunterftüßung befhränft ſich auf 
die Gewährung des zur Erhaltung des Lebens oder der Gefundheit 
Unentbehrlichen. 

Wer öffentlihe Armenunterftübung genießt, ift verpflichtet, fich 
nach Anordnung der Organe der öffentlichen Armenpflege zu einer feinen 
Kräften angemejjenen Arbeit innerhalb oder außerhalb einer Beſchäftigungs— 
anftalt verwenden zu laſſen. 

Die Organe der öffentlichen Armenpflege find befugt,. für bie unter 
ihrer Auffiht ftehenden Armenhäufer und fonftigen Anftalten, Hausorb: 
nungen und Disciplinarftrafbeftimmungen mit Genehmigung ber vorge: 
fegten Behörde zu erlafjen. 

Die Handhabung der Disciplin über die in folhen Armenhäufern 
ober Anftalten untergebrachten Berfonen fteht nah Maßgabe ber Haus: 
ordnung ben Organen der öffentlichen Armenpflegen oder ben hiefür 
aufgeftellten Bedienfteten zu. 

Der Hilfsbedürftige hat gegen bie Heimats= oder gegen die Aufenthalts: 
behörde (Art. 12) einen zwar nicht ciwifrechtlih Hagbaren Anfprud auf ein bes 
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ſtimmtes Maß von Unterſtützung, allein gleichwohl einen im öffentlichen Rechte 
begründeten Anſpruch auf die unentbehrliche Unterſtützung, über deren Größe die 
Armenpflege zwar entſcheidet, wobei jedoch die adminiſtrativ-richterliche Thätigkeit 
ber Staatsbehörden im Beſchwerdewege zur endgiltigen Feſtſetzung bes Anſprüchs 
in quanto angerufen werden kann. 


Art. 7. 


Die öffentlichen Armenpflegen, ſowie die zur Armenunterſtützung 
verbundenen öffentlichen Kaſſen können aus dem Nachlaſſe der von ihnen 
im Laufe der letzten fünf Jahre vor eingetretenem Tode unterſtützten Per— 
ſonen vollen Erſatz für die gewährte Unterſtützung verlangen, wenn nicht 
arme Notherben vorhanden ſind, oder der Unterſtützte von einer Wohl— 
thätigkeitsanſtalt beerbt wird. 

Die Armenbehörden haben in dieſem Fall ihre Erſatzanſprüche bei der Ver— 
laſſenſchaftsbehörde anzumelden. -- 

In an auf die Behandlung der Verlaffenichaften der in Wohlthätigkeits— 


oder Pfründeanftalten verftorbener Perfonen vergl. Juſt. M.E. vom 25. Dez. 1819 
Dil. V.S. Bd. XII, ©. 161. 


Art. 8. 


Alle auf die öffentlihen Armenpflege bezüglihen Angelegenheiten 
find tar= und ftempelfrei zu behandeln. 

Die Armenpflegen find für Nechtsftreitigkeiten kraft des Geſetzes 
zum Armenrecht zugelaffen. 

Notare können gegenüber den Armenpflegen und öffentlichen Ar: 
menfonds für Beurkundung von Schuldbekenntniſſen und Bürgfchaften bei 
unverzinslihen Darlehen aus Armenfonds oder Wohlthätigkeitsftiftungen, 
von Alimentationsverträgen, von Vollmachten und andern einfeitigen 
Erklärungen, für Austellung von Zeugniffen, oder für Vornahme von 
Beglaubigungen feine Gebühr beanfprucdhen. 

Nicht blos die Verhandlungen bes Armenpflegichaftsrathes, fondern alle bie 
Öffentlichen Armenpflege bezügliben Angelegenheiten find tax- und ftempelfrei. 

Es bleiben alſo aud alle bei den Gerichten, Verwaltungs» und Finanz: 
behörden, Notaren zu pflegenden, auf das Armenwejen bezüglichen Verhandlungen 
von ber Tare und Stempel frei, jo wie auch ber etwaige fchriftliche Verkehr mit 
Privaten in Angelegenheit ber Armenpflege tar» und ftempelfrei ift. 

Unter dieſe tarfreien Gegenftände gehören demnach auch die in Art. 2 bes 
Heimatgefeßes vom 16. April 1868 gemäß Art. 13 und Art. 18 geltend zu machen- 
ben Antprüce, ba es ſich biebei um eine ber öffentlichen Armenbilfe jurrogirende 
Leiſtung bandelt. 


Zweite Abtheilung. 
Bon der örtliden Armenpflege. 


Art. 9. 
Für den Bezirk jeder politifhen Gemeinde befteht eine örtliche 
Armenpflege, deren Gejhäfte durch den Armenpflegſchaftsrath beforgt 
werben, 
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Sowie ber Bezirk der politifchen Gemeinde den Heimatsbezirt bildet, ohne 
Rüdfiht ob die politiihe Gemeinde aus einer oder mehreren Ortichaften beitebt, 
io er bie politiihe Gemeinde auch den einzigen und untbeilbaren Armenpflege: 
bezirk. 

Der im Art. 9 gebrauchte Ausbrud „örtliche Armenpflege“ wurde blos 
ber Kürze wegen gewählt, und bezeichnet die gemeindliche Armenpflege. 

Der Armenpflegſchaftsrath iſt eine geſetzlich inflituirte gemeindliche Behörde, 
und ift den neben ibm beſtehenden Gemeindebebörben coorbinirt. 


Erſter Abſchnitt. 


- Bon den Berbindlihkeiten und Erſatzanſprüchen der 
Gemeinden. 


Art. 10. 

Die Unterftügungspflicht der Gemeinde erſtreckt ſich zunächſt auf 
die in ihr heimatberechtigten bilfsbedürftigen Perfonen, foweit nicht diefe 
Pflicht gejeglih der Staats: oder einer andern Kaffe aufgelegt ift. 

Unter den Borausjeßungen der Art. 3 und 4 des gegenwärtigen 
Geſetzes ift e8 Aufgabe der Armenpflege: 

1) den ganz oder theilweife erwerbsunfähigen Perfonen, die zur Er: 
haltung des Lebens umentbehrlihe Nahrung, Kleidung, Wohnung, 
Heizung und Pflege zu gewähren ; 

2) Kranken die erforderliche ärztlihe Hilfe nebft Pflege und Heilmitteln 
zu verihaffen und insbejondere Geiftesfranfe, welche der nothwen— 
digen Aufſicht und Pflege entbehren, in einer Irrenanftalt unterzu: 
bringen; 

3) für bie einfadhe Beerdigung verftorbener mittellofer Perſonen zu 
forgen, wobei jedoch eine Verpflichtung zur Bezahlung von Stol: 
gebühren an Geiſtliche nicht befteht; 

4) armen Kindern die erforderlihe Erziehung und Ausbildung zu 
verichaffen. 

Arbeitsfähige Perfonen haben feinen Anfpruch auf öffentliche Ar: 
menunterftügung; die Armenpflege bat jedoch auch folhen Berfonen in 
Fällen dringender Noth die im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit und 
Sittlichkeit augenblidlih unentbehrlihe Hilfe zu gewähren. 

Der Art. 10 if im Zuſammenhange mit Art. 42 aufzufaſſen. Nach letz— 
terem fteht nemlich die Armenpflege rüdfichtlih ihrer Wirkffamkeit in gleihem Maße 
unter der Staatsaufficht, wie die Gemeinden bezüglich des ihnen eingeräumten 
Wirlungskreiſes. 

Da nun in Urt. 157 der Gemeinde- Ordnung vom 29. April 1869 ein 
Recht der Auffiht, Einfchreitung und flaatlihen Anordnung namentlich für ben 
Fall inftituirt ift, wenn die Gemeinden die ihnen durch das Geſetz ꝛc. auferlegten 
Verpflichtungen nicht erfüllen, und dba gleihes auch bei den Armenpflegen ber 
Fall ift, fo muß wohl in’s Auge gefaßt werden, daß der Art, 10 des Geſetzes 
von Verbindlichkeiten der Gemeinden, beziehungsweife Armenpflegen banbelt, 
und daß demnach der Art. 10 obligatorifche, nöthigenfalls duch die Staatsauflicht 
erzwingbare Leiftungen der Armenpflege aufzäblt. 

Um ber Verbindlichkeit ber Krankenbilfe nachzukommen, ift es nothwendig, 
daß in jeder Gemeinde bie erforberlihen Räume für Aufnahme und Unterbringung 
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von Kranken bergeftellt und unterhalten werden, und daß die Gemeinden im 
Bertragswege ſich für vorfommende Fälle bie Ärztliche Hilfe ſicher ftellen. — Eine 
Guratelgenehmigung zu Verträgen zwifchen Armenpflegen und Aerzten über bas 
ben Ießtern für Behandlung armer Kranken zu bewilligende Honorar ift nicht 
nothwendig. 

Bezüglich der Medikamenten-Abgabe vergl. Apothekerorduung vom 27. Jan. 
1842, R.Bl. ©. 257, $ 34 Ziff. 6. M.E. v. 28. Aug. 1846, Döl. XXVL ©. 658. 

Zum Schuße der Apotheker bezüglich der in dringenden Fällen ohne directe 
Anweifung ber Armenpflege abgegebenen Medikamente beflimmt ferner die M.E. 
vom 28. Huguft 1846, Dil. B.S. Bd. XXX. S. 78, daß die Apotheken und 
Armenpflegen bezüglich ber Abgabe von Arzneien an arme Kranke, mit Rückſicht 
auf Art. 34 der Verordr. vom 17. Nov. 1816 und 6 6 ber Arzneitaxordnung 
vom 27. Jan. 1842 geeignete Uebereinkunft treffen jollen. 

Für die in dringenden Fällen an Zahlungsunfähige creditweife abgegebenen 
Arzneien haftet, vorbehaltlich des Megrefies gegen wen immer, zunächſt dev ein: 
ſchlägige Armenfond, jedoch nur in der Borausjegung, daß 

a) bie — des Apothekers hinſichtlich jeder einzelnen Ordination durch 
ben Nachweis eines nach $ 34 Ziff. 6 der Apothekerordnung auségefertigten, 
und von dem ordinirenden Arzte mit den Worten „dringend und zablungs- 
unfähig” oder „dringend und nad Angabe zahlungsunfähig” ausdrücklich 
bezeichneten Rezeptes belegt, und 

b) bie Anmeldung des Erſatzanſpruches von Seite bes Apothefers bei der betref: 
fenden Armenpflege binnen längftens 8 Tagen nad der Arzneiabgabe erweis: 
lich erfolgt if. 

Die vorftehenden —— beſtehen auch dermal noch in Kraft nur 
mit Ausnahme des vorerwähnten Stägigen Termines. 

Nachdem nemlih der Art. 17 Abſ. IV. des Gef. ausdrücklich vorſchreibt, 
bat bie von einer Privatperfon (aljo auch Arzt oder Apotheker) in dringenden 
Fällen geleiftete Hilfe nur dann einen Erfaßanfpruch gegen die Armenpflege zu 
begründen vermag, wenn 

a) die Hilfe fo dringend ift, daß eine vorherige Anzeige bei ber Armenpflege 
nicht jtattfinden kann, und 

b) fofort innerhalb 43 Stunden nad dem Beginne der Hilfeleiftung an ben 
Armenpflegihaftsrath Anzeige erftattet wird, 

fo gelten dermalen nur dieſe letzteren Beftimmungen und erſcheinen die Anordnungen 
ber M.E. vom 28. Aug. 1846 hienach mobificirt. 

Erwerbsfähige Perfonen haben feinen Anfprucd auf grins ra iin © 
aber die ee > haben bie moraliſche Verpflichtung auch ſolchen Perſonen in 
Fällen dringender Noth die im Intereſſe der Sicherheit und Eittlichfeit gebotene 
Unterftügung zu gewähren. 


Art. 11. 

Wenn Dienftboten, Gewerbsgehilfen, Lehrlinge, Fabrik- oder andere 
Lohn: Arbeiter, welche außerhalb ihrer Heimat im Dienfte oder in einer 
ftindigen Arbeit ftehen, wegen Erkrankung der Hilfe bedürfen, fo ilt 
leßtere nad) Maßgabe des Art. 10 Abf. I. Ziff. 2 von jener Gemeinde, 
in welcher fie zur Zeit der Erkrankung im Dienfte oder in Arbeit ftehen, 
zu gewähren, und zwar auch dann, wenn fie in einer anvern Gemeinde 
wohnen. 

Wurde dieſe Hilfe während voller 90 Tage gewährt, und bauert 
die Nothwendigkeit der Hilfeleiftung fort, fo ift die Heimatgemeinde ber 
erkrankten Perſon verpflichtet, letztere zu übernehmen oder die weiter er: 
wachfenden Koften zu erjegen. 
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Die auf Verpflegung hilfsbedürftiger Geiftesfranke oder Gebärender 
erwachjenden Kojten hat die Heimatgemeinde vom Beginne der geleifteten 
Hilfe an zu tragen, 

Diefer Artikel it aus dem Gefek vom 25. Juli 1850, Unterftügung er: 
franfter Perſonen 2c., berübergenommen. 

Gr handelt nur von Kranfenbilfe, und erweitert den Kreis der Berechtigten 
auch auf Fohnarbeiter — Taglöhner — fo ferne fie in einer ftändigen Arbeit heben. 

Gegenwärtiger Artifel 11 unterfcheibet fih von dem Gefep vom 25. Juli 
1850 insbefonbere dadurch, daß er die Dienftgemeinde als bilfepflicytig erklärt, 
gleichviel ob der Dienfibote 2c. in ber Dienftgemeinde oder auswärts erfranft if. 


Dagegen befhränft er die Dauer der Hilfe von Seite der Dienjtgemeinde 
auf 90 Tage. 


Art. 12. 
Außerdem ift jede Gemeinde verbunden: 


1) den im Gemeindebezirk befindlihen Hilfsbebürftigen, deren Heimat 
unbekannt oder beftritten ift, oder deren Unterftüßung von ber 
verpflichteten Gemeinde oder öffentlichen Kaffe verweigert wird, bie 
nothiwendige Hilfe nah Maßgabe der Art. 10 Abſ. I. Ziff. 1, 
2 und 4, dann Abſ. II. fo lange angedeihen zu laſſen, bis bie 
Heimat oder die Unterftügungspflicht amtlich feftgeftellt ift; 

2) fonftigen Fremden, welche während ihres Aufenthaltes in der Ge: 
meinde ber öffentlihen Hilfe bedürfen, die unentbehrlichen Neifemittel 
oder die erforderlihe unverfchiebliche Unterjtügung nad Maßgabe 
des Urt. 10 Abſ. II. Ziff. 1 und 2, dann Abſ. III. zu gewähren; 

3) für einfache Beerdigung der im Gemeindebezirk verftorbenen mittel: 
lofen Fremden und aufgefundenen Leichen zu forgen, wobei jedoch 
eine Verpflihtung zur Bezahlung von Stolgebühren an Geiftliche 
nicht befteht. 


Der Artikel berubt auf dem Gedanken, daß in Bayern jeber Hilfsbebürftige, 
ohne Rüdjiht ob Inländer oder Ausländer die zum Leben ober zur Wieder— 
erlangung ber Gefundheit umentbehrlihe Unterſtützung an jedem Orte, wo bas 
Bedürfuip eintritt, finden muß. 


Art. 13. 

Für die auf Grund des vorftehenden Artikels geleitete Hilfe fteht 
den Gemeinden ein Erſatzanſpruch an diejenige inländifhe Gemeinde zu, 
welche nad Maßgabe des Art. 10 oder 11 zur Unterftüßung der betref: 
fenden Perſon verpflichtet ift. 
= Diefer Anſpruch beſchränkt fih auf den Erſatz der nothwendigen 

often. 

Wird in einer Gemeide fremden Perfonen, weldhe während ihres 
legten Aufenthaltes in der Gemeinde Umlagen für Armenzwede entrichtet 
haben, Krankenhilfe oder Unterftügung zur Beftreitung des Lebensunter: 
haltes gewährt, fo tritt vorbehaltlich der Beftimmungen des Art. 11 
Abſ. IH. ein Erfaganfpruh gegen die Heimatgemeinde nur ein, wenn 
und foweit die Hilfeleiſtung über 14 Tage fortgefegt worden ift. 

33 * 
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Nicht allein bie Heimatgemeinde, fondern eventuell auch bie Dienftgemeinde 
im In bes Art. 10 ift fchuldig ber nach Art. 12 Hilfeleiftenden Gemeinde Erſatz 
zu leiſten. 

Hierin unterfcheidet fich die bisherige Geſetzgebung von ber neuen. 

Wenn früher 3. B. ein Dienftbote außerhalb feiner Heimat in ber Ge: 
meinde A diente, und während ber Dienftzeit in der Gemeinde B verunglüdte, 
oder fo mißhandelt wurde, daß er nicht nach A geichafft werben fonnte, fo wurde 
in ſolchen Fällen ftets bie Heimatgemeinde und nicht die Dienjtgemeinde A zum 
Erſatz der Kurkoſten an bie Gemeinde B verurtbeilt. 

Künftigbin ift im diefem Falle die Dienftgemeinde A ſchuldig, der Ge: 
meinde B die Kurfoften auf 90 Tage zu erjegen. 


Art. 14. 


Die auf Grund des Art. I1 und 13 gegen eine inländifche Ge: 
meinde zuläffigen Erfaßanfprüche finden auch gegenüber der Staats- oder 
einer fonftigen öffentlihen Kaffe ftatt, wenn diefelbe nach den Gefeßen 
zur Unterftügung der bilfsbedürftigen Perſon verpflichtet ift. 


Sole Erſatzanſprüche können unter Umftänden ſelbſt der Heimatgemeinde 
gegen den Staat, oder gegen ambere öffentliche unterftügungspflichtige Kaſſen 
(lt. 4 dieſes Geſetzes, dann Art. 13 und 18 des Heimatgeſetzes) zuftehen, wobei 
jedoch die in Art. 31 vorgeſchriebene Anzeige vorausgefegt wird. 


Art. 15. 

Die Zuläjjigfeit eines Erſatzanſpruches gegen Gemeinden oder 
öffentliche Kaffen des Auslandes bemißt fi) nad) den hierüber bejtehen: 
den Staatsverträgen. 

Sit durch letztere der Erſatzanſpruch ausgeſchloſſen, oder bleibt deſſen 
Geltendmachung ohne Erfolg, fo ift die Hilfeleiftende Gemeinde. berechtigt, 
den nad Art. 11 oder 13 begründeten, Anſpruch gegen die bayeriſche 
Staatskaſſe geltend zu machen. 


Zur Zeit beftchen in Bezug auf gegenfeitige Verpflegung ıc. von Staats: 
angebörigen nachfolgende Staatsverträge: 

a) Die Eiſenacher Uebereinfunft vom 11. Juli 1853, R.Bl. 1854 ©. 120, 
zwijchen mehreren beutjchen Staaten, wegen Berpflegung erkrankter und 
Beerdigung verftorbener gegenfeitiger Unterthanen. 

b) Gonvention mit Defterreih vom 29. Mai 1853, Döll. XXVI, ©. 386, über 
Verpflegung und Ausweifung gegenfeitiger Staatsangeböriger. 

e) Gonvention mit der Schweiz vom 1. Sept. 1862, R.Bl. 1862 ©. 217, bie 
gegenfeitige Verpflegung von Erkrankten und die Beerdigung von Geftorbenen 
betr. Dazu Uebereinfunft mit St. Gallen, RB. 1865 ©. 42. 

d) Vertrag zwiſchen Bayern und Franfreih, wegen gegenfeitiger Uebernabme 
een Untertbanen. Minijt.Befanntm. vom 29. Mai 1866 Nr. 6959, 

e) Uebereinkunft mit Belgien vom 21. Febr. 1868, R.Bl. ©. 436, die gegen: 
feitige Uebernahme von Geiftesfranfen betr. 

f) Uebereinfunft mit Jtalien vom 8. Nov. 1867, R.Bl. ©. 1166, Tragung ber 
auf Heimlieferung beiderfeitiger Angehöriger erwachſenden Koften. 

g) Vertrag vom 26. Mai 1868 über die Staatsangebörigfeit der wechjelfeitigen 
Einwanderer zwifchen Bayern und Nordamerika, R.Bl. 1868 ©. 2154. 
Alle dieſe Vorträge ſchließen jedweden aus Staats:, Gemeinde- oder Stiftungs: 

mitteln zu Teiftenden Koftenfag aus, behalten jedoch die perſönliche Haftung des 
Unterflügten bevor. 
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In fo Tange Feine formellen Vorfchriften über die Behandlung ber von ber 
Gemeinde gegen das Staatsärar geldend zu machenden Anfprüce erlaffen werden, 
dürfte es fi empfehlen, biefe Koften glei ben Koften für Verpflegung von 
Heimatlofen zu liquibiren. 


Art. 16. 


Menn einer Gemeinde neben den auf Grund vorfichender Art. 11, 
13, 14, 15 zuläſſigen Erfaganfprühen aud ein Erſatzanſpruch auf 
Grund des Art. 5 zufteht, fo ift diefelbe befugt, die erftermwähnten An 
ſprüche zunächſt geltend zu machen. Erlangt fie hiedurch Befriedigung, 
jo tritt jene Gemeinde oder öffentliche Kaffe, welde den Erſatz geleiftet 
hat, in die nah Art. 5 begründeten Anſprüche ein, 


Was bezüglich des Erſatzes von geleifteten Unterftügungen gilt, ift im gleicher 
Weife anwendbar auf Auslagen für Beerdigung eines Armen, 


Art. 17. 

Die Gemeinden find verpflichtet, die für die örtliche Armenpflege 
unerläßlihen Einrichtungen zu treffen. 

Es iſt geftattet, daß zwei ober mehrere benachbarte Gemeinden 
nach freier Webereinkunft zu gemeinfamer Herftellung diefer Einrichtungen 
fih verbinden. 

Die Gemeinden find befugt, die Unterftügung, Beſchäftigung und 
Erziehung bHilfsbebüftiger fo mie die Verpflegung kranker Berfonen im 
Wege freiwilligen Ucbereinfommens an andere Armenpflegen, Wohlthätig- 
feitsanftalten, DBereine oder an eigene Privatperfonen zu übertragen, und 
zu biefem Zwecke Hilfsbebürftige, vorbehaltlih der geſetzlichen Beſtim— 
mungen über den Aufenthalt, auch in andern Gemeinden des Königreiches 
unterzubringen. 

Außer den im vorftehenden Abfab bezeichneten Fällen find bie 
unterftügungspflihtigen Gemeinden oder öffentlihen Kaffen zum Erſatze 
für die von eimer Privatperfon geleiftete Hilfe nur dann verbunden, 
wenn biefe jo dringend war, daß die vorherige Anzeige bei dem Armen: 
pflegihaftsrathe des Ortes der Hilfeleiftung nicht ftattfinden Fonnte. 

Der Erſatzanſpruch erftredt fih, in fo ferne diefem Armenpfleg: 
ſchaftsrath fein Berfhulden zur Laft fällt, lediglich auf die Entſchädigung 
für Auslagen und befondere Mühewaltung und erlifcht, wenn nicht inner: 
halb längftens 48 Stunden nad dem Beginne der Hilfeleiftung Anzeige 
an den Armenpflenfchaftsrath erjtattet wurde. 

Auch in bdiefem Artikel handelt es ſich um gefekliche Verpflichtungen ber 
——— wozu ſie nöthigen Falles von den Aufſichtsbehörden gezwungen wer— 
en Tonnen. 

Wenn 2 oder mehrere benachbarte Gemeinden fidy freiwillig zur Herftellung 
von Einrichtungen für die öffentliche Armenpflege h B. für ein gemeinfchaftliches 
Armenhaus oder Krankenhaus 2c. verbinden, jo müſſen dieſe Einrichtungen jeden: 
falls den unerläßlihen Anforderungen bes Zwedes genügen. 

Die in Abſ. 4 dieſes Artikels aufgenommene Beltimmungen über augen: 
blidlih erforderlihe Hilfeleiftung durch Private ift auch anwendbar auf Ärztliche 
Hilfeleiftung. 
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pflege 
1) 


Armenwefen, 


Zweiter Abjchnitt. 
Bon den SHilfsquellen der örtlihen Armenpflege. 


Art. 18. 
Die Mittel zur Beftreitung des Bedarfs der örtlihen Armen: 
find zu fchöpfen: 
aus den Nußungen des für Armenzwede ausgefchiedenen Gemeinde: 
vermögens (Localarmenfonds) ; 


2) aus den ftiftungsgemäß hiezu verfügbaren Nubungen örtlicher 


3) 
4) 


5) 
6) 


Wohlthätigkeitsſtiftungen; 

aus den der Armenpflege durch die Geſetze zugewieſenen Einnahmen; 
aus den zu Gunſten der Armenpflege in der Gemeinde bereits 
rechtmäßig beſtehenden oder in geſetzlich zuläſſiger Weiſe einzufüh— 
renden örtlichen Abgaben für feierliche Hochzeiten in öffentlichen 
Wirthſchaften, für Veranſtaltungen öffentlicher Feſtlichkeiten, Luſt— 
barkeiten, Pferderennen, Muſikproductionen, Tanzunterhaltungen, 
Theatervorſtellungen und Schauſtellungen aller Art; 

aus den regelmäßigen oder außerordentlichen Zuſchüſſen der Ge— 
meindekaſſe oder anderer öffentlicher Kaſſen; 

aus den für laufende Ausgaben beſtimmten Schenkungen und Ver— 
mächtniſſen, aus den zum Beſten der Armenpflege veranftalteten 
Sammlungen und Verlooſungen, aus Erſatzleiſtungen und ſonſtigen 
außerordentlichen Einnahmen. 

Reichen dieſe Einnahmsquellen nicht aus, fo iſt der Mehrbedarf 
nach den Vorſchriften der Gemeindeordnung über die Beſtreitung 
der Gemeindebedürfniſſen zu decken. 

In Landgemeinden kann die Verköſtigung der Armen an die 
einen ſelbſtſtändigen Haushalt führenden Einwohner in beſtimmter 
Reihenfolge nach einem billigen Maßſtabe übertragen werden, wenn 
der Gemeindeausſchuß und der Armenpflegſchaftsrath übereinſtim— 
mend für dieſes Verfahren ſich entſcheiden; dasſelbe darf jedoch auf 
Kinder bis zu vollendeter Werktagsſchulpflicht, auf kranke und 
ſicherheitsgefährliche Perſonen keine Anwendung finden. 


Zu 1. Die Localarmenfondsftiftungen ſtehen unter ber Verwaltung ber Ge: 


meinbebebörben. 


Zu 2. Nur foweit Nentenüberfhüffe von Wohltbätigfeitsftiftungen ſtiftungs— 


emäß zur Armenpflege verwendet werden bürfen, ift diefes noch zuläffig, und er: 
eint die weiter gehende Beftimmung des Art. 60 ber Verordn. vom 17. Nov. 


1816 


hiedurch weſentlich mobdificirt. 
Zu 3. Die den Armenpflegen durch die Geſetze zugewieſenen Einnahmen ſind 


zur Zeit folgende: 
a) Das Sagboeieh vom 30. März 1850, Geſ. Bl. ©. 124 Art. 15, welches von 


b) 


ber Jagdkartengebühr zu 8 fl. einen Antheil von 5 fl. 20 Er. jener Armen: 
pflege zuweifet, in deren Bezirk der die Jagdkarte Löfende wohnt. 

Verordn. vom 15. Febr. 1811, über Winkelagenten, R.Bl. ©. 289. Vergl. 
Einführungsgejeg vom 10. Nov. 1861 Art. 3 Ziff. 3 und Art. 34. 
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ec) Das Gefeß vom 25. Juli 1850, die Einrichtung des bie Kunfiftraßen be: 
fabrenden Fuhrwerks, Art. 17, Geſ. Bl. ©. 330, in Verbindung mit Minift.: 
Entſchl. vom 10. Nov. 1842, wonad der Strafantheil der Armenpflege des: 
jenigen Ortes zugufallen bat, wo das betreffende Fuhrwerk zuerft angehalten 
wird. 

d) Gejeg vom 31. Mai 1856 Art. 20 2 und 26 2, bie Einfommenfteuer betr., 
Geſ.Bl. ©. 49 


Bl. ©. 49. 
e) Gejeg vom 31. Mai 1856, über Kapitalrentenftener, Art. 16 und 22, Gej.Bl. 
©. 50 


f) Gewerbfteuergefeg vom 11. Juli 1856 Art. 32 und 47, Geſ.Bl. ©. 139. 

g) Geſetz vom 15. April 1840, Döll. XXVL ©. 315, ben Schuß des Eigen: 
thums an Erzeugniffen der Literatur und Kunft betr., Art. 21. 

h) Das P.St. G.B., bezüglih der Antheile an Polizeiftrafen, und zwar zu 2, 
des —“ 
bei Art, 104. Glücksſpiele betr. 

»„ n 4130. Gefundheitspflege in Wohngebäuben, 

vn» 131—134. Nahrungsmittel, 

» nm 443. Auffiht auf Hunde, 

» „» 447. Berfierung gefährlicher Stellen, 

» „ 159. Straßenpolizei, 

„ n 160—163. Deffentlihe Neinlichkeit, 

vr 166—176. Feuerpolizei, 

» » 477. Brandverfiherung im Pfalzkreije, 

» » 200—203. Auffiht auf Märkten, Schrannen c., 

» » 213. Verwendung von Kindern in Fabriken, 

„ n 214—219. Dienftbotenweien, 

vn» 221—228. Feldpolizei, 

» » 229. Sagbpolizeilihen Beitimmungen; 
bann bezüglich bes Grläfes aus confiscirten Gegenfländen: 

Art, 104 unbefugt gefammeltes Gelb, 

‚ 434 von confiscirten Lebensmitteln, 
„ 196, 197, 203 von vorfchriftswibrigen Waaren, 
» 229 von confiscirtem Wilde. 

Zu 4. Die überhaupt rehtmäßig und geſetzlich zuläffigen brtlichen Abgaben 
fönnen aud) dort, wo fie bisher noch nicht bejlanden, von ber Armenpflege und 
Gemeindebehörbe eingeführt werben. 

Die bisherigen Armenpflichtbeiträge — als befonbere Leitung — find auf: 
gehoben. Das Deftcit der Armenpflege ift durch Umlage zu beden, welde wie 
alle für Gemeindezwede zu erhebenden Umlagen zu behandeln find. 


Art. 19. 

Die im vorftchenden Artikel aufgeführten Einnahmen fließen in 
eine befonders zu verwaltende Armenkafje, aus welcher die ber Gemeinde 
obliegenden Ausgaben für Armenzwede zu beftreiten find. 

Nachhaltige Ueberſchüſſe, foferne fie nicht als Reſerve bereit ge 
balten werben, fo wie alle nicht zur Beftreitung laufender Ausgaben 
beftimmten Schenkungen, Vermädtniffe und fonftigen Zuflüffe find bem 
Grundſtocke einzuverleiben. 


Der Armenpflegihaftsrath führt und verwaltet feine befonbere Kaffe, in 
welche bie in Art. 18 bezeichneten Einnahmen fließen; die Verwaltung des Grund: 
ſtods gleichviel ob Stiftung oder rentirendes Gemeindevermögen, jteht ben Ge: 
meindebehörben zu, wenn nicht in ber Stiftungsurfunde und mit landesherrlicher 
Genehmigung eine andere Verwaltung organifirt ift. 
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Dritter Abſchnitt. 
Bon den Strankenkaffen und Strankenkaflebeiträgen. 


Art. 20. 


Die Gemeinden find berechtigt, von den im Artikel 11 Abſ. 1. 
bezeichneten Perjonen, jo lange fie im Gemeindebezirke dienen ober 
arbeiten, einen vegelmäßigen Srankenfaffebeitrag zu erheben, der nicht 
mehr als 3 Fr. wöchentlich betragen darf. 

Der Gemeindeverwaltung fteht es frei auch in der Gemeinde heimat— 
berechtigte Perfonen, welche unter die im Art. 11 Abſ. I. bezeichneten 
Kategorien fallen, und im Gemeindebezirk dienen oder arbeiten, wenn fie 
weder einen eignen Haushalt haben, noch bei ihren Eltern wohnen, zu 
Bezahlung des obigen Beitrages anzuhalten. 

Die Gemeindeverwaltung kann übrigens pflichtige Perfonen unbe: 
dingt oder auf Grund befonderen Webereinfommens mit anderen Gemein: 
ben, mit Gorporationen, Stiftungen, Vereinen oder Brivatperfonen von 
Entrihtung der Krankenkafjebeiträge befreien. 

Die zur Leiftung folher Beiträge verpflichteten Berfonen erwerben, 
fobald der Eintritt in das Art. 11 Abf. I. bezeichnete Dienft= oder Ar: 
beitöverhältnig bei der Gemeindebehörde orbnungsmäßig angezeigt ift, 
ein Recht auf Gewährung ber erforderlihen Krankenpflege, ärztlicher 
Hilfe und Heilmittel, jo weit die Krantenverpflegung nicht länger als 
90 Tage dauert. 

Die Krankenkaffebeiträge können für je ein Vierteljahr voraus er: 
hoben werden; die Dienftherrfchaften oder Arbeitgeber haften für richtige 
Bezahlung derfelben; Nüdftände find nad den fir ©emeindeumlagen 
geltenden Beſtimmungen beizutreiben. 

Die Beiträge fließen in die Armenkaſſe oder, wenn die Gemeinde: 
verwaltung es vorzieht, in eine gefonderte Krankenhausfaffe, welche dann 
auch die betreffenden Laften zu tragen hat. 

Die auf Grund diefes Artikels gewährte Krankenhilfe erſcheint nicht 
als eine öffentliche Armenunterftügung. 


Die Anregung zur Erhebung von Kranfenhausbeiträgen kann von bem 
Armenpflegihaftsrath ausgehen, bie Befghußfaffung über die Einführung ftcht ber 
Gemeindebehörbe zu. 

Nah dem Geſetz vom 25. Juli 1850 genügte ber thatſächliche Eintritt in 
einen Dienft oder in ein ſtändiges Arbeitsverbältnig, um dem Beteiligten das 
Recht auf Kranfenunterftügung Seitens ber Dienftgemeinde zu fihern. — Dieſe 
Thatſache allein genügt jet nicht mehr, fondern es muß bei der Gemeinbebehörbe 
der Eintritt in das ftändige Arbeits- oder Dienftverhältniß angezeigt werben. 

Sind diefe beiden Erforberniffe vorhanden, jo erwirbt der Arbeiter ꝛc. das 
Recht auf Gewährung der Krankenhilfe, jelbft dann wenn die Gemeinde gar feine 
Krankenkaffebeiträge erheben ſollte. 

Ueber die Pflicht zur Anzeige des Dienfteintritts vergl. Art. 86 und 215 
bes P.St.G.B.; ferner A. V. vom 15. Juli 1862, R.Bl. ©. 1864, die Anzeige 
über Aufnahme von Lehrlingen, Gewerbsgebilfen, Handlungsdienern 2c. betr. 
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Art. 21. 


Unternehmer von bedeutenden industriellen ober gewerbliden An: 
Tagen, weldye gleichzeitig eine große Arbeiterzahl befchäftigen, Können auf 
Antrag des Armenpflegihaftsrathes durch die Gemeindeverwaltung ver: 
pflichtet werden, ihren Arbeitern bie nöthige Krankenhilfe nah Maßgabe 
des Art. 11 ſelbſt zu gewähren. 

Solche Unternehmer find dann befugt, zu biefem Awede eine 
Krankenunterftügungstaffe zu gründen, und für diefelbe Beiträge von 
ihren Arbeitern einzubeben, 

&o lange die Unternehmer ihrer Unterſtützungspflicht nachkommen, 
find ihre Arbeiter von der Verbindlichkeit, die im Art. 20 erwähnten 
Beiträge zu leiften, befreit. 

Berorbnungsmäßige Beftimmungen über Unterbringung und Ber: 
pflegung verunglüdter oder erfrankter Eifenbahnarbeiter bleiben vorbehal: 
ten. Die einer Gemeinde in Folge deſſen etwa erwachſenden Koften hat 
die betreffende Eifenbahnunternehmung voll zu erfegen. 


Das Geſetz verpflichtet nicht die bermaligen Eigenthümer ober Inhaber, 
fondern nur bie Unternehmer, alfo bie von num an eine Fabrik begründenden 
Perfonen zu den in Art, 21 aufgeitellten Leiftungen, 

Bezüglich der Verpflegung kranker oder verunglüdter Gifenbahnarbeiter be: 
flimmt bie z. 3. gültige Verordnung vom 20. Juni 1855 — die Erbauung von 
Eifenbahnen beir., R.Bl. S. 644 in $ 10 Ziff. 2: Bei Unternehmungen, weldye 
gleichzeitig eine große Arbeiterzahl befchäftigen, haben die Unternehmer für deren 
angemefjene Unterbringung, ſodann für Unterbringung und Verpflegung erkranfs 
ter oder verunglücdter Arbeiter 3. B. durch einen Eicherungsverband, buch Regu— 
lirung von Kranfenhausbeiträgen u. ſ. w. zu forgen, und bie Koften für außer: 
ordentliche polizeiliche Aufficht und ungewöhnlich vermehrte Ärztliche Viſitation nad 
Feſtſtellung der Poligeibehörden zu forgen. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon dem Armenpflesfhaftsrathe. 


A. Beftellung bes Armenpflegfhaftsrathes. 
Art. 22. 


Der Armenpflegſchaftsrath foll beſtehen: 
I. In Gemeinden mit ftädtifcher Verfaſſung: 

a) aus ben Bürgermeiftern; 

b) aus den vom Magiftrate abgeorbneten Magiftratsräthen; 

e) aus den vom Gollegium der Gemeindebevollmädhtigten abgeord: 
neten Mitgliebern biefes Collegiums; 

d) aus den ſämmtlichen Pfarrvorftänden der Gemeinde und aus bem 
Borftande der ifraelitifhen Gultusverwaltung, wenn eine foldye 
in der Gemeinde befteht; 

e) aus einer Anzahl gewählter Armenpflegichaftsräthe; 

f) aus dem Bezirksarzte, wenn ein folder in ber Gemeinde feinen 
Amtsfig hat, 
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II. in den übrigen Gemeinden: 

a) aus dem Bürgermeiſter; 

b) aus den Beigeordneten; 

e) aus den von der Gemeindeverwaltung abgeordneten Gemeinde— 
verwaltungsmitgliedern ; 

d) aus den ſämmtlichen Pfarrvorftinden der Gemeinde und aus dem 
Vorſtande der ifraelitifhen Eultusverwaltung, wenn eine foldye 
in der Gemeinde befteht; 

e) aus einer Anzahl gewählter Armenpflegfchaftsräthe; 

f) aus dem Bezirksarzt, wenn ein folder in der Gemeinde feinen 
Amtsſitz hat. 

Die Zahl der abzuordnenden Magiftratsräthe, Gemeindebevollmäd;: 
tigten und Gemeindeverwaltungsmitglieder, jo wie der befonders zu 
wählenden Mitglieder wird in Gemeinden mit ftädtifcher Verfaffung von 
Magiftrate unter Zuftimmung der Gemeindebevollmächtigten, in den übri— 
gen Gemeinden von der Gemeindeverwaltung feitgefebt. 

Der Armenpflegſchaftsrath iſt berechtigt, fi) durch won ibm ge: 
wählte Mitglieder aus den Vorftehern der in der Gemeinde bejtehenden 
Wohlthätigkeitsvereine zu verſtärken. 

Vorſtand des Armenpflegſchaftsrathes iſt in den Gemeinden mit 
ſtädtiſcher Verfaſſung ſo wie in den Gemeinden der Pfalz der Bürger: 
meifter, wo deren mehrere vorhanden find, der erfte; in ben übrigen Ge: 
meinden der Pfarrvorftand, und, foferne deren mehrere vorhanden find, 
der bienftältefte der Confeflion der Mehrheit der Gemeindeangehörigen. 

Die Stellvertreter des Vorjtandes werden durch den Armenpfleg: 
ſchaftsrath gewählt. 

Art. 23. 

Nach Vollendung der ordentlihen Gemeindewahl ift zur Bildung 
des Armenpflegichaftsrathes zu fchreiten. 

Die nah Art. 22 Ziff. 1 lit. e zu erwählenden Armenpflegſchafts— 
räthe werden dur die in Einen Wahlkörper vereinigten Magiftratsmit: 
glieder und Gemeindebevollmädtigten, die nad Art. 22 Ziff. 2 dit. e 
zu wäbhlenden werden durch die Gemeindeverwaltung erwählt. 

Wählbar find alle volljährigen männlichen Einwohner, welche eine 
directe Steuer in der Gemeinde entrichten; ausgefhloffen von der Wähl- 
barkeit find jedoch: 

1) Perſonen, welde unter Euratel ftehen; 

2) diejenigen, welde wegen eines Verbrechens oder wegen Vergehens 
des Diebjtahls, der Unterfchlagung, des Betrugs, der Hehlerei 
oder der Fälſchung verurtheilt worden find, oder in Folge rechte: 
kräftiger Verurtheilung wegen eines andern Vergehens die in Art. 28 
Ziff. 4 und 5 des Strafgeſetzbuches bezeichneten Fähigkeiten, oder 
eine derjelben verloren haben; 

3) diejenigen, gegen welche das gerichtliche Gantverfahren (Falliment) 
eröffnet wurde, jo lange dieſes Verfahren nicht beendigt ift; 
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4) die der activen Armee und den befoldeten Stämmen ber Landwehr 
angehörigen Militärperfonen, ferner zeitlich penfionirte Offiziere und 
Militärbeamte. 

Als giltig gewählt find diejenigen zu erachten, welche bei ber 
Wahl die meiiten Stimmen erhalten haben. 

Die Gewählten werden durch den Borftand des Armenpflegihafts: 
rathes auf Handgelübde verpflichtet und in ihre Stellen eingewiefen, 
welche fie bis zur Vornahme der nächſten Wahl zu verfehen haben. 

Abgänge in dem durch Wahl berufenen PBerfonaljtande des Ar: 
menpflegfhaftsrathes find fofort dur Neuwahl zu erfegen. 

Die Beftimmungen des vorftehenden Abſ. IH. finden aud auf 
die im Art. 22 Abſ. II. erwähnten Bereinsvorftände Anwendung. 


Die paſſive Wahlfähigkeit erſtreckt fih nur auf männlide Bewohner ber 
Gemeinde. 

Weber Gemeinbebürgerrecht, noch Heimat in der Gemeinde bilden eine Vor: 
bebingun ber Wahlfähig feit; auch das Griorberniß der Selbſtſtändigkeit, wie es 
im Art. des Heimatgeiehes aufgeftellt worden ift, iſt bier nicht angeordnet; es 
Tonnen alfo Hausfähne, Arbeiter 2c. gewählt werden, wenn fie den übrigen 
Vorbebingungen des Artikels genügen, und fein Ausfhließungsgrund gegen fie 
vorliegt. 


Art. 24, 

Der Armenpflegichaftsrath ift befugt, einzelne nach Art, 23 Abſ. III. 
wählbare Einwohner als Armenpfleger für beftimmte Bezirke der Gemein: 
ben aufzuftellen, 

Diefe Bezirkspfleger, deren Function widerruflih ift, haben unter 
Leitung des Armenpflegihaftsrathes bei der Armenpflege mitzuwirken. 


Die Uebernabme des Amtes eines Bezirkspflegers ift ii wie 
weit eine folhe Function abgelehnt werden kann, beitimmt Art. 25 


Art. 25. 

Die Mitglieder des Armenpflegichaftsrathes jo wie bie Bezirke: 
pfleger verjehen ihre Stellen unentgeldlih; den mit der Verwaltung der 
Armenkafje oder mit ber Leitung befonderer Anftalten betrauten Mit: 
gliebern kann jedoch, auf Antrag des Armenpflegichaftsrathes durch bie 
Semeindeverwaltung, in Gemeinden mit ftädtifcher Berfaffung unter Zu: 
ftimmung der Gemeindebevollmäctigten ein entjprechendes Honorar aus 
der Armenkaſſe bewilligt werben. 

Den in Folge ihres Amtes in den Armenpflegſchaftsrath berufenen 
Mitgliebern jteht ein Necht der Ablehnung nit zu. Die gewählten 
Armenpflegihaftsräthe, fo wie die Bezirkspfleger, können die Wahl nur 
aus Gründen ablehnen, aus welchen die Wahl zu Gemeindeftellen nad) 
Maßgabe der Gemeindeordnung abgelehnt werden kann. Bezüglic ber 
Uebernabme und Yortführung diefer Yunctionen, fo wie bezüglid der 
Disciplin über die Mitglieder des Armenpflegfchaftsrathes finden die Be: 
fimmungen der Gemeindeordnung analoge Anwendung. 
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In Bezug auf Ablehnung des Amtes eines gewählten Mitgliedes der Ar: 
menpflege ober eines Bezirfspflegers kommen analog die Beflimmungen des Art. 174 
ber Gem. Ordn.; ſodann bezüglich der Uebernahme und Fortführung bes Dienftes 
bie Art. 79 und 80 der Gem.Ordn. zur Anwendung; in Bezug auf Disciplin 
bie Beſtimmungen ber Art. 154 — 169 der Gemeindeordnung. 


Die Armenpflegichaftsräthe find demnach (Art. 165 der Gem,Orbn.) ins: 
befondere befugt, gegen diejenigen ihrer Mitglieder, welde ohne giltige Entſchul— 
digungsurſache die Sigungen verſäumen, ober als ſtimmberechtigt ſich der Abſtim— 
mung enthalten, Orbnungsftrafen bis zu 25 fl. zum Beten der Armenkaffe zu 
verhängen und Mitglieder nach mebrmaliger fruchtlofer Beftrafung und vorgängiger 
Androhung als ausgetreten zu erflären. 


Art. 26. 


Die Aufnahme der für die Armenpflege und deren Anftalten er: 
forderlihen Bebdienfteten erfolgt durch die Gemeindeverwaltung auf An: 
trag des Armenpflegfhaftsrathes, und unter Beachtung der Vorſchriften 
der Gemeindeorbnung. 

Diefe Bedienfteten find aus der Armenkaffe zu bezahlen. 


B. Birfungsfreis ber Armenpflege. 


Art. 27. 


Der Armenpflegihaftsrath vertritt die Gemeinde in allen Angele— 
genheiten der öffentlihen Armenpflege. 

Die Mitglieder des Armenpflegfhaftsrathes find für den durch 
ſchuldhafte Nichterfüllung ihrer gefeglichen Obliegenheiten, oder durch 
ſchuldhafte Ueberfchreitung ihrer gefeglichen Befugniffe verurfachten Scha: 
den haftbar. 


Das Armenweſen iſt eine Angelegenheit der politiſchen Gemeinde; dieſe er— 
füllt jedoch ihre Aufgabe nicht durch die gewöhnliche Gemeindeverwaltung, ſondern 
durch ein beſonderes behördliches Organ, ben Armenpflegſchaftsrath, daher auch 
die Haftbarkeit der Mitglieder des — — wenn ſie die ihnen 
geſetzlich obliegenden Verbindlichkeiten nicht erfüllen und Schaden verurſachen. 


In Bezug auf die Feſtſetzung der Schuld und Haftungsverbindlichkeit gelten 
bie allgemeinen Normen, wonach bie Schuld ꝛc. durch die ftantlihe Auffichte: 
behörde fefizuftellen ift. 

O.A.E. vom 20. Juli 1858, R.Bl. ©. 959. 
— „ 22. April 1861, R.Bl. ©. 394. 
Pr „ 18. Sept. 1865, R.Bl. ©. 1080. 


Art. 28. 


Der Armenpflegihaftsrath ift insbefondere verpflichtet: 
a) über den Stand und die Urfachen der Armuth in der Gemeinde 
ſich Kenntniß zu verfchaffen; 
b) in ben fid ergebenden Cinzelfällen die Zuläffigkeit einer Unter: 
ſtützung zu ermitteln, 
Alle öffentlihen Behörden, Stiftungsverwaltungen, Religionsdiener, 
Aerzte und Privatwohlthätigkeitsvereine find verpflichtet, dem Armen: 
pflegſchaftsrathe auf Verlangen die ihnen zu Gebote ftehenden und zur 
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Löfung ber oben vorgezeichneten Aufgabe erforderlichen Aufſchlüſſe zu er: 
theilen. 

In der Verpflichtung des Armenpflegichaftsratbes, fi über den Stand und 
bie Urfache der Armut zu informiren, liegt auch feine Obliegenbeit, ſolche Arme, 
welche ſich nicht jelbjt helfen Fönnen, wie 4. B. gebrechliche, altersfchwache, Franfe 
Perfonen, verlaffene, bilflofe Kinder, Waiſen u. dergl. aufzufuchen, und ihnen 
die nach Bedarf nötbige Hilfe zu verſchaffen. 


Art. 29, 


Der Armenpflegihaftsrath befchließt über Verfagung oder Gewäh— 
rung, über Umfang, Dauer und Art ber Unterftügungen und regelt 
beren Verabreichung. 

Er ift berechtigt, arbeitsfähige Perfonen, welche ungeachtet ernft: 
liher Bemühung feinen Erwerb finden, durch Ermittelung oder Anwei: 
fung von Arbeit zu unterftüßen. 

Unter feiner Leitung und Aufſicht ftehen die Armenhäufer und 
fonftigen unmittelbar aus der Armenkaſſe unterhaltenen Anftalten. 

Die in Nbf, J. feſtgeſtellte Befugniß übt der Armenpflegfchaftsrath als Colle— 
ium — in feiner Plenarfigung aus. — Mit dem Vollzug der gefaßten Beſchlüſſe 
Kb bie einzelnen Mitglieder zu betrauen. 

Der Armenpflegihaftsratt ift nur berechtigt, nicht verpflichtet, arbeitsfähigen 
Perfonen eine Arbeit zu ermitteln oder anzuweiſen. 

Die Beftimmungen des Art. 34 Abſ. 6 u. 7 bleiben beim Vollzug des Abf. 1 
vorbehalten, 

Wohlthätigfeitsanftalten, welche nicht aus der Armenkaſſe, jondern von 
Privaten ober Vereinen unterhalten werben, oder als örtliche Stiftungen zu erfens 
nen find, ſtehen nicht unter der Leitung des Armenpflegfchaftsrathes. 


Art. 30. 


Der Armenpflegihaftsrath kann denjenigen Perfonen, welde feinen 
allgemeinen oder befonderen Anordnungen in Bezug auf die Ermittlung 
ihrer Hilfsbebürftigkeit, auf die Verabreichung von Unterftügungen, auf 
Leiftung der ihnen zugewiefenen Arbeit oder auf den Aufenthalt in einer 
beftimmten Armenanjtalt ungerechtfertigten Ungehorſam entgegenfeßen, jede 
Unterftügung verfagen, fo lange dieſer Ungehorfam währt. 

Art. 31. 

Wird einem Hilfsbebürftigen, deſſen fofortige Heimweiſung nicht 
zuläffig oder nicht thunlich ift, Unterftügung gewährt, jo bat der Ar- 
menpflegſchaftsrath, beziehungsweiſe die Verwaltung der bilfeleiftenden 
Krankenanftalt an den Armenpflegichaftsratb der erfaßpflichtigen Gemeinde 
binnen drei Tagen Nachricht abzufenden. 

Der Lauf diefer breitägigen Frift beginnt mit dem auf den Anz: 
fang ber Hilfeleiftung folgenden Tage. In den Fällen des Art. 14 
Abf. II. und Art, 13 Abſ. III. ift fpäteftens fünf Tage vor Ablauf der 
dort feitgefeßten Zeiträume die Nachricht abzujenden. 

Iſt die Staatskaſſe erfaßpflichtig, fo muß die vorgeſchriebene Nach: 
richt an die Diftriftsverwaltungsbehörde ber Heimat des Hilfsbebürftigen, 
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ift eine andere öffentliche Kaffe erfagpflictig, fo muß fie an die gefek: 
lichen Vertreter diefer Kaffe ergehen. Iſt die Heimat unbekannt, fo ift 
die Anzeige an die der unterftügenden Gemeinde vorgefegte Verwaltungs: 
behörde zu erftatten. 

MWird die vorgefchriebene Frift verfäumt, fo ift ein Erſatzanſpruch 
mur für die nad) dem Tage der ergangenen Nachricht geleiftete Hilfe 
uläſſig. 

Die Geltendmachung der Erſatzanſprüche iſt Sache des Armenpfleg— 
ſchaftsrathes oder der Verwaltung der hilfeleiſtenden Anſtalt. 


Solche Perſonen, welche Art. 31 Abſ. I im Auge bat, find z. B.: 


a. ſämmtliche in Art. 11 bezeichneten Perſonen, 

b. die in Art. 12 Abi. I. angeführten Perfonen, deren Heimat unbefannt oder 
beftritten ift, oder deren Unterftügung von ber verpflichteten Gemeinde ober 
Kaffe verweigert wird, 

e. bie im Art. 13 Abf. III. bezeichneten Perſonen, 

d. Kranke ꝛc. deren Heimſchafſung mit Rüdficht auf ihre Leiden nicht aus: 
führbar ill. 


Art. 32. 


Der Armenpflegſchaftsrath hat für Herftellung und Erhaltung aller 
zur Uebung der Armenpflege in der Gemeinde nothwendigen Anftalten 
und Einrichtungen zu forgen. 

Bei Unternehmungen, deren Koften nicht aus den laufenben Ein: 
nahmen der Armenkaſſe gedeckt werben fünnen, bei Einrichtungen, welche 
eine dauernde Belaſtung der Gemeinde zur Folge haben, dann bei Ein: 
führung, Erhöhung oder Reyulirung von Gemeindeumlagen oder Abgaben 
für Armenzwede ſteht den Armenpflegihaftsrathe nur die Anregung und 
Begutachtung, die Beſchlußfaſſung aber den nach der Gemeindeordnung 
zuftändigen Organen der Gemeinde zu; der Armenpflegichaftsrath ift je: 
doch zur Beſchwerdeführung beredtigt. 

Die im Art. 32 aufgeführte Pflicht des Armenpflegſchaftérathes erſcheint als 


eine durch bie Staatsauffichtsbehörden erzwingbare. Vergl. Art. 17. Gem. Ordn. 
Art. 157. 


Art. 33. 


Die Armenkaffe wird durd die vom Armenpflegfhaftsrathe aus 
feiner Mitte gewählten Mitglieder oder durdy die nad) Art. 26 aufge 
jtellten Bedienfteten verwaltet. 

Die mit der unmittelbaren Verwaltung betrauten Berfonen haften 
zunächſt für die richtige Erhebung der Einnahmen, für die Einhaltung 
des Etats und fir die vorfchriftsmäßige Verrehnung der Ausgaben; fie 
find zur Leiftung einer angemefjenen Gaution verpflichtet, wenn dieſelbe 
nicht von Armenpflegihaftsrathe erlaſſen wird. 

Der Armenpflegichaftsrath ift befugt, von den Rechnungen ber durch 
die Gemeindebehörde verwalteten Armenfonds und Wohlthätigkeitsanftal: 
ten Einficht zu nehmen, die legteren nad) vorgängiger Anzeige bei der 
Gemeindeverwaltung durch abgeordnete Mitglieder befichtigen zu laſſen, 
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die Abjtelung wahrgenommener Mifftände zu beantragen, und bei ver: 
weigerter Abhilfe Beſchwerde zu führen. 

Die Armenpfleger find verpflichtet, mit den Geldern der Armenpflege mög: 
lichſt wirthichaftli und fparfam umzugehen; daraus folgt von jelbit, daß in klei— 
nern Gemeinden, bei denen die Armenkaffe Feine ſehr große Einnahme bat, und 
bie Raffenverwaltung auch ſonſt nicht viele formelle Schwierigkeiten macht, Feine 
bezahlten Kaffiere aufgeftellt werden, fondern daß die Armenfafle von einem Mit: 
glied der Armenpflege unentgeldlid verwaltet wird. 


Anders geftalten fich die Verbältnifie in großen Städten, wo die Armen: 
fajieverwaltung jo umfangreih und ſchwierig ift, daß zu deren Führung eine bes 
fondere Gefchäftsroutine nothwendig erjcheint, oder wo bie Arbeit jo umfangreich 
ift, daß eine oder mehrere Anbivihuen ihre volle Zeit der Kaffenverwaltung wid: 
men müſſen; in dieſem letzten Kalle erfcheint die Aufſtellung befonderer Kaifiere 
nicht nur gerechtfertigt, ſondern ſogar nothwendig. 

Das in Abſ. III. des Art. 33 der AUrmenpflege eingeräumte Recht der In— 
fpection der örtlihen Woblthätigfeitsanftalten durh den Armenpflegichaftsrath be: 
ftand bereits nach der Verordn. vom 17. Nov. 1816. Art. 535 


Art. 34, 


Das Rechnungsjahr der Armenpflege beginnt mit dem erften Ja— 
nuar und endet mit dem einunddreißigſten Dezember. 

Der Armenpflegfchaftsrath hat regelmäßig in den legten drei Mo- 
naten jeden Jahres einen Voranſchlag für das nächte Jahr zu entwerfen. 

Diefer Voranſchlag, in weldem alle Einnahmen und Ausgaben 
der Armenkaſſe nach möglichit verläffiger Wahrjcheinlichkeitsberehnung ein: 
zufegen find, ijt der Semeindeverwaltung, in Gemeinden mit ftädtijcher 
Berfaffung aud den Gemeindebevollmächtigten zur Einficht und Abgabe 
etwaiger Erinnerungen mitzutbeilen und bierauf während 14 Tagen 
öffentlich aufzulegen. 

Die Würdigung der von den Gemeindecollegien oder von Privat: 
perfonen vorgebracdhten Erinnerungen, fo wie die Feſtſtellung des Voran- 
ſchlags erfolgt noch vor Ablauf des Jahres durch den Armenpflegſchafts— 
rath in öffentliher Sitzung. 

Werden Ausgaben nöthig, die im Voranſchlage nicht vorgefehen 
find, jo hat der Armenpflegihaftsrath im öffentlicher Sitzung Beihluß 
zu faffen, 

Alle nit ftändig eingewiefenen Ausgaben ſetzen einen befonderen 
Beſchluß des Armenpflegichaftsrathes voraus, deſſen Vorſtand jedoch er: 
mächtigt ift, in dringenden Fällen und unter dem Vorbehalte nachträg— 
licher Genehmigung des Armenpflegichaftsrathes die erforderliche Verfügung 
zu treffen. 

Gleiche Ermächtigung kann vom Armenpflegihaftsrathe aud andern 
Mitgliedern, den Bezirköpflegern und den Leitern von Armenanftalten 
ertheilt werden. 

Sind zur Beitreitung der im Voranfchlage vorgefehenen oder nad: 
träglich beſchloſſenen Ausgaben außerordentlihe Zuſchüſſe aus der Ge: 
meindekafje, neue oder erhöhte Gemeindeumlagen erforderlich, fo darf die 
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den Betrag der ordentlichen Deckungsmittel überſteigende Mehrausgabe 
erſt dann gemacht werden, wenn die Bewilligung oder Anweiſung der 
nöthigen Mittel nach Maßgabe der Gemeindeordnung erfolgt iſt. 


Art. 35. 

Die Rechnungen für das abgelaufene Jahr ſind ſpäteſtens bis zum 
darauffolgenden 1, Mai zu ſtellen, und während 14 Tagen öffentlich 
aufzulegen. 

Nah Ablauf diefer 14tägigen Frift find die Rechnungen nebft ben 
etwa eingefommenen Erinnerungen an die Gemeindeverwaltung abzugeben. 

Die Prüfung und Beſcheidung der Nechnungen und das Beſchwerde— 
recht richten fi) nad ben in der Gemeindeordnung für bie Prüfung und 
Beicheidung der Gemeinderehnungen feitgejtellten Beftimmungen. 


Der Art. 35 ordnet die öffentliche Auflage der Rechnungen zum Zwed ber 
Einfiht und Erinnerungs:Abgabe durch Private an. 

Der Art. 34 fpricht zwar von dem Grinnerungsrechte ber Privatperfonen im 
Allgemeinen, und bezeichnet nicht näher, welche Privatperfonen zur Eriunerungs: 
Abgabe befugt feien, 

Nachdem jedoch die Vorſchriften über Rechnumngsftellung in ben Gemeinden 
aud auf die Rechnmungsftellung der Armenpfleger anwendbar find, und fowohl 
nad Art. 89 als Art. 136 der Gem. Ordn. nur ben Umlagepflichtigen ein Recht 
der Einfiht und Erinnerungsabgabe zu ben Gemeinde-Rechnungen eingeräumt ift, 
jo fteht wohl auch in Bezug er Armenrechnungen nur ben Umlagepfliäptigen bad 
Recht der Einfiht und Erinnerungsabgabe zu. 


Art. 36. 

Es ift dem Armenpflegihaftsrathe geftattet, Armen behufs gericht: 
licher Verfolgung von Vermögensrechten die erforderlidyen baaren Proceß— 
auslagen vorzuſchießen. 

Den Mitgliedern und den befonders beauftragten VBollzugsorganen 
des Armenpflegihaftsrathes fowie den Bezirkspflegern kann der Eintritt 
in die Wohnungen der unterftügten Armen zu feiner Zeit verwehrt werben. 

Wenn die Erziehung von Kindern, für welche Unterftüßung aus 
der Armenkaſſe gewährt ift, von den Eltern oder deren Stellvertretern 
offenbar vernadhläffigt wird, fo Fann der Armenpflegihaftsrath die Fort: 
fegung der Unterftüßung davon abhängig machen, daß foldhe Kinder ihm 
zur befjeren Unterbringung und Erziehung überlajjen werden. 

Der Armenpflegihaftsrath ift berechtigt, die Beftellung gerichtlicher 
Euratel über Perfonen zu beantragen, welche durch Verſchwendung bie 
Deforgnig begründen, daß fie der Armenkaffe zur Laſt fallen werden. 

Wenn ber Armenpflegfhaftsrath die ihm nicht übertragene Aufficht auf das 
fittliche Verhalten der unterjtügten Armen führen fol, fo muß es ihm freiftehen, 
die Armen in ihren Wohnungen zu befucchen, fib von ihrem Thun und Laffen zu 
Überzeugen ꝛc. Die bier aufgellellte Befugniß des Armenpflegichaftsrathes hängt 
aljo mit der Uebung feiner Pflichten unbedingt zuſammen. 

Den Mitgliedern des Armenpflegihaftsratbes und ben Bezirföpflegern 
(Art. 24) fteht diefes Recht unbedingt zu, den Bollzugsorganen ber — We 
nur dann, wenn fie biezu befonders beauftragt find, umd jich über biefen beſon— 
dern Auftrag auch ſpeciell auszuweiſen vermögen. 
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C, Gefhäftsgang. 


Art. 37. 

Der Armenpflegihaftsrath faßt feine Beſchlüſſe in den feſtgeſetzten 
regelmäßigen oder in befonders anberaumten Sitzungen, auf weldye bie 
Beitimmungen der Gemeindeordnung über die Sikungen der Gemeinde: 
verwaltungen analoge Anwendung finden. 

Zur Giltigkeit eines Beſchluſſes ift erforberlih, daß mehr als die 
Hälfte der Mitglieder anwefend, und daß ben Beichluffe die abfolute 
Stimmenmehrheit der anwejenden Mitglieder zugefallen ijt; bei Stimmen: 
gleichheit entjcheidet der Vorfigende. 

Die Leitung der Sigungen und des ganzen Gefhäftsganges ges 
bührt dem Vorjtande, Deziehungsweife feinem Stellvertreter. 

Zur Regelung des formellen Gefhäftsganges kann ſich der Armen: 
pflegihaftsrath eine Gefhäftsorbnung geben; in Bezug auf Führung und 
Bifitation der Kafjen, fowie auf die Behandlung des Rechnungsweſens 
finden die Beftimmungen der Gemeindeordnung analoge Anwendung. 

Die Erftattung von Ueberfichtsangeigen über die Geſchäftsführung 
der Armenpflegen wird durch Minijterialvorfchrift geregelt. 


Die Beſtimmungen der Gemeinbeorbnung, weldhe in Abj. I. als analo 
anwendbar auf ben Geihäftsgang ber Armenpfie e bezeichnet find, befinden fie 
in Art. 101—107 ber Gemeindeordnung für magiftratiihe Orte; — dann Art. 145 
für die Landgemeinden. 


Die zum Vollzug bes Art. 37 ergangenen Minifterial: Entfchließungen vom 
14. Mai 1870, 
a) das Etats- und Rechnungsweſen betr., 
b) das Kaſſeweſen ber Armenpflegen in ben Gemeinden mit Landgemeinde: 
Berfaffung betr., 
ec) bie Weberficht über die Ergebniffe ber Armenpflege betr. 
find als Anhang zum XVII. Abſchnitt beigefügt. 


Dritte Abtheilnug. 
Bon der Biftriktsarmenpflege. 


Art. 38. 
Die Diftriftsarmenpflege bildet eine Aufgabe der Diftriftsgemeinbe 
und umfaßt: 

1) die Unterftügung der mit Armenfaften überbürbeten Gemeinden bes 
Diſtrikts; 

2) die Unterhaltung ber beſtehenden Diſtriktswohlthätigkeits- und Kranken— 
anftalten ; 

3) die Anfammlung und allmälige Vermehrung eines befondern Diftrikts: 
armenfonde ; 

4) die Errihtung von Diftriftsarmenhäufern, Beihäftigungsanftalten, 
Armencolonien und Krankenhäuſern, fowie von Diftriktsanftalten 
zur Erziehung armer verwahrlofeter Kinder; 

Rar, Handbuch ber bayer. Diſtr. Berw. Behörden, III. Auf. 34 
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5) die Gründung von Spar: und Vorſchußkaſſen und ähnlichen An: 
ftalten. 

Der nad ber Berorbn. vom 24. Dez. 1833 thätige Diſtriktsarmenpflegſchafts— 
rath — Plenarverſammlung und Difteitsausfhuß iſt befeitigt. 

Für die biflrictive Armenpflege bejicht künflighin Fein befonderes Organ, 
fondern es wird die biftrictive Mrmenpflege, wie jede Angelegenbeit der Diftrifts- 
gemeinde Fünftig durd dem Diftriftsrath beforgt. — 

Das Geſetz überläßt die Beuribeilung der Frage, welche Gemeinde als 
mit Armenlaften überbürbet zu betrachten fei, dem Urtbeil des Diftriftsrathes, 


Die Verorbn. vom 24. Dez. 1833 hatte Hiefür folgende Kriterien aufgeftellt: 


„Die Ueberbürdung einzelner Gemeinden mit Armen läßt fi daher nur er: 
„mitteln aus dem Verhältniffe, in welchem in jeder einzelnen Gemeinde die 
„Zahl und ber Bedarf der Armen zu den Kräften der beitragsfähigen Gemeinde: 
„angebörigen ficht. Dieſe Kräfte jelbft aber können ohne eine nicht wohl zu: 
„läſſige Unterfuchung jedes einzelnen Activ = und Paffivftandes nur nach allge: 
„meinen Anhaltspunften bemeijen werden. Das eigene Urtheil mu immer 
„dem eigenen Gewiffen des Diſtriktsarmeupflegſchaftsrathes und der feinen 
„Mitgliedern der Plenarverfammlung innewohnenden Diftriftsfenntnig anheim— 
„„geitellt bleiben. — 


Der vom Diftrift anzufammelnde Diftriftsarmenfond bat bie Natur eines 
Diftriftsgemeindevermögens. 

Kranfenhausbeiträge von Dienfiboten 2c. können nidt vom Diftriftsratbe 
eingeführt werden; nur von ber politifchen Gemeinde; eine Verwendung bdiefer 
Ginnabme für difirictive Kranfenanftalten findet nur mit Zuflimmung der Gemein: 


ben ſtatt. 
Art. 39. 

Die unter Ziff. 1 — 3 des vorftehenden Art. 38 erwähnten Leis 
ftungen bilden gejeßliche Laften gemäß Art. 27 und Art. 29 Abſ. I. 
bes Gefetes vom 28. Mai 1852, die Diftriftsräthe betr. 

Die Mittel zur Dedung des Bedarfs der Diftriftsarmenpflege 
find zu fchöpfen: 

1) aus den Nutzungen des Diftriftsarınenfonds; 

2) aus den auf Geſetz- oder befonderen Nechtstiteln beruhenden Leiftungen 
des Staates, des Kreifes, einzelner Stiftungen, Genofjenfchaften, 
Gemeinden oder anderer — juriftifcher oder phyſiſcher — Perfonen ; 

3) aus den freiwilligen Zuſchüſſen des Staates oder des Kreifes, aus 
Beiträgen von Gemeinden oder Privaten, welchen eine biftrictive 
Einrihtung befondern Vortheil gewährt, endlidy aus fonftigen außer: 
ordentlihen Einnahmen. 

Reihen alle diefe Mittel nicht aus, fo it der noch ungebdedte De: 
darf durd die Dijtrittsgemeinde aufzubringen. 

Die im Artikel getroffene Ausscheidung zwiſchen ben obligatorifden und 


facultativen Leiftungen des Diftrifts für Armenzwede flieht im Einklang mit ber 
bisherigen Gompetenz des Diftviktsrathes. 


Art. 40. 
Die Beforgung der Diftriftsarmenpflege, insbefondere die Verwaltung 


des Diftriftsarmenvermögens und der biftrictiven Armenanftalten und Ein: 
richtungen findet nad) den gejeßlichen Vorſchriften über die Behandlung 
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ber fonftigen Diftriftsgemeindeangelegenheiten Statt, und gehört hienach 
zum Wirkungstreife des Diftriktsrathes und Diſtriktsrathsausſchuſſes. 

An den betreffenden Situngen diefer Organe haben jedody die Be: 
zirfsärzte, fowie zwei zu dieſem Zwecke am Beginne jeder Diftrittswahl- 
periode und auf die Dauer derjelben von dem neu gebildeten Diſtrikts— 
rathsausſchuſſe nad Stimmenmehrheit gewählte felbftftändige Pfarrer des 
Diftrifts mit voller Stimmberedtigung Theil zu nehmen. Bei Verhin- 
derung der DVorgenannten können Erfaßleute zugezogen werben. 

Die im Abſ. II. bezeichneten Ergänzungsmitglieder des Diftriftsrathes haben 
mur an jenen Sigungen Theil zu nehmen, in welcher die in Abſ. I. bezeichneten 
Angelegenheiten ber Difeitsornıenpflege beratben werden. — Bei diefen Ange: 
legenbeiten fommt ihnen volle Stimmberedhtigung zu, 

An den Übrigen Berathungsangelegenbeiten bes Diftriftsrathes haben fie 
nicht Theil zu nehmen. 


Daß fie jpeciell zu den Eigungen bes Diftriktsrathes und Diftriftsausfchuffes 
geladen werben müflen, verfteht fi von felbft. 


Bierte Abtheilung. 
Yon der Rreisarmenpflege. 


Art. 41. 

Die Kreisarmenpflege umfaßt alle auf öffentliche Armenpflege be: 
züglichen Leiftungen, welche den Kreisgemeinden auf Grund gefeßmäßiger 
Beſchlüſſe ihrer Vertreter oder auf Grund befonderer gefeglicher Beſtim— 
mungen obliegen, namentlih die Unterhaltung und Begründung von 
Wohlthätigkeits- und Beichäftigungsanftalten, Armencolonien, Irrenhäuſern 
und andern Sanitätsanftalten, und die Unterftüßung der mit Armenlaften 
überbürdeten Diftriftsgemeinden. 

Die Kreisarmenpflege gehört zum Wirkungskreis des Landrathes 
und des Landratbsausfhuffes nah Maßgabe der Art. 15 und 33 bes 
Geſetzes vom 28. Mat 1852, die Landräthe betr., welches Geſetz auch 
auf die Dedung bes Bedarfs der Kreisarmenpflege Anwendung findet. 

Der Landrath hat bei jeder feiner ordentlichen Jahresverſammlungen 
(vergl. Art. 19 des Landrathsgefeßes von 28. Mai 1852) darüber zu 
berathen und zu bejchliegen, ob und in weldem Umfange einzelne Diftrikte- 
gemeinden bes Kreifes als mit Armenlajten überbürdet erfcheinen, und 
deshalb einer Kreisunterftüßung bedürfen. 


Fünfte Abtheilung. 
Bon dem Aufſichtsrechte und der Buftändigkeit der Staats: 
behörden. 


Art. 42. 
Die örtliche Armenpflege wird unter Oberleitung des Staatsmini- 
fteriums des Innern durch die den Gemeinden unmittelbar vorgejchten 
34 * 
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Verwaltungsbehörden nach Maßgabe der geſetzlichen Beſtimmungen über 
Staatsaufſicht in Gemeindeangelegenheiten überwadt. 

Die Betheiligung der Staatsbehörden an der Diſtrikts- und Kreis— 
armenpflege bemißt ſich nach den Beſtimmungen des Diſtriktsraths- und 
des Landrathsgeſetzes. 


Bei dem Intereſſe des Staates an dem geeigneten Vollzuge der öffentlichen 
Armenpflege wurde ber Vorbehalt der Staatéauſſicht auf die örtlihe Armenpflege 
auch im dem gegenwärtigen Gefege um fo mehr feitgehalten, als gerade bie gleich: 
mäßige Anwendung der leitenden Grundſätze eine wejentliche Vorbedingung für bie 
erjprießliche Wirkſamkeit des Bollzuges bildet. 

Da jedoch die Armenpflege gleichfalls eine Angelegenheit der Gemeinde ift, 
und nur durch ein anderes gemeindliches Organ geleitet wird, jo erfchien es zwed: 
mäßig, das ftaatliche Auffichtsrecht auf die örtliche Armenpflege ganz nah Maßgabe 
der gejeglichen Beftimmungen über die Staatsauffiht in Gemeindeangelegenheiten 
zu normiren. 

Berichieden von dieſem Anffichtsrechte find die Befugniſſe zur Entſcheidung 
ber abminijtrativen Streitigkeiten über ben Vollzug bes gegenwärtigen Gefehes, 
worüber Art, 43 das Nöthige enthält. 

Was nun die Handhabung der Staatsauffiht auf ben Vollzug der Armen: 
pflege betrifft, fo trifft das gegenwärtige Gefeg Feine Beitimmungen ia ca der 
Staatsauffiht auf die diftrictive und Kreisarmenpflege, ba die Geſetze tiber bie 
Diftrittsräthe und über die Landräthe biefür binreihenden Anhaltspunkt bieten. 

Die Staatsauffiht, welche in Art. 42 vorbehalten ift, trifft mur bie örtliche 
Armenpflege. 

Mit Hinblid auf Art. 157 der Gemeindeordnung von 29. April 1869 er: 
ftredft fih aljo auch gegenüber den örtlichen Armenpflegichaftsräthen die Staatsauf: 
fiht darauf: 

a) daß die gefeplihen Schranken ber ben Armenpflegen zuftehenden Befugnifje 
nicht zum Nachtheil des Staates überjchritten werben; 
b) daß die gefeglihen Vorfchriften beobachtet werben, durch welche das Ermeſſen bes 

Armenpflegichaftsrathes innerhalb des Kreifes feiner Beſugniſſe befchränft ift; 

e) daß die dem Armenpflegichaftsrathe, bezw. die den Gemeinden bezüglich der 
Armenpflege obliegenden öffentlichen Verbindlichkeiten erfüllt werben; 

d) daß bie — Vorſchriften über die Gefhäftsführung (alſo auch bie 
auf Grund eines Geſetzes erlaffenen verordnungsmäßigen oder minifteriellen 
Beitimmungen) beobadytet werben. 


Die vorgejegten Verwaltungsbebörben baben zu biefem Zwecke das Recht 
ber Keuntnißnahme von der Thätigfeit der Armenpflegichaftsräthe, insbefondere 
bas Recht der Amts: und Kaffevifitation. 

Geſetzwidrige Beſchlüſſe find, wenn bie Zurücknahme berfelben nicht binnen 
einer angemefenen Friſt erfolgt, durch die zuſtändige Behörde vorbehaltlid bes 
Beſchwerderechts des Armenpflegihaftsraths außer Wirffamkeit zu ſetzen. 

Beſchlüſſe, welche nur eine Benachtheiligung Ginzelner enthalten, können 
lediglidy auf Grund einer rechtzeitig (innerhalb 14 Tagen) erhobenen Beſchwerde 
außer Wirkjamfeit gefeßt oder abgeändert werben. 

Unterläßt der Armenpflegihaftsrath die ihm geſetzlich obliegenden Verpflich— 
tungen zu erfüllen, geſetzlich nothwendige Ausgaben in den Boranfchlag aufzunehmen 
oder erforderlichen Falles außerordentlih zu genehmigen, fo it er unter Angabe 
bes Geſetzes aufzufordern, binnen ——— Friſt die zur Erfüllung ſeiner Ver— 
pflichtung erforderlichen Beſchlüſſe zu faſſen. 

Wird innerhalb der vorgeſetzten Friſt die geſetzliche Nothwendigkeit, der Um— 
fang ober die Art der Leiſtung beſtritten, fo bat die Behörde hierüber vorbehaltlich 
des der Armenpflege zuſtehenden Beſchwerderechts Beſchluß zu faffen, wobei auf bie 
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Leitungsfähigkeit der Armienpflege befondere Rüdficht zu nehmen if. Die Beichluß« 
fafjung der Kreisverwaltungsftellen erfolgt nach collegialer Berathung. 

Wird die endgiltig Teftgeftellte Verpflichtung innerhalb einer angemefjenen 
Frift nicht erfüllt, fo bat die Staatsbehörde an der Stelle der Armenpflege bie 
zum Bollzuge nöthigen Verfügungen zu treffen. 

Werden die gefepmäßigen Vorichriften über Geſchäftsführung verlegt, fo ift 
die Armenpflege zu deren Beobachtung aufzufordern und nötbhigen Falles durch 
Disciplinarmapregeln anzubalten. 

Art. 43. 


Streitigkeiten über den Vollzug des gegenwärtigen Gefeßes, nament— 
lich über die Unterftüßungspflicht des Staats, der Gemeinden oder einer 
öffentlihen Kaffe, über die nah Art. 5 Abſ. I. und Art. 11 — 17 
begründeten Erfaganjprühe, dann über die auf den Art. 20 und 21 
berubenden Verpflichtungen werden von den Diftriftsverwaltungsbehörden 
in erfter und von ben Kreisregierungen, Kammer des Innern, in zweiter 
Juſtanz entſchieden; — vorbehaltlih deſſen, was das Gefeß über den 
oberften Berwaltungsgerihtshof bejtimmen wird. 

Zuftändig ift: 

3) bei Anſprüchen gegen eine Gemeinde die DiftriftSverwaltungsbehörbe 
berjelben, 

b) bei Anfprücen gegen eine andere — juriftifhe oder phyſiſche — 
Perfon die Diftriftsverwaltungsbehörde jener Gemeinde, welche ben 
Anſpruch erhebt. 

Beſchwerden find am eine unerftredlihe Frift von vierzehn Tagen 
gebunden. 

Die, Verwaltungsbehörden können nöthigenfalls die Urkunden, 
durch welche Schuldigkeiten feftgeftellt werden, vollſtreckbar erklären, 
und für deren Beitreibung ſorgen. 

Verſchieden von der Staatsaufſicht, welche nach Hinwegfall der früheren 
Kuratel durch die Staatsbehörden — in letzter Inſtanz durch das Staalsminiſterium 
bes Innern ausgeübt wird, iſt die Befugniß zur Entſcheidung von Streitigkeiten 
über den Vollzug bes Geſetzes. 

Da die Anfprüde, welde in dieſem Gefegße einzelnen Gemeinden, Kaflen, 
Privaten zc. eingeräumt find, im Bffentlichen Rechte wurzeln, fo find die Verwaltungs: 
behörden zur Jubicatur in Streitigkeiten über diefe Angelegenheiten competent, 

Die Kreisregierungen entſcheiden in zweiter und letzter Inſtanz. 

An Bezug auf die Bollitredbarfeitserflärung von VBerwaltungsurfunden 
(Beihlüffen) fommen die Art. 821, 883, 884 und 885 ber Prozeßordnung in 
bürgerlichen Nechtsftreitigkeiten fiir das Königreih Bayern in Betracht, 


Sechste Abtheilung. 
Strafbeftimmungen. 


Art. 44. 

Perſonen, welche öffentlihe Armenunterftügung genießen, werden 
mit Arreft bis zu adt Tagen, im Nüdfalle bis zu dreißig Tagen be: 
ftraft, wenn fie entweder 

1) durch ungeziemendes Benehmen die dem Armenpflegihaftsrathe, 
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einem Mitgliede deſſelben, einem Bezirkspfleger, oder denjenigen, 

von welchem fie im Auftrag des Armeunpflegſchaftsrathes, Almoſen, 

Kleidung, Wohnung, Koft oder Arbeit erhalten, gebührende Achtung 

verlegen, oder wenn fie 

2) Lebensmittel, Heizungsmaterial, Kleidungsftücde, Heilmittel, Arbeits: 
ftoffe, Werkzeuge u. dergl., welche fie von ber öffentlichen Armen: 
pflege oder von einer äffentlihen Wohlthätigkeitsanftalt empfangen 
haben, unbefugt veräußern ober muthwillig unbrauchbar machen. 

Mit Arreft bis zu vierzehn Tagen, im Rückfalle bis zu 30 Tagen 
werben beftraft: 

1) arbeitsfähige Perfonen, welhe von der Armenpflege Unterftübung 
beziehen oder beanſpruchen, wenn jie die ihnen gemäß Art. 6 Abſ. I. 
oder Art. 29 Abſ. II. angewiefene Arbeit nicht verrichten; 

2) arbeitsfähige Perfonen, welche innerhalb Jahresfrift von ber Armen: 
pflege Unterſtützung beanfprudyt oder bezogen haben, wenn fie weber 
einer ihren Kräften angemefjenen Arbeit fi widmen noch barzuthun 
vermögen, daß fie fich auf erlaubte Weiſe ernähren. 

In den Straffüllen gegenwärtigen Artifels ift Schärfung ber 
Arreftftrafe zuläffig; gegen Nüdfällige kann in den Fällen des Abi. I. 
Ziff. 2 dann des Abi. I. Ziff. 1 und 2 au die Zuläffigfeit der 
Stellung unter Polizetaufjiht oder der Verwahrung in einer Polizei: 
anjtalt ausgeiprochen werben. 


Abi. IT. Ziff, 1 und 2 involvirt eine zweckmäßige Abänderung bes Art. 87 
bed P.St. G. B. 


Siebente Abtheilung. 
Schlußbefimmungen. 


Art. 45, 

Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1869 für den ganzen 
Umfang des Königreihs in Wirkfamkeit. 

Die an diefem Tage beftehenden Armenpflegichaftsräthe bleiben bis 
zum 4. Januar 1870 in Thätigfeit und üben ihr Amt nah Maßgabe 
des gegenwärtigen Geſetzes. Es Liegt ihmen die erftimalige Herftellung 
der in Art. 34 angeorbneten Voranſchläge ob. 

Dit dem 1. Juli 1869 erlöfhen alle dem gegenwärtigen Geſetze 
entgegenftehenden Geſetze, Verordnungen und PVorfchriften, insbefondere 
die Verordnungen vom 17. Nov. 1816, das Armenwefen betr. und bas 
Geſetz vom 25. Juli 1850, die Unterftüßung und Verpflegung Hilfs: 
bedürftiger und erfrankter Perſonen betr, 

In Bezug auf 

I. Wettungsanflalten für verwahrlofte Kinder 
ipricht fi ein MR. vom 20. Nov. 1851, Dil. XXVI ©. 651, 
dahin aus, daß im Hinblid auf die focinlen Gebrehen unferer Zeit und 
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um ben nöthigen Einfluß auf die fittlihe Erziehung von Kindern armer 
Eltern zu gewinnen, die Gründung und Yeitung folder Anftalten zunächſt 
der privativen Thätigfeit wohlgefinnter Menſchen anbeimzugeben fei, daß 
ben Staatsbehörden zwar das Oberaufſichtsrecht vorbehalten bleibe, eine 
unmittelbare ftaatlihe Leitung folcher durch den dhriftlihen Sinn ber 
Stifter begründeten Anftalten nicht als zwedmäßig erfannt werde, wobei 
jedod die Unterftügung folder Anftalten aus Kreismitteln nicht ausge 
ſchloſſen fei. 

Eine weitere hd. E. vom 27. Mai 1857, K. A.Bl. ©. 776, hebt 
namentlich ben Gefihtspunft hervor, wie neben bem Beruf des Armen: 
pflegfchaftsrathes für Sicherung eines entipredhenden Unterrichtes und 
berufsmäßiger Beſchäftigung armer Kinder überhaupt, das vorzüglichite 
Augenmerk auf die in Pflege und Erziehung verwahrlojter Kinder, 
die bereits die Zeichen geiftiger und phyſiſcher Verkommenheit an ſich 
tragen, zu wenden, und wie namentlich für diefe Gategorie verwahrloiter 
Kinder zu forgen fei. 

Es find in diefem Sinne aud) bereits feparirte Kinderbewahr: 
anftalten und Rettungshäuſer gegründet worden, von benen bie erfteren 
zur Aufnahme derjenigen Kinder beftimmt find, beren Eltern mit Rüdficht 
auf ihren eigenen Broderwerb für die fortwährende Beauffihtigung ihrer 
Kinder unter Tags nicht forgen können, und Rettungshäufer für Er: 
ziehung und Unterriht verwahrlofter Kinder. 

Die Aufgabe der Diftriftspolizeibehörde befhränkt ſich bier auf 
Anregung, Aufmunterung und Belehrung. 


I. Pflege fremder Stinder. 


Das P.St.G. Art. 73 beftimmt: Wer fremde Kinder unter 
8 Jahren obne Bewilligung ber Polizeibehörde gegen Be: 
zablung in Pflege oder Erziehung nimmt, ober nad ent— 
zogener Bewilligung behält, wird an Gelb bis zu 25 fl. 
geitraft. 

Nah $ 5 der A. DB. vom 24. Juni 1862, K.A.Bl. ©. 1419, 
wird die im vorftehenden Artikel bezeichnete polizeiliche Bewilligung von 
ben Diftriftspoligeibehörben, beziehungsweife den erponirten Bezivfsamts: 
affefforen, ertheilt, in München von der Polizeidirection. 

Jede ſolche Bewilligung fett felbjtverftändlih eine Prüfung der 
Thatfache voraus, daß die mit ber Pflege fremder Kinder fi befhäftigende 
Familie oder Perſon nad) fittliher Haltung und VBermögensverhältnifjen 
biezu geeignet fei. 

II. Sparkaffen. 

Die Sparkaffen haben fi) bisher als ein vorzüglices Mittel gegen 

die zumehmende Verarmung ber arbeitenden Claſſe bewährt, indem fie 


ben Dienftboten und Arbeitern eine bequeme Gelegenheit zur Anlage 
ihrer Erfparniffe barbieten, die Ordnungsliebe und Sparfamteit erhöhen, 
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die Gewinnung einer ſelbſtändigen Lebensſtellung fördern und die Ueber: 
windung von Unfällen, wie fie den Arbeiter nicht felten treffen, namentlich 
Erwerbölofigkeit, Krankheiten u. f. w. erleichtern, 

Die Vorſtände der Diftrittspolizeibehörden follen fi angelegen 
fein lafien, bie Errichtung folder Kafjen, wo fie noch fehlen, alsbald 
anzuregen und zu befördern. 

Zur Gründung von Privatfparvereinen oder Sparkaſſen, als 
öffentlichen Anftalten ift die Genehmigung des k. Staatsminifteriums 
des Handels erforberlih. (Art. 193 des P.St. G., ME. v. 9. Oct. 
1865, K. A. Bl. ©. 2298. RU vom 9. Mai 1860, K.A.BT. ©. 599, 
Döll. XIV. ©. 2282 u. ff.) 

Allgemeine Grundſätze für die innere Einrichtung der Sparkaſſen. 

(M.E. vom 30. Jan. 1843, Döl. XXVIII. ©. 1194.) 

Haftung der Magiftrate und Gemeinbeverwaltungen, binfichtlid) 
ber Verwaltung der Sparkafien. (ME, vom 30. Nov. 1853, Dil. 
ibid. ©. 1199.) 

Berbindung von Leib: und Hilfskaffen mit Sparkaſſen. 

(ME. vom 16. Mai 1846, ibid. 1201.) 

Die Sparkafjen find von ber Betheiligung an ben neuen Staats: 
anlehen mittels Erwerbung von Obligationen au porteur nidyt ausge: 
ſchloſſen, doch dürfen fie ſich nur mit einer beftimmten, unüberfchreitbaren, 
von der Kreisregierung feftgefeßten Summe betheiligen. 

(ME. vom 9. Sept. 1846, ibid. ©. 1202.) 

Geſetz, die Verhältniſſe der Sparkaſſen und beziehungsmweife die bei 
der Staatsſchuldentilgungskaſſe hinterliegenden Sparkaffefapitalien betr., 
vom 4, Juni 1848, G. Bl. S. 177, Doll. XXVUL ©. 1202. 


IV. Seibanflalten. 

Ihre Verwaltung richtet fich nad) den jeweils gegebenen Statuten 
ber Anftalten. — Als ftäbtifhe Anftalten ſtehen bdiefelben unter ber 
Leitung und Berwaltung des Magiftrate. ($ 57 des Gem.Eb.) 
(Eonf. Döl. XIV. ©. 2339 u. ff., Döll. XXVII. ©. 1306 u. ff.) 

Die Herausgabe von Pfändern in ſtrafrechtlichen Unterſuchungen. 

(M.E. vom 4. Yan. 1839, ibid. ©. 1307.) 

Die Herftelung und Beförderung von Spar: und Hilfskaffen, 
dann von Leibanftalten, die Bewilligung zur wechfelfeitigen Verbindung 
biefer Anftalten competirt zur Kreisregierung. 

(Geſch. Vereinf. V. vom 10. Aug. 1848, Döl. XXVIIL ©. 1307.) 

Wer ohne Berechtigung eine Leihanftalt unterhält oder gewerbs: 
mäßig auf Pfänder leiht, unterliegt einer Gelbftrafe bis zu 150 fl. 

Zugleich ift die Schließung folder Anftalten im Beſchluſſe auszus 
ſprechen und als proviforifhe Mafregel der Diftriktspolizeibebörde geftattet. 

Art. 192 des P.St. G. der auch Strafen feſtſetzt für Ueberfchrei« 
tung der den Gejchäftsbetrieb normirenden Anordnungen der zuftändigen 
Behörde. 
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V. Sammlungen. 


Zu Sammlungen von Geld oder fonftigen Beiträgen, oder von 
Unterſchriften hiezu ijt beſondere polizeilihe Bewilligung erforberlidy. 

Eine unbefugte Sammlung für theilweife oder ausſchließlich eigenen 
Bedarf wird ald Bettel beftraft, P.St.G. Art. 89, 92. 

Das unbefugt Geſammelte wird zum Beften des Localarmenfonds 
confiscirt. War jedod der Zweck der Sammlung ein angemefjener, fo 
ift der Richter berechtigt, die Verwendung für biefen Zweck vorbehaltlich 
ber Zuftimmung jener Stelle, deren Erlaubniß für die Vornahme der 
Sammlung erforderlich gewefen wäre, als zuläffig zu erflären — Art. 92 
des P.St. G. 

Die Beſtimmungen des Art. 92 finden auch Anwendung, wenn 
ohne polizeiliche Bewilligung ein Aufruf zu Gaben oder Geldbeiträgen 
mit dem Erbieten zur Empfangnahme derſelben in öffentlichen Blättern 
oder Anſchlägen erlaſſen wird. 


Bezüglich der polizeilichen Bewilligungen zu Sammlungen ordnet 
die A. V. vom 20. Sept. 1862, R.Bl. S. 2270, folgendes an: 


1) Zu allen Sammlungen von Geld, Beiträgen oder Unterſchriften hiezu, iſt 
polizeiliche Bewilligung nothwendig. 

2) Die ertheilte Bewilligung iſt nach 3 Monaten erloſchen. 

3) Der königlichen Bewilligung vorbehalten ſind Sammlungen, welche ſich über 
mehrere oder alle Rreite erftreden, oder für politifche Zwecke oder für bas 
Ausland beftimmt find. 

4) — —— innerhalb einzelner Regierungsbezirke bewilligt die Regierung, 

b 


5) Sammlungen irgend welder Art, zur Steurung einer durch unvorhergeſehene 
Greigniffe berbeigeführten augenblidlihen Noih können von ber Diftrifts: 
polizeibehörde in ihrem Amtsbezirfe angeorbnet oder bewilligt werben. 
Hierüber ift jeberzeit Anzeige an die vorgeſetzte Kreisregierung zu erflatten, 

6) Wenn ein Aufruf zu Sammlungen in öffentlichen Blättern erlaffen werben 
foll, fo fommen in Bezug auf Suftändigkeit bie Beflimmungen vorftehenber 
88 3—5 zur Anwenbunng. 


Eine polizeilihe Bewilligung ift nicht erforderlich zu Sammlungen 
für erlaubte Zmwede, welche jemand bei Gelegenheit einer gefelligen Zu: 
fammenfunft, oder in einem Vereine, welchem er angehört, oder im 
Kreife von Perjonen veranftaltet, mit welchen er im gefelliger ober in 
Geſchäftsberührung in freundfchaftlihen oder verwandtſchaftlichen Ber: 
bältniffen jteht. (Art. 92 des P.St. G.) 

Dadurch find außer Wirkfamkeit gefegt: 


1) bie Geih.Bereinf.B. vom 10. Aug. 1848 zu $ 59, 
2) $ 59 ber Form. V. vom 17. Dez. 1825. 


Eollecten wegen Hagelihabens find durch den Beitritt zum Hagel: 
verfiherungsverein bedingt. (DU. XXVI. ©. 723.) 
Den Mendicantenklöftern ift mit bifchöfliher Bewilligung das 
Eollectiren innerhalb eines anzuweifenden Bezirks geftattet (Terminiren). 
(Döll. XXI ©. 315.) 
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Durch Entſchließung bes Minifteriums des Innern beiber Abtheilungen unb 
ber Juſtiz vom 23. Mai 1865 und 16. Juni 1865 (Gultus: Minifterialblatt 
&.107) wird ben unterftehenden Beamten Kenntniß gegeben, daß fie die vorherige 
Genehmigung zu erhalten baben, wenn fie die Hilfe eines auswärtigen Monarchen 
für irgend eine Landes:Angelegenheit, wie 3. B. Herftellung eines Bau-Denkmales 
in Antpruch nehmen wollen. 


VL Zulaſſung zum Armenredt. 
(A. B. vom 11. Oct. 1847, R.Bl. 1857 ©. 1335.) 


Den Parteien, welhe in einer Givilprozepfahe das Armenrecht 
nachſuchen, ift vom Prozeßgerichte ein Zeugniß darüber auszuſtellen, daß 
ein Rechtöftreit anhängig ſei oder gemacht werben will, 

Nur gegen Vorlage eines ſolchen Atteftes darf die Diftriftspolizei 
das Armuthszeugniß ausfertigen, Hat ſolches jedoch dem Prozeßgericht, 
nicht aber dem Geſuchſteller mitzutheilen. 


Ueber die Zulafjung zum Armenrecht in bürgerlichen Nechtsftreitigs 
feiten ift eine höchſte Verordn. vom 12. Juni 1870, Regierungsblatt 
©. 881, erſchienen, welche lautet: 


Königlih Allerhöhfte Verordnung, 
das Armenrecht in bürgerlihen Rechtoſtreitigkeiten betrefiend. 


Xubwig 1. 
von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalggraf bei Khein, Herzog von Bayern, 
Franken und in Schwaben ic. 2c. 


Wir finden Uns bewogen, zum Vollzuge bes Urt. 145 der Prozeßordnung 
in bürgerlihen Nechtöftreitigkeiten vom 29. April 1869 zu verorbnen, was folgt: 
81. 

Mit dem Geſuche um Zulaſſung zum Armenrechte hat der Nachſuchende 
ein von dem Armenpflegſchaftsrathe ſeines Wohnſitzes ——— Zeugniß 
darüber vorzulegen, daß er ohne Beeinträchtigung des nothwendigen Unterhal— 
tes für ſich und feine Familie nicht im Stande iſt, bie Koflen eines zu beginnenz 
ben oder bereits anhängigen Rechtsftreites oder einer Vollſtreckung zu beitreiten, 

Hat ber Geſuch eller feinen Wohnſitz, fo ift zur Ausftelung des Zeugnifies 
der Armenpflegichaftsrath besjenigen Ortes berufen, an weldem Erfterer Bereits 
längeren Aufenthalt genommen bat, in Ermanglung eines folhen Aufenthaltes 
aber ber Armenpflegidhaftsrath des Heimatsortes. 

g2. 

Das in $ 1 erwähnte Zeugniß muß eine genaue und fpecialifirte Darlegung 
aller perſönlichen, Familien-, Vermögens-, Einkommens- und Erwerbsverhäftnifie 
des Geſuchſtellers enthalten und ſich insbeſondere auch, ſoweit möglich, über die 
Größe der Steueranlage, ſowie über den Umfang der etwa bekannten Paſſiven 
verbreiten. 

Bedarf es in einer höheren Inſtanz einer neuen Verleihung bes Armeunrechtes, 
fo genügt es, wenn auf dem früheren Vermögenszeugnijfe von dem Armenpfleg: 
Köcheratbe beftätigt werben kann, daß fidy mittlerweile in ben perjänlichen, 
—— und Vermögens : Berbältniffen bes Geſuchſtellers feine Aenderungen er: 

eben haben, 

. Wir erwarten biebei von den Drganen ber öffentlihen Armenpflege, daß 
fie diefe Zeugniffe nur auf Grund ber orgfältigften Erhebungen ausflellen und 
biebei allentbalben mit jener Umſicht und Gewiſſenhaftigkeit — werden, welche 
allein geeignet ſind, unbegründete Anſprüche auf den Genuß des Armenrechtes 


Schlußbeſtimmungen. 539 


urückzuweiſen und hiedurch die großen Nachtheile ferne zu halten, womit ber 

ißbrauch jener gejeplihen Moblthat für den äffentlihen Dienft und das Aerar 
ſowohl, wie für bie betreffenden Advokaten, Notare und Gerichtsvollzieher, dann 
für die Gegenpartei verfnüpft find. 


S 3. 

Wird das Geſuch um Zulaffung zum Armenrechte bei dem Staatsanwalte, 
oder wenn bie Sadye zur Zuſtändigkeit eines Gerichtes gehört, bei welchem ein 
Staatsanwalt nicht aufgeftellt iſt, bei dem betreffenden Gerichte mündlich ange: 
bracht, jo hat hierüber im erften Falle der Staatsanwalt, im legten der Vorftand 
ober der Gerichtoſchreiber des betreffenden Gerichtes Protokoll zu errichten. 

Unverftändlige ober in ungeziemender Sprache abgefaßte, fchriftlich einge: 
reichte Geſuche find durch den Staatsanwalt oder Gerichtsvorſtand dem Gefuch: 
fteller zur Verbeflerung ober Läuterung zurüdzugeben. 

Die Bermittlung ber Armenrehtsgejuhe von Parteien, welche nicht am 
Sitze des Prozeß: oder Vollftredungsgerichtes wohnhaft find, durch die Gerichte 
oder Staatsanwälte ihres Wohnſitzes findet nicht ftatt. 

S4. 

Findet ber Staatsanwalt, Gerihtsvorftand oder Einzelnrichter das Vermö— 
genszeugniß mangelhaft, bejtehen nocd Zweifel über Gegenftand oder Zweck der 
beabfihtigten Prozepführung, jo haben biefelben auf Fürzeftem Wege die Nach— 
bolung des Fehlenden, fei es durch weitere Erhebungen bei den Stabt- und Land— 
erihten, Diftrifts» oder Local: Berwaltungsbehörben oder den Rentämtern bes 

obnfiges, Aufenthaltes oder der Heimat des Gefuchftellers, fei es durch Erholung 
weiterer Aufihlüffe von Lepterem, zu veranlaffen. 

Nach Geftalt der Umftände ift auch der Gegenpartei Gelegenheit zu geben, 
fi über das Gefud und ben Gegenftand der Prozeßführung zu äußern. 

Der Verkehr mit den Parteien ift, foweit irgend thunlich, perjönlich und 
unmittelbar zu pflegen, 


$5. 

Erachtet der Staatsanwalt den behaupteten Anſpruch oder bie en 
Bertheibigung für muthwillig, fo fteht dem Geſuchſteller frei, gegen die Zurüd: 
weifung des Geſuches bei dem zuſtändigen Oberftaatsanwalte, s er ſich aber 
auch bei deſſen Entſcheidung nicht beruhigen will, ſowie dann, wenn das Geſuch 
von einem Oberſtaatsanwalte oder von dem Generalſtaatsanwalte beim oberſten 
Gerichtshofe zurückgewieſen worben ift, bei Unferem Staatsminifterium der Juſtiz 
Beſchwerde zu führen, 


$ 6. 
Bei jedem Gerichte ift über die zur Entſcheidung — Armenrechts⸗ 
eſuche vom Gerichtoſchreiber ein Regifter anzulegen, in welches bie gerichtliche 

itſcheidung im Urfchrift aufzunehmen ift und worin ber Gerichtsvorfiand fofort 
nach geichöpften Beichluffe den zur Vertretung beftimmten Abvofaten, fowie für 
die Zuftellungen und etwa nöthigen Notariatsgefhäfte, foweit ſolche innerhalb bes 
Bezirks bes Gerichtes, bei bem die Sache anhängig ift oder werben foll, vorzuneh— 
men find, ben Geridhtsvollgieher und Notar bezeichnet. 

Auf Grund jenes Megifters ertheilt der Gerichtsfchreiber die durch das 
Armenrechtsgeſuch veranlaßten Ausfertigungen und Notiftcationen an ben Gtaats- 
anwalt oder bie Betheiligten. 

Für den Anwaltsprozeß erfolgt die weitere Verftändigung des Ndvofaten, 
Serichtsvollziehers und Notars durch den Staatsanwalt. 

Ueber die Art der Führung des Megifters fowie ber zu ertheilenden Aus: 
fertigungen wird Unfer Staatsminifterium der Juſtiz die etwa erforderlichen wei: 
teren Vorſchriften erlafien, 


§ 7. 
Das Armenrechtsgeſuch und die hierauf bezüglichen Belege und Zeugniſſe 
find nad; geſchöpftem Gerichtsbeſchluſſe dem Geſuchſteller, im Anwaltsprogefie dem 


540 Armenwefen, 


mit ber Vertretung betrauten Abvofaten, auszuhändigen, infoferne nicht der Staates 
anwalt, beziehungsweife das Gericht die einitweilige Berwahrung einzelner Inſtruc— 
tiondbelege aus befonderen Gründen für geboten erachtet. 


88. 

Die nad Art. 139 — 141 ber Prozeßordnung ben Gerichtsvorſtänden oblie— 
gende Bezeichnung von Advokaten zur anwaltſchafllichen Vertretung der Armen: 
parteien in ben im Anwaltsprozefje zu verhandelnden Sachen hat L ber Art zu 
geſchehen, daß Fein Abvofat gegenüber bem anderen ungebührlich belaftet wird, 
Hiebei ift jedoch nicht blos die Zahl, fondern auch ber Umfang und die Schwierig: 
feit ber den einzelnen Advokaten übertragenen Armenſachen zu berüdfichtigen. 

Hat ein Advofat, der an einem Orte wohnt, wo mehrere Gerichte, bei 
denen im Anwaltsprozeffe zu verhandeln ift, ihren Ei haben, feine bienftliche 
Thätigkeit thatjächlih auf eines oder auf einzelne biefer Gerichte befchränft, fo 
find ihm, ſoweit thunlich, Armenſachen, bie zu einem anderen Gerichte gehören, 
nicht zu übertragen. 

Bei Nichtigkeitsbejchwerben ift zur anwaltſchaftlichen Vertretung der zum 
Armenrechte zugelaffenen Partei in der Regel einer derjenigen Advokaten, welche 
bie Armenpartei in der Sache im erften oder zweiten Rechtszuge vertreten haben, 
zu bezeichnen, im alle aber, daß dies nicht möglich ift oder nicht angemeſſen 
erjcheint, ein Advofat, ber im Appellationsgerichtsbezirke, wo biefe Sache anbängig 
war, ober am Site des oberfien Gerichtshofes wohnt. 


g9. 

Glaubt cin Advokat cine ibm übertragene Sache ablehnen zu follen, fo 
bat er dies unter Darlegung ber betreffenden Verhältniffe dem Gerichtsvorftande 
mitzutbeilen, der gegebenen Falles einen anderen Advofaten bezeichnet. 

Auch die Armenpartei kann ſich den ihr bezeichneten Advokaten aus erheb— 
lihen Gründen verbitten und der Gerichtsvoritand hat, wenn er biefes Verlangen 
als gerechtfertigt erkennt, einen anderen Advokaten zu bezeichnen. 


10. 

Die zur anwaltichaftlichen —— von Armenparteien bezeichneten Abvo: 
faten find zur Vornahme von dienftlihen Reifen in den ihnen übertragenen Sachen, 
falls die Entfernung von ihrem Wohnorte über fünf Kilometer beträgt, nur dann 
verpflichtet, wenn m bie durch die Neife verurfachten baaren Auslagen vergütet 
werben und hiefür ein entfprechender Vorſchuß geleiftet wird. 

Mit der Vertretung und Berbeiftandbung von Armenparteien bei Handlungen, 
bie außerbalb bes Sitzes des Prozeßgerichtes vorzunehmen find, ift auf Verlangen 
der Armenpartei ober ihres Amwalts durch den Borftand des Prozegerichtes oder, 
falls die Handlung in einem anderen Gerichtsfprengel vorgenommen werben fol, 
auf deſſen Erfuchen dur ben Vorſtand des betreffenden Bezirfsgerichtes ein an 
bem Orte, wo bie Hanblung vorzunehmen ift, oder in deſſen Nähe wohnbafter 
Advolat zu beauftragen, bezüglich defien übrigens bie Beftimmung des Abjap 1 
gleihmäßig Anwendung finbet. 

Iſt bei Nichtigkeitebefhwerden mit ber anwaltichaftlihen Vertretung einer 
Armenpartei ein nicht am Eike bes oberjten Gerichtshofes wohnender Advofat 
beauftragt, fo ift auf Verlangen ber Armenpartei ober ihres Anmwaltes durch ben 
Borftand bes oberften Gerichtshofes ein am Site bes oberften Gerichtshofes woh— 
nender Advokat zu bezeichnen, ber Alles was in bem Mechtöftreite daſelbſt zu 
thun ift, zu beforgen, insbefondere auch die Armenpartei bei der Verhandlung 
zu vertreten bat. 


g il. 
Im Parteiprozeffe ift die Aufftellung eines Abvofaten ober Nechtspraftifan: 
ten ald Armenvertreter oder Armenbeiftand unzuläffig. 
Die Beigebung von Injormations:Anwälten oder Beifländen für auswärtige 
Armenparteien am Wohn: oder Aufentbaltsorte ber Leteren findet auch im Ans 
waltsprozeſſe nicht ftatt, 
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$ 12. 
Alle Geſuche um Verleihung des Armenrechtes jowie. alle hiemit in Zuſam— 
menhang ftehenden Erhebungen, Verhandlungen und Ausfertigungen find tar= und 
empelfrei. . 
Zi Bezüglich der Poflportofreibeit beivendet e8 bei den bisherigen Vorſchriften. 
Die Beftäti ber Eigenſchaft einer Sache als Armenfache auf der Gorreipon- 
denz der Advokaten und Gerichtsvollzieber ertheilt, wenn fie bei einem Gerichte 
nachgeſucht wird, bezüglich der Gorrefpondenz der am Eite des Prozeh: oder Voll: 
Nredungsgerichtes wohnenden Advofaten und Gerichtsvollzieher der Gerichtsichreiber 
jenes Gerichtes, in anderen Fällen der Gerihtsjchreiber des Einzelngerichtes des 

Mohnortes der betreffenden Advofaten und Gerichtsvollzieber. 
13 


$ 13. 
Unferen Staatsminifterien ber Juftiz und ber Finanzen bleibt vorbehalten, 
ſ. 3. über die Vormerfung ber in Art. 134 der Prozeßordnung bezeichneten Koften 
und Gebühren jowie über die Behandlung ber Vorſchüſſe die nöthigen Anordnun— 
gen zu treffen. X 


Die Dauer bes vor Einführung der neuen Prozeßordnung in bürgerlichen 
Rechtstreitigkeiten bewilligten Armenrechtes bemißt fid nach den bisherigen gefeß: 
lihen Vorſchriften. 

Dagegen tritt in denjenigen bei den Gerichten biesf. des Rheins anhängigen 
Sachen, welde, den Beftimmungen ber neuen Prozeßordnung zufolge, im Partei: 
prozefie zu erledigen find, bie Aufftelung des Pflichtanmwaltes in dem Momente 
außer Wirkfamkeit, wo der Prozeß in jenen Abſchnitt eingetreten ift, in welchem 
bie‘ Beftimmungen der neuen Prozepordnung zur Anwendung zu fommen haben. 

15. 


Gegenwärtige Verordnung tritt am gleichen Tage mit der Prozehordnung 
in bürgerlichen Rechtöftreitigkeiten vom 29. April 1869 im ganzen Umfange bes 
Königreihes in Kraft. 

Bon bdiefem Tage an find alle biemit nicht im Einflange ſtehenden bis— 
berigen Borjchriften aufachoben. 


Schloß Berg, ben 12. Juni 1870. 


Anhang. 


Staatsminifterium des Innern. 


Das unterzeichnete Stantsminifterium fieht fi) veranlaßt, mit Hin: 
biid auf Art. 37 Abſ. IV. des Geſetzes über üffentlihe Armen: und 
Krankenpflege vom 29. April 1869 und auf die Beftimmungen der 
Art. 107 Abſ. IV. und Art. 145 Abſ. VII. der Gemeindeordnung für 
die Landestheile diesfeits des Rheins von dem nämlichen Tage über bie 
Behandlung des Etats- und Rechnungsweſens der Armenpflege in den 
Gemeinden der Landestheile diesſeits des Nheins, Yolgendes zu verfügen: 


I. Allgemeine Beſtimmungen. 


1) Für die Voranſchläge und Nehnungen über ben Haushalt der Armen: 
pflegen in den Gemeinden der Landestheile diesfeits des Rheins find in Zukunft 
die beiliegenben zn A und refp. B in Anwendung zu bringen. 

>) Die Nubrilen der Voranſchläge und Rechnungen find nach Anleitung 
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der Formulare auf die beiden nebeneinanderliegenden Seiten eines Bogens zu ver— 
theilen, damit genügender Raum fiir etwaige Erläuterungen und Nachweiſungen 
vorhanden ift. 

3) Titel, Kapitel und fonftige Unterabtheilungen, für welde in dem be: 
treffenden Nechnungsjahre Fein Vortrag zu machen ift, Fönnen weggelafjen werben, 
wobei jebody für die übrig bleibenden Titel und Kaptiel die Ziffern des Yormulars 
beizubehalten find. 

4) Es ſteht den Armenpflegihaftsräthen frei, nad Bebürfniß den einzelnen 
Titeln neue Kapitel anzufügen oder bie Kapitel in weitere Unterabtheilungen zu 
fpalten, 

5) Ueber unmittelbar aus ber Armenfafje unterbaltene und 
botirte Anflalten, bei welden bisher eine eigene Rechnungöſtellung vorgefchrieben 
ober üblich war, hat eine ſolche auch in Zukunft ftattzufinden, in weldem Falle 
felfiverftändlich auch gefonderte Voranſchläge zu fertigen find. Für neu entftehende 
Anftalten, welde unmittelbar aus der Armenfaffe unterhalten und 
dbotirt werben, bat im Falle des Bebürfniffes die gefonderte rechneriſche Behand: 
lung gleichfalls einzutreten. 

6) Ju den Fällen ber vorftehenden Ziff. 5 müffen die Special-Voranſchläge 
und Rechnungen gleichzeitig mit dem Hauptvoranſchlage beziehungsweife der Haupt: 
rechnung der Armenkaſſe veröffentlicht werben. 

) Sämmtlide Voranſchläge und Rechnungen find in Eoncept und Rein: 
fchrift zu fertigen, Die Reinfchriften werben entjprechend geheftet, unterzeichnet und 
mit ber Beftätigung, daß bie vorſchriftsmäßige Veröffentlihung erfolgte, verſehen. 

Kleinere Nennungen des Armenpflegichaftsrathes über Anftalten find zur 
Kofienerfparung zwedmäßig ben Hauptrehnungen ald Anhang beizubinden. Des: 
gleihen können mehrere Anjtaltsrehnungen von unbebentendem Umfange in Einem 
Bande vereinigt werben. 

8) Die Rechnungen über den Localarmenfond fowie die Voranſchläge und 
Rechnungen über Wohlthätigkeitsanftalten, welche nicht unmittelbar aus der Armen: 
kaſſe unterhalten werden, find von den Gemeindebebörden nach den fiber das Ge: 
meinde:Etatd: und Rechnungsweſen beſtehenden Vorſchriften zu fertigen; vergleiche 
die Miniſterial-Entſchließung vom 10. October 1869 Nr. 10698, das Etats: und 
Rechnungsweſen der Gemeinden und örtliden Stiftungen in ben Gemeinden ber 
Landestheile biesjeits bes Rheins betreffend. 


II. Voranſchläge. 


9) Das Formular fir die Voranfhläge ſtimmt nad der Natur der Sache 
mit dem Rehnungsihema möglichft überein und ift nöthigenfals aus dev Speci» 
fication bes letzteren zu ergänzen. 


10) Da die Voranfchläge bie Grundlage des Jahreshaushalts bilden, fo 
müſſen fie mit möglichiter Sorgfalt bergeftellt werben. 

Zu dieſem Zwede bat der Armenpflegihaftsrath alle voraus ſehbaren Gin: 
nahmen und Ausgaben in verläffiger Weife zu ermitteln, die zur umgeflörten Er: 
fülung feiner Aufgabe nothwendigen Maßnahmen und Einrichtungen rechtzeitig zu 
beſchließen, und die Beichlußfaffung der zuftändigen Gemeindeorgane in denjenigen 
Fällen, in welchen beren Mitwirkung nad dem Gejeße aeboten ift, zu veranlajjen. 

Was die Ausgaben auf Unterftügungen in Zit. TIL Cap. 1 A. des Voran— 
ſchlages insbefondere betrifft, fo erfcheint es zweckmäßig, daß der Armenpflegichafte- 
rath aljährlih vor der Herftellung des Voranichlages ein Verzeihniß anfertigt, in 
welchem diejenigen Armen, welche vorausfichtlic in dem nächfifolgenden Jahre Unter: 
ftügung bedürfen, mit Namen und unter Angabe des Grundes und des bejchlofjenen 
Betrags der Unterftügung, fowie der Zahl der an der Unterftügung etwa partici- 
pirenden Yamilienglicder aufgeführt werden. — Diefes Verzeihniß, welches durch 
Nachtrag der im Laufe des Jahres neu anfallenden Unterftügungen von längerer 
Dauer evibent zu halten ift, dient zur Begründung und Erläuterung der bezüglichen 
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Pofition des Boranfhlages und ift baber mit demfelben zugleich zur dfjentlichen 
Einfiht aufzulegen. 

Die Übrigen Anſätze des Voranſchlags find, infoferne fie nicht nach der Natur 
ber Sache ober auf Grund fpecieller Beihlüfje ziffermäßig feſtſtehen, vorzugsweife 
nah den Berwaltungsergebniffen der legten Jahre zu bemefjen und zur Gm: 
lihung der im Geſetze ftatuirten öffentlihen Gontrole entiprechend zu erläutern, 
beziehungsweife mit den einfchlägigen Beſchlüſſen zu belegen. 

11) Eine regelmäßige Prüfung des Voranſchlags durd bie Staatsauffichts- 
behörde findet nicht flatt; derjelbe ift daher nur auf Grund fpecieller Anordnung 
ber Ießteren, fowie fpäter gemäß Ziff. 14 u. 16 gegenwärtiger Entjchliegung zum 
Zwede der Durchſicht und beziehungsmweile Nevifion ber Jahresrehnung an bie 
vorgefepte Staatsauffihisbehörde einzujenden. 


II. Rednungen. 


12) Bei Anfertigung der Rechnungen find die im Recdhnungsformulare 
ben einzelnen Titeln und Kapiteln angefügten Bemerkungen zu beachten. 

13) Jeder Ginnabms: und Ausgabspoften de volftändig und fpeciell 
unter dem betreffenden Titel vorgetragen werden, und ift ein ſummariſcher Vor: 
trag nur zuläffig, wenn bie betreffenden Einzelpoſten in einer Specialrehnung 
oder in einer befonberen, der Rechnung beigefügten und als Bejtandtheil derjelben 
erſcheinenden Ueberſicht aufgeführt find. 

Die Nechnungfteller bleiben dafür haftbar, daß in die Nubrifen „wirkliche 
Einnahmen‘ und „wirkliche Ausgaben’ nur ſolche Poften eingefeßt werben, weldye 
wirflich vereinnabmt, rejp. verausgabt wurben, 

Die einzelnen Rehnungs: Titel und Kapitel müſſen entjprechend ſummirt 
werben. 

Zu dem Rechnungsabſchluſſe ift Stets zu bemerfen, ob ber Activreft baar in 
das folgende Rechnungsjahr überging oder etwa zur Vermehrung bes Grundftod: 
vermögens verwendet oder fructificirlih angelegt und in dieſer Form für fpätere 
Fälle rejervirt wurde. 

14) Weſentliche Abweichungen bes Nedinungsvortrags von dem Boran- 
ſchlage des betreffenden Redinungsjahres, weldyer an die Auſſichtsbehörde ftets als 
Beleg mit der Rechnung einzufenden ift, find in der Rubrik „Bemerkungen“ kurz 
zu erläutern. 

15) Jeder Einnahme und Ausgabspoften muß rechnungsmäßig belegt fein. 
Die Belege find in fortlaufender Reihe, nad ben —— und Ausgaben ge— 
mei zu nummeriren und in einem ober mehrere Bände geheftet ber Rechnung 
beizufügen. 

Mit ber neuen Rechnung ift auch die letzte abgeſchloſſene Rechnung und 
infoferne in einem Vortrage auf eine frühere Rechnung Bezug genommen ift, auch 
biefe an bie vorgeſetzte Aufſichtsbehörde einzufenden. 

16) Bezliglid der den Staatsauflihtsbehörden obliegenden Rechnungs: 
prüfung unterfcheiden die Geſetze (Art. 35 und 42 des Geſetzes über öffentliche 
Armenz und Krankenpflege und Art. 89, beziehungsweije 136 ber Gemeindeord: 
nung für die Landestheile d. d. Rheins vom 29. April 1899) zwiſchen den einer 
Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Etädten ımb ben übrigen Gemeinden. 

In den erfteren ficht die Revifion der Armenrechnungen nad vorberiger 
Durchſicht derſelben durch den Magiftrat, dem Gollegium der Gemeindebevollmäd: 
tigten zu; bie Aufgabe der Staatsauffihtsbehörden bezüglich diefer Rechnungen 
beſchränkt fich demzufolge darauf, dasjenige, was innerhalb der in Art. 157 Ziff. 
1: -4 ber Gemeindeordnung bezeichneten Grenzen der Staatsaufjicht liegt, im 
Allgemeinen in ben Bereich ihrer Würdigung zu ziehen und hienach etwaige An- 
orbnungen zu erlaffen. Dagegen find die Armenrehnungen der übrigen d. h. ber 
einem Bezirfsamte untergeordneten Gemeinden mit ftäbtifcher oder Landgemeinde: 
ten von ber zunächſt vorgefegten Auffihtsbehörde aud rechnerisch zu revis 
diren und zu befheiden, und es ift daher namentlich auch der Galcul jener Rech— 


544 Armenwejen. 


uungen, jowie bie formale und materielle Richtigkeit der Belege fpeciell zu prüfen 
und fodann ein MRechnungsabjolutorium zu ertheilen. Hiezu wird übrigens aus: 
drücklich bemerft, daß die Auffichtsdehörden aus Anlaß der Rehnungsrevifion ſich 
feine Gompetenz aneignen birfen, welde das geſetzliche Maß ber Selbftftändigkeit 
der Localarmenpflegen beeinträchtigen würbe; auch find bezüglich der einem Bezirks: 
amte untergeordneten Gemeinden mit ftädtifcher Verfaffung in specie gegebenen: 
falls die Beflimmungen des Art. 160 ber Gemeindeordnung zu beachten. 

Die Rechnungen werben nad vollzogener Durchſicht beziehungsweife Revi— 
fion den Armenpflegen zurüdgegeben. 

Schlieklih wird darauf aufmerkſam gemadt, daß die durch gegenwärtige 
Entigließung vorgefchriebenen Formulare felbjtverftändlic für bie Rechnungen pro 
1869 und die pro 1870 bereits bergefiellten Etats nicht anzuwenden find. 

Hienad bat bie k. Regierung, 8. db. J., das Weitere zu verfügen. 


Münden, den 14. Mai 1870. 











Formular A. 
Voranfchlag 
ber 
Ssinnahmen und Ausgaben 
ber 
Armenpflege UM 
pro 18... 
Definitive 
Betrag Anfäge | Feftftellung 
"ehe "| Bortrag der Ausgaben. | nad) dem | durd den j —* 
Rechnung Entwurfe. —— 
RP Abtheilung I. EST Ze 
| Ausgaben. | 
| | 


| 
| 
Ausgaben auf den Beftand | | 
ber Vorjahre. | | 
Zahlungsrüdjiände, wu 
Sa. von Tit. I. | 
Tit. I. | 
| Ausgaben auf die Ber: | 
I | waltung. I 1 
9} Eap. 1. Auf die Erhebung der J 
Einnahmen. | 
Sa. von Gap. 1. 
Gap. 2. Auf Befoldungen und 
Remunerationen. 
Sa. von Gap. 2, 
| Gap. 3. Auf Regie. 
| Sa. von Eap. 3, I 4 
] | biezu 7) [7 [2 2. | 
| | „ ’ [23 1. | 
| Sa. von Tit, I. | 


zit. L 
| 
| 
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—ä—-_ ge — —— 
Definitive 
Be Anfäge | Feititellung 
fegten | Yortrag der Ausgaben. | nad dem „euch * 

e. Armenpfleg⸗ 

Rechnung. Entwurfe —B 


fäuterungen. 


—— 


nl. 


‚Tr. ing] ff. (tr. Ipr. 
Tit. UI. 4 Ba 
h ! 


Ausgaben auf Unter: | 
ftügungen, | 


Gap. 1. A. auf beftimmt vor- | I | 
ausjehbare dauernde Unter: | I 
| ſtützungen (nach der Speci: | 
fifattion des Rechnungs: I 01 
ſchema's Abth. II. Tit. I. 
Gap. 1 a—d.) | 
| B. auf mutbmarlich nen | 
| anfallende derartige Unter: = J 
J ſtützungen. | | 
1, Summa von Gap. 1. | 
| Gap. 2, Auf vorübergehende 
Unterftüßungen nach Art. 
10,11 Abſ. 1. 13 Abi. I. J 
und Art. 20 u. 36 Abſ. J. | 
I‘ des A.«Geſ. (nad) der Spe— 4 
J1 cififation des Rechnungs— | | 
| ſchema's). 
Sa. von Cap. 2. 
Gap. 3. Auf Begräbnißkoſten KH 
für Heimatberechtigte. | | 1 
Sa. von Gap. 3. I 4 
Cap. 4. Auf Unterftügungen | 
gemäß Art. 12 Ziff. 1 u. 2 | 
des Armengeſetzes. 
Sa. von Gap. 4. 


Gap. 5. Auf Begräbnißkoſten | 
für Fremde, | 
| 
} 


fr. pf. 























Sa. von Gap. 


* 

J 

* 

⁊ 

* 

nd 
— FE Fe 
"et Ta 


Sa. bes Tit. II. 
Tit. IV. 
Ausgaben für Armenhäuſer, 
ı [Magazine und Armen = An: 
| ſtalten. 
Cap. 1. Für Armenhäuſer. 
Sa. von Gap. 1. 
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5 i Definitive 
— anfäge | n gr. 
fetten | Vortrag der Ausgaben. | mad dem | durch den |. ngermaen 
Rechnung. Entwurfe. | Armenpfleg- gen. 






ſchaftsrath. 
fl. fe. pr. J 


Cap. 2. Auf den Ankauf von pe de pf. 
Materialien für die Maga: | I | 

zine und aufdie Erhaltung 
ber Letzteren. | | 

| 

| 

l 

| 


Sa. von Gap. 2. | 


Gap. 3. Für Krankenanftalten. 

Ea. von Eap. 3. 

Cap. 4. Für Armenbeichäfti: [ | | 

I gungsanftalten., 04 | 

I | Sa. von Gap. 4. | J 

Cap. 5. Für ſonſtige Armen: | > 4 

f anftalten. | 
Sa. von Gar. | 





- 
-vwmg 


[23 # [23 


 &a. von Tit. IV. | 





zit. V. | 
Ausgaben für Erfatleiftun: | 
genanandere Armenpflegen. | 
7 &a. von Tit. V. | 

Tit. VI | | 
Refervefond für jonftige | | 
Ausgaben. 1 

| Sa. von Tit. VI. 


| 
| Wiederholung der Aus: | 


gaben, 
zit. IL 
12: 
U | 
„» IV. | | 
1 NG | | | 
„ VL I 4 


a. aller Nuegaben. ” 
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Betrag ee 
: eſtſtellung 
gr r Vortrag der Einnahmen. | nad; dem | dur; den fa = 
Rechnung. Entwurfe. | Armenpfleg:| autlerungen. 





Maſtorath. 


Abtheilung II. RM vf. f. bil 
Einnahmen, | | 
u 











ziel. | 
Einnahmen aus den Bor | | 
| 

| 





jahren. 
Gap. 1. Muthmaßlicher Kaſſa— 
überſchuß 





* von Cap. 1. 

Cap. 2. Einnahmen aus den 
dem Stammvermögen nicht 
einverleibten, ſondern ver: 
fügbar gebaltenen, einſt⸗ | 
weilen fructificirlich ans | 
* Kaſſa⸗ Neberiüffen | 

früherer Jahre. 
Sa. von Gap. 2. 





— 18 ” | | 
Sa. von Tit. 1. | | 

Tit. II 

Einnahmen ausden Nutzun— 

gen bes 8 Localarmenfonds. | 








Sa. von Tit. I. | 
Tit. II. | If 
Einnahmen aus den ftif | 
tungsgemäß für die Armen: | 
kaſſa verfügbaren Nutzungen | 
örtlicher Mohlthätigkeits: | | | 
Stiftungen. 
a. von Tit. II. | 
Tit. IV. 
Einnahmen auf Grund be: | | 
fonderer gejeglicher Beftim: | | | wu 
mungen, | | 
Gap. 1. Jagdkartenantheile. | 
Sa. von Gap. 1. | I | 
Gap. 2. Strafantheile und Er— 


töfe aus confiscirten Gegen: 
ſtänden. 














Sa. von Gap. 2 
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Definitive 











— Anſaͤtze |% 

er ’ v Feftitellung i 
en Yortrag der Einnahmen, | nad bem | durd ben ra - 
Nehnung. Entwurfe. Armenpfleg:] lau erungen. 






ichaftsrath. 
Re. ve] M. | er. Ipf. 






fl. kr. vi.| Gap. 3. Kranfenkaffabeiträge 
(ioferne ſolche nicht un: | 
mittelbar in eine Kranfen: | | | 

















anftalt fließen). 
Sa. von Gap. 3. | 
7 \ 
’ ’ [2 we 
— —— | 
Ca. von Tit. IV. | 
| Tit. V. | | 
‘ | Einnahmen aus örtlihen | | | | 
| Abgaben für öffentliche Be: | 
1 luftigungen u. dergl. | 
| En. von Tit. V. | I. 
Tit. VI. | | 
Einnahmen aus Zujchüfien | | 





anderer Kaſſen. we | 
Gap. 1. Vom Etaate. | | | 
Sa. von Gap. 1. | 
' | Eap.2. Bon der Kreisgemeinde. | | 

| Ea. von Cap. 2. | | 
Gap. 3. Vom Diftrifte. | 

| Sa. von Gap. 3. 

| Gap. 4. Bon Gultusftiftungen. | 
I Ca. von Gap. 4. 
| I Gap. 5. Von ber Gemeinde | 
| (Zuſchüſſe, welche zur Fun— 1 
dirumg der Armen : Kajja 
regelmähig oder zur Gr: 
reichnng eines bejtimmten 
Zweckes in aufererbent: | 
licher Weile gegeben wer: 
den). Ga. von Gap. 5. 














„ [2 [2 4. 


1 1 
| 77 [23 „ 


| ” 7 [7 1. 


| | 
1} | | 
J Sa—. von Tit. VI. | | 
|| | 





Tit. VI 04 
| Ginnabmen aus Erſatz— 
| leiſtungen. 
JCap. 1. Von anderen Ge: 
meinden. 

Sa. von Gap. 1. 
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Definttive 





Betrag Anfi h 
be | Sgeftitell 
dd F Feſtſtellung 2 
rn Vortrag der Einnahmen. nach dem | durch den fä = 
Rechnung. Entwurfe. JArmenpfleg⸗ auternugen. 





ſchaftsrath. 








Cap. 2. Vom Staate und an: — — ri. 
deren öffentlichen Kaſſen. | | 
| Sa. von Gap. 2. Il | 
: 1 Gap. 3. Bon Privaten. we ze 
| Sa. von Gap. 3. | u 
| | 7} 7 * | | | | 
a. von Tit. VII. | | | | 
| Tit. VII. | | | 
| Sonftige Einnahmen. 1 
| Sa. von Tu. VIIL | 


nn 








ehngefähr in folgender Weife: 

















| Tit. IX. | | E |. 
ı I 7 u. . | BEE| ; 
Zuſchüſſe der Gemeinde zur J —J*p > * 
| Dedung des Deficits de | | | | — 
Armenkaſſa. nme 28 
| Ea. von Tit. IX. ı ı [382 
N ; . Zi, 
2557* 
Wiederholung der Ein— | | | 5 21..6s 
nahmen, | I [= $=[8$ 
| ; \ | | mn ea 1; 2 
Tit. I. | 04 235573 
| | A || | = E82 80 
J ie. J DIETZ: 
; J | 23553 
| 5 „ | Bar, z 
„ VL | | I[9e23E = 
VII. | TI 
| 1 | 2923 
| — — | | 8 5 
| | Ca. aller Einnahmen. i | zẽẽ 
| | N = E 
| Abgleihung. | | 5 * 
Sa. der Einnahmen fl. Fu] | | 4 & pi 
| „nn Ausgaben fl Mr. | J = 3 
| verbleibt f. i.| || 4 
| I III 
er = 
| I ı : 
| 
| | 
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Formular B. 
Armenkaffa - Redinung der Sladt- (Markt-, Jand-) 


Mit Nehnungsbelegen von Nr. 1 — ind. 





Soll nah dem 


— ———— Einnahmen. 
Vor⸗wirklichen 
anſchlag. Anfalle. 
AR | ; a EEE 
TE ae u a Bu 
fl. f. Ipr.l ft. | fr. Hr ann 
| Tin i. 
Einnahmen aus den Vorjahren. 
Gap. 1. Kaffabeftand aus voriger apa. 
Summa von Gap. 1 
| Gap. 2. Einnahmsrückſtände. 
| i Summa von Gap. 2. 
' Bemerkung zu Gap. 2. Die einzelnen Rüd: 


|! | fände find nach der Reihenfolge der Rechnungs: 
| jabre, aus weldyen fie berrübren, und nad ben 








' 

| | 
| | 
| | 


| einzelnen Rehnungstiteln der Abtheilung J. georb: 
| | net, jpeziell vorzutragen. 

| | Gap. 3. Rechnungsberichtigungen. 

En Summa von Cap. 3. 
| Mr Gap. 4. Einnahmen aus den dem Stammpvermöd: 
| 





J en nicht einverleibten, ſondern verfügbar ge— 
Baltenen einftweilen fructificirlich angelegten 
N Kaſſaüberſchüſſen früherer Jahre. 

| Bemerfung zu Gap. 4. Die auf ſolche Art aus: 
| | geihiedenen Kaſſaüberſchüſſe find, fo lange fie be: 
eben, an gegenwärtiger Stelle, intra lineas vor: 
| 

| 











zutragen und in ihrem Beſtande nachzuweiſen. 
Summa von Gap, . 


” [2 .“ 
| [23 ” ”„ 2. 
| i „ [2 2; 1 % 





Summa von Kit. 1. 





| | Einnahmen aus den Nutungen des Local: 
I of armenfonde, 


I Gap. 1. NReinertrag des Stammvermögens (nad 

ı A ber von ber Gemeindeverwaltung bierüber zu 
} legenden Rechnung). 

| Summa von Gap. 1. 

| Gap. 2. Geldanſchlag der für die Armenpflege 

| | unmittelbar benügten Nealitäten (z. B. ieh 


I 
I I | Tit. M. 
| 


a 
5 


ı wert der Armenbauslocalitäten). 
| se 4 Summa von Gap. ?. 


’” Li ’ 


I 
| | Summa von Tit. IL 


Armenkafla Rechnung. 


ot 
or 
> 


Gemeinde N. N. für das Dahr 18.. 
Rechnungsſteller: 





Wirkliche 


Einnahmen. Nüditände, Nachläſſe. Bemerfungen. 
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Soll nach dem 





— LER, Einnahmen. 
Bor: wirklichen 

anſchlage. Anfalle. 

—⸗ 5 ar r — ——— LS - — — 

fl. kr. Pr fl. | fr. pf. zit. Il. 


Einnahmen aus ben ftiftungsgemäß für bie 
Armen-Kaſſa verfügbaren Nutzungen örtlicher 
| Wohlthätigkeitsſtiftungen. 
| (Art. 18 Abſ. L Ziff. 2 des Armengeſetzes.) 
| Summa von Tit. II. 
| Tit. IV. 
| || | Einnahmen auf Grund befonderer gefeglicher 
| Beftimmungen. 
| 31 (Art. 18 Abſ. I. Ziff. 3 und Art. 20 bes Ar: 
I | mengeſetzes.) 
| | Gap. 1. Zagdfartenantheile. 
| Summa von Gap. 1. 
Io | Gap. 2. Strafantbeile und Erlöfe aus confiscirten 
I | Gegenftänden 
| Summa von Gap. 2, 





Gap. 3. Krankenkaſſabeiträge. 


| Bemerkung zu Gap. 3. liefen bie Kranken: 
I | faffabeiträge unmittelbar in eine Krankenanftalt 
ber Gemeinde, fo find fie nicht bier, fondern in 
ber Kranfenanftaltsrehnung vorzutragen, bagegen 
hat eine Berrehnung bier auch dann ftattzufinden, 
wenn die Krankenfaffabeiträge an bie Diftriftsfaffa 





abgegeben werben. 
Summa von Gap. 3. 
2. 


N ”„ [23 ’ 
[2 ” * 1. 


| 
| | Summa von Xit. IV. 
| Tit. V. 
Einnahmen aus örtlihen Abgaben für öffent: 
| | liche Beluftigungen u. dgl. 
| (Art. 18 Abſ. I. Ziff. 4 des Armengefekes.) 
Summa von Tit. V. 
| Tit. . 
| | Einnahmen aus Zufhüffen anderer Kaffen. 
| | (Art, 18 Abſ. I. Ziff. 5 des Armengejekes.) 
| Gap. 1. Vom Staate. 
4 Summa von Gap. 1. 
I I | Eap. 2. Von ber Kreisgemeinde, 
I I 4 Summa von Cap. 2. 
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Wirkliche 
Einnahmen. 


Rückſtande. Nachläſſe. Bemerkungen. 
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Soll nad dem 
—— —⏑— Einna h men. 
Bor: | wirklichen 
anjchlage. h Anfalle. 


— — — — *— nn — 





pl Gap. 3. Von bem Diftrikte. 
| Summa von Cap. 3. 
| Gap. 4. Bon ben Eultusfliftungen. 

Summa von Gap. 4. 
J Gap. 5. Bon ber Gemeinde, 
| | Bemerkung. Von ben aulaeiien ber Ge: 
J ier zu verrechnen, 
welche entweder regelmä zur Fundirung der 
Armenkaſſa oder in außerordentlicher Weiſe zur 
Erfüllung eines beſtimmten Zweckes gegeben wer: 
den. — zur Deckung des Deficits der Ar: 


meinde find mur ea 
1g 








| menkaſſa find unter Tit. IX. zu verrechnen. 

9 Summa von Cap. 5. 
| 7) 7 7, d. 
| I [23 [73 ’ 3. 
i | h ’ ’ [77 2. 
| | | [7] [7 # 1. 
t 


Summa von Tit, VI 
III | Tit. VI. 
| I I | Einnahmen aus Erfagleiftungen. 


(Art. 18 Abf. I. Ziff. 6 des Armengefeges.) 


| ı I Gap. 1. Bon anderen Gemeinden. 
i Summa von Gap. 1. 


| | | Cap. 2. Vom Staate und anderen öffentlichen 
| 
| 








| | Kaſſen. 

I; Summa von Cap. 2. 
4 Eap. 3. Bon Privaten, 

I A | Summa von Gap. 5 
|ı a, 


u Summa von Tit. VIL 


| | Bemerkung. So oft eine Ausgabe flattfin- 
u bet, für welde nad Art. 5 Abſ. II. ober nad 
| Art. 13—15 oder Art. 21 Abi. IV. oder Art, 36 
Abſ. I. des Armengefeges oder aus fonjt einem 
zur Zeit der Berausgabung beftchenden Grunde 
Erſatz zu leiften ift, fo ift, auch wenn der Grjak 
nicht fofort erfolgt, bier Vormerfung zu machen, 
I | und alsdann ber betreffende Einnahmsrückſtand in 
Io den folgenden Rechnungen unter Tit. I. Gap. 2 
J J oben bis zur definitiven Bereinigung der Sache 
| fortzuführen. 
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Wirfliche — EM 
Sinnahmen, JRüdſtände. JNachlaſſe. Bemerkungen. 


056 


Soll nad dem 


— — 
wirklichen 
anſchlage. Aufalle. 


Rt. Mt fl. 


Por: 











fr. pf. — 








Armenweſen. 






Einnahmen. 


— — — — — — — — — —— — — ——— — 


Tit. VIII. 
Sonſtige Einnahmen. 
(Art. 18 Abſ. J. Ziff. 6 des Armengeſetzes.) 
Summa von Tit. VIII. 
Bemerkung. Unter dieſem Tit. find nament— 
lich zu verrechnen: Alle für laufende Ausgaben 
beſtimmten Schankungen, Vermächtniſſe und frei— 
willigen Beiträge, die Erträgniſſe der Collecten und 
ſonſtigen Sammlungen, die Ergebniſſe von Ver— 
looſungen, bie Erträgniffe der Armenbeſchäftigung, 
die Erlöfe aus gefundenen und zum Beften ber 
Armenpflege veräußerten Gegenftänden, ber Erlös 
aus veräußertem Mobiliar und bergl. 
Tit. IX. 

Einnahmen aus den zur Dedung des Der 
ficit8 der Armenkafja von der Gemeinde ges 
leifteten Zuſchüſſen. 

(Art. 18 Abf. II. des Armengefekes.) 

Summa von Tit. IX. 


Wiederholung der Einnahmen. 
zit. L 





nr 
Eumma der Ginnahmen. 
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Mirfliche 


R m Keen 
Ginnahmen, tüdjlänbde, Nachläſſe. Bemerkungen. 
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— N —— — Bclege. Aus ga ben 


Bor: | wirflien 
anſchlage. Anfaile. 
ft. | tr. pf. fl. | fr. pf. 


Abtheilung II. 
Tit. I. 
Ausgaben auf den Beftand der Vorjahre. 


Gap. 1. Zablungsrüditände. 
Summa von Gap. 1. 
Bemerkung. Der fpezielle Bortrag richtet ſich 
Kö nach ben einzelnen Titeln dieſer Abtheilung. 
| | | Cap. 2. Rechnungsberichtigungen. 
Summa von Cap. 2. 
| Summa von Tit. I. 
| Tit. I. 
Ausgaben auf die Verwaltung. 


Gap. 1. Auf bie Erhebung ber Einnahmen. 
Summa von Gap. 1. 
Bemerkung. Unter diefem Artifel find bie et: 
waigen Zantiemen ber Ginnehmer, fowie etwaige 
baare Auslagen zur Verfolgung von Redytsanfprüdhen 
zu verrechnen; ericheinen follge Baarauslagen als 
Vorſchüſſe, jo find fie fofort unter Tit. VIL ber 
Einnahmen vorzumerfen unb nad Maßgabe ber 
dort getroffenen Anordnung bis zur definitiven 
| Bereinigung weiter zu behandeln. 
| J Cap. 2. Auf Beſoldungen und Remunerationen. 
il Summa von Gap. 2. 
| Eap. 3. Auf Regie. 











Eumma von Gap. 3. 
i | | [7} 7} [7 2: 
| | e [23 " n 1. 
I Summa von Xit. IL 


Tit. II. 
Ausgaben auf Unterftügungen. 


i A. Un Berfonen, zu deren Unterſtützung 
| die Gemeinde gemäß Art. 10 oder 11 Abi. I. 
| Tit. 13 Abſ. II. oder 20 bes Armengejeges 
I | verpflidtet ift. 
Gap. 1. Auf dauernde Unterſtützung: 
I a) ganz oder theilweiſe arbeitsunfähiger Perſonen 
| nad) Art. 10 Abſ. I. Ziff. 1 des Armengeſetzes, 
| b) für bie Unterbringung armer Geifteskranfer, 
e) für den Unterhalt, bie Erziehung und Aus: 
| bildung armer Kinder, 
| d) Auf Schulgeldbefreiung und Gewährung von 
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Wirkliche Zahlungs: 
Ausgaben | Rüdfände Bemerfungenm. 





Tempe tee —— 
| 


J 














| 
u 
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Soll nach dem 
Belege. Ausgaben. 


Vor⸗ wirklichen 
anſchlage. Anfalle. 


ee 3 
er. pf. fl. kr. pf. 
n * vl MR * Lehrmitteln für Kinder, welche außerdem keine 
III 14 Unterſtützung von der Armenlaſſa beziehen, 
J Summa von Gap. 1 


I | Gap. 2. Vorübergehende Unterftüßungen: 
| a) Aır ganz ober theilweife Arbeitsunfäbige nadı 
I Art. 10 Abf. U. Ziff. 1. 
| b) Kür Kranfenbilfe (Art. 10 Abſ. II. Ziff. r 
| | Art. 11 Abſ. I. Art. 20 des Armengef.) 3. B 
| I) für ärztliche Hilfe, Medikamente, Unterbrin: 
gung in einer Diftriftsfranfenanftalt u. dal. 
| Bemerkung zub. Findet die Berpflegung 
| ober Behandlung eines Kranfen in einer 
li ı Gemeindeanftalt ftatt, Über welche gejonderte 
u Rechnung gelegt wird, fo hat hier nur dann 
V ein Vortrag zu erfolgen, wenn ber Armen: 
kaſſa fpecielle Ausgaben erwachſen find; ge: 
nerelle Zuſchüſſe aus ber Armenkaſſa zu fol: 
hen Anftalten werden unter Zit. IV. verrechnet. 
An arbeitsfähige Perfonen (Art. 10 Abi, II. 
| und Art. 29 Abſ. II. des Armengef.) 
| | (Vorbebaltlih gejonderter Rechnungsſtellung 
| 
| 
| 





— 


Ü 


u über die Armenbeihäftigungsanflalten nad 


Xit, IV.) Eumma von Gap. 2. 


Gap. 3. Auf Begräbnipfoften für — 
Summa von Gap. 3 


B. An Berjonen, welden bie —— 
lediglich nah Art. 12 des Armengeſetzes 
ARE zu leiften bat. 
| Gap. 4. Auf Unterftügung folder Perfonen gemäß 
| Art. 12 Ziff. 1 und 2 des Armengefeges. 
Summa von Gap. 4. 
| (Vorbehaltlih gefonderter Berrehnung der Aus: 
I 4 gaben fiir Krankenpflege in den Krankenhausrech— 
| nungen.) 








| Gap. 5. Auf — für ſolche Perſonen. 
Summa von Gap. 5. 

N | Bemerkungen zu Cap. 4 und 5. Alle Aus: 
| N gaben gemäß Gap. 4 und 5 find fofort unter Tit. VII. 
| | ber Ginnahmen vorzumerfen und nach Anleitung ber 
dort getroffenen Beftimmung weiter zu behandeln. 

| Summa von Cap. — 





N 1 [2 [23 3. 

Hi | ’ [23 [23 2. 

| | 2 ” [7} 1. 
i 


Summa von Tit. 1. 


Armenfaffa Rechnung. 561 











Wirkliche 
Ausgaben. 


Zahlungs⸗ 
Rückſtände. 





Ill a. tr. | Pf. i 














IE 


Rar, Handbuch der bayer. Diſtr. Verw. Behörden. FIT. Aufl. 36 
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—/jBeege. Ausgaben 





anſchlage. Anfalle. 
Tit. IV. 
| Ausgaben für Armenhäufer, Magazine und 
| | Armenanftalten, 
| | Gap. 1. Für Armenhäufer: 

a) auf Neubauten, 


| b) auf Reparaturen, 

| c) Geldanihlag für bie unmittelbare Benützung 
| 

| 


1. |fr. pi. fl. | fr ii. 


ber Armenbäufer. 
Bemerkung zu Gap. 1 lit. c. Diejer Poſten 
| erfcheint nur als ein durchlaufender und bat baber 
04 mit ber unter Tit. IL. Gap. 2 ber Einnahmen 
J | vorgetragenen Poſilion übereinzuftimmen. 
ii I Summa von Gap. 1. 
Io | Gap. 2. Auf den Ankauf von Materialien für bie 
Magazine und auf die Erhaltung von lepteren. 
Hieher gebören z. B. von Holz, weldes in 
größeren Quantitäten aufgefauft und dann im 
ft natura an die Armen abgegeben wirb. 
4 Eumma von Gap. 2. 
JJ Bemerkung. Die Verwendung der Materialien 
iſt durch eigene der Armenkaſſarechnung als Beleg 
beizufügende Materialrechnungen nachzuweiſen. 


Cap. 3. Für Krankenanſtalten: 

a) Für Krankenanſtalten der Gemeinde. 
I 01 Bemerfung. Für folde Anjtalten find 
| gefonderte Rechnungen zu ftellen, bie aus 
| der Armenkaſſa geleifteten Zuſchüſſe find da— 
ber bier nur ſummariſch vorzutragen. 
| | b) Yür Diftriftsfranfenanftalten. 
I | Bemerfung. Die an die Diftriftsfaffa 
| abgegebenen Krankenkaſſabeiträge find bier 
zu verausgaben. 
| Summa von Gap. 3. 
u ee Cap. 4. Für Armenbefhäftigungsanftalten, 

en Eumma von Gap. 4. 

ae Eap. 5. Für fonflige Armenanftalten. 
| Summa von Gap. 7 











„ [23 [2 





. 
I | „ ” „ »% 
| " „ „ 2 


| „ [23 2 1. 
N Summa bes Tit. IV. 
Bemerkung zu Cap. 4 und 5. Die Zuſchüſſe 
an ſolche Anftalten, für welche gejonderte Rech— 
nungen geftellt werben, find bier nur ſummariſch 

borzutragen. 
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Wirfliche 


Zahlungs: 
Ausgaben. üi 


Rüdftände, Bemerftungen. 









ſ. m | pi | fe Io 

| | 

| | 

| 

| | 

| | 

to, | 

| 

| | 
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Soll nach dem ‘ 


— — Ausgaben. 
Vor⸗ dirklichen 
—5 An ia Ile. 


y 
[5 Mh J zit V. 


Ausgaben auf Erſatzleiſtungen au andere 
Armenpflegen. 


Summa des Tit. V. 





I I | Tit. VL 
Sonftige Ausgaben. 
Zumma bes Tit. VI. 





Wiederholung der Ausgaben. 


| I | zit. 1. 

ı 34 ———— 

| | Pr til. 
| [77 IV, 
FF, # 

„ +. 


Summa aller Ausgaben. 





I | Abſchluß. 

J Die Einnahmen betragen ... fl. ... fr. 

Io | Die Ausgaben betragen ...f.... Mr. 
n Verbleibt eine Mehreinnahme vn | 4m 
I | resp. eine Minbereinnabme von 


Bon dem Activrefte wurde verwendet: 
a) zur Vermehrung des Stamm: 

I | vermögen . . .... Ei 

I | b) zur fructificirlichen Anlı e als 

verfügbar gehaltener Kaſſa— 

| 1 überſchüſſe . . — 

I | es verbleibt ſohin ein Baarbeftand von .. fl... kr., 

| welcher in der nächſten Rechnung vorzutragen iſt. 
Der Paſſivreſt wurde gebedt ...... 





| Summarifcher Ausweis über das unter der 
| Verwaltung des Armenpflegihaftsratbs 
ſtehende Vermögen. 
Activa. 


| I. an fructificirlich ERBEN ala 
| | Ihüfien. . . ; re ftr., 








Ausgaben | Rüdfände, 
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Wirkliche Zahlungs⸗ Bemerkungen 


If. pf. il. fr. | pf. 
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Soll nach dem 


ee Pr Ausgaben. 
Vor: wirklichen 
anſchlage. Anfalle. 
PR Kae NERERETEETTER ER — 
n | — — aa II. nicht ventirendes Vermögen: 
| 1) an Realitäten . . ft. Er, 


4 2) an Mobilien nad) bem evident zu 
baltenden und EN Sn 
bentare. . . fl. fr, 
3) an Activausftänden . Pe | 
4) an Netivfaffabeftand . . .. .. A. Er, 


Summa der Activa fl. fr. 





| zer 1 Baffiva: 

u I) an Zahlungsrüdftänden . . . . fl fr, 

I | 2) an Paſſivreſt . . . fl. fr., 
|| —— ber Saffiva” 1: 


I | | Abgleidung: 
0) Ad 2.0... kr. 
II 1A Paſſivaaal. kr. 


| Reiner Bermögensftand fl. fr. 
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Wirkliche 
Ausgaben. 


Zahlungs⸗ 


Nüdftände Bemertungen. 


mim |. 











\ Pf. 
1 | 
| | 
| 
| 
| t 
| | 

| 

| n 

| | 
| | 
II 
a 
| | 
I 4 | 
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Staatöminifterium Des Innern. 

Zur Negelung des Kaffaweiens der Armenpflegen in ben Gemeinden mit 
Landgemeinde: Berfaffung werden im Hinblid auf Art. 37 Abſ. IV. bes Geſetzes 
über öffentliche Armen= und Kranfenpflege vom 29, April 1865 und auf Art. 145 
Abf. VIII. der Gem.Ordn. für die Landestheile d. db. Rh. vom felben Tage nad): 
ftehende Beſtimmungen getroffen: 

1) Die gemäß Art. 33 des Geſetzes über öffentliche Armen= und Kranken: 
pflege aufgeftellten Kaſſiere haben die Kaſſageſchäfte allein zu beforgen. Den Bor: 
ftänden des Armenpflegichaftsrathes und deren Stellvertretern ift die Führung einer 
Armenkaſſa unterfagt; fie haben Gelder, welde ihnen für die Armenkaffa überjen: 
bet werben, unverzliglih an den Kaffier abzuliefern. 

2) Jeder affier it für die rechtzeitige und vollftändige Einhebung ber 
Einnabmen verantwortlid. Ginnahmen, welde weber auf Grund bes Etats noch 
fonit fetftehen, bedürfen ber befonderen auf einem Beſchluſſe bes Armenpflegicafts: 
rathes rubenden Einweiſung durch den Borftand. 

Die Kaffiere haben die Beitreibung rüdftändiger Einnahmen zu veranlaffen 
und wegen etwaiger Gewährung von Nachläffen bie Beſchlußfaſſung des Armen— 
pflegichaftsratbes anzuregen. 

Ueber jebe — iſt von dem Kaſſiere Empfangsbeſtätigung auszuſtellen; 
Quittungen über heimgezahlte Kapitalien ſind von dem Vorſtande zu contraſigniren. 

) Der Kaſſier darf mit Ausnahme derjenigen Fälle, in welchen ihm auf 
Grund des Art. 34 Abſ. VII. des Geſetzes eine ſpecielle rg er, durch ben 
Armenpflegihaftsrath ertheilt ift, ohne jchriftlihe Anmweifung des Vorſtandes feine 
Zahlung machen. 

Die Anweifungen werben binfichtlid ber nad dem Voranſchlage ziffer: 
mäßig feſtſtehenden Boften fofort bei Beginn des Rehnungsjahres unter Aushän— 
digung bes Voranfchlags an den Kaffier generell verfügt; für fonflige Ausgaben 
ift dagegen ftets eime fpecielle Unweifung erforderlich, welche fih mit Ausnahme 
der in Art. 34 Abf. VI. des Geſetzes bezeichneten File immer auf einen Beſchluß 
des Armenpflegicaftsrathes gründen a 

Die Zahlungen find nur am die Empfangsberehtigten oder deren genü— 
gend Tegitimirte Stellvertreter und nur gegen fofortige Uebergabe förmlicher Quit— 
tungen zu leijten, 

5) Die Gelder und Urkunden ber — dürfen nicht mit ben Privat: 
geldbern und Papieren des Kaſſiers vermifcht werden; bdemjelben ift daher cine 
dem Bebürfnijfe entiprechende Kaffe zur Verfügung zu ftellen. 

Die Kaſſa ſteht unter dem alleinigen Berfchluffe des Kaſſiers, welcher 
auch für deren fichere Aufbewahrung zu forgen bat. 

Der Kaffier ift verpflichtet, alle eingehenden Gelder und Wertbpapiere fo: 
fort oder bod noch an demſelben Tage, au welchem fie in feine Hände gelangten, 
bis Verausgabung oder vorfchriftsmäßigen Ablieferung an die gemeinblihe Referve: 
kaſſa, dann die Boranfchläge, Kaffaderreturen, Quittungen und Ionfligen Rechnungs: 
belege , ferner die Kaffatagebücher fowie überhaupt alle auf das laufende Red: 
nungsweſen bezüglichen Schriftftüde in der Kaſſa zu binterlegen. 

Obligationen über verzinslich angelegte Kaſſaüberſchüſſe find in der gemeind: 
lichen Refervefaffa aufzubewahren; desgleihen kann der Armenpflegihaftsrath im 
Einverftändniffe mit dem Gemeindeausſchuſſe die Ablieferung größerer Baarbeflände 
an die gemeindliche Nefervefaffa anordnen. 

ie Befcheinigungen über die erfolgte Ablieferung find in ber Kaſſa aufzu- 
bewahren. 

7) Für jede Kaſſa ift ein eigenes Kaſſatagebuch nach dem beiliegenden For: 
mulare zu führen. 

8) Die Kaffatagebücher müſſen jedesmal bei Beginn eines Rechnungsjahres 
neu angelegt werben und entiprechend gebeftet ober gebunden, paginirt und mit 
einem Umſchlag verfehen fein, auf welchem die betreffende Kafla, das Rechnungs: 
jahr und der Name bes Kaffiers anzugeben find, 
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9) An das Kaſſatagebuch werben zunächſt die nach dem Abſchluſſe des letz— 
ten Kaffatagebuches aus dem Vorjahre verbliebenen Activ- und Paſſivreſte und fo: 
dann alle im laufenden Nechnungsjahre anfallenden Einnahmen und Ausgaben 
in dronologijcher Ordnung eingetragen und zwar in der Weile, daß, wie aus 
dem Formulare zu eriehen, die Einnahmen in ununterbrocener Reihenfolge auf 
die linke und die Ausgaben auf die gegemüberliegende rechte Seite zu ſtehen fommen. 

10) Jeder Einnahms- und Ausgabspotten ift jofort nad feinem Anfalle 
ober body fpäteftens an bemielben Tage zu verbuchen. 

Baarſchaften, welhe nah Maßgabe der oben sub Ziff. 6 getroffenen Be: 
flimmungen an die gemeindliche Reſervekaſſa abgeliefert oder von dort zurüdgezo: 
gen werden, find nur intra lineas vorzutragen, 

11) Die Tagebuhseinträge müfjen beutlih und mit Tinte geichrieben wer: 
den und erihöpfend fein. 

Jedem Eintrage ift außer ber fortlaufenden Nummer und den Datum auch 
die fortlaufende Nummer des Einnahms- beziehungsweile Ausgabsbeleges beizu— 
feßen, zu weldyen Behufe die Belege nad den Einnahmen und Ausgaben ausge: 
ſchieden und nad der Reihenfolge ihrer Entftehung geordnet, in adanberte Um: 
ſchläge zu bringen und mit (Bleiftift) fortlaufend zu numeriren find. 

See Seite ift zu fummiren und der Seitenbetrag auf die nädhftfolgende 
Einnahms- reſp. Ausgabsfeite Überzutragen. 

12) Nach Ablauf des Rechnungsjahres find die Tagebücher durch Einitel: 
hung ber etwaigen durchlaufenden Poften 3. B. die Anfchläge für die unmittelbare 
Benügung von Realitäten, dann der bemilligten Nachläſſe zu ergänzen, bierauf 
unter Summirung und Abgleihung der Ginnahmen und Ausgaben abzuſchließen 
und von bem Raffier zu unterzeichnen. 

Nach dem Abſchluſſe darf fein Gintrag mehr ftattfinden, dagegen können 
bis zu diefem Zeitpumkte etwaige nachgebolte Einnahmen und Ausgaben des bezüig: 
lihen Rehnungsjahres noch eingeftellt werben. 

Auf der Grundlage der abgeſchloſſenen Kaffatagebücher werben fobann die 
Rechnungen nach dem vorgefchriebenen Echema geftellt. Zu diefem Behufe ift den 
einzelnen Poſten des Kaffatagebuhs die Nummer des Titels und Kapitels, unter 
welchen bdiejelben in Nechnung erſcheinen, in ber biefür beflimmten Rubrik beizu: 
fügen; auch find bie Belege nad) der Reihenfolge der Nehnungspoften neu zu 
— und definitiv mit Tinte zu numeriren. 

13) Die Vorſtände des Armenpflegſchaftsrathes ſind verpflichtet, alle Jahre 
mindeſtens Einmal unter Zuziehung des Bürgermeiſters oder ſeines geſetzlichen 
Stellvertreters eine gründliche Kaſſenviſitation vorzunehmen. — Hiebei ſind zu— 
nächſt die Kaſſatagebücher abzuſchließen und deren Ergebniſſe unter Prüfung der 
vorhandenen Belege feſtzuſtellen; ſodann hat die Abzählung der Kaſſenbeſtände 
und der Sturz der etwa vorhandenen Activurkunden und Materialvorräthe zu er— 
folgen und hierauf eine Vergleichung der hier gefundenen Reſultate mit den Er— 
gebniſſen der Tagebücher einzutreten. Werden erhebliche Abweichungen und Mängel 
vorgefunden, fo ift ungefäumt das zur Eicherung der Armenkaffa Erſorderliche zu 
be und an bie vorgeſetzte Auffihtsbehörde Anzeige zu erftatten, unbedeutende 
Berftöße dagegen find ſofort zu berichtigen und die Kaflatagebücher mit den ent: 
fprehenden Bormerfungen hierüber zu verjehen. 

Ueber die Vifitation ift ein Protokoll aufzunehmen, weldes von ben Bes 
erg unterzeichnet umd in der Regiftratur des Armenpflegichaftsrathes hinter: 
legt wirb. 

; 14) Abgejehen von der voritehend angeordneten Vifitation hat der Vorftand 
unmittelbar nad dem gemäß Ziff. 12 gegenmärtiger Entſchließung vollzogenen 
Abſchluſſe der Kaſſatagebücher eine weitere Bifitation vorzunehmen und zu Proto: 
Toll zu conftatiren, ob die vorhandenen Kaſſen-Baarſchaften, ſowie bie etwaigen 
Activurfunden: und Materialbeftände mit den Abichlüffen übereinftimmen. Diefes 
Protokoll ift mit den Rechnungen als Kaſſaausweis ber vorgefegten Auffichts: 
behörbe vorzulegen. 
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15) So oft die Kaſſaverwaltung an einen anderen Kaſſier übergeht, bat ber 
Vorftand ober deſſen Stellvertreter eine fürmlide Neberweifung der Kaffa 
an den neuen Kaflier vorzunehmen, und die Üüberwiejenen Baarbeftände, Urkunden, 
Materialien, Kaflatagebücher und fonftigen Schriftſtücke von Belang, ſowie auch 
bie überwiefenen Bureau: Requifiten und Mobilien in einem Protofoll verzeichnen 
zu laffen, weldes von ben Betbeiligten zu unterfchreiben und in ber Regiſtratur 
jorgfältig aufzubewahren ift. 

ad Vollzug ber Ueberweiſung bat ſich der abtretenbe Kaffier aller wei: 
teren Kaſſengeſchäfte zu enthalten. Ueberwieſene Rüdftände find von bem neuen 
Kaffiere beizutreiben, jedoch unbeichadet der etwaigen Haftungsverbindlidyfeiten des 
abtretenden Kaſſiers. 

Hienah bat die f. Regierung das Weitere zu verfügen und vorftehende 
Entſchließung durd das Kreisamtsblatt zu veröffentlichen. 


Münden, ben 14. Mai 1870. 


Kaffatagebuch 
für 
die Xrmenkaffa 
der Landgemeinde N. 
für Das Rehnungsjahr 18... 
geführt 
von dem Kaſſier N. 
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Staatöminiftterium Des Innern. 


Zum Vollzuge des Art. 37 Abſ. V. des Geſetzes über öffentliche Armen: 
und Krankenpflege vom 29. April 1869 ergebt im Ginverftändniffe mit dem fgl. 
Staatsminifterium des Handels und Öffentlichen Arbeiten folgende Entſchließung:; 


I. Die Armenpflegfchaftsrätbe baben alljährlich bis längſtens 1. October 
eine unter Beachtung der nachſtehenden Directiven nah dem beiliegenden 
Formulare A, gefertigte Ueberſicht ohne weiteren Vorlagebericht 
an bie ihmen unmittelbar vorgejeßte Behörde einzufenden. 


1) a. Unter die Rubrit 2 ber Tabelle gehören alle ganz oder theilweife 
arbeitsunfähigen Perſonen, welde zur Friftung des Lebens oder zur Erziehung 
eine längere Zeit dauernde bezichungsweife regelmäßig wiederkehrende öffentliche 
Armenunterftügung genießen, als insbefondere auch diejenigen jugendlichen Per: 
fonen, für beren Erziehung und Ausbildung die öffentliche Armenpflege Eorge 
trägt und zwar ohne Rüdfiht darauf, ob dieſe Fürſorge lediglich in der dauernden 
Befreiung vom Schulgelde oder in der Bezahlung der Erziehungs: und Lehrkoften 
überhaupt befleht. Außerdem gehören unter diele Rubrik die auf längere Zeit in 
einer Irrenanftalt untergebracdhten geiftesfranfen Armen. 

b. Wird die Unterftügung einem Familienhaupte, welches für mehrere 
Familienglieder zu forgen bat, gewährt, jo find ſämmtliche Familienglieder, 
welche mittelbar an ber Onterkäunne theilhaben, unter die Zahl ber 
Unterftügten aufzunchmen. Wenn alfo 3. B. eine Mutter mit brei Kindern für 
beren — ſie zu ſorgen hat, regelmäßige Unterſtützung bezieht, ſo iſt dieſe 
Unterſtützung als an vier Köpfe verabreicht zu erachten und es find daher ſtatt 
einer Perſon vier Perfonen bei der Ausfüllung der Rubrif 2 in Anfag zu bringen. 


2) Unter die Rubrif 3 „Vorübergehend unterftüßte ganz ober theilweife 

Arbeisunfähige” gehören alle Perfonen, welde, ohne regelmäßige Unterflügung zu 
eniehen, wegen augenblidliher Bedrängniß oder Krankheit vorübergehende Unter: 

Mügung oder Kranfenbilfe erhalten; aljo auch Perfonen, welche im gefunden Zu: 
ande volllommen arbeitsfäbig find, aber wegen Krankheit vorübergehend zu den 
Arbeitsunfähigen zäblen und deshalb nah Art. 10 Abſ. I. Ziff, 2 des Geſetzes 
unterftügt werden, Die in einer Jrrenanjtalt Untergebrachten gehören, wie bereits 
oben bemerft, unter die Rubrik 2. 

3) Unter die Rubrit 4 „Vorübergehend unterſtützte Arbeitsſähige“ gehö— 
ren alle vollfommen arbeitsfähigen Perſonen, welde entweber auf Grund bes 
Art. 10 Abſ. III. des Gefepes wegen dringender Noth und aus Nüdfihten auf 
bie öffentliche Sicherheit bezichungsweife Sittlichfeit oder gemäß Art, 29 Abſ. IL, 
wegen Arbeitslofigkeit von ber Armenpflege unterftüßt werben, 

4) Der Inhalt der Rubrik 5 „Geſammtzahl der unterflügten Perjonen er: 
gibt ſich durch Addition der in den Rubriken 2, 3 und 4 aufgeführten Zahlen. 


5) Unter der vorfiehenb erwähnten Gefammtzahl find zwar bie in ben 
Rubriken 6 und 7 aufzuführenden Kategorien bereits begriffen, es erſcheint jedoch 
von Wichtigkeit die Leiftungen ber Armenpflegen für jugendliche Perfonen befonders 
fennen zu lernen und es tft deshalb die bezüglice Specialüberfiht (Ziff. 6 u. 7) 
in bie Tabelle eingeftellt. Unter die Rubrif 6 insbefondere eignen ſich alle jugend: 
lichen Perfonen, welde nicht bloß Schulgeldbefreiung, fondern auch andere Unter: 
ftügung 3. B. für Nahrung, Kleidung ꝛc. 2c. genießen, alfo namentlich diejenigen, 
welche auf Koften ber Gemeinde bei Familien oder in Anftalten oder bei Gewerb— 
treibenden, von weldhen fie auch die Kot erhalten, untergebracht find, unter bie 
Rubrif 7 aber gehören nur folde Kinder, weldye bloß Schulgeldbefreiung und 
Lehrbücher 2c. empfangen, außerdem aber von ihren Eltern oder fonjtigen Perjonen, 
fohin nicht auf Koften der Armenpflege, ernährt und gefleibet werben. 

6) In die Rubriken 8 u. 9 find einfach die Abſchlüſſe der Abth. I. u. II. 
ber Armenkaffarehnung einzuftellen, wobei, wie in allen übrigen Rubrifen ledig— 
lich die Gulden vorzutragen find und zwar in ber Art, daß dreißig Kreuzer und 
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darunter außer Anſatz gelaifen, höhere Kreuzerbeträge aber als volle Gulden an— 
geießt werben; die Abjchlüffe der Rechnungen Über den Localarmenfond oder über 
befondere Armenanftalten gehören nicht bicher. 


7) Um die nur vorſchußweiſe erfolgten Leifiungen und in Folge deifen den 
wirfliben Aufwand der Armenpflegen, fowie bie zur Dedung des Deficits erfor: 
berlihen Zufchüffe der Gemeindekaſſa kennen zu lernen, ift die in den Rubrifen 
10 m. 11 enthaltene Specialüberfiht angeordnet, beren Ziffern felbftverftäublid) 
auch bereits in dem Rechnungsabſchluſſe (Rubrik 8 und resp. 9) enthalten find. 

Die Zahl der Nubrif 10 ergibt fih aus dem Abſchluſſe des Tit. VII, und 
bie Zahl der Nubrif 11 aus dem Nbichluffe des Tit. IX. Abtbeilung I. des für 
die Armenkafjarehnung durd die M.E. vom heutigen ad Nr. 15480, das Etats: 
und Rechnungsweſen der Armenpflegen in den Yanbdestheilen d. d. Rh. betr., 
vorgefchriebenen Formulars. In der Rubrik 11 gelangen insbefondere die zum 
Zwecke der Dedung des Deficits der Armenfafja etwa erhobenen Gemeindeum- 
lagen zum Ausdrude. 


8) Behufs der Ausfülung der Rubrif 12 haben die Armenpflegſchaftsräthe 
diejenigen Naturalien, welde den Armen unmittelbar von den Gemeindeeinwob: 
nern nach Art. 18 Abſ. III. bes Geſetzes geleiftet werden, im Allgemeinen in 
Geld anzufchlagen und die betreffende Summe in die Tabelle einzuitellen. 

Katnralleiftungen, weldye unmittelbar auf Rechnung der Armenkaſſa 
erfolgen, 3. B. die Berabreihung von Kleidungsitüden oder die Gewährung freier 
Wohnung im Armenbanfe find unter den in der Nubrif 9 angeführten allgemeinen 
Ausgaben der Armenkafla, in deren Rechnung fie nad dem Nehnungsiormulare 
vorfommen, begriffen, und daher bei Ausfüllung der Rubrik 12 nicht weiter zu 
berüdfichtigen. 

9) Der Inhalt der Rubrik 13 ergibt fih aus der Armenfondsrehnung, 
beren Einfiht dem Armenpflegihaftsratbe nah Art. 33 Abſ. III. bes Geſetzes 
gejtattet iſt. 

10) In die Rubrik 14 ift die Summe der Kranfenfafja » Beiträge, welche 
nad) Art. 20 des Geſetzes von den Dienftboten ꝛc. 2c. erhoben wurden, einzujtellen 
und zwar ohne Rüdjicht darauf, ob jene Beiträge ſoſort in die Armenfafja oder 
in eine befondere Krankenanſtaltskaſſa fließen oder an die Diſtriktokrankenhaus— 
kaſſa abgeliefert werben, 


11) Die Rubrik 15 foll eine Neberficht gewähren über die Zahl und Jahres: 
einnabmen der (mur in einzelnen Gemeinden vorfommenden) Krankenkaſſen ber 
Unternehmer bedeutender induftrieller oder gewerblicher Anlagen (Art. 21 des Geſ. 
über öffentliche Armen: und Krankenpflege), in weldyer Hinficht der Armenpfleg: 
ichaftsrath die entjprechenden Mittbeilungen von ben Unternehmern verlangen 
fann und joll, 

12) Aus den Rubrifen 17 — 20 ſollen fich die Leiftungen der in ber Ge: 
meinde beftchenden bejonderen Wohlthätigkeitsanſtalten, Stiftungen und Rereine 
ergeben. — Die Einträge find ſummariſch zu machen; wenn alio 5. B. in einer 
Gemeinde mehrere Wohlthätigfeitsitiftungen bejichen, fo find diefelben nicht einzeln 
aufzuführen, fondern es iji lediglich deren Gefammtzahl fowie die Gefammtjumme 
ihrer Jahresausgaben und ihres VBermögenftandes in die betreffenden Nubrifen eins 
zutragen. Das Material für diefe Einträge haben die Armenpflegichaftsräthbe auf 
dem in Art. 28 Abſ. II. und Art. 33 Abſ. III. des Geſetzes angebeuteten Wege zu 
beihaffen, wobei übrigens jede Beläftigung der Wohltbätigfeitsvereine fowie jede 
Einmiſchung in deren Angelegenheiten forgfältig zu vermeiden ift. 


II. Der Inhalt der Ueberfichtsanzeigen, welche von den einer Diftriftöver: 
waltungsbehörde untergeordneten Armenpflegichaftsrätgen erflattet werben, ift von 
ben k. Bezirksämtern in zwei Tabellen nad den beiliegenden Kormulaien B und 
C üÜberzutragen und zwar in der Weife, daß für jede Diftriftsgemeinde 
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befondere Tabellen gefertigt werben, in welden zugleich die Leitungen und An- 
ftalten der betreffenden Diftriftsarmenpflege jowie die Verhältniſſe ber für den gan: 
zen Difirift beftchenden Wobltbätigfatsftiftungen und Bereine Aufnahme finden, 

An der Mubril 1 der Tabelle B find ſämmtliche Gemeinden des Diitrifts 
anzuführen, in dev Rubrif 1 der Tabelle C aber nur diejenigen, bezüglich deren 
irgend ein Gintrag veranlaßt ericheint. 

Die Tabellen B und C find entſprechend abzuſchließen und bis längſtens 
1. November an die vorgejeßte Kreisregierung, 8. d. %., einzufenden, wobei 
eine bejondere Berichterftattung mur baum zu erfolgen bat, wenn Vorkommniſſe 
von erheblicher Bedeutung oder außerorbentliche Peiftungen auf beim Gebiete des 
Armenweſens biezu Anlaß bieten. 

1. Von Eeite der k. Kreisregierungen, 8. d. J., werben die Ueberſichts— 
anzeigen ber unmittelbaren Städte, ſowie die Abſchlüſſe der von den Bezirfsämtern 
erftatteten Anzeigen nad Diitriftsgemeinden geordnet, in zwei Tabellen nad ben 
beiliegenden Formularien D und E übertragen und bis Tängftens erſten De: 
jember zur Kenntniß des unterzeichneten Staatsminifterinme gebracht; auch hie— 
bei bat eine umfaljendere Berichterftattung nur zu erfolgen, wenn ein befonderer 
Anlaß biezu vorliegt, 

IV, Die Ueberfihtsanzeigen über ben Stand des Armenwejens für das 
a 1869 find noch unter Beachtung ber früheren Vorſchriften zu 
erjtatien. 

Hienach hat die k. Regierung das Weitere zu verfügen. 


München, den 14. Mai 1870. 
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Zabelie B. 
Königliches Bezirksamt N. 


Aeberſicht über die Seiftungen der Localarmenpflegen 
Wohlthätigkeits-Htiffungen und Dereine 
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Leiftungen ber Local- und Diftriftsarmenpflege. 
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Zabelle O. 

Königliches Bezirksamt N. 

Aeberſicht über die localen und diftrikfiven Sinrihkungen 
jür das Rechnungs: 
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Einrihtungen ber Öffentlichen Armenpflege. 
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Diſtriktive Anſtalten und Einrichtungen. 
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Tabelle D. 


Armenweſen. 


Aeberſicht über die Leiſtungen der Localarmenpflegen und 


Wohlthätigkeitsfliftungen und Vereine 


für das Rechnungs: 





Leitungen ber Localarmen: 





Namen 
der unmittel- 
baren Stadt 

reſp. 

Diftrifis: 

gemeinde, 


Zahl der unterftügten 
Perſonen. 


Dauernd Unterſtützte. 


ts 





| Borüber: 


gehend 


Unterftügte. | 


Ganz oder theilmweife 
Arbeitsunfäbige. 


De Zu 


Arbeitsfähige. 


i | Gefammtzahl der unterjtütsten | 


=. 


| 


Berfonen. 


— — m — — — — — — — — — 


Specialüberſicht] Abſchluß 
über die Unter-der Armen: 
ſtützung jugend:| kaſſa— 

licher Perſonen, 


welche auf Rechnung der Armen— 


| 


pflege erhalten und erzogen 


werben, 


welche blos Schulgeldbefreiung| 
mit Einſchluß der Lehrmittel ges 


nießen. 


Einnahmen. 


| 
| 
| 
| 


Ausgaben. 


Special: 
überfichten 
über bie 
Redhnung.| Einnahmen. 


IS = Aus Erjagleiftungen. 








leo = 


Aus Zufhüffen der Ge— 
= meinbefaffa nad Art. 18 
Abf. II. des Geſetzes. 
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Leiſtungen der Local- und Diſtriktsarmenpflegen. 


Bezirke N. 


dem Regierungs 


Jahr 18... 


in 


der Diftriktsarmenpflegen, dann über den Stand der 


Summartifhe Ueberficgt Aber 
die in der Diſtriktsgemeinde 


beitchenten Tocalen unb 


Leiftungen ber Diftrifts: 





armenpflege. 


pflegen. 





diſtrittiven 















































* I } 
— sl uabquuog oꝛquaauuaꝭ wi 
ee TANTE Teer 9 
2644 ꝛqubonvoꝛagv *3 

En — — — * 

—— og Es 
Fi 4 uobouuog orquaanuo = S 
Zu —y — =? * 
323 daubonvoꝛagoð — 8 

se IE -& 

"squol | 

uaiuavs uoquoaanuoaa 999 quvio * er 
—— — — — 7 
= — u — * Bu = 2 
zuB, "worum 20 
ae ⸗mabnyqguqogt mau Bugpaag my FIN 
u "gQuajWUNDgNHNG FE 
&z |_ Pr dunapag aun Banana au) © 
„e unoijurs oai = 
Bo Ragaz urau⸗goꝛoa 229 Fumpegan an) za 
== | urauum na) = = 

TE am Rang - 

5 Aoqu am) i au 2 
mamgan | EI STIFR] vo 

5 Dorn ya) u LE 22 unanlnaumlan — 

qnꝛa⸗cob 190 

= aringuy "IE | are > 

RZ R öpımag | 

z ; (Cbam | — 

5 josag)apy) — 

& upunn i re fe 

ſ(oquo uauavjoog) ouꝛabguaoda lm 
sporqumag) uaquammuaa ↄꝛꝛq qua 7 = 
nuqgoaui 2 22 ua — — BER | io 


q 2290 Bunkılagzug wlpatgnum * 
swaızg 392 UIl Vqu SI OR vou 2a re 


582 Armenwefen. 


Tabelle E. 
Aeberſicht über die Anflalten und Sinrihtungen 


für das Rechnungs— 


Locale Anftalten und Einrich— 





Anftalten für 







Unterbringung] Armen: 
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Diftriftive Anftalten und Einrihtungen. 


Anftalten und Einrichtungen der Armenpflege. 


der Armenpflege im Hegierungsbezirke N. N. 


Jahr 18... 


tungen 
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MNeunzehnter Abſchnitt. 
Gewerbe, Induftrie und Handel, 


Die bisherigen gefeglihen Beitimmungen über das Gewerbewefen 
find durch die neuere Gefeßgebung, insbeſondere das Geſetz über das 
Gewerbsweſen vom 30. Januar 1868 wejentlih abgeändert und im 
Geifte freiheitliher Entwidelung geordnet worden, 

Mit der gejeglihen Grundlage über Gewerbe, Induſtrie und 
Handel ändern ſich felbitwerftändlich die früheren, mit dem Gewerbsweſen 
zufammenhängenden Verordnungen und Vollzugsvorſchriften. 

Der gegenwärtige Abfchnitt ift beftimmt, unter Zugrundlage und 
wörtlihen Anführung des Oewerbsgefeßes vom 30. Januar 1868 eine 
Ueberſicht des bermaligen Standes ber bayer. Gefeßgebung zu vermitteln, 


Geſetz 


das Gewerbsweſen betr. 


Ludwig IL 


von Gottes Gnaden Rönig von Bayern, Pfalzgraf bei Rhein, Herzog von Bayern, 
Franken und in Schwaben ꝛc. 2c. 


Wir haben nad; Vernehmung Unferes Staatsrathes mit Beirath 
und Zuftimmung ber Kammer der Reichsräthe und der Kammer der 
Abgeordneten beſchloſſen und verorbnen, was folgt: 


I. Allgemeine Beflimmungen. 


Art. 1. 

Ale Staatsangehörigen ohne Unterſchied des Geſchlechts und des 
Slaubensbekenntnifjes find zum Betriebe von Gewerben im ganzen Ums 
fange des Königreich berechtigt. 

In dieſer Berechtigung liegt insbefondere die Befugniß, verfchieben: 
artige Geſchäfte gleichzeitig an mehreren Orten und in mehreren Locali— 
täten besfelben Ortes zu betreiben, von einem Gewerbe zum andern 
überzugeben, ein Geſchäft auf den Bereich mehrerer Gewerbe auszudehnen 
und Hilfsperfonen aus verichiedenartigen Gewerbszweigen in beliebiger 
Anzahl in und außer dem Haufe zu befhäftigen. 

Minderjäbrigkeit fließt von dem Mechte des freien Gewerbsbetriebs nicht 


aus; Beihränkungen treten hier jedoch nach Maßgabe ber bürgerlichen Gejeßgebung 
ober ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen (vergl. Art. 4) ein. 
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Art. 2. 

Die Gewerbsbefugnifje eines Inländers kommen aud den Ange: 
börigen anderer Staaten zu. 

Die Regierung ift befugt, von biefer Beltimmung eine Ausnahme 
in Bezug auf die Angehörigen jener Staaten eintreten zu laflen, deren 
Gewerbsgefeßgebung in wejentlihen Punkten von den Grundſätzen dieſes 
Geſetzes in beſchränkender Weife abweichen. 

Actiengefellfchaften, Commanditgeſellſchaften auf Actien und andere 
Erwerbsgefellihaften des Auslandes dürfen, joferne nicht durch Staats: 
verträge ein Anderes fetgeftellt ift, nur mit ftaatliher Genehmigung in 
Bayern Gewerbe treiben. 

Art. 3. 

Die geſetzlichen Vorſchriften über den Aufenthalt außerhalb der 
Heimatgemeinde kommen neben dieſem Gefeße zur Anwendung. 

Die bermal geltenden gejeplihen Beftimmungen über ben Aufenthalt außer: 
balb der Heimatsgemeinde enthält das Geſetz Über Heimat und Aufenthalt vom 
16. April 1868 Art. 21, 43— 52, fiche oben ©. 478 u. ff. 

Art. 4. 

Die aus Standes: und Dienftesvorfchriften und aus bem bürger: 
lihen Rechte fließenden Beſchränkungen bes freien Gewerbsbetriebs er: 
leiden durch das gegenwärtige Geſetz feine Abänderung. 

Vergl. biemit die IX. Beilage aut Berfaffungsurfunde F 21; das Decret 
vom 17. Dezember 1810, contenant le reglement sur l'exercice de la pro- 
fession d’avocat etc, etc.; Landtagsabihied vom 17. November 1837 lit. I. über 


ben Wirthichaftsbetrieb der Bürgermeiſter in der Pfalz; $ 21 ber V. Beilage zur 
Berfaffungsurfunde; Verordn. vom 26. October 1813, das Alter der Großjährig- 


feit beir. 
Art. 5. 

Jeder Gewerbtreibende ift in ber Anlage, den Einrichtungen und 
dem Betrieb feines Gefchäftes, dann rüdfihtlih der Steuern und Ab— 
gaben allen in ber Landesgefeßgebung begründeten Befchränfungen und 
Vorſchriften unterworfen. 

Es kommen bier in Betracht: Art. 129, 151, 153, 159, 161, 163, 189 u. ff., 
113 Abf. 1 des P.St.G.B.; Verorbn. vom 16. Mai 1863, Vorſorge gegen Ge: 
fahren und Beläftigungen bei Errichtung oder wefentlicher Veränderung von Fa— 
brifen und Werfflätten; bie Bauordnung vom 30. Juni 1864 und 15. März 1866; 
Art, 128 des P.St. G.B. mit Verorbn. vom 8. April 1863, bie Verhütung von 
Gefahren für bie Geſundheit bei dem Arbeitsbetriebe in Fabriken und Werkftätten, 
und bei Gewerben; Art. 133 des P.St.G.B. mit Verordn. vom 4. Juni 1863, 
Peer Borfhriften in Bezug auf Gegenftände des menſchlichen Ge: 
rauches; bie Beftimmungen über Maaß, Gewicht, Polizeitaren u. f. w. 

Art. 6. 

Wer in einer Gemeinde ein neued Gewerbe anfängt, oder feinen 
Geſchäftsbetrieb in einer Weife ändert, welche gefeßlih eine Steuer— 
erhöhung zur Folge bat, ift auch ohne vorausgegangene Aufforderung 
gehalten, hievon vor Beginn der Gefhäftsausübung bei der einſchlägigen 
Gemeindebehörde Anzeige zu machen, und zugleih bie für die Anlage 
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der Gewerbsfteuer gefeßlich vorgefchriebene Erklärung abzugeben. Iſt das 
Gewerbe nah ben folgenden Artikeln von einer Gonceffion, amtlichen 
Beitellung oder polizeilihen Bewilligung abhängig, fo bat der Gewerb: 
treibende bei jener Anmeldung bie bezügliche Urkunde vorzuzeigen, 

Ueber die Anmeldung wird eine Befcheinigung ertheilt. 

Die Beitimmungen über die Führung ber gemeinblichen Anmelde 
regifter, jowie über die Mittheilung der Gewerbs-Zu- und Abgänge an 
die Gewerbspolizei- und Finanzbehörde bleiben der Vollzugsvorfchrift 
überlaffen. 


Die bier vorbehaltenen Vollzugsvorſchriften find in ber Entſchließung bes 
Minifteriums ber Finanzen und bes Handels und ber öffentlichen Arbeiten vom 
15. März 1868 gegeben, und beflimmen, was folgt: 


Staatöminifterium Der Kinanzen, Dann Staatöminifterium Des 
Handels und Der Öffentlihen Arbeiten. 

Zum Bollzuge ber in Art. 6 bes Gefekes über das Gewerbsweien vom 
30. Januar 1868 getroffenen, mit bem 1. Mai db. Is. in Wirkfamfeit tretenben 
Belimmungen werden von Seite ber unterfertigten k. Staatsminifterien nachftehende 
infiructive Anordnungen erlaſſen. 

$1. 
Gewerbe - Anmelde - Regiſter. 

41) Wer in einer Gemeinde ein neues Gewerbe anfängt oder feinen Ge: 
jchäftsbetrieb in ciner Weife ändert, welche gefeglich eine Steuererhöhung zur Folge 
bat, ift auch obne dorausgegangene Aufforderung gebalten, bievon vor Beginn 
ber Gefhäftsausübung bei der einfchlägigen Gemeindebehörbe Anzeige zu machen 
und zugleih bie für die Anlage der Gewerbefteuer geſetzlich bergelniehene Er: 
Märung abzugeben, (Art. 6 des Gewerbsgefekes.) 

Die Anmeldepflicht erftredt ſich demgemäß auf Jene, welche neu ale Ges 
werbtreibende eintreten, dann auf Jene, weldhe neben ihrem bisherigen Gewerbe 
noch ein weiteres Gewerbe betreiben ober fiatt ihres bisherigen Gewerbes ein 
anberes Gewerbe ausüben wollen. Hiebei ift jedoch — zur Fernhaltung zweckloſer 
Einträge in das Gewerbeanmelderegiiter — zu beadten, daß nad den Beflim: 
mungen bes Gewerbsfteuergejeges vom 1. Juli 1856 bie Betriebsanlage während 
ber dreijährigen Steuerperiodbe unverändert bleibt, — ohne Rückſicht auf etwa in- 
zwifchen eingetretene Betriebsveränderungen. 

Es bedarf deshalb Feiner Anmeldung von Seite jener Gewerbtreibenden, 
welche während ber breijährigen Steuerperiode Tedigli ein ſchon befteuertes Ge: 
werbe erweitern, z. B. durch Aufnahme weiterer Gehilfen. Soldye Erweiterungen 
bes Betriebes werden ebenfo wie die Beſchränkungen bes Betriebes nur bei ber von 
3 zu 3 Jahren flattfindenden Neuregulirung ber Gewerbsjteuer in Betracht gezogen. 

Werben von einer Perfon mehrere Gewerbe betrieben, fo ift bie Frage, ob 
jedes einzelne Gewerbe beſonders angemeldet werben müjfe, nad) ben Be: 
fimmungen bes Art. 18 des Gewerbsfteuergejeßes zu beurtheilen. 


2) Die Gemeinbebehörden haben die mündlichen oder jhriftlihen Erflärungen 
ber Gewerbtreibenden über den Beginn ober die Nenderung ihres Gewerbsbetriebes 
nach Anleitung bes beifolgenden Formulares I. in bas Gewerbeanmelberegifter ein: 
utragen. Die Richtigkeit des Eintrages ber mündlichen Erflärungen ift von ben 
Bethelligten in ber 7. Rubrif bes Regifters unterfchriftlic anerkennen zu laffen. 

Schriftlich übergebene Gewerbserflärungen find dem Anmelberegifter als 
Beilagen ig 

Wie die Anmeldung ber Gewerbtreibenben beichaffen fein müfle, um bem 
Zwede ber Befteuerung zu genügen, befagt ber Art. 26 bes Gewerboſteuergeſetzes, 


Allgemeine Beftimmungen. 587 


befien Beflimmungen daher bei Ausfüllung ber einzelnen Rubriken bes Anmelde: 
regifters genau zu Beachten find. 

Wenn das Gewerbe nad Vorſchrift des Gewerbsgejeßes von einer Con— 
ceffion, amtlihen Beftellung ober polizeilihen Bewilligung abhängig ift, fo bat 
der Gewerbtreibende bei ber Anmeldung bie bezügliche Urkunde vorzulegen und ift 
diefe Urkunde im ————— a 

Stellvertreter oder Pächter find in diefem Regifter gleichfalls vorzutragen. 

Ueber die Anmeldung ift dem Betbeiligten eine Beſcheinigung zu ertheilen. 


3) Zur Evibenthaltung ber Verzeichniſſe der Gewerbtreibenden und um bie 
Rentämter im die Lage zu ſetzen, das finanzielle Intereſſe jederzeit geeignet wahren 
zu können, haben die Gemeindebehörben alle Jene, weldye notorijch ein Gewerbe 
betreiben oder ihren Gejchäftsbetrieb in ber oben unter Ziff. 1 bezeichneten Weife 
änderten, — ohne bie gejeßli vorgejchriebene Anzeige gemadt zu haben, — von 
Amtswegen im die Anmelderegifter einzutragen, und zwar mit möglichit genauer 
Angabe ber Zeit bes Beginnes ober ber Aenderung bes Gewerböbetriebes und bes 
Umfanges besjelben. 

Aus gleihem Grunde haben bie Gemeindebehörben Jene, welde die Er: 
laubniß zur Äattung von fogenannten Wanberlagern erhalten haben, von Amts: 
wegen in ben Unmelderegiftern vorzutragen. 


4) Die Gewerbspolizeibehörden und insbeſondere bie Rentämter haben 
darüber zu wachen, baß bie Gewerbeanmelderegifter genau nad den gegebenen 
Directiven geführt werden; biefelben haben daher — falls fie wahrnehmen, daß 
biefe Regiſter nicht vorfchriftsmäßig geführt find, oder daß bie Anmeldungen bazu 
benügt werben, wieder eine Fünftlihe Abgrenzung von Gewerbegebieten herzu— 
fielen, — ben betreffenden Gemeindebehörben mit den erforberlihen Erläuterungen 
und Anweifungen an bie Hand zu geben. 


$ 2. 
Hegifler für die Gemwerbsniederlegungen. 


1) In biefes Regifter find die Erklärungen ber Gewerbtreibenden über bie 
Nieberlegung ihrer Gewerbe — nad Anleitung des beifolgenden Formulars IL — 
— 

ei dieſem Eintrage haben die Gemeindebehörden die Betheiligten darauf 
aufmerkſam zu machen, daß ſie im Falle der Wiederaufnahme des abdeclarirten 
Gewerbes — bei Vermeidung polizeilicher Strafeinſchreitung — gehalten ſeien, 
vor der Wiederaufnahme des Geſchäftes eine neue Gewerbserklärung gemäß 
Art. 6 des Gewerbsgeſetzes abzugeben. 

2) In ber 5. Rubrik des Regiſters iſt die Erklärung über die Gewerbs— 
nieberlegungen von dem Betheiligten unterzeichnen zu laffen und es ift im diefer 
Rubrik zugleich anzuführen: ob und für welches Gewerbe ber Declarant noch be: 
fteuert bleibt. 

3) Zur Gvibenthaltung ber PVerzeichniffe der Gewerbtreibenden find in 
dieſes Megifter von Amtswegen einzutragen: bie notoriſchen Gewerbsabgänge 
in Folge von Auswanderungen, Sterbfälen oder anderen Urfahen, welde ben 
Betheiligten bie Erflärung ber Gewerbönieberlegung unmöglid machten. 


5 3. 
Mittheilung der Gewerbs - Zu- und Adginge an die Gewerbspoligeibehörden und an 
die Bentämter. 

1) Die Gemeindebehörben find verbunden, allmonatlid ben einſchlägigen 
Gewerbspolizeibehörben und Rentämtern ein Verzeichniß ſämmtlicher Gewerbe: 
Zu: und ug mitzutbeilen. 

Dem efien der k. Regierungsfinanzfammern wirb jeboch anheimgegeben, 
eine quartalweife Mittheilung diefer Zu: und Abgänge an bie Nentämter für jene 
Gemeinden anzuordnen, rüdficgtlich welcher fie folhe für genügend erachten, 
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2) Vorbezeihnete Mitteilungen haben mittelft förmliher Auszüge 
aus ben betreffenden Regiftern zu erfolgen, daher biefe Auszüge die nämlichen 
Rubrifen zu enthalten haben, wie die Regifter felbit. . 

3) Den Rentämtern liegt ob, bie Gewerbs Zus und Abgänge nad Bor: 
fhrift der Art. 21, 57 und 58 bes Gewerbftenergejeges vom 1. Juli 1856 vom 
nächſten Stenerziele an im den Stenerliften zu berichtigen. 
riet Bezüglih ber Beltimmung dieſer Steuerziele wird weitere Entſchließung 
erfolgen. 

g4 


Aumiderhandlungen und Strafeinfhreitungen, 


Zuwiderhandlungen gegen bie Borfchrift des Art. 6 des Gewerbsgeſetzes 
werben als Polizeiübertretungen an Gelb bis zu 50 fl. — und im Rüdfalle bis 
zu 100 fl. beftraft. (Art. 28 bes Gewerbsgejek es.) 

Den mit der Wahrung des finanziellen Intereſſes betrauten Rentämtern 
liegt ob, bie Strafeinfhreitung gegen jene Gewerbtreibenden, welche bie geſetzlich 
vorgefchriebene Gewerbsanzeige unterlaffen, zu veranlaffen, zu biefem Behufe ben 
Bertretern der Etaatsanwaltichaft bei den Polizeigerichten bie zur Stellung ihrer 
Strafanträge erforberlihen Anhaltspunkte mitzutheilen, dann die nachträgliche Eins 
fteuerung der Zuwiderhandelnden nad) gefeßlicher Vorſchrift herbeizuführen. 

Es ift deshalb von befonderer Wichtigkeit, daß die Rentämter ſich in fleter 
Kenntniß von ben in ihren Amtsbezirken neu zugehenden Gewerbtreibenden halten, 
und daß fie fich zu biefem Behufe mit den Gemeindebehörden — in größeren 
Städten mit ben Diftriftsvorftehern — in geeignetes Benehmen ſetzen, insbeſon— 
bere aber bei dem jährlichen Zufammentritte der Steuerausſchüſſe bie Gewerbe: 
fteuerliften ber einzelnen Gemeinden — nad) ben verfchiebenen Gewerböfategorien 
ber genaueſten Gontrole unterziehen. 

g5. 


Druckformularien. 


Die f. Regierungen, Kammern ber yinangen, werben dafür Sorge tragen, 
baß die Nentämter rechtzeitig mit einem genügenden — vorerft auf die Dauer von 
zwei Jahren berechneten — Borrathe von nad ben anliegenden Formularien ge: 
fertigten Regiftern und Regifterauszügen zur Berabreihung an bie Gemeinde: 
bebörben a werben. 

Die Koften diefer Drudformularien find aus der Staatskaffa zu beftreiten 
und auf Regie der birecten Steuern — verrechnen. 

Münden, den 15. März 1868. 


Rentamt ...... Formular 1. 


Gewerbe- Anmelderegifter 


ber 


Gemeinde N. 
(Beoöllerung .....- Seelen.) 


Bemerlungenm 


1) Wer in einer Gemeinde ein neues Gewerbe anfängt oder feinen Ge: 
Ihäftsbetrieb in einer Weife ändert, welde gefeglih eine Steuer: 
erhöhung zur Folge bat, ift auch ohne borausgegangene Aufforderung 
— — vor Beginn ber Geſchäftsausübung bei ber einſchlägigen 

emeinbebehörbe Anzeige zu machen und zugleich die für bie Anlage ber 
Gewerbfteuer geſetzlich vorgeſchriebene Erflärung abzugeben. (Art. 6 bes 
Geſetzes, „das Gewerbsweien betr,“ vom 30. Januar 1868. 
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Hieraus folgt, daß jedes ſelbſtſtändige Gewerbe beſonders zu benennen iſt, 
daß aljo Jeder, der ein ober mehrere Gewerbe beginnen oder neben feinem 
bisherigen Gewerbe ein anderes betreiben oder von einem Gewerbe auf ein 
anberes übergehen will, jebes neu beginnende Geſchäft befonders zur 
Anzeige zu bringen bat. 

2) Zuwiderhanblungen werben als Polizeiübertretungen an Geld bis zu 50 fi. 
und im Nüdfalle bis zu 100 fl. beſtraft. (Art. 28 des angef. Gej.) 

3) Die Gemeindebehörben haben von Amtswegen jene Gewerbtreibenden ein: 
zutragen, welde die vorgejchriebene Anmeldung unterlaffen haben, vorbebalt: 
lich der gerichtlichen Beltrafung ber Zuwiderhandelnden auf Betreiben bes 
Nentamtes. 

4) Am Schluſſe eines jeden Monates ift das Anmelderegiiter von der Gemeinde: 
behörde abzufchliegen und ein vollftändiger Auszug aus bemfelben der Gewerbe: 
polizeibehörbe und dem betreffenden Kentamte binnen 3 Tagen einzufenden. 

5) Die Gemeindebehörben — das nöthige Formularpapier für die An— 
melderegiſter und für die Auszüge aus denſelben von dem Rentamte. 


(An Folioformat.) 


I l 
| Aeußere Betrichs: 














4 
merfmale. We —— 
die nicht odne ¶ Erlãuierude 
a a) Zahl und Gattung der Ger | Kim zu ben i 
* Name, dhilſen und Arbeiter, ober Denbelagewer⸗ Venerkungen. 
ẽ 2 Wohnort , b) Zahl umb Art ber Gejäftß- | hen gehören, | Angabe 
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rn = des ber | bei Branniweinbrennereien Tagen, bang fan beſteuert 
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& 5 Gewerb: a) Materialverbraud oder Er: Inı einige ober ie 
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Rentamt ...... : Formular 1. 
Regifter 
für bie 
Gewerbs- Miederlegungen 
in ber 
Gemeinde N. 


Bemerlungen. 


1) Im biefes Regifter find einzutragen: 

a) bie Erflärungen ber Gewerbtreibenben fiber die Nieberlegung ihrer Gewerbe; 

b) von Amtöwegen: bie notoriſchen Gewerbsabgänge in Folge von Nuss 
wanderumgen, Sterbefällen oder anderen Urſachen, welche den Betheiligten 
bie Erflärung ber Gewerbönieberlegung unmöglid machten. 

2) Am Schluſſe eines jeden Donates ift das Regifter von der Gemeindebehörbe 
abzuſchließen und ein vollftändiger Auszug aus bemfelben bem betreffenden 
eg und ber betreffenden Gewerbspolizeibehörbe binnen 3 Tagen ein: 
zuſenden. 

3) Die Gemeindebehörden empfangen das nöthige Formularpapier für dieſes 
Regiſter und für die Auszüge aus demſelben von dem Rentamte. 





' 
| Getäutene Bemerfungen. 
| 


Ss | Datum | | Angabe, 

E | der Gr | Name und Wohnort Bewerbe, 5 upfür — 
& |flärung der * ‚melde nieder⸗ Declarant noch beſteuert 
3 | Gewerbe: | | gelegt bleibt, dann 

3 | Nieber: Gewerbtreibenden. Unterjdrift 

E legung. werden. des 


| Declaranten. 
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Den Vollzug des Geſetzes über das Gewerbswejen bier die unbejchränfte 
Zulaffung des Brauereibetriebes betr. 


Staatöminiterium Der Finanzen. 


An Erwiderung des Berichtes bez. Betrefis vom 11. prs. 14. v. M. wird 
die k. Regierung, KR. d. F., auf bie Beitimmungen des Geſetzes über ben Malzauf: 
ſchag im Art. 30 letztem Abjage dann im Art. 76 bingewiejen, 

Diefe Beftimmungen find aber um fo weſentlicher, als biernady jeder Be— 
figer eines neubegründeten aufichlagspflichtigen Gefchäftes vor dem Beginne bes 
Betriebes dem zuftändigen Aufichlagseinnehmer fchriftliche Anzeige zu erftatten und 
ben Zeitpunkt des Betriebsbeginnes anzugeben gehalten ift, wibrigenfall® er einer 
Geldftrafe von 20—100 fl. unterliegt. 

Mit dem Eintreten diefer Anzeige ift ber Aufichlagseinnehmer in den Stand 
gejet, die ihm obliegende Gontrole zu üben. 

Ohngeachtet diefer gefeglihen Porforge und ſelbſt nad vorausgegangener 
Anmeldung des beabfichtigten Gewerbebetriebes bei der Gemeindebehörde wäre eine 
Benadptbeiligung des Auchla Sinterefjes gleihwohl in dem Falle noch gebenkbar, 
wenn ber Betheiligte die — Anzeige bei dem Aufſchags-Einnehmer unter— 
ließe, letzterer auch außeramtlich ohne Kenntniß von dem thalſächlichen Verhältniß 
bliebe, und der Betheiligte nur mit weiterer Umgehung des Geſetzes den Betrieb 
ſelbſt eröffnete. 

Um nun ben mit folder Eventualität in Verbindung ſtehenden Nachtheilen 
möglihft vorzubeugen, wird im Nachgange ber AYuftructivbeftimmungen vom 
15. März db. Je. zu $ 3, Ziff. 3, den Vollzug bes Art. 6 des Geſetzes über bas 
Gewerbswefen d. d. 30. Januar 1868 betr., weiter biemit verfügt, daß jedes 
Nentamt die ihm zugehenben Verzeichniffe ber Gemeindebebörden über Gewerbs— 
zugänge hinſichtlich ber biebei in ge fommenden aufſchlagspflichtigen 
Geihäfte (für —— von Bier, Branntwein und ſonſtigen Spirituoſen, Eſſig 
und Hefe) allmonatli dem einſchlägigen Oberaufſchlagamte im Auszuge mits 
zutbeilen bat, worauf leßteres ber ——— Aufſchlagsſtation unverweilt bie 
bezüglichen Notizen zufertigen wird. 


Münden, ben 13. Juli 1868. 
Art. 7. 
Die dinglihe Eigenschaft der zu Recht beftehenden realen und 
rabizirten Gewerbe bleibt unverändert. 
In realer oder rabdizirter Eigenfhaft dürfen feine Gewerbe mehr 
verliehen werben. 


Die Inhaber folder realer Gewerbe, welche auch bermal noch concejfions: 
pflihtig find, genießen auch fünftig noch ein Vorrecht vor ben perjönlidhen Be: 
werbern, nah Maßgabe bes Art. 11 bes Geſetzes. 


1. Gonceffionspflidt. 


Art. 8. 
Nur auf Grund einer Conceſſion dürfen betrieben werben: 
1) Privateifenbahn: und Dampfidiffahrts: Unternehmungen; 
2) Brivatunternefmungen von Creditkaſſen und Bankanftalten ; 
3) das Apothefergewerbe, die Bereitung von Gift und Arzneien, beren 
Verkauf befhränfenden Verordnungen unterliegt, fo wie der Handel 
mit biefen Waaren; 


592 Gewerbe, Induftrie und Handel, 


4) die Saft: und Schenkwirthſchaft, dann der Kleinhandel mit geiftigen 

Getränken in den Landestheilen diesjeits des Nheins; 

5) das Trödlergewerbe ; 
6) die Commiſſions- und Anfragebureaus. 

Bewerber um die Concejjion zum Betriebe eines ber unter Ziff. 3 
aufgeführten Gewerbe haben eine Prüfung über den Beſitz der erforder: 
lichen perfönlihen Befähigung abzulegen. Bon bdiefer Prüfung kann 
bei Individuen, deren Befähigung anderweitig feitfteht, Umgang genom— 
men werben. 


In Bezug auf Apotbhefergewerbe vergl. Apotheker: Ordnung vom 24. Juni 
1842, Döl. XXX. ©. 44, Wrzneitarordnung vom 1. März 1827, und M.E. 
vom 3. April 1867, R.Bl. ©. 393, Nevifion der Arzneitare betr, 

Ju Bezug auf Bereitung von Gift vgl. Art. 114 u. 115 des P.St. G. B., 
ferner die f. Verorbn. vom 15. März 1866, R.Bl. ©. 31, ben Gifthandel betr. 

Die f. Verordn. vom 15. März 1866, R.Bl. ©. 330, die Berehligung 
zur Zubereitung und Abgabe von Arzneien betr. 

Die Verordn. vom 15. März 1866, R.Bl. ©. 354, die Verpflichtungen ber 
zur Zubereitung und Abgabe von Arzneien beredptigten Perjonen betr, 

Die Verordn. vom 15. März 1866, R.Bl. ©. 374, die Abgabe von Heil: 
mitteln fir Hausthiere ohne tbierärztlihe Anweiſung betr. 

Bezüglich des Betriebs von Wirtbichaften vergl. die k. Verordn. vom 25. 
April 1868, RB. ©. 693, die Saft: und Echenfwirtbichaften, dann den Klein: 
handel mit geifligen Getränfen in den Landestheilen diesfeits bes Rheins betr. — 
welche hier folgt: 


Königlih Allerhöchſte Verordnung, 
die Saft: und Schenkwirthicaft, dann den Kleinbandel mit geiftigen Getränfen 
in ben Lanbdestheilen biesfeits des Rheins betr, 


Qudwig Il 


von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bei Rhein, Herzog von Bayern, 
Franken und in Schwaben ꝛc. ꝛc. 


Wir finden Uns bewogen, auf Grund der Art. 8—12, 29 Abj. 2, 30 
und 31 des Gewerbsgefeßes vom 30. Januar I. Jahres bezüglid ber Gaft- und 
Schenkwirthſchaft, dann des Kleinhandels mit geiftigen Getränfen in den Landes: 
theilen biesfeits bes Rheins zu BE was folgt: 


Die Gaſt- und Schenkwirthſchaft banı ber Kleinhandel mit geiftigen Ge: 
tränfen barf nur auf Grund einer Eonceffion betrieben werben. 


a 
Die Saft: und Schenkgewerbe zerfallen in folgende Berechtigungen: 
a) Beherbergung von Fremden; 
b Berabreidun von peifen; 
ce) Ausihanf geifliger Getränfe; 
d) Berabreihung von Kaffee, anderen warmen Getränken und Erfriſchungen. 
Diefe Berechtigungen können einzeln oder in Berbindung unter fich ver 
liehen werden, bie Ausſchankberechtigung in ber Beſchränkung auf ein einzelnes be: 
—— Getränke, oder in Ausdehnung auf mehrere oder auf alle Arten geiſtiger 
etränfe. 


6.8. 
Als Kleinhandel mit geiftigen Getränken ift der Verkauf folder in um: 
verfiegelten Flafhen, Krügen u. |. w. ober in Gebinden unter einem Achtel 
Eimer anzufeben. 
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§— 4. 

Die Conceſſion zum Betriebe eines ber in ben vorſtehenden Paragraphen 
bezeichneten Gewerbe barf beim Vorhandenſein der allgemeinen Bedingungen zum 
jelbfiftändigen Betriebe eines Gewerbes nur ertheilt werben: 

1) wenn ber Unternehmer fi 

a) über völlige Unbefcholtenheit und Verläſſigkeit, 

b) über den Befig oder die Mittel zur Herftelung eines nach Beſchaffenheit 
und Lage für das in frage ſtehende Gewerbe geeigneten Locales ausge: 
wiejen, und wenn 

2) die Behörde von der wirklichen öffentlichen Nüplichfeit oder bem Bebürfniffe 
der Anlage ſich überzeugt hat. Die Ertheilung neuer Gonceffionen für Wirth: 
fchaften, welche fich —28 mit dem Branntweinverkaufe befaſſen wollen, 
darf jedoch vorbehaltlich beſtehender Realrechte auch fernerhin nicht ſtattfinden. 


$5. 

Wie das zum Betriebe bes Gewerbes beftimmte Local befhaffen und ge: 
legen fein muß, um als geeignet angenommen zu werben, läßt ſich nicht nach all: 
gemeinen Grundjägen, jondern nur mit Rüdficht auf die in jedem einzelnen Falle 
obwaltenden befonderen Berbältnijje feftitellen. 

Im Allgemeinen ift jedoch als Regel anzunehmen, daß die Berechtigung 
zur Beherbergung von Fremden ausreichende, ben Berfehrsverhältnifien entſprechende 
Räumlichkeiten vorausfegt, und die übrigen Wirthſchaftsgewerbe nur in befonderen, 
von ben gewöhnliden Wohn- und Arbeitszimmern ir Werkftätten getrennten 
2ocalen ausgeübt werden bürfen, 

Was die Übrigens nur bei Anlegung neuer oder Transferirung beftehender 
Wirthſchaften in's Auge zu fallende Lage anlangt, fo erfcheint ber Betrieb von 
Wirthihaften in ber unmittelbaren Nähe von Kirchen, Schulen, Spitälern und 
ähnlihen Anftalten oder an ifolirten fchwer zu beauffichtigenden Pläßen cbenfo: 
wenig ftattbaft, als eine zu große Anhäufung berjelben in einer und berjelben 
Gegend bes Ortes. s6 


Die Frage, ob bie Anlage einer Rt als nützlich oder als Bedürfniß 
für das Publikum zu betrachten ift, muß gleichfalls im jedem einzelnen Falle nur 
nah Maßgabe der befonderen Umftände mit entfprechender Rüdfichtnahme auf die 
von ber betreffenden Gemeinde abgegebene gutachtliche Aeußerung beurteilt werben. 
Dem Ermefjen ber Behörben bleibt es baher überlaffen, auf welche Weife fie ſich 
in zweifelhaften Fällen die Meberzeugung von ber Nützlichkeit oder dem Bedürfniffe 
verfchaffen wollen. Zu bemerken iſt jedoch, daß bei der Würdigung außer ber 
Zahl und den Berbältnifien der Bewohner des Ortes hauptfächlic bie Lage bes 
legteren und deren Einfluß auf ben Verkehr und ben Beſuch von Fremden zu be: 
rüdfichtigen ift, fowie ber Umftand, ob fich fortwährend oder wie 3. B. in Babes 
orten periodiſch wieberfehrend viele Perjonen bafelbft aufhalten, bie Feine eigene 
Wirthſchaft führen. 57 


Das Geſuch um die Conceſſion — Betriebe eines der in den F92 und 3 
bezeichneten Gewerbe iſt bei ber einſchlaͤgigen Diſtriktopolizeibehörde (dem Bezirks: 
amte, in ben ben Kreisverwaltungsitellen unmittelbar untergeorbneten Städten bei 
dem Magiftrate) jchriftlih einzureichen oder zu Protofol zu geben. Dieje Behörde 
hat das Geſuch ohne Zeitverluft zu prüfen und folhes, wenn ber beabfichtigte 
Gewerbsbetrieb fih unzweifelhaft als unzuläffig bdargefielt, unter Angabe ber 
Gründe fofort abzuweifen. 

Trifft dagegen jene Vorausſetzung nicht zu, jo bat bie Diftriftspoligeibehörde 
das Vorhaben bes Unternehmers auf Rollen besjelben mittels einmaliger Einrückung 
in ein hiezu geeignetes Localblatt, dann in der Gemeinde, in welder das Gewerbe 
betrieben werden ſoll, durch Anfchlag an dem biezu beſtimmten Orte und zwar 
unter Feſtſetzung einer Frift von 14 Tagen, innerhalb welcher Mitbewerbungen 

Nar, Handbuch der bayer. Diftr.Berw.Behörben. III. Aufl. 38 
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ober Einwendungen bei Vermeidung des Ausichluffes angebradht werben müfjen, 
öffentlich bekannt zu machen. 

Die Nachweiſe über die vorfchriftsmäßig bewirfte Bekanntmachung find zu 
ben Acten zu bringen, 


S8. 

Nah Abfluß der anberaumten Friſt ift bie Gemeinde — in Städten und 
Märkten mit magiftratifcher Berfaffung das Collegium der Gemeindebevollmädhtigten, 
in Landgemeinden der Gemeindeausfhuß, dann die Armenpflege, unter Bewilligung 
14tägiger Friſten ſowohl über bas urfprünglihe Geſuch, wie über die eingekom— 
menen Mitbewerbungen und vorgebrachten Ginwendungen zu vernehmen. Außer: 
dem jind die AInftructionsverbandlungen auf alle jene Punkte auszudehnen, welde 
zur vollitändigen Erörterung des Geſuchs, der Mitbewerbungen und Einwendungen 
dienlih erfcheinen. 

Die Magiftrate ber einer Kreisregierung nicht unmittelbar untergeordneten 
Städte und jene von Märkten baben bei Vorlage der Berhandlungen an bie 
Diftriftspolizeibehörbe ſich Über das on gutachtlih zu äußern. 

Nach geichlofjener Verhandlung ift ſowohl über das urſprüngliche Geſuch, 
als über die Mitbewerbungen Beſchluß zu fallen und der getroffene Entieheid fur, 
aber Mar und beſtimmt, zu begründen. Grgiebt bei Bewerbungen Mebrerer die 
Prüfung der Nüplichkeits: oder Bedürfnißfrage, daß nicht alle Bewerber conceffio: 
nirt werben fünnen, fo baben bei ber zu treffenden Auswahl vorzugsweife die auf 
das Rublifum zu nehmenden Rüdfichten ben Ausichlag zu geben. In einem will: 
fährigen Beſchluſſe find die Beredytigungen, welche verliehen werden, ausdrüdlid 
aufzuführen. Bezüglich ber Ausſchankberechtigung und bes Kleinhandels mit 
geiftigen Getränken tft zu beftimmen, ob fid, die Befugniß auf alle Arten geiftiger 
Getränfe, oder nur auf mehrere, oder nur auf eine Art zu erftreden bat. Lu ben 
beiden letzteren Fällen find die Getränfe, welche die Berechtigung umfaßt, ſpeciell 
zu benennen, 


§ 

Jede Conceſſion iſt perſönlich. 

An Corporationen, Actiengeſellſchaften, Commanditgeſellſchaften auf Actien 
und andere Erwerbsgeſellſchaften findet die Conceſſionsverleihung nur auf eine be— 
fiimmte Reihe von Jahren ſiatt. 

Handelt es ſich um die Conceſſion zum Betriebe eines realen oder radizirten 
Gewerbes, jo bat ſich die Inſtruction des Geſuchs, wie die Beſchlußfaſſung ledig: 
lich mit der Frage zu befhäftigen, ob dem Bewerber bie im $ 4 vorgefchriebenen 
perſönlichen Vorausfegungen neben ben allgemeinen Bedingungen zum ſelbſt— 
fändigen Betriebe eines Gewerbes, völlige Unbeſcholtenheit und Berläffigfeit, zur 
Eeite ſtehen. — Bejahenden Falls darf die Gonceffion zur Ausübung der Berechti— 
gung, welde dem realen oder radizirten Gewerbe nach feinem bisherigen Umfange 
zuftcht, nicht verweigert werben. Su 

Gegen die Verweigerung einer Goncefjion fteht bem Bewerber die Beſchwerde 
an bie vorgejekte Kreisregierung, Kammer bes Innern, zu, welde in zweiter und 
letzter Inſtanz zu entjcheiden bat. Die Beſchwerden find binnen einer vierzehn: 
tägigen Friſt bei der eriten Inſtanz ſchriftlich einzureihen oder zu Protofoll zu 
geben. Die von ben Kreisregierungen, Kammern des Innern, über Gonceffions: 
gejuche zu erlafjenden Beſchlüſſe find ei um colegialer Beratbung zu fallen. 

12. 


Die Eoncefjionsurfunde wird erſt nah beſchrittener Rechtökraft des Ber: 
leihungsbeſchluſſes, beziehungsweife nad beigebrachtem Nachweiſe über entjprechende 
Herftelung und Ginrichtung des Locales ansgefertigt. 

Die Ausfertigung bat in genauer Uebereinſtimmung mit dem Berleihungs: 
beſchluſſe zu erfolgen. 

Für die Befugniffe eines Gewerbes ift nur die Gonceffionsurfunde maßgebend. 
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$ 13. 

Die Wirtbihaftsberehtigung darf nur in dem ber Verleihung bezeichneten Lo: 
cale und bem mit demſelben verbundenen Garten ausgeübt und auf ein anderes Local 
nur mit bejonderer Grlaubniß der Diftriftspolizeibehörde Übertragen werben. Dies 
ſchließt jedoch nicht aus, daß von den berechtigten Wirtben Nebenlocale zur Beber: 
bergung und Bewirthung von Fremden benügt werden. Außerdem kann bie Ans: 
übung ber Wirtbichaftsberehtigung während der Sommermonate in einem mit bem 
Hauptanmwefen nicht in unmittelbarer Verbindung ftebenden Garten, Keller u. |. w. 
von ber Diftriftspoligeibehörbe gejtattet werben, wenn bies im Antereffe bes Publi: 
kums gelegen ift. 

Bräuer, welde die Berechtigung zur Berabreihung von Speifen befigen, 
bürfen ſolche auch bem TRinutoverilaße von Sommerbier auf ben Lagerfellern 
ausüben. 


$ 14. 

Reale oder rabizirte Gewerbe fünnen burd Stellvertreter ausgeübt ober 
verpachtet werben. Stellvertreter oder Pächter müſſen bie im F 4 bezeichneten 
perjönlihen Eigenſchaften — neben ben allgemeinen Bedingungen zum jelbfiftän- 
digen Betriebe eines Gewerbes, völlige Unbefcholtenheit und Berläffigkeit — haben 
und ber Diftriftspolizeibehörde angezeigt werben. 

15 


Diefe Behörde bat aud zu beſtimmen, in wieferne Perfonalgewerbe durch 
qualificirte ($ 4 und $ 14) Stellvertreter oder Pächter ausgeübt werben bürfen, 

Im Allgemeinen ijt bei einem Perfonalgewerbe bie Bertretung bes zur 
Wirthſchaft Berechtigten durch einen Dritten nur dann ftatthaft, wenn die Be: 
rechtigung einer Gorporation, Netiengejellihaft, Commanditgeſellſchaft auf Actien 
oder anderen Erwerbsgejellfchaft zuſteht. 

Außerdem fol eine Stellvertretung oder Verpachtung nur zur Abwendung 
von Härten, namentlih dann bewilligt werben, wenn der Berechtigte längere Zeit 
eine Wirtbichaft zur Zufriedenheit betrieben bat, durch hohes Alter oder ſchwere 
Krankgeit an dem Fortbetriebe gehindert und auf bie Wirthſchaft als einzigen 
Nahrungszweig befchräntt if. 


16. 
Bon ber Regel bes $ 1 treten bie im Art, 9 lit. b. Ziff. 1 — 6 bes Ge 
jebes vom 30. Janıtar 1863 über bas Gewerbswejen aufgeführten Ausnahmen ein. 
Die oberpolizeiliche Regelung der Bude: ob und inwieweit bie Inhaber von 
Gonditoreien ſich mit der Berleitgabe geijtiger Getränke befaflen dürfen, wird ben 
Kreisregierungen, Kammern bes —— 


Ob und unter welchen Vorausſetzungen und Bedingungen bei beſonderen in 
ber Regel vorübergehenden Veranlaſſungen, z. B. wenn cine Ehefrau böslich ver: 
laffen wird, während einer Concurs- oder Verlaffenichaftsverhandlung die Fort: 
febung bes Gewerbes ohne Gonceffion, ober an Kirchtagen, Volksfeſten, Märkten, 
bei der Anlage von Gijenbahnen, Straßen, Kanälen u. f. w. die Verabreihung 
von Speifen, wie die Verleitgabe von Getränken an Sig: oder Stehgäſte concelfio: 
nirten Wirthen oder anderen Perſonen auf einem zu beflinnmenden Platze und für 
beftimmte Zeit gejtattet werben kann, bleibt dem Ermeſſen dev einſchlägigen Di: 
ftriftspoligeibehörbe überlaſſen. g 18 


Kür bie Erlöſchung, Einftellung ober Einziehung der Gonceffionen, Fort: 
führung des Gewerbes für Nehnung der Wittwen — find bie Beitimmungen ber 
Art. 12 und 29 Abi. 2 des Geſetzes vom 30. Januar 1868 über das Gewerbe: 
wejen maßgebend. 

19 


$ 19. 
Gegen eine auf bie Beſtimmungen der $$ 13—18 gegründete Entiheidung 
der Diftriftspoligeibehörde fteht dem Berechtigten ober Bewerber die Bejchwerde an 
die vorgeſetzte Kreisregierung, Kammer bes Innern, zu. 
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Die-Vorfchriften des F 11 über die Berufungsfrift ber Beſchwerden und 
beren Behandlung haben bier gleihmäßig in Anwendung zu fommen. 


$ 20. 

Die polizeilide Bewilligung zur Abhaltung öffentlicher Tanzmufif barf in 
ber Regel nur Inhabern von ſolchen Wirthichaftsgewerben ertheilt werben, welche 
die im $ 2 aufgeführten Wirtbichaftsberedtigungen vollitändig umfafien. 

Ausnahmen können nur an Kirchweihen und Jahrmärkten geftattet werden, 


$ 21. 

Bis das Geſetz Über Heimat, Verehelihung und Aufenthalt in Wirkfamteit 
tritt, ſteht gegen einen Beſchluß der erſten Inſtanz, durch welchen eine Conceſſion 
mit der Folge der Anſäſſigkeit verliehen wird, auch ber einſchlägigen Gemeinde das 
Beichwerberecht zu. 2 


Gegenwärtige Veordnung hat mit dem 1. Mai I. Is. in ben Landestheilen 
biesjeits des Rheins in Wirffamkeit zu treten. 


Münden, ben 25. April 1868. 


In Bezug auf das Trödlergewerbe vergl. bie k. Verordn. vom 25. April 
1868, R.Bl. ©. 689, das Trödlergewerbe betr. 


Königlih Allerhöhfte Verordnung vom 25. April 1868, 
Das Zrödlergewerbe betr. 


tıbwig II. 
von Gottes Gnaden Rönig von Bayern, Pfalzgraf bei Ahein, Herzog von Bayern, 
Franken und in Schmaben xc. ꝛ⁊c. 


Wir finden Uns bewogen, in Ausführung dev Artifel 8 und 30 des Ge: 
werbsgejeßes vom 30. Januar I. 38. in Bezug auf das Trödlergewerbe zu ver: 
ordnen, was folgt: 


$ 1. 
Der Handel mit gebrauchten Kleidern und Betten, mit gebrauchter Wäfche, 
mit altem Geſchmeide und Metaligerätbe (Trödlergewerbe) darf nur auf Grumd 
einer Gonceffion betrieben werben. 


S2. 
Diefe Eonceffion darf bei dem Borbandenfein ber allgemeinen Bedingungen 
zum felbfiftändigen Betriebe eines Gewerbes nur ertheilt werden, wenn 
1) der Bewerber fi über völlige Unbefcholtenheit und Verläſſigkeit ausgewieſen 
b 


un 
2) die Behörde von ber wirklichen öffentlihen Nüglichkeit oder ben Bedürfniſſen 
des Unternehmens fich überzeugt bat. 


g 3. 

Das Gefuh um die Gonceffion zum Betriebe bes Tröblergewerbes ift bei 
— einſchlägigen Diſtriktspolizeibehörde ſchriftlich einzureichen oder zu Protokoll zu 
geben. 

Wenn der beabſichtigte Gewerbsbetrieb ſich unzweifelhaft als unzuläſſig dar— 
ſtellt, jo bat die Diftriftspolizeibehörde das Geſuch unter Angabe ber Gründe fo: 
fort abzumeien. Trifft dagegen jene Vorausfegung nicht zu, jo ift das Geſuch 
14 Tage lang in ber Gemeinde, in welcher ber Betrieb ftattfinden fol, dur An— 
ſchlag an ben hiezu beftinnmten Orten befannt zu machen. 

Erinnerungen und Mitbewerbungen müffen innerhalb biefer Frift bei Ver: 
meidbung bes Ausihluffes angebradt werden. 

Die Nachweiſe über die vorfchriftemäßig bewirkte Bekanntmachung find zu 
ben Acten zu bringen, 
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S 4. 

Neben ber Bfjentlihen Bekanntmachung bes beabfihtigten Unternehmens 
find bie nftructionsverbandlungen auf alle jene Punkte auszubehnen, welde zur 
vollftändigen Erörterung bes Gefuce, der Mitbewerbungen und Erinnerungen 
bienlich erjcheinen. 


S5. 

Nach beendigter Inftruction ift von ber Diftriftspolizeibehörbe ſowohl über 
das urjprüngliche Gefud als über die Mitbewerbungen Beſchluß zu fallen und ber 
gefahte Beſchluß kurz aber Mar und beflimmt zu begründen, 

Ergibt bei Bewerbung Mebrerer die Prüfung ber Nützlichkeits- oder Bebürf: 
nißfrage, daß nicht alle Bewerber conceffionirt werden können, fo bat die zu tref—⸗ 
ſende Auswahl lediglih nad dem Ermefien der Behörde zu erfolgen. 


g 6. 

Hanbelt es fih um bie Conceſſion zum Betriebe eines realen oder rabizirten 
Gewerbes, jo bat fih die Inftruction bes Geſuchs wie die Beſchlußfaſſung nur 
mit Erörterung ber Frage zu beihäftigen, ob bem Bewerber die im $ 2 vorge: 
Ichriebenen perfönlihen Vorausießungen zur Seite ftehen. Bejahenden Falles 
darf die Gonceffion nicht verweigert werben. 


7. 
Zum BVollzuge ber Beftimmungen im den Artikeln 10, 12 und 29 Abf. 2 
des Gewerbsgeſetzes find in erfter Snflanz die Diftriftspolizeibehörden berufen. 


S8. 
Im Uebrigen haben bezüglich ber eg und bes Verfahrens bie Be: 
Kimmungen bes Art. 31 bes Gewerbögefeges in Anwendung zu kommen. 


$ 9 
Der Handel mit den im $ 1 bezeichneten Gegenftänden auf ben Tröbelmärt: 
ten ift den Beſtimmungen gegenwärtiger Verordnung nicht unterworfen. 


10. 

Bis zum 1. September I, Is. bat in allen Fällen, wo die Gonceffion bie 
Anfäffigfeit zur Folge bat, oder diefe auf ein Realrecht begründet werden will, die 
Einvernahme ber treffenden Gemeinde nah 5 9 bes revidirten Geſetzes über Anz: 
ſäfſigmachung und Verehelichung der Beſchlußfaſſung vorauszugeben, 


$ 11. 
Gegenwärtige Vororbnung tritt mit dem 1. Mai I. Je. für ben ganzen 
Umfang bes Königreiches in Wirkſamkeit. 


Münden, ben 25. April 1868. 


Ferner bie k. Allerhöchſte Verordn. vom 25. April 1868, R.Bl. S. 684, 
die Gommiffiond« und Anfragebureaus betr. 


Königlih Allerhöchſte Verordnung vom 25. April 1868. 
Die Commiſſions⸗ und Anfrageburenus betr. 


Ludwig I. 
von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalggraf bei Rhein, Herzog von Bayern, 
Franken und in Schwaben ꝛc. 2. 

Wir finden Uns bewogen, in Ausführung ber Art. 8 Ziff. 6, 10—12, 29 
Ab. 2 und 30 bes Gewerbsgeſetzes vom 30. Januar I. 38. bezüglih der Com— 
miffions: und Anfragebureaus zu verorbnen, was folgt: 

$1. 

Wer fi mit ber gewerbsmäßigen Beforgung frember Privatgeihäfte im 
Auftrage der Betheiligten befaffen, das beißt ein Gommiffions« und Anfragebureau 
betreiben will, bedarf biezu einer Gonceffion. 

Dem Inhaber eines folden Bureau ſteht die Bejorgung aller jener nicht 
gegen ein Strafgefeß, gegen bie Öffentliche Orbnung ober gegen die guten Sitten 
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verftoßenden Privatgefchäfte zu, welche nicht durch Geſetz ober Verordnung ben 
Notaren, Advofaten, Senjalen und fonftigen von Behörden, Gemeinden ober Gor: 
porationen aufgeftellten Perfonen ausſchließend zugewieſen find. 

g2. 

Die Eonceffion zur Erridtung eines Commiſſions- und Anfragebureau darf 
bei dem Vorhandenſein der allgemeinen Bedingungen zum ſelbſtſtändigen Betriebe 
eines Gewerbes nur ertheilt werben, wenn: 

1) ber Unternehmer fi 
a. Über völlige Unbefcholtenbeit und Verläſſigkeit, 
b. über eine zum Betriebe des Gewerbes genügende allgemeine Bildung, 
ce. über georbnete Bermögensverbältnijfe ausgewiefen und wenn 
2) die Behörde fih von der wirklichen öffentlihen Nüglichfeit oder dem Bedürf— 
niffe eines folgen Inſtitutes überzeugt bat. 


$ 3. 

Wer ein Commiffions: und Anfrogebureau zu errichten beabfichtigt, hat fein 
Geſuch bei der einſchlägigen Difiriftspolizeibehörde (dem Bezirfsamte, in ben ben 
Kreisverwaltungsftellen unmittelbar untergeorbneten Stäbten dem Magiftrate, in 
Münden dem Stabtmagiftrate) fchriftlid ober zu Protokoll anzubringen und zwar 
unter Uebergabe ber erforberlihen Belege. 

Diefe Behörde hat das Geſuch zu inftruiren und in erfter Inſtanz zu beſcheiden. 


S 4. 
Bei einer willfährigen Beicheibung find dem Inhaber nachſtehende in die 
Eonceffionsurkunde aufzunehmende Bedingungen aufjuerlegen: 

a) Aufrehtmahung einer Gaution, deren Größe von ber Diftriftspolizeibehörde 
nad ben örtlichen Verhältniſſen zu bemeffen ift und deren Ergänzung binnen 
längftens vier Wochen auf den urjprünglich jeitgefegten Betrag, wenn fie 
buch Haftungen in Anfpruc genommen worben if; 

b) Borlage eines Gebührentarifs zur Genehmigung an die Diftriftspolizeibehörbe, 
enaue Einhaltung des genehmigten Tarifs, welcher an oder in dem Geſchäfts— 
ocale in einer jedermann fichtbaren Weile anzufchlagen iſt; 

ce) Führung eines genauen Gejhäftsjournals, in welchem bie beforgten Geſchäfte 
und die erhobenen Gebühren vorzutragen find und bie Verpflichtung, daſſelbe 
mit ben fonjtigen Geſchäftsbüchern, Acten und Behelfen der Diftriftspolizei: 
behörbe jeder Bet zur Einfiht vorzulegen. 


g5. 
Zum Bollzuge der Beflimmungen in ben Artifeln 10, 12 und 29 Abjak 2 
bes Gewerbsgeſetzes vom 30, Januar I. Is. find in erfter Inſtanz die Diftriftspoli- 
zeibehörden berufen. 


$ 6. 
Im Uebrigen Haben bezüglih der Zufländigfeit und bes Verfahrens bie 
Vorſchriften des Art. 31 des Gewerbsgefeges in Anwendung zu kommen. 


7. 

Bis zum 1. September I. Is. hat in allen Fällen, wo bie Gonceffion bie 
Anfäffigkeit zur Folge bat, die Einvernahme der treffenden Gemeinde nad $ 9 bes 
—— Geſetzes Über Anſäſſigmachung und Verehelichung der Beſchlußfaſſung vor: 
auszugehen. 


S8. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Mai 1. Js. in bem ganzen Um: 
fange bes Königreichs in Wirkſamkeit. 


Münden, ben 25. April 1868. 


Ferner Berorbn. vom 17. Mai 1863, RB. ©. 742, ben Verkauf von 
fosmetifchen und Gemeinmitteln betr. 
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Art. 9. 
Bon der Regel des Art. 8 treten folgende Ausnahmen ein, und 


zwar in Bezug auf die 


a. Medicinalgewerbe. 
Die Verordnungen über die Handapotheken, wie über den Verkauf 


von kosmetiſchen oder Geheimmitteln werden durch die Beftimmungen 
des Art, 8 nicht berührt. 


1) 


6) 


b, Wirthſchaftsgewerbe. 


Der Ausſchank des eigenen Erzeugnifies bleibt den Brauern in 
einem biefür bezeichneten Locale und auf ihren Lagerfellern; des: 
gleihen nad Maßgabe des örtlihen Herkommens und der ortöpoli- 
zeifihen Borfchriften den ſchenkberechtigten Communalbrauern und 
Weinbauern geftattet, 
Sämmtlihe genannte Gewerbtreibende unterliegen biebei den durch 
Geſetze und Verordnungen feitgeftellten Verpflichtungen der Inhaber 
von Wirtbfchaftsgewerben. 
Apotheker haben das Net, in Verbindung mit ihrem Gewerbe 
jene geiftigen Getränfe im Kleinen zu verkaufen, zu deren Führung 
fie nah der Pharmakopoe verpflichtet find. 
Ob und wie weit bie Inhaber von Eonditgreien ſich mit der Ver: 
leitgabe geiftiger Getränke befajjen dürfen, bleibt oberpolizeilicher 
Regelung vorbehalten. 
Innerhalb der Kafernen, der Lagerpläge bei militärifchen Manövern 
fo wie auf Märfchen bürfen die von ben Militärbehörden, — in 
den Bahnhöfen, Stations- und Yaltplägen die von ber einfchlägigen 
Bahnbehörde, auf den Schiffen bie von ben Unternehmern aufge: 
ftellten Perfonen Getränke ausſchenken und Speifen verabreichen. 
Koftreicher öffentlicher Anftalten dürfen an die Angehörigen ber 
Anftalt nah den Beftimmungen der Aufihtsbehörde Speifen und 
Getränte abgeben. 
Das Halten von Privatkofttifhen, jo wie die Berabreihung von 
Speifen über die Gafje ohne Abgabe von Getränken iſt ohne be: 
fondere Erlaubniß gejtattet. 

Art. 10, 
Db und unter welchen Vorausfegungen und Bedingungen bie Er: 


richtung von Filtalgewerben ober ein vorübergehender Gewerböbetrieb 
ohne Conceſſion Play greifen kann, bleibt dem Ermeſſen der zuftändigen 
Behörde überlafen, 


Art, 11. 
Jede Eonceffion ift perſönlich. 
An Corporationen, Actiengefellfhaften, Commanditgeſellſchaften auf 


Actten und andere Erwerbsgejellihaften findet bie Conceffionsverleifung 
nur auf eine beftimmte Reihe von Jahren ftatt. 


Inhabern von realen und rabizirten Gewerben barf, fofern bie 
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jelben ben vorgefchriebenen perfönlihen Borausfegungen genügen, bie zur 
Ausübung des Gewerbes erforderliche Conceffion nicht verweigert werben. 

Reale oder radizirte Gewerbe können durch Stellvertreter ausgeübt 
und verpadhtet werben, 

Stellvertreter oder Pächter müffen die für den felbitftändigen Be: 
trieb bes betreffenden Gewerbes nöthigen Eigenfhaften haben, und ber 
Behörde, welder bie Conceffionsverleifung zufteht zur Oenehmigung 
vorgelegt werben. 

Diefe Behörde Hat auch zu beftimmen, in wieferne bei einem per: 
ſönlichen Gewerbe Stellvertretung oder Verpachtung zuläffig. ift. 

Die im Gewerbsgefege von 1825 Art. 4 Ziff. 3 aufgenommene Beftimmung, 
daß auch ben rechtmäßigen Erwerbern großer und foflbarer Gewerbes: Bor: und 


Einrihtungen die Eonceifion zum Betrieb bes betreffenden Gewerbes nicht verfagt 
werben bürfe, ift in gegenwärtiges Gefeg nicht aufgenommen. 


Art. 12. 

Die Eonceffion erlifcht: 

1) wenn innerhalb eines Jahres nad der Ertbeilung, ober nad) bem 
in der Conceffionsurfunde für die Ausführung etwa beſtimmten 
fpäteren Zeitpunkte die Ausübung nicht begonnen, oder eine Frift- 
verlängerung nicht ausgewirft worben ift, oder wenn ber Betrieb 
länger als zwei Jahre eingeftellt wird; 

2) durch Ablauf der Zeit, für welche fie ertheilt worben ift (Art. 11 Abſ. 2); 

3) durch Verzicht; 

4) durch Auflöfung der Geſellſchaft; 

5) durch den Verluſt des realen ober rabizirten Rechtes; endlich 

6) dur den Tod bes Berechtigten. 

Für Rehnung der Wittwe darf jeboh das Gewerbe auf Grund 
ber alten Eonceffion fortgefeßt werben; wenn die Natur des Geſchäftes 
e8 erfordert, ift ein befähigter Stellvertreter aufzuftellen. 

Die Eonceffion kann auf beftimmte Zeit eingeftellt oder ganz zu: 
rüdgezogen werben: 

1) wenn bie Unrihtigfeit der Angaben auf deren Grund hin die Eon: 
ceffion ertheilt worben ift, bargethan wird; 

2) im Falle bes Art. 8 Ziff. 1, 2 und 6, wenn ber Inhaber ben 
Eonceffionsbedingungen ganz oder theilmeife nicht nachgelommen und 
beshalb wiederholt amtlid verwarnt worben ift; 

3) in ben Fällen des Art. 29, 

Wenn in Gemäßbeit bes Art. 12 eine Conceffion erliſcht, fo bat dieſes Er: 
lichen feinen he, auf den Beſtand des Nealrechtes, zu deſſen Betrieb bie Eon: 
ceffion erteilt worden if. 

Die in Abſ. 2 der Wittwe eingeräumte Befugniß kommt ihr nur fo lange 
u, als fie in diefem Stand verbleibt. Die der Wittwe eines Eonceffionirten zus 
ommenben Begünftigungen follen auch ben Kindern eines verflorbenen Conceffions: 
inbabers zu Gute kommen. 

Der Betrieb nicht conceffionepflichtiger Gewerbe umterliegt weber einer zeit: 
weifen noch einer gänzlichen Einziehung im Sinne bes Art, 12 und 29. 
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II. Erforderniß amtlider Beftellung oder polizeilicher 
Bewilligung. 


Art. 13. 

Für die Handelsmäkler (Senfale) bleiben die geſetzlichen Beftim: 
mungen in Saft. 

Die Handelsmäkler werben unter Ziff. 518 bes Gewerbsfteuertarifs ben Ge: 
werbtreibenben beigezäblt. 

Nah Art. 66 des allgemeinen deutfchen Handelsgeſetzbuches find die Han- 
beismäfler (Senfale) amtlich beflellte Vermittler für Handelsgeſchäfte. Vergl. Art. 
67, 69—84 bes allgem. beutihen Handelsgeſetzbuches. 

Nah Art. 31 des Einführungsgeiekes vom 10. Nov. 1861 zum Hanbele: 
gefegbud werben bie Hanbelsmäfler durch ben König ernannt. 

Art. 14. 

Die Geſchäfte der Krahnen- und Aichmeifter bürfen nur von ben: 
jenigen Perfonen betrieben werben, welde von ber zuftändigen Behörde 
hiezu beftellt find. 

Dezüglih der Vornahme von Abſchätzungen und Verfteigerungen 
verbleibt e8 bei den beftehenden Geſetzen. 

In Bezug auf das Aichen der Gefäße, ſohin die Verhältniſſe ber Aichmeifter 
fiebe oben Seite 425 u. fl. 

Das Geſetz vom 29, April 1869, G.Bl. ©. 854, die Maß: und Gewichts: 
orbnung betr. 

Die Verorbn. vom 14. Sept. 1869 — das Material, bie Geflalt, bie Be: 
zeichnung und fonftige Beichaffenheit der Maaße und Gewichte, die Waagengat- 
tungen und deren Stempelfäbigfeit, das Aichverfahren und beren Feblergäuge betr. 

Ferner in Bezug auf die Stempelung ac., die oben Eeite 437 allegirten 
Verordnungen und Minifterialbefanntmachungen. 

Das bisher von den Staatsangebörigen geübte Recht, eine Auction ber 
eigenen Sachen felbft abzuhalten und dabei das Gefchäft des Auctionators ent: 
weber felbft auszuüben, ober durch eine andere Perfon ausüben zu laſſen, fol 
dur gegenwärtigen Artikel nicht befchränft werben. 

Art, 15, 

Die Regelung ber Verhältniffe der Kaminfehrer und der Wafen: 
meifter wirb der Verordnung vorbehalten, 

Bezüglich der Verbältniffe der Mafenmeifter vergl. oben ©. 189. 

Bezüglich ber Kaminkehrer ſ. bie Verordn. vom 27. Febr, 1869, oben ©. 301. 

Art. 16. 

Die Beltimmungen des Bolizeiftrafgefeßbuches über Auswanderungs: 
gejhäfte und Ausmwanderungsagenturen, über Schau: und Vorftellungen, 
BDadanftalten, Brand: und fonftige Berfiherungsanftalten, Leihgeſchäfte, 
über die im öffentlichen Intereſſe für bejtimmte Dienftleiftungen befonders 
aufgeftellten Perfonen, und über die Gefindeverdinger erleiden durch das 
gegenwärtige Geſetz Feine Abänderung. 

Perfonen, weldhe aus der Errichtung von Renten: und ähnlichen 
Kafjen ein Gewerbe machen, bleiben den für biefe Unternehmungen be: 
ftehenden gefeglihen Beftimmungen unterworfen. 
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Bergl. biemit bie K. A. Verordn. vom 7. Juni 1862, R.Bl. ©. 1192, bie 
Beförderung von Auswanbderern nach überſeeiſchen Häfen betr.; Entichließung bes 
Minifteriums des Innern vom 12, Juni 1862, RB. ©. 1194, bie Gefhäfte: 
führung der Auswanderungsagenten betr.; die K. A. Verordn. vom 3. Juli 1868, 
RB. ©. 1163, die Schau: und Borftellungen betr. 


Art. 17. 


Das Gewerbe der Berfonen, welche ji mit der DVertilgung von 
Ungeziefer befaffen, darf nur auf Grund einer polizeilihen Erlaubniß 
betrieben werben. 


Belanntmahung Der Staatöminifterien Des Innern, Dann Des Han: 

dels und Der Öffentlihen Arbeiten, vom 19. April 1868, Das Ge 

werbe Der Perfonen, welche fih mit Der Vertilgung von Ungeziefer 
befaffen, betr. 

Nah Art. 17 des Gewerbsgefekes vom 30. Januar I, J. barf das Gewerbe 
der Perſonen, welche fi mit der BVertilgung von Ungeziefer befaffen, nur auf 
Grund einer polizeilichen Grlaubniß betrieben werben. 

In Ausführung biefer Beftimmung und auf Grund bes Art. 77 bes Polizei: 
ftrafgefeßbuches werden nachſtehende Borkgriften erlaffen : 


gı. 

Die Berwendbung von Arfenif und Strychnin zur Vergiftung von Ratten, 
Mäufen und anderen in der Haus: und Feldwirtbicdaft vorfommenden jhädlichen 
Thieren, fowie zur Vertilgung von Ungeziefer bleibt nah $ 10 Abj. 2 der A. ®. 
vom 15. März 1866, den Gifthandel betr,, R.Bl. v. 3. 1866 S. 321, verboten. 

Bezüglih der Abgabe von Phosphorteig an beflimmte Perfonen, und bie 
Benügung desfelben zu obigen Zwede bewendet e8 bei ber Vorſchrift bes $ 10 
Abf. 3 der allegirten Verordnung. e 


Perfonen, welche bie polizeiliche Erlaubnig zur gewerbsmäßigen Zubereitung 
und Anwendung anderer gifthaltiger Mittel behufs der Vertilgung von Ungeziefer 
erhalten wollen, haben 

a) fi über völlige Unbefcholtenheit und Berläffigkeit auszuweiien, und 

b) ein Zengniß eines chemifchen Laboratoriums einer höheren Lehranftalt oder 
ein von einem conceffionirten Apotheker in Gemeinschaft mit dem betreffenden 
Bezirksarzte ausgefertigtes Zeugniß darüber beizubringen, baß die anzuwen— 
denden Giftftoffe nah Miihung und Form fi augenfälig als ungenichbar 
darftellen und feine Verwechslung mit Nahrungsmitteln für Menſchen und 
Hausibiere zulaffen. 


$ 3. 

Inländer haben fi bebufs ber Erlangung biefer Erlaubniß an diejenige 
Diftriftspoligeibehörde zu wenben, in beren Bezirk fie ihren Wohnſitz haben. Aus: 
länder haben bei derjenigen Diftriftspolizeibebörde, in deren Bezirk fie das König: 
reich betreten oder ihren Gewerbsbetrieb beginnen wollen, um bie Grlaubnig 
ertheilung nachzuſuchen. 


s 


S4. 

Der Erlaubnißfchein ift nach dem beigefügten Formulare nur auf eine be: 
flimmte Zeit, und zwar längflens auf die Dauer eines Jahres zu ertheilen. Der: 
jelbe hat die Perfonalbefhreibung, fomwie die Namensunterichrift bes Empfängers 
und die genaue Beſchreibung ber genehmigten gifthaltigen Mittel zu enthalten. 


$5. 
Der von ber zuftändigen Diftriftspolizeibehörbe ausgefertigte Erlaubnißichein 
berechtigt, ſoferne er feine Beſchränkung auf einen befonderen Ort ober Bezirk 
enthält, den Inhaber zur Ausübung feines Gewerbes im ganzen Umfang bes 
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—— Der letztere iſt aber verpflichtet, hiebei die nachſtehenden Vorſchriften 
zu beachten: 

a) Für den Bezug der Gifte, deren Bearbeitung, Aufbewahrung und Transport 
bleiben die einſchlägigen Beſtimmungen der A. V. vom 15. März 1866, den 
Gifthandel beir., R.Bl. v. 3. 1866 S. 313 u. ff., maßgebend; 

b) ber Inhaber eines Erlaubnihfcheines muß denjelben beim Umberziehen ftets 
bei fid) führen und in jedem Orte, wo er Geichäfte machen will, vorher ber 
Ortspoligei zur Beiſetzung des amtlichen „vVidi“ perſönlich vorzeigen; 

ce) bie gifthaltigen Mittel dürfen nur von den berechtigten Gewerbstreibenden 
felbft ausgelegt und unter keiner Bedingung an dritte Berjonen zum Zwede 
ber Bertilgung von Ungeziefer überlajien werben; 

d) beim Auslegen des Giftes muß flets mit der gehörigen Vorficht verfahren 
werden, damit Menfchen und Hausthiere feinen Schaden nehmen können. 
Die Nichtbeachtung der vorftehenden Vorſchriften a—d bat den Berluft der 

ertheilten Erlaubniß zur Folge. 


Gegen bie Verweigerung ober Einziehung eines Erlaubnißſcheines ſteht dem 
Bewerber oder Anhaber die Beſchwerde an die vorgejeßte Kreisregierung, K. d. 3., 
zu, welde endgiltig zu entjcheiden bat. 

Die Belgmerden find binnen einer vierzehntägigen Friſt bei der erjten In— 
ftanz fchriftlich einzureichen oder zu —. zu geben. 


Gegenwärtige Vorſchriften treten mit dem 1. Mail. %. für den ganzen 
Umfang des Königreiches in Wirkſamkeit. 


Münden, ben 19. April 1868. 


3Zormular 
zum Erlaubnißfchein für Perſonen, welche ſich mit der PVertilgung von 
Ungeziefer befafjen. 


Beſchreibung der Berfon des Inhabers: Königreih Bayern. 


a 1 Bee re Tee 
Größe | EEE Erlaubnißſchein. 
Bl rt rn Dem. 


Gefihts- | en ee zu 


aare ee ae as ee Ba ee j 
lime 2 22 5, Wird bierburd auf bie Dauer. 


Augenbrauen . 


Nake .. die Erlaubniß ertbeilt, fi unter An: 
ag RE EEE wendung des nachſtehend bejchriebenen 


Kinn. g8ifthaltigen Mittels in . 
Böme » 2 0 anne 
Beſondere Kennzeichennn. 7 
Perſönliche Verhältniſſe. mit ber Vertilgung von Ungeziefer befaſſen 
Unterfchrift des Inhabers . . . . » u dürfen 
Beſchreibung des genehmigten gifthaltigen 3 . 

Mittld . © 2 2 2 2 00. (U $.) Fertigung der ausfiellenden Be: 

hörde 
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Art. 18. 

Leber die Befugniß zum Betrieb der Segel:, Nuber: und Klein: 
ichifffahrt, der Flökerei und des Gewerbes der Schiffs: und Floßführer 
entfcheiden die einſchlägigen Staatsverträge, Scifffahrts-, Kanal: und 
Floßordnungen. 

In Anſehung der Ueberfahrtsanſtalten über öffentliche Flüſſe mit— 
tels Fähren, Nähen (Prahmen), oder fliegenden Brücken behält es bei 
den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen ſein Bewenden. 

Vergl. Geſetz über Benützung des Waſſers. 

Art. 19. 

Die Regelung des Salzhandels und des Handels mit Malz iſt 
Gegenſtand der Verordnung. 

Vergl. Geſetz vom 16. November 1867, G. Bl. ©. 218, bie Erhebung einer 
Abgabe von Salz. 


Der Haufirhandel mit Salz ift verboten. A. ®. vom 28. April 1868, 
Gewerböbetrieb im Umherziehen betr. 


IV. Gewerbsbetrieb im Hmherziehen, Haufirhandel. 


Art. 20. 
Die Befugniffe der Handelsreifenden zum Auffuhen von Waaren: 
bejtellungen mit und ohne Mufter find nad den bezüglichen Staats: 
verträgen und gefeßlihen Beftimmungen zu beurtbeilen. 


Vergl. Entſchl. des Staatsminifteriums des Handels und ber öffentlichen 
Arbeiten vom 31. Juli 1868 bezüglich des Vertrags vom 8. Juli 1867, die Fort: 
bauer des Zolle und Handelsvereines betr.; Art. 204 bes P.St. G.B.; A. V. vom 
28. April 1868, R.Bl. ©. 714, ben Gewerbsbetrieb im Umberziehen umb ben 
Haufirhandel betr.; endlich die vom Zollverein abgeſchloſſenen Berträge: 

1) Zoll: und Handelsvertrag mit Fraukreich vom 2. Aug. 1865, R.Bl. 1865 ©. 655; 
3) Zoll: und Hanbelsvertrag mit Defterreih vom 11. April 1865, R. Bl. S. 666; 


3) Hanbelsvertrag mit Belgien vom 22. Mai 1865, R.Bl. ©. 809; 
4) Hanbdelsvertrag mit Großbritannien vom 30. Mai 1865, R.Bl. ©. 793; 
5) Hanbdelsvertrag mit der Türfei vom 20. März 1862, R.Bl. 1863 ©. 818; 


6) Freundſchafts⸗, Handels: und Scififahrtsvertrag mit China vom 2. Sep: 
tember 1861, R.Bl. 1863 ©. 1062; 
7) Freundfcafts:, Handels: und Scdifffahrtsvertrag mit der Republif Chili 
vom 1. Februar 1862, R.Bl. 1864 ©. 121; 
8) Bertrag mit dem Königreihe Siam vom 7. Febr. 1862, R.Bl. 1864 ©. 1626; 
9) Hanbelsvertrag mit Jtalien vom 31. Dezember 1865, R.Bl. 1866 ©. 208; 
ferner bie k. A. ®. vom 25. Juni 1868, R.Bl. S. 1025, ben Handel mit 
Landesproducten im Umberziehen betr., welche anordbnet: 
Wir finden Uns bewogen, auf Grund bes Art. 77 des BPolizeiftrafgeje: 
buches in Anſehung des Handels mit Landesprobucten im Umberziehen zu ver 
ordnen, was folgt: 


$ 1. 

Perfonen, welche zum Zwede bes Wiederverfaujs ben Auffauf von Getreide 
oder ber gewöhnlichen den Gegenftand des Wochenmarktverkehres bildenden Lebens: 
mittel (wie Schmalz, Butter, Geflügel u. dergl.) im Umpberziehen von Ort zu Ort 
betreiben, haben ſich mit einer befonderen polizeilichen Legitimation zu verfehen 
und folde bei Ausübung ihres Gewerbes bei ſich zu führen. 
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Diefe Legitimation wird von ber Diftriftöpoligeibehörbe des Wohnortes aus: 
genelt, enthält die vollftändige Perfonalbefchreibung des Inhabers und ift für bie 
auer eines Jahres giltig. 


2. 

Ausländer find zur Einfuhr wie zum Abſatze ber oben bezeichneten Gegen: 
fände in ben Grenzdiltriften, wie zum Ginfauf behufs ber Ausfuhr zugelaffen. 
Wollen fie aber in Bayern mit den fraglihen Waaren einen weitergehenden Han: 
del treiben, jo baben fie der Borfhrift des G 1 zu genügen. 

Die Ausfertigung der Legitimation hat von jener Diftriftspolizeibehörbe zu 
erfolgen, in beren 344 mit dem Handel begonnen werben will. 


g 3. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Bekanntmachung durch 
das Megierungsblatt in den Landestheilen diesfeits des Rheins in Wirkſamkeit. 


Schloß Berg, den 25. Juni 1868. 


Art. 21. 

Der Gewerbsbetrieb folder Perfonen, welche nur vorübergehend 
und außer bem Meß- und Marftverkehr an einem Orte Berkaufslocale 
zum Abjag von Wuaren unterhalten (fogenannte Wanderlager), ift von 
der ortspolizeilihen Bewilligung abhängig. 

Für diefe Bewilligung darf eine Abgabe zur Gemeindekaſſe erhoben 
werden, deren Regelung durch Verordnung fetgeftellt werden kann. 

Das Gefep überweifet die Bewilligung zur Haltung von Wanderlagern 
nur der ortspolizeilihen Bewilligung; gegen einen abweiſenden ortöpolizeilihen 
Beſcheid findet fein Recurs ftatt. 

Art. 22. 

Der Ankauf von Waaren, die Verrihtung gewerblicher Arbeiten, 
fo wie das Auffuhen von Arbeitsbeftellungen im Umberziehen kann vor: 
bebaltlih der Beſtimmungen des Polizeiſtrafgeſetzbuches Art. 209 Abf. 2 
aus Gründen der Sicherheits: und Sittenpolizei im Berordnungswege 
von einer polizeilihen Erlaubniß abhängig gemacht werben. 


Die näheren Beftimmungen biefür enthält die Verordn. vom 28. April 1868, 
RB. ©. 714, ben Gewerbsbetrieb im Umberziehen und den Haufirhandel betr. 


Art. 23. 

Der Haufirhandel wird dur Verordnung geregelt. Die Hauſir— 
heine werben je auf ein Jahr ausgefertigt. Die Regierung ift ermäch— 
tigt, für die Ausfertigung eines Haufirfcheines eine Abgabe im Maris 
malbetrag von ſechsunddreißig Gulden erheben zu laſſen. 

Das Einfommen aus diefen Abgaben wird für ben gewerblichen 
Unterridt verwendet. 

Die gefeglihen Beftimmungen in Betreff des Haufirhandels inner: 
balb des Zollgrenzbezirfed werden durch das gegenwärtige Gefeß nicht 
berührt. 

Tür das Haufiren mit Schriften, jo wie für das Haufiren mit 
verfäuflihen Lebensmitteln und fonftigen Gegenſtänden des gewöhn— 
lichen Wochenmarktverkehrs find die bezüglichen gefeglichen Beftimmungen 
maßgebend. 
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Bergl. die U. Verordn. vom 28. April 1868, R.Bl. ©. 714, den Gewerbs: 
betrieb im Umherziehen und ben Haufirhandel betr. 
En $ 91 der Zollordnung vom 17. Nov. 1837, R. Bl. 1837 ©. 871. 
ezüglih des Haufirens mit Schriften den Art. 38 des Gefeges vom 
17. März 1850, zum Schuß gegen ben Mißbrauch ber Preſſe betr. 
Art. 209 des P.St. G. B. 


Art. 24. 
Die Einführung neuer Meffen und Märkte bleibt von ber Ge: 
nehmigung der Regierung abhängig. 


Hieher bezieht fich die f. A. Verordn. vom 25. Juni 1868, RB. ©. 10%, 
ben Markiverfehr betr. 


Wir finden Uns bewogen, in Anfehung des Marktverkehrs zu verorbnen, 
was folgt: 


$ 1. 

Das Auslegen von Waaren oder die Errichtung von Buben auf öffent 
lihen Plägen, Straßen oder Wegen ift den Bellimmungen bes Art. 153 des Po: 
(izeiftvafgejegbuches unterworfen. z 

Meſſen und Jahrmärfte bedürfen zu ihrer Einführung der Genehmigung 
des Staatäminifteriums des Handels und der öffentlichen Arbeiten. 

Die Bewilligung zur Erridtung von Getreibejhrannen, von Viehmärkten, 
von MWollmärkten und dergl. Märkten für inländifche Nobftoffe, welche nicht auss 
ſchließlich zur Befriedigung örtlicher Bedürfniffe dienen, fondern auf einen größeren 
Verkehr berechnet find, fleht den Kreieregierungen, K. d. J., zu. 

Die Erlaubniß zur Abhaltung von Holz- und PVictualienmärften für ben 
vorzugsweije örtlihen Bedarf, von Weihnachtsmärkten und von Trödelmärkten er: 
theilt die Diftriftspoligeibehörbe. 


$ 3. 

Der Marktverkehr darf in feinem Falle mit anderen als folhen Abgaben 
belaftet werden, welche eine Vergütung für den liberlafienen Raum, den Gebraud) 
von Buden oder Gerätbichaften und Sr andere mit ber Abhaltung des Marktes 
verbundene Auslagen bilden. 


g 4. 

Jedermann ift berechtigt, die Meffen und Märkte mit allen im freien Ver— 
fehre — Waaren zu beziehen, ſoweit ſelbe nach der Gattung des Marktes 
zum Verkehre auf demſelben zugelaffen find. 

An Kirchweihen und Patrocinien wie auf Rictualienmärkten kann unter 
Beachtung der bisherigen Ortsgewohnbeit von der Ortspolizeibebörbe den in der 
Genteinde felbjt wohnhaften Gewerbstreibenden rückſichtlich der Gegenftinde ihres 
Gewerbes das Feilbalten in Buden und Ständen geftattet werben. 

Für den Ausſchank von geifligen Getränken und die Verabreichung von 
Speifen auf Märkten an Sig: und Stebgäjte find in den Landestheilen diesſeits 
des Rheins die Beftimmungen bes $ 17 ber Wirthſchaftsordnung vom 25. April 
1. 38. maßgebend. 

Auf den Trödelmärkten ift ber Verkauf ber im $ 1 ber Verordnung vom 
25. April 1. Is., das Tröblergewerbe betr., bezeichneten Waaren nicht an eine 
Gonceffion gebunden. 


$ 5. 

Wer aus dem Beziehen der Meffen und Jahrmärkte ein felbftftändiges 
Gewerbe macht (Fierant, Marktfahrer), hat dies nad Art. 6 des Gewerbegefepes 
vom 30. Januar I. 8. anzumelden, 

Ferner wird auf Grund des Art. 77 bes P.St.G.B. die Anordnung ge: 
trofien, daß bergleihen Individuen beim Beſuch der Meſſen und Märkte mit 
einer Legitimation, nad) dem unter A anliegenden Mufter, verfehen fein müſſen. 
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Zur Ausftellung biefer Fegitimation find — Falles nad vorgängigem 
Benehmen mit ber eintchlä igen Gewerbspolizeibebörbe diejenigen Behörden befugt, 
denen die Ertheilung von Pahlarten übertragen iſt. 


$ 6. 

Für die Behandlung der Ausländer und deren Pegitimationen find die be: 
zügliben Zoll: und Handeläverträge maßgebend. Die jeweils verabrebeten befon: 
beren Vollzugsbeftimmungen werden von dem Staatsminijterium des Handels und 
der Öffentlichen Arbeiten befannt gegeben werden. 


7 
Die Schrannen= und Marklordnungen find nad Art. 202 des Polizeiitraf: 
gefeßbuches den ortepolizeilihen Borjchriften überlafien. 


$ 8. 

Die bleibende Abänderung ber feſtgeſetzten Meß- und Markttage kann nur 
von jener Behörde ausgeben, welcher bie Bewilligung des Marktes ſelbſt zuſteht. 
Die duch vorübergehende Borkommmnille veranlaßte Verlegung einzelner Märkte 
wird ber diftriftspolizeiliden Zuftändigfeit überlaffen. 

$9. 

Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung durch das 
Regierungsblatt, beziehungsweiſe durch das Kreisamtsblatt ber Pfalz für den ganzen 
Umfang des Königreihes in Wirffamfeit. 

Mit diefem Tage verlieren die Beſtimmungen früßerer Verordnungen über 
das Marftwejen, welde mit gegemwärtiger Verordnung nicht vereinbar find, ihre 
Wirkſamkeit. 

Die für das Jahr 1868 ausgefertigten Markthandelspatente bleiben bis zu 
deſſen Ablauf in Giltigfeit. 


Schloß Berg, den 25. Juni 1868, 


Formular A. 


3 TEE RE Er er TER 
welcher mit feinen Kabrifaten (Producten) bie Meſſen und Jahr— 
TREUE 0 ua ae, a re 
zu bejuchen beabfidhtigt, wirb behufs feiner Legitimation bei der zu— 
ftändigen Behörde hiedurch bezeugt, daß er Zt 2 > 2 2 22. 
wohnhaft jei unb die feinem Gewerbe entipredyenden gefehlichen - 
Steuern und Abgaben zu entrichten habe. 


Perfonalbefchreibung 
und Unterſchrift des 
Gewerbötreibenben. 


Ort. Datum. Unterfchrift und Stempel ber ausftellenden Behörde. 


Berbaltungsvorfdriften. 


Wer aus bem Beziehen ber Meilen und Märkte ein Gewerbe macht, bat 
in beifen Ausübung gegenwärtiges Zeugniß flets mit fich zu führen. Dasfelbe 
gi nur für die darin angegebene Zeit, und berechtigt ben Inhaber Tediglich zum 

efuche der Meſſen und Märkte, nicht auh zum Hanfirbandel. Für den Haufir: 
bandel find die Beflimmungen der A. Verorbn. vom 23. April 1868 maßgebend. 
Unberechtigte Haufirer werden nad Art. 204 des Polizeiſtrafgeſetzbuches, infoferne 
das Geſetz für das Haufiren mit befonderen Arten von Gegenſtänden nichts An: 
deres verordnet, an Geld bis zu 25 Gulden, im Rückfalle an Geld bis zu 
50 Gulden oder mit Arreft bis zu 14 Tagen geftraft. 
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V. Gewerblide Berbindungen. 


Art. 25. 


Die Gewerbstreibenden haben, vorbehaltlih der Beftimmungen des 
Vereinsgeſetzes, das Recht, zur Förderung gemeinfamer gewerblicher In: 
terejjen freie Vereine zu bilden. 

Dergleihen Vereine verwalten ihre Angelegenheiten ſelbſtſtändig, 
und erlangen, wenn fie die Beftätigung ihrer Satzungen von Seite ber 
Regierung erwirfen, die juriftiihe Perſönlichkeit. 

Die Prüfung und Beftätigung der Statuten freier Vereine zur — 
emeinſamer gewerblicher Intereſſen —* nach der Verordn. vom 27. Mai 1868, 

Bl. S. 794, ber Kreisregierung, K. d. J., zu. 

Vergl. Entſchließung des Staatsminifteriums des Handels und ber öffent: 


lihen Arbeiten vom 7. April 1868 zum Vollzug ber Art. 25 und 26 bes Ge- 
werbsgeſetzes. 


Art. 26. 


Die bisherigen Gewerbsvereine (Innungen) find aufgehoben. 

Ueber die Verwendung des nad Berichtigung der Schulden übrig 
bleibenden Vermögens haben, unbeſchadet etwaiger privatrechtlicher Anz 
ſprüche die bisherigen DVereinsgenofien in einer von ber Gewerböbehörbe 
zu berufenden Verſammlung einen Befhluß zu faſſen, welcher zu feiner 
Giltigkeit der abfoluten Stimmenmehrheit der Erſchienenen bedarf. 

Die an einzelne Gewerbsvereine nad dem Geſetze vom 12, Mai 
1848, die Aufnahme eines Anlehens betr. und nad F Al Ziff. 3 des 
Landtagsabichiedes vom 25. Juli 1850 als unangreifbare Stammkapi— 
talien bewilligten Fonds find zunächſt nad den bei der Verleihung ge: 
troffenen Bejtimmungen zu behandeln; dürfen aber in feinem Yale zur 
Bertheilung unter die Mitglieder des Vereins gelangen. 

Zur Zahlung der durch das Vermögen nicht gebedten Schulden 

"find, foweit nicht die Beftimmungen der Vorausfegungen oder befondere 
Verträge maßgeben, die an dem Tage, an welchem gegenwärtiges Geſetz 
in’® Leben tritt, vorhandenen Bereingmitglieder zu gleichem Antheil 
verpflichtet. 

Art. 27. 

Die Beftimmungen über die Gewerbs:, Fabrik- und Handelsräthe, 
dann über die Gewerbs- und Handelsfammern bleiben der Regierung 
vorbehalten. 

Königlih Allerhöchſte Verordnung, 


bie Handels: und Gewerbefammern 2 bann die Handels-, Fabrik- und Gewerbe: 
rätbe beir. 


Wir haben Uns auf den Antrag des Staatsminifteriums des Handels und 
ber Öffentlichen Arbeiten unter gleichzeitiger Aufhebung Unferer Verordnung vom 
16. April 1855, R.Bl. vom Jahr 1855 ©. 501 und folgende, die Errichtung 
von Gewerbes, Fabrik- und Handelsräthen, dann die Einführung einer Gewerbs: 
und Handelsfammer in der Pfalz betreffend, ausgedehnt auf die diesrheinifchen Me: 
gierungsbezirfe durch F 149 der Gewerbsordnung vom 21. April 1862, veranlapt 
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efehen, auf Grund bes Art. 27 des Gefekes vom 30, Januar I. 38. über das 
Gewerböweien zu verorbnen, was folgt: 


1. Allgemeine Beſtimmungen. 


1. 

Zur Förderung und Vertretung der Intereſſen bes Handels und ber Ge— 
we joll in jedem Negierungsbezirte eine Handels» und Gewerbefammer errichtet 
werben. 

Außerdem können für Drte ober Bezirfe, wo wegen eines erheblichen ge: 
werblihen Verkehrs ein Bebürfniß zu einer gewerblichen Vertretung obwaltet, auf 
Antrag der Betheiligten mit Genehmigung des Staatsminifteriums des Handels 
und ber öffentlichen Arbeiten Bezirks: Gremien — Handels:, Fabrik- oder Gewerbe: 
räthe — gebildet werden. 

Das Staatsminifterium bed Handels und ber öffentlichen Arbeiten bejtimmt 
ben Sitz biefer gewerblichen Organe, ſowie beren Bezirk. 


U. Handel3= und Gewerbelanmern, 


2. 

Den Handels: und Gewerbekammern kommen folgende Obliegenheiten zu: 

1) Diefelben haben ben betreffenden Staatsbehörden als bequtachtende fach: 
verftändige Organe in Fragen zu dienen, weldhe Handel und Gewerbe angehen. 
In ber Ex find fie bei jeder wichtigen Angelegenheit diefer Art zu hören. 

2) Die Handels: und Gewerbefammern find zur Wahrnehmung ber com: 
merciellen und induftriellen Intereſſen des einfchlägigen Negierungsbezirkes berufen 
und daher befugt, die zur Förderung des Handels und der Anduflrie geeigneten 
Einrichtungen zu berathen und bei der zuftändigen Behörde anzuregen. 

) Die Handeld: und Gewerbefammern üben den ihmen dur bejondere 
Geſetze und Vorſchriften geregelten Einfluß auf bie Ernennung ber Handelsmäfler 
(Senfale) und der Handelsgerichtsbeifiger aus. Denfelben kann mit ihrer Zuſtim— 
mung die Verwaltung oder die Aufficht auf die Verwaltung allgemeiner Handels: 
inftitute, wie z. B. Börjen, übertragen werben. Ferner liegt 

4) ben Handels: und Gewerbefammern ob, alljährlid und zwar längftens 
bis Ende Mai unaufgefordert an das Staatsminifterium des Handels und ber 
Öffentlichen Arbeiten über die Lage, bie Verhältniſſe und die Bedürfniſſe des Han: 
dels und der Gewerbe einen Bericht zu erftatten und in demfelben ihre bezüglichen 
Wünſche und Anträge zu entwideln. 

5) Haben biejelben mit ben im Negierungsbezirfe vorhandenen Bezirks:Gre: 
mien — Hanbels:, Fabrik: und Gewerberäthen — einen fortwährend regen Verkehr 
u unterhalten und ſich in wichligen Fragen, dann bei Erflattung des Jahresberichtes 
ihres Beirathes und ihrer Mitwirkung zu verfichern. 

Die Handels: und Gewerbefammern find berechtigt, in Angelegenheiten ihres 
Wirkungskreifes unter einander in fchriftlichen Verkehr zu treten, und berufen, den 
Verkehr des Staatsminifteriums bes Handels und der öffentlichen Arbeiten und ber 
Kreisregierungen mit den vorhandenen Bezirks: Gremien — Handels, Fabrif: oder 
Gewerberäthen — zu vermitteln. 


g 3. 
Jede Handels: und Gewerbefammer befteht aus zwei Nbtheilungen: 
1) der Hanbelsfammer für Handel und Fabriken, 
2) ber Gewerbefammer für die nicht in diefe Kategorie gehörenden Gewerbe. 
Die Zahl der Mitglieder jeder Abteilung wird von der k. Regierung, Kam: 
mer des Innern, feſtgeſeht. ı 


Wahlſtimmberechtigt find alle Müglieher des Handels:, Fabrik: und Gewerb— 
ftandes, die am Eike der Kammer, für welche die Wahl ftattfindet, eine Handlung, 
eine Fabrik oder fonft ein Gewerbe felbftitändig betreiben, ferner die ftellvertreten: 
den Directoren ober Geranten von induftriellen oder commerciellen Unternehmungen. 

Nar, Handbuch ber bayer. Diftr. Verw. Behörden, II. Aufl, 39 
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Wählbar find alle Wahlberechtigte, welche 
a) bayerische Staatsbürger find, 
b) das 30. Lebensjahr zurüdgelegt haben, und 
e) ihr Gefchäft feit mindeftens drei Jahren betreiben. 

Wer in mehreren Abtheilungen ($ 3) wahlberechtigt ift, kann nur in einer 
berjelben fein Stimmrecht ausüben und nur in eine Abtheilung als Mitglied ein: 
treten. 

Bon mehreren Theilhabern deſſelben Gejchäftes kann nur einer Mitglied ber 
Kammer fein. 

Wenn Frauen im Alleinbefite eines Geſchäftes fi befinden, jo übt bas 
Wahlrecht in ihrem Namen der Gejchäftsleiter. 

Was von ber Wahl ber Gemeinde: PBertretung ausschließt, fließt auch von 
der Wahl und dem Gintritte in die Hanbels= und Smchchu aus, 


865. 

Jede Handels» und Gewerbsclaſſe (Kategorie $ 3) wählt ſelbſtſtändig bie 
auf fie entfallende Zahl von Mitgliedern in bie Kammer. 

Die Wahl ift eine directe und geſchieht unter Leitung eines von ber f. Re: 
gierung, K. d. J. zu ermennenden Gommiffärs und in Gegenwart eines von 
demfelben zu berufenden Wahlausſchuſſes von fünf activ mwahlfähigen Mitgliedern 
bes Gewerb:, Fabrik: und Hanbelsjtandes öffentlich durd Wahlzettel, welche ge: 
börig ausgefüllt von den Wählern perfönlihd dem Wahlausſchuſſe zu übergeben 
find. Der Wahlausfhuß beſcheidet alle Wahlreclamationen auf der Stelle durch 
einfache Stimmenmehrheit. Eine Berufung gegen biefen Ausſpruch ift unzuläffig. 
Zu einer giltigen Wahl genügt relative Stimmenmehrheit derjenigen Wähler, bie 
wirklich abgeftimmt haben. Bei Stimmengleihbeit entſcheidet das Loos. Die An- 
lage der Wahlliften erfolgt durch die Diftriftsverwaltungsbehörbe. Die Wahlliften 
find fpäteftens vier Wochen vor bem zur Wahl beftimmten Tage unter Feſtſetzung 
eines Termines von acht Tagen zur Anbringung aeg Einſprachen öffent: 
lih aufzulegen, Die erhobenen Einfprücde find in den nädhiten vierzehn Tagen 
zu beſcheiden, worauf die Liſten gejchloffen werben. Nur Diejenigen find zur 
Theilnahme an der Wahl berechtigt, welche in bie Liften aufgenonmen find, 


$ 6. 
Die Wahlen erfolgen auf jehs Jahre. Alle drei Jahre wird die Hälfte 
erneuert. Der eritmalige Austritt wirb durch das Loos bejlimmt. Die Austreten: 
ben find wieder wählbar, foferne fie die erforberlichen Eigenſchaften noch befigen. 
Die Wiederwahl kann unbedingt abgelehnt werben. 

In der Zwifchenzeit durch Tob oder Verluſt der Wählbarkeit, re 
ober freie Niederlegung der Wahl eintretende Grledigungen werben buch Wah 
ber betrefjendben Abtbeilung ber Handels: und Gewerbefammer aus ber Zahl ber 
nah $ 4 Wählbaren erfegt. Der Gewählte tritt an die Stelle des Austretenden 
auf die Dienftesdauer, welche biefer noch zu erfüllen gehabt hätte, 

7 


$ 7. 
Eine Ablehnung oder freiwillige Niederlegung der Wahl findet nur ftatt: 
a) wegen zurüdgelegten 60. Lebensjahres, 
b) wegen erwieſener förperlicher oder geifliger Unfähigkeit. 
Außerdem kann aus triftigen Gründen um GEntlafjung aus ber Kammer 
nachgefucht werden. Die Kammer enticheidet hierüber durch einfahe Stimmen: 
mebrheit. Eine Berufung gegen diefen Auoſpruch ift unzuläffig. 


88. 

Jede Abtheilung der Handels: und Gewerbefammer wählt aus ihrer Mitte 
burch einfache Stimmenmehrheit ihren Borfipenden und einen Stellvertreter bes: 
jelben. Der Vorſitzende der erjten Abtheilung iſt zugleih Vorftand der Handels: 
und Gewerbefammer. Diefe Wahlen gelten auf drei Jahre, 

Die Handels: und Gewerbefammer wählt fi) einen fachwiſſenſchaftlich gebil« 
beten Secretaͤr, ber nicht Mitglied der Kammer ijt und das erforderliche Hilisperfonale. 
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69. 

Die Handels: und Gewerbefammer wird durch ihren Vorſtand zuſammen— 
berufen, ebenſo jede Abtheilung für fich durch ihren Vorſitzenden. 

Die Mitglieder find verpflichtet, den Eigungen beizuwohnen und die ihnen 
zugewieſenen Berichterftattungen auszuarbeiten. 

Wegen auffallender Bernacläif ung dieſer Pflichten kann ein Mitglied von 
ber Kammer ausgeichloffen werben. Sür einen besjallfigen Beihluß muß mehr 
als die Hälfte ber Mitglicder geftimmt haben, 

Die Vorftände der Bezirksgremien find ftändig eingeladen, ben Verhand— 
lungen der Kammer mit entideidender Stimme beizuwobnen. 

Den Kammern ift unbenommen, bejondere Sachverſtändige, deren Kennt: 
niffe und Erfahrungen dem Inftitute von Nugen fein können, zur Theilnahme 
an den Sitzungen mit berathender Stimme je nad Erforderniß einzuladen. 


$ 10. 

Die Verhandlungen der Handels: und Gewerbefammer find in der Negel 
Öffentlih. Ausgenommen bievon find Aufträge und Mittbeilungen der Behörben 
und die Beratbungen über diefelben, wenn deren Geheimhaltung von den Be: 
börben verlangt wurde, dann Beratbungen über Perfonal: und ſolche Angelegen: 
beiten, für weldhe wenigftens ein Dritttheil der anmwefenden Mitglieder eine vers 
trauliche Sigung verlangt. 

$ 11. 

Die Beichlüffe der Gewerbes und Handelsfammern und ihrer Abtheilungen 
werben duch einfache Stimmenmehrheit der flimmberechtigten Theilnehmer an den 
Sitzungen gefaßt. Bei Stimmengleihheit entjcheidet bie Stimme des Borfigenden 
oder Borftandes, 

$ 12. 

Die Mitglieder ber Handels: und Gewerbefammer verfehen ihre Stellen 
unentgeltlich. o es einer Handels- und Gewerbefammer an eigenen ober ihr 
in Staats = oder Gemeinde: Gebäuden unentgeltlich zur Verfügung geftellten Räum— 
lichfeiten gebricht, find diefelben aus Regiemitteln zu beichaffen. 

Die Koſten ber Handels: und Gewerbefammern werden durch Zuſchüſſe 
aus Kreis: und Gentralfonds für Induſtrie und durch Beiträge der Wahlberech- 
tigten gebedt. 

Die erforberlihen Beiträge find von ben Handels: und Gewerbefammern 
mit Genehmigung ber f. Regierung, K. d. J., nad den von dieſer feſtgeſetzten 
Bertheilungsgrundfägen auszufchreiben und werben von ber Kammer jelbjt erhoben. 

Jede Handels» und Gewerbefammer bat über ihre Einnahmen! und Aus: 
e_ ug zu führen und die abgefchlojjenen Rechnungen alljährlich an bie 
. Regierung, 8. d. J., einzufenden. 

$ 13. 

Den Handels: und Gewerbefammern ift anheimgegeben, die Art und Weife 
ber Behandlung der ihrem Wirkungsfreife angebörenden Gegenftände, die Ordnung 
ber Sitzungen u. ſ. w. durch eine befondere Geihäftsordnung feſtzuſtellen. 

$ 14. 

Für jede Kammer wird von ber k. Negierumg, K. db. J., ein k. Commiſſär 
ernannt. Der k. Gommiffär ift berechtigt, den Eikungen ber Handels: und Ge: 
werbefammern beizuwohnen, Derjelbe kann jederzeit das Wort verlangen; ein 
Stimmredt ſteht * jedoch nicht zu. 

$ 15. 

Das Staatsminiflerium bes Handels und ber Öffentlichen Arbeiten kann 
mit f. Genehmigung bie Handels» und Gewerbefammer auflöjen und deren neue 
Bildung anordnen. 

39* 
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Il. Bezirkd- Gremien, — Handeld- und Fabril:, dann Gewerberäthe. 


$ 16. 

Den Bezirksgremien Tiegt bie gg | und Vertretung ber inbuftriellen 
und commerciellen Intereſſen ihrer Bezirke in ähnlicher Weife ob, wie ben Hans 
bels= und Gewerbefammern in Anfehung des MRegierungsbezirtes. Diefelben haben 
fih in Erflattung von Gutachten, fowie bei Vorbringung von Wünſchen, Anträgen 
und Beſchwerden einerfeits an die betrefiende Handels: und Gewerbefammer, ans 
bererfeits an bie einjchlägige Diftriftsverwaltungsbehörbe zu wenden. 

Sie liefen ben Sandels: und Gewerbelammern die Materialien zur Er: 
ftattung des Jahresberichts und befaffen fi außerdem mit ber Erledigung ber 
ihnen innerhalb ihres Wirfungsfreifes von ben Handels: und Gemwerbefammern, 
ober ber Diftrifteverwaltungsbehörbe zukommenden Anfinnen (Requifitionen). 


17. 
Die Bezirfögremien können aus mehreren Eectionen befteben, ben Handels-, 
brifs und Gewerberäthen, je nachdem eine Vertretung des Handels, der Fabrik— 
nduftrie und ber nicht im diefe Kategorien gehörenden Gewerbe ald Bedürfniß 
erſcheint und gefchaffen werben kann. 

Eind in einem Bezirke die Vorausfeßungen zur Bildung eines Handels: 
und eines Fabrikrathes gegeben, jo werden bie Vetbeiligten es zuträglicher finden, 
fih nicht in befondere Sectionen abzutbeilen, und für Handel und bie Fabrik: 
Induſtrie nur eine Abtheilung bilden. 


Sämmtliche Mitglieder des Bezirksgremiums wählen aus ihrer Mitte einen 
erften und zweiten (fellvertretenden) Borftand, dann für jede Sectiou einen 
Schriftführer. 


$ 19. 

Die Mitglieder ber Bezirksgremien verfehen ihre Stellen unentgeltlich. Den 
Vorfländen fann, wenn fie e8 verlangen, für die Betheiligung an den Sitzungen 
der Kammern eine angemejjene Reijefojtenentihädigung aus der Gremialfafje ge: 
währt werben. Die Koften der Wahl und Regie werben durd Beiträge der 
Wahlberechtigten gededt. Die Bertheilung und Einhebung ber Beiträge geſchieht 
durch die Bezirksgremien. 


$ 20. 
In allen übrigen Beziehungen baben bie für die Handels» und Gewerbe: 
fammern und deren Abtbeilungen getroffenen Beflimmungen auf die Bezirfsgremien 
und deren Sectionen gleihmäßige Anwendung zu finden. 


Hohenſchwangau, ben 20. Dezember 1868. 


VI. Strafbeftimmungen. 


Art. 28. 

Zumwiderbandlungen gegen dieſes Gejeß und gegen die auf Grund 
desjelben erlaffenen Verordnungen, ober: und ortspolizeilihen Vorſchriften 
werben, ſoweit nit in den Strafgefeßen bereits maßgebende Beftim: 
mungen enthalten find, als Polizeiübertretungen an Geld bis zu 50 Gul- 
den und im NRüdfalle bis zu 100 Gulden beitraft. 

Vergl. biemit 

a) Allgemeines Strafgeſetzbuch Art. 141, 314 u. ff., 325, 326, 336, 338. 
b) Polizeiftrafgefeßbuh Art. 62, 63, 114-—116, 128—129, 131— 134, 151, 

180—186, 187, 188, 1%, 192, 194, 196—%01, 203, 208, 210—212, 213. 

Vorbehalten bleiben die Disciplinareinfchreitungen foweit es ſich um ben 
Vollzug inftructioneller Beftimmungen durch Vollzugsorgane handelt. 
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Art. 29. 


Wird eines der im Art. 8 benannten Gewerbe zu einer Handlung 
mißbraucht, welche als Verbrechen ſtrafbar iſt, ſo ſind die Strafgerichte 
befugt, neben der geſetzlichen Strafe auszuſprechen, daß dem Verurtheilten 
die Berechtigung zum ſelbſtſtändigen Betriebe des betreffenden Gewerbes 
entzogen werden kann. 

Liegt ein ſolcher Ausſpruch vor, jo kann die zuſtändige Gewerbs— 
polizeibehöͤrde innerhalb dreier Monate nad eingetretener Rechtskraft des 
Strafurtheils den ſelbſtſtändigen Gewerbsbetrieb auf die Dauer von 
höchſtens drei Jahren unterfagen. 

Vorftehender Artikel findet nur ——— auf conceſſionspflichtige Gewerbe. 

Die allgemeine Beſtimmung des Art. 29 hebt die Specialgeſetze nicht auf, 
welche eine Einftellung oder Entziehung von Gewerböbefugniffen vorfehen. 

Als jolhe Specialgefege find zu erwähnen: 

1) Das Geſetz vom 17. November 1850 zum Schuß gegen ben Mißbrauch ber 
Preſſe. Art. 37 und 81. 

2) Das Malzauffhlagsgefek vom 10. Mai 1868, Art. 58. 

3) Das Zolltrafgefeg vom 7. November 1837, $ 4. 


VII. Bufändigkeit und Berfahren. 


Art. 30. 


Die Zuftändigkeit und das Verfahren bei Ertheilung und zeitweis 
liger Einftelung gewerbliher Gonceffionen wird vorbehaltlih ber Be: 
fimmungen bes folgenden Artikels durch Verordnungen feftgefeßt, bie 
fid auch auf den Umfang des betreffenden Gewerbes, und die mit bem: 
felben verbundenen Rechte und Berpflidtungen zu erftreden haben. 


Zum Vollzuge des Art. 30 hat das k. Staatsminifterium bes Handels und 
der Öffentlichen Arbeiten unterm 28. Jan. 1868 nachſtehende Entſchließung erlaffen: 


Befanntmahung Des f. Staatöminifteriums Des Handels und Der 
Öffentlihen Arbeiten vom 28. Juni 1868, Den Vollzug Des Ge- 
werbögefegeö — bier Die Zar: und Stempelgebühren betr. 


Auf die mit Beriht vom 5. Mai I. 3. geftellten Anfragen über bie Be: 
handlung des Tar: und Stempelwejens in Anjehbung der Gewerbsanmeldungen 
und Gewerbsnieberlegungen, der Ertbeilung von Bewilligungen zur Haltung fo: 
enannter Wanderlager, dann ber Verleibung von Gewerbsconceifionen wird ber 
. Regierung, 8. d. J., ber Oberpfalz und von Regensburg nad vorgängigem 
Benehmen und im Ginverftändniffe mit dem f, Staatsminifterium ber Serien 
Nachſtehendes erwibert: 


1) Die — —— Regiſter Über die Gewerbsanmeldungen und Nieber: 
legungen, welde nach Art. 6 bes Gewerbsgeſetzes vom 30. Januar I. J., dann 
nad; der M.E. vom 15. März I. I. Nr. 1893, F. M.Bl. ©. 41, ben Gemeinbe: 
behörden übertragen ift, wurde, wie aus ben Landtagsverbandlungen über das 
enannte Geſetz hervorgeht, vorwiegend im Intereſſe der Befteuerung angeordnet. 
In Berüdfihtigung biefes Umſtandes ift durch die generalifirte Entſchließung bes 
k. Etaatsminifteriums ber Finanzen vom 24. April 1, J. Nr. 4968 ausgefproden 
worben, baß bei den in Folge ber allegirten Gefepesbeitimmung zu ertheilenden 
gemeindlichen Bejcheinigungen eine Stempelanwendung nicht Play zu greifen babe, 
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Aus dem gleichen Grunde können auch für bie Eintragung ber mündlichen 
ober fchriftlihen Erklärungen ber Gewerbetreidenden in bie bezeichneten Regiſter 
von ben Gemeindebehörden weder Zaren, noch Screibgebühren erhoben werben. 

Befondere Protofollsaufnahmen über die Gewerbsanmeldungen umb Ge: 
werbsniederfegungen haben nad den in $ 1 Ziff. 2 und $ 2 Ziff. 1 und 2 ber 
angeführten Vollzugsbeftimmungen vom 15. März L J. getroffenen Anordnungen 
nicht ftattzufinden. 

2) Die Unterhaltung fogenannter Wanberlager ift nach Art. 21 des Ge 
werbsgeleges und nah $ 2 der U. V. vom 28. April I. 3., „ben Gewerbäbetrieb 
im Umpberzieben und den Haufirhandel betr.“, von einer ortspolizeilihen Bewilli— 

ung abbängig und es darf hiefür eine befondere Abgabe zur Gemeindekaſſe im 
Betrnge von 3 fl. ober 6 fl. erhoben werben. Außerdem unterliegen ſolche Be: 
willigungen in den Landestheilen biesjeits des Rheines nad $ 7 der A. B. vom 
18, Dezember 1812 über das Stempelwefen dem Klaffenftempel von 3 fr. 

Die Taren anlangend, beftand früher nur für die Gemeinden mit magi: 
ftratifcher Verfaffung gemäß $ 30 ber Verorbn. vom 21. September 1818, „die 
Vorſchriften über die Gefchäftsführung der Magitrate betr.” ein Anſpruch auf 
beren Bezug, während den Landgemeinden erft burch die Minifterialentichliegungen 
vom 8, Mai 1862, „den Bollzug bes Gefehes über Anfälfigmahung und Ber: 
ebelihung‘, Abth. 7 Ziff. 29, vom 27. September 1862 Nr. 16,807, „bie Ab: 
haltung öffentlicher Tanzmuſiken betr.’ vom 12, November 1862 Nr. 1543, „bie 
Targebühren der inftruirenden ee uber in ie Verehe⸗ 
lichungs- und Gewerboſachen betr.“, endlich v. 21. Juni 1865 Nr. 10,817 gleichen 
Betreffs der Bezug von Taxen zur unmittelbaren Erhebung — worden iſt. 

Da dieſe Normativbeſtimmungen bis jetzt eine Aenderung nicht erlitten 
haben, jo ficht ber Erhebung einer Taxe von 36 fr. für die ortspolizeilihen Bes 
willigungen zur Haltung von Wanbderlagern in ben biesrheinifchen Landestheilen 
ein Hinderniß nicht im Wege. 

3) Bezüglich dev Tarirung und Stenipelanwendung bei den Verhandlungen 
über Gewerbsconceſſionsgeſuche glaubt das unterzeichnete k. Stantsminifterium lebig— 
lih auf die allgemeinen Tax- und Stempelnormen für Adminiftrativgegenftände, 
insbefondere auf Art, 1 und 41 des Zargefepes vom 28. Mai 1852 md 6 7 der 
Etempelordnung vom 18. Dezember 1812 binweifen zu können. 

Die k. Regierung, K. d. J., bat hienach die entſprechenden Directiven an 
bie untergeordneten Diſtriklts- und Gemeindebehörben zu erlaffen. 

Münden, den 22. Juni 1868. 

Ferner beziehen ſich hieher: * 

a) a f. a vom 25. April 1868, die Gommiffions: und Anfragebureaus 

betr., —5; 

b) die f, Verorbn. vom 25. April 1868, das Trödlergewerbe betr, $ 2—6; 

ce) die f. Berordu. vom 25. April 1868, die Gaft: und Schentwirtbicaften, 
dann den Kleinbandel mit geiltigen Getränken betr., $ 2—18; 

die f. Verordn. vom 20. Juni 1855, R.Bl. ©. 654, die Erbauung von 

Privateifenbahnen betr. ; 
e) bezüglich der Dampfichififahrt bie oben bei Art. 8 Ziff. 2 angeführten k. Ber: 
ordnungen und Staatsverträge, 
Anordnungen über das Verfahren und die Zufländigfeit zur Verleihung. 
— enthalten die A. Verordnungen vom 15. März 1866, R.Bl. 1866 


‘ fl., 
f) den Gifthandel betr.; 
g) die Berechtigung zur Zubereitung und Abgabe von Arzneien betr.; endlich 
h) die Berpflihtung der zur Zubereitung und Abgabe von Arzneien berechtigten 
Rerjonen betr. — theilg Über die Zuftändigfeit, theils über den Umfang 
ber Berechtigung, und die Verpflichtung bes Berechtigten maßgebende Ber 
ftimmungen. 


— 


— 
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Art. 31. 

Gegen Beſchlüſſe ber erften Inftanz in Gewerbspolizeiſachen können 
bie Betheiligten bei ber nächſt höheren Bermwaltungsftelle Beſchwerde 
führen, vorbehaltlich defien, was das Gefek über Errichtung eines Ver: 
waltungsgerichtshofes beftimmt. 

Die Beſchwerden find binnen einer vierzehntägigen Friſt bet ber 
erften Inſtanz fchriftlic einzureichen oder zu Protokoll zu geben. 

Alle nah Abſchn. II. und IV, bei den Kreisverwaltungsftellen zu 
erlaffenden Beſchlüſſe find auf Grund collegialer Berathung zu faffen. 


VII, Grenze und Umfang des Gefebes, 


Art. 32. 
Das Münz:, Poſt-, Salinen- und Salpeterweſen, fowie bie 
Beftimmungen über Perlfiſcherei und Goldwäſcherei erleiden durch das 
gegenwärtige Geſetz feinen Abbruch. 


Auch findet dasfelbe Feine Anwendung auf: 

1) das Telegraphenwefen; 

2) den Handel mit Stempelpapier; 

3) Gewerbsunternehmungen einer der Hofhaltungen bes k. Haufes; 

4) Gewerbsunternehmungen, die als Staatsanftalten betrieben werben, 
mit Einfhluß der Militäretabliffements und des bei ben Heeres— 
abtheilungen für militärifhe Bedürfniffe ftattfinbenden Gewerbs: 
betriebes durch Militärangehörige; 

5) die gewerblichen Arbeiten öffentlicher Unterrihts:, Erziehungs-, 
Armens, Strafs und Polizeianftalten ; 

6) die Lohnarbeit; 

7) bie weiblihen Haus: und Handarbeiten, falls biefe Beſchäftigungen 
ohne Gehilfen, offenen Laden und ohne öffentliche Ankündigung 
betrieben werben; 

8) bie fogenannten Haus-, Inbuftriegewerbe, foweit ſolche durch bie 
eigenen Yamilienglieder und nur gegen Lohn für einen Unternehmer 
ausgeibt werben; 

9) die Anwaltſchaft, das Notariat; 

10) bie Heilkunde einfhließlich bes Wunbdarzneidienftes, der Zahnheil— 
funde, ber Geburtshilfe, des DVeterinärwefens und ber Eröffnung 
von Heilanftalten ; 

11) ber Privatunterricht und bie Privatbildungsanftalten, einfchließlich 
ber auf Erziehung und Pflege gerichteten Erwerbszweige; 

12) bie fohriftftellerifche Thätigfeit und die Ausübung der ſchönen Künfte; 

13) den Hof, Staats, Militär:, Kirchen, Gemeinde: und Stiftungs— 
bienft und ben auf einem laufenden Dienftvertrage beruhenden 
Privatdienft ; 
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44) die Land- und Forftwirtbfchaft, die Jagd und Fifcherei, den Berg: 
bau, jo weit fidy dieſe Beichäftigungen auf die Gewinnung der 
bezügliden Producte und deren parthieweifen Verkauf bejchränten ; 
die Ausübung des Privatbefhälgefhäftes und die Verwendung von 
Zuchtftieren zur Zucht. 


IX. Sclußbeftimmungen. 


Art. 33. 

Die nah den bisherigen gefehlihen Beftimmungen erworbenen 
perfönlichen Gewerbs:, Fabriks- und Handelsberehtigungen bleiben bis 
zu ihrem Ablauf in Gültigkeit, und es ftehen deren Inhabern auch alle 
jene ausgedehnteren Nechte zu, welche das gegenwärtige Geſetz mit dem 
Betriebe eines Gewerbes verbindet. 

Wer auf Grund der bisher giltigen Beftimmungen ohne Goncefjion 
ein Gewerbe betreibt, welches durd gegenwärtiges Geſetz als conceſſions— 
pflichtig erflärt ift, hat bei Vermeidung der Einziehung feines Gewerbes 
innerhalb drei Monaten vom Beginne der Wirkſamkeit diefes Geſetzes an 
eine Gonceffion zu erwirken, bie ihm nicht verweigert werben darf, wenn 
er bisher fein Gewerbe orbnungsmäßig ausgeübt bat. 


Art. 34, 

Segenwärtiges durch das Geſetzblatt und das Kreisamtsblatt ber 
Pfalz zu verfündende Gefeß tritt mit dem 1. Mai 1868 für den ganzen 
Umfang des Königreiches in Wirkſamkeit. 

Vom gleihen Tage an find die Grundbeftimmungen für das Ge 
werbswefen vom 11. Sept. 1825 mit Ausnahme der Art. 9 und 11 
Abſ. 2 derfelden, ſowie die bisher in der Pfalz beftandenen Gefeke: 
über Buchdrudereien und Buchhandel, Decret vom 5, Februar 1810; 
über den Handel mit Gift: und Arzneiwaaren und das Apothekerweſen, 
Verordn. des mittelrheinifchen Generalgouverneurs vom 5/7. Mai 1814, 
Verordn. vom 12. Auguft 1818, Gefeß vom 21. Germinal bes Jah: 
res XI.; über die Fabrifation und den Verkauf von Bulver, Gefeb vom 
13, Fructidor V. und Geſetz vom 23. Pluviose ann. XII.; über bie 
Anlage der Defen, Schmieden und Gewerke, IV. und V, Abſchn. d. Gef. 
vom 21. April 1810; ferner Art. 67 d. Gef. vom 1. Juli 1856, bie 
Sewerbiteuer betr., endlih alle dem gegenwärtigen Geſetze entgegen: 
ftehenden Beftimmungen älterer Gefeße und Verordnungen über bas Ge: 
werböwefen aufgehoben. 

Die Fraft des gegenwärtigen Artikels auch Fünftigbin noch in Geltung 
bleibenden Artikel bes Geiverbögefrpes vom 11. September 1825 lauten: 

Art. 9 des Gef. vom 11, Sept. 1825. „Für die neuen ober im König: 
„reiche noch nicht angewandten Entdedungen, Erfindungen und Berbefferungen 
‚im Gebiete der Gewerbe, werben auf Anmelden unter ben feflzufeßenden Be: 
„dingungen eigene Privilegien nit ausfchliegender Wirfung für einen beftimmten 


„Zeitraum von höchſtens 15 Jahren ertbeilt, nach deſſen Ablauf die Entdedung, 
„Erfindung oder Verbefferung öffentliches Gemeingut wird. 
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„Eingriffe in bie — ber Privilegiumsinhaber werben mit einer 
„Geldbuße von 100 fl. bis zu fl. beitraft, wovon jedesmal die eine Hälfte 
„den Betheiligten, bie andere bem Armenfonb des Ortes, wo ber Eingriff entdedt 
„wurde, zufallen jol. Nebſtdem werben bem Privilegium zumwiber nachgemachte 
„oder eingeführte Gegenflände zum Bortheile des Privilegirten confiscirt.‘ 


Art. 11 Abſ. 2. „Für Gewerbsprivifegien wird in jebem einzelnen Falle 
„ne Tare regulirt, welde den höchſten Betrag von 275 fl. nicht überfteigen foll. 
„Das Einkommen aus biefen Taren foll zu Gewerbsunterftügungen vorbehalten 
„und verwendet werben.‘ 


Nahdem die gefeglihen Beilimmungen über Gewerbsprivilegien noch fort: 
bauern, fo gelten auch die in den Vollzugsvorfchriften vom 21. April 1862 von 
$ 91 — 113 mit veröffentlichten inftructiven Normen noch fort, da fie bisher nicht 
aufgehoben worben find. 


Art. 35. 


Bis zum Erlaß einer neuen Gemeindeordnung hat ber Gewerb- 
treibende vom Tage der Anmeldung zum ewerbsbetriebe an nad dem 
Mapftabe feiner Gewerbsſteuer zu den Gemeindelaften jener Gemeinde 
beizutragen, in welcher er das Gewerbe ausübt. 


Gegeben Münden, ben 20. Januar 1868. 


Bwanzigfter Abſchnitt. 
Gemeindewefen 


Die bisherigen gefeßlihen Beftimmungen über bie Verwaltung 
ber Gemeinden (Revid. Gemeindeedict vom 1. Juli 1834) haben wefent: 
lihe und durchgreifende Veränderungen erlitten durch bie neue Geſetz— 
gebung, nemlich die Gemeindeordnung für die Landestheile diesfeits bes 
Rheins vom 29. April 1869. 

In Bezug auf die äußere Oeftaltung dieſes Geſetzes ift zunächſt 
zu bemerken, daß basfelbe außer ben früher ſchon im Gem.-Edict auf- 
genommenen Beftimmungen aud noch die Vorſchriften ber früher be: 
befondern Wahlordnung, und des Gefeges über Umlagen in fid) aufge: 
nommen und zu einem Geſetze vereinigt hat. 

In Bezug auf bie innern Anordnungen bes Geſetzes ift hervorzu— 
heben, baß es durchweg ben Gemeinden in ihren Angelegenheiten eine 
freiere Selbftbeftimmung als früher, einräumt, fohin der Autonomie ber 
Gemeinden in Bezug auf Wahl ihrer Vorfteher, auf Organifation ber 
Semeindebehörbe, auf Ordnung der gemeinblichen Angelegenheiten größeren 
Spielraum einräumt und das bisher beftandene Verhältniß ber ftaatlichen 
Bormundfchaft, Euratel, vollftändig befeitigt, und an deſſen Stelle ein 
beſchränktes Aufſichtsrecht des Staates fubftituirt, welches nur in ben 
wichtigiten Angelegenheiten, dann aber allerdings in den Maße geltend 
gemacht werden kann, daß eine Oemeinde zum Vollzug ber ihr gefeb- 
lich obliegenden Verbinblichkeiten durch die Staatsauffiht gezwungen 
werben kann. 

Für den Regierungsbezirk der Pfalz ift gleichfalls eine neue von 
ben Beftimmungen ber biesfeitigen Gemeindeordnung in manden Bes 
ziehungen abweichende Gemeindeordnung durch Geſetz von gleichem Datum, 
29. April 1869, gefhaffen worden. 


Hefeb vom 29. April 1869. 
(Die Gemeindeordnung für die Landestheile diesfeits des Rheins betr.) 


Ludwig II 
von Gottes Gnaden König von Bayern, Pfalzgraf bei Uhein, Herzog von Bayern, 
Franken und in Schwaben ꝛc. ꝛc. 
Wir haben die Geſetze und PVerorbnungen über bie Verfaflung 
und Berwaltung der Gemeinden des Königreihes, dann über bie Ge: 
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meinbeumlagen, bie Gemeinbewahlen und bie Verwaltung bes örtlichen 
Stiftungsvermögens einer Reviſion unterftellen Taffen und nad Ber: 
nehmung Unferes Staatsrathed und mit Beirat und Zuftimmung ber 
Kammer ber Reichsräthe und der Kammer ber Abgeorbneten, dann be: 
züglih des Art. 14 und bes Art. 67 unter Beobachtung der in $ 7 
Tit. X. der Verfaſſungsurkunde vorgefhriebenen Form, befchlofien und 
verorbnen, was folgt: 


Erfte Abtheilung. 
Yon den Gemeinden und der Gemeindeverfaffung. 


Art, 1. 


Die Gemeinden find öffentliche Körperfhaften mit dem Rechte der 
Selbitverwaltung nah Maßgabe der Gejepe. 


Art. 2, 


Die am 1. Juli 1869 bejtehenden Gemeinden und Gemeindebezirke 
werben beibehalten, jo lange fi nicht nah Maßgabe des gegenwärtigen 
Geſetzes Aenderungen ergeben. 


Art. 3. 


Jedes Grundſtück muß einem Gemeinbebezirke angehören, Aus: 
genommen find größere Waldungen, Freigebirge und Seen, welde bis 
jest feiner Gemeindemarkung zugetheilt waren, 

Diefelben bilden auch künftig eigene, von dem Gemeindeverbande 
ausgefhloffene Markungen, innerhalb deren die Ortspolizei der Diſtrikts— 
polizeibehörde zuftebt. 

Die Eigenthümer der dazu gehörigen Orundftüde haben innerhalb 
dieſer Markungen die im öffentlihen Intereſſe begründeten gefeßlichen 
Berpflihtungen ber Gemeinden zu erfüllen, insbefondere bie erforderlichen 
Berbindungswege, Brüden, Stege, fowie die zur Verhütung von Unglüde: 
fällen erforberlihen Sicherheitsvorrichtungen herzuftellen und zu unterhalten. 

Wenn innerhalb folder Markungen bleibende Nieberlafiungen be: 
ftehen oder neu begründet werden, fo find biefe nebft ben dazu gehörigen 
Grundſtücken nad Vernehmung der Betheiligten durch das Staatsmini: 
fterium bes Innern einer der nächltgelegenen Gemeinden zuzutbeilen. 

Abgeſehen von befonderen Verträgen entjteht durch biefe Zutheilung 
fein Anfprud auf Theilnahme an den im Gemeindeverbande begründeten 
Vermögensrechten. 


Art. 4. 
Nur mit Zuſtimmung aller Betheiligten und mit Genehmigung 
des Staatsminiſteriums des Innern kann erfolgen: 
1) die Vereinigung mehrerer bisher für ſich beſtandener Gemeinden; 
2) die Wiederauflöſung ſolcher Verbände; 
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3) die Errichtung neuer Gemeinden aus Theilen beftehender Gemeinde: 
marfungen; 
4) die gänzlihe Auflöfung von Gemeinden. 

Sonftige Veränderungen beftehender Gemeinbebezirfe oder abge 
fonderter Markungen bebürfen gleichfalls der Genehmigung des Staate- 
minifteriums des Innern. Liegt bie Zuftimmung aller Betbeiligten nicht 
vor, jo kann eine ſolche Veränderung nur im Falle dringenden öffentlichen 
Debürfnifjes durch das Etaatsminifterium des Innern verfügt werben. 

Für die Zuftimmung ber betheiligten Gemeinden wird in Gemein- 
ben mit ftädtifher Verfaſſung ein übereinjtimmender Beihluß des Magi— 
ftvats und der Gemeindebevollmäcdhtigten erfordert; in ben übrigen Ge: 
meinden iſt in den Fällen des Abſ. I. Ziff. 1 bis 4 die Zuftimmung 
von mindeftens zwei Drittheilen ſämmtlicher Gemeindebürger, in anderen 
Fällen ein zuftimmender Beſchluß des Gemeinde: Ausfhuffes erforderlich. 

Die freiwillige Auflöfung einer Gemeinde darf nur ftattfinden, 
wenn bie Erwerbung neuer Heimatrechte für bie dort heimatberechtigten 
Perfonen geſichert ift. 

Art. 5. 

Leder Ortſchaft, welche bisher ein eigenes Gemeinde: oder Stif: 
tungsvermögen befeffen bat, verbleibt ihr ausſchließendes Eigenthumsrecht 
und, foweit nicht durch Verträge anders bejtimmt ift, das Recht gefon- 
derter Verwaltung und Benützung. 

Ebenjo bleiben die beftehenden Rechte unverändert, wenn ein eigenes 
Gemeinde: oder Stiftungs: Vermögen zu dem Bermögen einer dem Ge: 
meindeverbande einverleibten Markung oder eines einzelnen Gemeinde: 
bezirkes gehört. 

Die Beitimmung des Abf. I. findet aud; dann Anwendung, went 
die Vereinigung mehrerer Drtfchaften oder Gemeinden, fowie bie Ein- 
verleibung abgeſonderter Markungen in einen Gemeindebezirt nad) Maß: 
gabe des gegenwärtigen Geſetzes ftattfindet. 


Art. 6. 


Mehrere benachbarte, demjelben Diftriftsverbande angehörige Ge: 
meinden fünnen in eine Bürgermeifterei vereinigt werben. 

Bei vorhandener Zuftimmung ber Gemeinde-Ausſchüſſe ſämmtlicher 
betheiligter Gemeinden genügt für Bildung, Veränderung oder Wieder: 
auflöfung ſolcher Verbände die Genehmigung der Kreisverwaltungsftelle; 
in Ermangelung allfeitiger Zuftimmung fann hierüber nur nad Ber: 
nehmung der Betheiligten und bes betreffenden Diſtriktsrathsausſchuſſes 
durch das Staatsminifterium des Innern verfügt werben. 


Defanntmahung Des f. Staatöminifteriums Des Innern vom 
18. Zuli 1869, Die Bildung Der Bürgermeiftereien betr. 


In Art, 6 der Gemeindeordnung für die Landestheile biesjeits bes Rheins 
it, unabhängig von der in Art. 4 geregelten gänzlichen — mehrerer Ge⸗ 
meinden, bie Bildung von Buͤrgermeiſtereien zuge alten und zwar 
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berart, baß eine ſolche durch das Staatsminifterium bes Innern auch gegen ben 
Willen der betrefienden Gemeinden verfügt werben kann. 

Die Einrihtung der Bürgermeiftereien, welche fi anderwärts erprobt hat, 
befteht zunächſt in ber Beftellung eines gemeinfamen Vorſtandes für 
mehrere Gemeinden — des Bürgermeijterd — mit dem in Art. 150 der Gemeinde: 
ordnung bezeichneten Birkungekreife und jol die Gewinnung tüctiger Männer 
für die Handhabung der Polizei und für die Geichäftsleitung überhaupt auch in 
fleineren Gemeinden ermöglichen, außerdem joll dieje Ginritung dazu dienen, die 
allzugroße Zahl der unbedeutenden Ortspolizeibezirfe zu vermindern und dadurch 
ben Geſchäftsverlehr zwiſchen den Behörden und den einzelnen Gemeinden zu er: 
leiptern, fowie die Vereinigung ber betheiligten Gemeinden zur Erfüllung einzelner 
Zwede, namentlich zur gemeinidaftlihen Aufftellung und Bezahlung von Gemeinde: 
ſchreibern, Gemeinde-Einnehmern (Art, 129 der neuen Gemeindeordnung) und 
Polizeibedienfteten (Art. 141 der neuen Gemeindeordnung) anzubahnen. 

Da fi durch die gemeinjame Koftendedung eine Erſparung für die einzel: 
nen Gemeinden ober doch die Möglichkeit der Wahl befferer Organe ergibt, ba 
ferner weder bie Vermögensrechte, noch die Selbfiftändigfeit ber Gemeinden durch 
deren Ginverleibung in eine Bürgermeifterei eine Schmälerung erleiden und ba 
enbli die wichtigen Rechte, welche ben Gemeinden durch die neuere Gejeßgebung 
übertragen find, nur dann zur vollen und gedeihlichen Wirffamfeit gelangen können, 
wenn die Gefhäftsführung der GemeindesVerwaltungen eine möglichſt geordnete 
ift, und zugleid für ein entſprechendes Hilisperfonal Sorge getragen wird, fo er: 
ſcheint es im Anterefie des Etaates wie der Gemeinden dringend geboten, daß bie 
Ginrihtung der Bürgermeiftereien wo nur immer tbunlih und in einer ben Ab- 
fihten der neuen Gemeindeordnung entſprechenden Weife in’s Leben gerufen werde. 


Zu dieſem Behufe werden folgende Directiven ertheilt: 


1) Zu einer Bürgermeifterei Fönnen nad dem Geſetze zwei ober mehrere 
Landgemeinden vereinigt werden, welde in ein und berfelben Diftrifts» Gemeinde 
fih befinden und berart geiegen find, da die Bildung eines zufammenhängen: 
den Bürgermeifterei: Bezirfes möglich iſt. 

Die Vereinigung einer Landgemeinde mit einer Gemeinde, welde bie 
ſtädtiſche Berfafinng bat, zu einer Bürgermeifterei ift unzuläffig; ebenfowenig dürfen 
zwei Gemeinden, welche zwar in bemijelben Bezirtsamtsiprengel, aber nicht in ber 
nämlichen Diftriftsgemeinde gelegen find, zu einer Bürgermeifterei vereinigt werden. 


2) Die ang Serra führt in der Regel ben Namen derjenigen Gemeinde, 
welhe am meijten Bevölferung zählt, 


3) Der Umfang, welden bie einzelnen Bürgermeijtereien erhalten jollen, 
bemißt fih nad ber Eingangs erwähnten Zwedbeftimmung der neuen Einrichtung. 
Hienach iſt alio imsbejondere bei der Bezirfsbildung einerjeits zu berüdjichtigen, 
bag nad ben bisherigen Griabrungen viele Heinere Gemeinden ihrer abminitra 
tiven Aufgabe nicht zu genügen vermochten und daher die Bildung entiprechender 
Berwaltungsbezirte wünſchenéwerth erjcheint, anderjeits aber muß im Auge behalten 
werden, daß der gemeinfame Vorftand nicht dur eine allzugroße räumliche Aus: 
dehnung des Bezirks an der Erfüllung feiner Obliegenbeiten namentlih in Bezug 
auf die Polizeiverwaltung und Seichättsleitun gehindert fein darf. 

Da bier vor Allem bie örtlihen Verbältnifje maßgebend find, jo wird von 
einer allgemein anwendbaren pofitiven Vorſchrift abgefeben und lediglich beifpiels: 
weife bemerkt, baß einer Bürgermeifterei in der Negel nicht mehr als vier Gemein: 
ben zugutbeilen find, ferner daß eine Vereinigung in ber Regel nicht einzutreten 
bat, wenn bie zent ber im einzelnen Falle in Frage kommenden Gemeinden 
mehr als eine Wegftunde von einander entfernt liegen, oder wenn ber Berfehr 
unter benfelben durch befondere locale Hinderniſſe, 3. B. durch einen unüberbrüdten 
Strom wejentlich erjchwert if. Von einer Ginverleibung zweier, wenn auch nahe 
gelegener Gemeinden kann ferner, vorbehaltlih der freiwilligen Vereinigung, Um— 
gang genommen werben, wenn jede biefer Gemeinden wenigflens 1100 Seelen 
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zählt, während ſelbſtverſtändlich bei Zutheilung einer Fleineren Gemeinde zu einer 
größeren die Seelenzahl der letzteren nicht entjcheibet. 

4) Unter Beachtung der vorfiehend sub Ziff. 1 und 3 angeführten Mo: 
mente haben bie f. Bezirfsämter ungefäumt einen Plan darüber au ent: 
werfen, in welder Weiſe die ihnen unterſtehenden Diftrifte in Bürgermeiftereien 
einzutbeifen feien, und fobann die Verwaltungen ber betbeiligten Gemeinden zu 
einer gemeinfamen Beiprehung der fie betreffenden Vorſchläge fowie zur jedoch 
gejonderten Beſchlußfaſſung hierüber aufzufordern. 


5) Die Vorftänbe ber Bezirfsämter find verpflichtet, bie Borbefprehung 
wo möglich perfönlih an Ort und Stelle zu leiten und die Gemeindeverwaltungen 
unter Hinweis auf die Art. 6, 141, 151, 152 und 198 ber neuen Gemeinde: 
ordnung insbefondere aufmerfiam zu machen: 


a) daß die Einrichtung ber Bürgermeiftereien in ber Pfalz, ſowie in auswärtigen 
Staaten längſt beflcht und erprobt ift; 


b) daß diefelbe namentlich zur Verbefferung ber Polizei und der Geſchäftsführung 
auf dem Lande von weientlihem Vorteile ift und zwar um jo mehr, als bie 
Berwaltungsbefugniffe und Gefchäfte der Gemeinden wejentlid erweitert find; 

e) da bie einzelnen Gemeinden durch die Einverleibung in eine Bürgermeifterei 
keineswegs ihre Selbſtſtändigkeit verlieren, jondern auch fernerhin berechtigt 
find, ihre eigenen Beigeordneten und Verwaltungen zu wählen und ibre 
Angelegenheiten felbft zu bejorgen, indem nur ber Borftand und das dem— 
felben unentbehrliche Sienftperfonal gemeinfam wird; 


d) daß bie Gemeinden an ihrem Vermögen in feiner Beziehung eine Einbuße 
erleiden und andererſeits durch einmithiges Zufammenwirken ihre Aufgabe 
beffer erfüllen und namentlich die Koften für das Polizeidienftperfonal, wel: 
ches von ben Gemeinden nach Art. 141 ber Gemeinde-Orbnung aufgejtellt 
werben muß, leichter beftreiten können; 

e) daß das Gefek die zwangsweife Vereinigung ber Gemeinden zu einer Bürger: 
meifterei geftattet; 

f) endlich daß die Auflöfung ber Bürgermeiftereien mit böberer m... 
rg wieder erfolgen könne, wenn fih die Bereinigung als unzuträgli 
erweift, 

6) Die Beihlußfaffung, welche von jeber Gemeindeverwaltung gefonbert 
vollzogen wird, bejhränft fih einfah darauf, ob die Gemeinde N. N. 
Aloe fei, fih mit ber oder den Gemeinden N. N. zu einer 

ürgermeifterei zu vereinigen. Der Beichluß iſt fofort niederzufchreiben 

und von ber Verwaltung zu unterzeichnen; zuſtimmende Beichlüffe bedürfen Feiner 
Motivirung, dagegen find, im Falle der Eintritt in den Bürgermeiftereibezirk ver— 
weigert wird, die Gründe ber Weigerung Furz anzugeben. 


7) Sobald bie Beihlußfafiung von fämmtlihen in Frage kommenden Ge: 
meindeverwaltungen vollzogen ift, haben bie Bezirfsämter unter Anwendung ber 
beiliegenden Formulare folgende drei Ueberfihten, nad Diftriftsgemeinden geord⸗ 
net, berzuftellen: 

A. eine Ueberſicht derjenigen Gemeinden, welche ſchon nad dem erjien Plane 
des Bezirksamts Feiner Bürgermeifterei einverfeibt werben jollen ; 


B. eine Weberficht derjenigen Gemeinden, welde ihren Eintritt in eine Bürger: 
meifterei freiwillig erflärt haben; endlich 

C. eine Weberficht derjenigen Gemeinden, welche ben Eintritt in eine Bürger: 
meifterei abgelehnt haben. 

In Bezug auf die sub C aufgeführten Gemeinden und deren Beſchlüſſe 
ift der Difiriftsratb8 :-Nusfhuß 8* mit ſeinem Gutachten zu vernehmen, 
welches in die betreffende Rubrik der Ueberſicht in gedrängter Form einge— 
tragen wird. 
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8) Die in Ziffer 7 erwähnten Ueberſichten müſſen nebft ben relevanten 
Berhandlungen bis längfiens 1. September b. J. ber betreffenden Kreisregierung, 
K. d. %., vorgelegt fein, welche bie Weberfihten A unb C mit ihrem Fur; und 
bündig gefaßten, jeboch erihöpfenden Gutachten, bie Ucberfiht B aber mit bei 
competenzmäßigen Beſcheidung verfiebt, und hierauf ſämmtliche Vorlagen — ohne 
weitere Mundirung — bis längitens 20. September an bas unterzeichnete 
f. Staatsminijterium einfendet. — Gingebendere Borlageberidhte find, wenn nicht 
ein befonberer Anlaß gegeben ift, weder von ben Bezirfsämtern, noch von ben 
Kreisregierungen zu erftatten, jedoch haben bie Bezirfsämter kurz anzugeben, in 
welchen Fällen die Beiprehung burd Beamte des Bezirfsamts geleitet wurben 
und aus welhen Gründen eine ſolche Leitung etwa unterblieben ift. 

Sollte bie Kreisregierung in dem einen ober anderen ber in ber licher: 
—* A erwähnten Fälle abweichend von dem Gutachten des Bezirksamts der An— 
hauung fein, daß eine Gemeinde nachträglich einer Biürgermeifterei einverleibt 
werben jolle, jo bat zwar gleihwohl fofort die Einſendung ber fämmtlichen Bor: 
lagen an bas unterzeichnete F. Staatsminifterium zu erfolgen, über ben betreffenden 
Fall find jedoch in ber Zwilchenzeit Specialverhandlungen einzuleiten, worauf fo= 
dann eventuell nad Vernehmung bes Diftriftsraths : Ausihufes das Weitere zu 
verfügen und eine nachträgliche Vorlage anher zu maden ift. 

Indem bas k. Staatsminifterium wiederholt betont, wie bie entfprechende 
Bildung von Bürgermeiftereien wefentli zur Berbefierung der Polizei auf dem 
Lande, fowie zur Gejchäftserleihternug ber Bezirfsämter und zur Verwirklichung 
ber Intentionen der neuen Gemeindeordnung beitragen Tann, gibt es fich ber Er: 
wartung bin, daß die Behörden Alles aufbieten werben, nicht nur felbit in ben 
Geift der neuen Geſetze einzubringen, fondern aud das Mißtrauen, welches nicht 
jelten einer neuen Einrichtung entgegengetragen wird, zu bejeitigen und möglichit 
zahlreiche freiwillige Vereinigungen herbeizuführen, 


Münden, den 18. Juli 1869. 


Art. 7. 
Streitigfeiten über Gemeindemarkungs- und Flur-Grenzen werben 
im gewöhnlichen Inftanzenzuge durch die Verwaltungsbehörden entſchieden, 
unbeſchadet der richterlihen Zuſtändigkeit hinſichtlich der etwa bieburd) 
berührten Privatrechte. 


Art. 8, 

Die Gemeinden haben entweder die ftädtifche oder die Landgemeinde: 
Verfaſſung. 

Art. 9. 

Zur Annahme und Beibehaltung der ſtädtiſchen Verfaſſung ſind 
jene Gemeinden, welche Stadt- oder Marktrecht erworben haben, berechtigt. 
Solche Gemeinden ſind vorbehaltlich der Beſtimmung des Abſ. V. jeder— 
zeit befugt, die Verfaſſung der Landgemeinden anzunehmen. 

Ihnen bleibt in dieſem Falle der Name Stadt oder Markt mit 
dem bis dahin geführten Wappen und die Befugniß, ihre frühere Ver— 
faſſung bei dem Beginne jeder Wahlperiode wieder anzunehmen. 

Zu jeder derartigen Aenderung iſt die Zuſtimmung von zwei Dritt— 
theilen aller Gemeindebürger und die Anzeige an die vorgeſetzte Ver— 
waltungsbehörde erforderlich. 
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Ein hierauf gerichteter Antrag muß von der Gemeindeverwaltung 
zur Abftimmung gebracht werben, wenn er von wenigſtens bem zehnten 
Theile der Gemeindebürger oder in Gemeinden mit ftädtifher Verfaſſung 
von den Gemeindebevollmächtigten geftellt ift. 

Die Einreidung von Landgemeinden in bie Claſſe der Städte und 
Märkte mit ftädtiicher Verfaffung, der Eintritt einer Stadtgemeinde in 
die Claſſe der den Kreisverwaltungsftellen unmittelbar untergeordneten 
Städte, fowie der Nüdtritt einer jolden Stadtgemeinde in eine andere 
Claſſe von Gemeinden kann nur auf Grund eines mit Zuftimmung von 
zwei Drittheilen ſämmtlicher Gemeindebürger geftellten Antrages ber be 
treffenden Gemeindeausſchüſſe, beziehungsweiſe Magiftrate, durch Fönigliche 
Entſchließung bewilligt werden. In den beiden letzteren Fällen erfolgt die 
fol. Entſchließung nad vorgängiger Einvernehbmung bes Landrathes. 


Zweite Abtheilung. 
Yon den Gemeindebürgern, deren Bedten und Pflichten. 


Art, 10. 
Das Bürgerrecht wird nur durch ausbrüdliche Verleihung erworben. 


Art. 11. 


Befähigt zur Erwerbung des Bürgerrechtes find nad erreichter 
Volljährigkeit jelbftftändige Männer, welche ſich im Befite des bayerijchen 
Indigenats befinden, in der ©emeinde wohnen und bafelbft mit einer 
birecten Steuer angelegt find. 

Als jelbftftändig find nicht zu erachten: 

1) Perfonen, welde auf Grund richterlidyer Verfügung unter Euratel 
ftehen ; 

2) Dienftboten, Gewerbsgehilfen und Hausföhne, welde im Brobe des 
Dienſtherrn oder Familienhauptes ftehen und Feine eigene Wohnung 
haben. 

Steuern, welde die ungejchiedene Ehefrau und minderjährige im 
elterlichen Brode ftchende Kinder zu entrichten haben, werden dem Ya: 
miltenhaupte zugerechnet. 

Unter denjelben Vorausfeßungen find vorbehaltlih der Beitimmungen 
bes Art. 14 Ausländer zur Erwerbung bed Bürgerrechtes befähigt. 

Die Staatsregierung ift jedoch beredtigt, für Angehörige jener 
auswärtigen Staaten, in welden die Bürgerredhtserwerbung bayeriſcher 
Stantsangehöriger weitergehenden Beſchränkungen unterworfen ift, im 
Verordnungswege biejelben Beſchränkungen feftzufegen. 


Art. 12, 


Die Gemeinden find befugt, jeden Befähigten bas Bürgerrecht 
auf Anfuchen zu verleihen, 
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Art. 13. 

Anfprud auf Verleihung des Bürgerrehts haben alle hiezu nad 
Art. 11 befähigte Perfonen, wenn fie entweder in ber Gemeinde bas 
Heimatrecht befigen, oder wenn fie feit zwei Jahren in der Gemeinde 
gewohnt, während biefer Zeit eine bajelbft angelegte directe Steuer und 
die fie treffenden Gemeinbeabgaben entrichtet haben. 

Die Gemeinde ift jedoch zur Verſagung des Bürgerrechts befugt: 

a) wenn ber Bewerber innerhalb der feiner Bewerbung vorausgehenden 
zwei Jahre eine Unterftübung aus Mitteln der öffentlichen Armen: 
pflege nachgeſucht oder erhalten hat; 

b) wenn er wegen eines Verbrechens ober wegen Vergehens bes Dieb: 
ftahl8, der Unterfchlagung, des Betrugs, der Hehlerei ober ber 
Fälſchung verurtheilt worben ift, oder in Folge rechtskräftiger Ver— 
urtbeilung wegen eines andern Vergehens die in Art. 28 Ziff. 4 
und 5 des Strafgefeßbuches bezeichneten Fähigkeiten oder einzelne 
derfelben verloren bat, jo lange nicht vollftändige Rehabilitation 
erfolgt iſt; 

ec) wenn gegen ihn durch vechtöfräftiges rvichterliches Urtheil die Zu: 
läffigfeit der Verwahrung in einer Polizeianftalt oder die Stellung 
unter Polizeiauffiht ausgefprohen war und er fi von bem Zeit: 
punkte an, wo bie verhängte Mafregel beenbigt ober deren Zu: 
läſſigkeit erlofhen ift, nicht zwei Jahre vor ber Bewerbung Faglos 
verhalten hat; 

d) wenn er zur Zeit ber Bewerbung einer ftrafredtlichen Verfolgung 
wegen Verbrechens oder wegen einer ftrafbaren Handlung unterliegt, 
wegen weldyer der Verluft der im Strafgefeßbud Art. 28 bezeichneten 
Rechte oder einzelner berfelben oder die Zuläffigkeit der Verwahrung 
in einer Polizeianftalt oder ber Stellung unter Polizeiauffiht aus: 
gefprochen werben kann; 

e) wenn er bie Straffolge bes Berluftes eines öffentlichen Dienjtes 
durch richterliches Urtheil verwirft hat und nad; Beendigung bes 
Strafvollzugs nicht zwei Jahre verfloffen find; 

f) wenn er einem gerichtlichen Verfahren wegen Verhängung ber Eu: 
ratel unterliegt; 

g) wenn gegen ihn ein gerichtliches Gantverfahren eröffnet wurde, fo 
lange dieſes Verfahren nicht beendigt ift. 

Art. 14. 

Wird auf Grund ber Art. 12 oder 13 das Bürgerrecht an Aus: 
länder verliehen, weldye die nad) den Geſetzen ihres Landes erforderliche 
Auswanderungsbewilligung beigebracht haben, fo erwerben fie durch ben 
bewilligenden Beſchluß, wofür in den einer Diftriftsverwaltungsbehörde 
untergeorbneten Gemeinden bie Beftätigung diefer Behörde erforderlich ift, 
zugleich das bayeriſche Indigenat. 

Rar, Handbuch der bayer. Diftr. VBerw. Behörden. III. Aufl. 40 
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Art. 15. 

Inländer, welche in einer Gemeinde ein beſteuertes Wohnhaus 
beſitzen oder mit direceten Steuern mindeſtens in demſelben Betrage wie 
einer ber drei höchſtbeſteuerten Einwohner angelegt find, können das 
Bürgerrecht in biefer Gemeinde auch dann anfprechen, wenn fie die nad) 
Art. 11 erforderliche Befähigung nicht haben. Die Beftimmungen bes 
Art. 13 Abſ. I. lit. a bis e und Hit. g find jedoch aud in diefem Falle 
anwendbar. 

Befindet fi ein befteuertes Wohnhaus im gemeinſchaftlichen Be: 
fie mehrerer Perfonen, jo kann nur eine berjelben die Verleihung bes 
Bürgerrechts auf Grund biefes Befiges in Anſpruch nehnten. 

Unter den Borausjegungen des Abſ. I. können auch juriſtiſche 
Perfonen und privatrechtliche Vereinigungen die Verleihung des Bürger: 
rechts anſprechen. 

Perſonen, welche auf Grund des Abſ. J. oder II. das Bürgerrecht 
erworben haben und nicht in der Gemeinde wohnen, dann juriſtiſche 
Perſonen und privatrechtliche Vereinigungen können ihr Bürgerrecht durch 
einen Vertreter ausüben, welcher das bayeriſche Indigenat beſitzt, voll—⸗ 
jährig und ſelbſtſtändig iſt, und keinem ber in Art. 13 Abſ. II. aufge: 
ftellten Ausfchliefungsgründe unterliegt. 

Frauen, minderjährige und andere unfelbftftändige Berfonen, dann 
juriftifche Perfonen und privatrechtlihe Vereinigungen müſſen fi eines 
foldyen Vertreters bedienen, wenn fie die mit dem Bürgerrechte verbunde: 
nen Stimmrechte ausüben wollen. 


Art. 16. 

Ueber Geſuche um Verleihung des Bürgerrechts beſchließt die Ge 
meindeverwaltung. In Gemeinden mit ftädtifher Verfaſſung ift jedoch 
bie Zuſtimmung der Oemeindebevolmädtigten erforberlih, wenn das 
Bürgerrecht einer Perfon verliehen werben ſoll, welche barauf feinen ge 
jeglichen Anſpruch Hat oder welcher ein in Art. 13 Abſ. II. bezeichneter 
Berfagungsgrund entgegeniteht. 

Art. 17. 


Zur Erwerbung des Bürgerrechts find nad Aufforderung ber Ge: 
meinbevermwaltung biezu befähigte Perfonen verpflichtet, wenn fie feit fünf 
Jahren in der Gemeinde wohnen und während diefer Zeit mit bdivecten 
Steuern im jährlichen Geſammtbetrage von minbeftens 

vier Gulden in Gemeinden über 20,000 Seelen und 
drei Gulden in ben übrigen Gemeinden 
angelegt waren. 

Diefe Verpflichtung erſtreckt fih nit auf Perfonen, welche fi in 
Folge eines öffentlihen Dienftverhältnifies in der Gemeinde aufhalten, 
fo lange fie im activen Dienfte ftehen und nur mit Kapitalrenten= ober 
Einkommen: Steuer in der Gemeinde angelegt find. Dasfelbe gilt auch 
von Perſonen, welde in Folge ihres früheren Dienftverhältnijfes aus 
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einer Kafje des Staates, einer Gemeinde oder äffentlihen Stiftung eine 
Penfion beziehen, jo lange fie nur mit Kapitalrenten- oder Einfommen- 
Steuer angelegt find, 

Art. 18. 

Das auf Grund ber Art. 12 bis 14 erworbene Bürgerrecht geht 
mit dem Berlufte der nah Art. 14 erforderlichen Befähigung verloren, 
infoferne nicht bie Borausfegungen bes Art. 15 beftehen. 

Das auf Grund des Art. 15 Abſ. I. bis II. von Perfonen, welche 
die nach Art. 11 erforderliche Befähigung nicht befigen, erworbene Bürger: 
recht erliicht mit dem Wegfalle der dortjelbft bezeichneten VBorausfeßungen, 
joferne nicht jene Perfonen die in Art. 11 vorgefchriebene Befähigung 
erworben haben. 

Wer nad) eingetretenem Verluſte des Bürgerrehts in einer Ge: 
meinde dieſes in ber nämlichen Gemeinde wieder erwirbt, ift von Ber 
zahlung der in Art. 20 und 22 bezeichneten Gebühren befreit, wenn und 
fomweit er biefe Gebühren früher ſchon an biefelbe Gemeinde bezahlt hat. 

Erfolgt der Verluſt des Bürgerrechts lediglich deshalb, weil die 
betreffende Perfon aufhört, ſteuerpflichtig oder felbititändig zu fein, fo zieht 
berfelbe den Berluft der Anfprühe auf Mitgenuß der örtlihen Stiftungen 
und Wohlthätigkeitsanftalten, fowie auf Mitbenußung der Gemeinde: 
anftalten nicht nach fidh. 

Art. 19. 


Mit dem Bürgerrechte wird das Heimatredht in ber Gemeinde nad) 
ben Beftimmungen des Geſetzes vom 16. April 1868 Art. 5 erworben, 

Der Gemeindebürger genießt ferner das Recht, nad) den Beftim- 
mungen bed gegenwärtigen Geſetzes: 

1) bei Berathung und Abjtimmung über Oemeindeangelegenheiten mit: 
zuwirfen ; 

2) zu Gemeindeämtern zu wählen und gewählt zu werben; 

3) an dem Gemeindegut und deſſen Nubungen, fowie nah Maßgabe 
der Stiftungsurfunden an den Vortheilen der örtlihen Stiftungen 
Theil zu nehmen; 

4) die Gemeinbeanftalten zu benützen. 

Er ift dagegen verpflichtet: 

1) zur Dedung der Gemeindebebürfnifje unter den gefeßlihen Voraus: 
ſetzungen verhältnigmäßig beizutragen; 

2) ©emeindeämter, zu welchen er gewählt wird, foferne ihm nicht ge: 
fegliche Ablehnungsgründe zur Seite ftehen, anzunehmen und während 
ber bejtimmten Dauer zu verwalten. 

Art. 20. 

Die Gemeinden find befugt, von jedem neu aufgenommenen Ge: 
meindebürger eine Aufnahmsgebühr zu erheben und die Wirkfamkeit des 
Bürgerrechts von ber Bezahlung diefer Gebühr abhängig zu maden, 

Diefelbe darf in Gemeinden von mehr als 20,000 Seelen 100 ft., 
in Gemeinden von mehr als 5,000 Seelen 75 fl., in Gemeinden von 

40 * 
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mehr als 1,500 Seelen 50 fl., im fleineren Gemeinden 25 fl. nicht 
überfteigen. 

Fir Ausländer können, foweit nicht Staatöverträge entgegenftehen, 
die für Inländer feftgejegten Beträge bi8 zum Doppelten erhöht werben. 


Art. 21. 


Wenn ein in Anwendung des Art. 17 Abſ. I. aufgenommener 
Bürger binnen zwei Jahren nad Erwerbung des Bürgerrehts aus der 
Gemeinde wegzieht und binnen drei Jahren nad dem Abzuge das Hei: 
matrecht für ſich und feine Fanmilienangehörigen in einer anderen Ge: 
meinde erwirbt, fo hat er Anſpruch auf Nüderfaß der Hälfte der bezahlten 
Aufnahmsgebühr. 

Art. 22, 

Die Gemeinden find befugt, die Theilnahme an Almenden und 
fonftigen Nutungen des Gemeindevermögens von Entrichtung einer Ge: 
meinderechtsgebühr abhängig zu machen, welde den fünffacdhen Betrag 
des Durchſchnittswerthes der einjährigen Nutzung nicht überfteigen darf. 

Eine ſolche Gebühr kann nicht gefordert werden, wenn ber An: 
ſpruch des Neueintretenden auf einem befonderen Privatrechtstitel beruht 
oder nad) redhtsbegründetem Herfommen mit dem Befige des von ihm 
erworbenen Haufes oder Gutes verbunden ift. 

Die Gemeinden find befugt, von juriftifhen Perfonen und privat: 
rechtlichen Vereinigungen, welche außer dem Falle des Abj, I. die Theil: 
nahme an Gemeindenugungen anſprechen, nad Ablauf von je 25 Jahren 
die in Abſ. I. bezeichnete Gebühr auf's neue zu erheben. 

Vorſtehende Beftinnmungen finden aud analoge Anwendung bei 
einzelnen Ortſchaften (Art. 5), melde an ihrem befonderen Gemeinde: 
vermögen berartige Nutungen gewähren. 


Art, 23. 


Ueber die Erhebung und Regulirung der Aufnahms- und Ge: 
meinberechts Gebühren hat in Gemeinden mit ftädtifcher Verfafjung ber 
Magiftrat unter Zuftimmung ber Gemeindebevollmächtigten, in ben übrigen 
Gemeinden die Gemeindeverfammlung zu beſchließen. Im alle bes 
Art. 22 Abſ. IV. steht die Beihlußfaffung der Verfammlung der im 
Orte wohnenden Bürger zu. Die feftgeftellten Regulative find öffentlich 
befannt zu machen. 

Tür gering bemittelte Perfonen darf, wenn fie ſchon in der Ge 
meinde heimatberechtigt find, die Aufnahmsgebühr nicht die Hälfte, wenn 
fie nicht heimatberechtigt find, nicht zwei Drittheile des in Art. 20 feſt— 
gejegten Marimalbetrages überfteigen. Zu ben gering Bemittelten find 
jedenfalld Diejenigen zu rechnen, deren Stenerzahlung die in Art. 17 
Abſ. I. bezeichneten Jahresbeträge nicht überfteigt. 

Mer an die Gemeinde bereits eine Heimatgebühr entrichtet bat, 
darf den bezahlten Betrag an ber ihn treffenden Aufnahmsgebühr 
abredynen. 
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Art. 24, 

Die emeindeverwaltungen find befugt, volljährigen und ſelbſt— 
ftändigen Männern das Ehrenbürgerredht zu verleihen. 

In Gemeinden mit ftädtifher Verfaffung ift die Zuftimmung ber 
Gemeindebevollmädhtigten, in Landgemeinden die Zuftimmung ber Ge: 
meindeverfammlung erforderlich. 

Die Berleihung des Ehrenbürgerrehts an Nusländer bedarf über: 
died der Föniglihen Beftätigung. 

Mit dem Ehrenbürgerredhte find weder die Rechte noch die Pflich- 
ten ber Gemeindebürger verbunden. 

Art. 25. 

Wer in einer Gemeinde begütert ift oder ein befteuertes Recht 
ausübt, ohne dafelbft zu wohnen, bat auf Verlangen der Gemeinde: 
verwaltung zur Erfüllung feiner Berpflihtungen gegen die Gemeinde 
einen Einwohner ald Bevollmächtigten aufzuftellen. 


Dritte Abtheilung. 
Bon dem Gemeinde: und Stiftungsvermögen, den Gemeinde- 
bedürfniffen und den Mitteln zu deren Befriedigung. 


Erfter Abſchnitt. 
Bon dem Gemeindevermögen. 


Art. 26, 

Die Gemeinden find verbunden, den Grundftod ihres Vermögens 
ungefchmälert zu erhalten und veräußerte Beſtandtheile des rentirenden 
Vermögens durch Erwerbung anderer rentirender Objecte fofort oder 
mindeſtens allmählich nad) vorher feitgeftelltem Plane zu erjegen. 

Abweihungen von diefen Vorſchriften können nur mit Genehmi— 
gung der vorgefegten Verwaltungsbehörbe ftattfinden. 

Art. 27. 

Die Vertheilung von Beltandtheilen des Grundftodvermögens ift 
nur bei ben ganz oder theilmweife zum Vortheile der Gemeindeangehörigen 
benüßten Gemeindegründen zur Förderung ber landwirthſchaftlichen Gultur 
gegen Auflegung eines, im fünfundzwanzigfadhen Betrage ablösbaren 
Grundzinſes zum Beſten der Gemeindekaſſe zuläffig, wenn dem Antrage 
auf Theilung und Feſtſetzung des Grundzinſes mindeſtens brei Viertheile 
der Gemeindebürger zuftimmen und wenn bie Zuftimmenden zufammen 
mehr als die Hälfte der Grundfteuern entrichten, womit die ſämmtlichen 
Gemeindebürger und Heimatberechtigten und die außer benfelben zur 
Theilnahme an den Gemeindenugungen berechtigten Perfonen in der Ge— 
meinde angelegt find. 

Auf die in Fällen bes Abſ. I. von den Gemeindeverwaltungen 
und den Gemeindeverfammlungen zu faſſenden Beſchlüſſe finden die Vor: 
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ſchriften der Art. 103 Abſ. J., Art. 118 Abſ. J., Art. 145 Abſ. IV. 
und V. keine Anwendung. 

Der Anſpruch auf einen Antheil und der Theilungsmaßſtab richten 
ſich nach den Beſtimmungen des Art. 32. 

Denjenigen, welche in Gemeinſchaft ihrer Antheile zu bleiben wine 
ihen, follen diefelden im Zufammenhange zugemefjen werben. Die zur 
Vertheilung gelangenden Antheile geben kraft des genehmigten Theilungs: 
actes in das Eigentum der Theilnehmer über. Die Erhebung von 
Zaren und Stempelgebühren findet bei ſolchen Befigänderungen nicht ftatt. 

Bei jeder Oemeindegrumdtheilung ift ein befonderer Antheil für 
ben Volksſchulfond derjenigen Gemeinde, in weldyer die Vertheilung ftatt: 
findet, auszuſcheiden. Der treffende Antheil bleibt von der Belaftung 
mit Grundzins frei. 

Borftehende Beftimmungen finden auch bei Vertheilung von Ger 
meindegründen, welche ſich im Eigentum einer einzelnen Ortfchaft be: 
finden (Art. 5), analoge Anwendung. 


Art. 28. 

Eine Bertheilung von Gemeindegründen zur Nutznießung auf Le 
bensdauer oder auf beftimmte Zeit ift ebenfalls an die in Art. 27 Abf. I. 
bezeichneten Vorausfeßungen gebunden, infoferne die Nutznießung unent: 
geldlih oder gegen Entrihtung einer dem Nußungswerthe nicht ent: 
fprechenden Abgabe geftattet werden will, 


Art. 29, 

Semeindewaldungen können nur behufs der nach den Forſtgeſetzen 
zuläffigen Rodung und nur dann vertheilt werben, wenn fie zur Wald: 
cultur nicht geeignet find oder wenn ber örtliche Ueberfluß an Wald: 
beftänden und der Mangel an Weider, Ader: ober MWiesgründen eine 
Theilung im wirthſchaftlichen Intereſſe nöthig mad. 

Der durch die Abtreibung erzielte Erlös muß in bie Kaffe ber 
betreffenden Gemeinde oder Drtichaft fließen. 


Art. 30. 

Die Bewirthichaftung der Gemeindewalbungen unterliegt ben ge: 
ſetzlichen Borfchriften. 

Art. 31. 

Der Ertrag des Gemeindevermögens ift zur Beftreitung ber Ge: 
meindebebürfnifje zu verwenden. 

Die Bertheilung von Ueberſchüſſen an bie Oemeindebürger ift nur 
dann zuläffig, wenn alle Gemeindebedürfniffe ohne Erhebung von Ge: 
meindeumlagen und örtlichen Verbrauchsſteuern gededt find, und wenn 
größere Ausgaben für außerordentliche Bedürfnifje nicht in Ausficht ftehen. 
Die Gewährung von Nutungen an Beftanbtheilen des Gemeindever: 
mögend, bei melden diefe bisher nicht üblich war, ift nur unter den 
gleihen Vorausfegungen und nur im widerrufliher Weiſe zuläffig. 
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Für Vertheilung von Ueberfhüffen aus dem Ertage des Gemeinde 
vermögens fowie für Gewährung von Nußungen an Beftandtheilen bes 
Gemeindevermögens auf Grund des Abſ. I. ift in Gemeinden mit 
ſtädtiſcher Berfaffung die Zuftimmung der Gemeindebevollmädtigten, in 
ben übrigen Gemeinden bie Zuftimmung ber Gemeinde-, beziehungsweife 
ber Orts: Verfammlung und außerdem die Genehmigung ber vorgefegten 
Berwaltungsbehörde erforderlich. 


Art. 32. 

Abgefehen von dem Falle des Art, 31 Abf. I. ift die Verwen— 
bung von Nubungen bes ©emeindevermögens zum Brivatvortheile nur 
foweit ftatthaft, als hiefür ein befonderer Nechtstitel oder rechtsbegrün— 
detes Herkommen beftebt. 

Zur Theilnahme an Gemeindenutzungen ſind, ſoferne dieſelben nicht 
nach beſonderen Rechtsmitteln ober nad rechtlichem Herkommen einzelnen 
Claſſen von Gemeindeangehörigen allein zuſtehen, berechtigt: 

1) alle Gemeindebürger, jedoch in Gemeinden, in denen eine Gemeinde— 
rechtsgebühr eingeführt iſt, nur jene, welche die ſie treffende Ge— 
bühr bezahlt haben; 

2) vormalige nubungsberedhtigte Gemeinbebürger, welche das Bürger: 
recht Iediglich wegen Berluftes der Selbftjtändigkeit im Sinne bes 
Art. 11 Abf. IL. verloren haben; 

3) Wittwen nußungsberedhtigter Gemeindebürger, wenn fie nad dem 
Tode ihres Gatten ben Hausftand in der Gemeinde fortjegen und 
bafelbft directe Steuer zahlen; 

4) elternloje Kinder vormals nubungsberedhtigter Gemeinbebürger, fo: 
ferne fie den elterlihen Hausftand in ber Gemeinde unvertbeilt 
fortfeßen und birecte Steuer zahlen. 

Andere Perfonen können an Gemeindenugungen nur auf Grund 
eines befonderen Rechtstiteld ober rechtsbegründeten Herfommens Theil 
nehmen. 

Alle Theilnahmsberechtigten haben gleihen Anfprucd, foferne nicht 
eine Ansnahme durch befonderen Rechtstitel oder rechtliches Herkommen 
begründet iſt. Im Falle von Ziff. 4 fteht ſämmtlichen Kindern nur bie 
Berechtigung auf einen Antheil zu. 


Art. 33. 

Auf den Gemeindeverbaub fi gründende Rechte auf Gemeinde: 
nußungen, welde auf einem Haufe oder Grundſtücke ruhen, dürfen bie: 
von nicht getrennt werben, 

Art. 34. 

Diejenigen, welche Gemeindenugungen beziehen, find verpflichtet, 
die auf den Dbjecten ihres Nutzungsrechtes ruhenden Laften zu tragen, 
die zur Gewinnung der Nußungen, zur Erhaltung oder Erhöhung der 
Ertragsfähigkeit erforderlichen Auslagen zu beftreiten und bie etwa ber: 
kömmlichen Gegenleiftungen an die Gemeinde zu entrichten. 
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Werben bie Erträgniffe eines Gemeindegutes theilweife zum Beften 
ber Gemeindekaſſe, theilweife zum Privatvortheile verwendet, fo find bie 
in Abf. I. erwähnten Laften und Auslagen verhältnigmäßig von der Ge: 
meinbefafje und ben Nubtungsberechtigten zu tragen, foferne nicht ein 
andermweitiges rechtsbegründetes Herkommen befteht. 

Art. 35. 

Die Gemeinden find befugt, durch nad Vorſchrift des Art. 27 
Abſ. I. gefaßte Gemeindebeihlüffe Nutzungsrechte am Oemeindevermögen, 
welche nad bisherigem Ortsgebrauche gewährt worden find, im Yalle 
des Bebürfniffes für Gemeindezwede ganz oder theilweife zurüdzuziehen, 
foferne nicht das Nugungsreht auf einem privatrechtlichen Titel beruht. 

Art. 36. 

Werden Nubungen am Gemeindevermögen auf Grund eines privat: 
rechtlichen Titels in Anfprudy genommen, fo entſcheiden hierüber im Yalle 
eines Streites die Gerichte; gründen fi die Anjprühe auf ben Ge: 
meinbeverband, fo entfcheiden die Berwaltungsbehörben. 

Art. 37. 

Die Beftimmungen bdiefes Abfchnittes finden feine Anwendung auf 
gemeinſchaftliches Privateigenthum. 

Entſteht Streit darüber, ob ein Vermögensſtück Eigenthum der Ge— 
meinde oder Privateigenthum Mehrerer ſei, oder entſteht darüber Streit 
ob und wie weit das Verfügungsrecht der Gemeinde über Gemeinde— 
vermögen kraft privatrechtlichen Titels durch Nutzungsrechte Einzelner 
beſchränkt ſei, jo bat die der betheiligten Gemeinde vorgeſetzte Verwal— 
tungsbehörde den Sühneverſuch vorzunehmen. Dieſelbe iſt berechtigt, im 
Falle verübter oder drohender Selbſthilfe, oder wenn die Verhütung 
anderer dringender Gefahren es erfordert, die nöthigen vorſorglichen Ver— 
fügungen zu treffen. Dieſe ſind ſo lange aufrecht zu halten, bis die 
Gerichte eine andere vorſorgliche Verfügung getroffen oder in ber Haupt: 
ſache, fei e8 über die Beſitz- oder die Rechtsfrage, rechtskräftig er: 
kannt haben. 

Leder Gemeindebürger kann im Interefje der Gemeinde bie Ein: 
leitung eines ſolchen Nechtsftreites beantragen. Wird von der Gemeinde 
verwaltung feinem Antrage nicht ftattgegeben, fo ift bie Entſcheidung 
ber vorgefegten Verwaltungsbehörbe zu erholen, welche berechtigt ift, ben 
Sühneverfuh vorzunehmen und wenn bdiefer mißlingt, einen Anwalt zur 
Prozepführung im Namen der Gemeinde aufzuftellen. 


Zweiter Abſchnitt. 
on den Gemeindebedürfniflen und den Mitteln zu deren 
Befriedigung. 
Art, 38. 
Außer den in befonderen Beftimmungen des gegenwärtigen Geſetzes 
ober in fonftigen Gefegen und gejegmäßigen Verordnungen feitgeftellten 
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Berpflihtungen gehört vorbehaltlich des Art. 153 Abf. II. zu ben Ob: 
liegenheiten aller Gemeinden bie Herftelung und Unterhaltung der nöthigen 
Semeindegebäude, äffentlihen Uhren und Begräbnißplätze, der erforder: 
lihen Feuerlöfhanftalten und Löfchgeräthe, die Sorge für Unterhaltung 
und Reinlichkeit der Ortsftraßen, öffentlihen Brunnen, Wafjerleitungen 
und Abzugscanäle, die Herftellung und Unterhaltung der Flur- und 
Markungs:Orenzen, der Gemeindewege, Brüden und Stege und ber 
zur Verhütung von Unglüdsfällen an ſolchen nöthigen Sicherheitsvorrid: 
tungen, die Aufftellung des zur Handhabung der Drtspolizei, ſoweit fie 
ben Gemeinden zufteht, erforderlichen Ortspolizeis und Feldſchutzperſonals, 
bie Herftellung und Unterhaltung der nöthigen Fähren, Wegweifer, Orts: 
und Warnungstafeln, fowie die Anjhaffung der Geſetz- und Amtsblätter. 

Berpflihtungen Dritter zur Herftellung und Unterhaltung joldyer 
Einrichtungen oder zur Beftreitung des erforberlihen Koſtenaufwandes 
werben biedurd nicht berührt. 


Art. 39. 

Die Gemeindenusgaben find zunächft aus ben Renten bes Ge: 
meinbevermögens, aus ben für befondere Zwecke vorhandenen Stiftungen 
oder biefür geleifteten freiwilligen Beiträgen aus ben der Gemeindekaſſe 
gefehlich zugewiefenen Gebühren und Strafgeldern, aus den für Be: 
nüßung von Oemeindeanftalten feitgefegten Gebühren und fonftigen Er: 
trägniffen diefer Anftalten, aus etwaigen Zuſchüſſen bes Staates und 
anderer öffentlicher Kaflen, fowie aus ben auf befonderen Nedtstiteln 
beruhenden Leitungen Dritter zu beftreiten. 

Soweit diefe Einfünfte für den geſetzlich feftgeftellten Bedarf nicht 
ausreichen, ift derſelbe durch Gemeindeumlagen, Verbrauchsſteuern und 
fonftige örtlihe Abgaben zu beden. 


I. Berbraudysfteuern und andere örtlide Abgaben. 
Art. 40, 


Die Gemeinden find zur Erhebung von Berbraudsfteuern und 
von örtlichen Abgaben für die Benützung ihres Eigenthums, ihrer Ans 
ftalten und Unternehmungen befugt, foweit nicht Gefeße oder Staats: 
verträge entgegenftehen. 

Neue in ben Landestheilen diesfeits des Rheins bisher nicht in 
Uebung gewefenen Verbrauchsſteuern können nur mit gefegliher Ermäd- 
tigung eingeführt werben. 

Die Beihlußfafjung über Einführung oder Erhöhung von Ber: 
braudhsftenern und örtlihen Abgaben fteht in Gemeinden mit ftädtifcher 
Berfaffung dem Magiftrate unter Zuftimmung ber Gemeindebevollmäd;: 
tigten, in Landgemeinden der Gemeindeverfammlung zu. 

Bei Erhebung des Fleiſch-, Getreide: oder Mehl⸗Aufſchlages dürfen 
die durch Verordnung feitgefegten Marimalbeträge nit überſchritten wer: 
den. Sonftige Verbrauchsiteuern, desgleihen Pflafter:, Weg: und Brüden- 
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Zölle und örtliche Abgaben, welde nicht unter die Beftimmungen bes 
Abf. I. fallen, können nur mit Genehmigung des betreffenden Staats: 
minifteriums eingeführt ober erhöht werben, 


Art. 41. 

Dertlihe Auffhläge follen, foweit thunlih, nur die Verzehrung 
innerhalb des Gemeindebezirfes, nicht bie Production und ben Handel 
treffen. 

Unter welchen Vorausfeßungen und in welchen Größen Rüdver: 
gütungen bei der Ausfuhr auffchlagpflichtiger Probucte zu gewähren find, 
wird durch Verordnung feitgefeßt. 

Die Gemeinden find berechtigt, ortspolizeilihde Vorſchriften zur 
Eontrole und Sicherung örtlicher Gefälle zu erlaffen und in benjelben 
die Gefährdung der Gefälle durch Zumwiderhandlung gegen derartige Bor: 
ſchriften mit Geldftrafe bis zu zehn Gulden, die rechtswidrige Entziehung 
oder Verkürzung der Gefälle, foferne bdiefelbe den Betrag von zwei Gul: 
den dreißig Kreuzer nicht überfteigt, mit Geldftrafe bis zu fünf und 
zwanzig Gulden, bei höheren Beträgen mit Geldftrafe bis zum zehnfachen, 
im Rückfalle bis zum zwanzigfadhen Betrage des entzogenen Gefälles zu 
bedrohen. Die erkannten Geldftrafen fließen in bie Gemeinbelaffe. 

Die Uebertretung der betreffenden Vorjchriften wirb als Polizei: 
übertretung behandelt und unterliegt der Aburtheilung der biefür zuftän: 
digen Einzelngerichte. Der Uebertreter kann durch unbebingte, freiwillige 
Unterwerfung unter den Ausſpruch der Gemeindevermwaltung bie richter: 
lihe Aburtheilung abwenden, in welden Falle dieſer Ausfprudy bie 
Wirkung eines rechtskräftigen richterlihen Urtheils bat. 

Die Rüdvergütung des Localaufichlages bei der Ausfuhr von Bier 
ſowie die Beftrafung ber Defraudation und ber Zuwiderhandlung gegen 
die zur Controle und Sicherung dieſes Gefälles geſetzlich erlaffenen Bor: 
fhriften ift nah den Beftimmungen des Malzauffhlaggefeges zu bemefien. 


Königlihe Verordnung vom 28. Juni 1869, den Fleiſch-, Getreide: 
und Mehl: Aufihlag betr. 

Wir finden Uns bewogen, im Hinblid auf die Art. 40 und 41 ber Ge: 
meinbeordnung für bie Pandestbeile biesfeit8 bes Rheins vom 29, April b, 3. zu 
verorbnen, was folgt: 

$ 1. 

Bei ber Erhebung bes Fleifh:, Getreide: und Mebl: Auffchlages dürfen, 
infoferne nicht nah $ 3 gegenwärtiger Verorbnung Ausnahmen zugelaffen find, 
nachſtehende Sätze nicht überjchritten werben. 


A. Fleiſch-Aufſchlag. 
fl. 30 fr. von einem Ochſen mit mehr als 5 Gentner Gewicht, 


2 
1, 40 „ von einem Ochſen mit geringerem Gewicht, 
3) — „ 45 „ von einem Stier, 


4) „‚ 35 „ von einer Kub, 
5) „ 30 , von einem jungen Rind, 
6) „ 10 „ von einem Kalb, 


7) „» 6 „ von einem Bode, einem Schafe oder einer Ziege, 


Bon dem Gemeinde: und Stiftungsvermögen. 635 


8) — fl. 30 fr. von einem Schweine mit mehr als 75 Pfund Gewicht, 
9) — „ 10 „ von einem Schweine im Gewichte von 25 — 75 Pfund, 
10) — „ 5 „ von einem Friſchling, 
11 — , Y „ von einem Pfund eingeführten Fleifches oder Fleiſch-Fabrikates. 

Die Gemeinden können flatt ber vorftehend unter Ziff. 8, 9 und 10 auf: 
eführten Säge einen Durchſchnittsſatz von 20 fr. per Stüd beftimmen, in welchem 
hate fodann Schweine mit weniger als 50 Pfund Gewicht und Friſchlinge vom 
ufſchlage freizulaſſen find. 

B. Getreide: und Mehl-Aufſchlag. 


30 fr. vom Schäffel Kern, Weizen, Korn und Gerfte, jedoch von leßterer nur dann, 
wenn fie nicht zur Malzbereitung beftimmt ift, 

12/, fr. vom Gentner eingeführten Mebles biefer Getreibearten, 
1 Heller vom Pfund importirten En 


Pflerbefleifh und Geflügel fallen nicht unter den Fleifhauffhlag. Zur Ein: 
Führung eines Aufihlages auf Wilbpret, dann auf Haber, Futtermehl, Kochgerſte 
und Hülfenfrüchte ift die in Art. 40 Abf. IV. der Gemeindeordnung für die Landes: 
theile biesfeits bes Rheins vorgefehene Gemehmigung erforberlih; in Gemeinden, 
in welchen zur Zeit ein derartiger Aufichlag befteht, bürfen bie bermaligen Süße 
ohne jene Genehmigung nicht — werden. 


en Gemeinden, welche fih bermalen im Genufje eines höheren 
iſch⸗ Getreide: ober Mehl: Auffchlages befinden, find berechtigt, bie gegenwärtigen 
ätze bis zum Ablaufe bes bei ber ir | feftgejegten Termines, ober im 
Falle ein folder Termin nicht befteht, bis zum 31. Dezember 1875 beizubehalten. 
In Fällen, in welchen die ertheilte Bewilligung vor dem 31. Dez. 1875 
enbigt, behalten wir Uns vor, ben Fortbezug ber y eren Sätze bis zum leßt: 
—— Tage zu bewilligen, wenn mit Ruͤckſicht auf den aa ber betreffen: 
en Gemeinde ein bringendes Bedürfniß ne: vorhanden ift. 


Der Anſpruch auf NRüdvergütung bei ber Ausfuhr ber in ber gegenwärtigen 
Berorbnung behandelten aufihlagspflihtigen Produkte ift im Allgemeinen bedingt: 
a) durch den Nachweis, daß der Aufichlag entrichtet wurde, 
b) durch bie Beobachtung der zur Gontrole und Sicherung bes Gefälles in Be: 
ug auf bie Rüdvergütung von ben Gemeinden erlaffenen Vorſchriften, welche 
jedoch den Handel und bie m. nicht unnöthig erſchweren bürfen. 


Für Getreide, weldes —— wieder exportirt wird, ferner für die 
Thiere, welche im lebenden Zuſtande wieder aus dem Gemeindebezirke ausgeführt 
werden, ſowie für Gegenſtände, welche durch den Gemeindebezirk nur tranſitiren, 
iſt der Aufſchlag, wenn ein ſolcher aus beſonderen Rüdfichten ber Controle erhoben 
worben fein follte, im vollen Betrage ——— 


Außerdem ſind die Gemeinden in der Regel nur verpflichtet, zur Rüdver: 


gütun 
A. des Fleifhauffhlages, wenn ——— Thiere in der Haut und unzertheilt 
aus dem Gemeindebezirke verbracht werden; 

B. des Getreide: und Meblaufihlages, wenn Mühlenfabrifate von dem Bro: 
ducenten ober Hänbler in Quantitäten, für welche bei ber Einfuhr ein Auf: 
flag von mindeflens 10 fr. in ber betreffenden Gemeinde zu entrichten 
wäre, durch eine und biefelbe Sendung zum Exporte gelangen. 


Die Größe ber Rüdvergütung x erbortirte Mühlenfabrifate, welche aus 
bem in ber Gemeinde verauffdlagten Getreide bereitet wurden, bemißt ſich im 
Allgemeinen nad dem Duantum, weldes von dieſen Fabrikaten durchſchnittlich aus 
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dem Schäffel der einzelnen Getreidearten erzeugt wirbd. Dieſes Quantum iſt vor 
behaltlich bes Beſchwerderechts der Betheiligten durch die Gemeinde-Verwaltungen 
unter Berückſichtigung der örtlichen Fabrikationsweiſe im Voraus feſtzuſtellen und 
öffentlich bekannt zu machen. 


58. 
Die Gemeinden find befugt, bei ber nad $ 6 zu leiſtenden Rückvergütung 
5 Procent bes entrihteten und gegebenen Falls unter Anwendung bes $ 7 bered: 
neten Auffchlags, und wenn biefer für die einzelne Sendung weniger als 1 fl. 
beträgt, drei Kreuzer als Entſchädigung für die Gontrolfoften abzuziehen. Kreuzer: 
bruchtheile, welde fid im erfteren Falle bei der Berechnung ergeben, können zu 
Gunften der Gemeindefaffe abgerumbet — 


Unſer Staatsminiſterium des Innern iſt ermächtigt, in einzelnen Ge— 
meinden auf Antrag der Betheiligten und nach Vernehmung der —— Ge⸗ 
meindeverwaltung ausnahmsweiſe die Gewährung einer entſprechenden Rückvergütung 
des Aufſchlags für Fleiſch, Fleiſchwaaren und —* unter Berückſichtigung der ört⸗ 
lichen Fabrikationsweiſe, ſowie der im vorſtehenden Paragraphen 8 enthaltenen 
Beſtimmungen anzuordnen, wenn dies im Intereſſe der Produklion und des Han— 
dels geboten erſcheint. 

In Gemeinden, in welchen eine derartige Rückvergütung bisher ſchon ge 
leiſtet wurde, iſt dieſelbe bis zu einer von Un ſerem Staatsminiflerium bes Innern 
verfügten Aenderung an Producenten und Händler auch ferner zu gewähren. 


$ 10. 

Gegenwärtige Verordnung tritt am 1. Juli 1869 in ben Lanbestbeilen 
biesjeits des Rheins in Wirffamfeit. 

Mit diefem Tage erlöjhen bie Verordnungen vom 31. Dezember 1808, 
den Fleiſchaufſchlag betreffend, und vom 30. Januar 1813, die Fünftige Weber: 
laffung ber zweiten Werarialhälfte des Sietfhautihlagegefällce an bie Communen 
betreffend, ferner bie Könglihe Entſchließung vom 5. Juli 1811, den Fleiſchauf— 
ſchlag betreffend, endlich bie — über den Getreide- und Mehlaufſchlag 
in F REN vom 12, Mai 1815, die Erleichterung ber Gemeindeumlagen 
betrefiend. 

Schloß Berg, ben 28. Juni 1869. 


II. Gemeindeumlagen. 


Art. 42, 

Zur Beftreitung von Ausgaben, weldye den Gemeinden nach Geſetz, 
befonderen Rechtstiteln oder gefegmäßigen Beichlüffen obliegen, können 
Semeindeumlagen erhoben werben. 

Art. 43. 

Umlagenpflichtig find nad Maßgabe ber nachfolgenden Artikel alle 
Diejenigen, welche in ber Gemeinde mit einer birecten Steuer angelegt 
find, auch wenn fie nicht im Gemeindebezirke wohnen. 

In ber Gemeinde wohnhafte Staatsangehörige, welche Kapitalrenten 
aus dem Auslande beziehen, find auch dann nad dem vollen Betrage 
ber mit Einrehnung dieſer Nenten ſich entziffernden Kapitalrentenfteuer 
umlagenpflitig, wenn biefer Betrag für die Staatskaſſe nicht erhoben 
wird. Dasſelbe gilt auch von juriftifhen Perſonen und privatredhtlichen 
Vereinigungen, welche in der Gemeinde ihren geſetzlichen Wohnfig haben. 

Das Staatsärar iſt bezüglidy feiner im Gemeindebezirke gelegenen 
Beſitzungen und daſelbſt betriebenen Gewerbe vorbehaltlich des Art, 44 
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umlagenpflitig, wenn auch bie ermittelte Steuer für die Staatskaſſe 
nicht zur Erhebung gelangt. 
3 Art, 44. 

Zu Gemeindeumlagen können nicht beigezogen werden: 

1) Schlöſſer und Gärten, welche zur E. Civilliſte gehören, besgleichen 
Schlöſſer nebft den dazu gehörigen Gärten, welche ſich im Privat: 
eigenthum des regierenden Königs befinden; 

2) Gebäude und Grundftüde, welde unmittelbar zu Zwecken des 
Staates, der Gemeinde, des Gottesdienftes, des öffentlichen Unter: 
richts und der Öffentlichen Wohlthätigkeit dienen. Befinden ſich in 
einem ſolchen Gebäude Dienft: oder Mietöwohnungen, die für ben 
Hauptzwed bes Gebäudes nicht unentbehrlih find, jo kann dasjelbe 
nad Maßgabe der Miethertragsfähigkeit diefer Wohnungsräume zu 
ben Umlagen berbeigezogen werben; 

3) bie in $ 55 der IV. Beilage zur Verfafjungsurfunde bezeichneten 
Befigungen der Standbesherren, woferne leßtere nicht Vortheile aus 
dem Gemeindeverbande ziehen, 

Verpflichtungen, welde dem Hausbeſitzer als folhem nad polizei- 
lihen Vorſchriften obliegen, bleiben vorbehalten. 

Art. 45. 

Die fämmtlihen in ber Gemeinde zu erhebenden oder nad Art. 43 
Abſ. I. und IH. und Art. 44 Ziff. 2 zu berechnenden directen Steuern 
der Umlagenpflitigen bilden den Maßſtab für die Vertheilung der Ge: 
meindeumlagen. 

Werden Umlagen nothwendig für Bebürfniffe, deren Beftreitung 
nad Art. 153 Abf. U. einer Ortſchaft allein obliegt, fo bilden die ſämmt— 
lihen Haus- und Grund: Steuern, weldye für die innerhalb der Orts— 
markung gelegenen Nealitäten angelegt, oder ermittelt find, ſowie bie 
fümmtlicden übrigen directen Steuern, womit bie innerhalb des Orts— 
bezirkes wohnenden umlagenpflichtigen Perfonen in der Gemeinde angelegt 
find, den Maßſtab für die Vertheilung der Umlagen. 

Befinden ſich gefchlofiene Waldungen von mindeftens fünfhundert 
Tagwerf Flächeninhalt, welche nicht unter die Beftimmungen bes Art. 3 
fallen, oder arrondirte Gutscomplere von foldem Yläheninhalte im 
Eigentbume einer oder im ungetheilten Eigenthume mehrerer Perfonen, 
fo ift denfelben auf Verlangen zu geftatten, ben Wald-, beziehungsweife 
Feldſchutz in den betreffenden Befibungen felbft zu übernehmen, in wel- 
hem alle fie mit diefen Befißungen nit zu den Koften des Walb- 
und Feld: Schutes in den übrigen Markungstheilen, joweit fi folche 
Koften nicht für den Schuß des Gemeindeeigenthums ergeben, umlagen- 
pflichtig find. 

Art. 46. 


Die k. Nentämter find verpflichtet, den Gemeindeverwaltungen zum 
Behufe der Herftellung der Umlagenregifter die Einfiht und Abjchrift: 
nahme der amtlichen Steuerliften zu geftatten. 
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Art. 47. 

Die Beſchlußfaſſung über die Einführung neuer und die Erhöhung 
beftehender Gemeindeumlagen, fowie über Unternehmungen und Einrich— 
tungen, zu deren Ausführung eine Umlage erforderlich ift, fteht in Ge 
meinden mit ftädtifher Berfaffung dem Magiftrate unter Zuftimmung 
der Gemeindebevollmädhtigen, in ben übrigen Gemeinden der Gemeinden, 
beziehungsweife der Orts: Verfammlung zu. 

Bor der Beihlußfaffung in der Gemeindeverfammlung hat eine 
Borberatgung im Gemeindeausſchuſſe ftattzufinden. 

Wird mehr als ein Drittheil der fämmtlichen in ber Gemeinde 
angelegten und bei ber in Frage ftehenden Umlage in Berechnung zu 
ziebenden bdirecten Steuern von fünf oder weniger als fünf Perſonen 
gezahlt, fo ift jede diefer Perfonen in der Gemeindeverfammlung ftinms 
berechtigt und muß, wenn fie nicht ohnehin Mitglied bes Gemeinbeaus: 
ſchuſſes ift, zur Theilnahme an der Vorberathung und Beſchlußfaſſung 
geladen werden. Die Ladung hat an die Perfon, oder im Falle biefelbe 
nad Art. 25 einen Bevollmächtigten anzuftellen hat, an diefen zu ergehen. 
Iſt ungeadhtet der Aufforderung der Gemeindeverwaltung ein Bevoll- 
mächtigter nicht aufgeftellt worden, fo kann die Ladung durch öffentliche 
Andeftung am Gemeindehauſe giltig bewirkt werben. 

Diefe Höchftbefteuerten können biebei in jebem Valle durch Bevoll- 
mächtigte vertreten werben, welche jedoch die in Art. 15 Abf. IV. be 
zeichneten Eigenfhaften befiben müſſen. Frauen müſſen ſich einer foldhen 
Vertretung bedienen, Juriſtiſche Perſonen, privatrechtliche Vereinigungen, 
minberjährige und unter Guratel ftehende Perjonen werben durch ihre 
gejeglihen Vertreter oder durch von biefen aufgeftellte tauglihe Bevoll- 
mächtigte vertreten. 


In den Fällen des Abi. I. ift bei den Beſchlüſſen der Gemeinde: 
verfammlung für die Zahl der Stimmen der einzelnen Stimmberedtigten 
der Geſammtbetrag der bdirecten Steuern maßgebend, mit welden bie 
Stimmberehtigten im Gemeindebezirk angelegt und im einzelnen Falle 
umlagenpflichtig find. 

Ein jährlicher Steuerbetrag bis zu zehn Gulden gibt eine Stimme, 
über zehn Gulden bis zu zwanzig Gulden zwei, über zwanzig Gulden 
bis zu dreißig Gulden brei Stimmen, Bei höheren Steuerbeträgen 
erhöht fi die Stimmzahl in der Weife, daß jeder Mehrbetrag bis zu 
zehn Gulden je eine weitere Stimme gewährt. 

Die Zahl ber Stimmen eines Einzelnen barf jedoch ein Drittheil 
der Zahl der fämmtlihen in der Gemeinde ftimmberechtigten Perfonen 
nicht überfteigen. Bruchtheile, die ſich bei diefer Berechnung ergeben, 
kommen nicht in Betracht. 

Die Beftimmungen der Abſ. II. bis VIE. find analog anwendbar, 
wenn für bie Bebürfnifje einer befonderen Ortſchaft die Einführung neuer 
oder die Erhöhung beftehender Umlagen ftattfinden fol. 
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Art. 48, 

Die Umlagenpflichtigen haben ihre jhuldigen Beiträge an dem feft: 
gefegten Termine an bie aufgeftellten Einnehmer abzuliefern. 

Diefe find ermächtigt, die Säumigen nad Ablauf jenes Termines 
zu mahnen. Der Betrag der Mahngebühr wird in ©emeinden mit 
ftädtifcher Verfaſſung durch den Magiftrat mit Zuftimmung der Gemeinde: 
bevollmädhtigten, in den übrigen Gemeinden durd den Gemeindeausihuß 
mit Genehmigung ber vorgejegten Verwaltungsbehörde feſtgeſetzt. 

Dleibt die Mahnung erfolglos, jo hat die Gemeindeverwaltung 
das Ausjtandsverzeihnig als vollitvedbar zu erflären und für die Bei: 
treibung ber Rüdjtände zu forgen, wobei ihr gleiche Erecutionsbefugnijie 
zufteben, wie den £, Nentämtern bezüglich der Beitreibung der Staats: 
gefälle. 

III. Gemeindedienſte. 


Art. 49. 

Für Gemeindezwecke, insbeſondere auch zur Handhabung der öffent— 
lichen Sicherheit, können Gemeindedienſte angeordnet werden. 

Als ſolche können wiſſenſchaftliche, kunſt- oder handwerksmäßige 
Arbeiten nicht gefordert werden. 

Art. 50. 
Zur Leiſtung von Gemeindedienſten ſind verpflichtet: 
1) die Gemeindebürger; 
2) diejenigen, welde nah Art. 32 Ziff. 2 bis 4 an Gemeindenugungen 
Theil nehmen; 
3) jene felbftitändigen Gemeindeeinwohner, welche feit ſechs Monaten 
in ber Gemeinde wohnen und bafelbft mit einer directen Steuer 
. angelegt find; 
4) die Befiker eines in der Gemeinde gelegenen Wohnhaufes. 

Bon Leitung der Handdienfte find befreit im activen Dienfte 
ftehende Perſonen, welche zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht oder in Folge 
eines Öffentlihen Dienftverhältnifjes fih im ber Gemeinde aufhalten. 
Diefelbe Befreiung kommt Denjenigen zu, welde zur Erfüllung einer 
öffentlichen Pflicht von ber Gemeinde ihres Wohnfiges abweſend find. 

Gemeindedienſte dürfen durch geeignete Stellvertreter geleiftet werben. 

Niemand kann zu Gemeindedienften angehalten werden, weldye 
Zwede betreffen, deren Erfüllung durch Umlagen ihn nicht treffen würde, 

Art. 51. 

Die Spanndienfte werben ausfchließend unter den mit Geſpann 
verjebenen, die Handdienfte aber nad) der Zahl ſämmtlicher zu Gemeinde: 
bienften Berpflichteten vertheilt. Leben mehrere Verpflichtete, welche nicht 
Semeindebürger find, in einer Yamiliengemeinjchaft zufammen, fo find 
fie nur einem Berpflichteten gleihzuadten. Im Falle des Art. 50 
Ziff. 4 ift ebenfalls nur eine Verpflichtung anzunehmen, wenn fih ein 
Wohnhaus im gemeinfhaftlihen Beſitze Mehrerer befindet. 
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Die Spannbdienjte find biebei nad) einem billigen Anfchlage an 
den zu leiftenden Handdienſten in Abrechnung zu bringen. 

Das Maß der Spannbienfte richtet fi nad) ber Zahl der in ber 
Gemeinde vorhandenen, nicht zum öffentlichen Dienfte gehaltenen Ge 
jpanne der Verpflichteten. 

Das bei den Spannbdienjten zwiſchen den Befitern von Pferden 
und von anderem Zugvieh einzuhaltende Verhältniß ift von ben Ge 
meinden feitzufegen. 

Art. 52, 

Den Gemeinden ift freigeftellt, Gemeindearbeiten auf Rechnung 
der Gemeindefaffe in Accord zu geben oder durch Xohnarbeiter berftellen 
zu laſſen. Wird hiedurch die Einführung neuer oder die Erhöhung be: 
ftehender Gemeindeumlagen veranlaßt, jo find die Beftimmungen ber 
Artitel 43 bis 47 zu beobachten. 

Art. 53. 
Die Gemeinden find ferner befugt: 
1) zur Abwendung etwaiger Ueberbürbung mäßige Vergütung bei Lei- 
ftung von Gemeindebienften aus der Gemeindefaffe zu bewilligen; 
2) die zu leiſtenden Gemeindedienfte einzelnen oder allen Pflichtigen 
auf deren Antrag gegen eine nad den ortsüblidhen Fuhr- und 
Taglöhnen zu regelnde Geldabgabe abzunehmen und für diefelben 


zu beforgen. 
Art. 54, 


Semeindebienfte, deren Leiftung nicht rechtzeitig erfolgt, läßt ber 
Bürgermeifter nad) vorgängiger einmaliger Mahnung auf Koften bes 
Säumigen leiften. 

Die erwachfenen Koften werben auf bem für bie Beitreibung be 
Gemeindeumlagen vorgefchriebenen Wege erhoben. 

Kann die Dienftleiftung auf Koften des Säumigen nicht ftatt- 
finden, fo ift derfelbe zur Nahholung der Leitung oder Zahlung eines 
entſprechenden Betrages an die Gemeindefaffe verpflichtet. 

Die in Art. 57 des Polizeiftrafgefeßbudes vom 10, Nov. 1861 
vorgefehene Strafeinfchreitung findet bei allen nad Art. 50 gemeinde: 
dienftpflichtigen Perfonen Anwendung. 


IV. Befondere Beftimmungen. 


Art. 55. 

In Ermangelung befonderer Rechtstitel gehört zu den Gemeinde: 
ausgaben jener Aufwand nicht, der für den Schub ber Grundſtücke 
gegen außerordentlihe Clementar-Ereigniffe, für Herftellung und Er: 
haltung der zur Bewirthſchaftung der Orundftüde erforderlichen Feldwege 
und Abzugsgräben, für Haltung der Hirten und für Anfhaffung und 
Unterhaltung ber Zuchtthiere gemacht wird. 
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Wenn die Betheiligten nicht unmittelbar ſolche Einrichtungen treffen 
und deren Koften unter fi aufbringen, fo ift die Gemeindeverwaltung 
befugt, und auf Antrag eines Betheiligten verpflichtet, nach Vernehmung 
eines unter Leitung des Bürgermeifters von den Betheiligten aus ihrer 
Mitte zn wählenden Ausſchuſſes von drei bis fünf Mitgliedern die noth: 
wendigen Anordnungen zu treffen und über ben erforderlihen Aufwand 
zu beſchließen. 

Liegt eine anderweite Uebereinkunft nicht vor, fo werben Ausgaben 
im Intereſſe der Viehzucht nad dem Viehſtande, fonftige Ausgaben für 
landwirthichaftlihe Zwede nad) Maßgabe der auf den betheiligten Grund: 
ftüden haftenden Grundſteuer vertheilt. 

Der Gemeinde bleibt jedoch unbenommen, zur Förderung ber land» 
wirthſchaftlichen Cultur aud derartige Ausgaben ganz oder theilweife 
auf die Gemeindefafje zu übernehmen, ſoweit dies ohne Einführung 
neuer oder Erhöhung beftehender Umlagen geſchehen kann. 


Art. 56. 


Wenn in einer Gemeinde zum Bortheile mehrerer an Privat: 
gewäfjern beftehender Triebwerke oder anderer Stauvorrihtungen auf 
Koften der Gemeinde Wafferbauten errichtet worden find oder unterhalten 
werben, jo ift die Oemeindeverwaltung nad Vernehmung eines unter 
Leitung des Bürgermeifters von den Waflerwerfbefigern aus ihrer Mitte 
zu wäbhlenden Ausſchuſſes von brei bis fünf Mitgliedern berechtigt, wegen 
Benützung des Waflerd und der hiezu dienenden Einrichtungen, fowie 
wegen ber von ben Wafferwerkbefigern zu leiftenden Koftendedungsbeiträge 
und Gebühren die erforderlihen Anordnungen zu treffen. 

Jene Beiträge und Gebühren werden, wenn nicht im Einverftänd: 
niſſe mit dem Ausſchuſſe ein anderer Maßſtab feitgeftellt wird, nad) Ver— 
hältniß der dem Einzelnen zugewiefenen dynamiſchen Waſſerkraft berechnet. 

An beftehenden Rechten und Berpflihtungen wird durch bie vor: 
ftehenden Beitimmungen nichts geändert. 


Art. 57. 


Die Beitimmungen bes Art. 48 gelten auch für bie Beitreibung 
rüdjtändiger Oeldftrafen, QTaren, Heimat: und Aufnahms- Gebühren, 
Verbrauchsſteuern, örtlicher Abgaben, Gebühren für Benüßung von Ge: 
meinde = Anftalten und ähnlicher liquider Leiftungen an die Gemeinde, 
Schul- oder Armenkaſſe. 

Art. 58. 

Die Bewilligung von Nachläſſen an Gemeindeumlagen oder ſon— 
ſtigen Leiſtungen an die der Gemeindeverwaltung untergebenen Kaſſen 
darf nur aus erheblichen Gründen erfolgen. Dieſelbe ſteht in Gemein— 
den mit ſtädtiſcher Verfaſſung vorbehaltlich der Beſtimmung des Art. 112 
Ziff. 3 den Magiſtraten, in den übrigen Gemeinden den Gemeinde— 
ausſchüſſen zu. 

Rar, Handbuch ber bayer. Diſtr. Berw. Behörden. III. Aufl. 41 
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Art. 59. 

Die Behandlung ber Kreis: und Diftriftsumlagen, die Verpflich— 
tung der ©emeinden und Gemeindeangehörigen bezüglih ber Militär: 
einguartierung und Vorjpannsfeiftung in Friedenszeiten, der Kriegsfuhren 
und SKriegslieferungen, dann des Erſatzes für den bei Aufläufen verur: 
fachten Schaden, und bezüglich der mit bem Einfchreiten der bewaffneten 
Macht zur Erhaltung der gefeglihen Ordnung verbundenen Koften, 
ferner bezüglich des Wildfhadenerfaßes, ſowie bezüglich des Uferfchußes 
und der jonftigen Wafferbauten unterliegt den Beftimmungen ber befon- 
deren Geſetze. 

Art. 60. 

Die Berpflihtung zu Dienftleiftungen oder Umlagen, weldye fid) 
aus dem Kirchengemeinde Verbande ergeben, bemißt ſich nach ben bier: 
über bejtehenden beſonderen Beitimmungen. 


Dritter Abjhnitt. 
Bon den Gemeindefhulden. 


Art. 61. 


Die Aufnahme eines Anlchens der Gemeinde kann nur zur Ab: 
tragung aufgefündeter Kapitalien ober zur Beftreitung unvermeiblicher oder 
zum bauernden Vortheile der Gemeinde gereichender Ausgaben ftattfinden, 
wenn die Dedung diefer Ausgaben aus ander Hilfsquellen der Gemeinde 
nicht ohne Meberbürdung ber Gemeindeangehörigen gejhehen kann. 


Art. 62. 

Für alle Gemeindefhulden müſſen Tilgungspläne angefertigt wer: 
ben, welche auf nachhaltigen Einnahmen für Verzinfung und Tilgung 
beruhen und ber vorgefeßten Berwaltungsbehörbe vorzulegen find. : 

Mit Ausnahme außerordentlicher Nothfälle darf ohne vorgängige 
Feftftellung und Vorlage des Tilgungsplanes Fein neues Anlehen auf: 
genommen werben, 

Für die richtige Erhebung und Verwendung des Tilgungsfonds 
haften zunächſt die Verwalter, 

Art. 63. 

Die Aufnahme eines Anlehens — wozu in Landgemeinben die 
Zuftimmung der Gemeindeverfammlung erforderlich — ift nur mit Ge 
nehmigung der vorgefeßten Verwaltungsbehörde zuläffig, wenn ber Betrag, 
um welden die Schuldenlaft in demjelben Rechnungsjahre vermehrt wird, 

in Gemeinden mit weniger als 2500 Geelen 500 fl., 

ö 2 von 2500-5000 Seelen 1000 fl., 

ö — von 5000—20,000 Seelen 5000 fl., 

„ 5 mit größerer Seelenzahl 10,000 fl. 
überjteigt. 


In andern Fällen kann die Verwaltungsbehörbe binnen vierzehn 
Tagen nad Empfang des Tilgungsplanes die Schuldaufnahme unter: 


Bon dem Gemeinde: und Stiftungsvermögen, 643 


fagen, wenn ben Beftimmungen des Art, 62 Abſ. I. nicht genügt if, 
oder wenn bie Vorausfegungen des Art. 61 nicht gegeben find. 

Jede Abweihung vom Tilgungsplane, wodurch bie Tilgung ganz 
ober theilweiſe eingeftellt wird, bedarf der Genehmigung der Verwal: 
tungsbehörde. 

Art. 64. 

Vorſchüſſe aus beſonders dotirten Gemeinde- ober Stiftungskaſſen 
an andere unter derſelben Verwaltung ſtehende Kaſſen ſind, wenn ſolche 
Vorſchüſſe nicht binnen Jahresfriſt zurückerſetzt werden, gleich den Ge: 
meindeſchulden zu behandeln. 

Die Gewährung ſolcher Vorſchüſſe darf nur auf Grund eines Be— 
ſchluſſes der Gemeindeverwaltung erfolgen. 


Vierter Abſchnitt. 
Bon dem örtlichen Stiftungsvermögen. 


Art. 65. 

Die Verwaltung des örtlichen Stiftungsvermögens ſteht den Ge— 
meinden zu, wenn nicht durch ſpecielle Geſetze oder die Stiftungs— 
urkunden eine andere Verwaltung angeordnet iſt. 

Art. 66. 

Das der Verwaltung der Gemeinden anvertraute Stiftungsvermögen 
darf mit dem Gemeindevermögen nicht vermiſcht und zu keinem andern 
als dem Stiftungszwecke verwendet werden. 

Dasſelbe ſoll im Grundſtock ungeſchmälert erhalten und im Falle 
unvermeidlicher Verluſte thunlichſt durch Rentenadmaſſirung wieder er: 
gänzt werden. 

Abweichungen von den Vorſchriften des Abſ. II. können nur mit 
Genehmigung der vorgefeßten Berwaltungsbehörbe jtattfinden. 

Für die Verwaltung des Stiftungsvermögens finden in Ermange— 
fung befonderer geſetzlicher oder ftiftungsmäßiger Beftimmungen die Bor: 
Ihriften über Verwaltung des Gemeindevermögens Anwendung. 

Art. 67. 

Iſt der Zweck einer Stiftung unausführbar geworben, fo kann in 
Gemeinden mit ftädtifcher Berfafjung unter Zuftimmung ber Gemeinde: 
bevollmächtigten, in den übrigen Gemeinden unter Zuftimmung der Ge: 
meinbe=, beziehungsweije Ortsverfammlung eine Veränderung bes fpeciellen 
Stiftungszwedes unbejchadet des Hauptzwedes der Stiftung mit Zu: 
fiimmung der Betheiligten und mit Genehmigung der Berwaltungsbehörbe 
vorgenommen werben. Sind bejtimmte Betheiligte nicht befannt und 
haben fi auf öffentlihe Aufforderung ſolche nicht angemeldet oder nicht 
legitimirt, fo ift dur bie Verwaltungsbehörde ein Vertreter der Stif— 
tungsinterefjen aufzuftellen, befien Zuftimmung zu erholen ift, und wenn 
fie ohne genügenden Grund verweigert wird, durch Ausſpruch ber höheren 
Inſtanz erfebt werben kann. 

41* 
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Art. 68. 


Die Bewirtbihaftung der Stiftungswaldungen unterliegt den ge 
jeglichen Vorſchriften. 

Art. 69. 

Neue örtliche Stiftungen bedürfen der Föniglichen Beftätigung, mit 
bleibenden Laften verknüpfte Stiftungszuflüffe jener der vorgefeßten Ber: 
waltungsbehörde. Bezüglicd anderer Stiftungszuflüffe kann jährliche An— 
zeige angeorbnet werben. 

Die Stiftungen erlangen durch die landesherrliche Beftätigung bie 
Nechtsfähigkeit und den verfaffungsmäßigen Staatsfhuß. 


Bierte Abtheilung. 
Bon der Berwaltung der Gemeinden. 


Erjter Abſchnitt. 
Bon der Berwaltung in Gemeinden mit Hädfifher Berfaſſung. 


Art. 70. 


In den Städten und Märkten mit jtädtifcher Verfaſſung werben 
vorbehaltlich der Befugniffe der Bürgerfhaft die emeindeangelegen: 
heiten bejorgt: 

1) dur den Magiftrat als Berwaltungsbehörbe, 
2) durd die Gemeindebevollmädtigten als Gemeindevertretung. 


I. Bildung des Magiftrats. 
Art. 71. 

Der Magiftrat joll befteben: 
1) aus einem Bürgermeifter; 
2) im Falle des Bedürfniſſes aus einem oder mehreren rechtskundigen 

Rüthen; 
3) aus ben bürgerlichen Magiftratsräthen, und zwar: 

6 bis 10 in den Gemeinden bis zu 10,000 Seelen, 

8 bis 12 in den Gemeinden von 10,000 bis 20,000 Seelen, 

10 bis 16 in den Gemeinden von 20,000 bis 50,000 Seelen, 

14 bis 20 in den Gemeinden mit größerer Geelenzahl. 

Die einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Stäbte find 
verpflichtet, mindeftens ein rechtsfundiges Magiftratsmitglied aufzuftellen. 

In Städten mit mehr als 10,000 Seelen können zwei, in Städten 
mit mehr als 50,000 Seelen drei Bürgermeifter aufgeftellt werben, 

Nach Erforderniß können für das Bauweſen techniſche Bauräthe, für 
Schulangelegenheiten, Forſtwirthſchaft, Gefundheitspflege und Medicinal— 
polizei Sachverſtändige als Mitglieder des Magiſtrats mit voller Stimm— 
berechtigung in Gegenſtänden ihres Wirkungskreiſes aufgeſtellt werden. 


Bon ber Verwaltung ber Gemeinden. 645 


Art. 72, 

Die Gemeinden find ferner bereihtigt, Verwalter des Stabtver- 
mögens (Stabtfämmerer), Verwalter des Stiftungsvermögend und ein: 
zelner Gemeindeanftalten, Beamte für Forft: und Bauweſen und öffent: 
lihe Gefundheitspflege und andere höhere Bebienftete aufzuftellen, 

Gemeinden ohne rechtskundiges Magiftratsmitglied find zur Auf- 
ftellung eines Stadt- oder Marftichreibers verpflichtet, wenn nicht ber 
Bürgermeifter eine der in Art. 77 Abſ. I. bezeichneten Prüfungen mit 
Erfolg beftanden hat. 

Den Stadt: und Marktichreibern kömmt eine berathende Stimme 
in den Magiftratsfigungen zu. 

Für die Beforgung untergeorbneter Geſchäfte ift das nöthige niebere 
Dienftiperfonal von Gehilfen, Schreibern, Boten, Polizeidienern n. f. w. 
aufzuftellen. 

Art. 73, 

Der Magiftrat befchließt mit Zuftimmung ber Gemeindebevollmäd: 
tigten innerhalb der Vorfchriften der Art. 71 und 72 über die Zahl ber 
bürgerlihen Magiftratsmitglieder, über bie Aufitelung und Zahl rechts— 
fundiger und techniſcher Magiftratsmitglieder, fowie über die Aufftellung 
ber Stadt- und Marktichreiber und bes übrigen höheren Dienftperfonals. 

Die Feſtſtellung der Zahl des niederen Dienfiperfonal nah Maß: 
gabe der biefür beftimmten Mittel fteht dem Magiftrate allein zu. 


Art. 74. 

Die für die Stelle eines rechtskundigen Bürgermeifters oder Ma- 
giftratsrathes Gewählten müfjen in der Gemeinde ihren Wohnfig nehmen. 

Sie erhalten bei ihrer Anftellung eine angemefjene Befoldung und 
treten nad drei Jahren, wenn fie zu derfelben Stelle wieder gewählt 
worben find, analog in die Verhältnifje und Rechte der im Verwaltungs: 
dienfte befinitiv angeftellten Staatsdiener, foferne nit durch befondere 
Dienftverträge eine andere Beflimmung getroffen ift, 


Art. 75. 

Die nicht rechtsfundigen Bürgermeifter und Magiftratsräthe werben 
auf ſechs Jahre und zwar leere in ber Art gewählt, daß alle brei 
Sabre die Hälfte derſelben nad der fie treffenden Reihenfolge, das erfte 
Mal nah dem Loofe, austritt und durch neue Wahl erfeßt wird. 

Auch diefe Bürgermeifter und Magiftratsräthe müfjen in der Ges 
meinde ihren Wohnfis haben. 

Die Bürgermeifter können für die Dauer ihrer Amtsführung einen 
Functionsgehalt, die Magiftratsräthe eine verhältnigmäßige Entfhädigung 
erhalten; jedenfalls haben bdiefelben auf Vergütung der durch den Dienſt 
verurfachten Auslagen Anfprud. 

Art. 76. 

Tehnifche Magiftratsmitglieder (Art. 71 Abf. IV.) werden, ab: 

gefehen von befonderen Dienftverträgen, in wiberrufliher Weife ange: 
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ftellt und können eine Beſoldung oder verbältnigmäßige Entſchädigung 
erhalten. 
Art, 77. 

Die Anftelung eines Stadt: oder Marktſchreibers feßt den Nach— 
weis ber für biefes Amt erforberlihen Kenntniffe durch Beſtehen einer 
von ber SKreisregierung anzuorbnenden oder der in Art. 172 Abſ. IL 
erwähnten Prüfung voraus, 

Die Gemeindebedienfteten erhalten angemefjene Befoldungen ober 
Functionsbezüge. 

Das Dienſtverhältniß iſt widerruflich und zieht weder Penſions⸗ 
noch Alimentationsanſprüche nach ſich. Der Magiſtrat kann jedoch mit 
Zuſtimmung der Gemeindebevollmächtigten einzelnen Gemeindebedienſteten 
unwiderrufliche Anſtellung und Penſionsanſprüche gewähren. 


Art. 78. 

Die Bürgermeiſter und rechtskundigen Magiſtratsräthe bedürfen 
ber Beſtätigung, welche bezüglich der einer Kreisſtelle unmittelbar unter: 
geordneten Städte dem Staatsminifterium des Innern, bezüglich ber 
übrigen Städte und Märkte der vorgefeßten Kreisregierung zufteht. 

Die Beftätigung kann mur unter Angabe der Gründe verfagt 
werben. Gegen bie von einer Kreisregierung ausgegangene VBerfagung 
ber Beftätigung ift in allen Fällen Befhwerbe zum k. Staatsminifterium 
bes Innern zuläffig. 

Wird bie Betätigung verfagt, jo ift zu einer neuen Wahl zu 
fhreiten, wobei ber Nichtbeftätigte nicht wieder gewählt werben barf. 

Art. 79. 

Die Verpflihtung und Einweifung der Bürgermeifter gefchieht in 
Gegenwart bes Magiftrats und der Gemeindebevollmädhtigten durch einen 
von ber vorgefeßten Kreisregierung ernannten Commiſſär oder durch bie 
unmittelbar vorgefeßte Berwaltungsbehörbe. 

Die übrigen Magiftratsmitglieder und Gemeindbebeamten, ſowie das 
Unterperfonal werben durch den Bürgermeifter verpflichtet und eingewiefen. 


Art. 80. 

Bürgerliche Magiftratsmitglieber find wegen erwiefener Förperlicher 
oder geiftiger Dienftesunfähigkeit oder wegen zurüdgelegtem jechzigften 
Lebensjahre zum Austritte beredhtigt. 

Der Austritt muß erfolgen, wenn ein bürgerliche Magiftrats: 
mitglied die zur Wählbarkeit erforderlihen Eigenfchaften verliert, ober 
wenn Berhältniffe eintreten, welche die Fortführung des Amtes unmög- 
lih machen. 

Ueber die Zuläffigkeit oder Nothwendigkeit des Austrittes entfchei: 
bet ber Magiftrat mit Zuftimmung der Gemeinbebevollmädhtigten. 

Außerdem kann einem bürgerlihen Magiftratsmitgliede aus triftigen 
Gründen die nachgeſuchte Entlafjung durch übereinftimmenben Beſchluß 
bes Magiftrats und der Gemeindebevollmädhtigten bewilligt werben. 
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Art. 81. i 

Rechtskundige umd technifhe Magiftratsmitglieber können jederzeit 
ihre Stellen niederlegen, womit alle Anſprüche auf Gehalt und Penſion 
erlöjchen. 

Rechtskundige Magiftratsmitglieder ohne definitive Anjtellung, welche 
die Wählbarkeit zu Gemeindeäimtern (Art. 172) verlieren, werden damit 
ihres Amtes verluftig. | 

Art. 82. 

Magiftratsmitglieder und Gemeindebebienftete, weldhe wegen eines 
Verbrechens oder wegen Vergehens bes Diebftahls, der Unterfhlagung, 
des Betruges, der Hehlerei ober der Fälſchung in die öffentliche Sitzung 
eines Strafgerihts verwiefen find, unterliegen für bie Dauer des Straf: 
verfahrens der Suspenfion vom Amte, weldhe in Bezug auf Bürger: 
meifter die vorgefegte DBerwaltungsbehörbe, in Bezug auf andere Magi- 
ftratSmitglieder und Gemeindebedienftete der Bürgermeifter in Vollzug 
zu ſetzen bat. 


Königlih Allerhöchſte Verordnung, Die Dienftzeihen Der Gemeinde: 

Berwaltungsmitglieder, Dann Die Dienftfleidung und Abzeichen Der 

zu polizeilihden Berrihtungen verwendeten Gemeindebedienfteten 
in Den Gemeinden Diesfeitö Des Rheins betr. 


Wir finden Uns bewogen, im Hinblide auf bie Art. 83, 85, 128 u. 129 
ber Gemeinde: Ordnung für bie Landestheile biesjeits bes Nheins vom 29. April 
1869 zu verorbnnen, was folgt: 


I. Für die Gemeinden mit ftäbtifher Berfaffung. 


g1. 

Das Dienftzeihen der Bürgermeifter in ben Gemeinden mit fläbtifcher Ver: 
faffung befteht bei feierlihen Gelegenheiten in einer goldenen Mebaille, welche auf 
der Vorderſeite mit dem Brufibilde bes regierenden Königs und auf ber Rüd: 
feite mit dem Wappen ber Gemeinde verfehen ift, und von ben Bürgermeiftern 
ber einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städte an einer golbenen 
Kette, von ben übrigen Bürgermeiftern aber an einem bellblauen Bande um ben 
Hals getragen wird, 

In denjenigen Gemeinden, in welchen auf Grund ber bisherigen Vorfchriften 
von bem Bürgermeifter eine filberne Medaille getragen wurbe, kann biefe bis auf 
Weiteres auch ferner getragen — 

Den ſämmtlichen Mitgliedern des Magiſtrats in ben einer Kreisregierung 
unmittelbar untergeorbneten Städten, dann den Bürgermeiftern und ben rechte: 
fundigen Magiftrats: Mitgliedern in ben übrigen Gemeinden mit ftädtifcher Ver— 
faſſung ift geftattet, fich bei feierlihen Anläffen zu ſchwarzer Kleidung bes für bie 
Uniform der Eivilftaatsdiener vorgefchriebenen Hutes, fowie eines Degens mit 
goldener Quafte zu bedienen. 


83. 

Werden Bürgermeiſter oder ſonſtige Magiſtrats-Mitglieder außerhalb des 
Bureaus als Polizeibeamte thätig, ſo haben ſich dieſelben in den durch Art. 3 des 
Geſetzes vom 4. Mai 1851, das Einſchreiten der bewaffneten Macht zur Erhaltung 
der geſetzlichen —— betreffend, bezeichneten Fällen einer weißen Schärpe, in 
fonftigen Fällen aber, in welchen ein ſolches Abzeihen als notbwendig erjcheint, 
einer Schärpe von weißer Farbe oder von den Stabtfarben zu bedienen. 

Die Schärpe wird von ber rechten Schulter zur linken Hälfte getragen. 
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g Aa 
In Bezug auf die Uniformen der mit polizeilichen Verrichtungen betrauten 
Gemeindebebienfteten, dann bes gemeinblichen Forftperfonales, ferner in Bezug 
auf bie — — und Ausrüſtung der Polizeimannſchaft und ber Polizeirott: 
meifter, fowie enblid in Bezug auf die Abzeichen der Flurer und Nachtwächter haben 
die bisher beftehenden Vorſchriften bis * Weiteres zur Anwendung zu kommen. 
Jedoch können die Gemeinden den Rottmeiſtern und ber Polizeimannſchaft 
eſtatten: 
1) fih außer feierlichen Anläſſen ftatt des Tſchakos einer bunfelblauen, roth vor: 
——— und mit einer weißwollenen, den bayeriſchen Löwen darſtellenden 
tickerei verſehenen Schirmmütze von der zur Zeit für das Militär vorge— 
ſchriebenen Form zu bedienen, 

2) zur Sommerszeit, fowie unter dem Mantel einen Uniformsrock von ſoge— 
nanntem Grabel, mit rothen Vorſtößen und ftehendem Kragen, an weldem 
auf jeder Seite eine Like von rothem Tuch mit weißem Knopfe und von 
ber für bie Ligen auf ben Mantelfrägen des Linienmilitärs vorgejchriebenen 
Form fowie bei den Mottmeiftern die Auszeihnung angebracht ift, zu tragen, 

3) neben ber Bajonetflinte einen Revolver und flatt des bisherigen Säbels einen 
Säbel von ber für bie k. Gendarmerie zur Zeit vorgefchriebenen Form zu führen, 


U. Für die Gemeinden mit Landgemeinde: Berfaffung. 


5. 

Das Dienftzeihen ber Bürgermafen der in $ 1 nicht erwähnten Gemeinden 
beiteht in einer filbernen Medaille, welche mit dem Brufibilde bes regierenden 
Königs auf der Vorberfeite und dem Namen ber Gemeinde oder Bürgermeifterei 
auf ber Rückſeite verjeben ift und an einem hellblauen Bande um ben Hals ge: 
tragen wirb. 

Soferne eine Gemeinde mit Landgemeinde » Berfaffung zur Führung eines 
Wappens berechtigt if, kann flatt des Namens ber Gemeinde das Wappen ber: 
jelben auf ber djeite ber Mebaille angebracht werben. 


86. 
Die Beigeordneten tragen als Dienſtzeichen einen kleinen Schild, welcher 
mit dem bayeriſchen Wappen verſehen iſt, an einem hellblauen Bande um den Hals. 


TC 

Die zu polizeilichen Verrichtungen verwendeten Bebienfteten in den Gemein: 
den mit Landgemeinde: Berfoffung und Bürgermeiftereien tragen eine bunfelblaue, 
roth vorgeftoßene Schirmmüge, wie ſolche für bie Polizgeimannjchaft in den Ge 
meinben mit fäbtifcher Verfaſſung geftattet ift. 

Es bleibt den Gemeinden oder Biürgermeiftereien unbenommen, bie vor: 
—— Bedienſteten mit der Bekleidung und Ausrüſtung der Polizeidiener in 
en Städten zu verſehen. 

Die Flurer und Nachtwächter tragen während ihrer Dienſtverrichtungen 
bie bisher üblichen Abzeichen. 


$ 8. 
Vorftehende Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung durch bas 
Regierungsblatt in den Landestheilen diesjeits des Rheins in Wirkfamkeit. 


Hohenſchwangau, den 4. Auguft 1869. 
Nach Minifterial: Entfhliegung vom 21. Dez. 1869 dürfen die bisher von 


—— — benützten Dienſtzeichen durch die Beigeordneten getragen 
werben. 


Art. 83. 


Die Dienftzeihen der Magiftratsmitglieder werben durch Verord— 
nung beftimmt, 
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II. Wirkungskreis des Magifttats. 
A. Eigentlide Gemeinde: Angelegenheiten. 


Art. 84. 

Der Magiftrat verwaltet unter Vorbehalt ber ben Gemeindebevoll— 
mächtigten zukommenden Befugnifje die Gemeindeangelegenbeiten, erläßt 
innerhalb feiner Zuftändigkeit ftatutarifche Beitimmungen und vertritt bie 
Gemeinde in ihren Rechten und Verbindlichkeiten gegen Außen. 


Art. 85. 

Der Magiftrat ernennt die technifchen Magiftratsmitglieber mit Zu: 
fiimmung, die Stadt: oder Marktichreiber und andere höhere Bebdienitete 
nad; vorgängiger Bernehmung der Gemeindebevollmäcdhtigten. Die Auf: 
ftellung des niederen Dienftperfonals fteht dem Magijtrate allein zu, 
welcher biebei die in Art. 34 des MWehrverfaffungsgefepes vom 30, Ja: 
nuar 1868 und in Art. 11 des Gefehes vom 16. Mai 1868, bie 
Berforgung invalider Unteroffiziere 2c. betr., bezeichneten Perſonen mög- 
lichſt berückſichtigen fol. 

Die Dienſtkleidung der zu polizeilichen Verrichtungen verwendeten 
Gemeindebedienſteten wird durch Verordnung beſtimmt. 


Art. 86. 

Der Magiſtrat führt den Gemeindehaushalt; er hat für Erhaltung 
des Vermögens und für Erfüllung der Verbindlichkeiten der Gemeinde 
zu ſorgen. — Seine Mitglieder haften für allen durch die Nichterfüllung 
ihrer Dienſtobliegenheiten entſtehenden Schaden. 


Art. 87. 

Er verwaltet das Gemeinde= und das örtlihe Stiftungsvermögen 
durch bie aus feiner Mitte aufgeftellten oder durch die befonderen Verwalter. 

Den Bürgermeiftern ift unterfagt, eine Verwaltung felbit zu führen. 

Die Verwalter haften zunächſt für die richtige Erhebung ber Ein: 
fünfte, für die Einhaltung der Voranſchläge und für die vorfchrifte- 
mäßige Ordnung in den Ausgaben. 

Der Magiftrat hat mit Zuftimmung der Gemeindebevollmädtigten 
über die von ben DVerwaltern zu leiftende Caution und über die den— 
jelben, foferne fie nicht für ihre Function einen beftimmten Gehalt bes 
ziehen, zu gewährende Entfhäbigung zu beſchließen; er kann jebody mit 
Zuftiimmung der Gemeindebevollmädtigten in einzelnen Fällen von An— 
forderung einer Caution Umgang nehmen, wenn bie Verwaltung durch 
Mitglieder des Magiftrats geführt wird. 

Art. 88, 

Das Rehnungsjahr läuft vom 1. Januar bis 31. Dezember. 

Im Monat October bat der Magiftrat den Voranfchlag ſämmt— 
licher vorausfehbarer Einnahmen und Ausgaben der Gemeinde für das 
nächſte Jahr aufzuftellen und denfelben nad) vorgängiger Bekanntmachung 
vierzehn Tage lang öffentlich aufzulegen. 
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Jedem Umlagenpflichtigen fteht frei, feine Erinnerungen ſchriftlich 
einzureichen ober zu Protofoll zu erflären. 

Der Boranfchlag nebft den abgegebenen Erinnerungen wird ben 
Semeindebevollmächtigten mitgetheilt, ift von benjelben zu prüfen und 
noch vor Jahresſchluß feitzuftellen, 

Gibt der Voranſchlag zu Feiner Beanftandung Anlaß, fo wird 
derjelbe fofort genehmigt. Findet eine Meinungsverfciedenheit ftatt und 
tritt ber Magiftrat nicht der Anfiht der Gemeindebevollmädtigten bei, 
fo ijt eine gemeinſchaftliche Sitzung beider Gollegien zu veranftalten, in 
welder auf Grund gemeinfamer Berathung bie Feſtſtellung des Bor: 
anſchlages durch Beichlußfaffung der Gemeindebevollmädtigten erfolgt. 

Bisher nicht beftandene Einnahmsquellen und bisher nicht beftan- 
bene Ausgaben, fowie Erhöhungen der in Antrag gebraten Einnahmen 
oder Ausgaben können nur mit Zuftimmung des Magiftrates von ben 
Gemeindebevollmädhtigten in ben Voranſchlag eingejtellt werben. 

Der vorgefeßten Berwaltungsbehörde ift ſofort Abjchrift des feitge: 
ftellten Voranfhlages zu überfenden. Sieht fi) diefe Behörde hiedurch 
zur Ausübung ihres Auffihtsrechtes nad Art. 157 veranlaßt, fo hat fie 
binnen vier Wochen dem Magiftrate die geeignete Eröffnung zu maden. 

Der Voranſchlag bildet die Grundlage des Gemeindehauspaltes. 
Unvermeidlihe im Etat nicht vorgefehene Ausgaben erfordern die zuvor 
eingeholte Zuftimmung der Gemeindebevollmädtigten. 

Die Verwalter dürfen ohne fchriftlihe Zahlungsanmweifung des Ma: 
giftrats bei Meidung eigener Haftung Feine Zahlung machen. 

Vorſtehende Beftimmungen finden aud Anwendung auf ben Stif: 
tungsbaushalt. Die Voranſchläge können jedoch für eine längere Periode 
feftgeftellt werben, foferne die vorgefeßte Verwaltungsbehörbe nicht im 
einzelnen Falle anders verfügt. 

Art. 89. 

Die Rechnungen über die Verwaltung des Gemeinde- und Stiftungs: 
vermögens im abgelaufenen Jahre müfjen in ben einer Kreisregierung 
unmittelbar untergeorbneten Städten fpäteftens bis zum 1. Juli, in ben 
übrigen Gemeinden fpäteftens bis zum 1. Mat geftellt fein und nad vor: 
gängiger Bekanntmachung vierzehn Tage lang öffentlich aufgelegt werben. 

Jedem Umflagenpflichtigen fteht frei, binnen biefer Frift bei Ver: 
meidbung bes Ausfchluffes feine Erinnerungen fchriftlich einzureichen oder 
zu Protokoll zu erklären. 

Sodann find die Rechnungen mit allen biezu abgegebenen Er: 
innerunngen ben Gemeindebevollmädhtigten zur Prüfung mitzutbeilen. 

Gibt die vorgenommene Prüfung zu Feiner Beanftandung Anlaf, 
fo wird von ben Gemeindebevollmädhtigten fofort die Genehmigung aus: 
geſprochen. 

Gibt die Prüfung zu Erinnerungen Anlaß, ſo ſind dieſe dem 
Rechner zur Beantwortung mitzutheilen. Werden durch dieſe Beant—⸗ 
wortung die Erinnerungen gehoben, jo ſprechen die Gemeindebevollmäch⸗ 
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tigten die Genehmigung der Rechnung aus; im entgegengejegten Falle 
erfolgt die Entſcheidung in gemeinſchaftlicher Sikung auf Grund gemein: 
famer Berathung durch Beſchluß der Gemeindebevollmädtigten. 

Glaubt fih der Nechner bei einem die Yeltitellung feiner Ver: 
pflihtungen betreffenden Beſchluſſe nicht beruhigen zu fönnen, jo ent— 
ſcheidet hierüber die zuftändige Verwaltungsbehörde gemäß Art. 158. 

Die geprüften Rechnungen nebft Belegen werben mit den einge: 
fommenen Erinnerungen und den Beſchlüſſen der Gemeindebevollmädtig- 
ten binnen zwei Monaten nad den in Abſ. I. bezeichneten Terminen an 
die vorgefeßte Verwaltungsbehörbe eingefendet. In den einer Kreis- 
regierung unmittelbar untergeordneten Städten hat die Prüfung der Auf: 
fihtsbehörde nad) Maßgabe des Art. 157 zu geichehen, in den übrigen 
Gemeinden mit ſtädtiſcher Verfaſſung hat auch die rechnerifche Prüfung 
und Berbefheidung zu erfolgen. Iſt die Aufſichtsbehörde durch die vor: 
gelegte Rechnung zur Ausübung ihres Aufſichtsrechtes veranlaßt, fo hat fie 
binnen drei Monaten dem Magiftrate bie geeignete Eröffnung zu machen. 


Art. 90, 

In den einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten 
bat der Magiftrat jährlich nach beendigter Prüfung und Beſcheidung ber 
Rechnungen einen Bericht über die Ergebniffe der gefammten Verwaltung 
des verfloffenen Rechnungsjahres und über den Stand der Gemeinde: 
angelegenheiten burdy ben Drud zu veröffentlihen. In ben übrigen 
Gemeinden mit jtädtifher Berfaffung find die wejentlichen Ergebnifje der 
Gemeinde: und Stiftungsrehnungen jährlich nad) beendigter Rechnungs: 
revifion in ortsüblicher Weife zur öffentlihen Kunde zu bringen. 


Art. 91. 
Der Magiftrat nimmt Antheil an ber Armenpflege, fowie an bem 
Kirchen» und Schulmwejen nad den hierüber beftehenden Geſetzen und 
Verordnungen. 


B. Polizei- und Diſtrikts-Verwaltung. 


Art. 92. 

Der Magiftrat als Ortspolizeibehörde erläßt bie ortspolizeilichen 
Vorſchriften nah Maßgabe der gejeglihen Beſtimmungen. 

Demfelben fteht die Handhabung und der Vollzug der die Polizei— 
verwaltung betreffenden Geſetze, geſetzlich erlaſſenen Verordnungen, poli: 
zeilihen VBorfchriften und competenzmäßigen Anordnungen ber vorgeſetzten 
Behörden innerhalb des Gemeindebezirkes zu, ſoweit biefür nicht durch 
Geſetz oder gefeßmäßige Verordnung die Zuftändigfeit einer höheren Be: 
hörde begründet if. 

Derjelbe hat ferner dafür Sorge zu tragen, daß alljährlich min- 
beftens einmal die Flur: und Markungsgrenzen von ben Feldgefhwornen 
nad Maßgabe des Art. 21 des Vermarkungsgefeßes vom 16. Mai 1868 
umgangen und bie zur Anzeige gebrachten Mängel abgejtellt werben. 


652 Gemeindeweſen. 


Art. 93. 

In den einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten 
ſteht vorbehaltlich der Beſtimmungen der Art. 97 und 98 dem Magiſtrat 
die Polizeiverwaltung mit Einſchluß der den unmittelbaren Diſtrikts— 
polizeibehörden vorbehaltenen Befugniſſe zu. 


Art. 94. 

Die dem Magiſtrate obliegende Polizeiverwaltung ſteht unter Leis 
tung des Bürgermeiſters, wo deren mehrere vorhanden ſind, des erſten. 
Derſelbe erledigt Geſchäfte, welche ſich zur collegialen Behandlung nicht 
eignen, perſönlich oder läßt fie unter feiner Leitung durch andere Magi- 
ftratsmitglieder oder durch höhere Gemeindebedienftete beforgen. 


Art. 95, 

Die Gemeinden find verpflichtet, foweit ihnen die Bolizeiverwaltung 
zufteht, die bamit verbundenen Obliegenheiten zu erfüllen und bie biefür 
erwachjenden Koften zu beftreiten. 

Zur Beftreitung des Aufwandes für Handhabung ber Diftrifts: 
polizei wird nad Maßgabe des jeweiligen Finanzgefeßes ein Beitrag 
aus Staatsmitteln geleiitet. 

Art. 96. 

Die nidtpolizeilihen Geſchäfte der Diftriftsverwaltungsbehörben 
werben in ben einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten 
gleihfalls von dem Magiftrate beforgt. — Die Beſtimmungen des Art. 94 
finden auch auf diefe Gefhäfte Anwendung. 


Art. 97. 

In Bezug auf bie Haupt: und Refidenzitadt München findet bie 
Ausscheidung der Zuſtändigkeiten der Polizeidirection, des Magiftrats 
und ber Localbaucommiffion nad Einvernahme des Magiftrats durch 
Verordnung ftatt, welche binnen drei Jahren revibirt und dem Landtage 
zur gefeßlichen Feſtſtellung vorgelegt werben foll. 

Art. 98. 

Der Staatsregierung bleibt vorbehalten, auch in ben übrigen einer 
Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten die Ausübung ber 
den Diftriftspolizeibehörben vorbehaltenen Befugniffe in Bezug auf Frem— 
denpolizei, Preffe, Bereinswefen und Verſammlungsrecht, ferner bie 
Handhabung der Sicherheitspolizei zum Schube des Staates und ber 
beftehenden Staatseinrihtungen, fowie zur Aufrechthaltung ber öffent: 
lichen Ruhe auf Koften des Staates zu übernehmen und biefür eigene 
Beamte mit bem erforberlihen Hilfsperfonal aufzuftellen. 

Wenn die öffentliche Ruhe bedroht oder geftört ift, hat der Magie 
ftrat zu deren Erhaltung oder Wiederherftellung mitzuwirken. 


Königlich Allerhöchſte Verordnung vom 28. Juni 1869, Das Stadt: 
commiffariat Nürnberg betr. 
Wir finden Uns bewogen, im Hinblide auf Art. 98 der Gemeindeordnung 
für die Lanbestheile biesjeits des Rheins zu verordnen, was folgt: 
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g 1. 
Das Stadtcommilfariat zu Nürnberg bat als königliche Diftriftspoligeibehörbe 
für den Bezirk diefer Stadt mit dem nah $ 2 zu bemejlenden Wirkungsfreije 
fortzubeitehen. 


$ 2. 
Der Wirfungsfreis diefes Stabtcommiffariates wird innerhalb der Grenzen 
des Art. 98 der Gemeindeordnung für die Lanbestheile biesjeits des Rheins durch 
befondere Entſchließung näher geregelt. 


Die Dienftverhältniffe der Beamten und angeitellten Bebienfteten des feit: 
berigen Stadtcommiflariates Nürnberg bleiben einfiweilen vorbehaltlich Unſerer 
weiteren Entſchließung umveränbert. 


. 4. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1869 in Wirffamfeit. 


An diefem Tage erlöfhen die Beftimmungen über bas feitherige Stabtcom: 
miffariat zu Nürnberg, insbefondere die Verordnung vom 15. September 1818 
und die Föniglihe Entihliegung vom 24. Februar 1826, die f. Commiſſariate in 
den größeren Städten betr. 


Schloß Berg, ben 28. Juni 1869. 


Entſchließung des k. Staatöminifteriums Des Innern vom 29. Juni 
1869 in gleihem Betreff. 


Seine Majeſtät ber König haben vorbehaltlich ber befonderen Regelun 
ber Berhältniffe der Städte München und Nürnberg im Hinblide auf Artikel 98 
der Gemeinbeorbnung für bie Lanbestheile diesſeits les Rheins allerhöchſt zu ver: 
fügen gerußt, was folgt: 

1. In den einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten find 
vom 1. Juli 1869 angefangen bie ben Diftriftspoligeibehörden vorbehaltenen Be— 
fugniffe in Bezug auf die Preffe, fowie die ficherheitspoligeilichen Zufändigkeiten 
in Fällen bebrohter oder geftörter öffentlicher Rube durch Staatsbeamte auszuüben, 
unbeſchadet der geſetzlichen Verpflichtung der Magiftrate, zur Erhaltung oder Wie: 
berberjtellung ber öffentlichen Ruhe mitzuwirken. 

II Die Übrigen in Art. 98 ber Gemeindeordnung erwähnten Zuftänbigfeiten 
gehen an bie Ma rate über; das Staatsminifterium bes Innern ift jebocdh er: 
mädtigt, auch biete Zuſtändigkeiten zeitweife an Staatsbeamte zu Übertragen, wenn 
ein Bebürfnig biezu vorliegt. 

II. Die Ausübung der in Ziffer I. aufgeführten $unctionen erfolgt in ben 
Kreishauptftäbten durch ein Gollegialmitglied ber betreffenden Kreisregierung, Ram: 
mer bes Innern, außerdem aber burch die Bezirfsämter und, wenn deren mehrere 
in berfelben Stadt ſich befinden, durch das vom Staatsminiftierium des Innern 
bejonders bezeichnete. 

IV. Die Gollegialmitglieder ber Kreisregierung werben durch das Negierungs: 
präfibium mit der fraglichen Function in ftets widerruflicher Weife betraut. Sie 
verfehen biefe Functionen umentgeltlih und führen biebei ben Titel „Königlicher 
Commiſſär der Stabt N. N.” 

Der Regieaufwanb biefer Commiſſäre ift aus dem Regiefond ber betreffen: 
ben Kreisregierung, Kammer bes Innern, zu beftreiten, welche verpflichtet iſt, 
eg eh das zu ihrer Amtsführung erforderliche Dienftperfonal zur Verfügung 
zu jiellen. 

V. Für die Bezirksämter bilden bie in Ziffer I. bezeichneten Functionen 
einen regelmäßigen Beſtandtheil ihrer Amtsobliegenheiten. Das Amts: und Dienft: 
perfonal ift verpflichtet, fi bei Ausübung bdiefer Functionen nah Anordnung bes 
Amtsvorftandes verwenden zu lafien. 

Der etwaige Regienufwand it gleich ſonſtigen Regiebedürfniſſen der Bezirks— 
ämter zu beftreiten, 
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VI. Die bisherigen Stadtcommiffariate treten am Iegten Juni 1869 außer 
Thätigfeit. Die den einzelnen Stadtcommifjären zur Beflreitung ber — 
auslagen gewährten Zuſchüſſe unterliegen dem Einzuge und fallen, inſoferne ſie 
aus Gemeindemitteln bezahlt wurden, den betreffenden Gemeinden anheim. 

Hienad haben bie Kreisregierungen, Kammern bes Innern, bas Geeignete 
zu veranlaffen, und binfichtli der Verbältniffe bes bei den feitherigen Gtabt- 
commifjariaten verwendeten Unterperfonals weitere Entſchließung zu erwarten. 

Münden, den 29. Juni 1869. 


Entihliefung Des f. Staatöminifteriums Des Innern vom 29. Juni 
1869, Den Vollzug Des Art. 88 Der Gemeindeordnung betr. 


Nachdem ber Wirfungskreis des Stadtcommijfariates Nürnberg gemäß $ 2 
der Allerhöchſten Verordnung vom 28. ds. Mis., das Stadtcommiffariat Nürnberg 
betreffend, durch das unterzeichnete Staatsminiflerium geregelt werden fol, jo er 
geht nachſtehende Entſchließung: 

I. Die ben Diſtriktspolizeibehörden vorbehaltenen Befugniſſe 
in Bezug auf Fremdenpolizei, Preſſe, Vereinsweſen und Verſammlungsrecht werden 
durch das Stadtcommiſſariat ausgeübt. 

Hienach bat dasſelbe 

A. in Anſehung der Frembenpolizei folgende Zuſtändigkeiten: 

1) Die Ausftelung ber Neifepäffe und ſonſtigen Reifelegitimations = Urkunden 
nach Anleitung der Allerhöchften Verordnung vom 9. Dezember 1865, bas 
Paßweſen betreffend (Regierungsblatt 1865 Seite 1409), 

2) bie vertragsmäßig den Paßbehörden obliegende Ausflellung ber Legitimationen 
für Marftfahrer oder Fieranten, nöthigenfalls im Benehmen mit dem Magiftrate, 

3) die nach $ 17 Abf. IL ber citirten Verordnung ben Diftriftspolizeibehörden 
zuftehende Verfügung, infoferne es fid nicht um Yandftreicher handelt, bezüglich) 
deren wie bisher vom Magiftrate in eigener Gompetenz das Geeignete zu 
veranlafien ift. 

Die Einfiht in die Fremdenbücher der Wirthe (Art. 82 des Polizeiftraf: 
gejepbuches), jowie die Entgegennahme der zu erftattenden Frembenanzeigen kommt 
dem Magiftrate zu, weldyer auch zum Grlaffe der Aufenthaltsverbote gemäß Art. 45 
bes Geſetzes über Heimat, VBerehelihung und Aufenthalt vom 16. April vor. Je. 
allein zuftändig ift. 

B. In Anſehung ber Prefje gehört zum Wirkungskreiſe des Stabdt: 
commiffariates: 

1) die nach dem Ebicte über die reibeit der Preffe und des Buchhandels vom 
4. Juni 1848 zuläffige polizeiliche Beſchlagnahme; 

2) bie ben Polizeibehörden in dem Gefege zum Schutze gegen ben Mißbraud 
ber Preſſe eingeräumte Zuftändigfeit; 

3) bie Vermittlung der nad dem Gefege zum Schuße der Urheberrechte an lite: 
rariſchen Erzeugniffen und Werken der Kunft vom 28. Juni 1865 abzuliefern: 
ben Pflichteremplare. 


C. Was das Vereinswejen und Berfammlungsredt betrifft, fo iſt 


1) die nad Art. 2 bes Geſetzes über die Verfammlungen und Vereine vom 
26. Februar 1850 bei ber Drtspolizeibebörde zu machende Anzeige bei bem 
Magiftrate zu erflatten, welcher dem Stabtcommijlariate bie weiter vorge: 
ſchriebene Nachricht zu geben hat; 

2) zum Grlafje bes in Art. 3 dieſes Geſetzes vorgefehenen Verbotes, fowie zur 
Ertheilung ber nad) Urt. 4 ibidem erforderlichen diſtriktspolizeilichen 
Genehmigung ift das Stabtcommiffariat zuſtändig; 

3) das Stadtcommiſſariat ift unbeſchadet der in biefer Hinficht gefeklich beſtehen— 
den ortspolizeilihen Gompetenz bes Magiftrates berechtigt, nach Mafgabe bes 
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Art. 7 ibidem in jede Verſammlung Abgeorbnete mit den in ben Art. 8 u. 9 
bes Geſetzes erwähnten Befugniffen zu ſenden; 

4) die in Art. 12 loc. cit. vorgefehene Anzeige bezüglih der nichtpolitifchen 
Vereine ift bei dem Magiftrate zu erftatten, welder das Stadtcommijfariat 
bievon in Kenntniß zu fegen bat; die nad Art. 14 und 16 ibidem zu 
machenben Vorlagen und Anzeigen geben unmittelbar an das Stabtcommilflariat ; 

5) * sen von Bereinen ift jowohl das Stadtcommiffariat als ber Ma: 
iftrat befugt; 

6) an Uebrigen ift bezüglich bes Verfahrens die zum Bollzuge des Geſetzes über 
die Berfammlungen und Bereine ergangene Minifterial: Entihliegung vom 
3. März 1850 maßgebend, wogegen die Miniſterial-Entſchließung vom 5. März 
1850 über das Verhältnig der bisherigen Stabtcommiffariate rüdfichtlich des 
Verſammlungsrechtes und des Vereinsweſens außer Wirffamfeit tritt. 

11. In Fällen bebrobter oder geflörter öffentliher Ruhe bat das Stadt: 
commifjariat unter Mitwirkung des Magiftrates einzufchreiten. Der letztere ift 
verpflichtet, Vorfälle, welche zu einer Bedrohung oder Störung der öffentlichen 
Ruhe führen können, rechtzeitig zur Kenntniß des Stadtcommiffartates zu bringen. 

Zum Aufgebote der bewafineten Macht ift in ber Regel das Stabtcom: 
miffariat allein zuftändig; wenn jedoch Gefahr auf Verzug ift, kann ein foldhes 
Aufgebot aud durch den Magiftrat erfolgen. 

II. Die Handhabung der Eicherheitspolizei zum Schuße bes Staates und 
ber beſtehenden Staatseinrihtungen fommt unbeſchadet ber dur Vorjtebendes dem 
Stabtcommiffariate Überwiejenen Zuftänbdigfeiten bis auf weitere Verfügung bem 
Magiftrate zu. 

IV. Hinfihtlih der Staatsanwaltichaftsvertretung bei dem Stabtgerichte 
— find bis auf Weiteres die bisherigen Beftimmungen maßgebend. 

. Sämmtlide Beamte und Bebdienftete des — ar baben 
fih zu ben jümmtlihen Functionen desjelben nad Anleitung des Vorftandes ver: 
wenben zu lajjen. 

Hienach bat bie k. Regierung, Kammer bes Innern, das Weitere zu ver: 
fügen und den betheiligten Behörden insbefondere zu eröffnen, daß bem Stadt: 
commilfariate für die Folge weber eine Gontrole noch ein Erinnerungsredt in Bezug 
auf die Gefhäftsverwaltung bes Magiftrates zufomme, und daß die Fortſetzung 
bes bisherigen bienftfreundlihen Benehmens der beiden Behörden aud für bie 
Zukunft erwartet werbe. 


Münden, am 29. Jımi 1869. 


Nah Allerhöchſter Verordnung vom 26. Juni 1869, K.A.Bl. ©. 1114, 
bleibt die dermalige Ausſcheidung der Zuftändigfeit der Polizeidirection, bes Magi: 
ftrat8 und der Localbaucommiffion zu Münden vom 1. Juli 1869 an bis zum 
Inslebentreten weiterer Beflimmungen in Kraft. 

Die weitere f. Verorbn. vom 2. Oct. 1869 (R.BL 1869 ©. 1882). 


C. Zwangsbefugniffe. 
Art. 99. 

Der Magijtrat ift berechtigt, Verfügungen, welche er in feiner 
Zuſtändigkeit als Gemeindeverwaltung oder Polizeibehörde zum VBollzuge 
von Gefeßen und giltigen Verorbnungen, deren UWebertretung nicht mit 
Strafe bedroht ift, an beſtimmte Perfonen erlaffen und dieſen eröffnet 
bat, durch gefeßlihe Zmangsmittel unter Anwendung ber Art. 28 und 29 
des Gejetes vom 10. November 1861, die Einführung des Strafe unb 
Polizeiftrafgejeßbuches betr., zur Ausführung zu bringen. 

Gleiche Befugniß hat der Bürgermeifter in Bezug auf jene Ber: 
fügungen, welche er innerhalb feiner Zuftändigfeit allein erläßt. 
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D. Bermittlungsamt. 


Art. 100. 

Die Ausübung des Vermittlungsamtes bei Nechtsftreitigkeiten unter 
Semeinbeeinwohnern fteht dem Bürgermeifter zu. Derfelbe ift jebod 
befugt, biemit ein anderes Magiftratsınitglied oder einen höheren Ge: 
meindebebienfteten zu beauftragen. Den Betbeiligten iſt es unbenommen, 
Männer ihres Vertrauens zu benennen, welche zum Sühneverſuch beizu: 
ziehen find. Die Zulaſſung von Advokaten ift ausgefchloffen. 

Wenn auf gehörige Ladung nicht beide Parteien erſcheinen, fo ift 
ber Vermittlungsverſuch als vereitelt zu erachten. it der Kläger nicht 
erjchienen, fo verwirkt er eine Geldbuße von dreißig Kreuzern zum Belten 
der Gemeindekaſſe. 

Die Verhandlungen und Ausfertigungen des Bermittlungsamtes find 
tar und ftempelfrei. 


III. Gefdäftsgang des Magiftrats. 


Art. 101. 

Die Bertheilung der Gejchäfte, der Vorſitz in den Sitzungen, die 
Sorge für den Vollzug der Magiftratsbefhlüffe und bie Erledigung der 
für collegiale Berathung nicht geeigneten Gegenſtände fteht dem erften 
ober einzigen Bürgermeifter, bei bejjen Berhinderung feinem Gtellver: 
treter zu. 

Zur Stellvertretung berufen find die übrigen Bürgermeifter nad) 
ihrem Range, in deren Ermangelung oder Verhinderung die rehtsfundigen 
Magiftratsräthe nad) dem Dienftalter, in deren Ermangelung oder Ber: 
binderung die bürgerlichen Magiftratsräthe nah dem Dienftalter und der 
Reihenfolge ihrer Wahl. 

Ale Ausfertigungen des Magiftrats. werden von dem gefchäfts: 
leitenden Borftande unterzeichnet. 


Art. 102. 
Der Magiftrat beſchließt in Sigungen über alle zur collegialen 
Berathung geeigneten Gegenftände. 
Zur Giltigfeit eines Plenarbeſchluſſes wird gefordert: 

1) daß alle im Gemeindebezirke anwefenden Magiftratsmitglieder, foferne 
die Sitzungstage nicht vorausbeftimmt find, befonders eingelaben 
wurden; 

2) daß mehr als die Hälfte der in Art. 71 Ziff. 1 bis 3 bezeichneten 
Mitglieder an der Berathung und Abjtimmung Theil genommen; 

3) daß die Mehrheit der Abjtimmenden für diefelbe Meinung fih aus: 
geſprochen hat. 

Alle der Zuftimmung der Gemeindebevollmädtigten, der Bürger: 
ihaft oder der Staatsauffichtsbehörde unterliegenden Beſchlüſſe find in 
Plenarfigungen zu fajlen. 
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Zur Erledigung anderer Angelegenheiten fönnen in Städten von 
10,000 Seelen und darüber Senate gebildet werben, deren Belegung 
durch Plenarbefhluß erfolgt. Zur Giltigfeit eines Senatsbeſchluſſes iſt 
erforderlich, dak alle im Gemeindebezirke anwefenden Senatsmitglieder, 
foferne die Sitzungstage nicht vorausbeſtimmt find, bejonders eingeladen 
wurden, daß mindeſtens fünf Mitglieder an der Berathung und Ab: 
ftimmung Theil genommen haben und daß die Mehrheit der Abſtimmen— 
ben ſich für dieſelbe Meinung ausgefprocdhen hat. 

Bei Stimmengleihheit entjheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Kein ftimmberechtigtes Magijtratsmitglied darf fi der Abjtimmung 
enthalten, 

Art. 103. 

Magiftratsmitglieder können an der Berathung und Beihlußfaffung 
über Angelegenheiten, woburd ihr BPrivatintereffe unmittelbar berührt 
wird, nicht Theil nehmen. — 

Kann in Folge deffen die Vorausfeßung des Artikels 102 Abſ. I. 
Ziff. 2 nicht erfüllt werden, fo haben die Gemeindebevollmädhtigten für 
den befonderen Yal jo viele unbetheiligte Mitglieder abzuordnen, als 
zur Beichlußfähigkeit des Magiftrats erforderlich find. Wird auch auf 
diefem Wege die Beihlußfähigkeit nicht erzielt, fo Hat die vorgejegte 
Berwaltungsbehörbe die im Interefje der Gemeinde nöthige Verfügung 
zu treffen. 

Tritt die Beſchlußunfähigkeit des Magiftrats in einer Sade ein, 
in welcher biefer als Polizei: oder Diftriftöverwaltungsbehörbe zu be: 
fhließen bat, fo ift die Sache durch die Kreisverwaltungsitelle an eine 
andere Polizei- oder Diftriftsverwaltungsbehörde zu verweiſen. 

Das in Ab. IL und III. vorgezeichnete Verfahren hat aud dann 
einzutreten, wenn der Magiftrat durch andere Hindernifje zeitlich beſchluß— 
unfähig wird und unverfcieblihe Berathungsgegenftände vorliegen, 


Art. 104. 
Dem Magiftrate ift e8 anheimgegeben, bei Gegenftänden, weldye 
befondere Fachkenntniß erbeifhen, Fachmänner mit ihrem Gutachten zu 
hören und erforderlichen Falles in die Sitzung zu berufen, 


Art. 105. 

Die Plenar: und Senatsfigungen des Magiftrats find öffentlich, 
joweit nicht Nüdfichten auf das Staats: oder Gemeindewohl oder aud) 
berechtigte Anfprühe Einzelner entgegenftehen. 

Die Frage, ob in einem gegebenen Falle die Deffentlichkeit der 
Berathung oder Abftimmung auszufchließen fei, wird in geheimer Sitzung 
entſchieden. 

Die Oeffentlichkeit darf jedoch niemals ausgeſchloſſen werden, wenn 
ſie durch Geſetz für beſtimmte Fälle ausdrücklich vorgeſchrieben iſt. 

Der Vorſitzende handhabt die Ordnung; er iſt verpflichtet, Zeichen 
bes Beifalls oder ber Mifbilligung ben Zuhörern nicht zu geftatten und 

Nar, Handbuch der bayer. Difir.Berw, Behörden. IIT. Aufl. 42 
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nöthigenfalls jeden derſelben, der die Ruhe der Sitzung in irgend einer 
Weiſe ſtört, aus dem Sitzungsſaale wegzuweiſen und nach Umſtänden 
abführen zu laſſen. 

Art. 106. 

Zur Verwaltung örtlicher Stiftungen und Anſtalten, ſowie zur 
Beſorgung beſtimmter Geſchäfte können auf Beſchluß des Magiſtrats be 
ſondere Ausſchüſſe aus Mitgliedern des Magiſtrats oder aus zu Ge— 
meindeämtern wählbaren Gemeindebürgern gebildet werden, deren Aus: 
wahl dem Magiftrate zufteht. 

Die hiezu berufenen Gemeindebürger verrichten ihre Junction unent⸗ 
geltlih und Haben nur Anfpruh auf Erſatz von Auslagen. 

Soldye Ausihüffe find dem Magiftrate untergeordnet, an beffen 
Inftructionen gebunden, und können von dem Magiftrate aufgelöft werden. 
Der Bürgermeifter oder ein von ihm bezeichnetes Magiftratsinitglied führt 
ven Borfiß. 

Die Function ftändiger Ausſchüſſe endet jedenfalls mit Ablauf ber 
Wahlperiode, in welcher fie gebildet worben find. 

Im Einverftindniffe mit den Gemeindebevollmädtigten können zur 
Vorbereitung von Berathungsgegenftänden gemeinſchaftliche Ausſchüſſe ge 
bildet werden, zu welchen jeder Körper eine bejtimmte Anzahl von Mit: 
gliedern abordnet. 

Art. 107. 


Zur Regelung des formellen Gefhäftsganges fann der Magiftrat 
eine Geſchäftsordnung erlaffen. Zur Bildung von Senaten ift die Zu: 
ftimmung der Gemeindebevollmächtigten erforderlid,. 

Sämmtlihe der Verwaltung des Magiftrats untergebene Kaffen 
find regelmäßig mindeftens einmal im Jahre unvermuthet durch eine aus 
Mitgliedern des Magiftrats und ber Gemeindebevollmächtigten gebildete 
gemischte Commiffion zu unterfuchen. 

Die näheren Borfchriften über Führung und Unterfuchung der Kaffen 
find von dem Magiftrate zu erlaffen und der vorgefegten Verwaltungs: 
behörde zur Beitätigung vorzulegen. 

Die Formulare ber Boranfhläge, Rechnungen und Rehnungsüber: 
fihten fönnen durch Minifterialvorfchrift feſtgeſtellt werben. 


Entfhliefung des f, Stantöminifteriumsd Des Innern beider Abthei- 
lungen, Dann Des Minifteriums Des Handels vom 10. Det. 1869, 
Das Etats: und Rechnungsweſen Der Gemeinden betr. 


Die unterzeichneten Staatsminijterien jehen fih veranlaßt, im Hinblid auf 
die Art. 307 und 145 der Gemeindeordnung für bie Lanbestheile biesfeits des 
Rheins vom 29. April 1869 Folgendes zu verfügen. 


Allgemeine Beſtimmungen. 

1) Vom Nehnungsjahr 1870 angefangen, find für die Voranfhläge und 
Rechnungen über den Haushalt der Gemeinden und ber gemeindlichen örtlichen 
Stiftungen in den Landestheilen biesfeits des Rheins die beiliegenden Formulare 
in Anwendung zu bringen, und zwar für die Boranfchläge in den Gemeinden mit 
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ſtädtiſcher Verfaſſung die Formulare I A refp. II A, für die Voranfchläge in ben 
übrigen Gemeinden die Formulare I B rejp. II B, für bie Redinungen in ſämmt— 
lihen Gemeinden bie Formulare III refp. IV. 

Die Rechnungen pro 1869 werden nad dem bisherigen Schema gefertigt. 

2) Die Rubrifen ber Voranſchläge und Rechnungen find nad Anleitung 
ber Formulare auf die beiden meben einander liegenden Eeiten eines Bogens zu 
vertbeilen, damit genügender Rauın für etwaige Erläuterungen und Nachweiſungen 
vorhanden ift. 

3) Titel, Kapitel und fonflige Unterabtbeilungen, für welche in bem be: 
treffenden Rechnungsjahr fein Vortrag zu machen ift, können weggelaffen werben, 
wobei jedoch für bie übrig bleibenden Titel und Kapitel die Ziffern des Formulars 
beizubehalten find. 

4) Es fieht den Gemeinden frei, nad Bebürfniß den einzelnen Titeln neue 
Kapitel anzufügen ober die Kapitel in weitere Unterabtheilungen zu jpalten. 

5) Ueber Brüden: und Pflafterzölle, Malzauffchlagsgefälle, dann über be: 
fonders botirte Gemeinbeanftalten und Kaflen, 3. B. Spar: und Leibfaffen, 
Unterrichts: und Wohlthätigfeitsanftalten, Schuldentilgung, Getreibemagazine u. dgl., 
bei welchen bisher eine eigene Redhnungsftellung vorgeichrieben ober üblich war, 
bat eine ſolche aud in Zukunft ftattzufinden, wobei ſelbſtverſtändlich auch gejonderte 
Boranjcläge zu fertigen finb. 

Desgleihen Fönnen bie Gemeinden, und zwar bie einer Kreisregierung 
unmittelbar untergeordneten Städte, auf Grund übereinflimmenden Beſchluſſes der 
beiden Gemeinde: Gollegien, die übrigen Gemeinden mit Genehmigung ber vor: 
gefeßten Auffichtsbebörde, auch für die genannten oder andere umfafienbere Ge: 
meindeanftalten eine fpecielle rechnerifche Behandlung in der Zukunft eintreten laffen, 
beren Rejultate, ſoweit e8 nach den concreten Berhältniffen tbunlich, in die Haupt: 
ir übertragen werben. 

) In den Fällen der vorftehenben Ziff. 5 find bie oben Ziff, 1 erwähnten 
Formulare jo weit als thunlich, gleichfalls anzuwenden. Auch müſſen die be: 
züglihen Specialvoranſchläge und Rechnungen gleichzeitig mit den ——— 
we reſp. ea veröffentlicht und ben vorgejegten Aufſichtsbehörden vor: 
gelegt werben, 

7) Sämmtlihe Boranfchläge und Rechnungen find in Concept und Rein: 
Ichrift zu fertigen. Die Goncepte bleiben in den Händen ber Berwaltungen, bie 
Reinfchriften werben entiprechend — paginirt und unterzeichnet mit den dazu 
gehörigen Beilagen und mit ber Beftätigung, daß die vorichriftemäßige BVeröffent: 
rg erfolgt it, nah Maßgabe ber gejeglihen Beftimmungen (Art. 88 und 89 
— rt. 135 und 136 ber Gemeindeordnung) ber vorgeſetzten Auffichtsbehörbe 
vorgelegt. 

Kleinere Rechnungen über gemeindliche Anftalten und Fonds find zur Koſten— 
erjparung zwedmäßig den Hauptrechnungen als Anhang beizubinden, Desgleigen 
fönnen mehrere Stiftungsrehnungen von unbebeutendem Umfange in Einem Band 
vereinigt werben. 


Voranſchläge. 


8) Das Formular für die Voranſchläge ſtimmt nach der Natur der Sache 
mit der J. Hauptabtheilung des Rechnungsſchemas möglichſt überein und iſt nöthigen— 
falls aus der Specification des letzteren zu ergänzen. Es iſt nicht zu beanſtanden, 
wenn die Verwaltungen von dem Formulare in der Weiſe abweichen, daß ſie bei 
den Voranſchlägen die Ausgaben, nach den im Formulare angeführten Titeln ge— 
ordnet voranſtellen und ſodann bie Einnahmen, jedoch gleichfalls unter Beibehal— 
tung der Titel des Formulars folgen laſſen. 

Bei Feſtſtellung der Voranſchläge ſind auch etwaige Veränderungen, welche 
im Laufe des kommenden Nehnungsjahres in Bezug auf das Stammvermögen 
(Hauptabtheilung II. der Rehnung) eintreten ſollen, in's Auge zu fallen und find 
die bezüglichen Beſchlüſſe entweder geeigneten Orts, 3. B. bei den Erläuterungen 
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über die Dedung des Deficits im Voranfchlage zu erwähnen, ober bemjelben ge: 
jondert beizulegen. 

9) Soll ein Voranſchlag — was nur für Stiftungen zuläffig — für meh— 
rere Jahre gelten, fo ift nach Anleitung der im Formulare ITA dem Abjchnitte 
„Einnahmen‘ beigefügten Bemerkungen zu verfahren. 

10) Da die Voranichläge die Grundlage bes Jahreshaushaltes bilden, fo 
müjjen diefelben mit möglichjter Genanigfeit bergeftellt werden. Zu diefem Zwecke 
baben bie Verwaltungen alle vorausjchbaren Einnahmen und Ausgaben, ind: 
befondere unter Berüdfihtigung der Ergebnifje der letztabgeſchloſſenen Tobreöred- 
nung in verläffiger Weife und forgfältig zu ermitteln und die auf bie Führung 
des Haushalts bezüglichen Beichlüffe, alſo 3. B. über die Art der Bewirthichaftung 
des Gemeindevermögens, Über Bejoldungen bes Verwaltungsperjonals, über bie 
Begründung oder Berbeijerung von Gemeinbeanftalten, über Baureparaturen und 
Neubauten und dgl. jofort zu faſſen. Zugleich erjcheint e8 zur Ermöglihung der 
im Geſetze jowohl den Umlagepflichtigen, als ben Auffichtsbehörben angeräumten 
Gontrole über die BVerläifigkeit ber Boranfchläge notbwendig, daß bie einzelnen 
Anſätze entweder in einem eigenen, dem Voranſchlage beigefügten Erläuterungs: 
befte, oder in ber im Formulare vorgejehenen Rubrif kurz erläutert werben. 

Bei regelmäßig wiederkehrenden oder minder wichtigen Poften kann ſelbſt— 
verftändlich eine befonbere Begründung unterbleiben. 

11) Nah Erfüllung der im Art. 88 refp. 135 der Gemeindeordnung vor: 
aefchriebenen Formalitäten werden die Voranſchläge mit der legten abgeſchloſſenen 
Jahresrechnung rechtzeitig an die vorgefegte Auffichtsbehörde eingefendet. 

Die Auffichtsbehörden find verpflichtet, die Prüfung der Voranſchläge mit 
möglichfter Beſchleunigung zu pflegen und den Verwaltungen die etwa nothwen: 
digen gejeglidh zuläjfigen Anordnungen alsbald und jedenfalls innerhalb ber 
im Art. 88 Abſ. VIL bezicehungsweife Art. 135 Auf. IL der Gemeindeordnung 
bezeichneten Friſten zu eröffnen. Die im Abfchrift vorgelegten Boranjchläge ber 
Gemeinden mit ftädtifcher Verfaſſung werben bei ber ——— Auffichtsbebörbe 
zurüdbebalten, wogegen die Voranſchläge der übrigen Gemeinden balbmöglichjt und 
jedenfalls innerhalb der vorſtehend bezeichneten Frift zurüd zu geben find. 


Rechnungen. 

12) Zur Erzielung einer leichteren Ueberſicht über den Stand des eigent: 
lihen Haushalts der Gemeinden und Stiftungen einerfeits und über bie Veräns 
berungen bes Vermögens andererjeits ift das Rechnungsſchema in zwei Haupt: 
abtheilungen geſchieden, welche zwar in beflimmten Wechjelbeziehungen zu einander 
ſtehen, aber gejondert abgejchlofien werden. 

In die Hauptabtbeilung I. find alle für laufende Zwecke geſetzlich beftimmten 
Einnahmen und Ausgaben aufzunchmen, wogegen in ber Hauptabtheilung II. alle 
Ummwandlungen ber ermögensbetanbtbeite einjchließlich der Bermögensmehrungen 
und Schuldaufnahmen zur Verrehnung gelangen. 

13) Bei dem jpeciellen ge eg Ne find bie in ben Formularen 
— Titeln und Kapiteln beigefügten Eremplificationen und Anmerkungen 
zu beachten. 

Jeder Einnahms- und Ausgabspoften muß vollftändig und fpeciell unter 
bem betrefjenden Titel vorgetragen werden und ift ein ſummariſcher Vortrag nur 
zuläffig, wenn die betreffenden Ginzelpoften in einer Epecialrehnung, oder in einer 
befonderen der Rechnung beigefügten und als Beſtandtheil derjelben erjcheinenden 
Ueberſicht aufgeführt find. 

Die Nechnungsiteller bleiben dafür haftbar, daß in die Nubrifen: „Wirkliche 
Einnahmen“ und „Wirflihe Ausgaben‘ nur folhe Poften eingefegt werden, 
weldye wirklich vereinnahmt und refp. verausgabt wurden, 

Die einzelnen Rehnungstitel und Kapitel müſſen entiprechend fjummirt werben. 

Zu dem Abſchluſſe jeder Hauptabtheilung ift zu bemerken, ob der Activreft 
baar in das folgende Rechnungsjahr überging, oder etwa zur Dedung des Paifivs 
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teftes ber anderen Hauptabtbeilungen verwendet wurbe; bei dem Borbandenfein 
eines Deficits ift das Nöthige bezüglich der Dedung zu conflatiren. 

14) Wefentlihe Abweihungen des NRechnungsvortrages von dem Voran— 
ſchlage des betreffenden Nechnungsjahres, welcher der Auffichtebehörbe ftets als 
Beleg mit ber Rechnung vorzulegen ift, find in der Rubrik: „Bemerkungen“ kurz 
zu erläutern. 

15) Jeder Einnahms⸗ und Ausgabspoften muß rehnungsmäßig belegt fein. 
Die Belege, für welche der vorgefchriebene Stempel anzuwenden ift, find in fort: 
laufender Reihe innerhalb der Hauptabtheilungen nad den Einnahmen und Aus: 
gaben gejonbert P nummeriren und in einen oder mehrere Bänbe gebeftet, ber 
Rechnung beizufügen, Mit den neuen Rechnungen find aud die letzten abgeſchloſ⸗ 
ſenen Rechnungen und ſoferne auf einen Vortrag früherer Rechnungen Bezug ge— 
nommen iſt, auch dieſe an die vorgeſetzte Aufſichtsbehörde einzuſenden. 

16) Bezüglich der den Staatsaufſichtsbehörden obliegenden Rechnungsprüfung 
unterfcheidet das Geſetz (Art. 89 und 136 ber Gem.:Ordn.) zwijchen den einer Kreis: 
regierung ummittelbar untergeorbneten Städten und den übrigen Gemeinden. In 
ben eriteren ift die Rechnungsreviſion dem Gollegium der Gemeindebevollmädptigten 
überwiefen; die Aufgabe der Staatsauffihts: Behörden bezüglich der Rechnungen 
biefer Stadtgemeinde beichränft ſich daher darauf, Dasjenige, was innerhalb der 
im Art. 157 Ziff. 1— 4 der Gemeindeordnung bezeichneten Grenzen ber Staats: 
aufjicht liegt, im Allgemeinen in dem Bereich ihrer Würdigung und Gontrole zu 
ziehen und bienady etwaige Anordnungen zu erlaffen. Dagegen find bie Rech— 
nungen ber übrigen d. b. ber einem Bezirksamte untergeordeten Gemeinden mit 
ftäbtifcher oder Landgemeinde -Berfaffung von den zunächſt vorgejepten Auffichts: 
behörden auch rechnerifch zu revidiren und zu beſcheiden und es ift daher namentlich 
aud der Galcul jener Rechnungen, fowie bie formale und materielle Richtigkeit 
ber Belege fpeciell zu prüfen und fodann ein Rechnungs-Abſolutorium zu ertheilen, 
Hiebei wird Übrigens ausbrüdlich bemerft, daß die Auffichtsbehörden aus Anlaß 
der Rechnungsreviſion fi Feine Gompetenz aneignen bürfen, welde das gefegliche 
Map der Selbfiftändigfeit der Gemeinden beeinträchtigen würde. Die Rechnungen 
werben nach vollzogener Durchſicht bezw. Nevifion den Gemeinden zurüdgegeben. 

17) Die allgemeinen Beftimmungen der Gemeindeordnung (Art. 161 und 
163) über das Beſchwerderecht, die Berufungsfriit und das Inſtanzen-Verhältniß 
in Gemeindeangelegenbeiten finden aud auf die in Folge der Nehnungsprüfung 
ergangenen Anordnungen und Auffichtsbeihlüffe Anwendung, nachdem bie früheren 
Specialbeftiimmungen in Bezug auf das Necursfatale und auf die oberfte Inſtanz 
in Gemeinderehnungsiahen (Bollzugsinftruction zum vrevidirten Gemeinbeebict 
vom 31. Oct. 1837 Ziff. 211 und 212) nah Art. 206 Ziff. 5 der Gemeinde: 
ordnung vom 29. April de. Is. als erloſchen zu betrachten find. 

18) Was die Rechnungen der einem Bezirfsamte untergeordneten Gemeinde 
mit fädtifcher Verfaffung betrifft, jo werden foldye, wie bereits in Ziff. 16 hervor: 
—— worden, nicht mehr durch die Kreisregierungen, K. d. J., ſondern durch 
ie Bezirfsämter revidirt, jedoch iſt in Anſehung der gemäß Art. 157 Abſ. IIL, 
VI. und VII. und Art. 158 der Gemeindeordnung erforberlihen Entſchließungen 
bie Borjchrift des Art. 160 ber Gemeindeordnung zu beachten. 


Rechnungsüberſichten. 


19) Es erſcheint zwedmäßig, daß bie im Geſetze vorgeſehene Bekannt: 
machung der weſentlichſten —* der Gemeinde- und Stiſtungs-Rechnungen 
nach den beiliegenden Formulaͤren V. und reſp. VL, deren Unterabtheilungen von 
den Gemeinden nach Bedarf vermehrt werden können, erfolge. 

Werden über einzelne Gemeindeanſtalten oder Kaſſen geſonderte Rechnungen 
geführt, fo find deren Hauptreſultate im Anſchluſſe an die vorſtehenden Rechnungs— 
überfichten gleichfalls zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Mir Nüdfiht auf das ftatiftiiche Intereffe, welches der Fortgang der Schul: 
bentilgung der Gemeinden gewährt, find unter Anwendung des beiliegenden Fors 
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mulars VII. geſonderte Ueberſichten herzuſtellen, welche bis zum 1. October jeden 
Jahres den vorgeſetzten Aufſichtsbehörden vorgelegt, ſodann nach den bisherigen 
Vorſchriflen mit Beachtung der Ergebniſſe der Rechnungsreviſion zuſammengeſtellt 
und duch die k. Kreisregierungen, Kammern bes Innern, längſtens bis 1. No: 
vember an das Staatsminifterium des Innern eingefenbet werben. Die formelle 
Einrichtung ber im Art. 90 der Gemeindeordnung vorgejehenen Verwaltungs: 
berichte it dem Ermeſſen ber betreffenden Magiftrate anbheimgegeben. 

Hienach bat die f, Regierung, Kammer bes Innern, das Weitere zu ver: 
fügen und gegenwärtige Entſchließung durd das Kreisamtsblatt zu veröffentlichen. 

Münden, ben 10. October 1869. 

Die umfangreihen Formularien für die Anfertigung ber Etats, ber Red;: 
nungen und ber Rachweiſe der Nehnungsergebniffe bei den Gemeinden werben 
bier nicht zum Abbrud gebracht, ba fie den Umfang der Schrift unverhältnikmäßig 
erweitern würben. 

Vebrigens find bdiefelben in allen Kreisamtsblättern publizirt. 

(Mittelfr. K. .Bl. 1869 ©. 1862 u. ff.) 


IV. Beftellung der Gemeindebevollmädtigten. 


Art. 108. 
Die Gemeindebevollmäcdhtigten werben auf neun Jahre gewählt im 
ber Art, daß je nach drei Jahren das ältere Dritttheil austritt. 
Der erfte und zweite Austritt erfolgt nad Verlauf von drei und 
ſechs Jahren durd; das Loos. 
Die Zahl der gewählten Gemeindebevollmädtigten foll dreimal fo 
groß fein als die Zahl der bürgerlidien Magiftratsräthe, 


Art. 109. 

Ein Gemeindebevollmädhtigter ift aus den in Art. 80 Abſ. I. be 
zeichneten Gründen zum Austritte berechtigt und unter ben Boraud: 
feßungen des Art. 80 Abſ. II. Hiezu verpflichtet. 

Ueber die Zuläffigkeit oder Nothwendigkeit des Austritts entfcheiden 
die Gemeindebevollmäcdhtigten worbehaltlidy der Beſchwerdeführung bei ber 
vorgefeßten Verwaltungsbehörde. 

Außerdem kann einem Gemeindebevollmächtigten aus triftigen Grün: 
den die nachgeſuchte Entlafjung durch übereinftimmenden Beihluß bes 
Magiſtrats und der Gemeinbebevollmächtigten bewilligt werben. 

In den Fällen des Art. 82 unterliegen auch Gemeindebevollmäd;: 
tigte für die Dauer des Strafverfahrens der Suspenfion vom Amte, 
weldhe der Bürgermeifter in Bollzug zu feßen bat, 


Art. 110. 
Die Gemeindebevollmädtigten verfehen ihre Stellen unentgeldlich, 
erhalten jebocd für baare Auslagen Vergütung aus ber Gemeindekaſſe. 
Bei öffentlihen Feierlichkeien und auderen befonberen elegen: 
beiten haben fie den Rang nad dem Magiftrate vor ben übrigen Ge: 
meinbebürgern. 
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V. Wickungskreis der Gemeindebevollmädtigten. 


Art. 111. 
Die Gemeindebevollmädhtigten vertreten die Gemeinde gegenüber 


dem Magiftrat. 


Art. 112. 
Außer den geſetzlich beftimmten befonderen Fällen muß der Ma: 


giftvat die Zuftimmung der Gemeindebevollmädtigten erholen: 


1) 


3) 


3) 


4) 
5) 
6) 
7) 


8) 
9) 
10) 
it) 
12) 


13) 


bei Uebernahme einer Garantie der Gemeinde für Anftalten oder 
fonftige Unternehmungen ; 

bei Berpacdhtungen und Gelbvorleihen aus Gemeinde» oder Stif- 
tungsmitteln an Mitglieder des Magiftrats oder an deren Ber: 
wandte in aufs oder abjteigender Linie, bann an Geitenverwanbte 
ober Verfchwägerte des nächſten Grades; 


bei Feftftellung der den Magiftratsmitgliedern zu gewährenden Bes 
foldungen, Functionsbezüge und Entſchädigungen, bei Feltjegung 
ber Befoldungen des höheren Dienftperfonal® ber Gemeinde, fo: 
dann bei Abſchluß von Dienftverträgen und Feſtſetzung von Dienft: 
cautionen, bei Verleihung von Penfionsrechten und Penfionen an 
Magiftratsmitglieder und Höhere Bedienftete der Gemeinde, fowie 
bei Bewilligung außerordentliher Nemunerationen, Unterftügungen 
und Nadläffe an ſolche Perjonen, enblih bei Verleihung von 
Penfionsrehten oder Penfionen an niedere Gemeinbebebienitete; 
bei Einführung und Regulirung ber Aufnahms-, Heimat: und 
Gemeinderedhts: Gebühren; 

bei Gründung neuer Gemeinbeanftalten; 

bei Gemeinde: und Stiftungs: Neubauten; 

bei Erwerbung von Realitäten, bei freiwilliger Veräußerung oder 
Berpfändung unbewegliher Gemeinde: und Stiftungs: Güter oder 
nutbarer Rechte, fowie bei Veränderungen in deren Subftanz ober 
bei Belaftung bderfelben mit ftändigen Ausgaben ober fonftigen 
bleibenden Laſten; 

beit Kapitalanlagen, wenn fie gegen bie durch Berorbnung auf: 
geftellte Norm ftattfinden follen; 

bei Verwandlung ber bisherigen Selbftverwaltung bedeutender 
Delonomiegüter ober nugbarer Rechte in Verpachtung und biefer 
in GSelbftverwaltung; 

bei Regulirung der Gebühren für Benügung des Eigenthums, 
der Anftalten oder Unternehmungen ber Gemeinde; 

bei Anordnung bisher nicht beftandener Gemeindebienfte; 

bei Abſchließung von Bergleihen oder bei Erklärung des Streit: 
abftandes, wenn dadurch eine Aenderung an ber Subftanz bes 
Gemeinde- oder Stiftungsvermögend herbeigeführt wird; 


bei Aufnahme von Paffivfapitalien, wodurch der Schuldenftand 
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vermehrt wird, bei Feſtſetzung und Mbänderung der Schulden: 
tilgungspläne und bei zeitlicher Einftelung der Schuldentilgung; 
14) bei Geſchenken und freiwilligen Gaben für Zwecke, welde außer: 
halb der Berpflihtungen der Gemeinde liegen ; 
15) bei Befhlüffen über Abänderung bes gefeglihen Maßſtabes für 
Bertheilung der Naturaleinquartierung. 
Welche VBermögensbeitandtheile der Gemeinde als unter Ziffer 9 
fallend betrachtet werben jollen, haben die Gemeindebevollmächtigten zu 
beftimmen. 


Königlich Allerhöhfte Verordnung vom 31. Juli 1869, Die Kapitalien: 
ausleihung Der Gemeinden und Stiftungen betr. 

Wir finden Uns im Hinblid auf die Beſtimmungen in Art. 112 Ziff. 8 
und Art. 159 Ziff. 10 der Gemeindeordnung für bie Landestheile biesjeits des 
Rheins vom 29. April 1869, dann Art. 91 Ziff. 9 der Gemeindeordnung für 
die Pfalz von bemfelben Tage bewogen, au verorbnnen, was folgt: 


Die Kapitalien der Gemeinden und örtlihen Stiftungen bürfen vorbehaltlich 
ber 85 6 und 7 gegenmwärtiger Verordnung nur ausgeliehen werben: 

1) an Brivalperiouen gegen genügende hypothekariſche Sicherheit; 

2) an ben bayerifchen Staat; 

3) an die unter unmittelbarer Aufficht der Organe ber Staatsregierung ſtehenden 
juriftifhen Perfonen bes Inlandes, wenn und foweit biefelben zur Aufnahme 
eines Anlehens geſetzlich ermächtigt find; 

4) an inlänbijche Geſellſchaften und Grebitinftitute, foferne bie Anlage von Ge: 
meinde- und Stiftungskapitalien bei benfelben durch Minifterial: Vorfchrift 
ausdrüdlic für ftatthaft erklärt ift. 

Ueberdies find die betreffenden Verwaltungen binfitli ber Ausleibungen 
auf Hypotheken an die Beltimmungen der Paragraphen 2— 4, hinſichtlich Ger 
fonftigen Kapitalanlagen aber an bie im Paragraphen 5 enthaltenen Vorſchriften 
und Bedingungen gebunden. 


g 2. 

Eine genügende bypotbefarifhe Sicherheit it, abgefehen von ben fonft in 
Betracht kommenden und der freien Würdigung ber Verwaltungen anbeimgegebenen 
Rüdfihten, nur dann als vorhanden anzunehmen, wenn die Hopothefenobjecte in 
Bayern fi befinden, und ber halbe Werth berjelben zur Dedung des Darlehens 
mit Einfhluß einer Zinfen: und Kofterfaution zu 10%, und der etwa vorgehenden 
Hypotheken hinreichen würde. 

Gebäude müſſen der in dem betreffenden Landestheile beſtehenden Feuer— 
verſicherungs⸗ Anſtalt einverleibt ſein und dürfen, auch wenn ihr Werth das Doppelte 
der Brandverſicherungsſumme überſteigt, im äußerſten Fall nur bis zur Höhe der 
letzteren als Unterpfand für Gemeinde: und Stiftungskapitalien in Anſchlag ge: 
bracht werben. 

Die Verwaltungen haben bei Bermeibung eigener Daftung bie Ermittlung 
des Wertbes ber Hypothefobjecte mit Sorgfalt zu pflegen und die hierüber von 
ben betreffenden Staatsminifterien oder mit beren Grmädtigung von ben Kreio— 
regierumgen, Kammern bes Innern, erlaffenen Vorſchriften zu beobachten. 


Die Beflimmungen bes $ 2 finden auch Anwendung, wenn eine Gemeinde 
oder Stiftung gegen Singabe von SKapitalien eine Hypothefforderung im Wege 
ber Ceſſion erwirbt. 


4. 
Das Kapital darf dem Schuldner oder Cedenten nicht eher ausgehändigt 
werben, als bis der Eintrag im Hypothekenbuche vollzogen iſt. 
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Ergeben fi fpäter in dem Werthe der Hypothekobjecte oder in der Brands 
verficherungsfumme folche Minderungen, daß die nach $ 2 erforderliche Sicherheit 
nicht mehr befteht, jo it das Kapital ganz oder zum entiprechenden Theile zu 
fünden, infoferne nicht weitere genügende Eicherbeit beftellt wird. 

Kapitalien, deren Sicherheit in ſonſtiger Weile gefährdet erſcheint, find 
rechtzeitig zu künden. 


85. 
Die nach $ 1 Ziff. 2—4 zuläſſigen Kapitalsanlagen Fönnen ſowohl durch 
unmittelbare Hingabe des Darlehens an die betreffende Kaffe, als dur Ankauf 
von Wertbpapieren erfolgen. Im erfteren Falle darf die Hingabe mur gegen Em: 
pfang einer auf ben Namen ber barleihenden Gemeinde oder Etiftung lautenden 
und von ben biezu berechtigten Organen ausgeftellten Schuldverſchreibung ftait: 
finden, im andern Falle aber find die Verwaltungen vorbehaltlich ber in Bezug 
auf die Sparkaffen jeweils geftatteten Ausnahmen verpflichtet, ungefäumt die Um: 
ſchreibung der Nominalobligationen, beziehungsweife bie Binculitung der angefauften 
Wertbpapiere au porteur zu veranlaffen. Das Berfahren bezüglich der Vinculirung 
wird durch Minifterialvorfchrift geregelt. 

Die Aushändigung des Kapitals für Nominalobligationen, welche im Wege 
ber Geifion erworben werben, barf nicht früher ftattfinden, als bis die nothwendige 
Umschreibung vollzogen ift. 

Bertöpapiere bürfen unter dem Preife, um welchen fie von der betreffenden 
Gemeinde oder Stiftung erworben wurden, nur mit Genehmigung der vorgefegten 
Staatsauffihtsbehörbe veräuftert werben, wenn nicht jofort die Differenz zwiſchen 
bem Ankaufs- und Verkaufspreife aus laufenden Einnahmen an ben Vermögens: 
grundftod erjegt wird. 


S 6. 

Die Verwaltungen find verpflichtet, fich bei ber Nechnungsjtellung, ſowie 
bei Amts» und Kaffe: Vifitationen über die Beachtung der vorfichenden Normen 
und der zum Bollzuge erlaffenen Vorſchriften auszumeifen. 

Kapitalsausleihungen, welche gegen biefe Normen ftattfinden follen, bebürfen 
nach Art. 159 Ziff. 10 der — für die Landestheile diesjeits bes 
Rheins, beziehungeweife nad Art. 91 Ziff. 9 der Gemeindeordnung für die Pfalz 
ber Genehmigung ber zuftehenden Etaatsauffichtöbehörben, 


87. 

Die Beftimmungen über ben Betrieb ber Leih-Anſtalten und Hilfskaffen 
ber Gemeinden, fowie bie Befugniffe der Armenpflegen, unbemittelte Gemeinde: 
Angehörige durch Neinere Darlehen aus der Armenkaſſe zu unterflügen, werben 
buch gegenwärtige Verordnung nicht berührt. 


88. 
Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung durch 
das Regierungsblatt, beziehungsweile durch das Kreisamtoblatt der Pfalz, im 
ganzen Umfange des Königreichs in Wirkfamteit. 


Hohenjchwangau, den 31. Juli 1869. 


Bolzugsvorfhriften Hiezu von Den Staatöminifterien beider Ab: 
theilungen, Der Finanzen, Dann Des Handels und Der öffentlihen 
Arbeiten vom 6. Auguft 1868. 


Zum PVollzuge der Allerhöchſten Verordnung vom 31. Juli 1869, bie Kas 


pitalsausleibungen der Gemeinden und Stiftungen betreffend, werben nachſtehende 
Vorſchriften erlaffen: 


I. 3u $ 1 der Allerhödften Verordnung. 
1) Die Wahl der nad $ 1 der U. V. zuläffigen Kapitalanlagen bleibt im 


einzelnen Falle dem Ermeſſen ber gejeglich zuftändigen Verwaltung anbeimgegeben; 
nachdem jedoch das Bedürfniß, Hupothefenkapitalien zu erhalten für Landwirthſchaft 
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und Gewerbe auch dermalen nod ein dringenbes ift, unb bie Hebung des Real: 
credits nicht blos im allgemeinen Intereffe, fondern auch in benjenigen ber Ge— 
meinden liegt, jo wird zur Ginfiht der Verwaltungen vertraut, baß fie bie 
Kapitalien der Gemeinden und Stiftungen vorzugsweife zu Hupothefbarlehen ver: 
wenden werben. 

2) Bezüglid ber Kündigungsfrift, ſowie bezüglid der Höhe bes Zinsfußes 
iſt in ber A. B. feine Vorfchrift enthalten, da man von ber Gewiljenhaftigkeit ber 
Verwaltungen erwartet, daß fie das Intereſſe der ihnen unterftehenben Kaſſen 
entiprechend wahrnehmen werden; follten ſich jeboch in ber einen ober andern 
Weiſe Mißbräuche ergeben, fo ift unbeſchadet der gefeglich zuläffigen Einſchreitung 
gegen die pflichtvergeffenen Beamten zum Behufe etwaiger weiterer Vorkehrungen 
an das betreffende Staatsminifterium zu berichten. 

3) Den bayerifhen Staatspapieren find die Schuldobligationen ber Grunb: 
renten : Ablöfungsfafje gleichzuachten. 

4) Unter ben in $ 1 Ziffer 3 erwähnten juriſtiſchen Perſonen find aus: 
fchließend bie Gemeinden, die gemeinblichen Stiftungen und Anftalten, die fonftigen 
Öffentlihen Stiftungen, bie Diftrifts: und Kreisgemeinben, fowie die Landesuni— 
verfitäten verflanden. Da bie Ausleihungen an bdiefe juriflifgen Perſonen nur 
ftattfinden dürfen, wenn und ſoweit fie zur Aufnahme eines Anlehens geſetzlich 
befugt find, und ba die barleibenden Verwaltungen nicht immer jofort ermejjen 
fönnen, ob jene Befugniß im einzelnen Falle a fei, jo erſcheint es zwed: 
mäßig, daß in allen Fällen, in welden nicht zufolge amtlicher Bekanntmachung 
ein Notorium vorliegt, die Befugnig zur Aufnahme des Darlehens durch einfache 
Beftätigung ber ben kapitalſuchenden juriftifhen Perſonen vorgejegten Behörde 
nachgewieſen werde, Der Tag biefer Beftätigung oder ber erwähnten Bekannt— 
machung ift in dem Beichluffe, durch welden das Darlehen bewilligt wird, aus: 
brüdlid zu erwähnen. Selbtverftändlih darf die Aushändigung bes Kapitals nur 
. bie zur Empfangnahme gefeglich autorifirten Organe jener juriftifhen Perfonen 
erfolgen. 

5) Auf Grund des 5 1 Ziff. 4 ber A. B. wird die Anlage von Gemeinde: 
und Stiftungsfapitalien bis auf Weiteres geftattet: 

a. bei der f. Bank in Nürnberg und deren Filialen ; 

b. bei der bayeriſchen Hypotbefen= und Wechfelbanf zu Münden und deren 
Filialen, und zwar bei biefen beiden Grebitinftituten in der Weife, daß fo: 
wohl bie vorübergehende Kapitalanlage, als auch die Erwerbung von Werth: 
papieren jener Inftitute 3. B. von beu durch die k. Banf emittirten Eifen: 
babnobligationen, dann von Actien und von Pfandbriefen der Hypothek- und 
Wechſelbank, jedoh unter Beachtung ber im $ 5 ber A. V. enthaltenen 
ee und ber biezu weiter unten gegebenen Vorſchriften zuläffig 
erjcheint ; 

e. in Eifenbahnactien und Anleihen, wenn und foweit biefelben bie Zinfen: 
garantie bes bayeriichen Staates genießen; auch bei der Erwerbung folder 

ertbpapiere find die Normen bes $ 5 ber A. V. und bie biezu erlaffenen 

Vorſchriften genau zu beachten. 


I. Zu g 2 der Allerhödften Verordnung, 

6) Die Frage, ob im einzelnen Falle genügende Sicherheit vorhanden fei, 
it von ben Verwaltungen ftets mit voller Gewifienhaftigkeit zu prüfen; diefelben 
haben biebei außer ben in F 2 ber U. V. befonbers angeführten Vorausſetzungen, 
namentlih bie Belafhıng der bezüglihen Hypothekenobjecte (möthigenfalls burd) 
Abforderung eines Hypotbefenbucdhsertractes), ſowie bie Wirtbichaftlichleit des Ka: 
pitalfuchenden in Betracht zu ziehen, und daß dies gefchehen in dem Beſchluſſe, 
durch welchen das Darlehen bewilligt wird, ausbrüdlih anzuführen. 

Bei Gebäuden ift jpeciell zu beachten, daß bezüglich berfelben nicht blos 
ber Abſ. 1 des 5 2 der A. V. maßgebend ift, fondern daß fie überdies ber Feuer: 
verfiherungsanftalt einverleibt fein müſſen. Ueberfleigt der ermittelte Werth eines 
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Gebäudes das Doppelte ber Branbverfiherungsfumme, fo barf bie Höhe der letz— 
teren gleihwohl nicht durch das Kapital nebft Zinſen- und Koftencaution über: 
ſchritten werden; dagegen darf in denjenigen Fällen, in welden ein Gebäube nad) 
ben gepflogenen Erhebungen weniger als das Doppelte ber Brandverfiherungs: 
ſumme wertb ift, das Darlehen jelbftverftändlich nicht die Höhe der letzteren er: 
reihen, fondern muß innerhalb der Hälfte des ermittelten Werthes bleiben. 

Sollte fi in Folge diefer Beſtimmung in einzelnen Fällen eine unverhält: 
nißmäßige Schmälerung des Eredits ergeben, jo fann mit Genehmigung ber vor: 
geſetzten Staatsauffihtebehörde eine böbere Belaftung bewilligt werben. 

7) Was die Ermittlung des Werthes der zu verpiändenden Objecte betrifit, 
jo erfolgt folde in ben Gemeinden ber Zandesiheile diesfeits des Rheins in ber 
Art, daß die barleihenden Verwaltungen eine Schätzung beibringen laffen, und 
ſodann nad; Vergleihung derjelden mit der Steuerverhältnißzahl, der etwa vor: 
bandenen Erwerbsbriefe und gegebenen Falles der Brandverjicherungsiumme ben 
Werth, durch deſſen Hälfte das Darlehen nebſt Caution gebedt fein muß, im eige: 
nem Ermejien jeftftellen, wobei jedoch feinesfalls ein höherer Werth, als der durch 
Schätzung ermittelte angenommen werben barf. 

Die —— einer förmlichen Durchſchnitisberechnung auf der Grund— 
lage der ſoeben erwähnten Factoren bleibt zwar den betreffenden Verwaltungen 
unbenommen, iſt aber nicht unbedingt geboten. 

Bon einer Schätzung kann Umgang genommen werden, wenn ber Kapital: 
fuchenbe den Verwaltungen als ein guter Wirtbichafter bekannt ift, und das Dar: 
Iehen mit Ginfhluß der Zinjen und Koftencaution und der etwa vorgehenden 
—— überdies bei Gebäuden durch die Hälfte der Brandverſicherungeſumme, 
bei Liegenichaften aber dur die Hälfte besjenigen Betrags gededt ift, welder fid) 
durch Multiplication ber Steuerverhältnißzahl mit 10 ergibt. 

8) Die in Ziff. 7 vorgefchriebenen Schägungen find durch bie für die Ge: 
meinbe, in welder fid die Objecte befinden, aufgeftellten und vereideten Hypothek: 
Schätzer vorzunehmen; ben Verwaltungen bleibt jedoch anbeimgegeben, die Schätz— 
ungen durch beſondere Sachverſtändige controliren zu laſſen. 

In jedem Falle iſt die Schätzung ſchriftlich abzufaſſen, und von den Schätzern 
mit der Erklärung, daß ſie für die gewiſſenhafte Abgabe ihres Gutachtens haften, 
zu unterzeichnen. 

Die Schätzungsurkunden bedürfen, inſoferne nicht die darleihende Ver— 
waltung ſelbſt — beſteht, weder einer gerichtlichen, noch einer notariellen 
Fertigung, ſondern es genügt, wenn die Unterſchriften durch den Gemeindevorſtand 
des —88 ber Schaͤtzer beglaubigt find. 

9) In den Gemeinden der —* richtet ſich das Verfahren bei Ermittlung 
bes MWerthes der Hypothekobjecte nach den von ber dortigen Kreisregierung, Kam: 
mer bes Innern, zu erlaffenden Vorſchriften. 

10) Die Verwaltungen haben in ben das Darlehen bewilligenden Beſchlüſſen 
bie Factoren, auf Grund deren fie den Werth feitgeftellt haben, ſohin —— 
Falls die Schätzungsſumme, die letzten Erwerbspreiſe, die Steuerverhälinißzahl 
und die Brandverſicherungsſumme genau anzuführen. 

11) Bei Vorlage der Jahresrechnungen find die im Laufe bes Rechnungs— 
jahres über bewilligte Darlehen erwachſenen Verhandlungen mit einzufendben. 

12) Gegen Berwaltungsbefchlüffe, durch welche ein Darlchensgefuch zurüd: 
geiwiefen wird, ifi feine Beſchwerde zuläffig. 


II. Zu $ 3 der Allerhöchſten Verordunug. 

13) Bei ber omerojen Erwerbung von Hypothefenforberungen haben bie 
Verwaltungen mit ber nämlihen Gorgfalt, wie bei der unmittelbaren Hingabe 
von * zu Werke zu geben und demgemäß bie ſämmtlich vorſtehend in 
Ziffer 6— 12 enthaltenen Beflimmungen zu beachten. 

Gelangen Kapitalforberungen auf Tonflige Weife, 3. B. durch Vermächtniß 
oder Schenkung in den Beſitz von Gemeinden und Stiftungen, ſo ſind die Ver— 
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waltungen verpflichtet, ungeläumt beren Sicherheit nad) Maßgabe bes $ 2 ber 
U. V. zu prüfen, und bei bem Mangel genügender Sicherheit auf eine ander: 
weitige Anlage Bedacht zu nehmen, foferne nicht bie Beitimmungen ber Zuwen: 
bung entgegenftehen ober mit Genehmigung der Staatsauffichtsbehörbe cine Aus: 
nahme zugelaffen ift. 


IV. Bu $ 4 ber Allerhöchſten Verordnung. 

14) Die Verwaltungen haben darauf zu bringen, daß fich die Ehefrau bes 
Schuldners flets in ben jedes Orts civilrechtlid) Kae Formen unter Verzicht 
auf die weiblichen Freiheiten und Vorzugsrechte als Mitjchuldnerin verpflichtet. 

15) Das Kapital ſelbſt ift in der Regel nur nad ———— des 
Hypothekenbriefes auszubezahlen; wenn dasſelbe jedoch zur Tilgung einer älteren 
Hppotbefihuld verwendet werben foll, jo kann die Summe bei dem Notare ober 
im geeigneten Benehmen mit dem Hypothekenamte bei lepterem beponirt werben, 
damit die gleichzeitige Löſchung der Älteren und Gonftituirung ber nenen Hypo: 
thekenſchuld möglich if. 


V. Zu $ 5 der Allerhöchſten Verordnung. 

16) Die unmittelbare Hingabe von Gemeinde- und Stiftungskapitalien an 
ben Staat oder bie oben in Ziffer 4 und 5 bezeichneten juriftifchen Perſonen oder 
Grebditinftitute und Gefellichaften darf nur gegen Erwerbung von Schulbbriefen, 
weldhe auf Namen lauten, erfolgen. Findet dagegen bie Kapitalanlage durch An— 
fauf von Wertbpapieren ftatt, jo find diefe jofort auf den Namen ber betreffenden 
Gemeinde oder Stiftungen umzufchreiben oder -zu vinculiren, und findet eine Aus: 
nahme nur binfichtlid der Staatsobligationen au porteur ber Sparfafien ftatt, 
in welder Beziehung es bei ber Beitimmung in der M.:E. vom 9. September 
1846 Abſ. 3, Döllinger B.:0..5. Bd. XXVIIL ©. 1201, bis auf Weiteres fein 
Berbleiben hat. 

17) Für die Beſchlüſſe oder Anträge der Verwaltungen in Bezug auf bie 
—— oder Devinculirung iſt feine Genehmigung der Staatsaufſichtsbehörden 
erforderlich. 


18) Das Verfahren bei Qinculirung von bayerifhen Staatsobligationen 
au porteur ift Folgendes: 
a) Sojort nad Empfang der Obligation ift diefelbe auf der Rückſeite mit 
folgendem Eintrag zu verfegen: 
,Vinculirt als Eigenthum ber Gemeinde 
(oder Stiftung) N. N.) 

Diefer Eintrag muß unter Beidrud des Gemeindefiegels von dem Ge: 
meindevorftande und dem betreffenden Kaffier unterzeichnet fein, 

Die Unterfhrift des Gemeindevorftandes und bie Siegelung ift aud dann 
erforberlih, wenn örtliche Stiftungen durch befondere lediglich unter Gon: 
trole der Gemeindebehörden ftehende Verwaltungen abminiftrirt werben. 


Die in vorfichender Weiſe mit dem Vinculirungsvormerfe verſehenen Obliga: 
tionen find fodann von den betreffenden Gemeinde: oder Stiftungsverwals 
tungen mit einem die Gommiffions= und Gatafternummer, bann bie Kapitals: 
beträge enthaltenden Verzeichniffe, jedoch ohne Beifügung der Coupons, 
und zwar gemäß ber U. V. vom 14. October 1867, die Gentralifirung des 
Buchhaltungsdienftes der k. Staatsfhuldentilgungsanftalt betr., die Grund: 
renten = Ablöfungs = Schuldbriefe an die k. Grundrentenablöfungsfaffe, die 
Eifenbahn =» Anlchens : Obligationen au die k. Eifenbabnbaudotationshauptkaffe, 
die Übrigen Staatsobligationen an die k. Staatsfchuldentilgungshauptkaffe in 
Münden zu überjenden, damit von biefer den geſetzlichen Beftimmungen 
gemäß die flattgehabte Binculirung in den Schuldcataftern vorgemerkt und 
die geichebene Vormerkung auf dem förderlich rüdzufendenben Dbligationen 
furz bejtätigt werbe, 


b 


— 
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e) Die Meberjendung der Obligationen kann übrigens auch au bie f. Staats— 
fhuldentilgungs: Specialfafien Augsburg, Nürnberg oder Würzburg erfolgen. 
In dieſem Falle ift durch die letgenannten Kaſſen die Vermittlung der von 
Seite der catajtrirenden Kaffe nach vorftehenden lit. b vorzunchmenden Bor: 
merfungen und Bellätigungen zu bejorgen. 


19) Die Devinculirung ber im Befige von Gemeinden, Sparkaſſen 
oder örtlihen Etiftungen befindlichen Staatsobligationen au porteur darf nur auf 
Grund eines nah Maßgabe der Gemeindeordnung giltigen Beſchluſſes ber be: 
treffenden Verwaltung ftattfinden. 

Liegt ein folder Beſchluß vor, fo ift bie Löſchung auf ben nad) Anleitung ber 
vorftehenden Ziff. 18 vinculirten Obligationen durch folgenden Beifag zu verfügen: 


„Borftehende Binculirung wird auf Gruud des Berwaltungsbeichluffes vom 
(Datum) aufgehoben und darf im Katafter gelöſcht werden, 


ı  ARRPRENE: ———— 


Gemeinde: (Stiftungs:) Verwaltung 
N. N. (oder Magiſtrat N. N.)“ 


Diefer Eintrag muß in Gemeinden mit ftädtiicher Verfaffung von bem Ge: 
meinbevorftande und Kaffier, in den übrigen Gemeinden von dem Gemeindevor: 
ftande (Bürgermeifter oder Beigeorbdneten) und zwei Gemeindeausfhußmitgliedern 
unterzeichnet und mit dem Gemeindefiegel verjeben fein. 


Handelt es fih um eine Obligation, welde fih im Befite einer bejonders 
verwalteten Ortichaft oder Etiitung befindet, fo ift der obige Gintrag durch den 
Pfleger oder bejonderen Berwalter und überdies durch den betreffenden Gemeinde: 
Borfland unter Beidrüdung des Gemeinbdefiegels zu unterzeichnen. 


Die in vorfichender Art mit dem Devinculirungs-Vormerfe verfebenen 
Obligationen find ſodann auf die unter Ziff. 18 lit. b und e beftimmte Weiſe an 
die Staatsjhuldentilgungsfafe, welde die Vinculirung vormerfte, zu überſenden 
und legtere hat die Löſchung im Katafter zu vollziehen und daß dies gefchehen, auf 
ben rüdzujendenden Obligationen zu bejtätigen. 


20) Die Beftimmungen der Ziff. 18 lit. a und b und 19 finden analoge 
Anwendung auf die Obligationen au porteur ber oben in Ziffer 4 und 5 bezeich: 
neten Kaſſen; jelbftverftändlich haben fich jedoch die Verwaltungen in dieſen Fällen 
nit an die Staatefchuldentilgungsfaffe, jondern vielmehr an diejenige Kaffe zu 
wenden, von welcher die betreffende Obligation ausgeftellt ift. 


21) Die feitherige Beſchränkung, wonach Wertbpapiere nur zum Gurje bes 
Nennwertbes oder unter pari erworben werben durften, ift nicht aufrecht erhalten 
worden, ba man zur Pflichttreue der Verwaltungen vertraut, daß fie mit Umficht 
verfahren und leichtfertige Operationen vermeiden werden, 


22) Die Kündigung von Darlehen, die Geffion von Forderungen, bie 
Wiedereinziehung ae Bi angelegter Kapitalien, 3. B. die Rüdgabe eines 
Bankicheines, die Empfangnabme der Kapitalien heimbezablter Obligationen, ſowie 
die Wiederanlage bderjelben innerhalb der verordnungsmäßigen Echranfen bedürfen 
vorbehaltlich der in $ 5 Abſ. III. ber A. V. in Bezug auf die Veräußerung von 
Werthpapieren befonders getroffenen Beftimmungen feiner Genehmigung ber Staats: 
auffihsbebörben. 

Bei Ceſſionen von bayerischen Nominalobligationen ift bie Geffionserflärung 
nicht auf die Obligation felbit, jondern auf einen befonderen ftempelfreien Bogen 
zu fchreiben und auf die oben in Ziff. 39 angeordnete Weife zu unterzeichnen und 
mit dem Gemeindefiegel zu verjehen, worauf ſodann die Umjchreibung vol der 
Terwaltung durch Meberfendung der Obligation nebit Geffionserflärung an bie 
Staatefchuldentilgumgsfaffe veranlaßt wird, infoferne nicht ber Empfänger der Ob: 
ligation dieſe Umfchreibung zu veranlaffen unter jojortiger Aushändigung des 
Werthbetrages felbft übernimmt. 
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Die Quittungen für beimbezahlte oder zurüdgenommene Kapitalien find 
leichfalls auf die oben in Ziffer 19 angeorbnete Weile zu unterzeichnen und mit 
—8 Gemeindeſiegel zu verſehen. 

23) Selbfverftänblich bleiben bie Verwaltungen in allen Fällen für bie 
entiprechende Verwendung ber zurüdempfangenen Kapitalien baftbar, in welder 
Beziehung namentlih auf Art. 26 ber Gemeindeorbnung und $ 5 Abf. III, der 
A. V. hingewiefen wird. 


VI. Zu $ 6 der Allerhöchſten Verordnung. 

24) Die Staatsauffihtsbehärden haben fowohl bei der Durchſicht und Re: 
vifion der Jahresrehnungen als bei er ber Kaffe: und Amtsvifitationen 
ben Vollzug ber A. V. vom 31. Juli 1869, fowie ber vorftehenden Beſtimmungen 
namentlich binfichtlic der Vinculirung der Obligationen zu überwachen, und wahr: 
genommene Mißbräuche unter Anwendung der Art. 157 und 158 der Gemeinde: 
Ordnung abzufiellen. 

Rapitalsausleihun en gegen bie verorbuungsmäßigen Normen bürfen nur 
ausnahbmsweije — werden, wenn — beſondere Zwedmäßig: 
keitsrüchichten beſtehen und überdies Feine Verluſtgefahr zu 
beſorgen iſt. 

Unter dieſen Vorausſetzungen iſt z. B. die Ertheilung der Genehmigung 
ſtatthaft zu Kapitalsausleihungen auf Hypotheken, bei welchen zwar die Vorbe— 
dingungen des $ 2 ber A. B. nicht vollſtändig gegeben, aber gleichwohl keine 
Verluſte zu beforgen find, ferner wenn die, an fa unzweifelhaft genügenden Hv: 
pothefenobjecte in den Nachbarftaaten gelegen find, fodann zu Rapitalsanlagen in 
inländifhen fandes= ober gutsberrlihen Wertbpapieren, jedoch bei diefen mur 
gegen Binculirung, endlich zur Ausleihung Fleinerer Kapitalien gegen genügende 
— u. dergl. 

Die Neuanlage von Gemeinde- und Stiftungskapitalien in ausländiſchen 
Werthpapieren iſt, nachdem ſich genügende Gelegenheit zu Ausleihungen auf in— 
ländiſche Werthe findet und die Vinculirung ausländiſcher Papiere häufig gar nicht 
möglid) oder bob mit Schwierigkeit verknüpft ift, bis auf Weiteres nicht zu ges 
nebmigen, 

’ bWhenſo iſt vorbehalllich der Beſtimmungen in $ 1 Ziff. 4 der A. V. ſowie 
elwaiger beſonderer Miniſterial-Entſchließungen die Betheiligung der Gemeinden 
und Stiftungen an Actienunternehmungen, Creditvereinen, Erwerbs: und Wirth: 
ihaftsgenofjenfhaften, Banfgefhäften u, dergl. nicht zu geftatten, es fei benn, 
daß es fih um ein Unternehmen handelt, weldes im unmittelbaren Intereſſe ber 
betreffenden Gemeinden, wie z. B. eine Beleuchtungsanſtalt oder zur Erreihung 
eines anerkannt gemeinnügigen Zwedes, wie z. B. die von ben landwirthſchafi⸗ 
lihen Vereinen in’s Leben gerufenen Grebitvereine oder im Anterefje ber ärmeren 
Einwohner, wie z. B. Vereine zur Beihaffung von Arbeiterwohnungen u. bergl. 
begründet wird und außerdem genügende Sicherheit gewährt. Endlich 
können Ausleihungen gegen Berpfändung von Werthpapieren wegen ber in dieſer 
Hinficht fi ergebenden Haftungen und Jnconvenienzen ben Gemeinde: und Stif— 
tungsverwaltungen nicht erlaubt werben, 

J Schließlich wird bemerkt, daß die A. V. vom 31. Juli 1869 zunächſt 
nur bie Kapitalien der Gemeinden und derjenigen örtlichen Stiftungen betrifft, 
welche nad Maßgabe der Gemeindeordnungen entweder unmittelbar von Gemeinde: 
organen oder body unter Aufficht der Gemeindebchörben verwaltet werden. 

Hinfihtlih der Kapitalsausleihungen der Pfarr: und Kirchenftiftungen, fo: 
wie ber nicht unter ben Gemeindebehörden ftebenden jonjtigen Stiftungsabminiftras 
tionen haben daher bie desfallfigen befonderen Beftimmungen auch —— bis 
auf Weiteres zur Anwendung zu kommen. 

Hienad hat die f. Regierung, Kammer des Innern, das Weitere zu ver: 
fügen und vorfiehende Entſchließung durch das Kreis: Amtsblatt zu veröffentlichen. 

München, den 6. Auguft 1869. 
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Art. 113. 

Inwieferne ben Gemeindebevollmädtigten bie Ausübung von Prüfen: 
tations⸗ oder Vorſchlags-Rechten bei Befebnng von Kirchen- und Schul: 
Dienften oder eine Mitwirkung hiebei zufteht, ift vorbehaltlich befonderer 
gefeglicher Vorſchriften nach der bisherigen Uebung zu bemefjen. 


Art. 114. 

Haben die Gemeindebevollmädhtigten in einer Sache, in welder 
deren Zuftimmung erforderlich ift, nicht zugejtimmt und glaubt der Ma: 
giftrat, ihrem Beſchluſſe nicht beitreten zu können, fo ift eine wiederholte 
Berathung in gemeinfhaftliher Situng zu veranftalten, wobei die beiden 
Körper bejonders abjtimmen. Erfolgt biebei feine Vereinigung, Liegt 
jedoch eine theilmeife Zuftimmung der Gemeindebevollmädtigten vor, fo 
ift deren Beſchluß maßgebend, wenn nit der Magiftrat feinen Antrag 
zurüdzieht. Außerdem hat im Kalle der Nidhtvereinigung die Angelegen- 
beit auf fich zu beruhen, unbeſchadet der Befugniß ber vorgefeßten Ber: 
waltungsbehörbe , die nöthigen Verfügungen zu treffen, wenn in Folge 
des Auffhubs eine Einfhreitung gemäß Art. 157 veranlaßt if. 

In allen gemeinfhaftlihen Sigungen führt der Bürgermeifter oder 
befi en Stellvertreter den Vorſitz, iedod wird die Abftimmung der Ge: 
meindebevollmächtigten außer dem in Art. 118 Abf. III. vorgejehenen 
alle durch deren Borftand geleitet. 


Art. 115. 

Die Gemeindebevollmädtigten find beredhtigt, in allen ihrer Mit: 
wirkung vorbehaltenen Angelegenheiten felbitftändige Anträge zu ftellen 
und hierüber die Beihlußfaffung des Magiftrats beziehungsweife die in 
Art. 114 beſtimmte gemeinfhaftlihe Berathung herbeizuführen; biefelben 
find aud berechtigt, in dem ihrer Zuftimmung nicht vorbehaltenen An— 
gelegenheiten an den Magiſtrat fchriftlihe Anregungen zu richten, auf 
welche derſelbe verpflichtet ift, fhriftlichen Veſcheid zu geben. 

Der Magiftrat ift verpflichtet, den Gemeindebevollmädtigten die 
Einſicht der Acten, deren fie zu ihren Berathungen bedürfen, zu geftatten 
und fonftige Auskunft über ihre Berathungsgegenſtände zu ertheilen. 


VI. Gefdhäftsgang der Gemeindebevollmädhtigten. 


Art. 116. 

Die Gemeinbebevollmädtigten wählen jedes Jahr aus ihrer Mitte 
einen Borftand, welcher die Situngen, fo oft es erforderlich ift, anzu— 
ordnen hat, und einen Schriftführer, dem bie Beforgung der fchriftlichen 
Arbeiten obliegt. 

Die Bertretung bes Vorftandes und Schriftführers wird durch bie 
Geſchäftsordnung geregelt. 

Die Gemeindebevollmädtigten find befugt, zu ihren Situngen bie 
Abordnung von Mitgliedern des Magiftratd zu verlangen, welchen das 
Wort, jo oft fie es begehren, erteilt werden muß. 
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Der Magiftrat ift berechtigt, zu jeder Sitzung Mitglieder aus feiner 
Mitte abzuordnnen, die auf Berlangen gehört werben müſſen. Zu dieſem 
Behufe ift dem Magiftrate von der Sigungszeit Kenntniß zu geben. 

Der Borftand der Gemeindebevollmächtigten ift verpflichtet, anf 
ihriftlihen Antrag von mindeftens den vierten Theile ſämmtlicher Mit 
glieder, fowie auf Antrag des Magiftrats eine Sigung zu veranftalten. 

Die Gemeindebevollmächtigten können Sadverftändige mit ihren Gut: 
achten vernehmen; etwa hierauf erlaufende Koften trägt die Gemeindefaffe. 

Art. 117. 

Die Vorſchriften des Art. 105 finden auch auf die Sikungen ber 
Semeindebevollmäctigten Anwendung. 

Zur Giltigkeit der Beſchlüſſe it erforderlich: 

4) daß alle im Gememeindebezirte anwejenden Gemeindebevollmächtigten, 
joferne die Sitzungstage nicht vorausbeftimmt find, bejonders ein: 
geladen wurden; 

2) daß mehr als die Hälfte der gejehlihen Mitgliederzahl an der Be 
rathung und Abſtimmung Theil genommen; 

3) daß die Mehrheit der Abjtinmenden für diejelbe Meinung ſich aus: 
geſprochen bat. 

Bei Stimmengleichheit entjcheidet die Stimme des Vorſitzenden. 

Kein ſtimmberechtigtes Mitglied darf ſich der Abjtimmung enthalten. 

Art. 118. 

Semeindebevollmädhtigte können an der Beratung und Beſchluß— 
fafjung über Angelegenheiten, woburd ihr Privatintereffe unmittelbar be: 
rührt ift, nicht Theil nehmen. 

Kann in Folge deffen die Vorausfeßung des Art. 117 Ziff. 2 
nicht erfüllt werben, fo bat der VBürgermeifter unter Beobachtung der 
Borfchriften des Art. 190 Abf. I. aus der Zahl der Erfagmänner fo 
viele Unbetheiligte für den befonderen Fall einzuberufen, als zur Beſchluß— 
fühigkeit der Berfanmlung erforderlich find, 

Kann auch auf diefe Weife eine beſchußfähige Verfammlung nicht 
gebildet werden, fo find die unbetheiligten Mitglieder des Magiftrats 
und der Gemeindebevollmächtigten durch den Bürgermeifter zu einer Ber: 
fammlung zu vereinigen, in welder der Beſchluß durch abfolnte Stim: 
menmebrheit dev Anmwefenden gefaßt wird und bei Stinmmengleichheit bie 
Stimme des Vorſitzenden entjcheidet. 

Art. 119. 

Die Gemeindebevollmädtigten find befugt, eine Gefhäftsordnung 
aufzustellen und zur Vorbereitung von Berathungsgegenftinden Ausſchüſſe 
aus ihrer Mitte zu bilden. 


VII. Viſtriktsvorſteher. 
Art. 120. 
Die größeren Städte jollen von dem Magiftrate nach Straßen und 
Plägen in Diftrifte mit eigenen Diſtrikts-Vorſtehern eingetheilt werden. 
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Die Diftriftsvorfteher werden vom Magiftrate für jeden Diftrift 
aus den zu Gemeindeämtern wählbaren Einwohnern besjelben oder eines 
anftogenden Diftriktes auf drei Jahre ernannt. Ihr Amt it unentgelt: 
ih und widerruffih. Sie fliegen ſich bei Feierlichkeiten den Gemeinde: 
bevollmächtigten an. 

Art. 121. 

Die Diftriftsvorfteher haben den Magiftrat in der Ausübung 
feiner Befugniffe innerhalb ihres Diftriftes zu unterftügen und in polis 
zeilihen Angelegenheiten im Falle augenblidlihen Bedürfniſſes ftatt bes 
Bürgermeifters zu handeln. 


VII. Gemeindebeſchlüſſe. 
Art. 122, 

In jenen Fällen, in welchen nad gegenwärtigen Geſetze ein Be: 
ſchluß nur mit Zuftimmung einer beftimmten Anzahl von Gemeinde: 
bürgern gefaßt werden kann, ift nad öffentlicher Bekanntmachung des 
Antrags fchriftlich zu Protokoll abzuſtimmen. 

Das Abſtimmungsprotokoll ift innerhalb einer ausfchließenden Frift 
zur Aufnahme ber Unterjchriften Derjenigen, welche für den Antrag ſtim— 
men, im Gemeindehauſe aufzulegen. 

In Städten, welche in mehrere Diftrikte eingetheilt find, kann für 
jeden Diftrift ein ſolches Protokoll in einem vom Magiftrate zu beftim: 
menden Zocale aufgelegt werden. Iſt nad) Ablauf der Frift die erforderliche 
Zahl von Zuftimmungen nicht erreicht, jo gilt der Antrag als abgelehnt, 


Zweiter Abjhnitt. 


Bon der Verwaltung in — mit Sandgemeinde- 
verfallung. 
Art. 123. 
Die Oemeindeverwaltung wird vorbehaltlich ber Befugnifje ber 
Semeindeverfammlung durch den Gemeindeausfhuß beforgt. 


I. Bildung des Gemeindenusfduffes. 
Art. 124. 

Der Gemeindeausfhuß wird gebildet: 

1) aus einem Bürgermeifter, 

2) aus einem Beigeorbneten, 

3) aus den Gemeindebevollmächtigten und zwar aus 
4 in Gemeinden bis zu 300 Geelen; 
6 in Gemeinden von 300 bis zu 500 Seelen; 
8 in Gemeinden von 500 bis zu 1000 Geelen; 
10 in Gemeinden von 1000 bis zu 1500 Seelen; 
12 in Oemeinden von 1500 bis zu 3000 Seelen; 
18 in Gemeinden von 3000 bis zu 5000 Seelen; 
24 in Gemeinden mit größerer Seelenzahl. 

Rar, Hanbbuh der bayer. Diſtr. Berw. Behörden. III. Aufl. 43 
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Art. 125. 

Die Mitglieder des Gemeindeausfhufjes werden auf ſechs Jahre 
gewählt. 

Die Bürgermeifter erhalten einen angemefjenen Functionsbezug, bie 
Beigeordneten und Gemeindebevollmächtigten verjehen vorbehaltlih der 
Entſchädigung für die Verwaltung von Gemeinde» oder Stiftungskaffen, 
für baare Auslagen und außerordentlide Dienftleiftungen ihre Stellen 
unentgeltlich. 

In Verbinderungsfällen wird der Bürgermeifter durch den Beigeorb- 
neten und, wenn aud) diefer verhindert iſt, durch den nach dem Dienit: 
alter und der Neihenfolge der Wahl nächftehenden Gemeindebevollmäd;: 
tigten vertreten. 

Art. 126. 


Die Bürgerneifter und die Beigeordneten bedürfen der Beftätigung 
der Diftriftsverwaltungsbehörde und werden durch diefe verpflichtet umd 
in ihr Amt eingewiejen, 

Die Beftätigung kann nur unter Angabe der Gründe verfagt 
werden. Gegen die Verfügung der Beftätigung iſt in allen Fällen Be: 
jhwerde zur nächftvorgefegten VBerwaltungsjtelle, in leßter Inftanz zum 
k. Staatsminifterium des Innern zuläffig. 

Die Gemeindebevollmähtigten find durch den Bürgermeifter zu ver: 
pflihten und in ihre Stellen einzuweifen, 

Wird die Beftätigung der Wahl des Bürgermeifters oder des Bei: 
geordneten verjagt, fo ift zu einer weiteren Wahl zu fchreiten, wobei ber 
Nichtbeftätigte nicht wieder gewählt werden darf. 


Art. 127. 


Mitglieder des Gemeindeausſchuſſes find wegen erwiefener förper: 
licher oder geiftiger Dienftesunfähigkeit oder wegen zurüdgelegten ſech— 
zigiten Lebensjahres zum Austritt berechtigt. 

Der Austritt muß erfolgen, wenn ein Ausſchußmitglied die zur 
Wählbarkeit erforderlihen Eigenfhaften verliert oder wenn Verhältniſſe 
eintreten, welche die Fortführung des Amtes unmöglich machen. 

Ueber die Zuläffigfeit oder Nothwendigkeit des Austrittes entſcheidet 
ber Gemeindeausfhuß. 

Außerdem kann einem Ausſchußmitgliede aus triftigen Gründen 
die nachgeſuchte Entlaffung durch Beihluß des Gemeindeausſchuſſes mit 
Genehmigung der vorgefegten Berwaltungsbehörde bewilligt werben. 

Ausihußmitglieder, welche wegen eines Verbrehens oder wegen 
Vergehens des Diebftahls, der Unterſchlagung, des Betrugs, der Heblerei 
oder der Fälſchung in die öffentlihe Sitzung eines Strafgerichts ver: 
wieſen find, unterliegen für die Dauer des Strafverfahrens der Sus— 
penjion vom Amte, welche durch die vorgefehte Verwaltungsbehörde in 
Vollzug geſetzt wird, 
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Art. 128, 
Dei öffentlichen Feierlichkeiten gehen die Mitglieder des Gemeinde: 
ausſchuſſes den andern Gemeindebürgern vor, 
Die Dienftzeihen der Bürgermeifter und der Beigeoroneten werden 
dur) Verordnung beftimmt *). 


Art. 129. 

Dem Bürgermeilter kann überlaffen werben, gegen angemefjene 
Entihädigung für Herftellung der nöthigen jchriftlichen Arbeiten Sorge 
zu tragen. Wird diefe Einrihtung nicht getroffen, fo it unter Aus: 
werfung einer angemefjenen Befoldung ein Gemeindefchreiber aufzuftellen, 
dem bie Verpflichtung aufgelegt werben kann, die VBoranfchläge und Rech— 
nungen über den Gemeinde- und Stiftungshaushalt für die betreffenden 
Berwalter berzuftellen. 

Mehrere benachbarte Gemeinden können fi zur gemeinfchaftlichen 
Beftellung eines emeindefchreibers vereinigen. 

Die Gemeinden find befugt, für fih allein oder in Gemeinſchaft 
mit anderen, rvechnungsverftändige Einnehmer zur Bejorgung des Kaſſe— 
und Rednungswejens für den Gemeinde: und Stiftungshaushalt aufzu: 
ftelen und angemefjen zu bejolden. Die aufgeftellten Einnehmer be: 
dürfen der Beitätigung ber vorgejegten Verwaltungsbehörde und find zur 
Gautionsleiftung verpflichtet. 

Außerdem haben die Gemeinden das fonft nothwendige Dienftper: 
fonal aufzuftellen. 

Die Dienftesauszeihnung der zu polizeilichen Verrichtungen ver: 
wenbeten ©emeindebebienfteten wird durch Verordnung beftimmt. 


1. Wirkungskreis des Gemeindenusfduffes. 
A. Eigentlihe Semeindeangelegenbeiten. 


Art. 130. 

Die eigentlichen Gemeindeangelegenheiten werden vom Gemeinde: 
ausſchuſſe verwaltet; derſelbe erläßt innerhalb feiner Zuftändigfeit ſtatu— 
tarifche Beftimmungen und vertritt die Gemeinde in ihren Rechten und 
Berbindlichkeiten, 


Art. 131. 

Vorſtand des Gemeindeausſchuſſes it der Bürgermeiſter. 

Er forgt für örtliche Bekanntmachung der den Wirkungsfreis ber 
Gemeinde betreffenden Gefeße, Verordnungen und Erlafje und, foweit er 
biezu geſetzlich verpflichtet ift, für den Bollzug. 

Ihm Tiegt ob die Führung und Bewahrung 

a) der Beichreibung der Oemeindegrenzen, ber Rechte und Gerechtig— 
keiten und Befigungen der Gemeinde; 
b) der ©emeinde : Orundfteuerkatafterauszüge und des Gemeindeplans; 
*) Bergl. oben ©. 647 die Verordnung vom 4. Auguſt 1869. 
43* 
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e) des Inventars über alles beweglihe Vermögen ber Gemeinde, ber 
Teuerlöfchgeräthfchaften u. dergl.; 

d) der Beitragsrollen für die Gemeindbeumlagen und für die Gemeinde: 
dienſte; 

e) des Verzeichniſſes der Gemeindebürger und ber Heimatberechtigten; 

f) der Wahlliſten und der Urliſten für die Wahl der Geſchwornen. 

Er bat für die ordnungsmäßige Erhaltung der Gemeinderegiftratur, 
ingbejondere für die Aufbewahrung der Gemeinde: und Stiftungsred: 
nungen nebjt Belegen zu forgen. 

Ihm kommt die Ueberwachung des Kaffe- und Rechnungsweſens 
der Gemeinde und ber Stiftungen zu. 

Er hat in Bezug auf die Verwaltung der Gemeindeangelegenbeiten 
die Beſchlußfaſſung des Gemeindeausfhuffes, in Fällen, wo dies geſetzlich 
erforderlich ift, die Beſchlußfaſſung der Gemeindeverfammlung vorzubereiten 
und zu leiten und für den Bollzug der gefaßten Beſchlüſſe zu forgen. 


Art. 132. 

Der Gemeindeausſchuß ftellt den Gemeindeſchreiber und die fonft 
erforderlichen Bedienfteten im widerruflicher Weife an und beftimmt beren 
Functionsgehalt. 

Er beſtimmt vorbehaltlich der Beſchwerde an die vorgeſetzte Ver— 
waltungsbehörde den Functionsbezug des Bürgermeiſters und beſchließt 
über die den Verwaltern des Gemeinde- und Stiftungsvermögens zu 
gewährende Entſchädigung. 

Art. 133. 

Der Gemeindeausſchuß führt den Gemeindehaushalt; er hat für 
Erhaltung des Vermögens und für Erfüllung der Verbindlichkeiten der 
Gemeinde zu ſorgen. 

Seine Mitglieder haften für allen durch die Nichterfüllung ihrer 
Dienſtesobliegenheiten entſtehenden Schaden. 

Art. 134. 

Er verwaltet das Gemeinde- und örtliche Stiftungsvermögen durch 
die aus ſeiner Mitte aufgeſtellten oder die beſonderen Verwalter. 

Dem Bürgermeiſter und Beigeordneten iſt unterſagt, eine Ver— 
waltung ſelbſt zu führen. 

Die Verwalter haften zunächſt für die richtige Erhebung der Ein— 
künfte, für die Einhaltung der Voranſchläge und für die vorſchriftsmäßige 
Ordnung in den Ausgaben. 

Die Verwalter haben eine vom Gemeindeausſchuſſe feſtzuſetzende 
Caution zu leiſten. Mitgliedern des Gemeindeausſchuſſes kann dieſe Cau— 
tionsleiſtung aus beſonderen Gründen erlaſſen werden. 

Art. 135. 

Das Rechnungsjahr Läuft vom 1. Januar bis 31. Dezember. 

Im Monat October bat der Gemeindeausfhuß den Voranſchlag 
fänmtlicher vorausjehbarer Einnahmen und Ausgaben ber Gemeinde für 
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das nächſte Jahr aufzuftellen und denfelben im Laufe des Monats No: 
vember nad) vorgängiger Bekanntmachung vierzehn Tage lang öffentlich 
aufzulegen. Jedem Umlagepflichtigen fteht es frei, feine Erinnerungen 
fhriftlich einzureichen oder zu Protokoll zu erklären. 

Nah Ablauf diefer Frift hat der Gemeindeausfhuß den Voran— 
ſchlag unter Würdigung der eingelommenen Erinnerungen feitzuftellen und 
ber vorgejegten Verwaltungsbehörde fofort vorzulegen. Sieht fidh dieſe 
Behörde hiedurch zu der Ausübung ihres Auffichtsrechtes nach Art. 157 
veranlaßt, jo hat fie binnen ſechs Wochen dem Gemeindeausſchuſſe die 
geeignete Eröffnung zu machen. 

Der PVoranfhlag bildet die Grundlage des Gemeindehaushaltes. 
Ueber nicht vorgefehene unvermeibliche Ausgaben bat ber Gemeindeaus: 
ſchuß Beihluß zu faſſen. 

Borftehende Beitimmungen finden aud Anwendung auf ben Stifs 
tungshaushalt. Die Voranfhläge können jedoch für eine längere Periode 
feftgeftellt werden, foferne bie vorgefegte Berwaltungsbehörde nicht im 
einzelnen Falle anders verfügt, 

Die Verwalter oder befonderen Einnehmer dürfen ohne fchriftliche 
Zahlungsanmweifung des Bürgermeiſters bei Meidung eigener Haftung 
feine Zahlungen machen. 


Art. 136. 

Die Rechnungen über die Verwaltung des Gemeinde» und Stif— 
tungsvermögens im abgelaufenen Jahre müffen bis zum 1. Mai von 
den Derwaltern oder Einnehmern geftellt, nad vorgängiger Bekannt: 
machung an beftimmten Tagen verlefen und vierzehn Tage lang öffentlich 
aufgelegt werben. 

Jedem Umlagenpflichtigen fteht frei, binnen biefer Friſt bei Ver: 
meidung des Ausſchluſſes feine Erinnerungen ſchriftlich einzureichen oder 
zu Protokoll zu erklären, 

Sodann find die Rechnungen durch ben Gemeindeausichuß unter 
Würdigung der abgegebenen Erinnerungen und nad Vernehmung des 
Rechners über etwa erhobene Beanftandungen fetzuftellen und nebſt Be— 
legen mit allen Berbandlungen an die vorgeſetzte Verwaltungsbehörbe 
einzufenden, von welcher die Rechnungen geprüft und vechnerifch befchie- 
ben werben. 

Betrifft der Beſcheid eine Haftungsverbindlichkeit des Rechners, fo 
finden die Beitimmungen bes Art. 158 Anwendung. 

Iſt die Behörde durch die vorgelegte Rechnung zur Ausübung 
ihres Auffihtsrechtes nad Art. 157 veranlaßt, fo bat fie binnen vier 
Monaten dem Gemeindeausfhuß die geeignete Eröffnung zu machen. 


Art. 137. 
Der Gemeindeausſchuß nimmt Antheil an ber Armenpflege fowie 
an bem Kirchen: und Schulweſen nach ben hierüber beftehenden Geſetzen 
und Berorbnungen, 
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B. Polizei 


Art. 138, 2 

Die Handhabung der Ortspolizer ift dem Bürgermeifter allein über: 
tragen. Hienach fteht demfelben der Vollzug der die Bolizeiverwaltung 
beireffenden Geſetze, gefeßlich erlaffenen Verordnungen, polizeilichen Vor: 
Schriften und competenzmäßigen Anordnungen der vorgefeßten Behörden 
innerhalb des Gemeindebezirkes zu, ſoweit hiefür nicht Durch Gefet oder gefeb: 
mäßige Verordnung die Zuftändigkeit einer höheren Behörde begründet ift. 

Er hat insbefondere bie polizeiliche Aufſicht zu pflegen, die nöthigen 
Bifitationen vorzunehmen, die ortspolizeilihen Bewilligungen zu ertheifen 
und die ortspolizeilihen Anzeigen zu erftatten. 

Er bat für die Erhaltung der öffentliden Sicherheit, Ordnung, 
Nube und Sittlichkeit zu forgen und den Fremdenverkehr zu überwachen; 
er bat das Recht der vorläufigen polizeilichen Einſchreitung zur Ber: 
hütung ftrafbarer Handlungen. 

Er hat bei Verlebung der Strafgefeße die zur Ermöglihung und 
Sicherung der gerichtlihen Einſchreitung zuläffigen vorläufigen Maß: 
regeln, foweit nöthig, vorzufehren und bie Gerichte bei Führung ber 
Unterfuhungen, insbefondere bezüglich der Aufnahme und Sammlung 
der Beweismittel, entfprechend zu unterftügen fowie in allen Fällen, in 
weldyen bie Feſtnahme einer Perſon zuläffig und veranlaßt erſcheint, dieſe 
Teftnabme zu bewirken, Er ijt verpflichtet, nöthigenfall® für den Trans: 
port der von den Bedienfteten bes Staates im Gemeindebezirte Auf: 
gegriffenen an die Diftriftspolizeibehörde oder den Einzelnrichter bes Be: 
zirkes gegen Erſatz der Koften aus Staatsmitteln zu forgen. 

Ihm Liegt ob, die augenblidlihen Vorkehrungen gegen Gefahren 
für das Leben und Eigenthun zu treffen, die Anftalten für Beförderung 
der allgemeinen Wohlfahrt in der Gemeinde zu beaufjihtigen und nament: 
lich fein Augenmerk auf die öffentliche Neinlichkeit, die Einrichtungen für 
SGefundheit, die Feuerbeſchau und Yeuerlöfhanftalten, die öffentlichen 
Wege, Stege, Brüden, Brunnen und Wafferleitungen, den Verkauf von 
Lebensmitteln, den Marftverkehr, dann auf Maß und Gewicht zu richten 
und bie entjprechenden Verfügungen und Maßregeln zu treffen oder zu 
veranlafien, 

Derfelbe hat ferner dafür Sorge zu tragen, daß alljährlih min: 
beftens einmal die Flur: und Markungsgrenzen von ben Feldgeſchwornen 
nad Maßgabe des Art. 21 des DVermarkungsgefeßes vom 16. Mai 1868 
umgangen und die zur Anzeige gebrachten Mängel abgeftellt werben. 


Minifterial-Entihliefung vom 29. October 1869, Die Vornahme 
der Fenerbefhau betr. 


Der k. Regierung, Kammer ber Innern, wird auf den Bericht vom 3. Okt. 
biefes Jahres unter Rüdihluß ber Beilage Nachſtehendes erwiedert: 

Nah Art, 138 Abi. I. der Gemeindeordnung für bie Landestheile diesſeits 
bes Rheines vom 29. April ds, Is. ift die Handhabung ber Ortspolizei dem 
Bürgermeifter übertragen, welchem hienach der Vollzug ber die Poligeiverwaltung 
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betreffenden Geſetze, gejeglih erlafjenen Berordnungen, polizeilichen Vorfchriften 
und competenzmäßigen Anordnungen ber vorgefegten Behörden innerhalb des Ge: 
meindebezirkes ſoweit hiefür nicht durch Geſetz oder geſetzmäßige Verordnung 
bie Zuſtändigkeit einer höheren Behörde begründet iſt. 

Dem Bürgermeiſter liegt demgemäß nad Abſ. 5 1. c. insbeſondere auch 
ob, fein Augenmerk auf bie — ——— zu richten und die entſprechenden Ver— 
fügungen zu treffen oder zu veranlaſſen. 

Selbftverftändlih muß die Feuerbeſchau im folder Weiſe vollzogen werben, 
daß ihr Zwed erreicht wird; hiezu gebört aber, daß fie jährlich jo oh als noth— 
wendig und unter Zuziehung von tüchtigen Sachverftändigen vorgenommen wird, 

Auf diefer Erwägung beruhen die früher bezüglich der Vornahme der Feuer: 
beihau erlaffenen Vorfchriften, welche als zwedmäßig ſich bewährt haben und deren 
fernere Anwendung einem Bebenfen nicht wohl unterliegen kann. 

Bei diefer Sadjlage war die Aufnahme von näheren Borjchriften über den 
Vollzug der Feuerbeſchau in die oben angeführte Gemeindeordnung um jo weniger 
geboten, als letztere lediglich eine bereits beftandene und angemejjen geregelte Ein: 
richtung beibehalten bat. 

Die Staatsauffichtsbehörben haben übrigens nad Maßgabe bes Art. 156 1. c. 
barüber zu wachen, daß bie Bürgermeifter ber ihnen bezüglich ber Feuerbeſchau 
obliegenden Verpflichtung nachkommen. 

Die k. Regierung, Kammer bes Innern, hat hienach das Weitere zu verfügen, 
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Art. 139. 

Der Beigeorbnete und die Gemeindebevollmädtigten find verpflichtet, 
fih nad Anordnung bes Bürgermeifters zu polizeilihen Gefhäften ver: 
wenden zu lafjen. 

In den vom Wohnfige des Bürgermeifters entfernten Orten fann 
ein dort wohnendes Mitglied des Gemeindeausſchuſſes, in deſſen Er: 
mangelung ein vom Gemeindeausſchuß gewählter Ortsführer mit Zu: 
ftimmung ber vorgefebten DVerwaltungsbehörde al8 Gehilfe der Polizei: 
verwaltung aufgeftellt werden. Diefer bat in bringlichen Fällen jtatt 
des DBürgermeifters zu handeln, außerdem deſſen Aufträge zu vollziehen, 
bie nothwenbdigen Anzeigen an benjelben zu machen und die Befeitigung 
gejeßwidriger Zuftände in der Ortſchaft zu veranlaffen. 


Art. 140. 
Der Gemeindeausſchuß erläßt die ortspolizeilichen Vorſchriften nach 
Maßgabe der gefeßlichen Beſtimmungen. 
Er beſchließt über polizeilihe Einrichtungen und Anftalten, mit 
deren Ausführung Koften für die Gemeinden verbunden find. 


Art. 141, 

Die Gemeinden find verpflichtet, für die nothwendigen Dienft: 
leiftungen bei Handhabung der Ortspolizei und des Feldſchutzes geeignete 
Diener in wiberrufliher Weife aufzuftellen, denfelben zur Sicherung ihrer 
Subfiftenz genügende Bezüge zu gewähren und bie hiezu verwendeten 
Perjonen im Falle erwiefener Untauglichkeit oder Unzuverläffigfeit vom 
Dienfte zu entfernen. 

Bei Bejegung folder Stellen follen die in Art. 34 des Wehr: 
verfaffungsgefeßes vom 30, Januar 1868 und in Art, 11 des Geſetzes 
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vom 16. Mai 1868, die Verforgung invalider Unteroffiziere ꝛc. betr., 
bezeichneten Perfonen möglichſt berüdfichtiget werden. 

Die in Abſ. I. bezeichneten Bedienfteten find von der vorgefeßten 
Diftriktsverwaltungsbehörde zu verpflichten und haben fobann ben amt: 
lichen Glauben öffentliher Diener. 

In diefer Eigenfchaft fteht denfelben die Befugniß zu, aus Anlaf 
ber Derübung jtrafbarer Handlungen in den geſetzlich zuläffigen Fällen 
und unter Beobadjtung der gefeßlichen Vorſchriften Perſonen feftzunehinen, 
fowie zur Sicherung des Beweifes gegen die auf frifcher That Betretenen 
Pfündungen vorzunehmen, 

Wenn eine Gemeinde e8 unterläßt, ungeachtet eines ihr durch bie 
vorgejeßte Behörde ertheilten Auftrages innerhalb ber ihr vorgeftredten 
Frift die in Abf. I. genannten Diener aufzuftellen, fo ift die vorgeſetzte 
Berwaltungsbehörbe befugt, diefe für die Gemeinde zu beftellen, beren 
Gehalt feftzufegen und auf die Gemeidekaſſe anzuweijen. Diefe Folge 
der Friftverfäumung ift in der Aufforderung ausdrüdlih zu erwähnen. 

Mehrere aneinandergrenzende Gemeinden können ſich mit Geneh— 
migung der vorgefesten Berwaltungsbehörbe zur gemeinfchaftlichen Be: 
ftellung ber in Ab. I. bezeichneten Bedienfteten vereinigen. 

Hinfichtli der Aufftelung und Verpflichtung des Waldſchutzperſo⸗ 
nales finden die befonderen gefeglihen Beftimmungen Anwendung. 


Art. 142. 


Die Koften der örtlichen Polizeiverwaltung und der biefür erforber: 
lihen Einrichtungen und Anftalten find von ben Gemeinden zu tragen. 


C. Zwangsbefugniffe 
Art. 143. 

Der Gemeindeausfhuß ift berechtigt, Verfügungen, welde er in 
feiner Zuſtändigkeit als emeindebehörde zum Vollzuge von Geſetzen 
und giltigen Verorbnungen, deren Uebertretung nicht mit Strafe bebroht 
ift, an beftimmte Perfonen erlaffen und biefen eröffnet hat, durch geſetz— 
lihe Zwangsmittel unter Anwendung der Beltimmungen in den Art. 28 
und 29 des Gefehes vom 10. November 1861, die Einführung des 
Straf: und Polizeiſtrafgeſetzbuches betr., zur Ausführung zu bringen. 

Gleiche Befugniß fteht dem Bürgermeifter hinſichtlich jener Ber: 
fügungen zu, welche er innerhalb feiner Zuftändigkeit allein erläßt. 


D. Bermittlungsamt. 


Art. 144, 

Die Ausübung des DVermittlungsamtes bei Rechtsftreitigkeiten unter 
Semeindeeinwohnern fteht dem Bürgermeifter zu. Derſelbe ift jedoch 
befugt, biemit ein anderes Gemeinde: Ausfhußmitglied zu beauftragen. 
Den Betheiligten ift e8 unbenommen, Männer ihres Vertrauens zu be: 
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nennen, welde zum Sühneverſuche beizuziehen find. Die Zulaſſung von 
Advokaten iſt ausgeſchloſſen. 

Wenn auf gehörige Ladung nicht beide Partheien erſcheinen, ſo iſt 
der Vermittlungsverſuch als vereitelt zu erachten. Iſt der Kläger nicht 
erſchienen, ſo verwirkt er eine Geldbuße von dreißig Kreuzer zum Beſten 
der Gemeindekaſſe. 

Die Verhandlungen und Ausfertigungen des Vermittlungsamtes ſind 
tar= und ſtempelfrei. 


III. Gefdäftsgang. 
Art. 145. 

Die BVertheilung und Leitung der Gejhäfte gebührt dem Bürger: 
meifter, in beffen Verhinderung dem geſetzlichen Stellvertreter. 

Der Gemeindeausſchuß kann nur dann giltig befchließen, wenn 
alle im Gemeindebezirke anmwefenden Mitglieder gehörig geladen find und 
mehr als die Hälfte der geſetzlichen Mitglieverzahl an ber Berathung 
und Abjtimmung Theil genommen hat. Kein ftimmberedtigtes Mitglied 
darf ſich der Abftimmung enthalten. 

Die Beihlüffe werden durch abfolute Stimmenmehrheit gefaßt, bei 
Stimmengleihheit entjdheidet die Stimme des Vorſitzenden. Ueber bie 
Beſchlüſſe ift ein fortlaufendes Protofol zu führen, deſſen Einſicht jedem 
Gemeindebürger zu geftatten ift. 

Wer bei einer Angelegenheit aus einem Privatinterefje perſönlich 
unmittelbar betheiligt ift, darf an ber Berathung und Beichlußfaffung 
bierüber nicht Theil nehmen. 

Kann beshalb ein giltiger Beihluß nicht gefaßt werden, fo ift bie 
Angelegenheit der Beſchlußfaſſung der Gemeindeverfammlung vorzubehalten, 
in welcher ben unmittelbar betheiligten Gemeindebürgern fein Stimmrecht 
zutommt. Iſt minbeftens die Hälfte ber Gemeindebürger zur Theilnahme 
an ber Beihlußfaffung unfähig, fo entſcheidet nach Vernehmung der Bes 
thefligten wie der Unbetheiligten bie vorgefegte Verwaltungsbehörbe, welche 
berechtigt ift, erforderlichen alles einen Rechtsanwalt zur Vertretung 
ber Gemeindeintereſſen aufzuftellen. 

Auf die Situngen bes Gemeindeausſchuſſes finden die Beſtim— 
mungen bes Art. 105, auf bie Bildung befonderer Ausſchüſſe die Be: 
flimmungen bes Art. 106 Anwendung. 

Alle Ausfertigungen des Gemeindeausfchufjes werden von dem ge: 
ihäftsleitenden VBorftande, Urkunden, welche eine Verpflichtung der Gemeinde 
begründen, außerdem noch von zwei Mitgliedern des Gemeindeausſchuſſes 
unterzeichnet. 

Zur Regelung bes formellen Geſchäftsganges kann ber Gemeinde: 
ausfhuß eine Gefhäftsorbnung erlaffen; die formelle Behandlung bes 
Kaſſe- und Rechnungweſens wird durch Minifterialvorfchrift geregelt. 


Bergl. biemit Art. 107 oben, 
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IV. Gemeindeverſammlung. 


Art. 146. 

Giltige Beſchlüſſe können in der Gemeindeverſammlung gefaßt wer— 
den, wenn entweder alle Stimmberechtigten anweſend ſind oder die Ver— 
ſammlung in herkömmlicher Weiſe berufen iſt. 

Zur Berathung und Beſchlußfaſſung find der Gemeindeverſamm— 
fung von der Gemeindeverwaltung beftimmte Anträge vorzulegen. 


Art. 147. 

Abgeſehen von den gefeglich beftimmten Fällen kann die Zuftändig- 
feit der Gemeindeverfammlung auf die Berathung und Beſchlußfaſſung 
über ſolche Angelegenheiten, für welhe gemäß Art. 112 Ziff. 1, 2, 5, 
6, 9, 12, 14 u. 15 in Oemeinden mit ftäbtifher Verfaſſung die Zuftim- 
mung ber Gemeindebevollmächtigten erforderlich ift, fowie auf die Regu— 
lirung der Heimatgebühren durch ftatutarifchen Beſchluß der Gemeinde: 
verfammlung ausgebehnt werben, 

Wenn ein Zehntheil der ftimmberecdhtigten Gemeindebürger fchriftlich 
einen Antrag einreicht, ber eine Angelegenheit betrifft, für welche bie 
Zuftändigkeit der Gemeindeverfammlung begründet ift, jo muß ber Ge 
meindeausfhuß biefen Antrag ber Gemeinbeverfammlung zur DBerathung 
und Beichlußfaffung vorlegen. 

Art. 148. 

Dem Bürgermeifter fteht die Leitung ber Verſammlung zu; er ift 
befugt, zu der Berfammlung unter Androhung einer Geldftrafe bis zu 
einem Gulden zu Gunjten der Armenkaſſe zu laden, bei gleicher Strafe 
das unzeitige Weggehen aus der Verſammlung oder fonftige ungebührliche 
Störungen zu verbieten und die verwirkten Strafen auszufpreden. 


Art. 149, 

Soferne nicht im Geſetze die Zuftimmung einer beftimmten Anzahl 
von Semeindebürgern oder neben der Stimmenmehrheit ein beftimmtes 
Berhältnig der Steuerzahlung auf Seite der Auftimmenden für bas 
Zuftandefommen eines gültigen Beſchluſſes erforberlih ift, jo kann ein 
folder durd; bie abfolute Stimmenmehrheit der Anweſenden gefaßt wer: 
den, wenn mehr als die Hälfte der Stimmberechtigten erjdyienen oder 
mehr als die Hälfte ber dur die Gemeindbebürgerfchaft abzugebenden 
Stimmen vertreten ift. 

Die Abftimmung kann mündlid ober fchriftlih erfolgen. Leber 
die Verhandlung ift ein Protokoll zu errichten, welches die Zahl der An: 
wejenden, ſowie das Ergebniß der Abſtimmung feftftellt und vom Bürger: 
meifter, vom Brotofollführer und von zwei Gemeindebürgern unterjchrie: 
ben wird. Erfolgt fohriftlihe Abftimmung, jo find die Stimmen für 
und gegen den Antrag durch Unterfchrift der einzelnen Gemeindebürger in 
das Protokoll aufzunehmen. 

Die Abftimmung muß fchriftlih vorgenommen werben, wenn bie 
Stimmenzahl fih nad der Größe des Steuerbetrages richtet oder wenn 
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neben ber Stimmenzahl auch ein beftimmtes Verhältniß der Steuer auf 
Seite der Zuftimmenden zur Fafjung eines Beſchluſſes erforderlich if. 


V. Berwaltung der zu einer Bürgermeifterei vereinigten Gemeinden. 
Art. 150, 


Die im Verbande einer Bürgermeifteret befindliden Gemeinden 
werben burch ihre eigenen Gemeindeausſchüſſe verwaltet. 

In der Gemeinde feines MWohnortes bat der Bürgermeifter alle in 
dieſem Gefege beftimmten Obliegenheiten des Bürgermeifters zu erfüllen. 

In den übrigen Gemeinden Tiegt ihm die Handhabung der Orte: 
polizei gemäß Art. 138 0b. Außerdem ift er berechtigt, in denfelben 
alle anderen Geſchäfte des Bürgermeifters vorzunehmen, foferne nicht die 
Gemeinde feines Wohnortes als im entgegengefegten Intereſſe betheiligt 
erfcheint. Er ift verpflichtet, die Berathung und Beſchlußfaſſung ber Ge: 
meindeausfchüffe bei den gemäß Art. 140 zu faſſenden Beihlüffen, fowie 
bei Feſtſtellung der Boranfchläge und Rechnungen zu leiten und die Kaſſe— 
führung zu beauffichtigen. Bei der Beihlußfaffung in eigentlihen Ge: 
meinbeangelegenheiten bat er nur dann eine Stimme, wenn Stimmen: 
gleihheit vorliegt. 

Die unter dem Vorſitz des Bürgermeifters vereinigten Gemeinde: 
ausſchüſſe Fönnen für den ganzen Bürgermeiftereibezirt verbindliche orts: 
polizeiliche Vorſchriften nah Maßgabe der gefeglichen Beitimmungen erlaffen. 

Zur Giltigkeit des Beſchluſſes iſt erforderlich, daß mehr als die 
Hälfte der Mitglieder eines jeden Gemeindeausſchuſſes an ber Berathung 
und Abftimmung Theil genommen und daß bie Mehrheit der Abftimmen- 
den ſich für biefelbe Meinung entſchieden bat. 


Art. 151. 

Der Bürgermeifter wird aus den wählbaren Bürgern ber vereinigten 
Gemeinden auf fehs Jahre gewählt und bebarf der Beftätigung, in Be: 
zug auf welche die Beftimmungen des Art. 126 Abſ. II. anwendbar find. 

Bei Verhinderung des Bürgermeifters wird derfelbe in polizeilichen 
Angelegenheiten für den ganzen Bürgermeiftereibezirt dur ben in der 
Gemeinde feines Wohnfiges zuftändigen Stellvertreter erfeßt. In den 
eigentlichen Gemeindeangelegenheiten jeder einzelnen Gemeinde fteht bie 
Stellvertretung dem nah Art. 125 Abſ. III. hiezu berufenen Mitgliebe 
bes betreffenden Gemeindeausfhufies zu. Diefes Mitglied hat in bringen: 
den Fällen auch in Bolizeifahen ftatt des Bürgermeifters zu handeln, 
außerdem deſſen Aufträge zu vollziehen, die nothwendigen Anzeigen an 
denfelben zu machen und bie Befeitigung geſetzwidriger Zuftände in ber 
Gemeinde zu veranlajien. 

Art. 152, 

Die Nemuneration des Bürgermeilters, die Bezüge des für bie 
Bürgermeiftereigefhäfte verwendeten Gemeindefchreibers und Dieners, fo: 
dann die Averſalentſchädigung des Bürgermeijters für Negieausgaben 
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find von ben vereinigten Gemeinden nad) Maßgabe ber von ben Aus: 
ſchüſſen ber betheiligten Gemeinden hierüber etwa gefchlofienen Uebereinkunft, 
in beren Ermangelung nad dem Berhältniffe der Gefammtfteuer zu be: 
ftreiten. 

Ueber die Feltitellung obiger Koften befchließen in der Regel auf 
die Dauer einer Wahlperiode die vereinigten Gemeindeausſchüſſe in der 
durch Art. 150 Abf. V. bezeichneten Weiſe. 

Die Aufitellung des in Abſ. I. genannten Perſonals kommt dem 
Bürgermeifter zu. 

Dritter Abſchnitt. 


Bon der Verwaltung der zu einer Gemeinde vereinigten 
Örtihaften. 


Art. 153. 

In Gemeinden, welde aus mehreren vereinigten Ortſchaften ge: 
bildet find, Steht jedenfalls die Verwaltung ber gemeinfchaftlicen An: 
gelegenheiten dem Gemeindeausſchuſſe der Gefammtgemeinde zu. 

Was außer der Polizeiverwaltung, dem Heimat und Armen-Ber: 
bande und den fonft durch Geſetze den politifchen Gemeinden zugewiejenen 
Berbindlichkeiten zu ben gemeinfchaftlihen Angelegenheiten ber vereinigten 
Ortſchaften gehört, ſoll zunächſt nad den bei ber Vereinigung gejchloffe: 
nen Berträgen beurteilt und in Ermangelung folder Verträge wo mög: 
lich durch Uebereinkunft der betheiligten Drtichaften geregelt werden. In 
ftreitigen Fällen wird hierüber mit Nüdficht auf die beftehenden Verträge, 
auf rechtsbegründetes Herkommen und auf die Gemeinfhaft des Bedürf— 
nifjes und Gebrauches durd die vorgefehten Verwaltungsbehörden im 
gefeglichen Inſtanzenzuge entſchieden. 

Jede Ortſchaft, der die beſondere Verwaltung ihres Gemeinde- oder 
Stiftungsvermögens zuſteht (Art. 5), iſt jedoch berechtigt, dieſe Ver— 
waltung durch Beſchluß von mindeſtens zwei Dritttheilen der daſelbſt 
wohnenden Gemeindebürger unter Vorbehalt geſonderter Kaſſe- und Rech— 
nungsführung dem Ausſchuſſe der Geſammtgemeinde zu übertragen. 

Erfolgt eine ſolche Uebertragung nicht, ſo iſt erforderlichen Falles 
für jede Ortſchaft ein Pfleger und, wenn die Mehrheit der im Orte 
wohnenden wahlſtimmberechtigten Bürger es beſchließt, ein mit Einſchluß 
des Pflegers aus drei bis fünf Bürgern beſtehender Ausſchuß auf je 
ſechs Jahre zu wählen. 

Der Pfleger führt die Verwaltung des örtlichen Vermögens, wobei 
die das Gemeinde- und Stiftungsvermögen betreffenden Beſtimmungen 
des gegenwärtigen Geſetzes Anwendung finden. Die hienach den Ge— 
meindeausſchüſſen zukommenden Befugniſſe werden durch den Ortsausſchuß, 
in Ermangelung eines ſolchen durch die Verſammlung der im Orte wohnen: 
den Bürger ausgeübt. 

Der Bürgermeifter hat das Recht der Leitung und Beauffihtigung 
ber Verwaltung jeder einzelnen Ortſchaft; er kann in jedem Ortsaus— 
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fhufje und in jeder Ortsverfammlung den Vorſitz führen und joll bie 
Berathung über die Feititellung der Voranſchläge und Rechnungen leiten, 

Befindet fih ein gefondertes Gemeinde: oder Stiftungsvermögen 
im Eigentum einer Ortfhaft, die einer Gemeinde mit ftädtifcher Ver: 
faffung zugetheilt ift oder im Eigenthum eines Bezirkes der Gemeinde, 
jo find die nöthigen Anordnungen über die Verwaltung dieſes Sonder: 
vermögend, wenn hierüber Streit entiteht, nah Analogie der obigen 
Beftimmungen burd die Berwaltungsbehörde zu treffen. 

Die in Abf. ILL, IV. und V. bezeichneten Befugniffe werben jedoch, 
wo es fid) um das gefonderte Vermögen eines ftädtifchen Bezirkes handelt, 
ausfhliehlih von den an den Nußungen biefes Vermögens theilnehmen- 
den Oemeindebürgern ausgeübt. 

Die Bereinigung des Grundftodes des bejonderen Gemeinde: oder 
Stiftungsvermögens einer Ortſchaft oder eines fonftigen Beftandtheiles 
der Gemeinde mit dem Oemeinde: oder Stiftungsvermögen ber betref- 
fenden Gemeinde kann mur auf Grund eines Vertrages erfolgen, wozu bie 
Zuftimmung ſämmtlicher Betheiligten wie in Fällen des Art. 4 Abſ. I. 
Ziff. 1 6i8 4 und die Genehmigung der vorgejegten Verwaltungsbehörde 
erforderlich ift. 

Auf Dörfer ohne eigenes Gemeindevermögen und eigene Gemeinde: 
rechte, auf bloße Weiler und einzelne Anwefen, welche vor Verkündung 
des Gemeindeedictd vom 17. Mai 1818 befondere von dem Gemeinde: 
verbande ausgenommene Markungen befejjen haben und weldye auf Grund 
bes F 3 des revibirten Gemeindbeedictd vom 1. Juli 1834 einer Ger 
meinde bloß für die polizeiliche Verwaltung einverleibt worden find, finden 
die Beftimmungen der Abf. I. und II. bezüglich der Beitragspflicht zu ben 
Semeindebebürfnifien Anwendung. Für die Aufbringung des zur Be: 
ftreitung ihrer befonderen Bebürfniffe erforderlihen Aufwandes find bei 
dem Borhandenfein mehrerer Betheiligten in Ermangelung anderweitiger 
Uebereinfunft die Grunbjäge des Art. 45 Abſ. II. analog anwendbar. 


Fünfte Abtheilung. 
Bon der Stantsauffict und der Handhabung der Bisciplin. 


Art. 154. 

Die Staatsauffiht auf die Gemeinden wird unter ber oberjten 
Zeitung des betreffenden Stantsminifteriums durch die Behörden des Staates 
und zwar in erfter Inſtanz mit ben in Art. 155 und 160 Gezeichneten 
Ausnahmen durch die Diftriftsverwaltungsbehörden ausgeübt. 


Art. 155. 
Diejenigen Städte, deren Verwaltung am 1. Juli 1869 einer 


Kreisregierung unmittelbar untergeorbnet ift, verbleiben bis zur legalen 
Aenderung ihrer Verfafjung in diefem Verhältniſſe. 
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Art, 156. 


Die Bolizeiverwaltung in ben Gemeinden unterliegt der ununter— 
brodenen Aufſicht der vorgefeßten Behörde. 

Innerhalb ihres polizeilichen Wirkungsfreifes Finnen die Gemeinde: 
behörden zur Ausführung der geſetzlich beftehenden Vorfchriften von ber 
zuftändigen Aufjichtsbehörde aufgefordert und nöthigenfals durch An: 
wendung der Disciplinargewalt angehalten werden, Der Auffihtsbehörde 
kommt es zu, wenn Gefahr auf Berzug ift, die zur Ausführung folder 
Vorſchriften erforderlichen Anordnungen unmittelbar zu treffen. 

Beihwerden gegen polizeiliche Verfügungen der Gemeindebehörden 
fowie Beſchwerden der Gemeinden gegen Anordnungen, welche die vor: 
gefegte Aufſichtsbehörde in Bezug auf die Polizeiverwaltung getroffen hat, 
werden in dem vorgefchriebenen Inſtanzenzuge erledigt. 

Wenn eine Gemeindebehörde die Schranken ihrer polizeilichen Be: 
fugniffe überfhreitet oder die für die Polizeivermaltung nothwendigen 
Einrichtungen vorzunehmen unterläßt, ift nach den Beftimmungen bes 
Art. 157 Abſ. IU. und V, bis VII. zu verfahren, 

Bezüglih der den Gemeindebehörden durch Gefeß oder Verordnung 
übertragenen Verrihtungen in Gegenftänden der allgemeinen Staatsverwal- 
tung, ber gerichtlichen Polizei, der Nechtspflege und der Finanzverwaltung 
jind die desfallfigen Beftimmungen maßgebend. Neue Berrichtungen 
diefer Art können den Gemeinden nur durch gefegliche Anordnung zuge: 
wiefen werben, 

Die Verpflichtung zur Borforge gegen Entwendung des Nachlafies 
bis zur gerichtlichen Verfiegelung bemißt ſich nad) den jeweils beftehenden 
gefeßlidhen oder verordnungsmäßigen Beftimmungen. 


Art. 157, 


Die Handhabung der Staatsauffiht über die Verwaltung ber 
eigentliben Gemeindeangelegenheiten erftredt ſich darauf: 


1) daß die gefeglihen Schranfen ber den Gemeinden zuftehenden Be: 
fugniffe nit zum Nachtheile des Staates überfchritten werden; 
2) daß die gefeglihen Vorſchriften beobachtet werden, durch welche das 

Ermefjen der Gemeindebehörden innerhalb des Kreifes ihrer Be: 

fugniſſe bejchränft iſt; 

3) daß bie den Gemeinden geſetzlich obliegenden öffentlichen Verpflich— 
tungen erfüllt; 

4) daß die gejegmäßigen Borfchriften über die Geſchäftsführung beob: 
adıtet werben, 

Die vorgefeßten Berwaltungsbehörden haben zu dieſem Behufe 
das Recht der Kenntnißnahme von der Thätigfeit der Gemeindebehörden, 
insbefondere das Net der Amts: und Kafjevifitation. 

Geſetzwidrige Befchlüffe find, wenn die Zurüdnahme derſelben nicht 
binnen einer angemefjenen Frift erfolgt, durch die zuftändige Behörde vor- 
bebaltlih des Beſchwerderechtes der Gemeinde außer Wirkſamkeit zu fegen. 
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Beihlüffe, melde nur eine Benachtheiligung Einzelner enthalten, 
fünnen lediglih auf rechtzeitig erhobene Beſchwerde (Art, 163) außer 
Wirkſamkeit gejett oder abgeändert werden. 

Unterläßt eine Gemeinde, die ihr geſetzlich obliegenden Verpflich— 
tungen zu erfüllen, gejeglih nothwendige Ausgaben in den Voranſchlag 
aufzunehmen oder erforderlihen Falles außerordentlih zu genehmigen, 
oder die nöthigen Gemeindedienſte für gejeglich nothwendige Zwede an: 
zuordnen, jo ift fie unter Angabe des Gejeßes aufzufordern, binnen 
angemefjener Frift die zur Erfüllung ihrer Verpflichtung erforderlichen 
Beſchlüſſe zu faflen. i 

Wird innerhalb der vorgejegten Frift die geſetzliche Nothwendigkeit, 
ber Umfang oder die Art der Leiſtung beftritten, fo hat die Behörde hierüber 
vorbehaltlid des der Gemeinde zuftehenden Beſchwerderechtes Beſchluß 
zu faffen, wobei auf die Leijtungsfähigfeit der Gemeinde befondere Nüd: 
fiht zu nehmen if. Die Beihlußfaffung der Kreisverwaltungsftellen 
erfolgt nach collegialer Berathung. 

Wird die endgiltig feitgeftellte Verpflichtung innerhalb einer ange: 
mefjenen Friſt nicht erfüllt, jo hat die Staatsbehörde an der Stelle der 
Gemeindebehörde die zum Bollzuge nöthigen Verfügungen zu treffen, ins: 
bejondere auch die etwa erforderliche Umlage anzuordnen und deren Er: 
bebung auf Koften der Gemeinde zu veranlafjen. 

Die Beftimmung des vorftehenden Abfages ift auch dann anwendbar, 
wenn bie Gemeinde eine durch vechtskräftige Entjcheidung auf dem Eivil- 
ober Verwaltungs: Nechtsmwege feitgeftellte Verpflichtung nicht erfüllt. 

Werden bie gefegmäßigen Vorſchriften über die Geſchäftsführung 
verlegt, fo ift die Gemeindebehörde zu deren Beobachtung aufzuforbdern 
und nöthigenfalls durch Disciplinarmaßregeln anzubalten. 


Ausfhreibung Der f. Regierung von Mittelfranfen, Kammer Des 
Innern, vom 14. Aug. 1869, Vornahme Der Gemeindevifitationen. 

Auf Grund einer an bie k. Regierung der Oberpfalz und von Regensburg 
ergangenen Entichließung des k. Staatsminifteriums des Innern vom 8. Auguit 
1869 wird unter Hinweifung auf Art. 157 Abi. 2 der Gemeindeordnung fir bie 
Landestheile biesfeits bes Nheines den obenbezeihneten Behörden zur Nachachtung 
eröfinet, daß durch die jüngfte Gemeindegefeggebung in der Berechtigung und Ber: 
pflihtung der k. Bezirfsämter zur periodifhen Bifitation der ihrer Aufficht unter: 
er Gemeinden eine Acnderung nicht herbeigeführt worden ift, daß ferner 
ezůglich der Vornahme der Gemeindeviſitationen die Entſchließung des k. Staats— 
miniſteriums des Innern beider Abtheilungen vom 3. Juni 1863 Nr. 10664 
(Kreisamtsblatt ©. 1163), durch welche nicht Verwaltungsverbältnijje der Ge: 
meinden, fondern Dienftesverhältniffe der gemeindlihen Auffichtsbehörben und 
Stellen Normirung gefunden haben, unter entjprechender Beachtung des derzeitigen 
Standes der Gefeßgebung in Rüdficdht auf die Gegenjtände der Vijitationen, vorerft 
aud bis auf Weiteres nody maßgebend zu bleiben bat. 

Zugleih wird barauf aufmerffam gemacht, daß die Vorfchrift des $ 133 
bes revidirten Gemeinde: Edicts über bie Abhaltung der Quartalsverfanmlungen 
der Gemeindevorfteher in die Gemeindeordnung für die Landestheile diesjeits des 
Rheins um übergegangen, ſohin die Abhaltung ſolcher Verfammlungen nicht mehr 
geboten iſt. 

Ansbach, den 14. Auguft 1869. 
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Art. 158. 
Die Haftungsverbinblichfeit der Gemeindebeamten und Gemeinde: 


bedienjteten wegen Nichterfüllung oder Ueberſchreitung ihrer gefeglichen 
Dienftesobliegenbeiten gegenüber der Gemeinde wird durch die vorgejeßte 
Vermaltungsbehörde vorbehaltlich der Beſchwerdeführung feftgeftellt. Die 
Betretung des Eivilrehtsweges ijt durch die Entſcheidung der Verwal: 
tungsbehörden nicht ausgefchlofien, hat jedoch feine aufjhiebende Wirkung. 


Art. 159, 
In Bezug auf bie Berwaltung bes Gemeinde: und Stiftungsvermö- 


gens find die Gemeinden außer den durch Geſetz befonders bezeichneten 
Fällen in folgenden an die vorherige Genehmigung der vorgefeßten Ber: 
waltungsbehörde gebunden: 


1) 


bei freiwilliger Veräußerung von Realitäten und Rechten, wenn 
deren Werth 
a) in Gemeinden mit weniger als 2,500 Seelen 500 fl., 
b) in Gemeinden von 2,500 bis 5,000 Seelen 1,000 ff., 
e) in Gemeinden von 5,000 bis 20,000 Seelen 5,000 ft., 
d) in Gemeinden von 20,000 bis 50,000 Seelen 10,000 ft., 
e) in größeren Gemeinden 20,000 fl. 
überjteigt, oder wenn bereit3 in einem und bemjelben Rechnungs: 
jahre fo viele Veräußerungen ftattgefunden haben, daß bie vor: 
ftehenden Marimalbeträge dur die neue Veräußerung überfchritten 
würden; 
bei Bertheilung von Gemeindegründen; 
bei Erhöhung der in einzelnen Gemeinden beftehenden Beiträge ber 
Unterrichts: und Wohlthätigkeitsftiftungen zu den Gemeindeverwal: 
tungsfojten ; ‚ 
bei Beränderung oder Befeitigung öffentlicher Denkmäler oder Bau: 
werte von biltorifhem oder Kunjtwertbe; 
bei Gründung von Gemeindeanftalten, aus welchen der Gemeinde 
eine dauernde Haftungsverbindlichkeit erwächlt, und bei Uebernahme 
einer folhen Berbindlichfeit für fonftige Anftalten ; 
bei Negulirung der Gebühren für die Benügung von Gemeindean— 
ftalten, wenn biefelbe den Betheiligten zur Zwangspflicht gemacht ift; 
bei freiwilligen Leitungen aus Gemeindemitteln, wenn deren Be: 
trag die in Ziff. 1 bezeichneten Summen überfteigt; 
bei Ueberfchreitung des Voranſchlages durch Gewährung außerorbent: 
liher Remunerationen oder Geſchenke an Mitglieder der Gemeinde: 
verwaltung, an Gemeindebevollmädtigte oder Bedienjtete, dann bei 
Gewährung von Nachläffen an ſolche Perſonen; 
bei Benfionirung definitiv angeftellter Magiftratsmitglieder und höherer 
Semeindebedienfteter, foferne die Benfionirung nit auf Anjuchen 
wegen bes erreichten fiebenzigften Lebensjahres, oder wegen nach— 
gewiefener Berufsunfühigfeit erfolgt; 
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10) bei Kapitalausleihungen, wenn fie gegen die durch Verordnung feft: 
gefegten Normen ftattfinden jollen, dann bei Kapitalausleihungen 
an Mitglieder der Gemeindeverwaltung. 

Die Genehmigung der vorgefeßten Behörde ift im Falle der Ziff. 9 
nicht erforderlich, wenn einftimmige Beſchlüſſe des Magiftrates und ber 
Semeindebevollmädhtigten vorliegen. 

Art. 160. 

Die gemäß Art. 157 Abſ. III, VI. bis VII. und Art. 158 er: 
forberlihen Entſchließungen werden aud in Bezug auf die einer Diftrikts: 
verwaltungsbehörbde untergeordneten Gemeinden mit ftäbtifcher Verfaſſung 
von der vorgeſetzten Kreisregierung erlaffen. In allen anderen Fällen 
trifft die unmittelbar vorgefegte Verwaltungsbehörde die zur Handhabung 
der Staatsaufficht erforderlichen Verfügungen in erfter Inſtanz. 

Art. 161. 

Segen die in eriter Inſtanz über eigentliche Oemeindeangelegen: 
beiten gefaßten Befchlüffe der Auffichtsbehörden können die Gemeinde: 
verwaltungen binnen vierzehn Tagen die Beſchwerde ergreifen und biefelbe 
jofort oder binnen einer weiteren Frift von vierzehn Tagen ausführen, 
Die nächſthöhere Behörde entjcheidet in letzter Anftanz, foferne nicht die 
endliche Entſcheidung gefeglih dem Verwaltungsgerichtshofe zuftebt. 

Art. 162, 

Bei ftreitigen Verwaltungsfachen, worüber bie ben Kreisregierungen 
unmittelbar untergeordneten Magiftrate in ihrer Eigenſchaft als Diſtrikts— 
verwaltungsbehörben in erfter Inſtanz entjchieden haben, richtet fi) das 
Beſchwerderecht und der Inſtanzenzug nad den biefür beftehenden Be— 
flimmungen. 

Art. 163. 

Beſchwerden gegen Beſchlüſſe der Gemeindeverwaltungen und ber 
Gemeindeverfammlungen in eigentlihen Gemeindeangelegenheiten find von 
der unmittelbar vorgefeßten Verwaltungsbehörde zu eutſcheiden. Gegen 
diefe Entjcheidung fteht fowohl dem Bejchwerdeführer, als der Gemeinde: 
verwaltung bie Berufung an die nächſthöhere Behörde zu, welche bier: 
über in letzter Inſtanz entſcheidet, ſoferne das Geſetz über die Verwal: 
tungsgerichtsbarkeit nichts Anderes beftimmt. 

Die Beſchwerden find, foferne eine Nichtigkeit nicht in Mitte Tiegt, 
an eine Nothfriſt von vierzehn Tagen gebunden, 

Beihlüffe der Gemeindeverwaltungen und Gemeindeverfammlungen 
fönnen von ben Staatsbehörben nur injoweit aufgehoben oder abgeändert 
werden, als ein Gefeß oder eine andere giltige Rechtsnorm zum Nach: 
theile des Beſchwerdeführers verletzt iſt. 

Art. 164. 

Der geſchäftsleitende Vorſtand der Gemeindeverwaltung darf ſich 
über Nacht nur nach Verſtändigung ſeines Stellvertreters und bei einer 
über acht Tage dauernden Abweſenheit mit Genehmigung des Magiſtrates 
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oder Gemeindeausſchuſſes und der vorgefeßten Auffichtsbehörde aus dem 
Gemeindebezirke entfernen. 

Derſelbe kann Mitgliedern des Magiftrates oder Gemeindeausſchuſſes 
auf vierzehn Tage Urlaub geben, Ein längerer Urlaub kann nur mit 
Genehmigung des Magiftrates oder Gemeindeausſchuſſes ertheilt werden. 

Für die Verfehung des Dienftes während des Urlaubs bat, fo 
weit das Gefek nicht Maß gibt, der Magiftrat oder Gemeindeausſchuß 
die etwa nöthigen Vorkehrungen zu treffen. 

Nah den Beſtimmungen der Abſ. II. und II, ift auch die Er: 
theilung des Urlaubs an höhere Gemeindebedienftete zu behandeln; zur 
Urlaubsertheilung an das niedere Perſonal ift der Bürgermeijter allein 
zuftändig. 

Wegen ungeredhtfertigter Verweigerung des Urlaubs fteht ben Be: 
theiligten das Recht der Bejchwerbeführung zu. 


Art. 165. 

Die Magiftrate, Gemeindebevollmächtigten, Gemeinde- und Orts: 
ausſchüſſe find befugt, gegen diejenigen ihrer Mitglieder, welche ohne 
giltige Entjhuldigungsurfadhe die Sigungen verfäumen, oder ald Stimm: 
berechtigte fih der Abftimmung enthalten, Ordnungsſtrafen bis zu fünf 
undzwanzig Gulden zum Bejten ber Armenkaſſe zu verhängen. Nady frucht: 
lojer mehrmaliger Beftrafung und vorgängiger Androhung können folde 
Mitglieder durch Beſchluß des Collegiums als ausgetreten erklärt werben. 

Gegen die gemäß Abf. I. gefaßten Beſchlüſſe ift dem Betheifigten 
nur der binnen acht Tagen nad) der Zuftellung einzulegende Einſpruch 
geftattet, worüber in einer der nächſten Sitzungen zu beſchließen ift. 

Auf rehtsfundige und techniſche Magiftratsmitglieder finden dieſe 
Beftimmungen feine Anwendung. 


Art. 166. 

Borbehaltlih der Beftimmungen des Art. 165 fteht die Hand: 
habung der Disciplinargewalt über die Mitglieder der Magiftrate, über 
die Stadt: und Marktjchreiber, jowie über jene höheren Gemeindebedien 
fteten, welchen dies durch Dienftvertrag zugefichert wurde, der vorgefeßten 
Kreisregierung zu. 

Borbehaltlich der Beftimmungen des Art. 167 wird die Disciplin 
über Mitglieder der Gemeindeausihüfle und über die ald Gemeinde: 
ichreiber verwendeten Schullehrer durd die vorgejegte Diftritsperwal- 
tungsbehörde ausgeübt. 

In Bürgermeiftereien wird die Disciplin über das vom Bürger: 
meifter aufgeftellte Dienftperfonal, in Landgemeinden die Disciplin über 
dag niedere Dienftperfonal wegen im polizeilihen Dienfte verfchuldeter 
Drdnungswidrigfeiten durch den Bürgermeijter allein gehandhabt. 

In Bezug anf die übrigen Gemeindebedienſteten fteht die Dis: 
ciplinarbefugniß in Gemeinden mit ſtädtiſcher Verfaſſung dem Magiftrate, 
in den übrigen Gemeinden dem Gemeindeausſchuſſe zu. Der Bürger: 
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meifter kann jedoch aud außer den Fällen des Abſ. III. Geldftrafe bis 
zu fünf Gulden und, joweit Arreſt zuläffig iſt, Arreftftrafe bis zu brei 
Tagen verhängen. 


Art. 167. 

Bezüglih der Mitglieder der Magiftrate und Gemeindeausſchüſſe 
und jener höheren Bedienfteten, welche Stabilität erlangt haben, finden 
die Disciplinarbeftimmungen für abminiftrative Staatsdiener analoge 
Anwendung. 

Magiftratsmitglieder, welche nicht die Rechte definitiv angeftellter 
Staatsdiener befigen, dann Mitglieder dev Gemeinde: oder Ortsausſchüſſe 
und Ortspfleger können wegen grober Pflichtverlegungen, unfittlicher oder 
unehrenhafter Handlungen durch Disciplinarerfenntniß ber vorgefeßten 
Kreisregierung ded Dienstes entlaffen werden, wenn fidy in Gemeinden 
mit ftädtifcher Berfaffung das Collegium der Oemeindebevollmädtigten 
dafür ausgejproden bat, und in Landgemeinden der Diſtriktsausſchuß 
der betreffenden Diftriftsgemeinde feine Zuftimmung ertheilt bat. 

Die gegen Gemeindebedienftete, auf welche nicht Abf. I. anwendbar 
ift, zuläffigen Disciplinarftrafen beftehen in Verweis, Geldbuße bis zu 
fünfzig Gulden zum Beiten der Armenkaffe oder eines etwa vorhandenen 
Unterftügungsfonds für untergeordnete Gemeindebedienftete, Suspenfion 
vom Dienjte und Gehalte auf beftimmte Zeit und Dienftentlafjung. 

Segen Polizeidiener und andere in diefer Kategorie ftehende Ge: 
meinbebedienftete kann Arreft bis zu acht Tagen verhängt werben. 

Mit der Dienftentlafjung erlöfhen alle aus dem Dienftverhältniffe 
fließenden Anſprüche an die Gemeinde, 


Art. 168. 

Das Verfahren in Disciplinarfällen, auf welche nicht die Beftim- 
mung des Art. 167 Abf. I. Anwendung findet, richtet fich nach folgen: 
den Grundfäßen: 

Bor jeder Disciplinarverfügung ift ber Betheiligte mit feiner Rechte 
fertigung zu bören. 

Beihwerden find an eine Notbfrift von vierzehn Tagen gebunden 
und werden von ber nächſt vorgefeßten Behörde entjchieden. Iſt diefe 
eine Diftriftsverwaltungsbehörbe, jo ift eine weitere Berufung an bie 
Kreisverwaltungsftelle zuläſſig. In Fällen, in welchen auf Dienftent: 
lafjung oder Suspenfion erfannt ift, wird durch die Beſchwerde die vor: 
läufige Entfernung vom Dienfte und bie vorläufige Entziehung des 
Gehaltes nicht ausgejchloffen. 

Die Beſchwerde hat Feine auffhiebende Wirkung, wenn die erkannte 
Strafe vier und zwanzig Stunden Arreſt oder Einen Gulden dreißig 
Kreuzer an Geld nicht überfteigt. 

Der Bürgermeifter ift befugt, Gemeindebedienftete in dringenden 
Fällen vorbehaltlih der Verfügung des Magiftrats oder Gemeinde— 
ausſchuſſes fofort vom Dienfte zu fuspendiren, 
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Art. 169. 

Die vorgefegten Auffichtsbehörben find beredtigt, die Handhabung 
ber den Gemeindebehörden zuftehenden Disciplin zu überwachen und bie: 
jelben auf Grund eigener Wahrnehmung oder eingefoimmener Anzeigen 
und Beſchwerden zur bisciplinären Einfchreitung gegen Gemeinbebedien: 
jtete zu veranlaflen. 

Sie find befugt, gegen dieſe Perfonen felbft einzufchreiten : 

1) wenn die Gemeindebehörde begründete Beſchwerden Einzelner gegen 
untergeordnete Bedienftete nicht abftellt und hiewegen bie Befchwerde 
gegen die Gemeindebehörbe ergriffen wird; 

2) wenn gegen die Gemeindebehörde felbft wegen vernadhläffigter Hand: 
habung der Auffiht und Disciplin über das ihr untergeordnete 
Perſonal ein Disciplinarverfahren eingeleitet ift. 


Sechste Abtheilung. 
Yon den Wahlen zu Gemeindeäntern. 


Erſter Abfhnitt. 
Allgemeine Beflimmungen. 


Art. 170, 

Wahlſtimmberechtigt find alle Gemeindebürger mit Ausfhluß jener, 
welche wegen eines Verbrechens oder wegen Vergehens des Diebftahle, 
ber Unterfchlagung, des Betrugs, ber Hehlerei oder der Fälſchung ver: 
urtheilt worden find, oder in Folge redhtökräftiger Verurtheilung wegen 
eines anderen Vergehens die in Art. 28 Ziff. 4 und 5 des Strafgefek: 
buches bezeichneten Fähigkeiten oder einzelne derſelben verloren und nicht 
vollftändige Rehabilitation erlangt haben. 

Das Wahlrecht derjenigen, gegen welde das Gantverfahren ein: 
geleitet ift, Tann vor rechtöfräftiger Beendigung biefes Verfahrens nicht 
ausgeübt werden. 

Art. 171. 

Jeder Wahlftimmberechtigte hat nur eine Stimme, 

Das Wahlftimmredyt kann mit Ausnahme des in Art, 15 Abſ. IV. 
und V. bezeichneten Falles nicht durch Stellvertreter ausgeübt werben, 


Art. 172. 

Wählbar als Bürgermeifter, Beigeordneter, Gemeindebevollmäch— 
tigter, Diſtriktsvorſteher, Ortöpfleger, Ortsführer, fowie ald Mitglied 
eines Magiftrates, Gemeindes oder Ortsausſchuſſes und eines von ber 
Semeindeverwaltung gebildeten beſonderen Ausſchuſſes find, ſoweit nicht 
Abſ. UI. anwendbar ift, alle wahlſtimmberechtigten Oemeindebürger, welche 
bie in Art, 11 vorgefchriebene Befähigung befißen, das fünfundzwanzigſte 
Lebensjahr zurückgelegt und in der Gemeinde ihren Wohnfig haben, 
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Die Wählbarkeit zur Stelle eines rechtskundigen oder tedhnifchen 
Magiftratsmitgliedes feßt den Befiß oder Erwerb des Indigenats, bie 
Zurüdlegung des fünfundzwanzigften Lebensjahres und das Nichtvorhan— 
benfein von Hinderniffen voraus, welche für Gemeindebürger die Aus: 
übung des Wahlftimmrehts nah Art, 170 ausjhließen. Die zu ber 
Stelle eines rehtsfundigen Bürgermeifters oder Magiftratsraths zu Wäh— 
lenden müſſen anßerdem bie Prüfung für die Anftellung im Richteramte 
oder im Dienfte der inneren Staatsverwaltung mit Erfolg bejtanden haben. 


Art. 173. 


Die Stelle eines Bürgermeifters, Beigeordneten oder Magiftrats- 
rathes it mit dem activen Dienftverhältnifje eines Staatsbieners, Geiſt— 
lichen, öffentlih angeftellten Lehrers, Notars oder eines von der Ges 
meinde oder Kirche bejoldeten Bedienſteten nicht vereinbar. 

Staatsdiener im zeitlichen Ruheſtande fünnen eine folde Stelle 
nur nad erhaltener Fönigliher Genehmigung übernehmen. 

Die vorftehenden Beftimmungen find nicht anwendbar auf Perfonen, 
welhe zu der Stelle eines techniſchen Magiftratsmitgliedes ernannt wer: 
ben follen, fowie auf dem Kaufmannsftande angehörige Mitglieder der 
Handelsgerichte. 

Die der activen Armee und den befoldeten Stämmen der Landwehr 
angehörigen Militärperfonen, ferner zeitlich penfionirte Offiziere und 
Militärbeamte find zu feinem Oemeindeamte wählbar, 


Art. 174. 


Die Wahl zu den im Art. 172 Abf. I. bezeichneten Gemeinde: 
Ämtern kann abgelehnt werden: 

1) wegen erwiejener körperlicher oder geiftiger Unfähigkeit; 

2) wegen zurüdgelegten ſechzigſten Lebensjahres; 

3) wenn ber Gewählte das Amt eines Bürgermeifters, Beigeordneten, 
Magiftratsrathes oder Gemeindeausihußmitgliedes während voller 
ſechs Jahre verwaltet hat; 

4) wegen einer Beihäftigung, die eine häufige oder lang andauernde 
Abweſenheit von der Gemeinde mit fi bringt. 

Außerdem bildet die Anftellung im Dienfte des Staates oder ber 
Kirdye oder als Notar oder Öffentlicher Lehrer in allen Fällen, in welchen 
die Wahl folder Perfonen dur Art. 173 Abi. I. nit ohnehin aus: 
gefhlofien ift, einen Ablehnungsgrund. Advokaten können die Wahl 
zum Bürgermeifter, Beigeorbneten oder Magiftratsrath ablehnen. 

Wer, ohne einen Entihuldigungsgrund geltend zu machen, oder 
nachdem biefer verworfen worben ift, die Uebernahme eines Gemeinde: 
amtes verweigert, ift an Geld von fünfundzwanzig bis zu ein hundert 
und fünfzig Gulden zu Gunften der Gemeindelaffe zu ftrafen. 

Die Aburtheilung erfolgt durch das für Uebertretungen zuftändige 
Einzelngericht. 
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Art. 175. 
Die Beftehung der Wähler bat die Ungiltigkeit ver Wahl, joweit fie 
die Beitehenden und Beſtochenen betrifft, und für beide den Verluft des 
Wahlſtimmrechtes und ber Wählbarkeit bei der betreffenden Wahl zur Folge. 


Art. 176. 

Die regelmäßigen Gemeindewahlen finden in Gemeinden mit ſtädti— 
cher Verfaſſung in Perioden von drei zu drei Jahren, in dem übrigen 
Gemeinden in Perioden von ſechs zu fehs Jahren in den Monaten 
November und December ftatt und müfjen bis zum 15. December be: 
enbet fein. ’ 

Bis Ende October haben die Magiftrate im Benehmen mit ben 
Semeindebevollmäcdtigten, in Landgemeinden die Gemeindeausfchüfle die 
Lifte aller Wahlftimmberechtigten und zwar in Städten in welchen Wahl: 
bezirke gebildet werden, nad) diefen geordnet unter Angabe der befonderen 
Gründe, welde der Ausübung des Wahlftimmrechtes oder der Wählbar: 
keit Einzelner entgegenftehen, berzuftellen. 

Die königlichen Behörden, Pfarrämter und Eivilftandsbeamten find 
verpflichtet, hiezu alle erforderlihen Aufſchlüſſe fofort und unentgeltlich 
zu ertheilen. 

Die Lifte ift nad vorgängiger Belanntmahung zehn Tage lang 
auf dem Nathhaufe oder in einem font biezu geeigneten Locale zur Ein: 
fiht der Gemeindebürger aufzulegen. 

Nach Verlauf der zehn Tage werden die erhobenen Reclamationen 
in öffentliher Situng des Magiftrats, beziehungsweife des Gemeinde: 
ausſchuſſes beſchieden, nach Lage der Sache die Liſten berichtigt und bie 
Beſchlüſſe den Betheiligten eröffnet. Gegen dieſe Beſchlüſſe iſt innerhalb 
drei Tagen der Recurs an die vorgeſetzte Verwaltungsbehörde zuläſſig, 
wodurch jedoch das Wahlverfahren nicht aufgehalten werden darf. 

Die berichtigte Liſte bildet die Grundlage der Wahl. Niemand 
kann wählen oder gewählt werden, der nicht in dieſer Liſte eingetragen 
iſt oder durch Zeugniß der Gemeindeverwaltung dem Wahlausſchuſſe nach— 
gewieſen hat, daß er erſt nach Ablauf der Reclamationsfriſt in den Beſitz 
des Wahlrechts gelangt oder daß fein Wahlrecht feit Abſchluß ber Lifte 
durch Entſcheidung einer höheren Inftanz anerkannt worden ift. 

Die Lifte muß am Tage der Wahl in einem durch vorgängige 
Bekanntmachung bezeichneten Locale zur Einſicht der Wähler aufliegen. 


Art. 177. 

Bei Wahlen rechtskundiger Bürgermeifter oder Magiftratsräthe hat 
zur Bewerbung eine öffentliche Ausſchreibung durch den Magiftrat ftatt: 
zufinden, wenn nicht im einzelnen alle die Gemeindebevellmädtigten 
befchließen, daß von einer Ausjchreibung Umgang zu nehmen jei. 

Die eingefommenen Bewerbungen ſammt den Nachweifen über bie 
Borbedingungen der Wählbarkeit find den Gemeindebevollmächtigten min: 
deſtens drei Tage vor der Wahl mitzutheilen. 
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Art. 178. 

Jede durch die Gemeindebürger oder die Gemeindebevollmädytigten 
vorzunehmende Wahl wird unter Leitung eines Wahlcommifjärs, welchem 
ein Wahlausfhuß zur Seite fteht, vollzogen. 

Für die Wahl der Bürgermeifter in den einer Kreisregierung un: 
mittelbar umtergeorbneten Städten werden die Wahlcommifjäre durch bie 
Kreisregierung ernannt. Die Wahl der übrigen Magiftratsmitglieder 
und der Oemeindebevollmächtigten bat der Bürgermeifter oder ber von 
ihm ernannte Wahlcommifjär zu leiten. 

Für andere Gemeinden ernennt die vorgefeßte Diftriftsperwaltungs- 
behörde die Wahlcommiffäre. 

Die Wahlausfchüffe werden am Wahltage durch die Wähler aus 
ihrer Mitte ernannt und beftehen aus fünf Mitgliedern. 

Zur Beforgung der Schreibereien kann der Gemeindefchreiber oder 
font eine geeignete Perfönlichkeit beigezogen werden, welche jedoch hiedurch 
nicht Mitglied des Wahlausſchuſſes wird. 


Art. 179. 

Der Wahlcommiffär hat die ihm übertragene Leitung der Wahlen 
mit pflichtmäßiger und rüdfihtslofer Unbefangenheit zu vollziehen. Er 
handhabt die Ordnung im Wahllocale und bat jede Ausfchreitung zu: 
rückzuweiſen. 

Debatten unter den Wählern ſind während der Wahlhandlung 
im Wahllocale nicht zuläſſig. 

Art. 180. 

Die Wahlausſchüſſe unterſtützen den Wahlcommiſſär bei der Lei— 
tung der Wahl und entſcheiden über Anſtände, die ſich bei der Wahl: 
handlung ergeben, durch Mehrheitsbeſchluß. Bei Stimmengleichheit ent: 
ſcheidet der Wahlcommiffär, welcher außerdem an der Abftimmung nicht 
Theil zu nehmen bat. 

Beſchwerden gegen die Beihlüffe des Wahlausſchuſſes haben feine 
aufichiebende Wirkung. 

Im Falle einer Unterbrehung der Wahlbandlung find die Wahl: 
acten in Gegenwart des Wahlausſchuſſes unter Siegel zu legen und vor 
ber Fortſetzung des Gefchäftes, in deffen Gegenwart zu entfiegeln. 


Art. 181. 

Der Wahlcommifjär Hat alle Vorbereitungen zu treffen, melde 
erforderlich find, damit die Wahlen unaufgebalten zu rechter Zeit ftatt: 
finden. Die Oemeindeverwaltungen find verpflichtet, feinen besfallfigen 
Requifitionen ungefäumt zu entiprechen, insbefondere das nöthige Dienft- 
perfonal bereit zu ftellen und für ein geeignetes Wahllocal, fowie für 
die erforderlihe Anzahl von Formularien zu ben Protofollen, Stimm: 
litten, Wahlzetteln und Bekanntmachungen zu forgen. 

Bor jeder Wahl läßt der Wahlcommiffär Ort und Zeit derfelben, 
dann die Zahl der zu Wählenden und bie Stellen, wofür zu wählen 
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ift, fowie die Namen ber Austretenden in ber Gemeinde öffentlich be 
kannt machen. 
o Art. 182, 

Die Abjtimmung it eine geheime und geſchieht durch Wahlzettel, 
welche mit Nummern verjehen an die Wähler vertheilt und von biefen 
gehörig ausgefüllt zurüdgegeben werden. 

Jeder Wähler ift verpflichtet, feinen Wahlzettel unter Angabe feines 
Namens und nöthigenfalls feiner Wohnung dem Wahlcommiffär perfön: 
ih zu überreichen, welcher den Wahlzettel erft dann annehmen darf, 
wenn ber Name bes betreffenden Wählers in der Wählerlifte aufgefunden 
oder defjen MWahlberehtigung nadı Art. 176 Abſ. VI von dem Wahl: 
ausſchuſſe ausdrüdlicd anerkannt worden ift. 

Die Wahlzettel müfjen derart zufammengelegt fein, daß bie auf 
denjelben verzeichneten Namen verbedt find. Wahlzettel, bei welchen hie: 
gegen verftoßen ift, oder welche mit einem Äußeren Kennzeichen verjehen 
find, hat der Wahlcommiffär zurückzuweiſen. 

Die zur Annahme geeigneten Wahlzettel werden von bem Wahl: 
commifjär in ein bereitftchendes Gefäß gelegt und dürfen erſt nah Schluß 
bes Abitimmungsactes eröffnet werden. 

Bon der Stimmabgabe jedes Wählers ift neben dem Namen bed: 
ſelben in ber Wählerlifte Vormerk zu machen und ift der Name des 
Wählers in ein von einem Mitgliede des Wahlausſchuſſes zu führendes 
Verzeihniß aufzunehmen, weldhes von Wahlausfhuß zu unterzeichnen 
und dem Wahlprotofolle beizubeften ift. 

Die Wahlzettel müfjen die deutliche Bezeichnung des Gewählten 
enthalten. 

MWahlzettel ohne Nummer, besgleihen Wahlzettel, welche unter: 
fhrieben find, endlich ſolche, welche eine deutliche Bezeichnung des Ge: 
wählten nicht enthalten, find, Iebtere foweit der Mangel reicht, nicht 
zu beachten. 

Jeder MWahlzettel joll fo viele Namen enthalten, als Perſonen in 
dem Wahlgange zu wählen find, Wenn ein Wahlzettel mehr Berfonen 
vorfchlägt, fo find zur Herftelung ber vorgefchriebenen Zahl die zuleßt 
bezeichneten Namen außer Anfaß zu laſſen. Wahlzettel, worin weniger 
Berfonen in Antrag kommen, find giltig. 

Im Falle ein Wähler mehrere Wahlzettel übergeben bat, jo find 
diefelben ſämmtlich ungiltig. Iſt jedoch ein für feine Berfon wahlftimm: 
berechtigter Gemeindebürger als Stellvertreter einer Perfon bevollmädtigt, 
welche nah Art 15 Abſ. IV. und V, berechtigt iſt, ihr Stimmrecht 
durch einen Stellvertreter auszuüben, jo iſt derjelbe aud im diejer Eigen: 
ihaft zur Abgabe eines Wahlzettel8 zuzulaflen, wenn der Name des von 
ibm vertretenen Wählers in der MWählerlifte vorgetragen oder befien 
Wahlberehtigung gemäß Art. 176 Abſ. VI. nachgewieſen ift. Jedoch darf 
Niemand für mehr als eine auf Grund des Art. 15 ſtimmberechtigte 
Perſon zur Stimmabgabe zugelafien werden. 
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Art. 183. 


Ueber den Gang ber Wahlverhandlung it ein Protokoll zu führen, 
welhes vom Wahlcommiffär und den Wahlausfhußmitgliedern unter: 
zeichnet wird, In dasſelbe werden insbeſondere die Beſchlüſſe des Wahl— 
ausſchuſſes über erhobene Beanftandungen und über die Zulaffung von 
Wählern, weldhe nicht in der Wahllifte eingetragen waren, fowie bie 
Hauptergebniffe der Wahl aufgenommen. 

Neben diefem Protokoll find zwei Stimmliften zu führen, welche 
einen wefentlic ergänzenden Beſtandtheil desjelben bilden. 

Die übergebenen Wahlzettel werben nah Schluß des Abftimmungs: 
actes von den Wahlcommifjär oder einem Ausihußmitgliede mit Angabe 
der Nummer öffentlich verlefen und ſodann, foweit ihr Inhalt giltig be: 
funden wurde, in bie eine ber beiden Stimmliften in der Art eingetragen, 
daß Name und Stand jedes Gewählten einmal in ber Hauptrubrik ein: 
gejeßt und daneben in die einzelnen Seitenrubrifen die Nummern ber 
Wahlzettel, durch weldhe der Gewählte Stimmen erhielt, in der Reihen: 
folge, in welcher fie vorgelefen wurden, beigefügt werden. In der zweiten 
Stimmlifte wird nur der Vor- und Zuname der Gewählten mit ber 
fortlaufenden Zahl der erlangten Wahlftimmen vorgetragen. 

Die richtige Führung der Stimmliften und ihre Uebereinftimmung 
ift durch ben Wahlcommiffär und den Wahlausfhuß zu überwachen und 
jeder desfallſige Anſtand fofort zu berichtigen. 


Art, 184. 


Bei allen unmittelbar durch die Gemeindebürger vorgenommenen 
Wahlen ift der Wahlact zu fchließen, wenn innerhalb der vom Wahl: 
commiffär feitgeftellten und öffentlih bekannt gemachten Frift mehr als 
die Hälfte der Wähler abgeftimmt hat. Im entgegengefegten Falle hat 
ber Wahlcommiffär eine weitere Frift zur Stimmabgabe feftzufegen und 
öffentlich befannt zu machen. Nad Ablauf der zweiten Frijt wird ber 
Wahlact ohne Rüdfiht auf die Zahl der abgegebenen Stimmen geſchloſſen 
und niemand mehr zur Abgabe eines Wahlzettels zugelafjen. Vor jedem 
Schluſſe hat der Wahlcommiffar die etwa anweſenden Wähler unter Ge: 
währung einer kurzen Frift zur Stimmabgabe aufzufordern. 

Hierauf wird das MWahlergebniß feftgeitellt und den anweſenden 
Wählern bekannt gegeben. 

Bei diefen Wahlen entfcheidet relative Stimmenmehrheit. Die 
Heibenfolge der Gewählten bemißt fih nad der Zahl der erhaltenen 
Stimmen, Bei gleiher Stimmenzahl richtet ſich die Neibenfolge nad) 
dem Alter, wenn die vorfchriftsmäßige Zahl durch den Eintritt Aller nicht 
überfchritten wird. Im entgegengejetten Falle entfcheidet das Loos. 


Art. 185. 


Nah Beendigung der Wahl bat der Wahlcommiffär die Namen 
ber giltig Gewählten und die Stellen, für welche diefe gewählt wurden, 
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öffentlich befannt zu machen und die Wahlacten derjenigen Behörde, durch 
welche er ernannt wurde, vorzulegen. 
Art. 186. 
Bis die neu Gewählten in ihr Amt eingewieſen ſind, haben die 
Austretenden ihre Function fortzuſetzen. 


Art. 187. 

Die Erſatzmänner werden für die Dauer der laufenden Wahlperiode 
gewählt. 

Wird im Laufe dieſer Wahlperiode eine Stelle erledigt, ſo iſt die— 
ſelbe durch Einberufung des nächſten Erſatzmannes zu beſetzen. In 
Städten, in welchen gemäß Art. 189 Abſ. II. nach Bezirken gewählt 
worden iſt, ſind hiebei die Beſtimmungen des Art. 190 Abſ. II. zu be— 
achten. Die Einberufung, von welcher der vorgeſetzten Verwaltungs: 
behörde Anzeige zu erftatten ift, gefhieht durch den Bürgermeifter. 

Die Einberufenen haben ihr Amt für jene Zeitdauer zu verfehen, 
welche diejenigen nody zu erfüllen gehabt hätten, am deren Stelle fie 
treten. Sind mehrere Stellen gleichzeitig erledigt, jo entſcheidet das Loos 
darüber, an wefjen Stelle jeder einberufene Erfagmann einzutreten hat. 


Art. 188. 
Ale Wahlhandlungen und dabei nöthigen Ausfertigungen find tar 
und ftempelfrei; die fonftigen Koften hat die Gemeindefafje zu tragen. 
Nur die etwaigen Neifekoften und Diäten der Wahlcommiffäre 
übernimmt bie Staatsfaffe. 


Zweiter Abſchnitt. 
Wahlen in Gemeinden mit ſtädtiſcher Berfaffung. 
Art, 189. 

Die regelmäßigen Wahlen in Gemeinden mit ftädtifcher Verfaſſung 
beginnen mit ber Wahl der Gemeindebenollmächtigten durch bie Gemeinde: 
bürger. 

i Die Wahl kann nad; Wahlbezirfen erfolgen, wenn Magiftrat und 
Gemeindebevollmächtigte übereinftimmend dieſes beſchließen und ſich über 
die Eintheilung der Wahlbezirke verſtändigen. In dieſem Falle wird die 
Zahl der in jedem Bezirke zu wählenden Gemeindebevollmächtigten nach 
Verhältniß der im Bezirke wohnenden Wähler beſtimmt. Die Wählbar— 
keit iſt an keinen beſonderen Bezirk gebunden. 

In Gemeinden, in welchen bie Wahl nicht gemäß Abſ. I. vor: 
genommen wird, kann ber Magiftrat gleichwohl die Vornahme ber Wahl 
in mehreren Localitäten anordnen. In biefem Falle ift für jede Abthei— 
Iung ber Gemeinde, für welche ein befonderes Wahllocal beſtimmt wird, 
ein Wahcommiſſär und Wahlausichuß aufzuftellen, welche die in Art. 179 
bis 183 und Art. 184 Abſ. I. bezeichneten Obliegenheiten erfüllen. Die 
ftimmberedhtigten Gemeindebürger haben in dem Wahllocale der Abtbei: 
lung, in welder jie wohnen, ihre Stimmzettel zu empfangen und abzus 
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geben. Nach Abſchluß des Wahlprotofolles und der Stimmliften find 
fänımtlihe Verhandlungen nebft ven Stimmzetteln verfiegelt an ben 
Hauptwahlausihuß abzugeben. Diefer befteht aus dem Bürgermeifter, 
ober aus bem von ihm ernannten Wahlcommifjär und aus fehs von 
ben Gemeindebevollmächtigten vor Beginn der Wahl bezeichneten ftimm: 
berechtigten Gemeindebürgern; er hat in öffentliher Sikung das Wahl- 
vefultat zu ziehen und nad) Art. 185 und 191 weiter zu verfahren. 

In den Fällen der Abſ. II. und IH. haben alle Wahlen in ber 
Gemeinde am nämlihen Tage zu beginnen. Am Wahltage ift in jedem 
Wahllocale eine Lifte der dafelbjt zur Abgabe ihrer Stimmen beredtigten 
Gemeindebürger aufzulegen. 


Art. 190, 

Nach beendigter Wahl der Gemeindebevollmädhtigten find in geſon— 
derter Wahlhandlung Erfagmänner zu wählen, deren Zahl dem Drittheil 
ber Geſammtzahl der Gemeindebevollmächtigten gleich fein muß. 

Die Erſatzmänner werden nach der Reihenfolge ihrer Wahl einbe: 
rufen. Wenn nah Art. 189 Abf. II. gewählt worden ift, fo Haben die in 
einem bejtimmten Wahlbezirke gewählten Erfagmänner für die aus der Wahl 
in biefem Bezirke bervorgegangenen Gemeindebevollmächtigten einzutreten. 


Art. 191. 

Nach vollendeter Wahl werden die zu Gemeindebevollmächtigten Ge: 
wählten und bie Erfagmänner vor den Wahlausfhuß gerufen und mit ihren 
Erklärungen über die Annahme oder Ablehnung der Wahl vernommen. 

Werden Ablehnungsgründe geltend gemacht, fo entjcheidet hierüber 
der Wahlausſchuß, bei deffen Verhandlungen jeder Gemeindebürger gegen: 
wärtig fein kann. Im Falle die Ablchnung für begründet erkannt wird, 
rüct ber Erſatzmann in die Stelle des Ablehnenden. Wenn nad Wahl: 
bezirken gewählt worden ift, fo fteht den in mehreren Bezirken Gewählten 
frei, fid, für einen derfelben zu entſcheiden. In den übrigen treten als: 
dann die Erfaßmänner an ihre Stelle, 

Diejenigen Gewählten, welche vor dem Wahlausfhufle nicht er: 
ſcheinen können, haben auf fchriftlihe Aufforderung ihre Erklärungen bei 
den Magiftrate abzugeben; ein wiederholter Zufammentritt des Wahlaus: 
fchhluffes findet in diefem Falle nur ftatt, wenn Ablehnungsgründe geltend 
gemacht werben, 

Die gewählten Gemeindebevollmächtigten treten nach beendigter Wahl 
ſogleich in ihre Stellen ein. 


Art. 192. 

Auf die Wahl der Gemeindebevollmäcdhtigten folgt diejenige ber 
bürgerlihen Magiftratsräthe, welde von den Gemeindebevollmächtigten 
zu vollziehen ijt. 

Die Reihenfolge der in demjelben Wahlgange Gewählten bemißt 
ih nah der Zahl ber erhaltenen Stimmen. Finden mehrere Wahl: 
gänge jtatt, jo gebührt ben früher Gewählten der Vorrang. Werden in 
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bemjelden Wahlgang mehrere Perfonen mit gleiher Stimmenzahl gewählt, 
fo richtet ſich die Reihenfolge nach dem Alter, wenn die vorfchriftsmäßige 
Zahl dur den Eintritt Aller nicht überfchritten wird, Im entgegen: 
geſetzten alle entfcheidet das Loos. 

Fällt die Wahl auf eine Perfon, welche mit einem Mitglied des 
Magiftrats als Bater oder Sohn, Bruder, Oheim oder Neffe verwandt 
oder als Stiefonter oder Stieffohn, Schwiegervater oder Schwiegerfohn 
verſchwägert ift, jo ift ber Gewählte von bem Eintritte in den Magiftrat 
ausgeſchloſſen. 

Werden bei derſelben Wahl mehrere Perſonen, zwiſchen welchen 
dag in Abſ. III. bezeichnete Verhältniß beſteht, gewählt, fo hat der im 
früheren Wahlgange oder ber im nämlihen Wahlgange mit der größeren 
Stimmenzahl Gewählte das Necht zum Eintritt. Bei Stimmengleichheit 
enticheidet das Loos, 

Nach vollendeter Wahl find die Gemwählten nach Vorſchrift bes 
Art. 191 fofort über Annahme ohne Ablehnung der Wahl zu vernehmen. 

Wenn die Ablehnung von dem Wahlausfchuffe als begründet er 
achtet wird, ift eine neue Wahl vorzunehnen. 


Art. 193. 

Sodann ſchreiten die Oemeindebevollmächtigten zur Wahl des 
bürgerlihen Bürgermeifters, wenn eine folde vorzunehmen if. Sind 
mehrere zu wählen, jo finden gefonderte Wahlgänge ftatt. 

Die Gemwählten find nad Vorfchrift des Art. 191 mit ihrer Er: 
Färung über Annahme oder Ablehnung zu vernehmen, worauf im Falle 
begründeter Ablehnung ungeſäumt eine neue Wahl ftattzufinden bat. 


Art. 194. 
Auf diefe Wahl folgt jene der rechtskundigen Bürgermeifter und 
Magiftratsräthe. Für jede diefer Stellen findet eine beſondere Wahl: 
handlung ftatt, 


Art. 195. 

Bürgermeifter und Magiftratsräthe werben in einer von dem Wahl: 
commiffär anberaumten Wahlverfammlung, wozu fänmtliche ſtimmberech— 
tigte Gemeindebevollmächtigte zu Inden find, durd) abfolute Stimmenmehr: 
heit gewählt. 

Die Giltigkeit des Wahlactes erfordert, daß mindeftens zwei Dritt: 
theile der Stimmberechtigten ihre Stimmen wirklich abgegeben haben. 

Werden Bürgermeifter oder rechtskundige Magiftratsräthe aus den 
bürgerlihen Magiftratsräthen erwählt, fo find die Stellen der Teßteren 
durch eine neue Wahl zu beſetzen. 

Fällt die Wahl zum Bürgermeifter oder rehtsfundigen Magiftrats: 
rathe auf eine Perfon, welche fich zu einem bürgerlihen Magiftratsrathe in 
dem in Art. 192 Abſ. I. erwähnten Verwaundtſchafts- oder Schwäger: 
ſchafts-Verhältniſſe befindet, jo ift leßterer zum Austritte aus dem Ma: 
gijtrate verpflichtet und deſſen Stelle durch Neuwahl zu befegen. 


Bon den Wahlen zu Gemeindeämtern. 701 


Werden ald Bürgermeifter oder rechtskundiger Magiftratsrath Per: 
jonen gewählt, weldye zu einem ber vorhandenen Bürgermeifter oder 
rechtskundigen Magiftratsräthe in dem bezeichneten Berhältniffe ftehen, fo 
ift die Wahl ungiltig. 

Art. 196. 

Nady Beendigung der Wahlen werden die Wahlacten mit einer 
Veberfiht des gefammten Beſtandes des Magifirats, der Gemeindebevoll- 
mächtigten und der Erſatzmänner durch den Wahlcommiffär an die vor: 
geſetzte Verwaltungsbehörde eingefendet. 

Die zuftändige Verwaltungsbehörde hat nad Prüfung der Wahl: 
acten, wenn fein Grund zur Berfagung der Beftätigung vorliegt, die ge: 
wählten Bürgermeifter und rechtskundigen Magiftratsräthe zu betätigen 
und deren Einweifung und Verpflichtung anzuordnen, 

Wird eine Nichtigkeit der Wahl erkannt, fo ift bdiefelbe in einer 
mit Entjheidungsgründen verjehenen Entſchließung auszufprehen und 
vorbehaltlih der Beſchwerde die Bornahme einer neuen Wahl anzuoronen. 

AS Nichtigkeitsgründe find bei obiger Prüfung von Amtswegen 
nur zu berüdjichtigen: 

a) wenn eine nicht wählbare Perſon gewählt wurbe; 

b) wenn bei der Wahl nicht die erforderliche Anzahl von Wählern 
abjtimmt und 

ce) wenn ber Gewählte die erforderlihe Stimmenzahl nicht erhalten hat. 

Innerhalb vierzehn Tagen nah der Befanntmahung des Wahl: 
rejultats kann jeder Gemeindebürger wegen Verlegung wejentlicher geſetz— 
liher Förmlichkeiten bei der Wahlhandlung die Wahl anfechten oder 
wegen gefeßwidriger Anerkennung von Ablehnungsgründen, ſowie wegen 
geſetzwidriger perfönlicher Benachtheiligung durch das Verfahren oder 
die Beichlüffe eines Wohlcommifjärs oder Wahlausfchuffes die Beſchwerde 
ergreifen. In diefen Fällen entjcheiden die vorgejeßten Verwaltungs: 
behörden in dem durch Art. 163 vorgezeidhneten Inftanzenzuge, ſoweit 
nicht das Gefe über die DVerwaltungsgerichtsbarkeit anders bejtimmt. 
Diefe Beſchwerden haben feine anfdiebende Wirkung. 


Dritter Abſchnitt. 
Wahlen in Gemeinden mit Sandgemeindeverfaffung. 
Art. 197, 

In den Landgemeinden wird die Wahl der Bürgermeifter, der Bei: 
geordneten und ber Gemeindebevollmädtigten in drei gefonderten Wahl: 
handlungen durch die Wahlſtimmberechtigten unmittelbar vollzogen. 

Für die Gemeindebevollmädtigten find in einer gefonderter Wahl: 
handlung Erfagmänner zu wählen, deren Zahl die Hälfte der erfteren beträgt. 

Die Gewählten find fogleih durd den Wahlausfhuß mit ihren 
Erklärungen über Annahme oder Ablehnung der Wahl zu vernehmen. 

Wird die Ablehnung als begründet anerkannt, jo treten für bie 
ablehnenden Gemeindebevollmächtigten die Erfagleute ein, bezüglich ber 
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Bürgermeifter und der Beigeorbneten aber ift fogleih eine neue Wahl 
vorzunehmen. 

Die Beftimmungen des Art. 192 Abſ. IH. und IV. find auch bei 
der Wahl der Oemeindebevollmächtigten analog anwendbar. Die auf 
Grund diefer Beftimmungen vom Eintritte Abgehaltenen find jebody im 
Falle der Erledigung einer Stelle vor den Erfaßmännern in den Ge: 
meindeausſchuß berufen, wenn im Laufe der Wahlperiode das Hindernif 
ihres Eintrittes befeitiget wird. Fällt die Wahl zum Bürgermeifter oder 
Beigeordneten auf eine Perfon, welche fi zu einem Mitgliede des Ge: 
meindenusfchufles in dem in Art. 192 Abſ. III. bezeichneten Verwandt: 
ihafts- und Schwägerſchafts-Verhältniſſe befindet, jo ift letzteres zum 
Austritte verpflichtet und deſſen Stelle durd; Einberufung des Erſatz- 
mannes zu befegen. Befindet fih der erwählte Bürgermeifter in dem 
bezeichneten Verhältuiffe zu dem Beigeorbneten, jo ift biefer zum Aus: 
tritte verpflichtet und deſſen Stelle durdy Neuwahl zu beſetzen. 

Die gefchlofjenen Wahlacten werden durch den Wahlcommifjär der 
vorgefegten VBerwaltungsbehörde vorgelegt, welde nad) Art. 196 Abſ. I. 
bis IV. weiter zu verfahren hat. Bezüglich des Beſchwerderechts ber Ge: 
meindebürger finden die Beftimmungen des Art. 196 Abſ. V. Anwendung. 

Art. 198. 

In den zu einer Bürgermeifterei vereinigten Gemeinden bat jebe 
Gemeinde für fi die Wahlen des Beigeordneten, des Bevollmächtigten 
und ber Erjaßmänner zu vollziehen. 

Nach Vollendung dieſer Wahlen findet die Wahl bes gemeinfamen 
Bürgermeifters durdy die in eine Wahlverfammlung zu vereinigenden 
Semeindeausihüffe nad abjoluter Stimmenmehrheit ſtatt. Wählbar für 
diefe Stelle find alle zu Gemeindeimtern wählbaren Gemeinbebürger bes 
Bürgermeiftereibezirkes. 

Die Giltigkeit des Wahlactes erfordert, daß mindeftens zwei Dritt: 
theile der Stimmberechtigten ihre Stimmen wirklich abgegeben baben. 
Sit jedod die Wahl zweimal dur Nichterjcheinen der erforderlichen Zahl 
von Stimmberecdhtigten vereitelt worden, jo können bei der britten Wahl- 
verfammlung die wirklich Erfcienenen durd abſolute Stimmenmehrheit 
eine giltige Wahl vornehmen. 

Wird als Bürgermeifter ein Beigeordneter ber vereinigten Gemein: 
ben erwählt, fo ift deſſen Stelle durch Neuwahl zu bejeßen, 

Wird ald Bürgermeifter ein Gemeindebevollmächtigter der vereinig: 
ten Gemeinden gewählt, fo ift deſſen Stelle durch Eintritt des Erfah: 
mannes zu beſetzen. 

Iſt der erwählte Bürgermeijter mit einem Mitgliede bes Ge: 
meindeausſchuſſes einer dev vereinigten Gemeinden in der in Art. 192 
Abſ. III. bezeichneten Weife verwandt oder verfchwägert, fo ift letzteres 
zum Austritte verpflichtet und deſſen Stelle nach Borfchrift des Abf. IV. 
oder V. zu befeßen. Im Mebrigen kommen die Vorſchriften des Art. 197 
Abj. III., IV. und VI. zur Anwendung. 
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Vierter Abſchnitt. 
Wahlen in den zu einer Gemeinde vereinigten Ortſchaften. 


Art. 199, 

In den Fällen des Art. 153 werden die Ortspfleger und Orts: 
ausfchüfle von ſechs zu ſechs Jahren unter Leitung des Bürgermeifters 
mit Zuziehung des Gemeindeſchreibers in directer Wahl mittelft münd— 
liher oder fchriftliher Abflimmung gewählt. Der Bürgermeijter bat 
bierüber ein Protofoll aufzunehmen, die Gewählten einzuweifen und der 
vorgejeßten VBerwaltungsbehörde Anzeige zu erjtatten. 


Fünfter Abſchnitt. 
Außerordentlihe Gemeindewaßlen. 


Art. 200. 

Tritt im Laufe der Wahlperiode die Erledigung von Gemeinde: 
ämtern ein, für welche Erſatzmänner nicht gewählt worden oder nicht 
mehr vorhanden find, fo ift eine Ergänzungswahl vorzunehmen, wenn 
der Magiftrat, der Gemeindeausſchuß, das Collegium der Gemeinde: 
bevollmädhtigten, die Gemeindeverfammlung oder die vorgefegte Verwal: 
tungsbehörde es als nothwendig erklärt. 

Ergänzungswahlen für Oemeindebevollmädtigte in Städten, in 
weldhen gemäß Art. 189 Abſ. II. nad) Bezirken gewählt worden ift, find 
von jenen Bezirken vorzunehmen, für welche diejenigen eingetreten waren, 
deren Stelle zu beſetzen ift. 

In Folge einer Ergänzungswahl eingetretene rechtskundige Bürger: 
meiſter und rechtskundige Magiftratsräthe haben bie für ihr Amt vor: 
gejchriebene Dienftzeit zu erfüllen. In allen anderen Fällen tritt der 
Gewählte nur für jene Zeit ein, welche derjenige, an deſſen Stelle er 
berufen wird, noch zu erfüllen gehabt hätte. 


Siebente Abtheilung. 
Borübergehende und Schlußbeſtimmungen. 


Art. 201. 

Jene Perſonen, welche am 1. Juli 1869 die Eigenjchaft eines 
wirflihen Gemeindeglicdes in einer Gemeinde befigen, erwerben bajelbit 
mit diefem Tage kraft des Geſetzes das Bürgerrecht, wenn bei denſelben 
die Borausfeßungen des Art. 11 oder 15 zutreffen. Haben an diefem 
Tage mehrere Perfonen auf Grund des ungetheilten gemeinjchaftlichen 
Eigentums eines Haufes oder Anweſens die Eigenſchaft wirklicher Ge: 
meindeglieder befefjen, fo erwirbt nur einer ber Miteigenthümer, welcher 
von den Betheiligten der Gemeindeverwaltung bezeichnet worden ift, bas 
Bürgerrecht. 


704 Gemeindeweien. 


Perfonen, welde bisher in ber Eigenfhaft wirklicher Gemeinde: 
glieder an den Nutzungen des ©emeindevermögens Theil gemonmen 
haben, behalten aud dann, wenn fie nicht auf Grund des Abſ. I das 
Bürgerreht erwerben, ihr bisheriges Nutzungsrecht, fo lange die Voraus: 
ſetzungen besjelben fortdauern. 

Eine Gemeinderechtsgebühr kann unter Vorbehalt des Art. 22 
Abſ. III. nur von ſolchen Perſonen erhoben werden, welche nicht ſchon 
am 1. Juli 1869 Anſpruch auf Gemeindenutzungen haben. In Fällen 
des Art. 22 Abſ. III. beginnt mit dem Tage, an welchem die Einführung 
einer Gemeinderechtsgebühr in der Gemeinde in Wirkſamkeit tritt, für die 
zuvor ſchon nutzungsberechtigten juriſtiſchen Perſonen oder privatrechtlichen 
Vereinigungen der Lauf der fünfundzwanzigjährigen Friſt. 

Perſonen, welche an die Gemeinde früher eine Inſaſſen- oder Bei— 
ſaſſengebühr bezahlt haben, oder welchen dieſelbe von der Gemeinde er— 
laſſen worden iſt, können bei Erwerbung des Bürgerrechts in dieſer Ges 
meinde den bezahlten oder nachgelaſſenen Betrag von der betreffenden 
Bürgeraufnahmsgebühr in Abzug bringen. Auf dieſe Perſonen findet 
die Beſtimmung des Art. 17 Abſ. J. keine Anwendung. 


Art. 202. 
Bei Berechnung des in Art. 17 Abſ. J. bezeichneten Zeitraumes 
kommt die vor dem 1. Juli 1869 abgelaufene Zeit nicht in Betracht. 


Art. 203. 

Wo im gegenwärtigen Geſetze die Seelenzahl der Gemeinden be— 
rückſichtigt wird, iſt dieſe nach dem Ergebniſſe der in den Zollvereins— 
ſtaaten vorgenommenen letzten Volkszählung unter Einrechnung dev Civil— 
wie der Militärbevölkerung zu bemeſſen. 


Art. 204. 

An den erworbenen Dienſtesrechten rechtskundiger Bürgermeiſter und 
Magiſtratsräthe, techniſcher Bauräthe und ſonſtiger Gemeindebedienſteter 
wird nichts geändert. Rechtskundige Bürgermeiſter und Magiſtratsräthe 
ohne definitive Anſtellung erfüllen die für ihr Amt beſtimmte Functions— 
periobe, 

Art. 205. 

Segenwärtiges Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1869 in den Landes: 
theifen rechts des Rheins in Wirkſamkeit. Die an dieſem Tage beftehenden 
Gemeindebehörden bleiben jedoh bis zum 1. Januar 1870 in Thätigkeit 
und üben ihr Amt nah Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes. 

Die in dieſem Gefeße angeordneten Organe der Gemeindeverwal: 
tung und Oemeindevertretung werben in ben Monaten November und 
December 1869 gewählt. Die Gemeindebevollmädhtigten in den Gemein: 
den mit jtädtifcher Berfafjung beginnen ihre Thätigkeit fofort, nachdem fie 
gewählt find, die neugebildeten Gemeindeverwaltungen mit dem 1. Ja: 
nuar 1870, 
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Art. 206. 
Am 1. Juli 1869 erlöſchen: 
1) die Verordnung vom 17. Mai 1818, die Fünftige Verfafjung und 
Verwaltung der Gemeinden im Königreidhe betr. ; 

2) das Geſetz vom 1. Juli 1834, die Nevifion diefer Verordnung betr.; 

3) die Oemeindewahlordnung vom 5. Auguft 1818; 

4) das Geſetz v. 22. Juli 1819, die Umlagen für Gemeindebebürfniffe betr. ; 

5) alle fonftigen entgegenftehenden gefeglihen Beitimmungen und alle 

auf die Gemeindeverwaltung bezüglichen Berorbnungen, Bollzugs: 
inftructionen und generalifirten Entſchließungen, insbefondere auch 
die in einzelnen Landestheilen beftehenden Geſetze und Vorſchriften 
in Bezug auf die Einführung von Verbrauchs- und anderen örtlichen 
Abgaben, fowie die bisherigen Beftimmungen über die ausnahms- 
weife beftehende Zuftändigkeit der Polizeibehörden zur Aburtheilung 
der Defraudationen an gemeindlihen Brüdenzöllen, Bflafterzöllen, 
Marktgefällen und ähnlichen ärtlihen Abgaben; ferner die in ben 
einzelnen Yandestheilen giltigen VBorfchriften über die Nothwendigkeit 
eines Streitconfenfes oder einer Prozeßermächtigung bei Nechtsftreiten 
der Gemeinden und der von den lehteren verwalteten Stiftungen. 

Aufreht erhalten bleiben jedod bis auf Weiteres: 

1) die abweichenden Beſtimmungen der Gefete vom 12. März 1850, 
ben Erfat des bei Aufläufen entitandenen Schadens betr,, vom 30. 
März 1850, die Ausübung der Jagd betr., und vom 25. Juli 1850, 
die Einquartierungs- und Vorfpannslajten betr. ; 

) Art. 5 des Geſetzes vom 22, Juli 1819, die Gemeindeumlagen betr. ; 

) die $$ 59 Abſ. III. bis V. und 94 Abſ. V. bis VIII. des revidirten 
Gemeindeediets, ſowie die in den einzelnen Landestheilen beftehenden 
Beitimmungen und Zuftindigfeiten in Dezug auf die Vermaltung 
bes Kirchenvermögens und bie Befriedigung der Eultusbedürfnijfe, 
Die in Gemäßheit des F 59 Abi. III. und $ 94 Abſ. V. des 

revidirten Gemeindeediets gebildeten Kirchenverwaltungen find berechtigt, 

die Kirchengemeinde in allen rechtlichen Beziehungen zu vertreten. 


Dur Art. 206 der Gemeindeordnung ift ber F 40 ber Bauverorbnung 
vom 13, November 1857 aufgehoben. 


Rirdenverwaltung. 


Die Kirhenverwaltungen find gemeindlidhe, von der Gemeinde: 
behörde Tosgetrennte Behörden für die Verwaltung des örtlihen Cultus— 
Stiftungsvermögens, ausgefhieden nah Eonfefjionen. 

Ihre Stellung im öffentlichen Nechte it durdy die 8$ 59 und 94 
bes vevidirten Gemeinbeebictes vom 1. Juli 1834, und ihre Organifa- 
tion und Wirkungskreis durch zahlreiche Verordnungen geregelt. 

In der Gemeindeordnung vom 29, April 1869, welche nur bie 
Verhältniſſe der politiichen Gemeinde ordnet, haben fie eine bejondere 

Rar, Handbuch ber bayer, Diſtr. Verw. Behörden. IIT. Aufl. 45 
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Aufnahme nicht gefunden, fondern es beftimmen bie tranfitorifchen und 
Schlußbeſtimmungen Art. 206 Abſ. I. Ziff. 3, daß der F 59 Abſchn. 3 
bis 5 und $ 94 Abſ. V. bis VIII. des revidirten Gemeindeedictes, 
fowie die in den einzelnen Lanbestheilen beftehenden Beitimmungen und 
Zuftändigkeiten in Bezug auf die Verwaltung des Kirchenvermögens und 
die Befriedigung der Eultusbebürfniffe bis auf weiteres aufrecht erhalten 
bleiben, wobei al8 neue Beftimmung zugefügt wird, daß die Kirchenver— 
waltungen berechtigt find, die Kirchengemeinde in allen redytlihen Be- 
ziehungen zu vertreten. Diefe legtere Beftimmung füllt eine bisher be: 
ftandene weſentliche Lüde aus und ihre Zwedmäßigkeit wird fich nament: 
fih bei den fo häufigen Streitigkeiten über die aus dem Pfarrverbande 
bervorgebenden Leiftungen, fowie bei Streitigkeiten über die Verwaltung 
des einem Neligionstbeife ausihlieglic zugehörigen und verfaffungsmäßig 
garantirten Stiftungsvermögens zeigen. 

Was die amtlichen und bienitlihen Verhältniffe der Kirchenvermwal: 
tungen betrifft, fo bleibt bei der Kürze der Beftimmungen bes Art. 206 
fo mandes im Zweifel, namentlih die frage, ob die Gompetenz der 
Kirhenverwaltungen bezüglih ber Berwaltung des Kirchenvermögeng, 
analog der dermaligen Zuftändigfeiten der Gemeindebehörden aufzufafien, 
ob auch bei ihnen, wie bei den Gemeindebehörden die Euratel in Wegfall 
gekommen fei, oder ob auch bei ihnen nunmehr die beſchränkte Staatsaufſicht 
beftehe und es find darüber felbjtverftändlih die weiteren Anordnungen 
der zuftändigen Staatsminifterien abzuwarten. 

Inzwiſchen bat das k. Staatöminifterium des Innern für Kirchen: 
und Sculangelegenheiten durch Entſchließung vom 25. Auguſt 1869 
in Bezug auf die Wahlen zu ben Kicchenverwaltungen neue Anordnungen 
erlajjen, weldye bier folgen: 


Staatöminifterium Des Innern für Kirchen: u. Schulangelegenheiten. 


In der Gemeinde: Ordnung für bie bayerifchen Lanbestheile biesfeits bes 
Nheines vom 29. April 1869 Art. 206 wurde ausgeſprochen, daß bie $$ 59 
Abi. IT. bis V. und 94 Abſ. V. bis VIIL des revidirten Gemeindeedict® vom 
1. Juli 1834, fowie die in ben einzelnen Lanbestheilen beftehenden Beftimmungen 
und Zuftändigkeiten in Bezug auf die Verwaltung des Kirchenvermögens und die 
Befriedigung der Eultuss Bebürfniffe bis auf weiteres aufrecht erhalten bleiben, 
und daß die in Gemäßbeit des F 59 Abf. III. und $ 94 Abſ. V. des revidirten 
Gemeindeedicts gebildeten Kirchenverwaltungen berechtigt find, die Kirchengemeinde 
in allen rechtlichen Beziehungen zu vertreten. 

Dagegen wurden durch den obenerwähnten Artifel 206 vom 1. Juli d. Is. 
anfangend, das Giemeindeebict vom 47, Mai 1818, das Geſetz von 1. Juli 1834, 
bann die Gemeindewahlordnung vom 5. Auguft 1818, jowie alle auf die Gemeindes 
verwaltung bezüglihen Verordnungen, Vollzugsinfiructionen und generalifirten 
Entidliekungen als erlojchen erflärt. 

Nah dem in folder Weife veränderten Stande der Gemeindegeſetzgebung 
und ber biemit im Zuſammenhange ftebenden Eocialgefege können jene Inftructio: 
nen und Grläuterungen, welche hinſichtlich der Wahlen zu den Kirchenverwaltungen 
unterm 11. Auguft 1834 und in der Bollzugeinfiruction zum revidirten Gemeindes 
edict vom 31. October 1837 erlaffen worden find, gegenwärtig nicht weiter für 
anwendbar erachtet und zum Vollzug gebracht werben. 
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Vielmehr it für die Staatsregierung die Notbwenbdigfeit gegeben, dermalen 
mit Rückſichtnahme auf die nenerlihen Beſtimmungen ber Gemeindeordnung vom 
29. April d. J., ſoweit biejelben auf die Berbältniffe der Kirhengemeinden zur 
Anwendung gebracht werden Fünnen, für den Vollzug der Wahlen zu ben Kirchen: 
vermaltungen, welche in Gemäßheit der Minifterialentichliefung vom 16. Juli d. 3. 
Nr. 6007 ſoweit möglich bei Gelegenheit der bevorfichenden Gemeindewahlen vors 
genonmen werden jollen, entiprechende infiruetive Normen zu ertbeilen. 

Diefe Normen werben in der Beilage zur geeigneten Nachachtung und mit 
der Weifung mitgetheilt, diefefben auch durch die Kreisamtsblätter bekaunt zu geben. 

Im Uebrigen wirb noch bemerft: 

I) Die befagten inftructiven Normen befaffen ſich zunächſt mit benjenigen Vor— 
Ichriften Hr die Wablen der Kirbenverwaltungsmitglieder, welche durch bie 
neue Gemeindeordnung veranlakt waren. 

Dagegen behalten die übrigen Vorjchriiten, wie z. B. jene über die Bildung 
der Kirhenverwaltungen in fimultanen Orten, über bie Bildung folcher Ber: 
waltungen für Filial- und Nebenfirdyen, jowie überhaupt jene Anordnungen, 
welche mit der neueren Geſetzgebung nit im Widerſpruche ſtehen, auch ferner 
ihre volle Giltigkeit. 

2) Das beigefügte Formular der doppelt zu führenden Stimmlijte bezwedt eine 
genauere Gontrole bei der Durdfübrung bes Wahlgeſchäftes. 

3) Den Kreisregierungen ift gemäß Art. 8 ber Inſtruction vorbehalten, in ben 
unmittelbar untergeordneten Städten Wahlcommiſſäre zu ernennen, und ift 
benjelben biebei die Auswahl gerigneter Perfönlichkeiten nach näherem Ermeſſen 
ganz freigegeben. 

Münden, ben 25. Auguft 1869. 


Inftruction, 


die Vornahme der Kirchenverwwaltungsmwahlen in ben bayerijchen Lanbestheilen 
diesfeits des Rheins betr. 


Art. 1. 

Wahlſtimmberechtigt find nach erreichter Volljährigkeit alle ſelbſtſtändigen 
Männer, welche ſich im Befike des bayerifchen Indigenats befinden, in der Kirchen: 
emeinde wohnen und daſelbſt mit einer directen Steuer angelegt find, infoferne 
Re nicht wegen eines Verbrechens oder wegen Vergebens des Diebſtahls, der 
Unterfhlagung, des Betrugs, der Heblerei oder der Fälſchung verurtheilt worden 
find, oder in Folge rechtskräftiger Berurtbeilung wegen eines anderen Vergehens 
die im Art. 28 Ziff. 4 und 5 des Strafgeiekbuches bezeichneten Fäbigfeiten, oder 
einzelne berfelben verloren und nicht velljtändige Mebabilitation erlangt haben. 

Befindet ſich ein mit einer directen Steuer belcgtes Object im gemeine 
ſchaftlichen Gigenthume mehrerer Perſonen, jo find diefelben beim Borbandenfein 
ber ebenerwähnten Eigenſchaſten ſämmtlich wahlftimmberectiget. 

Das Wahlrecht derjenigen, gegen welche das Gantverfahren eingeleitet iſt, 
lann vor rechtsfräftiger Beendigung dieſes Verfahrens nicht ausgeübt werden. 

Als febitftändig find nicht zu erachten: 

1) Berfonen, welche auf Grund richterlicher Verfügung unter Guratel ſtehen; 
2) Dienftboten, Gewerbsgebilfen und Hausſöhne, welche im Brode des Dienft- 
herren oder Familienhauptes ſtehen und feine eigene Wohnung baben. 

Eteuern, welde die ungeſchiedene Ebeiran und minderjährige, in elterlichen 
Brode fichende Kinder zu entrichten baben, werben dem Kamilienbaupte zugerechnet. 

Art. 2. 
Jeder Rahlflimmberchtigte bat nur eine Stimme, 
Art. 3 


Wählbar als Kirhenverwaltungsmitglieder find alle wablftinnmberechtigten 
Männer, welche die im Art. 1 vorgeſchriebene Befähigung befigen, das ſünſundzwan— 
zigfte Lebensjahr zurückgelegt und im Kirchenſprengel ihren ſtäudigen Wohnſitz baben. 
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Art. 4. 

Die Stelle eines Kirhenverwaltungsmitgliebes ift mit bem activen Dienft« 
verhältnife eines Staatsdieners, Geiftlichen, Öffentlich angeftellten Lehrers, Notare 
oder eines von ber Gemeinde oder Kirche bejoldeten Bedienſteten nicht vereinbar. 

Etaatsdiener im zeitlihen Rubeftande können eine jolhe Stelle nur nad 
erhaltener Fönigliher Genehmigung übernehmen. 

Die vorftehenden Beitimmungen find nicht anwendbar auf dem Kaufmanns: 
ftande angebörige Mitglieder ber Hanbelsgerichte. 

Die der activen Armee und ben befoldeten Stämmen ber Landwehr ange: 
börigen Militärperfonen, ferner zeitlich penfionirte Offiziere und Militärbeamte find 


nicht wählbar. 
Art. 5. 


Die Wahl kann abgelehnt werben: 
1) wegen erwiefener körperlicher oder geiftiger Unfäbigfeit; 
2) wegen zuricdgelegten fechzigften Lebensjahres; 
3) . n Gewählte basjelbe Amt bereits während voller ſechs Jahre ver: 
waltet bat; 
4) wegen einer Beihäftigung, die eine häufige oder lang andauernde Abwejenbeit 
von der Gemeinde mit ſich bringt. 

Außerdem bildet die Anftellung im Dienfte des Staates oder ber Kirche, 
ober als Notar oder öffentlicher Lehrer in allen Fällen, in welchen die Wahl folder 
Perſonen durch Art. 4 Abf. I. nicht ohnehin ausgeſchloſſen ift, einen Ablehnungsgrund. 

Advokaten können die Wahl — 

rt. 6. 

Die Beſtechung der Wähler hat die Ungültigkeit der Wahl, ſoweit ſie die 
Beſtechenden und Beſtochenen betrifft, und für Beide den Verluſt des Wahlſtimm— 
rechtes und ber Wäbhlbarfeit bei der treffenden Wahl zur Folge. 


Art. 7. 

Die regelmäßigen Klichenverwaltungs: Wahlen finden in allen Kirchenge— 
meinden in Perioden von fechs zu fechs Jahren in den Monaten November und 
Dezember ftatt und müſſen bis zum 15. Dezember beendet fein. 

Bis Ende October haben die Magiftrate umd im Landgemeinden die Ge: 
meinde-Ausjchüffe, beide im Benehmen mit den einschlägigen Kirdhenverwaltungen, 
bie Liſte aller Wablitimmberechtigten und zwar in Gemeinden, in welchen mebrere 
Pfarr: und Filialfirhen mit eigenen Kirdyenverwaltungen beſtehen, nach beren Be: 
zirfen geordnet, unter Angabe der befonderen Gründe, welde ber Ausübung des 
Wahljiimmrechtes oder der Wählbarkeit Einzelner entgegenſtehen, berzuftellen. 

Die Föniglihen Behörden, Pfarrämter und Givilftandsbeamten find ver: 
pflichtet, biezu alle erforderlichen Aufſchlüſſe jofort und umentgeldlich zu ertbeilen. 

Die Lifte ift nad vorgängiger Bekanntmachung zehn Tage lang auf dem 
Nathhaufe oder in einem biezu geeigneten Locale zur Einfiht ber Betheiligten 
— — 

ach Verlauf ber 10 Tage werben bie erhobenen Reclamationen in öffent: 
liher Sitzung des Magiftrates, beziebungsweife des Gemeindeausſchuſſes beſchieden, 
nad) Lage der Sache die Liſten berichtigt und die Beſchlüſſe den Betheiligten eröffnet. 

Gegen dieſe Beſchlüſſe ift innerhalb drei Tagen der Recurs am die vorge: 
ſetzte Verwaltungsbehörde zuliffig, wodurch jedoh das Wahlverfahren nicht auf: 
gehalten werden darf. 

Die berichtigte Lifte bildet die Grundlage ber Wahl. 

Niemand kann wählen ober gewäblt werden, ber nicht in dieſer Lifte eins 
getragen ift, ober durch ein Zeugniß der Gemeindeverwaltung dem Wahlausſchuſſe 
nachgewieſen hat, daß er erit nach Ablauf der Neclamationsfrift in ben Beſitz des 
Wahlrechtes gelangt oder daß fein Wahlrecht feit Abſchluß der Lifte durch Entfcheis 
bung einer höheren Inſtanz anerfannt worden ift. 

Die Lifte muß am Zage ber Wahl in einem durch vorgängige Befannt: 
machung bezeichneten Locale zur Einficht der Wähler aufliegen. 
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Art. 8. 

Jede durch Kirchengemeinbeglieder vorzunehmende Wahl wird unter Leitung 
eines Wahlcommiſſärs, welhem ein Wahlausſchuß zur Seite ficht, vollzogen. 

In den einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Kirchengemeinden 
ernennt bie F. Regierung, Kammer bes Innern, in den übrigen Gemeinden bie 
vorgejegte Diftriftsverwaltungsbehörde die Wahlcommijfäre. 

Die Wahlausihüffe werben am Wahltage dur die Wähler aus ihrer Mitte 
ernannt und beftehen aus fünf Mitgliedern. 

Zur Beforgung ber Schreibereien kann ber Gemeinbejchreiber oder ſonſt 
eine geeignete Perfönlichkeit beigezogen werben, welche jedoch hiedurch nicht Mit— 
glied des Wahlausjchuffes wird, 


Art. 9. 

Der Wahlcommiſſär bat die ihm übertragene Leitung ber Wahlen mit pflicht: 
mäßiger und rüdfichtslofer Unbefangenbeit zu vollziehen. Er handhabt bie Orb» 
nung im Wabllocale und bat jede Ausfchreitung zurückzuweiſen. 

Debatten unter den Wählern find während der Wahlbandlung im Wahl: 
locale nicht zuläffig. 


Art. 10. 

Die Wahlausſchüſſe unterftügen den Wahlcommifiär bei ber Leitung ber 
Wahl und entfcheiden über Anftände, die fich bei der Wahlhandlung ergeben, durch 
Mebrheitsbefhluß. Bei Stimmengleichheit entiheibet der Wablcommifjär, welcher 
außerdem an ber Abjtimmung nicht Theil zu nehmen bat. Beſchwerden gegen bie 
Beſchlüſſe des Wahlausichuffes haben Feine aufichiebende Wirkung. 

Am yalle einer Unterbrehung der Wahlhandlung find die Wahlacten in 
Gegenwart des Wablausihuffes unter Siegel zu legen und vor ber Fortfegung 
bes Geſchäftes in deſſen Gegenwart zu entfiegeln. 

Art. 11. 

Der Wahlcommiffär bat alle Vorbereitungen zu treffen, welche erforderlich 
find, damit bie Wahlen unaufgebalten zu rechter Zeit ftattfinden. Die Gemeinde: 
berwaltungen find verpflichtet, feinen desfalfigen Requifitionen ungefäumt zu ent: 
ſprechen, insbejondere das nöthige Dienftperfonal bereit zu ftellen und für ein 
—— Wahllocale, ſowie für die erſorderliche Anzahl von Formularien, Stimm: 
iſten, Wahlzetteln und Bekanntmachungen zu ſorgen. 

Bei jeder Wahl läßt der Wahlcommiſſär Ort und Zeit derſelben, dann 
die Zahl der zu Wählenden, ſowie die Namen der Austretenden in der Gemeinde 
öffentlich bekannt machen. 

Art. 12. 


Die Abſtimmung iſt eine —— und geſchieht durch Wahlzettel, welche 
mit Nummern verſehen an bie Waͤhler vertheilt und von dieſen gehörig ausgefüllt 
zurüdgegeben werben. 

deber Wähler ift verpflichtet, feinen Wahlzettel, unter Angabe feines Namens 
und nöthigenfalls feiner Wohnung, dem Wahlcommifiär perfönlich zu über: 
reihen, welcher den MWahlzettel erft dann annehmen darf, wenn ber Name bes bes 
treffenden Wählers in der MWählerlifte aufgefunden oder bejien Wahlberechtigung 
nah Art. 7 Abf. VII. von dem Wahlausſchuſſe ausdrüdlih anerfannt worden ift, 

Die Wahlzettel müflen derart zufammengelegt fein, baß die auf benfelben 
verzeichneten Namen verbedt find. Wahlzettel, bei welchen biegegen verftoßen ift, 
oder welde mit einem äußeren Kennzeichen verfehen find, bat der Wahlcommifjär 
zurüdzuweifen. 

Die zur Annahme — Wahlzettel werden von dem Wahlcommiſſär 
in ein bereit ſtehendes Gefäß gelegt und dürfen erſt nad Schluß des Abſtimmungs— 
actes eröffnet werben. 

Bon ber Stimmabgabe jedes Wählers ift neben bem Namen besfelben in 
ber MWählerlifte Vormerk zu machen, und ijt ber Name bes Wählers in ein, von 
einem Mitgliede des Wahlausſchuſſes zu führendes Berzeihniß aufzunehmen, welches 
vom Wahlausfhuffe zu unterzeichnen und dem Wahlprotofolle beizubeften if. 
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Außerdem kommen bis zum Erlaß anberweitiger Beftimmungen 
noch folgende Anordnungen zur Anwendung und Beadhtung: 


(Geſetz vom 1. Zuli 1834, revidirtes Gem.Eb. $ 59 G. Bl. 1834 ©. 121, 
Döll. XL ©. 1239 ff. und XXVI. S. 350. B.B. zum Gem.Ebd. Ziff. 136—146.) 

Das Kirchenvermögen jeder Gonfeffion und Parodie wirb 

1. in magiftratifhen Gemeinden einer befondern Kirchenverwaltung 
anvertraut, beſtehend: 

a) aus bem Pfarrer (bei Proteftanten, wo mehrere an einer Kirche find, aus 
dem Erjten oder einem aus ihrer Mitte Gewählten), 

b) aus einem Abgeordneten, Vorftande oder Mitglied des Magiftrats, wo möglich 
berfelben Confeffion, und 

ec) aus 4 bis 8 befonders gewählten Gemeindegliebern berjelben Gonfeffion. 

Die Etatsentwürfe, fowie die Rechnungen werden beide zu gehöriger Zeit 
dem Magiftrate zur Einficht und Erinnerung zugejendet, weldyer fie — mit feinen 
Bemerkungen begleitet — ber vorgefeßten Euratelbehörde zur Prüfung und Be— 
ſcheidung vorlegt. 

Dieſelbe Mittheilung geihicht von Eeiten bes Pfarramtes an das Drbi: 
nariat oder Gonfiftorium zur Ginfihtnabme und Erinnerung durch Mittheilung 
an bie einichlägige Kreisregierung, K. d. 9. 

1. In Landgemeinden befteht die Kirchenverwaltung: 

1) aus bem Pfarrer, als Borftande, 

2) aus dem Gemeindevorfteher oder einem Mitgliede bes Gemeinbeausfhufies, 
wo möglich berjelben Gonfeffion, 

3) aus 2 bis 4 befonbes gewählten Gemeindegliebern berfelben Gonfeffion. 

Die Voranſchläge, jowie die Rechnungen werben zur gehörigen Zeit bem 
Gemeindeausſchuſſe zur Einfiht und Erinnerung eingefendet, welcher fie mit feinen 
Bemerkungen begleitet, ber vorgeſetzten Guratelbehörbe zur Prüfung und Beſcheidung 
vorlegt. Diejelbe Mittheilung kann von Seite des Pfarramtes an das Ordinariai 
ober Gonfijtorium gefheben zur Einfichtnahme und Erinnerung, welde der Kreis: 
regierung zu übergeben ift. Es foll zu jeber Zeit eine doppelte Kaffefperre ein: 
gefüßrt, und der eine Schlüffel dem Pfarrer, der andere aber bem von ber Ber: 
waltung gewählten Kirchenpfleger zugeftellt werden. ($ 94 bes Gem.Ed.) 


Wahl und Formation Der Kirhenverwaltungen. 


1. ng Kirhenverwaltungen find nicht nur für jede Pfarrfiche, ſondern 
für jede Filiale und Nebenfirhe, welche ein befonderes Vermögen befigt, und be: 
fondere Einnabmen und Ausgaben bat, zu beftellen. 

Die Bilduug dieſer befonderen Kirhenverwaltungen begründet eben fo wenig 
eine gegenfeitige Theilnabme der verfchiedenen Kirchen an dem ausgejciebenen 
Bermögen der andern Kirchen als fie eine Aenderung der ber Hauptkirche gejeßlich 
zuftehenden Anſprüche an die Rentenüberfchüffe der Nebenkirche erwirkt. 

Die betheiligten Filiallirchengemeinden können jedoch auf das Recht gejon 
berter Verwaltung ihres Gultusvermögens in fo ferne verzichten, als die Integrität 
ihres Bermögensflanbes und bie Führung gefonderter Rechnungen nefichert bleibt, 
und als die Pfarrfirhenverwaltung , 3* bie Filiallirche der Markung einer 
andern politiſchen Gemeinde angehört, duch ein das gemeindliche Auſſichtsrecht 
handhabendes Mitglied diefer Gemeinde verftärft wird, (M.E. vom 11. Aug., 
15. DOct,, 24. Dez. 1834, 31. Jan. 1835, 7. Juli 1836, Döll. XL ©. 244, 
S. 1290 ff., M.E. vom 8. Nov. 1851, Döll. XXVL ©. 353.) 

2. Der Perfonalftand der Kirchenverwaltung richtet fih nad dem Gefeke. 

a) Die von ber Euratelbehörbe feftzufegende Zahl der Kirchenverwaltungsmitglieder 
bemißt fich innerhalb des Minimums und Marimums nad dem Umfange 
ber Kirchengemeinde, nad ber Größe des Kirchenvermögens und nad ben 
mit deſſen Berwaltung etwa verbundenen beſonderen Schwierigkeiten, in ber 
Art, daß ber Kirchengemeinde zwar bie Vermehrung dev Mitglieder über bie 


b 


— 


a 
— 
— 


u 


— 
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von der Curatel als nöthig erachtete Zahl bis zu dem geſetzlichen Maximum, 
nicht aber das Herabgehen unter dieſe Zahl geſtattet bleibt. 

M.E. vom 11. Aug. 1834, Döll. XI. ©. 12%.) 
Dem durch das Gefeg von Amtswegen an bie Spitze ber Kirchenverwaltung 
berufenen Pfarrer kann die Entlaffung aus diefer Verwaltung und bie Er: 
jegung durch Wahl eines andern Ortsgeiftliben, vorbehaltlich geeigneter Kür: 
jorge der GEuratelbebörden für ben Fall zeitliher Verhinderung, nit gewährt 
werden. — Gleiches gilt von den Pfarıvicaren. 

(M.E. vom 3. Febr., 9. Juni 1835, Döl. XL. ©. 1300 fi.) 

Was die Frage der Ständigkeit der geiftlichen Mitglieder betrifit, jo find biefe 
Mitglieder, fo lange fie ihre Functionen an ber betreffenden Kirche begleiten, 
als zuftändig zu betrachten, mögen fie in ber Eigenſchaft als erfter Pfarrer, 
oder in Folge etwaiger Entihuldigung oder Ablehnnng von Seite des erften 
Pfarrers, durch Wahl in die Kirhenverwaltung gelangt fein. 

— ergibt ſich zugleich, daß, wenn der erſte Pfarrer den ihm kraft des 
Geſetzes zuſtehenden Eintritt in die Kirchenverwaltung giltig abgelehnt hat, 
und hierauf duch Wahl der zweite oder dritte Pfarrer an derſelben Kirche 
um Gintritt berufen worben iſt, dem erſten Pfarrer, welcher verzichtet bat, 
er Eintritt nicht mehr freiitebe, jo lange der durch die Wahl Berufene jeine 
pfarrlihe Function an der Kirche, ber Repräfentation ihm durch die Wahl 
übertragen wurde, verfiebt. 

Wenn dagegen mittlerweile in ber Pfarrftelle an derſelben Kirche ein Wechjel 
der Perſonen ſich ereignet, jo bat der zweite, reſp. dritte Pfarrer, jedoch crft 
bei dem Ablauf der Wahlperiode aus der Kirhenverwaltung zu treten, und 
es hat nun wieder ber erjte Pfarrer einzutreten — oder falls er giltig ab: 
lehnen kann — eine neue Wahl fattzufinden. 

Eine folhe Wahl bat fich jedesmal nur auf die Dauer von fechs Jahren 
zu erftreden, und wird von ſämmtlichen Kirchenverwaltungsmitgliedern unter 
den an ber betreffenden Kirche angeftellten Pfarrern vorgenommen. (M.E. v. 
22. Jan. 1838, Döll. XXVL ©. 355.) 

Da der Pfarrer vermöge feiner kirchlichen Stelle als Vorftand der Kirchen: 
verwaltung zu functioniren bat, fo tritt im Falle feiner zeitweifen Verhinderung 
derjenige Geiftlihe, welcher ihn im Kirchenamte zu vertreten bat, aud als 
ftellvertretender Borftand in die Kirchenverwaltung. 

Der magiftratifche Abgeordnete, ſowie das Mitglied der politiihen Gemeinde, 
welde nach $ 59 und 94 des Gem.Ed. in die Kirchenverwaltung eintreten, 
repräfentiren in ihr die politiiche Gemeinde, und es liegt ihnen ob, die den 
Wirkungsfreis der Gemeinbebehörben oder das nterejie der bürgerlichen Ge— 
ſellſchaft berührenden Beſchlüſſe der Kirhenverwaltung zur Kenntniß der Ge: 
meindebehörben zu bringen. 

Ein Auffihtsrecht auf die Kirchenverwaltung fteht diefen Abgeordneten nicht 
zu, fie find jedod als wirflide Mitglieder der Kirchenverwaltung zu betrachten 
und zu verpflihten. (M.E. vom 13. Juli 1840, K.A. Bl. ©. 393.) 

Die Verpflichtung geichieht mittels Handgelübdes unter Hinweifung auf 
ihren früher geleifteten Eid. 

M.E. vom 2. April 1846, Döll. XXVI ©. 354.) 

Bürgerlibe Magiſtratsräthe können zugleich Kirchenverwaltungsmitglieder 
fein. (M.E. vom 24. Mai 1840, Dan, XXVI. ©. 356.) 

Die Ernennung zweier Abgeordneten des Magiftrats zu finmltanen Kirchen: 
verwaltungen ift unzuläffig. 

M.E. vom 11. Oct. 1135, Döl. XI. ©. 1313.) 


f) Ueber Formation der Kirdyenverwaltung in fimultanen Orten mit ungetheiltem 


Vermögen fiehe (M.E. vom 15. Juli 1835, Döll. XI. ©. 1295.) 


Einundzwanzigfier Abſchnitt. 
Militärangelegenheiten, 


Das frühere Eonferiptionsgefeg vom 15. Auguft 1828 ift durch 
das neue Gejeh vom 30. Januar 1868, Geſetzblatt 1868 Seite 262, 
die MWehrverfaffung betr., außer Wirkſamkeit gefegt worden. 

Durch diefes neue Geſetz find zum großen Theil die Grundlagen 
verändert, auf welchen die frühere Wehrverfaffung berubte, und namentlich 
durch die Befeitigung der Stellvertretung im Heere, des Einftandswefens, 
des Loostauſches, des Brüdertaufches, ift das Princip der allgemeinen 
Wehrpflicht zu einer größeren Geltung gelangt, wenngleich auch bermalen 
nody nicht alle conferiptionspflichtigen waffendienftfähigen Jünglinge zum 
Waffendienſt eingerufen werden. 

Auch ift in Bezug auf die formelle Behandlung das Schwergewicht 
bei der Herftellung der Gonferiptionslifte und der Aushebung in bie 
Hände einer Erfaßcommiffion gelegt, welche unter Mitwirkung des Di- 
jtriftsverwaltungsbeamten und eines militärifhen Commandanten vorzugs: 
weife aus Bürgern des Diftrifts befteht und das Erfaßgefhäft fowie alle 
damit in Verbindung kommenden Fragen theilmeifer Befreiung ꝛc. ꝛc. 
erledigt. 

Die Zahl und der Umfang der zu biefem Wehrgefeße erlafjenen 
Verordnungen und höchſten Entſchließungen ift jo groß, daß der Raum 
gegenwärtiger Schrift nicht hinreicht, diefelben auch nur im Auszuge auf: 
zunehmen; ich kann in dieſer Beziehung nichts befjeres thun, als auf bie 
vorzügliche Schrift des E, Negierungsrathes Carl Zeitlmann, Erläuterun: 
gen zum br. ©efeß, die Wehrverfaffung betr., binzuweifen, in welcher 
Schrift alle auf das Wehrverfafungsgefeß bezüglichen Verordnungen und 
erläuternden Refcripte aufgenommen find. 


Geſetz, 


die Wehrverfaſſung betr. 


Ludwig IL 
von Gottes Gnaden, König non Bayern, Pfalggraf bei Rhein, Herzog von Bayern, 
Franken und in Schwaben 2c. ꝛc. 


Wir haben nah Bernehmung Unferes Staatsrathes mit Beirat und 
Zuftimmung der Kammer der Reichsräthe und der Kammer der Abgeorbneten, 
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bann in Anfehung der Art. 1, 5, 32 und 96 unter Beobadtung ber in 6 7 
Tit. X. ber Berfalfunge-Urhunde vorgefchriebenen Form beſchloſſen, und verorbnen, 
was folgt: 


I. Beftandtheile Der bewaffneten Macht. 


Art. 1. 
Die bewaffnete Macht bes Königreichs befteht: 
1) aus dem ftehenden Heere und 
2) aus der Landwehr. 
Das ftehende Heer theilt fih in bie active Armee und bie Meferve, 
Art. 2. 

Die active Armee fol bis zum 31. Dezember 1871 ohne Einrehnung ber 
Offiziere, Militärbeamten und Grfagmannfchaften ein Procent der Bevölkerung bes 
Königreichs nach der Zählung von 1867 betragen. 

Vom 1. Januar 1872 an wird bie Zahl ber jährlich im Frieden in bie 
active Armee zur Herftellung des Formationsjtandes ohne Einrechnung ber Erfaß: 
mannfchaften einzureihenden Wehrpflichtigen in dem Finanzgeſetze feſtgeſetzt. 


II. Wehrpflicht und Dienftzeit. 
1) Allgemeine Bellimmungen. 


Art. 3. 
Jeder Bayer ift wehrpflihtig und kann fih in Ausübung biefer Pflicht 
nicht vertreten laſſen. 
Art 


.4 

Die Dienftzeit im ftehenden Heere dauert fechs Jahre und zwar brei Jahre 
in ber activen Armee und drei Jahre in der Referve. 
Art. 5. 

Die Dienfizeit in der Landwehr, in melde ber Pflichtige mit Beendigung 
feiner Dienftzeit im ſtehenden Heere tritt, dauert fünf Jahre, 

Art. 6. 

Wenn Angehörige der berittenen Truppen freiwillig ein viertes Jahr bei 
ber activen Armee bleiben, ift ihre Dienfizeit in der Mejerve und ber Landwehr 
aufje zwei Jahre befpränft und find fie in der Landwehr von den Uebungen befreit. 

Art. 7. 

Die Wehrpflicht begiunt mit dem 1. Januar des Jahres, im welchem ber 
Pflihtige das 21. Lebensjahr vollendet. 

Die Dienflzeit wird von dem Tage ber Verpflichtung gerechnet. 


2) Befondere Beflimmungen. 
Art. 8, 

Wer in der Ausbildung zn einer wiſſenſchaftlichen oder Fünftleriichen Thätig- 
feit oder zu einem höheren technijchen Gewerbe begriffen ift und burd feine fo: 
fortige Ginreihung einen erheblihen Nadıtbeil erleiden würde, darf im Frieden bie 
Ausjegung feiner Einreihung bis zu demjenigen Kalenderjahre verlangen, in welchem 
er das 24., falls er Gandidat der Medicin oder Thierbeiltunde ift, bis zu dem- 
jenigen, in welchem er bas 25. Lebensjahr vollendet. 

Sind diefe Vorausfegungen nicht gegeben, es würde aber unverfchulbeter 
Umftände wegen bei fofortiger Einreihung ein ungewöhnlier Nachtheil entjtehen, 
jo kann die Ausjegung auf ein Jahr geitattet werden. 

Bei eintretender Mobilifirung werden diejenigen Wehrpflichtigen, deren Ein: 
reihung auf länger als ein Jahr verfhoben wurde, ohne Loojung in bie active 
Armee eingereiht. 

Art. 9. 


Einwanderer, die das 31. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, werden 
nad Erlangung bes Indigenats, joweit nicht durch Staatsverträge anders beflimmt 
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ift, unter den fonftigen gefeßlichen Vorausſetzungen wehrpflichtig und find bei der 
nächſten Heeresergänzung, ſoferne fie am 1. Januar des betreffenden Jahres bas 
24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, in die active Armee einzureiben. 

Gleiches gilt von Wehrpflihtigen, welche ohne ihr Verſchulden nicht in bie 
Aushebungsliften eingetragen wurden, und nad) dem gefeglichen Termine, jebod 
vor zurüdgelegtem 31. Lebensjahre zur Erfüllung ihrer Wehrpflicht gelangen. 


Art. 10, 

Wer nah vollendetem 16. Lebensjahre aus Bayern ausgewanbert ift, obne 
in ber activen Armee gedient zu haben, wird im Falle der Nüdwanderung, foweit 
nicht durch Staatsverträge anders beitimmt ift, unter den fonfligen geſetzlichen 
— ——— wehrpflichtig und unterliegt bei der nächſten Heeresergänzung, 
ſoferne am J. Januar des betreſſenden Jahres das 31. Lebensjahr noch nicht 
vollendet hat, der Einreihung in die active Armee. 

Der re Aufenthalt in Bayern als Fremde ift Nusgewanderten bie 
zum vollendeten 32, Lebensjahre vorbehaltlich befonderer Staatsverträge umterfagt. 

Nüdwanderer, welche ſchon in der activen Armee gedient haben, treten in 
die gefeglich beftimmte Dienftpflicht ihrer Altersclaffe wieder ein. 

Art. 11. 

Bon ber Wehrpflicht find befreit: 

1) neh Standesherren und ihre Familien ($ 11 der Beil. IV. zur Verfaffungs- 
urfunde), 

2) der geifllihe Stand (Zit. IX. $ 1 der Verfaſſungsurkunde) und zwar bei 
den Katholiken diejenigen, welche eine der böberen Weihen erhalten oder in 
inländifhen Klöftern lebenslänglihe Gelübde abgelegt haben; bei den Pro: 
teftanten jene, welche förmlich orbdinirt find, dann vorfchriftsmäßig angeftellte 
Rabbiner, 

3) ber einzig Übriggebliebene Sohn folder Eltern, welde einen Sohn während 
des von ibm in der bewafineten Macht Bayerns geleifteten Dienſtes oder 
in Folge besjelben verloren haben, 

4) jeder Sohn von Eltern, welde auf die bemerkte Weife zwei Söhne ver: 
loren baben, 

Art. 12. 

Zeitweife find von der Wehrpflicht befreit: 

1) katholiſche und proteftantiihe Studirende der Theologie, welche ſich durch 
ein Zeugniß der Univerfität, des Lyceums, des Ordenslectorats oder bes 
Voritandes einer Miffionsanftalt, jowie mit dem Gymnaſialabſolutorium ver: 
ſehene Rabbinatscandidaten, welche ſich durch Zeugniß eines im Königreiche 
ee Nabbiners und der beireffeuden Gultusgemeinde als ſolche aus: 
weiſen; 

2) Schullehrer, Schulgehilfen und die Candidaten des Schulamts, welche in 
einer ſtaatlichen oder dieſer gleichſtehenden en ſich befinden ; 

3) der Sohn einer Familie, welcher diefelbe durch feine Arbeit ernährt, fo daß 
fie außerdem ber Armenpflege zur Laft fallen würde; 

4) der jüngere von zwei Söhnen, bis zu den Kalenderjabre, in welchem bie 
Dienftpflicht des nach Art. 7 eingereibten Bruders in der activen Armee mit 
Ausnahme der Erſatzmannſchaft enbdigt. 

Unverebelihte Geſchwiſter, welde nad dem Tode beider Eltern deren Haus: 
halt gemeinfant fortführen, find als eine Familie zu betrachten. 

Treten die bezeichneten Perfonen aus den angegebenen Verhältniſſen oder 
tritt eine Mobilifirung ein, jo werden fie, wenn fie das 31. Lebensjahr noch nicht 
vollendet haben, unter ben fonftigen gejeplihen Vorausfegungen wehrpflidtia, und 
find bei der nächſten Heeresergänzung, foferne fie am 1. Januar bes betreffenden 
Jahres in den Fällen der Ziff. 1 und 2 das 25., in ben Fällen der Ziff. 3 und A 
das 24. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, in die active Armee einzureiben. 
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Art. 13. 
ALS untauglid ift von ber Mehrpflicht befreit, wer wegen Förperlicdher ober 
geiftiger Gebrechen zum Waffendienfte nicht geeignet befunden wird, oder nicht 
wenigftens 5’ 4 bayeriſches Duodecimalmaß mißt. 


Art. 14. 

Sole, deren Tauglichkeit noch unentſchieden ift, jollen vorläufig zurüdgeftellt 
werden. Werben fie fpäter tauglich, fo find fie bei der nächſten Heeresergänzung 
— Art. 57 und 58, foferne fie am 1. Januar des betreffenden Jahres das 24. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben, in die active Armee einzureiben. 

Art. 15. 

Einwanderer, Webergangene ober zeitweis Befreite, welche wehrpflichtig ge: 
worden find, aber nad Mafgabe der Beſtimmungen des Art. 9, 10 oder 12 nicht 
mehr zur Einreihung in bie active Armee fi eignen, treten fofort in die Erſatz— 
mannſchaft der Landwehr ein. — 

Art. 16. 


Als unwürdig iſt von der Ehre der Waffen ausgeſchloſſen, wer wegen 
Verbrechens oder wegen eines Vergehens des Betruges, der Unterſchlagung, der Fäl— 
ſchung, des Diebſtahls oder der Hehlerei verurtheilt und nicht rehabilitirt worden iſt. 

Wehrpflichtige, welche ſich der Ehre der Waffen unwürdig gemacht haben, 
ſollen zu militäriſchen Arbeiten ſo lange in Bereitſchaft gehalten und thunlichſt ver— 
wendet werden, daß bie betreffende Zeit mit jener, welche fie im ſtehenden Heere 
allenfalls bereits zugebradht haben, ſechs Jahre beträgt. 

Im Falle ibrer Verwendung zu militärifchen Arbeiten erhalten fie bie 
Löhnung und Verpflegung der Soldaten und unterficehen ben für dieſe erlaffenen 
Disciplinar: und Strafbeftimmungen. 


III. Einreifung in Die bewaffnete Macht. 


1) Stehendes Beer. 


Art. 17. 

Die Wehrpflihtigen find innerhalb der einzelnen Jahrgänge und Erfaß: 
bezirfe nach ber Reihenfolge bes Eintrags in den Ausbebungsliften zur Ableiftung 
ber Dienftpfliht im flehenden Heere und zwar zunädft zur Ergänzung des For: 
mationsjtandes einzureiben. 

Der nah Ergänzung des Formationsſtandes bleibende Reſt it als Erſatz— 
mannſchaft auszuheben. 


Art. 18. 

Nach der Reihenfolge des Eintrages in den Aushebungsliſten iſt jeder 
Heeresabtheilung bie für eine Mobiliſirung nothwendige Erſatzmannſchaft zuzuweiſen. 
(Erſatzmannſchaft I. Claſſe.) 

Die übrigen Wehrpflichtigen bleiben als Erſatzmannſchaft II. Claſſe 
in Liſten und unter Controle des betreffenden Landwehrbezirkscommandos. 

Bei Einberufung ber Erſatzmannſchaften II. Claſſe bat der jüngfte Jahrgang 
zuerft einzutreten. Jene Grfagleute, weldye ihre dreijährige Dienflzeit in der activen 
Armee vollendet haben, ohne daß fie zu den Fahnen berufen wurden, gehören auch 
in der Rejerve und ber Landwehr zur Erſatzmannſchaft. 


2) Landwehr. 


Art. 19. 

Die in bie Landwehr tretenden Rejerviften behalten die Waffengattung bei, 
ber fie im fichenden Heere angehörten, vorbehaltlich einzelner bei einer Mobils 
mahung nothwendigen Ausnahmen. 

Art. 20. 

Die Landwehr : Infanterie wird nad ihren Wobnfigen in Landwehrbataillone 

und Compagnien eingetheilt. Diefelbe wird in Kriegsfällen in befonders formirten 
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— — zur Unterftügung und als Reſerve bes ſtehenden Heeres 
verwendet. 

Die Landwehrmänner der übrigen Waffengattungen ſtehen unter Controle 
der Landwehrbezirkscommandos. 

Im Falle einer Mobilmachung und während des Krieges können die Land— 
webrmänner ſämmtlicher Waffengattungen, die der Infanterie aber nur ausnahms— 
weile und in dringenden Fällen zur Verftärfung und Ergänzung der Abtheilungen 
bes ſtehenden Heeres einberufen werden, Hiebei hat ber jüngite Jahrgang zuerit 
einzutreten. 

rt. 21. 


Die Offiziere der Landwehr werden aus ben biezu befähigten einjährigen 
Freiwilligen und Sandwehrmännern entnommen. Die befoldeten Stämme an Offi— 
zieren, Unteroffizieren und Mannfcaften können im Bedürfnißfalle der activen 
Armee entnommen. 


Art. 22. 

Für die Beihaffung der nöthigen Räumlichkeiten zu Kanzleien und Maga: 
zinen, fowie für Beihaffung und Sicherſtellung der Schießplätze ber Landwehr 
bat die Gemeinde, in der ſich das betreffende —J befindet, aus eigenen 
Mitteln zu ſorgen. — Die Koſten der Einrichtung und der baulichen Unterhaltung 
der Kanzleien, Magazine und Schießplätze trägt das Militärärar. 


IV. Pflichten und Rechte Der Angehörigen Der bewaffneten Madıt. 
1) Dienflidye Verhältniſſe. 


Art. 23. 

Die Angehörigen ber activen Armee einfclieglih ber Erfagmannjchaft find 
auch im Frieden der jederzeitigen Einberufung und Präfenzpflicht unterworfen, jollen 
jedody nur bis nach vollendeter militärifcher Ausbildung, ſowie zu vorübergebender 
Dienftleiftung für Erbaltung der gefeglihen Ordnung präfent gehalten werben. 


Art. 24. 

Die Neferviften Finnen außer dem Falle der Mobilmahung während ihrer 
Refervepflichtigkeit nur zu einer im Ganzen zwei Monate betragenden Webungszeit 
fowie zu vorübergehender Dienftleiftung für Erhaltung ben gefeglidhen Ordnung 
einberufen oder im Dienjte behalten werben, 


Art. 25. 

Die Landwehrmänner können während ihrer Dienftpfliht im Ganzen auf 
einen Monat zu den Truppenübungen des ſtehenden Heeres gezogen werben. 

Für die Landwehrmänner ber Infanterie finden in den Gompagniebezirfen 
jährlich überdies an 4—8 Tagen Fleinere Uebungen ftatt. 

Außer diefen Uecbungszeiten können die Landwehrmänner nur im alle 
einer Mobilmabung und zur vorübergehenden Dienftleiftung für Erhaltung ber 
geſetzlichen Ordnung einberufen oder im Dienfte behalten werben. 

m Falle der Mobilifirung follen die Erfaßmannfcaften der Reſerve und 
Landwehr, je nad Bedarf, ftets mit dem jüngften Jahrgang beginnend, zum Dienfte 
beigezogen werben, — 

rt, 26. 


In jedem Landwehrcompagnies Bezirke finden jährlich zweimal Gontrolver: 
fammlungen ftatt. Hiebei haben fih die Meferviften und Landwehrmänner, fowie 
ſämmtliche Erſatzmannſchaften des betreffenden Bezirkes zu ftellen. 

Die zeitlih in einem anderen als im Bezirke ihre Wohnortes ſich aufhal— 
tenden Erſatzmannſchaften, Rejerviften und Landwehrmänner haben an ben Eontrol: 
verjammlungen, letztere aud an den Fleineren Webungen ber Landwehrmänner ihres 
Nufenthaltsortes Theil zu nehmen. 

Die Landwehrbezirtscommandos Finnen aus Rückſicht auf den öffentlichen 
Dienft oder auf perjönlihe Verhältniſſe einzelne Pflichtige von Eontrolverfamm: 
lungen und Uebungen ausnahmsweije entbinden. 
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Art. 27. 

Die Erfakmannfchaften, Referviften und Landwehrmänner find bei jeber 
Aenderung ihres Wohnortes zur Abmeldung bei dem Landwehrcommando des— 
felben und zur Anmeldung bei dem Landbwehrcommando bes neuen Wohnortes in 
ber Weiſe verpflichtet, daß bie Abmeldung nod vor dem Abgang an den neuen 
Wohnort und die Anmeldung jpäteftens vierzehn Tage nach der Ankunft erfolgt. 

Art. 28. 

Soferne bie zu den Gontrolverfammlungen und Fleineren Uebungen einbe: 
rufenen Pflihtigen von ihrem Aufenthaltsorte dahin und zurüd in einem Tag ge: 
langen fönnen, wird ihnen feine Vergütung geleiftet. 

Andernfalls, fowie für die größeren Uebungen ferner im Falle eines Auf: 
gebotes zur Erhaltung der inneren Sicherheit und während des Kriegsdienftes 
erhalten fie Bezüge aus ber Kriegskaſſe, welde im Berorbnungswege zu be: 
fiimmen find. 


Art. 29, 
Die Ausrüftung und möglichſt einfache Uniformirung ber Landwehr erfolgt 
auf Staatskoften. 


2) Allgemeine bürgerlihe Verhältniſſe. 


Art. 30. 

Wer feiner allgemeinen Wehrpflicht zum Dienfte in ber activen Armee 
noch nicht Genüge geleiftet bat, darf ohne Erlaubniß der Militärbehörde zur Ver: 
— nicht zugelaſſen werben. 

Alle übrigen Wehrpflichtigen find im Frieden an ber Verehelichung nicht 
game: ohne jedoch daraus oder aus ber erlangten Anftellung in einem öffent: 

hen Amte einen Grund zur Entbindung von ihrer Dienfipflicht ableiten zu Fönnen, 


Art. 31. 

Die nicht präfenten Wehrpflicgtigen find den zur Ausübung ber militärischen 
Eontrole erforderlihen Anordnungen unterworfen, jollen übrigens in der Wahl 
ihres Aufenthaltes im In- oder Auslande, in der Ausübung ihres Gewerbes, rüd: 
figtlih ihrer jonfligen bürgerlihen Verhältniffe, ſowie bei Reifen nur denjenigen 
Beſchränkungen unterliegen, welche im gegenwärtigen Geſetze enthalten find. 

Die Angehörigen ber activen Armee mit Ausnahme der Erſatzmannſchaft 
bürjen nur mit militärdienfilicher Bewilligung fi außer Land begeben. 


Art. 32. 
Die Gerichtsbarkeit Über die Angehörigen der activen Armee mit Ausnahme 
ber Erſatzmannſchaft bemißt fi nach den einjchlägigen gefeglihen Beſtimmungen. 
Die Erſatzmannſchaften, Rejervijten und — * ſind in Bezug 
auf militäriſche Verbrechen, Vergehen und Disciplinarübertretungen der Militärs 
gerichtsbarkeit unterworfen. Wegen gemeiner Verbrechen, Vergehen und Webers 
tretungen unterſtehen ſie dieſer Gerichtsbarkeit nur ſo lange ſie mit Eintritt der 
Mobiliſirung zur Dienſtleiſtung präſent ſind. 


3) Anterſtützung und Yenfion. 


Art. 33. 

Bei eingetretener Mobilifirung erhalten bie bebürftigen Familien verhei— 
ratheter Meferviiten und Landwehrmänner vom Tage des Einrüdens zum Dienft 
an, auf Anfuchen eine Unterftügung aus Etaatsmitteln, welche für die Frauen 
auf 4 fl. und für jedes noch im elterlichen Brode ftebende Kind auf 2 fl. monat: 
lich feſtgeſetzt wird. 

Difiziere, Unteroffiziere und Mannſchaſten der Landwehr, welche durch Vers 
wunbung vor dem Feinde oder durch Beihädigung bei ummittelbarer Ausübung 
bes Dienjtes untauglic geworden find, baben hinſichtlich ihrer militärischen Ber: 
forgung gleiche Anſprüche wie die Auvaliden des ftehenden Heeres. Den Wittwen 
und Boaifen ber im Kriege gebliebenen oder an den vor dem Feinde erhaltenen 

Nar, Handbuch ber bayer. Diſtt. Verw. Behörden. III. Aufl, 46 
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Munden verftorbenen Offiziere, Unteroffiziere und Mannſchaften der Landwehr ge: 
bührt biefelbe Unterftügung, wie fie die Wittwen und Waiſen folder Offiziere, 
Unteroffiziere und Mannjchaften bes ſtehenden Heeres anzufprechen haben. 


4) Yerforgung der Unteroffiziere. 
Art. 34. 

Unteroffiziere, welche in ber activen Armee mit Einrechnung einer etwaigen 
Dienftzeit im Kriege als Referviften oder Landwehrmänner während 12 Jahren, 
mworunter mindeſtens 9 Jahre als Unteroffiziere mit entfprehendem Betragen im 
Dienfte präfent waren, erlangen dadurch Anfpruc auf vorzugsweife Berüdfichtigung 
bei Verleihung oder Beftätigung von Aufftellungen im unmittelbaren oder mittel: 
baren jubalternen Sivildienfe 

Hiebei wird die Dienftzeit im Kriege doppelt gerechnet. 

Gleicher Anſpruch gebührt den Gendarmen, welhe 9 Jahre lang in ber 
Gendarmerie mit guter Aufführung gedient haben. 

Die in folder Weile zu ——— Stellen und das Verfahren hiebei wer: 
den durch Verordnung beſtimmt. 


V. Freiwilliger Eintritt und Capitulationen. 


1) Freiwilliger Eintritt, 
Art. 35. 

Jeder Bayer kann, foferne er die zum Kriegsbienft erforderlichen Eigen: 
haften und guten Leumund befigt, auch das 17. Lebensjahr vollendet, das 32, 
aber noch nicht Überfchritten bat, vorbehaltlich der Beftimmungen des Art. 43 freie 
willig auf drei Jahre in die active Armee eintreten. Bei ben Spielleuten genügt 
auc ein geringeres Alter als das von 17 Jahren. 

Minderjährige können nur mit Zuftimmung ihrer Eltern oder Vormünder 
freiwillig eintreten. 


* 


Art. 36. 

Junge Leute von nachgewiefener höherer Bildung, die ſich vor der Loofung 
ihres Jahrganges (Art. 7 und 8) als freiwillige anmelden und ſich aus eigenen 
Mitteln verpflegen und Heiden, find auf Verlangen nach einjähriger Dienftzeit in 
die Reſerve zu verfegen, aus welder fie nad; weiterer breijähriger Dienftzeit in 
bie Landwehr übergeben. 

Die zum einjährigen Heeresbienite als Freiwillige Zugelaffenen dürfen im 
Frieden ihren Dienftantritt bis zum 1. October des Jahres ausfegen, in welchem 
fie das 24., falls fie Gandidaten der Mebicin oder ber Thierheilfunde find, das 
25. Lebensjahr vollenden. 

Bei den berittenen Truppen haben ſolche Freiwillige auch für den Unterhalt 
bes Pferdes zu forgen. 2 ä 

Art. 37. 


Mittellofe junge Leute, welche eine befondere Befähigung nachweiſen, wer: 
ben unter den fonftigen geſetzlichen Vorausfegungen zum einjährigen Freiwilligen: 
bienfte mit regulativmäßiger Geld: und Naturalverpflegung aufgenommen. 


Art. 38. 

Den einjährigen Freiwilligendienft fönnen Gandidaten ber Mebdicin in Militär 
fpitälern, Gandidaten der Thierheiltunde als veterinärärztlihe Practifanten ableiften, 
foferne fie die genügende Befähigung hiezu nachweifen. 

Während ihrer Dienfizeit in ber Neferve und Landwehr find fie im Falle 
ber Mobilmahung der Einberufung als Militärärzte und Veterinärärzte bei ber 
bewaffneten Macht unterworfen, 

Art. 39. 


‚ Der Eintritt Freiwilliger erfolgt, vorbehaltlich der Beftimmungen bes Art. 42, 
auf einfache Anmeldung bei der von ihnen gewählten Heeresabtheilung unter Vor: 
lage der erforderlichen Zeugniffe. 
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Art. 40. 
Wer gemäß Art. 36 ober 37 als Freiwilliger eintreten will, hat den Nach— 
weis über bie genofjene höhere Bildung zu liefern. 
Der Nahweis fannı geliefert werben: 
1) dur Abfolutorialzeugniß eines humaniſtiſchen ober —— 
2 durch Schlußzeugniß der Centralthierarzneiſchule, der andwirthſchaftlichen 
Gentralfchule Weihenſtephan, der Maſchinenbauſchule in Augsburg; 

3) durch Austrittszeugniß eines Schullehrerjeminars ; 

4) burd ein nad Abfolvirung von drei Curſen der f. Gewerbs-, Landwirth: 
ſchaſts- und Handelsſchulen ausgeſtelltes Maturitätzeugniß; 

5) durch ein Jahresſchlußzeugniß über den regelmäßigen Beſuch der IL Claſſe 
eines Gymnaſiums oder Realgynmaſiums und die hiedurch erlangte Be— 
fähigung zum Aufrücken in die nächſt höhere Claſſe; 

6) durch Zeugniſſe über Erfüllung der Vorbedingungen zur Immatrikulation 
an einer Landesuniverſität als Candidat der Pharmacie. 

Neuerrichtete ſtaatliche Schulanſtalten können bezüglich der Wirkung ihrer 

Schlußzeugniſſe den Voraufgeführten durch k. Verordnung gleichgeſtellt werden. 
Art. 4. 

Können Zeugniffe ber in Art. 40 bezeichneten Art nicht vorgelegt werben, 
fo ift ber Nachweis höherer Bildung durch cine Prüfung mit Rüdfict auf bie 
Berufsausbildung des zu Prüfenden zu liefern. 

Die Beftimmungen über die Zufammenjegung und bie Aufgabe der Prüfungs: 
commiffion erfolgen im Berorbnungswege. 

In jedem Kreife fol mindejtens in einer größeren Stadt eine foldhe Prü— 
fungscommiffion errichtet werben. — 

tt. 42, 


Der freiwillig Eintretende bat vorbehaltlich feiner Tauglichkeit die Wahl ber 
BWaffengattungen und des Truppentheils, bei einjährigen Freiwilligen jedoch die bes 
legteren nur infoferne, als durch feinen Eintritt bie Bei einem Truppentbeile durch 
bie Militärbehörde feſtgeſetzte Marimalzahl von einjährigen Freiwilligen nicht übers 
ſchritten wird. 

In Städten, woſelbſt ſich eine Univerfität oder eine berfelben gleichitehenbe 
böhere Lehranftalt befinden, find die gemäß Art. 36 oder 37 als freiwillige ein= 
tretenden Studirenden im Falle ihrer Zauglicykeit für die treffende Waffengattung 
unbeihränft aufzunehmen. 


2) Eapitulation. 


Art. 43. 

Wer nad Ablauf der gefeglihen Dienftzeit in ber activen Armee in ber: 
felben fortdienen oder wieber in biefelbe eintreten will, fann von dem betreffenden 
Truppenabtheilungs : SGommando als Gapitulant aufgenommen werden. Die Ca— 
pitulation kann nur auf ein Jahr abgejcylofjen, aber von Jahr zu Jahr erneuert 
werden. 

Die in der activen Armee zurückgelegte Capitulationszeit wird an der Re— 
ſerve- und Landwehrpflicht des Capitulanten gutgerechnet. 


VI. Verfahren bei Ergänzung der activen Armee. 


1) Ergänzungs= und Erſabtzbezirke. 


Art. 44. 
Das Königreich wird in jo viele, nadı Berwaltungsbezirken abgegrenzte Er: 
gänzungsbezirfe eingetheilt, als Yandwehrbataillene bejtchen, 
Jedem Ergänzungsbezirfe fteht der Stabsoffizier vor, dem das Landwehr— 
bezirfscommando übertragen ift. 
Innerhalb des Ergänzungsbezirfes bildet jeder Verwwaltungsbezirk und jede 
unmittelbare Stadt einen felbititändigen Erſatzbezirk. 


46 * 
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2) Yorverfahren. 


Art. 45. 

Alle mit bem 1. Januar eines Jahres wehrpflihtig gewordenen Jünglinge 
find verpflichtet, fih vor bem darauf folgenden 15. Januar bei der Gemeinde: 
bebörbe ihrer Heimat oder ihres Aufenthaltsorts, falls fie fih im Auslande befin- 
ben, bei erjterer perjönlich oder fchriftlicd oder durch Stellvertreter, welche biezu 
einer befonderen Vollmacht nicht bedürfen, anzumelden. 

Alzährlich bis zum 1. Febr. ift ſodann von jeder Gemeindebehörde eine Urlifte 

1) ber in ber Gemeinde Heimatberedtigten, 

2) ber bortfelbft ohne Heimatberedhtigung im Aufenthalte befindlichen Zünglinge 
anzufertigen, welche in bemfelben Jahre das 21. Lebensjahr vollenden ober 
ber nachträglihen Einreihung unterliegen. 

Bereits früher erfolgter Eintritt in die active Armee, Befreiungs: ober Un: 
würbigfeitsgründe find biebei befonders zu bemerken, 

Art. 46, 

Zwifchen dem 1. und 15. Januar hat jeder Pflichtige bei Vermeidung bes 
Ausihluffes feine etwaigen Anfprüche auf gänzliche oder zeitweife Befreiung von 
ber Webrpfliht oder auf einfiweilige Ausfegung feiner Einreihung bei der Ge: 
meindebehörde auzumelden und bie zur Begründung feines Anfpruches erforder 
lichen Nachweiſe jo weit möglich vorzulegen. 

Art. 47. 

Die von ber Gemeinbebehörbe hergeftellte Lifte wird vom 1. bis 15. Febr. 
in ber Gemeinde zur Einficht öffentlich —— Einſprüche gegen ihre Richtigkeit 
oder Vollſtändigkelt müſſen innerhalb dieſer Zeit bei der Gemeindebehörde ange— 
meldet werden. 

Ueber die Anmeldung iſt Protokoll zu errichten. 

Das Recht des Einſpruchs ſteht Jedermann zu. 

Art. 48. 

Am 20. Febr. werden die von den Gemeindebehörden hergeſtellten Urliſten 
bei der Verwaltungsbehörde vorgelegt. 

Dieſe hat: 

1) vorgefundene Unrichtigkeiten zu berichtigen; 

2) die Bemerkungen über freiwilligen Eintritt, Anſprüche auf Ausſetzung der 
Einreihung, Befreiungs- und Unwürdigkeitsgründe zu vervollſtändigen, und 
die in Bezug auf ſolche Verhältniſſe noch erforderlichen Nachweiſe zu erholen; 

3) die erhobenen Einſprüche (Art. 47) zu beſcheiden; 

4) ſämmtliche Urliſten in einer Venctane zu — und 

5) die auf den Urliſten befindlichen außerhalb des Bezirks Heimatsberechtigten 
den zuſtändigen Behörden zu überweiſen. 

Die auf die Einſprüche gegen die Urliſten ergangenen Beſcheide find Fänge 
ftens bis zum 15. März den Betheiligten zu Protofoll zu eröffnen. 

Lepteren ficht die fpäteflens am Tage nad Eröffnung bes Beſcheides bei 
ber PVerwaltungsbehörde zn Protofol auszuführende Berufung an bie k. Kreis— 
—— Kammer des Innern, zu, welche hierüber binnen einer Friſt von 8 
Tagen Beſchluß zu faſſen hat. 


3) Erfakcommiffion. 


Art. 49. 
Das Erſatzgeſchäft wird in jedem Erſatzbezirke von einer Erſatzcommiſſion 
ausgeführt. 
Dieſe beftebt: 
1) aus dem Gommandanten bes Ergänzungsbezirfes als Vorfigenden und zwei 
Dffizieren anderer Waffengattungen; 
2) aus dem Borftande des Berwaltungsbezirfes (in unmittelbaren Städten dem 
Bürgermeijter) oder bejjen Stellvertreter; 
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3) aus fünf bürgerlichen Beiſitzern, welche vom Diftriftsrathe auf je 3 Jahre 
gewählt werben; 
4) aus dem Bezirfsarzte oder einem ftatt feiner beigezogenen äffentlihen ober 
_ praftiichen Arzte; 
5) aus zwei hiezu commanbdirten Militärärzten, 


Art. 50. 

Die bürgerlichen Mitglieder der Erfagcommiffion bürfen nicht mehr wehr: 
pflichtig fein und müſſen in einer Gemeinde des Bezirkes das Bürgerredht haben, 
Die Wahl kann nur unter denſelben Borausjegungen wie die zu Gemeindeämtern 
abgelehnt werben, 

Für Verbinderungsfälle find fünf gleich geeigenfchaftete Erſatzleute zu wählen. 

Beftehen in einem Berwaltungszbirfe mehrere Diftriftsräthe, fo theilt fich 
bie Wahl unter benjelben. 

In unmittelbaren Etäbten tritt an bie Stelle bes Diftriftsrathes das Col— 
legium der Gemeindebevollmächtigten. 

Bei Einberufung der Erfagmänner ift möglihft barauf Nüdficht zu nehmen, 
baß jeder Diftrift vertreten fei. 

Die bürgerlichen Mitglieder ber Erfagcommiffion können eine Reifeentichä- 
digung aus Diftriftsfonds beanſpruchen. 


4) Erfahgefhäft. 
Art. 51. 

Im Laufe bes April hat der Gommandant bes Ergänzungsbezirfes den Ge: 
Ihäftsplan für das Erſatzgeſchäft im Einverftändniffe mit den Vorftänden ber Ver: 
waltungsbezirfe zu entwerfen, die Situngstage feitzuftellen und fie ben Vorſtänden 
ber Verwaltungsbezirke zur Veröffentlichung befannt zu geben, 


Art. 52. 

Die Sitzungen ber Erfakcommiffion finden am Site ber VBerwaltungsbe: 
hörde, beren Angebörige zur Einreihung fommen oder im Bedürfnißfalle an einem 
anderen Orte des Bezirkes ftatt. 

Die Verhandlungen find mit Ausnahme ber Vifitationen öffentlich unb münd— 
lich. Ueber diefelben wird durch einen Bedienfteten der Berwaltungsbehörde Protokoll 
errichtet. Die erwachfenen Acten werben bei ber Berwaltungsbehörbe aufbewahrt. 


Art. 53. 

Zu ben Sikungen ber Erfaßcommiffion werben bie Wehrpflichtigen mit 
Ausnahme der freiwillig Zugegangenen fowohl im Allgemeinen durh Ginrüdung 
in ein öffentliches Blatt und Änſchlag in ſämmtlichen Gemeinden des Bezirks als 
auch Jeder befonders durch feine Gemeindebehörde unter Androhung ber gejeglichen 
Folgen mindeftens 14 Tage vor ber Situng vorgeladen. 

Hat ein Wehrpflicgtiger die perfönlihe Ladung nicht erhalten, fo ift er da— 
durch nicht entfchuldigt. Er 

tt, 54, 


Das Erſatzgeſchäft befteht: 
1) in ber Beiheidung ber gemäß Art. 46 angemeldeten Anſprüche; 
2) in ber Feſtſtellung ber Besirfstifte burh Etreihung ber Unmürbdigen, ber 
Freiwilligen und der gänzlich oder nad Art. 8 oder 12 zur Zeit Befreiten; 
3) in ber Unterfudung ber auf ber Bezirkslifte Verbliebenen in Bezug au 
Dienfttauglichfeit im Allgemeinen und für bie verfchiedenen Waffengattungen, 
und in ber Beihlußfaffung hierüber; 
4) in ber Loofung. 
Art, 55, 


Die in ber Commiffion befindlichen Aerzte haben nur bei ben auf Art. 54 
Ziff. 3 ng lihen Beratbungsgegenftänden mitzuftimmen, 
Bei Stimmengleichheit entjcheidet bie Stimme des Vorſitzenden. 


726 Milttärangelegenheiten. 


Die gefaßten Beſchlüſſe werden ben Betheifigten fofort zu Protokoll eröffnet. 
Diefe haben bei Beichlüffen ber im Art. 54 Ziff. 1 bezeichneten Art das Recht 
ber Berufung. Die Berufung ift binnen einer ausſchließenden Frift von 8 Tagen 
nad) ber Eröffnung bes Beichluffes bei der Verwaltungsbehörde zu Protokoll ans 
zubringen und wird von ber betreffenden Kreisregierung, Kammer bes Innern, in 
collegialer Berathung beſchieden. Sie bat feine auffchiebende Wirfung, 


Art. 56. 
Die untauglih Befundenen werden von ber Lifte geftrichen, 
Art. 57. 
Wird ein Pflichtiger wegen noch unentjchiebener Tauglichkeit zurüdgefiellt 
(Art. 14), fo ift er auf ber Lifte feines Jahrganges zu ſtreichen. 


Art. 58. 

Scwohl bie zeitweife Befreiten als die Zurüdgeftellten werben für bie Lifte 
bes nächſten Jahrganges vorgemerkt. 

In gleicher Weife werben diejenigen, deren Einreihung auf Grund ber Be 
fiimmungen des Art. 8 ausgefegt bleibt, für denjenigen Jahrgang vorgemerkt, mit 
welchem fie in bie Armee einzutreten haben. 

Die in Abf. 1 bezeichneten Perjonen find nur infoferne für ben nächſten 
Jahrgang vorzumerken, als fie nicht am 1. Januar bes betreffenden Jahres bas 
24., in ben Fällen ber Ziff, 1 und 2 bes Art. 12 aber das 25, Lebensjahr bereits 
vollendet haben, 

Art. 59. 


Als entſchuldigt gelten nur folche —— von welchen nachgewieſen 
wird, daß fie in Folge von Krankheit ober eines anderen Hinderniſſes wegen vor 
ber Erſatzcommiſſion nicht ericheinen konnten, 
Die Entihuldigung hat nur bie Wirkung ber Befreiung von ber Strafe 
bes Ungehorſams. — 
rt. 60. 


Wehrpflichtige, welche nicht perfönlih vor ber Erfaßcommiffton erſchienen 
find, werben und zwar ohne Nüdjicht auf die Entihuldigung als tauglich bebanbelt, 
infoferne nicht neben der Entihuldigung zugleich augenfällige gänzliche Untaugliche 
feit nachgewiefen wird, Dieſer Nachweis kann nur durch das Zeugniß zweier 
Herzte, deren einer ein Öffentlicher fein muß, und ber betreffenden Gemeindebehörde 
geliefert werben. Hr 

Art. 61, 


' Ueber die Tauglichkeit eines ohne vorgängige Unterfuchung eingereibten 
Pflichtigen entfcheibet die Militärbehörde. 

Findet diefelbe die einftweilige Zurüditelung zur nächſten Aushebung veran- 
laßt, jo giebt fie bievon durch bas bezügliche Landwehrbezirtscommanbo ber Ber: 
waltungsbehörde bes Betheiligten Kenntniß. 

Art. 62. 

Befindet fih ein Pflichtiger zur Zeit bes Erſatzgeſchäftes in ſtrafrechtlicher 
Unterfuhung, jo wirb er vorläufig als würdig behandelt, zum Waffenbienfte aber 
nicht beigezogen, bis über feine Würdigkeit entſchieden ift. 

Urt. 63. 

Die nad dem in ben vorfichenden Artikeln angeorbneten Verfahren auf ber 
Bezirkslite verbliebenen Webrpflichtigen, die Abwefenden durch Stellvertretung, 
nehmen vor der Erfagcommiilton die Loofung vor, 

Sie werben nad) ber Orbnung bes Loofes in einer Aushebungslifte verzeichnet. 

Eine Vertaufhung ber Loosnummern ift unftatthaft. 


5) Dertheilung und Ginreihung der Wehrpfiidtigen. 


Art. 64. 
Dur ben Landwehr-Bezirkscommandanten wird bie Zahl ber in den Aus: 
bebungsliften verzeichneten Wehrpflichtigen und ihre Qualification für bie verfchies 
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benen Waflengattungen bem Kriegsminifterium zur Anzeige gebracht. Dieſes läßt 
nah Ordnung des Eintrags in den Aushebungsliften die Wehrpflichtigen der ver: 
ſchiedenen Aushebungsbezirfe an bie treffenden Heeresabtheilungen zur Ergänzung 
auf ben Formationsitand vertbeilen. 

Bei diefer Vertheilung ift einerjeits ber bei den einzelnen Heeresabtbeilungen 
beftehende Abgang, andererfeits bie Zahl ber auf ben Aushebungslijten befindlichen 
Wehrpflihtigen als Verhältnißzahl ie zu legen. 

rt. 69. 


Das Kriegsminifterium bat bie Ergänzung fo zu ordnen, daß bie Dienft- 
pflichtigen möglihft in die ihrer Heimat zunächſt garnifonivende Heeresabiheilung 
eingereibt werden. — 

rt. 


Die auf den Aushebungsliſten eingetragenen Wehrpflichtigen werben bei 
ihrer Heeresabtheilung verpflichtet. 

Alle am 1. October bes betreffenden Jahres noch nicht Einberufenen haben 
fih an biefem Tage bei dem Lanbmwehrbezirfscommando ihres Heimatbezirts zur 
Verpflichtung einzufinden. 

Die Verpflichtung derjenigen, der Waffenehre nicht unwürdigen Pflichtigen, 
welche fi in Haft befinden, ober in einer Polizeianftalt verwahrt find, iſt erſt dann 
vorzunehmen, wenn biefelben aus ber Haft oder dem Verwahrungsorte entlaffen find. 

Der abgelegte Dienfteid bleibt wirfiam, jo lange der Dienftpflichtige der be: 
waffneten Macht angehört. 


Art. 67. 

Die Beſtimmung des Zeitpunktes, bis zu welchem die den Heeresabtheilungen 
zur Ergänzung ihres Formationsſtandes zugewieſenen Wehrpflichtigen bei denſelben 
einzurüden haben, bleibt dem Kriegsminiſterium vorbehalten. 

Mit dem nah Ergänzung des Formationsftandes bleibenden Reſte wird 
nad Art. 17 unb 18 bes Gelehes verfahren. 

A 


rt. 68. 
In befonders dringenden Fällen bleibt es ber Staatsregierung vorbehalten, 
bie für das Erſatzgeſchäft im Gefepe beflimmten Termine vorzurüden, 


YoL Entlafung. 


Art. 69. 

Wer als Angehöriger ber bewaffneten Macht feine Dienftzeit in berfelben 
beenbigt bat, oder noch vor Ablauf feiner Dienfizeit auf Grund der Untauglichkeit 
ober einer befondern geſetzlichen Beſtimmung vom weiteren Dienjte befreit wird, 
fol alsbald durd Austellung eines förmlihen Abjchiedes aus bem militärischen 
Verbande entlaffen werben. 


Art. 70. 
Wer feiner Dienftpfliht in ber activen Armee Genüge geleiftet hat, kann 
hierüber Urkunde verlangen. 


Art, 71. 

Wehrpflichtige, welche fih ber Ehre ber Waffen unwürdig gemacht haben, 
werben unverzüglich nach eingetretener Mechtsfraft des Straferfenntnifies aus ber 
bewaffneten Macht entfernt, und erhalten vorbehaltlich der Beftimmung des Art. 16 
Abf. II. ftatt des Abfchiebes einen Entlaßſchein, in welchem die Urſache der Ent: 
fernung ausgedrüdt fein muß. 

Der Entlaßichein ift, je nachdem ber Wehrpflichtige ſchon eingereiht war ober 
nicht, von bem betreffenden — > von der Erjakcommiffion zu ertbeilen, 

tt, 

Die untauglich Befundenen erhalten von ber Erfakcommiffion im Falle des 
Art. 61 von bem Megimente, bei bem fie ara eingereibt waren, einen Freiſchein. 

tt. 73. 


Keinem Wehrpflichtigen ift von dem Zeitpunfte bes Beginnes feiner Wehr: 
pflit (Art. 7) an die Auswanderung geftattet, bevor er entweder in bie active 
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Armee einſchließlich der Erſatzmannſchaft eingereiht, oder feine Befreiung von ber 
Wehrpflicht endgiltig feftgeftellt ift. 

Die Angehörigen der activen Armee einſchließlich der Erfagmannfchaft, dann 
bie nach Art. 16 zu militäriihen Arbeiten in Bereitſchaft gehaltenen unwürdigen 
Wehrpflichtigen dürfen nur mit militärdienfiliher Bewilligung auswandern. 

Die Referviften und Landwehrmänner find an der Auswanderung nicht 


ebinbert. 
as Art. 74. 


Im Falle des Kriegs und bei beftehender Kriegsgefahr kann bie Auswan— 
berung von Angehörigen der bewaffneten Macht oder einzelner Kategorien derjelben 
durch allerhöchſte Entſchließung a — 

rt. 75. 


Bei drobendem oder ausgebrohenem Kriege kann durch allerhöchſte Ent: 
ſchließung bie Entlaffung aus ben einzelnen Kategorien ber bewaffneten Macht 
eingeftellt werben. 

Werden jeboch während biefer Zeit Entlaffungen zuläffig, jo follen biejelben 
vor Allem bei der am längjten dienenden Altersflaffe eintreten. 

Längftens ſechs Wochen nad geſchloſſenem Frieden müſſen ſämmtliche Wehr: 
pflichtige in die ihnen geſetzmäßig zuftehende Kategorie ber bewaffneten Macht über 
wiefen oder beabjhiebet fein. 


VIII, Strafbeftimmungen. 


1) Angehorſam. 


Art. 76. 

Mebrpflichtige, melde der in Art. 45 Abſ. 1 feſtgeſetzten Anmelbepflicht 
nicht nachfommen, unterliegen einer Strafe bis zu 10 fl. 

MWehrpflichtige, welche bei dem Grfaggefchäfte ihres Jahrganges ohne ges 
nügende Entſchuldigung (Art. 59) ausbleiben, oder fih vor Beendigung des 
Erſatzgeſchäftes eigenmächtig entfernen, desgleihen Wehrpflihtige, welche ohne 
genügenden Grund bei ihrer nad Art. 66 von dem Landwehrbezirfscommando 
vorzunehmenden Verpflichtung nicht ericheinen, werden wegen Ungehorfams an 
Geld bis zu 150 fl. oder mit Arreit bis zu 42 Tagen beftraft. 


2) Widerfpenftigkeit. \ 


Art. 77. 

Mebrpflichtige, welche, nachdem fie als tauglih auf die Aushebungslifte 
gefeßt wurden, fi weder an dem in der Ginberufungsordbre beftimmten Tage, 
nod) in den nachfolgenden acht Tagen bei ihrer Heeresabtheilung einfinden, werben 
an Geld bis zu 1000 fl. oder mit Gefängniß bis zu einem Jahre beftraft. Beide 
Etrafarten fünnen audp verbunden werben, 

Gleicher Etrafe unterliegen freiwillige, welche, nachdem fie ihren Gintritt 
angemeldet haben, weder an bem zu ihrer Verpflichtung beftimmten Tage, nod 
innerhalb der nächſten acht Tage, bei ihrer Abtbeilung fi einfinden. 

Außerdem find die in Abf. 1 und 2 bezeichneten Wehrpflicytigen im alle 
Betretens fofort nah Mafgabe ihrer Tauglichkeit nicht nur auf die volle gefegliche 
Dienftzeit einzureiben, fondern es ift biebei Überdies jedes verfäumte Jahr, in 
welchem die bewaflnete Macht oder ein einzelner Theil derfelben vor dem Feinde 
ftand, durch zwei Dienftjahre in der activen Armee zu erfegen, 


3) Selbfiverflümmlung und Entziehung von der Wehrpflicht, 


Art. 78. 
MWebrpflichtige, welche, um fidh der — zu entziehen, Verletzungen 
oder Krankheiten ihres Körpers verurſachen, oder welche ſich in derſelben Abſicht 
den Anſchein geben, als litten ſie an einer geiſtigen oder körperlichen Krankheit, 
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ober welche verfälichte Belege beibringen, werben mit ig ha bis zu einem 
Sabre oder an Geld bis zu taufend Gulden beftraft. Auch Fönnen beide Straf: . 
arten verbunden werben. Die Ginreibung folder Perfonen zu denjenigen milis 
tärifchen Dienftleiftungen, zu welden fie noch tauglich find, bleibt rien. 

Die Simulation der Untauglichkeit ift ftraflos, wenn ber Webrpflichtige fie 
vor ber Entbedung zugeſteht, fo lange die Erfaßcommiffion feines Bezirkes, im 
Falle des Art. 61 die Unterfuhungscommiffion, noch verfammelt ift. 


4) Gemeinfame Beftimmungen. 


Art. 79. 

Auf die in dem Art. 76 bis 78 bezeichneten ftrafbaren Handlungen finden 
bie allgemeinen Beſtimmungen bes Strafgefegbuhes Anwendung. 

Bei dem Ungehorſam und der Widerſpenſtigkeit ift auch bie fahrläffige 
Berübung ftrafbar und der Mangel des Vorfages nur bei der Strafzumefjung zu 
berüdfichtigen. 

Die Umwandlung ber Geldfirafen in Arreſt- ober Gefängnißftrafen nad) 
Art. 27 des GStrafgefegbuches ift fofort in bem auf bie Geldftrafe erfennenden 
eriten Urtheile eventuell auszuſprechen. 

Art 


Den Ungebhorfamen unb Wibderfpenftigen ftebt ber Nachweis, daß es ihnen 
unmöglih war, ſich rechtzeitig zu — En im Strafverfahren frei. 
rt. 81. 


Die Einfreitungen wegen ber in Art. 76 bis 78 bezeichneten ftrafbaren 
Handlungen veranlaßt die Verwaltungs: oder Militärbehörde durch Mittheilung 
ihr zu Gebote flehenden Behelfe an ben Staatsanwalt bes zuſtändigen 

erichtes. 

Die Aburtheilung erfolgt durch diejenigen bürgerlichen Gerichte, in beren 
Bezirken bie betreffenden Angehgulbigten heimatberechtigt find. 

Zu dieſem Zwede find Pflichtige, deren Aufenthalt unbefannt if, und 
landesabweſende Pflihtige — letztere auch, wenn ihr Aufenthaltsort im Auslande 
befannt iſt, — in ihrer Heimatsgemeinde ohne Geitattung von Aufagfriften 
(Art. 309 der Strafprogehnovelle vom 10. November 1848) vorzuladen und ift 
ihnen von Amtswegen ein Vertheidiger zu bejtellen. 

Diefem ſteht das Rechtsmittel der Berufung und ber Nichtigkeitsbefchwerbe offen. 

Gegen Definitiv: Erfenntniffe fteht den in Abweſenheit Verurtheilten das 
Rechtsmittel des Einfpruchs fo lange zu, als deren Wehrpflicht dauert. 

Im Uebrigen richtet fih das Verfahren nad ben gejeglichen Vorſchriften 
über das Verfahren in Strafjahen. 


IX. Koſten. 


Art. 82. 

bezüglichen DVerrihtungen und Verhandlungen 
ebühr noch einer Taxe. 

Beuguiffe find von Amtswegen unentgeltlih aus— 


Alle auf bie | 

—— weder einer Stempe 

uch die hiezu nöthigen 
zuſtellen. 

Auf die Verhandlungen wegen Vergehen und Uebertretungen gegen die 
Pflicht zur Dienſtleiſtung in ber bewaffneten Macht find die Stempel: und Zar: 
vorſchriflten anzuwenden, — 

rt. 


Die Militärentlaß- und Freiſcheine (Art, 71 und 72) unterliegen einem 
Stempel von 10 fl., aber feiner Taxe. 

Im Falle nachgewiefener Mittellofigkeit der Betheiligten ift von Anwendung 
bes Stempels Umgang zu nehmen. 

Ferner foll denjenigen Wehrpflichtigen, welche in bie Erſatzmannſchaft ein— 
geftellt und zum Dienfte nicht einberufen werben, den gänzlich oder theilweife von 
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ber Wehrpflicht Befreiten, ferner denjenigen, welche wegen einer bie Erwerbsfähig⸗ 
feit nicht aufbebenden Untauglichkeit und benjenigen, welche wegen Unwürdigkeit 
ihrer Wehrpflicht nicht nachfonmen, ein Beitrag zur Staatsfaffe auferlegt werden. 

Die Größe, Erhebung und Verwendung biefes Beitrags fol durch ein be 
fonderes Gejeß geregelt werben. 


X. Schlußbeſtimmungen. 


Art. 84. 


Wehrpflichtige der Altereflaffen 1845 und 1846 können unter ben in Art. 36 
und folg. bezeichneten Borausfeßungen bie bafelbit beftimmten Bortheile beanfpruchen, 
ohne daß ihnen biebei die ftattgehabte Loofung und die bereits vollgogene Eins 
reihung in bie active Armee entgegenftichen. Sie haben fich jebodh ig. bei 
Bermeidung des Ausſchluſſes bis zu dem von ber k. Staatsregierung beftimmt 
werbenden Zermine anzumelden. 


Art. 85, 

Die vor ber Verkündung biefes Geſetzes durch Verpflichtung bes Einftehers 
bereits vollzogenen Einftandsverträge bleiben mit den daraus nah bem Heerergäns 
zungsgefege von 15. Auguft 1828 ſich ergebenden Folgen bis zum Ablaufe ber 
Einfandszeit in Kraft. 

Die Einfteher haben ihre volle Einftandszeit in ber activen Armee ober in 
ber Gendarmerie abzubienen, und treten ſodann in bie Landwehr, in welcher fie 
bis zum vollendeten 32. Lebensjahr zu verbleiben haben. 

Die Einfteller bleiben vom Dienfte im fiebenden Heere befreit, haben aber, 
wenn fie am 1. Januar 1868 das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, auf 
5 Jahre in ber Landwehr zu dienen und find in biefe fofort einzureihen. 

Einfteler ber Altersflaffe 1845 und der Älteren Altersflaffen, welche bei 
Berfündung bes gegenwärtigen Gejeges bereits bie Anjäffigfeit erlangt haben, find 
vom Landwehrbienfte befreit. 


Art. 86. 
neß — ber Beſtimmung bes Art, 85 treten mit Aushebung ber Alters⸗ 
aſſe 1846 
1) in die Reſerve bie zur Zeit im ber Armee dienenden Wehrpflictigen ber 
Altersflaffen 1841 bis 1843 einfhlüffig, 
2) in bie Landwehr bie in ber Armee dienenden Wehrpflichtigen ber Altersffaffe 
1840, fowie die beabfchiedeten und bei Verlündung des gegenwärtigen Ges 
ſetzes nod nicht anfäffig gewordenen Wehrpflichtigen ber Altersklaſſe 1836 
bis 1839 einſchlüſſig. . 

Die Wehrpflictigen ber AltersHafje 1845, welche wegen hoher Loosnummer 
ober wegen Zurüdftellung nicht eingereiht worben find, zählen zur Erſatzmannſchaft 
ber activen Armee, bis ihre Altersflaffe in die Reſerve tritt. 

Die Wehrpflictigen ber Altersflaffen 1836 bis 1844 einfhlüffig, welche 
wegen hoher Loosnummer oder Zurüditellung nicht zur Ginreihung gelangt und 
bei Verfündung bed gegenwärtigen Geſetzes noch nicht anfälfig geworben find, 
treten in die Erſatzmannſchaft ber Landwehr. 

Der Uebertritt ber Altersflaffen 1844 und 1845 in bie Meferve richtet fi 
nad ben allgemeinen Beflimmungen bes gegenwärtigen Gefeßes, 


Art. 87. 

Bei ben berittenen Truppen find bie Angehörigen ber Altersflafien 1845 
bis 1847 einfhlüffig vier Jahre, die der Nitersflafien 1842 bis 1844 einfchlüffig 
fünf Jahre in der activen Armee zu dienen verpflichtet. 

Dagegen wird ihnen bie längere Dienftzeit an ber in der Reſerve abgerech⸗ 
net und fommen ihnen die in Art. 6 ausgefprochenen Erleichterungen ihrer Lands 
wehrpflicht zu. 
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Art. 88, 

Gautionen, welche zum Zwecke ber Anſäſſigmachung ober Verehelichung 
ober aus fonftigen Gründen behufs Sicherung der Erfüllung der Militärpflicht ges 
leiftet wurden, werden zurüdgegeben, wenn ber Gautiongjteller jeine Wehrpflicht 
perfönlich erfüllt. 

Andernfall® wird der Militärbebörde der Betrag von 800 fl. zur Stellung 
eines Erfagmannes auf die Dauer ber Dienftpflicht im ſtehenden Heere überwiefen, 
ber Reft ber Gaution aber zurüdgegeben, 

In biefem Falle unterliegen Einfteher und Einfteler ben Beflimmungen 
bes Art. 85. — 

Art. 89. 


Einſtandskapitalien, welche nach $ 583 Abſ. 2 des Heerergänzungsgeſetzes 
vom 15. Auguſt 1828 ober wegen Deſertion bes betreffenden Einftehers zur 
Stellung eines Erfagmannes zu verwenden waren, biefer Beftimmung aber bis 
ur Verfündung bes gegenwärtigen Geſetzes nicht zugewendet find, fallen fammt 
Binfen nah Dedung ber militär=ärarialifhen Anſprüche ber Staatsfaffe anheim. 

Gleicher Beftimmung unterliegen au bie Einftandsfapitalien ber nah dem 
ar Zeitpunkte zum Waffendienfte unwürdig werdenden oder bejertirenben 

niteber. 
Art. 90. 


Das mit Beſchlag belegte Vermögen eines —— ober Deſerteurs 
iſt nah Dedung ber Strafen, Koſten und Schadenserſatzanſprüche an bie Berech— 
tigten herauszugeben. 


Art. 91. 
Bis zum Erlaffe eines Militärftrafgefegbuches fol folgende Beftimmung 
Geltung baben: 

Rn ein Angehöriger ber bewaffneten Macht von den DMilitärgerichten wegen 
Defertion rehtsfräftig verurtheilt, jo follen biejenigen Perſonen vom Eivil 
ftanbe, weldhe ihm zu ber als Defertion befiraften That als Theilnehmer 
(Art. 54 bes St.G. B.) Behilfe Teifteten, mit Gefängniß bis zu 5 Jahren 
ober an Geld bis zu 1000 fl. beftraft werben, Beide Strafarten fünnen 
aud verbunden werben. 

Begünftiger find an Geld bis zu 500 fl. zu beſtrafen. Auf Theilnehmer 
fowohl als auf Begünftiger ber Defertion finden bie allgemeinen Beftim: 
mungen bes Strafgeſetzbuches —— 

Zur Aburtheilung iſt das Gericht der Sr Wein That, und falls diefe im 

Auslande begangen mwurbe, dasjenige Gericht znftändig, welches ben Schuldigen 


ergreift. 
greift Art, 92. 


Ungehorfam und Wiberfpenftigfeit gegen bie Beflimmungen bes Heerergäns 
zungsgefeßes vom 15. Auguft 1828, welde erſt nach Verkündigung bes gegens 
wärtigen Gefeßes zur Aburtheilung fommen, find nad Vorfchrift bes Geſetzes vom 
15. Auguft 1828 zu beftrafen. 

er Wiberfpenftige ift auf Betreten nah Mafgabe ber Bellimmungen bes 
$ 70 des Geſetzes vom 15. Auguft 1828 in die Armee einzureiben, bie Stellung 
eines Erfagmannes für denſelben und bie Beihlagnabme feines Vermögens haben 
aber zu unterbleiben. 

Den nah den Beflimmungen bes Gejches vom 15. Auguft 1828 Abgeur: 
theilten fteht die Reftitution offen ($ 84 des Gejekes vom 15. Auguft 1828). 

Im Uebrigen erfolgt die Aburtheilung nad ben Beftimmungen bes gegen: 
wärtigen Gejches. — 

rt. 93. 


Die Aushebung der Altersklaffe 1846 wird nach ben Beitimmungen bes 
Geſetzes vom 15. Auguft 1828 „die Ergänzung bes ftehenden Heeres betreffend‘ 
vollendet. 
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Hiebei find Zurüdftelungen im Einne bes letzteren Gefeges und Erfah: 
mannftellungen, ſowie jene Loos⸗ oder Brudertäufche, welche erſt nad Verkündung 
des gegenwärtigen Gefeges eingegangen werben wollen, ausgeſchloſſen. 

Gefuche um Ausjeßung des Dienftantritts, dann um gänzliche ober theil— 
weife Befreiung von der Wehrpflicht können bis zur Einreihung bei dem oberjten 
Refrutirungsratbe vorgebracht werben und find von biefem nach den Beſtimmungen 
bes gegenwärtigen Gejeges zu beſcheiden, nad welchem aud bie Untauglichfeit 
und Unwürdigfeit zu beurtbeilen ift. 

Kommen AZurüdgeftellte der Altersklaſſe 1846 ober folhe, welche ihren 
Dienftesantritt ausgejeßt haben, wieder zur Einreihung, fo unterliegen fie allen 
Beitimmungen bes gegenwärtigen Geſetzes. 

Alle Wehrpflichtigen diefer Altersflaffe, welche tauglich befunden werben, 
aber zur Einreihung in das ftehende Heer nicht gelangen, find in die Erſatzmann— 
ſchaft I. oder 11. Kaffe nah Maßgabe ihrer Loosnummer einzureihen, 

Art. 94. 

Die Aushebung ber Altersflaffe 1847 erfolgt ausnahmslos nah Maßgabe 
biefes Gefekes, nur bleibt es biebei der Staatsregierung vorbehalten, die Termine 
für das Aushebungsgefchäft befonders zu beftimmen. 


Art. 95. 

Zur Mitwirkung bei Erhaltung der inneren Sicherheit ſoll ‚für diejenigen 
Orte, an welchen biezu ein Bedürfniß befteht, eine Bürgerwehr gebildet werben, 
und foll hierüber ein befonberes Geſetz ergeben. 

Als folche Bürgerwehr bat bis zum 1. Januar 1869 bie bisherige Lands 
wehr nach ben Beflimmungen der organiihen Verordnungen von ben Jahren 
ae 1814 unter ben durch Verordnung zu beflimmenden Erleichterungen 
zu bejteben, 

Mit bem 1. Januar 1869 tritt die bisherige Landwehr außer Wirffamteit. 


Art. 96, 

Das gegenwärtige Gefeg tritt mit bem 1. Februar 1868 in Wirkſamkeit; 
mit biefem Tage find die $ 4 Ziff. 5 und $ 5 Tit. V. ber Berfaffungsurtunde 
über das Vorredht der Söhne von Abeligen und höheren Beamten, in die Armee 
als Gadeten einzutreten, und dann 66 3, 4, 5 Tit. IX. ber Berfaffungsurfunde 
und $ 12 Zit. II, der Beil. V. der Berfaffungsurfunde, fowie alle * die Er⸗ 
gänzung bes ſtehenden Heeres und auf bie Reſervebataillons bezũglichen Geſetze 
und Verordnungen aufgehoben. 


Gegeben Münden, ben 30. Januar 1868. 


Mit dem Gefeß über die Wehrverfaffung fteht in Zuſammen— 
bang das Geje das Wehrgelb betr. vom 29. April 1869, Gefetblatt 
1869 Seite 1325 und folgende, 


Sein Inhalt Tautet: 
Geſetz, 


das Wehrgeld betr. 


Ludwig I. 


von Gottes Gnaden, König von Bayern, Pſalzgraf bei Khein, Derzog von Bayern, 
Franken und in Schwaben zc. ꝛc. 


Wir haben nad Vernehmung Unferes Staatsrathes, mit Beirat und 
Zuſtimmung der Kammer ber Reihsräthe und ber Kammer ber Abgeorbneten in 
Ausführung des Art. 83 bes Gefeges über bie Wehrverfaffung vom 30. Januar 
1868 beſchloſſen und verordnen, was folgt: 
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L Abſchnitt. 
Verpflichtung und Maßſtab. 


Art. 1. 
Diejenigen Wehrpflitigen, welche nicht zur wirklichen Ableiflung der Dienft- 
zeit in der activen Armee gelangen und zwar: 
a) die nad Art. 11 Ziff. 2 des Wehrverfaffungsgejeßes vom 30. Jan. 1868 
gänzlich Befreiten, 
b) «1 — Art. 12 und 14 dieſes Geſetzes zeitweiſe Befreiten und Zurück— 
geſtellten, 
e) die nach Art. 13 bes Geſetzes wegen einer die Erwerbsfähigkeit nicht aufs 
ebenden ee Befreiten,, 
d) die nad Art. 15, 17 und 18 des Gefeges in die Erſatzmannſchaft einge: 
ftellten, jedoch nicht zur wirflihen Ginberufung gelangenden Pflichtigen, 
e) die nach Art 16 des Gefeges wegen Waffendienjtunmwürdigfeit vom Dienfte 
Ausgeſchloſſenen 
es für die Dauer ber gefeglichen Dienftzeit im fichenden Heere eine Abgabe — 
ehrgeld — zu entrichten. 
Die vor Beginn ber pelevligen Dienfipfliht im acliven Heere zugebrachte 
Dienftzeit wird auf die gefegliche Dienftzeit angerechnet. 


Art. 2. 

Das Wehrgeld ift vom 1. October des Jahrganges an, in welchem nad 
Art. 7 des Geſetzes vom 30. Januar 1868 die Wehrpflicht beginnt, von jenen 
Wehrpflichtigen aber, welde zwar in das Heer eingereiht waren, jedoch vor Er: 
füllung der jechsjährigen Dienftzeit wieder befreit werden, von dem Zeitpunfte ber 
Entlafjung an bis zum Ablauf der gefeglichen Dienftzeit im — zu leiſten. 

Die nad Art. 12 und 14 gedachten Geſetzes zeitweiſe Befreiten, ſodann 
die nad) Art. 15, 17 und 18 als Erjagmannjcaft Ausgebobenen haben das Mehr: 
geld nur fo lange zu entrichten, als fie nicht zur wirklichen Dienftesleiftung in 
ber activen Armee gelangen. 

Den nad) Art. 16 desjelben Gefeßes als unwürdig von ber Ehre ber Waffen 
Ausgeſchloſſenen liegt bie Leiftung des Wehrgeldes innerhalb der jehsjährigen 
Dauer, nad Abrehnung einer etwa ſchon im Heere zugebracdhten Dienftzeit, für 
jene Zeit ob, während welcher fie nicht zu militäriſchen Arbeiten verwendet werben, 


Art. 3. 
Die Größe des zu leiftenden jährlichen Wehrgeldes wirb nach dem Ein: 
fommen —* Pflichtigen und zwar nach folgenden Ban feftgefegt: 
€ ehr 


a Einfommen hrgeld 
1 bis zu 2 ; 3 ni 
2 von 201— 300 fl. 6 ,„ 
3 PR 301— 400 „, er 
4 * 401— 600 „ 15 „ 
5 " 601— 800 „, 24 „ 
6 * 801 - 1200 „, 40 „ 
7 * 1201— 1600 „, 60 „ 
8 über 1600 „, 100 „ 


Hiebei ift alles ftändige oder unftändige Einfommen ohne Unterfhied ob 
es in Geld, Geldeswertb oder geldeswertbem Nutzgenuß beitebt, und zwar nad 
dem Betrage der Unterhaltsmittel in Anſchlag zu bringen, welche dem Pflichtigen 
theils durch eigenen Verdienft oder aus eigenem Vermögen, theild aus ſonſtigen 
Quellen, ſei es von alimentationspflihtigen Verwandten, durd Stipendien oder 
auf andere Weife zufommen. 

Den nah Art. 1 lit. c. Wehrpflictigen ift geflattet, die Summe ihres 
ſchuldigen Wehrgeldes unter Nachlaß von 15 Procent fofort bei Verfall des erjien 
SJahrganges auf einmal zu erlegen, 
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Art. 4. 
Bon den im Art. 1 genannten Kategorien find von bem Wehrgelde befreit 
ſolche Wehrpflictige: 

a) welche in der Gendarmerie dienen, auf bie Dauer ihrer Dienflleiftung in derfelben, 
b) welche wegen einer im Dienfte erlittenen Beſchädigung vor gänzliher Ers 

füllung ihrer Wehrpfliht vom weiteren Dienfte befreit wurden, 
c) weldhe wegen eines die Erwerbsfähigkeit in hohem Grade beſchränkenden Ges 
brechens el bienfluntauglich erfannt wurden und zugleich vermögenslos find, 
d) welche regelmäßige Unterftügung von ber öffentlihen Armenpflege empfangen. 


Art. 5. 

Wehrpflichtige der im Art. 1 bezeichneten Kategorien, welde nachträglich 
zum Dienfte in der activen Armee beigezogen werben, And für bie Jahrgänge, in 
welchen fie wirklich präfente Dienfte leiften, von der Entrihtung bes Wehrgeldes 
befreit und haben, wenn basjelbe bereits entrichtet ift, Anfpruch auf Rüdvergütung 
besjelben. 

! Belangen fie nachträglih zur Ableiftung ihrer vollen Dienftpfliht in ber 
activen Armee, fo haben fie Anfpruch auf Rüdvergütung auch ber früher ſchon 
geleifteten Wehrgeldbeträge. 

Die Rüdvergütung erfolgt nach vollendeter Dienftzeit in ber activen Armee 
(Art. 4 ber Wehrverfafjung). 


Art. 6. 

Das Wehrgeld ift an dem Heimatorte des MWehrpflichtigen zu entrichten, 
kann aber auf deſſen Anfuchen bei Veränderung bes Wohnfiges an ben neuen 
Aufenthaltsort zur Erhebung überwiefen werben, 

Mit dem Monate, in weldem ein Pflichtiger ausgewandert ober mit Tod 
abgeht, hört die Wehrgeldpflicht auf. 


U. Abſchnitt. 
Verfahren bei Feftiegung Des Wehrgeldes. 


Art. 7. 
ur Feſtſetzung des Mehrgeldes tritt in jedem Grjagbezirke ein Ausſchuß 
in Thätigkeit. Derſelbe beftebt: 

a) aus bem Vorſtande ber Difiriftsverwaltungsbehörbe (in unmittelbaren Stäbten 
bem Bürgermeifter) oder befien Stellvertreter als Vorſitzenden; 

b) aus ben fünf bürgerlihen Beifigern ber Erfagcommiffion, beziehungsmeife 
in Berbinderungsfällen ben betreffenden Grfagmännern, außerbejien 

e) je für bie Gemeinde, um beren Pflihtige es fih handelt, aus bem Ge— 
meinbevorftanbe oder in bdeflen Verhinderung einem Gtellvertreter besjelben, 
beziehungsweife in größeren Städten aus dem Diftriftsporftcher bes betreffens 
ben Stadtbezirfes oder einem vom Magiftrate (Bürgermeifteramte) zu bes 
flimmenden Stellvertreter desfelben. 

Der Rentbeamte oder bejjen Stellvertreter Tann ben Ausihußfigungen 
beimohnen. 

Im Mebrigen finden für die Gefhäftsorbnung des Ausihuffes bie Beftim- 
mungen bes Art. 22 des Gefeßes vom 31. Mai 1856, die Einfommenfteuer be: 
treffend, — Anwendung. Das Protofoll tft von einem Bedienſteten der Ver— 
waltungsbehörde zu führen. 


Art. 8, 

Diefer Ausſchuß tritt jährlich einmal und zwar in ber erften Hälfte bes 
Monats October zufanmen, 

Die Feſtſetzung des Wehrgelbes findet in größeren Städten nad; den für 
bie Einfommenfteuer gebildeten Diftrikten, außerdem nad Gemeinden ftatt. 

Der Beratbung und Geniehung Rab zu Grunde zu legen: 

a) die Bezirkoliſte mit gleichzeitiger Hr ber ir gemeindlichen 
L 


Urliſten (Art. 45, 48 und 54 des Wehrverfaffungsgejepes 
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b) bie Mitiheilungen über bie ber Erſatzmannſchaft zugewiefenen Wehrpflichtigen 
(Art. 17, 18, 67), ferner über Einwanderer, Rücdwanderer und obne ihr 
Verſchulden nicht in die Ausbebungsliften Eingetragenen (Art. 9 und 10), 
endlich über die von ben Militärbehörden als untauglih Erklärten (Art. 61 
und 72) oder wegen Unwürdigkeit aus dem Hcere Entlafjene (Art. 71). 


Art. 9. 

Auf Grund der von dem Ausſchuſſe erfannten Beitragspflicht wirb fobann 
bie Wehrgeldliſte von der Diftriftsverwaltungsbehördbe nad Gemeinden angefertigt 
und nad vorgängiger Befanntmahung den Webrgeldpflichtigen während 14 Tagen 
am Site ber Diftriftsverwaltungsbehörde zur Einſicht gejtellt. 


Art. 10. 

Wenn ber Pfligtige die Unrichtigfeit ber von dem Ausihuß bei Feſtſetzung 
bes Wehrgeldes angenommenen thatjädylihen Grundlagen bartbut, oder wenn 
während ber jechsjährigen Periode der Beitragspflicht Aenderungen in den berfelben 
zu Grunde liegenden Einfommensverbältnifien eintreten, jo wird ber Beitrag ent: 
weder auf Anregung bes Pflichtigen oder des Mentamtes durch den Ausihuß bei 
feinem nädften Zufammentritte neu fetgeftellt und tritt von dem nädjtfolgenden 
Erhebungstermine an in Wirkjamfeit. 

Das im Falle der conftatirten Unrichtigfeit zuviel geleiftete Wehrgelb ift den 
Pflichtigen zurficdzuerftatten. 

Die Einftellung der Beitragspflict wegen Auswanderung oder Tod, ferner 
wegen nachträglicher Veiziehung des Pflichtigen zum Heeresdienfte und bie Leiftung 
besjallfiger Rüderfäge erfolgt auf Verfügung der Diftriftsverwaltungbebörbe. 

rigen ber nad) dem Schlußſatze bes Art. 3 vorausbezablten Wehrgeld: 
beträge findet weder eine nachträgliche Erhöhung noch eine Nüdvergütung ftatt. 


Art. 11. 

Alle auf die Feſtſetzung bed Wehrgeldes erwachjenden Verhandlungen find 
tar = und ftempelfrei zu behandeln. 

Den Mitgliedeen des Ausſchuſſes wird für Neifekoften und Zeitverluft eine 
angemeffene Entfädigung aus dem Grtrage des Wehrgeldes geleijtet; aus dem— 
* find auch andere durch die Feſtſetzung veranlaßte uunvermeidliche Koften zu 

eſtreiten. 


UL Abſchnitt. 
Erhebung und Verrechnung. 


Art. 12. 

Die Erwerbung des Wehrgeldes liegt den Gemeindebehörden ob, welchen 
die von der Diſtrik toverwaltungẽebehörde abgeſchloſſenen Liſten — Art. 9 — zuzu—⸗ 
ſtellen und alle nach Art. 10 eintretenden Veränderungen mitzutheilen ſind. 

Die Termine der Zahlung und der Abrechnung zwiſchen den Gemeinde— 
behörden und ben Rentämtern werden im Verordnungöwege feſtgeſetzt. 


Art. 13. 

Rückſtändige Beträge find den Rentämtern zu überweiſen, welche ermächtigt 
find, dieſelben im gewöhnlicheu Executionswege von den Pflichtigen, deren Eltern 
oder alimentationspflichtigen Verwandten beizutreiben. 

Beiträge abwejender Pflichtiger, welche weder aus ihrem Vermögen, noch 
von Angehörigen oder Bevollmächtigten beigebracht werden können, find im Aus: 
ftand nachzuführen. 

Solhen Pflihtigen bürfen bis zu Entrichtung ber rüdjtändigen Beiträge 
feine Legitimationspapiere in das Ausland verabfolgt werben. Die betreffenden 
Eivil: und Militärbehörden haben ſich daher bei vorfommenden Anfuchen um ber: 
artige Legitimationspapiere bie Quittungen ober ben Nachweis Über etwaige Bes 
freiung vom Wehrgelbe vorlegen zu lajien. 
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Art. 14. 
Den Wehrgelbrüdftänden ftehen diefelben Vorzugs- und geſetzlichen Hypothek⸗ 
rechte zu, welche den übrigen Staatsabgaben eingeräumt find. 
Art. 15. 
Den Gemeindebehörben wird für die Mühewaltung und Koften ber Er: 
bebung eine Vergütung aus dem Ertrage des Wehrgeldes geleiftet, welche im Ber: 
orbnungswege dehnen ift. 


IV. Abſchnitt. 
Verwendung. 


Art. 16. 
Der Ertrag des Wehrgeldes ſoll ausihlieglih zu Capitulations:Bergütungen 
in ber activen Armee und Gendarmerie nah ben Beftimmungen ber jebesmaligen 
Yinanzgejege verwendet werben. 


V. Abſchnitt. 
Schlußbeſtimmung. 


Art. 17. 

Gegenwärtiges Geſetz tritt mit dem Tage ber Verkündung im Geſetzblatte, 
beziehungsweije im Kreisamtsblatte der Pfalz, für ben ganzen Umfang des König: 
reihe in Wirkſamkeit. 

Bon den Wehrpflictigen ber Altersffaffen 1846 und 1847 und von ben 
mit dieſen Altersflaffen zur Wehrpflicht berangezogenen Aurüdgeftellten früherer 
Jahrgänge ift jedoch das Wehrgeld nah ben Beltimmungen bes gegenwärtigen 
Gefepes vom 1. Dctober 1868 an auf bie Dauer von ſechs Jahren zu erheben. 

Der Zeitpunkt, im welden zu biefem Behufe dev Ausſchuß befonders zu: 
fammenzutreten bat, wird von ber Staatsregierung beftimmt. 


Tranfitorifhe Beſtimmung. 


Art. 18. 

Das Erträgniß des in ber laufenden Finanzperiode anfallenden Wehrgeldes 
wird dem k. Kriegsminifterium im Benehmen mit dem k. Staatsminiiterium bes 
Innern zur Benükung für Gapitulations: Vergütungen in ber activen Armee und 
in der Gendarmerie zur Verfügung geftellt. 


Gegeben Münden, ben 29, April 1869. 


Hiezu folgt die A. V. am 2. Juli 1869 — ben Bollzug bes 
Geſetzes betr. 


Königlih Allerhöchſte Verordnung, Die Erhebung Des 
Wehrgeldes betr, 


Wir finden Uns allergnäbdigft bewogen, auf Grund ber Art. 12 und 15 
bes Geſetzes vom 29. April 1869 „das Wehrgelb betreffend‘ hinſichtlich ber Ter: 
mine der Zahlung des Wehrgeldes und ber Abrechnung zwilchen ben Gemeinde: 
bebörben und ben Rentämtern, fodann binfichtlih ber ben Gemeinbebehörben für 
die Mühewaltung und Koften ber Erhebung aus dem Ertrage bed Wehrgeldes zu 
leiftenden Vergütung zu verorbnien, was folgt: 


g1. 

Das Mehrgeld ift in vier gleihen Raten, nämlih mit Beginn ber Monate 
Januar, April, Juli und October jeden Jahres je für das vorausgegangene Quartal 
zu erheben. 

Hiebei fteht es jedem Pflichtigen frei, mehr als bie verfallene Rate, oder 
auch die ganze Jahresihuldigkeit zufammen abzutragen. 
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g 2. 
Die Gemeinbebehörben haben längſtens ſechs Wochen nad jebem Erhebungs⸗ 
termin die eingegangenen Wehrgeldebeträge den Rentämtern abzuliefern und mit 
ber Ablieferung für das legte Quartal die Abrechnung zu verbinden. 


G 3. 
Bon den Wehrpflichtigen der Altersflaffe 1846 und 1847 ift bas in Art. 17 
Abſ. 2 des Geſetzes für die Zeit vom 1. October 1868 bis dahin 1869 feſtgeſetzte 
Webrgeld im Laufe der Monate November und Dezember 1869 zu erheben. 


84. 
Den Gemeindebehörden wird für die Mühewaltung und Koſten ber Erhebung 
eine Vergütung von 3%, von ben durch fie erhobenen Wehrgeldsbeträgen geleiftet. 


Gegeben Hohenihwangau, den 27. Juli 1869. 


Yollzugsbefimmungen 
zum Gefeße vom 29. April 1869, das Wehrgeld betr. 
Stanatöminifterien Des Innern, Der Finanzen, Dann Kriegsminifterium. 


Zum Vollzuge bes Geſetzes vom 29. April 1869 „das Wehrgelb betr,“ 
werben folgende Anorbnungen entlaffen: . 


g1. 
Die allgemeinen Grunbfäge bezüglich der Wehrgeldpflichtigkeit find in dem 

Abſchnitte I. bes Geſetzes ausgeiproden, welcher 

a) in Art, 1 die zur Entrichtung des Wehrgeldes Pflichtigen, 

b) in Art, 2 den Zeitpunkt des Beginnes der Pflichtigkeit und beren Dauer, 

ec) in Art, 3 ben Maßſtab für bie Feſtſetzung bes Wehrgeldes, 

d) in Art. 4 und 5 bie Fälle, gänzlicher oder theilweifer Befreiung 
bezeichnet. 


S 2, 

An Gemäßheit ber Art. 2 und 5 des Gefekes befreit jede präfente Dienft- 
leiftung in der activen Armee ohne Rüdjicht auf deren Zeitdauer für das betreffende 
Jahr von der Entrichtung des Wehrgeldes. 

In derjelben Weife bleiben aud die des Waffendienftes Unwürbdigen für jene 
Jahrgänge, innerhalb welcher fie zu militärifchen Arbeiten verwendet wurben, ohne 
Nüdficht auf deren Zeitdauer von dem Wehrgelde für das betreffende Jahr befreit. 

Iſt das Wehrgeld für das betreffende Jahr ſchon entrichtet, fo darf dasjelbe 
bei Eintritt der wirfliben Dienftleiftung in der activen Armee, beziehungsweife 
der Berwenbung zu militäriſchen Arbeiten fofort rüdvergütet werben. 

Die Rüdvergütung bereits entrichteter Wehrgeldbeträge für frühere Sabre 
in ben Fällen bes Art, 5 Abf. 2 des Geſetzes kann dagegen erjt nad) vollendeter 
Dienftzeit in ber activen Armee erfolgen. 

(Art. 5 Abi, 3 bes Gefehes.) 

Die nah gebahtem Art. 5 Abj. 2 zur nachträglichen Ableiftung ihrer vollen 
Dienftpfliht in ber activen Armee gelangten Pflichügen können felbfiverftändlich 
zu weiterer Leitung des Wehrgeldes nicht mehr beigezogen werden. 


$ 3. 

Diejenigen wegen Untauglichkeit von der perjönlihen Ableiftung ihrer Wehr: 
pflicht bereiten Wehrgeldpflichtigen, welde von der Begimftigung des Art. 3 
Abi. 3 des Geſetzes Gebrauch zu machen wünfcen, find gehalten, diefes vor Ab: 
lauf ber Berfallzeit des eriten Jahresbetrages des Wehrgeldes bei der Diftrifts- 
verwaltungsbebörde ihres Heimatsortes anzuzeigen, welde nad Prüfung der that: 
fählihen Borausjegungen die Gefammtjumme des zu leiltenden Wehrgeldes feſtſetzt 
und diejelbe der zujländigen Gemeindebehörde zur Erhebung überweiſt. 

Vor Empfang diefer Anweijung ijt die Gemeindebehörde zur Annahme ber 
Zahlung nicht berechtigt. 

Rar, Handbuch ber bayer. Diltr.-BerwBehörten, IIT. Aufl, 47 
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SA. 

Bei Veränderung des Mohnfiges kann gemäß Art. 6 des Geſetzes auf Ans 
fuchen des Pflichtigen das Wehrgeld zur Erhebung an ben ncuen Aufenthaltsort 
überwiefen werben. 

Diefes Anſuchen it an bie Diftriftsverwaltungsbehörbe bes Heimatsortes zu 
richten, welche die Ueberweilung an jene bes Aufenthaltsortes auszufprechen bat. 

5 


Die in $ 3 Abf. 1 erwähnte Anzeige und bas in $ 4 bezeichnete Anfuchen 
kann fchriftlih oder mündlih, wie auch durch Vermittlung der Gemeindebehörbe 
bes Aufenthaltsortes erfolgen. 


g 6. 

Nur in den im Art. 6 Abi. 2 des Gefehes bezeichneten Fällen ber Aus: 
wanberung oder des Todes des Wehrpflidtigen findet eine monatweife Ratenberedhe 
nung und beziehungsweife Natenrüdvergütung des Wehrgeldes ftatt. — In allen 
anderen Fällen wird das Wchrgeld ftets zn vollen Jahresbeträgen berechnet. 


Gemäß Art. 7 des Gefeßes und in analoger Anwendung ber Beftimmungen 
bes Art. 22 des Gefeßes vom 31. Mat 1856 „die Einfommenfteuer betreffend‘ 
find für die Gejhäfts - Ordnung des mit Feitfegung des Wehrgeldes beauftragten 
Ausſchuſſes folgende Bellimmungen maßgebend: 

a) Der als Vorfißender des Ausſchuſſes fungirende Vorftand ber Diftriftsverwal: 
tungsbebörde oder bejjen Stellvertreter beſorgt bie vorgängige Anitruction 
ber vorliegenden Fälle und ift Neferent bei den Berhandlungen bes Ausſchuſſes. 
Die Beichlüffe des Ausichuffes werden nad abfoluter Mehrheit gefaßt; bilden 
fih mehr als zwei Meinungen, fo werden die Etimmen für den böchſten 
Ziffer zu den Stimmen für den nächſt niederen binzugezählt, bis fich für die 
bezüglide Größe eine abfolute Mehrheit ergibt. 

At ein Mitglied des Ausichuffes bei einer zur Entjcheibung vorliegenden 

frage betbeiliat, fo bat basjelbe für diefen Act auszutreten, und wird deſſen 

Etimme den Rorfigenden übertragen. 

Der Rentbeamte oder deflen Stellvertreter kann ben Ausſchußſitzungen bei: 

wohnen, um bie nothwendigen Auffchlüffe zu ertbeilen, und ift daber burch 

den Borftand der Diftriftsverwaltungsbehörde oder deſſen Stellvertreter von 
jeder flattfindenden Sitzung vorber rechtzeitig in Kenntniß zu ſetzen. 

e) Sämmtlibe Staatsbebörden find verbunden, auf Anſuchen des Vorflandes 
ber Dijtriftsverwaltungsbebörde ober feines Stellvertreters die von demielben 
für nothwenig erachteten Aufſchlüſſe zu ertbeilen, 

f) Ueber die Verhandlungen des Ausfchufes wird ein Furzgefaßtes, von fämmt: 

lichen Anweſenden zu unterzeihnendes Protokoll aufgenommen, welches von 

einem Bedienfteten der Verwaltungsbebörde zu führen if. 

Die Berufung des Ausſchuſſes und die Beftimmung des Tages bes Zuſam— 

mentritts innerhalb der durch Art. 8 des Geſetzes beitimmten Zeit geſchieht 

burch den Vorſtand der Diftriftsverwaltungsbebörde oder defien Stellvertreter. 

Der Zufammentritt erfolgt am Sige der Diftriftsverwaltungsbehörde, 


b 


— 


Er} 
— 


d 


— 


— 


8 


—58. 

Die nah Art. 8 Abi. 3 des Geſetzes der Berathung und Beſchlußfſaſſung 
bes Ausſchuſſes zu Grunde zu legenden Mittheilungen der Militärbehörden erfolgen 
direct an die Diftriftsverwaltungsbebörden, und zwar: 

a) über die der Erſatzmannſchaft I. Klafje zugewieſenen oder babin verſetzten 

Wehrpflichtigen durch die betreffenden Heeresabtbeilungen, 

b) über die der Erſatzmannſchaft IE. Kaffe zugewiefenen Webrpflichtigen durch 
die betreffenden Landmwebrbezirtscommandos, 

e) Über bie von den Militärbebörden als untanglich Erklärten (Art. 61 unb 72 
des Mehrverfafjungsgefeges), ferner Über die wegen Unwürdigfeit aus dem 
Heere Entlafjfenen (Art. 71 des Wehrverfaffungsgefeges) durd die betreffenden 
Heeresabtheilungen, 


— 
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§ 9. 

Der Ausſchuß faßt ſeine Beſchlüſſe auf Grund der in Art. 8 Abſ. 3 des 
Geſetzes bezeichneten Materialien mit Benützung der bezüglichen Acten der Diſtrikts— 
verwaltungebehörde, ſowie auf Grund der dem Ausichuffe ſonſt befannten allge⸗ 
meinen Berbättniffe der Pflichtigen, und zwar auf Vortrag des Vorftandes, welchem 
e8 oblient, die für den Ausſchuß etwa zweckdienlich erjcheinenden weiteren Aufſchlüſſe, 
erforderlichen als unter Vernehmung ber Betbeiligten, vorgängig zu erheben, 

Eine Fatirung des zu leitenden Wehrgeld:Vetrages von Seite ber Pflichtigen 
findet hienach nicht ftatt. 


$ 10. 
Für die nach Art, 9 bes Geſetzes von ben Diftriftsverwaltungsbebörben ans 
zufertigende Wehrgeld-Liſte wird beiliegendes Formular vorgefchrieben. 


$ 11. 

Die Anregung der Pflihtigen oder bes Rentamtes zur neuen eſtſetzung 
bes Beitrages (Art. 10 Abſ. 1 und 2 bes Geſetzes) iſt bei der Diſtriktsverwal— 
tungsbebörde anzubringen, Sie kann von Seite der Pflichtigen auch mündlich zu 
Prototoll gegeben werden, 

Mit der Anregung ift gleichzeitig die Beibringung ber bezüglichen Nachweife 
zu verbinden, 

Der Torftand der Diftriftsverwaltungsbebörde hat bie erfolgten Anregungen 
bem Ausſchuſſe bei deffen nächſtem Zufammentritte zur Beichlußfafjung vorzulegen, 
auf deren Grund ſodann bie Diftrifisverwaltungsbehörde gegebenen Falls bie ent: 
ſprechende Aenderung des Beitrages und bie Rüderftattung etwa unrichtig con— 
ftatirter Wehrgelpbeträge verfügt. 


$ 12. 

Anträge auf Einjtellung der Beitragspflicht wegen Auswanderung oder Tob, 
ferner wegen nachträglicher Beiziebung der Pflichtigen zum Heeresdienſte, ebenfo 
Anträge auf Leiſtung desfallfiger Rüderfäge find von ben Betbeiligten in gleicher 
Weife wie nah $ IL und zwar unter Beibringung ber bezüglihen Nadweife bei 
ber Diftrifteverwaltungsbebörde anzubringen, welche hierüber nad Art, 10 Abf. 3 
bes Geſetzes felbitftändig verfügt. 

In Fällen, in welchen die Pflichtigen zur Anbringung ihrer besfallfigen 
Anträge bei der Diftriftsverwaltungsbebörde Nahmeife der Militärbehörden, 3. B. 
wegen Beizichung zum Heeresdienite bedürfen, find die betreffenden Mititärbebörben 
zur Ausitellung der betreffenden Zeugniſſe auf Anfuchen der Betheiligten verpflichtet. 

Die Einberufung zu Gontrolverfammlungen befreit jelbfiverfiändlich von ber 
Entrichtung des Wehrgeldes nicht. 

$ 13. 

Alte nach vorftebenden Beltimmungen zufolge Art. 5 und 10 des Geſetzes 
verfügten Rückerſätze bereits bezablter Wehrgeldbeträge find auf Rechnung bes 
Wehrgeldertrages von dem betreffenden Rentamte zu leiften, daher bie Diftrifte- 
verwaltungsbehörden die desfalljigen Verfügungen mit Belegen dem Nentamte zum 
Bollzuge zu übermitteln haben. 

Gbenfo muß von jeder Aenderung des feitgefeßten Wehrgelbes außer ber 
Gemeindebehörde auch dem betreffenden Rentamte Nachricht gegeben werden, 


$ 14. 


Bezüglich der nah Art. 11 des Gefepes aus dem MWehrgeldertrage zu be- 
ftreitenden Kojten wirb Nachjtehendes bejtimmt: 


Die Mitglieder des Ausſchuſſes haben als Entſchädigung 
a) für Beitverluft einſchließlich des Zeitbebarfes für die Hin- und Rückreiſe zwei 
Gulden für je einen ganzen Tag, einen Gulden für je einen halben Tag, 
b) für Reiſekoſten zwölf Kreuzer für jede Poftfiunde ber Hin- und Rückreiſe 
anzufprechen. 
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Die Anweifung dieſer Entfhädigungen und fonftiger unvermeidlicher Koften 
erfolgt durd die Diftriftöverwaltungsbehörde an das betreffende Rentamt. 

Der den Ausſchußſitzungen beimohnende Rentbeamte oder deſſen Stell: 
vertreter bat für den Fall, daß das NRentamt nit am Sitze der Diftriftsvermal: 
tungsbehörde fich befindet, Anſpruch auf die normativmäßigen Gebühren, welche der 
Seftlekung burch bie betreffende Kreisregierung, Kammer ber Finanzen, unterliegen. 


$ 15. 

Nach Art. 12 des Geſetzes haben bie Diftriftsverwaltungsbehörben bie ges 
meinbeweife angefertigten und abgefchloffenen Wehrgeldliften (Art. 9 des Geſetzes) 
ben betreffenden Gemeindebehörben zum Vollzuge ber Erhebung zuzuſtellen. 

Eine Abſchrift diefer ſämmtlichen Liften ift bei der Difirifisverwaltungs: 
bebörbe zurüdzubehalten, und eine weitere an bie einſchlägigen Rentämter zu 
übermitteln. 

Alle in der Lifte einer Gemeinde fi ergebenden und nad $ 13 von ber 
Diftriftsverwaltungsbehörde bem Nentamte und der Gemeindebebörbe mitzutheilens 
ben Aenberungen find von ber Biftriftöverwaltungsbebörde auch in der eigenen 
Lifte vorzumerfen, jo daß jederzeit das Soll bes betreffenden Jahrgangs aus der 
bezirfsamtlichen Lifte genau und volljtändig erſichtlich iſt. 

Die Summe ber nah Art. 3 Abi. 3 des Geſetzes ($ 3 gegenwärtiger 
Snftruction) auf einmal erlegten Wehrgelder muß von der Summe ber innerhalb 
ber fjehsjährigen Pflichtigkeit jährlih wiederkehrenden Beiträge getrennt nachge— 
wiefen werben. 

Ueber jeden Jahrgang ber Pflihtigen find bei der Difiriftsverwaltungse 
behörbe eigene Acten zu führen. 


$ 16. 

Durd bie A. V. vom 27. Juni 1869 wurde auf Grund ber Art. 12 und 15 
bes Geſetzes beftimmt: 

1) Das Wehrgeld ift in vier gleichen Naten, nämlich mit Beginn ber 
Monate Januar, April, Juli und October jeden Jahres je für bas vorausgegan— 
gene Quartal zu erheben. 

Hiebei ſteht es jedoch jedem Pflichtigen frei, an den feftgefegten Zielen mehr 
als bie verfallene Rate oder auch die ganze Jahresſchuldigkeit zufammen abzutragen. 

2) Die Gemeindebebörden haben längitens jehs Wochen nad jeden Er: 
bebungstermin bie eingegangenen Wehrgelbbeiträge den Rentämtern abzuliefern 
und mit ber Ablieferung hr das Ichte Quartal die Abrehnung zu verbinden, 

3) Von den Wehrpflichtigen der Altersflaffe 1846 und 1847 ift das in 
Art. 17 Abſ. 2 des Geſetzes für die Zeit vom 1. October 1868 bis dahin 1869 
feftgefeßte Wehrgeld im Laufe der Monate November u. Dezember 1869 zu erheben. 

4) Den Gemeindebehörben wird für die Miübewaltung und Koften der 
Erhebung eine Vergütung von drei Procent von den durch fie erhobenen Wehr: 
geldbeträgen geleiftet. 

Die Gemeindebehörden haben gleichzeitig mit der Abrechnung die Nüdjtände 
auf Grund namentlicher Verzeihniffe an die Rentämter zu überweifen, welchen 
bie Beitreibung von ben Pflichtigen, beren Eltern oder alinientationspflichtigen 
Verwandten auf dem Grecutionswege nad ben für bie Erhebung der Staatsgefälle 
beftehenden Beſtimmungen obliegt. 

Für Einhebung der Rückſtände gebühren ben Rentämtern Tantiemen nad 
Maßgabe der A. B. vom 28. November 1862, „die Bezüge der Nentbeamten bes 
treffend,” R.Bl. ©. 2577. 

$ 17. 


Die Abrechnung der Gemeinbebehörden mit den Rentämtern über das nach 
voritehendem $ 16 ai 3 zu entrichtende Wehrgeld bat im Hinblid auf Art. 18 
bes Geſetzes längitens bis Ende Januar 1870 zu erfolgen, 
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Den Rentämtern iſt jedoch geſtattet, bezüglich der bei dieſer Abrechnung 
überwieſenen Rückſtände erforderlichen Falls angemeſſene Zahlungsfriften zu ges 
währen. 

$ 18. 

Die den Gemeindebehörden nad Art. 15 bes Geſetzes zu leiftenbe und 

durch $ 4 der A. B. vom 27. Juni I. 3. auf drei Procent Tehgelebte Vergütung 


kann von benjelben bei der jebesmaligen Ablieferung an das Rentamt fofort in 
Abzug gebracht werben, 


$ 19. 


Die Art ber Zurehnung ber Rentämter an bie Kreisfafien und biefer an 
bie Gentral: Staatsfaffe, fowie der Nechnungslegung bleibt der Anordnung bes 
k. Staatsminifteriums ber Finanzen vorbehalten, welches dem k. Staatsminifterium 
bes Innern und dem k. Kriegsminifterium bie rehnungsmäßigen Grgebnifie bes 
kannt geben und bie Ablieferung bes entfallendben Betrages nach Maßgabe der 
jeweilig besjalls beftehenden gefeglichen Beitimmungen anordnen wird. 


g 2%. 


Vorſtehende Inftruction ift unverzüglich in ben Kreisamtsblättern bekannt 
zu geben. 


Münden, ben 2. Juli 1869. 


Beilage zu den Bollzugsbeftimmungen zum Wehrgeld : Gefeke. 


VBehbrgeld- Lifte 
für den Jahrgang 1869. 
Gemeinde N. 

Erſatzbezirk N, 


feftgeftellt auf Grund ber Bejchlüffe des Ausſchuſſes vom 
12. October 1869 


durch 


Das k. Bezirksamt Men Magiſtrat) M. 
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Vortrag Des Pflichtigen. " a 

E Grund Dauer ———— 
= . 
5 Bor: Heimat ber ber ü | — 
= S — 
* er und [Berpflichtung. | Pflictigteit. | & | & 
3uname Wohnort. = 
BSPSHEHE EREIRSSE DR; 

fl. 

1 | Jalob Ofterhuber | Mamming Grfjakmann | 6 Jahre 6 


II. Kaffe 1870 mit 1875 














2| Iofepp Geiger... Nußborf dienſt⸗ 6 Jahre 9 
untauglich 1870 mit 1875 | 
} 
3, Thomas Bogner. | Königsborf dienſt⸗ 6 Jahre 4.115 
untauglid | 1870 mit 1875 
Summe] — | 30 
Abgeihloffen am . . November 1869. 
K. Bezirksamt N, 
Aenderungen pro 1871. 
Zugänge. 
Xaver Karlftätter Preikling dienſt⸗ 5 Jahre 3.19 
untauglid 11871 mit 1875 | 
Summe] — | 3 
Abgänge. 
Jakob Dfterhuber | Mamming bisher — 2. 6 
| Crſatzmann 
Reſt, zugleich Schuldigkeit pro 1871| — | 33° 





Aenderungen pro 1872. 
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Wirkliche Leiſtung. 














FEiſtung für das Jahr Demerfungen. 












1871 

















Tr. el n. 













Die Rubrif „Bemer— 
fungen‘“ it für etwa 
erforderlihe Grläute: 
rungen beftimmt, ins— 
befondere für die Bes 
gründung der binfichte 
id eines Jahrganges 
' | | inden folgenden Jahren 
— — _ |] — 4— eintretenden Aenderun— 
gen, weldye auf Grund 
der Beſchlüſſe der Di: 
firiftsverwaltungss 
bebörde durch bie Ge: 
meindebehörbe nachzu— 
tragen find. Auf der 
Rückſeite gegemvärtis 
gen Formulars iſt aud) 
eine einfache Form jür 
die Abrechnung ber Ge: 
meinbebehörde mit dem 
Rentamte angefügt. 

















— — — Wegen Wohnſitzän⸗ 
derung von der Ge— 
meinde A. hieher über: 
wieſen gemäß Beſchluß 
des k. Bezirlsamtes X. 
vom 18. Dezbr. 1870. 





— — — Wegen nunmehr er 
folgter Ginreihung ges 
mäß Beſchluß des 8. 
Bezirksanıtes N. vom 
4. Dezember 1870. 
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Abrechnung 


bezüglich des durch die Gemeindebehörde U. erhobenen Wehrgeldes von den Pflichtigen 
des Bahrganges 1869 


für bas Jahr 1870. 


Jährliche Echulbigkeit pro 1870 . .... . 30 fl. — kr. — db. 
Hievon ab Nr. 3 wegen Averjal: Leiftung . 0... BR — bl 
Bleibt . . I5f. — fr — Di. 

bagegen zu ber von Nr. 3 geleiftete Averjal- Betrag . . 76 fl. 30 fr. — bl. 
Effective Schuldigkett . . 91 f. 30 kr. — bl. 





Gutmadung. 
Baarlieferung laut Quittung vom 24. Januar 1870, . Bf. — kr. — db. 
„18. un 1870... 10.30. — bi. 
zu Auegleihung folgen mit j wann — fll. 15 kr. 1 dl. 
A ei nah 94 der U DB.vom. . 2... _ 1870 21.4 3bl. 
üdjtände un überwiefen . ; R te — kr. — db. 


—— wie eben ..- HIER 
am 10. November 1870, 
Gemeindeverwaltung N. 


Bergl. hiemit die Entſchließung des Staatsminifteriums des Hans 
dels und ver öffentlichen Arbeiten vom 29. April 1870, den Vollzug 
bes Gefeges über das Wehrgeld, bier Poftportofreibeit bei Wehrgeld: 
verfendungen betr. (Mittelfr. K. A.Bl. 1870 ©. 779.) 

Ferner die Minifterialentjchließung vom 29. Auguft 1869, ben 
Bollzug des Art. 86 Abſ. 2 des Wehrgeldgefeßes betr. (K. A. Bl. 1869 
©. 1612.) 

Endlich Erlaß des Kriegsminifterrums vom 26. September 1869, 
bie Erhebung des Wehrgeldes betr. (K. A. Bl. 1869 ©. 1708 u. ff.) 

Ebenso jteht in Verbindung mit dem neuen Wehrgefebe das Geſetz 
vom 16. Mai 1868, die Verforgung invalider Unteroffiziere und Sol: 
daten, fowie die Unterftübung der Wittwen und Waifen von Militär: 
perjonen biefer Grade betr, (G.Bl. vom 28, Mai 1868 ©. 542.) 

Der Vollzug diefes Geſetzes competirt zu den Militärbehörden. 


Sicherung des Pferdebedarfs für die Armee. 


Nah M.E. vom 18, Jan. 1842, DU, XXV, ©. 187, baben 
bie Diftriftsverwaltungsbehörden aljährlihb im Monat September ein 
Berzeihnig der in ihrem Bezirke befindlihen militärdienfttauglichen Reit: 
und Zugpferde unter Zuziehung der Gerichtsthierärzte zu verfaſſen. 

In das Verzeihnig find nur Pferde in einem Alter von 41/,—9 
Jahren aufzunehmen, wenn fie dabei einen fräftigen gut geſchloſſenen 
Körperbau befigen, und für die fhwere Eavallerie 15 Fauſt 1—3 Zoll, 
für die leichte 14 Fauſt, 15 Fauft 1 Zoll groß find, die Zugpferde bei 
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einem Alter von 4!/, Jahren wenigftens 15 Yauft bis 15 Fauft 2 Zoll 
und bei einem Alter von 5—6 Jahren zwiſchen 15 und 16 Fauft haben. 
Das Berzeihnig muß folgende Rubriken enthalten: 
a) Polizeibezirk, 
b) Ortſchaft. 
e) Zahl der vorhandenen Pferde: 
1. Reitpferde für bie leichte Cavallerie, 
» „„ſchwere — 
2. Zugpferde. 
d) Summe der Pferde. 
Dieſes Verzeichniß iſt Mitte September in Abſchrift der Kreis— 
regierung vorzulegen. 


Landwehr. 


Die in Folge der A. V. vom 7. März 1826 als Nationalgarde 
II. Claſſe beſtandene Landwehr iſt in Folge des Art. 95 des Wehr: 
verfaffungsgefehes mit A, E. vom 21. Dez. 1869, KABL ©. 2232, 
aufgelöft und aufgehoben worben. 

Zur Durdführung der hierin erlaffenen Anordnungen hat das 
k. Staatsminifteriun bes Innern mit Entſchließung vom 27. Dez. 1869, 
K.A.Bl. S. 2256 weitere Anordnungen ertheilt. An die Stelle der alten 
Landwehren können Bürgerwehren treten, welche jedoch nur den Charakter 
eines reinen Givilficherheitsinftituts in fih tragen. Die hieher bezügliche 
k. A. V. vom 28, Juli 1870 enthält nachſtehende Beitimmungen: 


Königlih Allerhöhfte Verordnung, Die Errihtung von Bürger: 
wehren betr. 


Wir haben, nachdem bas von Unferer Regierung bem Landtage vorge: 
legte Geſetz, bie Bürgerwehr betr., nicht mehr zur Beratbung gelangt ift, mit 
Nüdfiht auf die gegenwärtigen Zeitverhältniffe beſchloſſen und verorbnen für bie 
Dauer berjelben, was folgt: 


1. 
Allen Städten und Märkten in bie Errichtung einer Bürgerwehr geflattet, 
welche den Gbarafter eines reinen Givilficherheitsinfiituts an fi trägt. 
Die Beihlußfaffung bierüber erfolgt durch die Gemeinbebehörde, in Gemein- 
den mit ftäbtifcher Berfaffung unter Zuftimmung ber Gemeindebevollmädtigten. 


$ 2. 
Die Bürgerwehr ift beftimmt, zur Erhaltung ber öffentlichen Ruhe, Ord— 
nung und Sicherheit im Gemeindbebezirfe mitzuwirken. 
Ihre Thätigkeit in diefer Beziehung bemißt fih nad bem jeweiligen Be: 
bürfniffe und bängt von ben barauf gegründeten vorgängigen Requifitionen ber 
zuftändigen Sicherheitspolizeibehörde ab. 


& 3. 

Die Bürgerwehr bildet fi zumächft aus denjenigen volljährigen, felbftftän: 
digen, fteuerpflihtigen und unbeſcholtenen Männern, welche ſich freiwillig zum 
Eintritte in biefelbe gemeldet haben, 

Den Gemeinden bleibt anbeimgegeben, nad Mafgabe ber Beflimmungen 
in Art. 49 fj. ber Gemeindeordnung vom 29. April 1869 alle zur berfönligen 
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Leiftung von Gemeinbedienften verpflichteten und zur Verrihtung der Bürgerwehr: 
bienfte tauglichen, in der Gemeinde wohnhaften Männer zur Theilnahme an ber 
Bürgerwehr zu berufen. 


SA 

Die Einleitungen für bie Bildung ber Bürgerwehr, bann die Beftimmungen 
über die Organifation und Dienftorbnung berfelben, fowie die Normen über bie 
Beftellung ber Bürgerwehroffiziere werben burh bie Gemeinbebehörde getroffen, 
welcher unbenommen ift, ſich biebei der Mitwirfung eines Ausichuffes aus ber 
Mitte der zum Eintritt in die Bürgerwehr Angemeldeten zu bedienen. 

Bon ber volljogenen Bildung und Organifation ber Bürgerwehr, fowie von 
ber Beitellung des Gommandanten und der Offiziere der Bürgerwehr hat die Ge: 
meindebebörde an bie Dijtriftspolizeibebörde, in Münden an die Polizeidirection, 
in ben übrigen einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten Städten an bie 
gemäß Art. 98 der Gemeindeordnung für die Landestheile biesfeits des Rheins 
vom 29. April 1869 aufgeftellten k. Commiſſäre Mitteilung zu machen. 

Die Commanbdanten der Bürgerwehr bedürfen ber Beftätigung, welche be: 
züglih ber einer Streisregierung unmittelbar untergeorbneten Städte Unferem 
Staatsminiftertum des Innern, bezüglich der Übrigen Städte und Märkte ber vor: 
gefegten Kreisregierung zuftebt. 

Die Commandanten und Offiziere ber Bürgerwehr baben vor bem Antritte 
ihrer Function bie treue Grfülung berfelben und insbefondere bie Beobadytung 
ber hierauf bezüglichen Beflimmungen gegenwärtiger Verordnung in bie Hand ber 
Borftände der Diftrifispolizeibebörde ber Gemeinde, in ben einer Kreisregierung 
unmittelbar untergeorbneten Städten bes Bürgermeifters zu geloben. 

Die Namen der Bürgerwehrcommandanten und Offiziere werden durch bie 
Gemeindebehörbe öffentlich befannt gemacht. 


$5. 

Als Dienftzeihen werden für bie Bürgerwehroffigiere eine von ber rechten 
Schulter zur linken Hüfte zu tragende Schärpe und für bie Bürgerwehrmänner 
eine Armbinde beftimmt. 

Die Schärpen und Armbinden find entweber von blauweißer Farbe ober 
von ben Stadtfarben. 


$ 6. 

Die Bürgerwehroffiziere tragen im Dienft einen Schleppfäbel. 

Die Ausrüftung der Bürgerwehrmänner befteht in einer Bajonetflinte und 
Patrontaſche, dann, infoferne es die Gemeindebehörde beſchließt, in einem Säbel, 

Die Ausrüftungsgegenflände, Munition, Eignalinftrumente u. bergl. werden, 
foweit nöthig, auf Koften ber Gemeinde angeichaftt und bleiben deren Einentbum. 
Den Gemeinden ift geftattet,.. einfiweilen bie von der Landwehr Älterer Ordnung 
noch vorhandenen Ausrüftungsgegenftände u. dergl,, fomwie die Zinfen ber von 
jener Landwehr berrührenden Fonds hiefür zu verwenden. 

Zugleich find diejenigen Mitglieder ber Bürgerwehr, welche früher ber Land: 
wehr älterer Ordnung angehört haben und noch im Befike entiprehender Aus: 
rüftungegegenftände find, zur einjtweiligen Benützung berfelben zu veranlaffen. 


87. 

Die Ausrückungen der Bürgerwehr zum Zwecke ber Einübung werben vom 
Abtbeilungscommando angeordnet, weldes verpflichtet it, die Ortspolizeibebörbe 
(in Münden die Polizeidirection) und die etwa im Orte befindliche Stadt- oder 
Platzcommandantſchaft von der getroffenen Anordnung nod vor dem Stattfinden 
ber Ausrüdung in Kenntniß zu ſetzen. Jede biefer Behörden ift berechtigt, bie 
Ausrüdung bei obwaltenden Bedenken zu fuspendiren. 


88. 
Die Ausrückungen zur Erhaltung der öffentlichen Sicherheit, Ruhe und 
Ordnung ſetzen in der Regel eine Requiſition der mit der Handhabung derſelben 
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betrauten Diftrifispolizeibebörbe voraus, Nur in dringenden Fällen, in welden 
ein Benehmen mit der Diftriftspolizeibebörbe ohne Gefährdung des Zweckes nicht 
möglich ift, kann eine mit difiriftspolizeilihen Befugniſſen nicht ausgejtattete Orte: 
polizeibehörde bie Ausrüdung requiriren. 


g9. 

Die nad $ 8 ausgerüdten Bürgerwebraktheilungen baben ſich den in Bezug 
auf bie Erhaltung der Öffentlihen Sicherheit, Nuhe und Ordnung erlaffenen Ans 
ordnungen der betreffenden PBolizeibebörde oder der mit ber Fürforge für die öffent— 
liche Sicherheit in der Gemeinde betrauten Militärbehörde unbedingt zu fügen. 

10. 

Bürgerwebrabtbeilungen, welche ihren Verpflichtungen nicht nachfommen, 
fünnen von Unferem Etaatsminifterium des Innern aufgelöft und in dringen: 
ben Fällen durch die betreffende Kreisregierung, Kammer des Innern, ober durch 
die mit der Handhabung der Sicherheitspoligei zum Schuße des Etaated und der 
beftehenden Staatseinrihtungen ſowie zur Aufrechthaltung ber öffentlichen Ruhe 
betrauten Difiriftspolizeibehörden juspendirt werden. Die gegen die Suspendirung 
ergriffenen Beſchwerden haben feine aufſchiebende Wirkung. 


$ 11. 
Den aufgelöften ober fuspendirten Bürgerwehrabtheilungen ift jede Aus: 
rüfung in Waffen unter Hinweifung auf Art. 116 des Strafgefegbuches und vor⸗ 
behaltlich der etwa verwirkten höheren Strafen unterjagt. 


g 12. 

Unfer Staatsminifterium bes Innern ift ermächtigt, bezüglich ber Er: 
rihtung von Givilfiherheitsinftiiuten in den in $ 1 nicht erwähnten Gemeinden 
weitere Verfügung zu treffen und hiebei bie vorfichenden Beftimmungen in analoge 
Anwendung zu bringen. 

Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündigung durch 
das Megierungsblatt, beziehungsweife das Kreisamtsblatt der Pfalz in Wirkjamteit. 


Münden, ben 28. Juli 1870. 


Staatöminifterium Des Innern. 


Zum Vollzuge ber allerhöchſten Verordnung vom 28. Juli d. J., bie Er: 
richtung von Bürgerwehren betr., ergeht folgende Entſchließung: 

1) Die Gefahren, welche ſich in Folge bes Kriegszuftandes für bie Sicher: 
heit im Innern des Landes ergeben Fönnen, machen ben fänmtlihen mit 
der Handhabung ber Eicherheitspoligei betrauten Behörden eine erhöhte Fürſorge 
und Thätigfeit zur Pflicht und es ift insbefondere nothwendig, aud für ſolche 
Fälle, in denen die Kräfte der in gewöhnlichen Zeiten zum Sicherbeitsdienfte be: 
rufenen Organe nicht ausreichen, rechtzeitig entſprechende Vorbereitungen und Maßs 
regeln zu treffen. 

2) Zu diefen Maßnahmen zählt für Städte und Märfte im Hinblid auf 
bie ausgezeichneten und wirkſamen Dienjte der Landwehr Älterer Orbnung offenbar 
bie Bildung bewaffneter Corps, in welden bie zur Erhaltung ber öffentliben Rube 
und Ordnung bejonders geeigneten Glemente ber Gemeinde unter einheitlicher 
Leitung zu gemeinfamer Tbätigfeit vereinigt und befähigt werden, auch ernfteren 
Störungen mit Erfolg zu begegnen. 

Dur die obenerwähnte Allerbäcfte Verordnung wirb daher ben Städten 
und Märkten die Bildung von Bürgerwebren geftattet. — Da die Staatsregierung 
ebenfojehr zur Ginfiht der Gemeindebehörden, als zur Opferwilligfeit ber Ges 
meindeangebörigen vertrant, daß fie bie hiedurch gebotene Gelegenheit zur Errich— 
tung eines jedenfalld ben Einwohnern zur großen Beruhigung dienenden Inftitutes 
ergreifen werden, fo ijt in ber allerböchiten Verordnung nicht blos von jedem 
Awange zur Errichtung einer Bürgerwehr Umgang genommen, jondern es ift aud 
bem Ermefjen der Gemeindebehörden in Bezug auf die Organifation berjelben, ber 
weitefte Spielraum gelaffen. 
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Hieraus ergiebt fi) von felft, daß fi die Aufgabe ber Stantsbehörben in 
biefen Beziehungen zunächſt darauf beſchränkt, die Gemeindebehörden auf die aller: 
höchfte Verordnung vom 28. Quli d. Js. fowie auf die Beflimmungen gegen: 
wärtiger Entſchließung aufmerkſam zu machen und in ihren auf den Vollzug ber: 
jelben gerichteten Beftrebungen möglichft zu unterftügen. 


3) Was die Einleitungen zur Bildung ber Bürgerwehr betrifft, fo werben 
bie Gemeindebehörden zwedmäßig zunächſt einen Aufruf erlafien und fobann unter 
Mitwirfung ber innerhalb einer bejtimmten Frift Angemeldeten oder eines Aus: 
ſchuſſes derjelben die in Bezug auf die Organifation und die Dienflorbnung ber 
Bürgerwehr, dann in Bezug auf die Beftellung der Offiziere nöthigen Bejtimmungen 
in möglichſt einfacher Weije treffen. 

Es empfiehlt fih, die Bewohner eines Stabttheils in eine und berfelben 
Abtheilung einzureiben. 

Die Beltellung der Offiziere wird am Beten durch Wahl erfolgen. 


4) Die Theilnahme an ber Bürgerwehr ift nit blos Bürgern, fonbern 
allen ſelbſtſtändigen unbefcholtenen und fteuerpflichtigen Männern ber Gemeinde 
geftattet. Dagegen find, damit nicht Störungen in ben Dienſt- unb Arbeitsver: 
bältniffen und dergl. eintreten, Dienftboten und andere nad ben beftehenden Ge: 
jegen nicht als felbfiftändig zu erachtende Perſonen nicht zum Gintritte in bie 
Bürgerwehr berufen, Den verorbnungsmäßig qualificirten Mitgliedern ber frei: 
willigen Feuerwehren ift jelbitverjtändlih der Eintritt in bie Bärgernehr nicht 
verjagt, es erfcheint jedoch, wie auch im einer ben Entwurf bes Bürgerwehrgeſetzes 
betreffenden Eingabe bes Landesausſchuſſes ber bayerifchen Feuerwehren vom 
30. April 1868 hervorgehoben worben, zwedentiprechend, wenn bie Feuerwehrcorps 
möglichſt intact bleiben, damit fie bei entſtehender Feuersgefahr ihre bewährten 
Dienftleiftungen ungefhmälert zur Berfügung ftellen können. 


5) Die ben Bürgerwehren bewilligten Dienftabzeihen bürfen von Unbe— 
fugten nicht getragen werben, 

6) Die Requifition der Bürgerwehren zur Erhaltung der öffentlichen Eicher: 
beit, Ruhe und Ordnung, fowie bie Ertbeilung der im biefer Hinficht nöthigen 
Directiven ift den mit Handhabung ber Eicherheitspolizei betrauten Behörden vor: 
behalten. In Münden ftchen die betreffenden Verfügungen zunächft der k. Polizei— 
birection zu; in ben übrigen, einer Kreisregierung unmittelbar untergeordneten 
Städten find in Fällen bebrobter oder geftörter Öffentliher Nube die gemäß Art. 98 
ber Gemeindeordnung für bie Lanbestheile d. d. Rh. anfgeftellten — Gommifläre 
zuftändig, welche jedoch ftets im Benehmen mit ben Magiftraten zu handeln haben. 


7) Iſt eine ber in $ 1 ber A. V. vom 28. Juli d. Is. nicht erwähnten 
Gemeinden gefonnen und in ber Lage, eine ben Beitimmungen biefer Verordnung 
entiprechend ausgerüftete und mit hinlängliher Mannſchaft verfehene Bürgerwehr 
zu bilden, fo ift hierüber ungejiumt an das unterzeichnete Staatsminifterium Be: 
richt zu erftatten. 


8) In allen Gemeinden, in welchen feine Bürgerwehr gebildet wird, müffen, 
foferne dies nicht bereits geſchehen, bie zur Erhaltung der Sicherheit durch bie 
gegenwärtigen Zeitverhättnitfe gebotenen Mafregeln fofort getroffen werden. Nament: 
lih find die Gemeinbevorftände auf bem Lande nicht blos zur pünktlichen Erfüllung 
ber ihnen durd bie Gemeindeordnung zugewiefenen polizeilihen Obliegenbeiten, 
fowie zur Beftellung geeigneter Eicherbeitswadhen anzubalten, fondern auch darauf 
aufmerffam zu machen, daß fie in Fällen ernfterer Gefahr fofort alle geeigneten 
Männer ber Gemeinde zur Abwehr aufzubieten und wenn thunlich auch die Nach— 
bargemeinden um Hilfe anzugehen, beziehungsweife von drohenden Ereigniffen in 
Kenntniß zu fegen haben. 

Wo die Verhältniffe es geftatten, Fönnen auf dem Lande unter Leitung ber 
Dijtriftspoligeibehörde Sicherbeitsvereine organifirt werden, deren Mitglieder zunächſt 
und zu jeder Zeit zur Unterftügung der Behörden bei Handhabung der öffentlichen 
Sicherheit, Ruhe und Ordnung bereit find. 
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Hienach bat bie F. Regierung, K. d. J., das Weitere zu verfügen und bes 
ſonders verbienftlihe Leitungen einzelner Behörden oder Privaten zur Kenntniß 
bes unterzeichneten k. Staatsminiftertums zu bringen. 


Münden, den 29. Juli 1870, 


Sciehen, Haltung von Sciehftätten. 


1) Ständige und vorübergehende Sciepftätten dürfen nur mit polizei: 
licher Bewilligung errichtet und eröffnet werden. (Art. 135. P. St.G.) 

2) BVorfihtsmaßregeln bei Wahl der Schießſtätten. 

(Mittelfr. RA. vom 21. Juli 1849, A.Bl. ©. 431.) 

3) Zur Abhaltung eines öffentlichen Schießens ift polizeiliche Erlaubnif 
nothwendig. (Art. 33 d. P.St. G.) 

4) Auf Scheibenſchießen, welche von anerkanuten Schützengeſellſchaften 
in ihrem gewöhnlichen Locale oder von kleineren Geſellſchaften an 
erlaubten Schießſtätten gehalten werden, findet die Beſchränkung 
Ziff. 3 nicht Statt. (Art. 63 d. P.St. G.) 

5) Schützenordnung vom 21. Juli 1796, Maier, Gen. S. Band V. 
Thl. 8 S. 864, ſ. oben S. 423, aufgehoben. 

Die Schützenvortheile gehören nur der jeweils beſtehenden Land— 
wehrſchützencompagnie. (V. vom 8. Sept. 1813, Döll. X. ©. 907, 
M.E. v. 23. Nov. 1850, Dil. XXV. ©. 263, V. V. zur L.O., Ziff. 73.) 

Nah A. V. vom 24. Juni 1862 $ 12, RD. 1421, wird bie 
Bewilligung eine Scießftätte zu errihten, Art. 135 d. P.St. G., von 
den Diftriftspolizeibehörden, den erponirten Bezirksamtsaffefforen, in 
Münden von der k. Polizeidirection ertheilt. 


Auffidt auf Salpetererzeugung. 


Der Bollzug der über das Salpeterwefen beftehenden Berorbnungen 
vom 6. Juli 1803, 19. April 1805, 26. Juni 1807, Döll. X. ©. 1143, 
M.E. vom 28. Jan. 1815, Döll. ibid. ©. 1154, ift den Diftriftspoli- 
zeibehörden übertragen. (Foım.B: $ 32.) 
Sie haben die Salpetergräber in der Ausübung ber ihnen zu— 
kommenden Befugnifie Eräftig zu fehügen. 
(M.E. vom 20. Jan. 1840, Döl. XXV. ©. 327.) 


Eintritt in auswärtige Rriegsdienfte, 


Es ift den Bayern geftattet, mit ausdrüdlicher königlicher Erlaubniß, 
in Civil- oder Militärdienft eines andern beutjhen Bundesftaates zu 
treten, wenn fie der Verbindlichkeit gegen ihr Vaterland Genüge geleiftet 
haben. (Tit. IV. $ 14 der Verf. Urk.) 

Mit gleicher Lönigliher Bewilligung dürfen fie auch in Kriegsdienfte 
außerdeutfher Staaten treten. (I. Verf. Ediet $ 11.) 
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Geſuche um Bewilligung zum Eintritt in fremde Kriegsbdienfte find 
von den Diftriftsverwaltungsbehörden zu inftruiren und an bie Kreis— 
regierung vorzulegen. ($ 31 der Form.®.) 

Nah ME. vom 19. Juni 1855 werden in öjterreihiiche Kriegs: 
dienfte nur ſolche Ausländer aufgenommen, welche die förmliche Entlafjung 
aus ihrem bisherigen Unterthansverbande beibringen *). 


Marſch-, Vorſpann- und inguartierungswefen, 
Rriegskoften :Peräguation. 
1. Marſch-, Borfpaun= und Einguartierungswefen, 


Diefes beforgen in den Detailanordnungen die Diſtriktsverwaltungs— 
behörben. (Form.B. von 1825, $ 27.) 

Das Geſetz vom 25. Juli 1850, Cinguartierungs: und Vorfpanns: 
laften in Friedenszeiten, Döl. XXV. ©. 283, erklärt die Leiftungen, 
welhe im Friedenszeiten für die Verpflegung und Cinquartierung ein— 
beimifcher und verbündeter Truppen, fowie für Transportfuhren folder 
Truppen den Staatsangebörigen aufgelegt werden, als allgemeine Landes: 
laft, wofür vom Staat Vergütung zu leiften if. (Art. 1 d. ©.) 

$ 2 regelt die Größe und Vergütung der Koftportionen und der 
Vouragerationen; wenn jedod in einem Negierungsbezirte der Normal: 
preis des Schäffels Korn über 12 fl. und des Schäffels Haber über 
6 fl. steigt, fo it die Wergütung für die Koftportion der Mannſchaft 
und für die Fourage dur die Kreisregierung verhältnißmäßig zu erhöhen. 

Sowohl die Aufbringung der Koften für Kafernirung nicht ftändiger 
Sarnifonen, als die Bertheilung, Unterbringung der Einquartierung obliegt 
ben Gemeinden; — wie die Kafernirungskoften und die auf Truppen: 
märfchen und Cantonirungen entjtehenden Koſten aufzubringen feien, be: 
ftimmt Art. 10 u. ff. des Geſetzes. 

Den Maßftab für die Vertheilung dieſer Laften bilden die ſämmt— 
lihen directen Steuern, womit jeder Beitragspflichtige im Bezirke der 
betreffenden Gemeinde angelegt iſt; für die Form ber Vertheilung, die 
zuläjigen Rechtsmittel und die Betreibung der Nüdftände finden die für 
Gemeindeumlagen geltenden Borjehriften Anwendung. ($ 11 ibid.) 

Wählt eine Gemeinde für Bertheilung der Naturaleinguartierung 
einen andern Maßſtab als den der Eteuer, fo ftcht jedem Quartier: 
pflihtigen das Recht der Berufung an die dev Gemeinde vorgefehte Stelle 
(fohin bei allen nicht ummittelbar unter der Kreisregierung ftehenden 
Gemeinden an das k. Bezirksamt) zu, und zwar binnen 30 Tagen nad) 
Beröffentlihung des Beſchluſſes. (Art. 12 d. ©.) 

In jeder zur Naturalbequartierung geeigneten Gemeinde, F 22 der 
BL. vom 31. Juli 1850, Döll. XXV. ©. 295, ift alljährlid)”" Mitte 








*) Ueber Werbung für fremde Kriegsdienfte ſ. Art, 117 des St. G. B. 
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November eine Einquartierungscommiffion zu wählen, welche alljährlich 
die Quartierträger nach dem feftgeftellten Maßſtabe in Klaſſen einzutheilen 
bat. — Das hierüber gefertigte Verzeihnig hat 14 Tage aufzuliegen. 

Segen ben Inhalt diefer Vertheilung kann innerhalb diefer 14tägigen 
Frift Reclamation erhoben werden, Sie geht in Städten und Märkten 
mit magiftratifcher Verfaffung an den Magiftrat, in Landgemeinden an 
bie Diftriftspolizeibehörde — in erfter — und die an eine 14tägige 
Brift gebundene Berufung an bie Kreisregierung — in legter Inſtanz. 

($ 13—16 d. ©.) 

Die Einguartierungscommiffion hat an ben Detailgefhäften ber 
Einguartierung feinen Theil zu nehmen. 

(M.E. vom 10. April 1851, Döll. XXV. ©. 310.) 

An den magiftratiihen Verhandlungen über Einquartierung und 
über Feftfegung des Maßſtabes für Einquartierung haben die k. Stadt— 
commifjäre feinen Antheil zu nehmen, 

(M.E, vom 6. April 1851, 3. Juni 1851, DM. XXV. ©. 309 u. f.) 

Die k. Diftriftspoligeibehörde hat von den jährlidy gewählten Einquar— 
tierungscommiffionen Cognition zu nehmen, um zu prüfen, ob die zur Com: 
miffion gewählten Berfonen der Vorfchrift des $ 13 des Geſetzes entſprechen. 

Dem Bezirksamt ftcht ferner die Befugniß zu, die Größe ber 
Naturaleinguartierung für die einzelnen zur Etappenftation gehörigen Orte 
zu beftimmen; es bat fi demnach vor alleın genaue Verzeichniſſe über 
die Zahl der Wohnhäuſer, der Familie, die Zahl der unterzubringenden 
Mannſchaft und Pferde zu verfchaffen, um hienach eine zwedentjpredyende 
Repartition treffen zu können, bei welcher darauf zu ſehen ift, daß bie 
eingquartierungspflichtigen Orte eines Amtsbezirkes alternirend mit Ouartier 
belegt werden, und daß periodifch eine Ausgleihung erwirft werde, fo 
baß feine Gemeinde vor der andern nad Maßgabe ihres Steuercon: 
tingentd prägravirt erſcheint. 

Hiebei iſt übrigens auch auf die marſchirende Truppe die gebührende 
Rückſicht in der Art zu nehmen, daß insbeſondere Artillerie und Caval— 
lerie nur in Orte mit guten Communicationswegen verlegt, daß die 
Truppen nicht zu ſehr von dem Commando entfernt, nicht zu ſehr zerſtreut 
und mit ſteter Rückſicht auf den zurückgelegten, oder für den nächſten 
Tag beabſichtigten Marſch und die einzuſchlagende Richtung einquartiert 
werden, wobei als feſte Regel zu gelten hat, daß unter gewöhnlichen 
Verhältniſſen den Truppen incl. des Marſches zum Quartier ein größerer 
Tagesmarfh als von 10 Stunden nicht zugemuthet werden darf. 

($ 20 d. 3.8. vom 31. Juli 1850, Döll. XXV. ©. 294.) 

Eine an die k. Generalcommando's ergangene Entidyließung des 
k. Kriegsminifteriums vom 13. Mai 1862 ordnet an, daß, foweit es 
die militärdienjtlihen und ökonomiſchen Berhältniffe es geitatten: 

1) ba, wo zmwifchen zwei weiter als einen Tagesmarſch auseinander 
liegenden Orten mehrere Marfchrouten zuläſſig find, ein bemefjener 

Wechſel in der Benügung der vorhandenen Routen beobachtet, 
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2) bei wiederholter Benüsung ein und berfelben Route nicht immer 
die gleihen Orte als Marfchitationen zu wählen feien, fonbern 
thunlichit unter den treffenden Orten gewechjelt, und 

3) den allenfallfigen Erinnerungen der Marſchcommiſſariate möglichſt 
Rückſicht getragen werde, 


Jede einzuquartierende Truppenabtbeilung ift von dem betreffenden 
Militärcommando mit einem Marſchvorweiſe zu verfehen, welchem durd 
dag betreffende Marfheommiffariat (Diftrittsverwaltungsbehörbe) bie 
Marſchroute beizufügen ift. 

Bon diefem Marſchvorweiſe haben die DOrtsbehörden, in melden 
die Leiftung gefchieht, Tegalen Auszug zu machen. 

Die Abtheilungscommandanten haben, infoferne die Quartierkoften ꝛc. 
nicht fofort berichtigt werden, Empfangsbefcheinigungen aus,uftellen. 
(Eonf. B.B. vom 31. Juli 1850 nebſt Beilagen, Döll. XXV. ©. 289.) 

Wenn von den Truppen feine ober feine vollftändige Zahlung 
erfolgt, fo haben die Diftriftspolizeibehörden über biefe Nüdjtände Liqui— 
dationen oder Berechnungen nad Form. 1 (ibid.) in duplo herzuftellen, 
und mit den Belegen: 

1) bezüglidy der einheimischen Truppen in ber Regel am Schluffe jeden 

Quartald unmittelbar an die k. Militärrehnungsfammer 

(M.E, vom 23. Sept. 1855, mittelfr. K. A.Bl. ©. 1254), 

2) bezüglich der Faiferlich öfterreichifchen Truppen, unausgefhieden nad 

Routen (F.M.E. vom 15. Juni 1855), 

aber unmittelbar nah dem Durchmarſche der k. Regierungsfammer 

ber Finanzen vorzulegen. 

(M.E. vom 27. Det. 1851, Döl. XXV. ©. 323.) 


Bezüglich der von Defterreidy zu vergütenden Koftenbeträge vergl. 
die Mebereinfunft zwifchen Bayern und Defterreidh vom 1. Febr. 1858. 

(R.Bl. ©. 489 und vom 27. Juli 1861, R.Bl. ©. 706.) 

Die Marſcheommiſſariate find verpflichtet, die Vorſpanne nicht auf 
zu entfernte Gemeinden zu vepartiren. 

(Art. 6d. ©, $ 11 d. V.V., Döl. ibid. ©. 284 u. f.) 

Wenn der Sik der Diftriktspolizeibehörde in einer unmittelbaren 
Stadt fich befindet, deren Magijtrat die Function einer Diftriftsbehörbe 
ausübt, fo haben ſich Stadt: und Amtsbezirk über die Repartition ber 
auf die bezüglihe Etappenftation treffenden Quartier: und Borfpannlei: 
ftungen auszugleiden. 

Als ein zweckmäßiger Vertheilungsmaßftab wird der Steuerbetrag 
anzunehmen fein, mit weldyem einerfeits die Stadt, andererfeits die mit 
Naturaleinguartierung zu belegenden Ortſchaften des Bezirfsamtes zur 
Einyuartierungslaft concurriren, 

Kann nicht in jedem einzelnen Jahre eine vollftändige Ausgleihung 
der beiden Bezirke ftattfinden, fo bietet das folgende Jahr Gelegenheit 
zur Ausgleihung. 
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2. Kriegsfoften - Peräguation *). 

Ueber die Ausgleihung von Kriegskoften gibt das Gefeh vom 
22. Juli 1819, Dil. X. ©. 1041, die entſprechenden Anordnungen. 

Das Geſetz vom 25. Juli 1850, Einquartierungs- und Vor: 
fpannslaften in Friedenszeiten betr., bejtimmt in Art. 19: 

daß im Kriegszeiten die Eingquartierung nad Maßgabe bes Art, 10 

und 12 d. ©. vorgenommen wird; die Vergütung richtet fih nad 

dem Peräquationsgeſetze. 

Der Landtagsabichied’ vom 11. Sept. 1825, IU. Ziff. 6, G. Bl. 
S. 24, jeßt feſt: 

daß von der Ausgleihung ber Kriegslaften für das Vergangene, 

wie fie nach dem Peräquationsgefeße vom 22. Juli 1819 vorbe— 

halten M, Umgang genommen werden folle, nur die Ausgleihung 
der noch beſtehenden, vollſtändig liquiden Sriegslaften wird den 

Kreisregierungen überlafjen. 

Nah $ 28 der Form. B. kommt die Ausgleihung der Diftriftslaften 
den Diftriftsverwaltungsbehörden zu; bie Ausgleihung ber Gemeinde: 
laften ift ben Gemeinbeverwaltungen nad) den im Umlagengeſetze vom 
22. Juli 1819 enthaltenen Mobdalitäten zu überlafjen. 

Die A. E vom 3. Jan. 1807 weifet Streitigkeiten über Ein: 
quartierung, Lieferung, Vorſpann, Vertheilung diefer Lajten, Beftimmung 
des Repartitionsmaßftabes, Über Prägravirung ꝛc. und deren Entſcheidung 
bem Reſſort der adminiftrativen Staatsgewalt zu. 

Die Verwaltungsämter haben foldye Streitigkeiten summarissime 
zu unterfuchen, und nad) bein Geſetz, den geltenden Verordnungen, even: 
tuell nah Billigfeit zu entjcheiden. 

Streitigkeiten, wobei Privatredhtöverhäftniffe in Mitte Tiegen, wie 
3. B. zwifchen Gemeinden und Lieferanten 2c., gehören zu den Gerichten. 
(Conf. oberftrichterl. Erkenntnig vom 26. April 1853, R.Bl. ©, 655, 
und vom 16. Dez. 1856, RB. 1857 ©. 16, Erkenntniß vom 
26. Mat 1860 ©. 378.) 

Jene Streitigkeiten haben die Natur rein abminiftrativer, nicht 
abminiftrativ scontentiöfer Gegenſtände. 

(B. vom 3. Ian, 1807, V. vom 23. Febr. 1809, RB. ©. 385, 
V. vom 13. April 1811, RB. ©. 490, Form. V. $ 28, und bie oben 
allegirten oberftrichterlihen Erkenntniſſe.) 

Mit diefer Anficht ſtimmen mehrere höchſte Entfcheide des k. Staats: 
minifteriums des Innern überein. 

Streitigkeiten über Kriegsfoften zwifchen 2 oder mehreren Ge— 
meinben find als Gemeindefachen, nicht als res singulorum zu betradıten. 
(Eonf. $ 28 des rev. Gem. Ed. $ 7 des Peräquationsgejeges von 1819, 
89 Abſ. III. und $ 10 des Einguartierungsgeiehes vom 25. Juli 1850.) 


* Bl. f a. Pr. 1. 251. 391. II. 401. 
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Zweiundzwanzigſter Abſchnitt. 
Polizei der Prefſe. 


Allgemeine Veſtimmungen. 


Der $ 68 der Form. V. vom 17. Dezember 1825 überträgt ber 
Kreisregierung und den Diftriktsverwaltungsbehörden die Wadjamfeit 
gegen die Mißbräuche der Freiheit der Prefie; die Auffiht auf den Buch— 
handel und die Buchdrudereien, auf Antiqguare, Leihbibliothefen und Lee 
inftitute, anf lithographiſche Anftalten, Kupferftidh, Bilder: und Karten— 
händler ꝛc. 

Die Berordn. vom 15. Sept. 1818 $ 11, den Wirkungsfreis der 
Stadtcommifjäre betr., beftimmt, daß die Vollziehung des Edicts über die 
Prepfreibeit zum ausfhließenden Wirfungsfreis der Etadtcommifjäre gehöre. 

Nah der Verf. Urk. Tit. IV. $ 11 ift die Freiheit der Preſſe und 
bes Buchhandels nad) der Beftimmung des darüber erlaffenen III. Edicts 
geſichert. 

Dieſes II. Edict, G.Bl. 1818 ©. 181, iſt durch das Geſetz vom 
4. Juni 1848 — Edict über die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels, 
G.Bl. 1848 ©.89, aufgehoben. — Dieſes letzte Edict bildet den In— 
begriff der gegenwärtig geltenden verfaffungsmäßigen Beftimmungen über 
Vreiheit der Preſſe und des Buchhandels, 

Die Hauptprineipien desfelben find: 

a) Wegfall der Cenſur und aller Präventivmaßregeln; 

b) feine Schrift, oder Fein der Schrift gleihgeachtetes Erzeugniß barf 
verfolgt werben, außer in den durd das Geſetz bejtimmten Fällen; 

c) Über Anklagen wegen Vergehen oder Verbrechen verübt durch die 
Prejie, urtheilen Geſchwornengerichte; 

d) die Polizei erſcheint als Hilfsorgan der Gerichte. 

Durch das Geſetz vom 17. März 1850 zum Schutz gegen den 
Mißbrauch der Preſſe find jene rejtrictiven Anordnungen gegeben worden, 
weldye im Preßedict vom 4. Juni 1848 Art. 5 vorbehalten worden find, 

In diefem Geſetze felbit find durd das Einf. G. Art. 2 Ziff. 3 
bie Art. 2, 4—7, 10-36, 49 und 50 aufagchoben, und an ihre Stelle 
treten die Beſtimmungen des St. G.B. Art. 8, 13, 35, 57, 94 — 96, 
108, 118, 119, 122, 123, 126, 127, 132 — 134, 135, 150, 
159 — 161, 223. 
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Nach Maßgabe diefer verfaffungsmäßigen und geſetzlichen Beftim: 

mungen richtet fid der Wirkungskreis: 
A. der Juſtizbehörden, 
B. der Berwaltungsbehördben. 

ad A. Die Strafgerihtsbarkeit in allen Zumiderhandlungen gegen 
die gejeßlihen Vorfchriften über Preffe und Buchhandel fteht nur ben 
Gerichten zu. 

Mit dem Ausdrud „Prekerzeugniß” bezeichnet das G.B. Art. 8 
bes St.G.B. niht nur Drudichriften jeder Art, fondern aud Bilder, 
Kupferftiche, Lithographien, Dolzichnitte, und überhaupt alle Arten finn: 
liber Darftellungen oder Mittheilungen an das Publikum, welde in 
einer zur Vervielfältigung auf medanifchem oder chemiſchem Wege geeig: 
neten Weiſe angefertigt find. 

Was das Geſetzbuch von Preßerzeugniffen vorfchreibt, gilt auch von 
ſolchen Schriften und finnlihen Darftellungen, welche zwar nicht in einer 
zur Vervielfältigung auf medanifhem oder chemiſchem Wege geeigneten 
Weife angefertigt find, aber öffentlih ausgeftellt, aufgelegt oder ange: 
ſchlagen oder zum Zwecke der Verbreitung oder Bekanntmachung im 
Publikum an mehrere Perfonen verkauft, verſchenkt, vertheilt, verſendet 
oder umbergetragen werden. 

ad B. Die Diftriftspolizeibehörben erfcheinen in diefen Angelegen— 
beiten nur als Hilfsorgane der Gerichte, 

Sie find nad Art. 8 des Ediets zur polizeilichen Beſchlagnahme 
von Erzeugniffen der Preſſe nur wegen Uebertretung eines in der Ber: 
fügung zu bezeichnenden Strafgefeßes berechtigt, und muß die Einleitung 
des "in den Geſetzen beftimmten ftrafgerichtliben Verfahrens längſtens 
innerhalb 8 Tagen vom Tage der Beichlagnahme an gerechnet erfolgen, 
widrigenfall® die polizeiliche Beſchlagnahme der Preßerzeugniffe fofort 
aufzuheben iſt. 

Ueber die Verpflichtung der Polizeibehörben bei erfolgter Beſchlag— 
nahme eines Preferzeugnifjes gleichzeitig bie erforderlihe Mittheilung 
zu machen und die geeigneten Ginleitungen für die Sicherung des Boll: 
zuges nad jenen Richtungen zu treffen, wo mit Grund eine weitere 
Verbreitung des Preßerzeugniſſes zu befürchten ift, über die fofortige 
Mittheilung an die Staatsanwaltſchaft, über die Verpflichtung der requis 
rirten Behörden zum jchleunigen Vollzug der Nequifition und Befeitigung 
der Angehung mehrerer Unterfuchungen an verfciedenen Gerichten wegen 
eines und desjelben Preßerzeugniffes zc., vergl. M.E. vom 14. Juli 1852, 
ibid. ©. 161. 

Die ME. vom 9. Juli 1868 bezeichnet die von den Polizei— 
behörben in Gegenjtänden der Preßpolizei einzunehmenden Standpuntt, 
wie folgt: 

Staatöminifterium Des Innern. 

Gine ber wefentlichften und gemeinnügigften Aufgaben ber Tagespreffe ift 

es, bie fich im Beſorgung der öffentlichen Angelegenheiten des Landes ergebenden 
48 * 
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Mißſtände und Schäden aufzubeden und öffentlich zu befprechen. Geſchieht ſolches 
mit wahrbeitsgetreuer thatſächlicher Darftellung und ohne Leidenichaftlichfeit, fo ift 
es fchlerhaft, in folhen Anregungen der Preſſe Iediglih Angriffe gegen die Staats: 
regierung und deren Organe zu erbliden. Im Gegentheile haben die mit der Auf 
fit über die bezüglichen öffentlihen Angelegenheiten betrauten Staatsftellen und 
Behörden allen Anlaß, der Preffe dafür, daß fie die ihnen obliegende Gontrole 
und Aufficht durd ſolche Anregungen erleichtert, befonderen Dank zu fchulden. 

Diefer Gefihtspunft bat nach den Beobachtungen des f. Staatsminifteriume 
bes Innern bei den Staatsftellen und Behörden feines Rejforts noch zu wenig 
Boden gewonnen und ift vielmehr mehrfach wahrzunehmen, daß die genannten 
Drgane jede derartige Anregung der Preffe als einen gegen ihre Wirkſamkeit ges 
richteten ungeeigneten Angriff erachten und ſich hiedurch erheblich gefränft fühlen. 

Das k. Staatöminifterium des Innern fiebt fih darum veranlaft, bie 
ſämmtlichen Kreisregierungen, Kammern des Innern, auf den obigen Geſichtspunkt 
mit dem Bemerken aufmerffam zu machen, daß berjelbe Fünftig genau zu beachten 
und es dbemgemäß in ber Aufgabe der Kreisregierungen gelegen ift, von denjenigen 
Auslafjungen der Tagespreffe, in welchen Mißſtände in den ihrer Aufficht unter: 
ftellten öfjentlihen Angelegenheiten erwähnt find, jederzeit Anlaß zur fofortigen 
genauen und möglichſt beichleunigten Unterfuhung des Sachverhaltes, jowie ge: 
gebenen Falles zur Abftellung der gerügten Mißſtände und zu den etwa gebotenen 
Einſchreitungen zu nehmen und das hiebei gewonnene Refultat dem betreffenden 
Preßorgane alsbald behufs geeigneter Erwähnung mittheilen zu laſſen. Um diefer 
Aufgabe zn genügen, baben die Kreisregierungen den in ihren Bezirken erſcheinen— 
ben Zeitichriften, ſowie den ſonſtigen ihnen zur Dispofition ftebenden Blättern 
fortgefegt und regelmäßig eine befondere Aufmerffamfeit und Beachtung zuzuwenden. 

Die gleiche Aufgabe und Berpflichtung obliegt den ben Kreisregierungen unter: 
gebenen Behörden und insbefondere den k. Bezirksämtern bezüglich der ihrer Auf: 
fit unterjtellten Gemeinde: und fonftigen Öffentlichen Angelegenheiten. Die Kreis: 
regierungen baben daher auch an biefelben die nölbigen Weilungen zu erlaffen. 

Wenn die Staatsbehörden ihre Stellung gegenüber ber Tagesprejje in ber 
angedeuteten Weife richtig erfaffen und handhaben, wird ſich zwiſchen denjelben 
und denjenigen Preforganen, welche bie hohe Bedeutung, Aufgabe und Berant: 
wortlichkeit der Preſſe in Wirklichkeit erfennen, bald ein gefundes, ben Anterefien 
bes Staates und feiner Angebörigen entſchieden förderliches Wechſelverhältutß be— 
gründen und werden insbejondere die gedadten Preßorgane ibr Intereſſe daran 
finden, ihre auf ſolche Verhältniſſe bezüglihen Mittheilungen mit wahrbeitsgetreuer 
Objectivität und mit Fernhaltung alles verlegenden Beiwerfes zu bringen. 

Immerbin it aber nicht ummwabrjcheinlih, daß einzelne Preßorgane, welche 
bie auch für die Prefje beftebenden Gebote der Ehre und Moral dem Parteiftand: 
punfte oder dem Streben, mit piquanten Artifeln Abnehmer zu finden, nachzuſetzen 
geneigt find, wie bisher, mit Entftellungen, wahrheitswidrigen Darftellungen und 
Erfindungen Angriffe gegen die Organe des Staates unternehmen oder aber bei 
ihren Auslaffungen eine Verlegung der Strafgefeke eintreten laſſen werden. 

In erfterem alle ift, wenn wichtigere Dinge in frage ftehen, zu dem durch 
Art. 47 des Prefftrafgefeges vom 17. März 1850 eingeräumten Wege der amt: 
lien Berichtigung zu greifen und biebei nad den für das Berichtigungswefen be: 
ſtehenden beionderen Vorſchriften zu verfahren. 

Im zweiten Fall bat die in $ 8 des Prefigefeßes vom 4. Juni 1848 vor: 
bebaltene Beſchlagnahme des betreffenden Preßerzeugniffes durch die Prekpolizeis 
behörde jedoch nur dann einzutreten, wenn die legtere nach Prüfung des Preß— 
erzeugniſſes die feite Ucberzeugung gewonnen bat, daß hierin eine objective Geſetzes— 
Übertretung enthalten ift, und mit diefer Ueberzeugung aud die der Polizeibehörde 
befannte etwa hiefür bereits feſtſtehende Jurisprudenz der Gerichtshöfe übereinftimmt. 
In zweifelhaften Fällen bleibt es der Polizeibehörde, an deren Eik ſich der Staats: 
anwalt eines Bezirksgerichts befindet, vorbehalten, fid) vor der Verfügung der Bes 
ſchlagnahme mit demfelben wegen Beurtheilung des fraglichen Preßerzeugniſſes in 
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münblihes Benehmen zu ſetzen und biernach ihre Verfügung zu bemeffen. In 
ber Regel bat aber die Beſchlagnahme tbunlichit fo zeitlich zu geſchehen, daß eine 
weitere Verbreitung des incriminirten Preßerzeugnifies verhütet wird. 

In Bezug auf Beſchlagnehmen bat die Preßpolizeibebörde jederzeit mit be— 
fonderem Takt und Umficht zu verfabren; maßgebend muß für fie ſiets bie Ucher: 
zeugung fein, daß in dem fragliben Preßerzeugniſſe wirklich eine objectiv ftrafbare 
Sefepesverlegung begangen ift, bebufs Feitftellung diefer Ueberzeugung darf fie fich 
nicht durch individuelle politiiche Anſchauungen, noch durch den allgemeinen Gin: 
drud, welden ein Preferzeugniß macht, Dan laſſen, fie muß vielmehr auch 
beffen wörtlihe Faſſung beachten. Andererjeits darf ſich aber auch die Prefpolizeis 
bebörde durch die Furcht vor der öffentlihen Kritif oder durch die bloße von ber 
bisherigen AJurisprudenz der Gerichtshöfe noch nicht unterjtügte Möglichkeit einer 
anderen Anſchauung der Gerichte in ihrem für berechtigt erachteten Vorgehen nicht 
beirren laſſen; fie ſteht mit demfelben auf gefeglihem Boden und, fo lange dieſes 
ber Fall, fann ihr ein begründeter Tadel um fo minder werden, als es eine all: 
gemeine Pflicht der Polizeibehörde ift, Gefegesverlegungen zu verhüten und zu 
unterbrüden, und daher audy die Prefpolizeibehörde die Pflicht hat, von ber ihr 
durch $ 8 des Preßgeſetzes eingeräumten geſetzlichen Befugniß Gebraud zu machen, 

Blos tendentiöfe Beichlagnahmen von Prekerzeugniffen in der Nbficht , die— 
ſelben zu ruiniren oder die verfajfungsmäßige Preßfreiheit zu beeinträchtigen, find 
bem Geſetze fremd und daher ber Regierung unwürdig, deshalb auch bei ſtrengſter 
perfönliber Berantwortlichfeit der Preßpolizeibeamten zu unterlaffen. 

Die gleihe Verantwortlichfeit müßte foldye Prekpolizeibeamte treffen, welche 
bie Beftimmungen des $ 8 des Preßgeſetzes außer Acht laflen würden, insbefondere 
bann, wenn fie ſich weigern follten, die polizeilihe Beſchlagnahme nach Ablauf von 
acht Tagen dann wieder aufzuheben, wenn binnen bdiefer Zeit ein ſtrafgerichtliches 
Verfahren nicht wirklich eingeleitet worden ift. In dieſer Beziehung, fowie über: 
haupt in allen übrigen durch die neuere Geſetzgebung nicht alterirten Beziehungen 
find die im Geiſte der verfaflungsmäkigen Prekfreibeit feftgeftellten Gefichtspunfte 
und Beflimmungen ber Entſchließung des k. Etaatsminijteriums des Innern vom 
14. Juni 1859 Nr. 12175 auch fernerbin maßgebend. 

Die Kreisregierungen haben nach diefen für das Berichtigungswefen und 
für die Beichlagnabmen gegebenen Andeutungen bie untergebenen Behörden, be: 
iehungsweife die Preßpolizeibehörden gleichfalls geeignet zu inftruiren und ſelbſt 
Re: zu verfahren. 

Gegen die Bekanntmachung bdiefer Entſchließung durch die Kreisamtsblätter 
befteht Fein Anftand. 


Münden, den 9. Juli 1868. 

Die Polizeibehörden find nicht minder befugt, jede Schrift, welche 
haufirt oder auf den Straßen ober öffentlichen Plätzen ausgeftreut, anges 
boten oder angeheftet wird, fogleih mit Beſchlag zu belegen, wenn babei 
den Art. 37—41 d. ©. vom 17. März 1850 zumwidergehandelt wurde. 

(Art. 42 diefes Geſetzes.) 


BSuchdrukereien, Lithographien und fonftige zur Verviel- 
fältigung von iften ꝛc. dienende Anflalten. 


So weit es fih um die Gründung von Bucdrudereien, litho— 
graphiſchen Anftalten 2c., um Feſtſetzung ihrer gewerblichen Verhältniſſe 
u. dgl. handelt, find die gewerbspolizeilihen Beftimmungen maßgebend, 

In Bezug auf die preßpolizeilihe Beauffichtiguug diefer Anftalten 
find? $ 1 d. ©, vom 4. Juni 1848, Freiheit der Preſſe und des Bud): 
handels, dann die Beltimmungen d, ©. vom 17. März 1850, die an 
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die Stelle der aufgehobenen 85 2, 4—7, 10—36, 49 unb 50 getre: 
tenen Beftimmungen des &t.G.B. anwendbar, insbefondere die Art. 9, 
37, 39—42, 43, Abf. 6, 45 und 51 d. ©. vom 17. März 1850, 


Teihbibliotheſten. 


Die Gründung von Leihbibliotheken iſt nach dem Gewerbegeſetz vom 
1. Juni 1868 an eine obrigkeitliche Conceſſion nicht gebunden. 


Einſendung literariſcher Werke an Seine Majeflät den König. 


Ungeachtet des oftmals kundgegebenen Befehls, daß an Seine 
Majeſtät den König Zuſendungen literariſcher Werke, Manufcripte, Kunft: 
ſachen und dergl. Gegenſtände ohne vorher eingeholte und er— 
haltene Bewilligung nicht ſtattfinden dürfen, erfolgen von Zeit zu 
Zeit noch ſolche Einſendungen. 

Seine Majeſtät der König haben deshalb anzuordnen geruht, 
daß von derlei Einſendungen wiederholt abgemahnt, die dagegen beſtehende 
Vorſchrift durch Bekanntmachung in den Kreisamtsblättern und in ge— 
eigneten Tagblättern eingeſchärft, und ſolche Veröffentlichung wenigſtens 
je einmal des Jahres erneut werden ſoll. 

Die Diſtriktspolizeibehörden haben demnach für die periodiſche Ver— 
öffentlichung dieſes Verbotes Sorge zu tragen und hiebei namentlich zu 
bemerken, daß im Falle der Nichtbeachtung der gegebenen Vorſchrift die 
Einſender die Rückſendung ihrer nicht vorher allerhöchſt geſtatteten Vor— 
lagen auf ihre Koſten zu gewärtigen hätten. 

(RA. vom 31, Mai 1856, K. A.Bl. ©. 759.) 


Einfendung von Pflidfexempfaren. 


Zum Vollzug des Gefeßed von 28, Juni 1865, G.Bl. ©. 66, 
zum Schutze der Urheberſchaft an literarifhen Erzeugnifien und Werten 
der Kunit, beftimmt die E.M.E. vom 27. Mat 1866, K. A.Bl. ©. 568: 

1) Die Pflihteremplare find bei der Herausgabe der Werke der Lite 
ratur und Kunſt von den Abgabepflichtigen an die k. Stadtcoms 
miffariate, bezw. Bezirfsämter abzuliefern. 

Diefe Behörden find beauftragt, ſowohl durd öffentlihe Bekannt: 

mahung als durd, Circularverfügungen die Buchhandlungen, Kunft: 

und artiſtiſchen Anftalten fowie die Betbeiligten wifjenfchaftlicher 

Vereine von diefer Anordnung in Kenntniß zu ſetzen. 

2) Die Stadtcommiffäre zc. haben über bie eingelieferten Werke Empfang: 
beftätigung zu ertheilen, die Pflichteremplare während bes laufenden 
Quartals zu fammeln, nad Umfluß des Quartals zu verzeichnen 
und bis 15. des folgenden Monats an die Regierung einzuſenden. 


Dreinndzwanzigfier Abſchnitt. 
ZandeSsceultur, 


Diefe Rubrik umfaßt die gefammte Thätigkeit der Verwaltung für 
Hebung der Urproduction, für Förderung der volkswirthſchaftlichen In: 
terefjen in dem Umpfange der Landwirthſchaft. 

Auf diefem Gebiete handelt die Staatsregierung nur in einzelnen 
Zweigen anordnnend und befehlend; in dem bei weiten größeren Theile 
ber bier einfchlägigen Angelegenheiten beſchränkt ſich die Thätigkeit der 
Regierung in Geſetzgebung und in der Verwaltung darauf, die Hinder— 
nifje zu bejeitigen, weldye einer möglichſt hoben Entwidelung der Boden 
benügung, der Production entgegenitehen, fie beſchränkt ſich auf Anregung 
zu nüglichen Unternebmungen, auf Verbreitung landwirtbichaftlicher Kennt: 
niffe, auf Aufmunterung zum beileren, rationellen Betrieb der Lands 
wirthſchaft. 

Faſt in keinem Gebiete der Staatsverwaltung hat die neuere Legis— 
lation ſich ſo reichhaltig geſtaltet, als für Förderung volkswirthſchaftlicher 
Intereſſen, und der Aufſchwung, den die Landwirthſchaft in Bayern unter 
einer weiſen Geſetzgebung in den letzten 20 Jahren und unter dem be— 
lebenden Einfluſſe der erweiterten Abſatzgelegenheiten genommen hat, iſt 
uuverfennbar. 

Die Diftriftspolizeibehörden müſſen fih demnach berufen fühlen, 
vor Allem auf diefem Felde ihre volle Thätigkeit zu entwideln und ihren 
Einfluß mit Umfiht, Wohlmollen und Ausdauer geltend zu maden, um 
jene auf die Wohlfahrt des Staats fo einflußreichen Zwecke zu erjtreben, 
die den beftehenden Oefegen und Berordnungen zur Grundlage dienen, 

Das reichhaltige Material diefes Abfchnittes fol zur Gewinnung 
größerer Ueberfiht in folgenden Unterabtheilungen dargelegt werden: 

I. Organe für Berbreitung landwirthſchaftlicher Kennt: 
niffe und Förderung der Landwirthſchaft. 
Il. Landwirthſchaftliche Geſetze. 
III. Eredit: und Verſicherungsanſtalten. 
IV. Berordnungen zur Förderung ber Landwirthſchaft. 
V. Feldpolizeilihe Strafbeſtimmungen. 
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I. Organe für Verbreitung landwirthſchaftlicher Kenntniſſe. 


1. Landwirthſchafts- und Gewerbsſchulen. 


Nach A. V. vom 16. Febr. 1833, Döll. IX. S. 1509, ſollen 
durch die Gemeinden oder Kreiſe techniſche Lehranſtalten für den Unter— 
richt in landwirthſchaftlichen und Gewerbsgegenſtänden errichtet werden. 

Ihre Tendenz iſt vorzugsweiſe darauf gerichtet, den Gewerbsbetrieb 
mit der Kunſt zu vereinigen und auf eine concurrenzfähige Höhe zu heben. 

Die Staatsregierung beſchäftigt ſich im gegenwärtigen Augenblicke 
mit Reorganiſation dieſer Anſtalten. 


2. Die landwirthſchaftliche Centralſchule zu Weihenſtephan. 
A. V. vom 10. Juli 1865, R.Bl. 834, die landwirthſchaftliche 
Centralſchule Weihenſtephan betr. 


3. Neben dieſer Centralſchule beſtehen in Gemäßheit der A. E. 
vom 29. Jan. 1847, Döll. ibid. S. 441: | 
a) Aderbaufhulen zu Triesdorf und Schleißheim. 
Ueber ihre innere Einrihtung, Disciplin sc. vergl, Döll. XXIV. 
S. 441 ff. 
Die neuen Sabungen bdiefer Schule mit Disciplinarordnung vom 
2. Mai 1857, KABEL 1857 ©. 1193 ff. 
Ueber unentgeldlihe Aufnahme armer Zöglinge in die Ackerbau— 
fchule zu Triesdorf, f. $ 12 dafelbit. 
b) Kreisaderbaufhule zu Landshut feit 1854. 
e) Kreis, Wiefen- und Aderbaufhule zu Pfrentich, im 
Regierungsbezirte Oberpfalz und Regensburg feit 1. Dct. 1855. 
d) Landwirthſchaftliche Kreiserzichungsanftalt zu Lichten— 
hof bei Nürnberg. Ihre Sabungen, K. A.Bl. 1854 ©, 651. 
e) Eine landwirthſchaftliche Abtheilung der Landwirth— 
ſchafts- und Gewerbsſchule zu Freifing und Würzburg. 


4. Landwirthſchaftlicher Unterricht an Muſterwirthſchaften. 


In jedem Kreiſe ſind einzelne Gutsbeſitzer bezeichnet, deren Guts— 
wirthſchaft muſterhaft betrieben wird, und bei denen landwirthſchaftliche 
Eleven Aufnahme und Verpflegung finden, um ſich zu tüchtigen Ober— 
knechten und Baumeiſtern heranzubilden. 

(ME. vom 11. Mai 1848 u. ff., Döll. XXIV. ©. 447 — 457.) 

Ferner bezieht ſich hieher ein Ausſchr. ber mittelfr. Regierung vom 
20. Dez. 1860, K. A. Bl. 1861 ©, 1863 ff. 

a. das landwirthſchaftliche Fortbildungsweſen: 
1) in den Schulen, 
2) die Leſe- und ſogenannten Ortsvereine, welche bezwecken, durch 
Vorleſung und Beſprechung von landwirthſchaftlichen Aufſätzen 
im engeren Kreiſe der Landwirthe einer Gemeinde den Sinn 
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für landwirthſchaftliche Verbeſſerungen ꝛc. zu heben und nüßliche 
Kenntniffe zu verbreiten, 
b, Unterricht in ber landwirthſchaftlichen Buchführung. 
(Lith. RE. vom 24. Dez. 1857 Nr. 10,963.) 
e. Wiefenbau:Unterridht, Wieſenbauſchule: 
1) alljährlicher Lehrcurs in Triesdorf durd den Eulturtechnifer 
(conf. Ausſchr. mit Lehrplan im K.B.BL. 1861 ©. 1761); 
2) eine Wiefenbaufhule für Unterfranken und Nichaffenburg 
in Würzburg. 
Vergl. hiemit die Entſchließung des Eultusminifteriums vom 2. Mai 
1868, C.M.Bl. ©. 107, den landwirthſchaftlichen Yortbildungs : Unter: 
richt betr. 


5. Der landwirthichaftliche Verein in Bayern, 


Die Sabungen des feit 1810 beftehenden Vereines find in revi— 
dirter Faſſung unterm 9. Nov. 1850, R.Bl. ©. 881, publicirt worden, 
bie neueften revidirten Satungen bes Vereins find in der M,Bel, vom 
11. Nov. 1862, RB. ©. 2474, veröffentlih worden. 

Seine Aufgabe ift Belebung und Vervolllommnung der Landwirt: 
haft in ihrem ganzen Umfange; die Thätigfeit des Vereins umfaßt dem: 
nad neben dem Nderbau und der Vichzucht auch den Wald-, Gurten: 
und Weinbau, die Seiden-, Fiſch- und Bienenzucht, fowie die mit der 
Landwirtbichaft gewöhnlich verbundenen Gewerbe. 

Alle Perfonen, welche durh Kenntniß, Neigung, Stellung ober 
Wirkſamkeit dem Vereine nüßlich werden zu können glauben, fönnen als 
Mitglieder aufgenommen werben. 

Für jeden Polizeibezirt des Königreichs, in welchem ſich mindeftens 
10 Mitglieder befinden, foll ein Bezirks: Comite — in der Negel am 
Sitz der Diftriftspolizeibehörde — gebildet werben. 

Für jeden Negierungsbezirt befteht in ber Kreishauptitadt ein 
Kreis:Comite und für die Geſammtvereine ein General-Comité in München. 

(Vergl. U. V. vom 14. Febr. 1854, RB. ©. 184, bie Bildung 
der Kreid:Comite's. ) 
(A. V. vom 12. Febr. 1855, R.Bl. 1855 ©. 145, Beiträge ber 

Schullehrer betr.) 

Die Vereinsbehörden haben innerhalb der Grenzen ihres Bezirks 
und jener ber gemeinfchaftlihen Vereinsfagungen eine vollftändig freie 
Bewegung. 

Sie find zur ſelbſtſtändigen Vertretung der Tanbwirtbichaftlichen 
nterefien bei den betreffenden Staatsbehörden mittels Erftattung von 
Gutachten, ſowie mitteld Vorbringung von Wünſchen, Anträgen und Be: 
ſchwerden berufen. 

Der Berein ift beftrebt, feinen Zweck namentlich durch Verbreitung 
guter Schriften, durch Herausgabe eines Bereinsblattes, in welchem alle land» 
wirtbichaftlichen Intereffen, alle neueren Erfahrungen und Verbefferungen 
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auf dem Gebiete der Landwirthſchaft befprodhen werben, zu erreichen, und 
außer ber Belehrung auch durch landwirthſchaftliche Feſte, durch Preife 
für ausgezeichnete Leitungen aufmunternd zu wirken, 

Alle für die Landwirtbichaft wichtigen Erlaffe ber Etellen und 
Behörden find an die k. Regierung einzufenden und in das Centralblatt 
bes Vereins aufzunehmen. 

(Lith. RE. vom 4, Febr. 1853, Nr. 40,452.) 

Abhaltung landwirthſchaftlicher Feſte an Sonn= und Feiertagen 
mit Vermeidung der Störung der Kirchenfeier. 

(Lith. RE. vom 2. Sept. 1851, Nr. 37,638.) 

Herftelung authentiſcher Marktverzeichniffe für den landwirthſchaft— 
lihen Kalender. (Lith. R.E. vom 4. Dez. 1850, Nr. 6440.) 

Aufgabe der Diftriftsverwaltungsbeamten it e8, zur Verbreitung 
diefes Vereins und feiner gemeinnüßigen Beftrebungen nach Kräften mit: 
zuwirfen, insbefondere in allen die Landescultur betreffenden Angelegen: 
heiten die Erinnerungen und Gutachten der Bereinsorgane zu erholen, 


II. Landwirthſchaftliche Gefebe, 
A. Aeltere Geſetzgebung. 


In den letzten Jahrzehnten des 18. Jahrhunderts begann die 
geſetzgeberiſche Thätigkeit für Ordnung des Landesculturweſens, wozu 
vorzugsweiſe: 

a) die Trockenlegung von Möſern und Filzen, 
b) die Vertheilung der öden Gemeindegründe zur Cultur, 
e) die Zweimädigmachung der Wieſen, der Anbau der Brache, 
d) die Zertheilung großer Höfe, Bemeierung der öden und ber Zu: 
baugüter, 
e) die Bewilligung zum Häuferbauen und zu Anfiebelungen, 
f) die Verbeſſerung der Zehentordnungen, 
g) Theilnahme am Gemeinderchht, 
h) Beihränfung der Weide und dergl. 
gerechnet wurden, 

Die Mandate vom 24. März 1762, 5. Juni 1772, 2. Juni 
1773, 7. Nov. 1783 u. m. betreffen nicht allein die Regelung einzelner 
Sandesculturgegenftände, ſondern normiren auch die abminiftrative Com: 
petenz für die Beſcheidung von ulturftreitigkeiten, 

Das Generale vom 10. Nov. 1790 vereinigt die bis dahin er: 
laffenen Verordnungen in ein Ganzes. (M.G. VI ©. 204 — 210.) 

Die Inftruction vom 23. Sept. 1799 für die hurfürftliche Landes 
direction weifet die Judicatur im allen Streitigkeiten über die Eultur 
öder Gründe, Aufhebung der Brache, Zweimädigmahung der Wiefen ıc. 
in zweiter und letzter Juſtanz dev Landesdirection zu. 

Verordn. vom 5. Febr. 1803, RD. ©, 146, gibt eine Inftruction 
über das Verfahren bei Gemeindetheilungen. 
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Die Inftruction vom 17. Juli 1808, R.Bl. ©. 1649, weifet bie 
Entfheidung über Eulturftreite in zweiter Inftanz an die General-Kreis— 
commiffariate. 


Einführung der bayerifhen Culturmandate: 
&) im ehemaligen Fürſtenthume Ansbach, 23. März 1807, DU. XIV. 
©. 378, 
b) im ehemaligen Fürftentbum Bayreuth, 17. April 1812, ibid. ©. 387, 
ce) im ehemaligen Fürftbistgum Bamberg, 11. Juni 1807, ibid. ©. 388, 
d) im ehemaligen Fürftentbum Eichftädt, 10. Juni 1806, ibid. ©. 389, 
e) in Neuburg und Sulzbach, 3. Januar 1789, ibid. ©. 403, 
f) in Schwaben, 18. Mai 1804, 27. März 1806, ibid. ©. 409. 
Bon mittelbarem Einfluß auf die Hebung der Landwirthſchaft 
waren die Einführung des Hypothekengeſetzes 1822— 1825, das Grunde 
fteuergefeß vom 15. Auguft 1828 und das damit in Verbindung ftehende 
Dperat der Qandesvermefjung und Bonitirung, die Gründung des deutjchen 
BZollvereines, die Gründung von Greditvereinen ꝛc. 


B. Nenere Gejesgebung. 


Allein von dem weſentlichſten Einfluffe ift die neuere Gefeßgebung 
feit 1848, und bier find jpeciell aufzuführen: 

1. Das Geſetz über die Aufhebung ber ftandes: und 
gutsherrlihen Gerichtsbarkeit, dann die Aufhebung, Fixi— 
rung und Ablöfung der Grundlaften vom 4. Juni 1848, 

Diefes Geſetz erfceint als der eigentlihe Anfangspunft einer von 
feudalen Hemmniſſen befreiten Bodenbenügung, als der Zeitpunft, von 
dem fih in Bayern der höhere Schwung landwirthſchaftlichen Betriebes 
batirt. 

Die Grundſätze des Geſetzes find folgende: 

Die ſtandes- und gutöherrlihe Gerichtsbarkeit und Polizeigewalt 
geht an den Staat über. 


Ob in Folge der Aufhebung der Mediatgerichtsbarfeit durch das Recht ber 
Gutoherrn (Beri.Beil. VI. $ 96) die Verwaltung umd Guratel über gewiſſe Stif— 
tungen aufgehoben worden it, ſcheint zweifelhaft, 

Bergl. Pögl, Verf. Recht Aufl. 1851 ©. 167. 

Vergl. M.E. vom 14, Juli 1849, Döll. XXI. ©. 241. 

Der Perfaffer glaubt, daß bier zwifchen Uebung der Guratel und bem 
Rechte eine Stiftung zu verwalten unterichieden werben muß. 

Die Hebung ber Guratel ift Ausflug der verliehenen Aurisdiction, mit dem 
Wegfall der Letztern muß aud die Ausübung ber Euratel von Eeite ber Gute: 
berin in Wegfall fommen, 

Das Recht, eine Etiftung zu verwalten, fteht aber außer allem Zufammens 
bang mit der Gerichtöbarfeit. 

Wenn demnad ein Gutsberr das Mecht, eine Stiftung zu verwalten, burch 
Privatrechtstitel, durch die Stiftungsurkfunde, oder durch Herkommen, oder in font 
anerkannter Weiſe befigt, fo kann ihm dieſes Verwaltungsrecht auf Grund bes 
Gef. v. 4. Juni 1848 um fo weniger entzogen werben, als die Verordn. v. 6. Mai 
1817, Döll. XL ©. 1185, ſolche befondere Verwaltungen ausbrüdlih anerkennt. 
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Alle Naturalfrohndienſte, mit Ausnahme jener gemeſſenen Dienſte, 
wofür unter alternativem Vorbehalt der Naturalleiſtung ein beſtimmter 
Geldbetrag erhoben werden konnte, werden ohne Entſchädigung aufgehoben. 

Die Erhebung des Beſthauptes ceſſirt ohne Entſchädigung. 

Der Blutzehent, der noch nicht zur Erhebung gekommene Neubruch— 
zehent und der Kleinzehent, — ſoferne er nicht ſeit 30 Jahren zu Recht 
beſteht — hören ohne Entſchädigung auf. 

Alle rein perſönlichen, nicht auf Grund und Boden haftenden Ab— 
gaben ceſſiren ohne Entfhädigung. 

Die Weide auf Aedern während ihrer Fructification und auf Wiefen 
während der Hegezeit wird ohne Unterfdyied, ob fie auf Herkommen, Ber: 
jährung und darauf gegründeten Titeln oder auf Verträgen beruht, ohne 
Entfhädigung aufgehoben, die Ablösbarkeit der Weiderehte im Princip 
ausgefprocden. 

Die nicht aufgehobenen Gefälle der Stiftungen, Communen und 
Privaten gehen auf Berlangen ber Berechtigten an die Ablöfungstafje 
des Staats über. 

Alle unftändigen Gefälle, Zehenten und Befißveränderungs- Ab: 
gaben find fofort zu firirenn. 

Das Firum des Zehents ift bei Ermangelung freier Uebereinkunft 
durch Schätzung zu ermitteln, 

Die firirte Zchentabgabe nimmt die Natur eines Bodenzinfes an, 

Die Heimfälligkeit der Teibrechtigen Güter hört ohne Entſchä— 
digung auf. 

Die Befibveräinderungsreihniffe find zu firiren; mit biefer Firi- 
rung erlifcht das Obereigenthum und confolidirt fi das Eigenthum in 
der Berfon der Grundbolden. 

Alle künftigen Verleihungen unter Borbehalt des Obereigenthums 
find gefeglich verboten. 

Holz:, Streu: und Forftrechte werben befonbers normirt. 

Alle firen Grundgefälle des Staates, der Privaten, Stiftungen 
und Communen find ablösbar. 

Alle Bodenzinfe find ablösbar. 

Alle übrigen firirten jährlichen Grundabgaben kann ber Pflichtige 
ganz ober theilweije ablöfen. 

Dauernde Laften, welde auf Grundrenten ruhen, werden zu Ka: 
pital angejchlagen und find durch Baarerlag des Kapitalmertbes oder 
in Ablöfungsihulbbriefen ablösbar. 

Die Firirung der Grundlaften wird von der Diftriftspolizeibehörde 
in Gemeinschaft mit den k. Rentämtern von Amtswegen nah ſumma— 
riſchem Verfahren vollzogen. 

Die Berufung gegen ihre Beſchlüſſe geht iunerhalb der 30tägigen 
Berufungsfrift an die Kreisregierungen, welche darüber collegial entſcheiden. 
(M.E. vom 3. Juli 1850.) 

Die Oberaufſicht des Miniſteriums iſt vorbehalten. Die durch die 


Landwirtbfchaftliche Geſetze. 765 


Firirung veranlakten amtlichen Verhandlungen find tar= und —— 
die Schätzungskoſten tragen die Parteien gleichheitlich. 

Das nähere Verfahren beſtimmt eine Inſtruction. 

Die VBollz.B. über Aufhebung der ſtandes- und gutsherrlichen Ge— 
richtsbarkeit. (Döll. XXII. ©. 244—300,) 

Vollz. V. zu Art. 7. Die Uebernahme von Grundgefällen auf bie 
Staatskaſſe. (ME. vom 17. Juni 1848, ibid. ©. 308.) 

Vollz. V. zu Art. 11. Bebentfirationen. 

(ME. vom 15. Febr. 1850, ibid. ©. 324.) 

Firirung der Handlöhne. 

(M.E. vom 5. Sept. 1848, ibid. ©. 330— 337.) 

Firirung unftändiger Grundlaſten. 

(ME. vom 17. Juni 1848, ibid. ©. 339 u. ff.) 

Uebernahme von Grundgefällen ꝛc. auf die Ablöjungstaffe. 

(M.E. vom 17. Juni 1848, ibid. ©. 356.) 
Der Bollzug des Ablöfungsgefeges bei geiftlihen Pfründen. 
(M.E. vom 19, April 1849 u. ff., ibid. ©. 364 u. ff.) 
Umwandlung der Örundrenten in Bodenzinfe und Annuitäten. 
(Vollz. V. vom 17. Juni 1848, ibid. ©. 371.) 

Ablöſungskaſſe des Staats. 

(Vollz. V. vom 28. Sept. 1848, ibid. ©. 378 u. ff.) 

Die Abgabe von Getreidegarben an Priefter und Meßner beruht 
in der Regel nicht im grund-, gerichts- und zehentherrlichen Berbande, 
fondern ift als eine aus dem pfarrlihen und Gemeindeverbande herrüh— 
rende Laft, als eine hergebrachte Ergänzung zur Suftentation der Pfarrer, 
Meßner oder Schullehrer zu betradpten, eignet ji deshalb zur Sub— 
fumirung unter Art. 1 b. Ziff. 10 des Gemeinde: Unagengefeges vom 
22. Juli 1819. (ME, vom 5. Mat 1849, ibid. ©. 302.) 

Berhältniß der Staatscuratel und Mitwirkung ber geiftlihen Ober: 
behörben bei Firationsverträgen binfichtlich der Grundgefälle und Zehenten 
von geiftlihen Pfründen. (M.E. vom 16. Mai 1850, ibid. ©. 312.) 

Würdigung bereits rechtsgiltig beftehender und vor der amtlichen 
Viration zu Stande gefommener Yirationen von Frohnen und Grund: 
gefällen durch die Firationsbehörben. 

(ME. vom 20. De. 1850, ibid. ©. 317.) 

Die Firation und Ablöfung von Käfegeldern. 

(M.E. vom 10. Oct. 1852, ibid. ©. 320.) 

Zulaffung von Anwälten zu den Verhandlungen über Firation und 
Ablöfung von Grundlaften, (M.E, vom 2. Nov. 1849, ibid. ©. 344.) 

Zuläfiigkeit der Erhebung von VBorladungsgebühren in Saden ber 
Grundlaftenfirirung und Ablöfung. (M.E. v. 2. Nov. 1849, ibid. S. 345.) 

Poſtporto in Fixations- und Ablöſungsſachen. (Eine Freiheit von 
Porto kann nicht geſtattet werden. M.E. v. 30. April 1850, ibid. ©. 347.) 

Adlöjung der Renten von zum Eijenbahnbau erworbenen Grund: 
ftüden, (M.E. vom 4. Scpt. 1849, ibid. ©. 355.) 
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Endtermin für Ueberweiſung der Grundrenten an den Staat auf 
30. September 1861 feſtgeſtellt. 

(Fin.Sef. für die VII. Finanzperiode Tit. I. $ 5 Ziff. 5.) 

Der Vollzug des Firirungsgefeges ift im Allgemeinen den Diftrikts: 
verwaltungsbehörden zugewiefen, — Zum Richteramt eignen fid: 

3) Recurfe gegen die Entfcheidung der Schäger, wenn durch Schätzung 
das Zehentfixum feitgeftellt wird. — Necursfrift 14 Tage, Be 
rufungsinitang Appell.Gericht. 

(DAE,. vom 16. De. 1851, Döl. XXIL ©. 327.) 
(DAE. vom 9. Mai 1851, RB. ©. 698.) 
Auch Necurfe gegen Handlohnsihäßungen gehen an das A.G.E. 

vom 16. Dez. 1851, R.Bl. 1852 ©. 79.) 

b) Wenn bei dem Gefchäfte der Ablöfung ftreitige Rechtsverhältniſſe 
vorkommen, find fie zur Austragung an den Civilrichter zu ver 
weifen. (M.E. vom 19. Dez. 1848, ibid. ©. 351.) 

c) Wenn das Recht oder der Umfang dev zu firirenden Neichnifje be: 
ftritten ift, bleibt der Rechtsweg vorbehalten. 

Tragen über die Natur eines Neichniffes, über Ermittelung ber 
Eigenſchaft eines Gefälles, über Auläffigkeit der Ablöfung mit Rückſicht 
auf die Natur des Gefälls enticheidet die Verwaltung *). 

(DA.E. vom 26. April 1853, RB. ©. 618, vom 26. Oct. 1855 
©. 1157, vom 12. Jan. 1857 ©. 148, 14. Dez. 1857, R.Bl. 1858 
©. 7, 10. Jan. 1859 ©. 98, 133.) 

Ueber die Zuläffigfeit der Umwandlung der Zebentfire in Boden: 
zins entjcheidet die Verwaltung. 

(DAE. vom März 1856, RB. ©. 177, 12. Jan. 1857 ©. 137.) 

Ueber die beftrittene Nechtsgilttgkeit der außeramtlich abgeichloffenen 
Virationsverträge entſcheiden die Gerichte; diefe gerichtliche Entſcheidung 
ift präjudiciell für die adminiftrative Berlautbarung des Firationsvertrags. 

(O. A.E. vom 26. April 1853, RD. ©. 631.) 

DAE, vom 11. Nov. 1862, RB ©. 2550, Heiding® 
felder j. Pfarrei Burgoberbach. 

Zur Beurkundung von Grundlaftenablöjungs: Verträgen ift bie 
Errichtung einer Notariatsurfunde nicht nothwendig. 

(ME. vom 12. Juni 1867. Bl. f. a. Pr. XIII. 333.) 

Die amtliche VBerlautbarung der Firationsverträge iſt Verwaltungs: 
ſache. Wenn es fih um Berichtigung von Anjtänden über Acte handelt, 
welche die Verwaltung innerhalb ihrer Zuftindigkeit vorgenommen bat, 
fo ijt biezu gleichfalls nur die Verwaltung competent. 

Im gegebenen Falle handelt es fih um Annullirung einer irr— 
thümlihen Protofollirung, indem das Landgericht ald Verwaltungsamt 
die Summen, welde ald Bodenzing feftgeftellt waren, als Zehent— 
firum protofollirt hat. 


*+), Bl. f. a. Pr. VII. 81. 
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O.A.E. vom 23, April 1862, R.Bl. ©. 1851, die Feſtſtellung ber 
dur eine Zehentſchätzung erwachfenen Koften competirt zur Verwaltung. 

2. Das Foritgefeg vom 28. Mai 1852. Es wird hierüber 
in dem Abjchnitte XII. das Nöthige vorgetragen. 

3. Das Geſetz, die Aufhebung des Jagdrechtes auf 
fremdem Grund und Boden vom 4. Juni 1848, G.Bl. ©. 129, und 
über die Ausübung der Jagd vom 29. März 1850, G. Bl. ©. 118. 

Auch bierüber f. den befonderen Abſchnitt. 

4. Das Geſetz vom 28. Mai 1852 über die Ausübung 
und Ablöfung des Weiderehts auf fremden Grund und 
Boden berubt auf der Grundlage des Art.5 d G. vom 
4. Juni 1848. 

Es enthält im Wefentlihen folgende Beitimmungen: 

Die Weide auf Aeckern während ihrer Fructification und auf 
Wiefen während ihrer Hegezeit (1. April bis zur legten Orummeternte, 
wenn nicht an einzelnen Orten ein früherer Anfangs: und fpäterer End: 
termin feitgefeßt it) wird ohne Entſchädigung aufgehoben. 

Neu angelegte Wiefen bleiben von dem Scaftriebe während ber 
eriten 3 Jahre, von der Weide mit anderen Viehgattungen 5 Jahre 
nad Vollendung der Anlage gänzlich befreit. 

Gegen Tandwirtbfdaftliche Unternehmungen, woburd der Eigen: 
thümer den bisherigen Stand ber Eultur feines Bodens erhöht, fteht 
dem Weideberechtigten ein Einſpruch nicht zu. 

Dod muß dem Weideberedhtigten im Falle Bedarfs ber Durdytrieb 
durch die befreiten Grundſtücke gewährt, erforderlidhen Falls durch bie 
zuftändige Behörde eingewicfen werden. 

Von der Mehrzahl der betbeiligten Weidepflichtigen kann die Ab— 
löfung einer einfeitigen Weidedienftbarkeit, jedoch in der Negel nur für 
den gejammten Umfang eines zufammenhängenden Weidebezirts beantragt 
und zwangsweiſe durchgeführt werben, 

Kommt eine gütliche Vereinigung der Betbeiligten nit zu Stande, 
fo ift durch Schätzung der Rohertrag des Meiderechtes, und die Gegen: 
leiftung bes Berechtigten an den Belafteten, und der entjprechende Antheil 
an den Ausgaben für die Hut des Weideviches zu erheben, und hienach 
ber Reinertrag zu ermitteln, welcher als ftändige Jahresabgabe auf die 
weidepflichtigen Orundftüde als Neallaft zu übernehmen, aber ablösbar ift. 

Die Vertheilung auf die einzelnen Grundſtücke erfolgt im Wege 
gütlihen Ginverftändniffee, außerdem durch Entſcheid der Behörde. 

Der Eigentbümer eines Grundſtückes darf fernerbin Fein Weide: 
recht als Dienjtbarfeit beitellen oder bei Veräußerungen vorbehalten, 

Dem Rechte der Weidepflictigen auf Ablöfung anzutragen, können 
weder Berträge, noch Verjährung, noch Testwillige Verfügung, noch bereits 
früher erfolgte vechtskräftige Entſcheidungen entgegengeftellt werden. 

Auch bei gegenfeitiger Weidedienftbarfeit, bei welder fein Theil: 
nehmer ein größeres Recht auszuüben bat, als ihn nad Verhältniß ber 


- 


768 Sandescultur, 


Größe und Beſchaffenheit feines Hiebei betheiligten Grundbeſitzes treffen 
würde, kann jeber einzelne Theilnehmer jederzeit und ohne Entſchädigungs— 
pfliht aus der Weidegemeinfchaft treten; vorbehaltlid der Geftattung - 
des nöthigen Durchtriebes. 

Der Vollzug diefes Gefeßes und die Entjheidung der hiebei vor: 
fommenden Irrungen und Streitigkeiten liegt der Diftriftsverwaltungs: 
behörde in erfter, der vorgefegten Kreisregierung in zweiter und lebter 
Inſtanz unter collegialer Faſſung der Entfheidungen ob, 

DAE, vom 9. Mai 1851, R.Bl. ©. 404 und vom 28. Juni 
1851, RB. ©. 1007. Die Frage über die Feſtſetzung der Entſchä— 
digungsfumme für eine in ihrem Ertrage feftgefegte Weideberechtigung 
fteht der Aominiftration zu. 

O. A.E. vom 26. Oct. 1855, RD. ©. 1150. Wenn nidyt der 
Umfang, fondern nur die Art und Weije der Ausübung des Weiderechtes 
ftreitig ift, entjcheidet die Verwaltung. 

DAE. vom 23. März 1857, R.Bl. ©. 333. Ueber die Frage, 
ob ein unbeftrittenes Weiderecht während ber Fructification auszuüben, und 
wann ein Grundftüd als angebaut und fruchttragend zu erachten fei, 
enticheidet die Verwaltung. 

DAE. vom 15. März 1859, RB. ©. 337, Die Feftjegung 
der Entjhädigung für eine Weide, welche durch Eultur von Dedgründen 
entzogen wird, competirt zur Verwaltung. 

O. A.E. vom 26. März 1860, R.Bl. ©. 362. Auch Anlage 
von Wald gehört umter den Begriff der Eulturz die Frage, inwieferne 
zeitweilig das Weidereht der Eultur zu weichen habe, gehört zur Ab: 
miniſtration. 

Die Zuſtändigkeit der Gerichte bleibt außer den im F 27 und 32 
bezeichneten Fälen, der Differenzen unter Fideicommißbetheiligten und 
Differenzen mit Gutspächtern, noch vorbehalten *): 

a) bei Streitigkeiten über den Beitand des behaupteten Weiderechts, 

b) bei Streitigkeiten darüber, ob dasſelbe ein gemejjenes oder unge: 
meſſenes fei, 

ce) ob dasſelbe ein ausfhlieglihes ift, oder ob noch andere das Mit: 
hütungsrecht haben, 

d) ob es ein einfeitiges oder gegenjeitiges ift, 

e) zu welcher Art und Zahl von Weidevieh ein gemefjenes berechtigt, und 

f) ob und in welchem Mafe der Weideberechtigte zu Gegenleiftungen 
an ben MWeidepflichtigen verbunden ift, 

Die Entſcheidung diefer Streitigkeiten ift präjubiciel für die Durch— 
führung der Ablöfung von Weideredhten vor den Berwaltungsbehörben. 

DAE. vom 22. Dez. 1856, RB. 1857 ©. 49. Wenn ein 
MWeidereht nicht ald Servitut auf fremden Boden, fondern auf Grund 
des Eigenthums beanſprucht wird, entjcheiden darüber die Gerichte, 





*) Bl. f. a. Pr. X. 59. 
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Vergl. O. A. E. vom 24. Jan. 1859, RB. ©. 161. Keßler 
gegen von Wolfskehl, Entſchädigung. 

Die geſetzlichen Vorſchriften für die formelle Behandlung ſolcher 
Anträge, die Modalitäten der Schätzungen ꝛc. ſind im Geſetze ſo klar 
ausgeſprochen, daß eine weitere Erörterung derſelben nicht nothwendig 
erſcheint. 

5. Als eine geſetzliche Regelung bes im Geſetze vom 
4. Juni 1848 Art. 34 aufgeftellten Grundfages über die Sicherung 
ber auf ben Orundrenten rubenden Laften erfcheint ferner das Geſetz 
vom 28, Mai 1852: 

Die Sicherung, Firirung und Ablöfung der an bem 
Zehentrechte ruhenden kirchlichen Baupflicht betr. 

Ueber den Vollzug dieſes Geſetzes iſt oben Abſchnitt III. „Kirchen⸗ 
angelegenheiten“ das Nöthige erörtert worden. 

6. Das Geſetz über die gewerbsmäßigen Gutszer— 
trümmerungen vom 28. Mat 1852, G.Bl. ©. 293, iſt laut Einf. Geſ. 
vom 10. Nov. 1861, Art. 2 Ziff. 6 außer Wirkſamkeit geſetzt. Damit 
fallen auch die Vorjchriften über Führung von Namensverzeichniffen ber 
Güterdismembranten von ſelbſt hinweg. 


7. Von weſentlichem Einfluß auf die Hebung der Bodencultur 
wird vorausſichtlich das Geſetz vom 10. Nov. 1861, die Zuſam— 
menlegung der Grundſtücke betr., fein. 

8. Das Geſetz vom 28. Mai 1852, die Benübung bes 
Waffers, wird hier angeführt, dba es viele Beftimmungen enthält, bie 
wefentlih zur Hebung der Eultur beitragen, — Wegen feines Zufam: 
menbanges mit den Beltimmungen über Wafferbauten ift bei Tit. XI. 
die nähere Erläuterung gegeben worden. 


9. Dagegen ift das Gefek vom 28. Mai 1852, G. Bl. S. 456, 
über die Bewäjferungs: und Entwäfferungsunterneb 
mungen zum Zwecke ber Bobencultur, ein lediglich im Intereſſe der 
Landwirthſchaft erlaffenes Geſetz. 

Nach Art. 1 können Bewäſſerungs- und Entwäſſerungsunternehmungen 
zum Zwecke der Bodencultur, welche einen ungweifelhaften, überwiegenden 
landwirthſchaftlichen Nuten gewähren, fi) auf eine größere Bodenfläche 
erftreden und ohne Ausdehnung auf fremde Grundftüde oder zwangs— 
weife Entwehrung unbeweglihen Eigenthums nidyt durchführbar find, als 
Unternehmen für öffentliche Zmede erklärt werben. 

Bereinigen fi) zum Zwecke der Herftellung einer gemeinfhaftlichen 
Bewäflerungs: oder Entwäfjerungsanlagen mehr als 3 Grundeigenthümer, 
fo bilde n fie eine Genofjenfchaft, deren Rechte und Pflichten das Geſetz 
regelt." 

x Befteht der Zweck der Genofienfhaft in der gemeinſchaftlichen Be: 
wäſſer ung von Miefen, fo bildet der Genoſſenſchaftsausſchuß zugleich die 
Wiefenvorftandichaft. 
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Die Herftelungs: und Unterhaltungstoften der Anlage find von 
ben betbeiligten Grundeigenthüntern zu tragen. Die Beitragsverbindlichkeit 
zu den Unterhaltungstoften ift Neallaft der verpflichteten Grundſtücke. 

Den unbemittelten Theilnehmern joll die Theilnahme durd Ge: 
währung gering verzinslicher Vorſchüſſe oder Unterftügungen aus Eentral: 
fonds für Eultur oder aus Kreisfonds gewährt werden. 

Kann ein Unternehmen diefer Art nur durd Ausdehnung auf eine 
mehreren Eigenthümern gehörige Grundfläche ausgeführt werden, jo können 
bie widerſprechenden Orundbefiger zur Theilnahme gezwungen werden. 

Die Entfhädigung biefür wird nad den BVeftimmungen bes Er: 
propriationsgefeges vom 17. Nov. 1837 feitgeftellt. 

Die Widerfprehenden können überdies verlangen, daß die Ertrags: 
fähigkeit ihrer Grundſtücke unmittelbar vor der Ausführung und frübeftens 
5, fpäteftens 10 Jahre nad der Vollendung durch verpflichtete Sachver— 
ftändige gefchäßt werde. 

Ergibt fih hiebei, daß die Anlage ohne Berfchulden der wider: 
fprechenden Grundeigenthümer die Ertragsfähigfeit ihrer Gründe entweder 
nicht, ober doch nicht in entfpredhendem Maße erhößt, oder einen blei: 
benden Nachtheil zur Folge gehabt habe, fo Können jene Grundeigen— 
thümer von ben veranlaffenden Unternehmern im erften Fall den verhält: 
nigmäßigen Nüderfab des geleifteten Koftenbeitrags und der bezahlten 
Zinje, refp. die Aufhebung ihrer Schuld, und in letzterem alle aud) 
ben Erjaß des erwiefenen Schadens in Anſpruch nehmen. 

Die Verhandlung und Entjcheidung hierüber fteht ven Gerichten zu. 

Die Eigenthümer von Orundftüden, welde ihrer Gattung nad 
nicht zu jenen gehören, bezüglich welder das Unternehmen höhere Er: 
tragsfühigkeit bezwedt, oder deren befondere Benützungsweiſe für ben 
Eigenthümer von größerem wirtbfchaftlihen Intereſſe ift, als die burd) 
die Anlage beabfichtigte Berbeflerung, können nit zur Theilnahme ge: 
zwungen werben, 

Iſt außer diefem Falle die Entwehrung unbeweglihen Eigenthums 
nothwendig, fo findet das Erpropriationsgefeg Anwendung. 

Für die Zuftändigfeit und das Berfahren gibt das Geſetz in Art. 
23—46 umfajfende Borfchriften. 

Im Allgemeinen ift die Verwaltung zur Beiceidung ber hier 
vorkommenden Anträge competent. 

Die Genoſſenſchaft, welche eine Bewäſſerungs- und Entwäflerungs- 
anlage unternehmen will, bat ihre desfallfigen motivirten, mit Plänen 
belegten Vorſchläge ber Diftriftsverwaltungsbehörde vorzulegen. — Dieſe 
läßt durch jelbjtgewählte Techniker das Project nad) feiner Ausführbar: 
feit, nad Umfang und jonftigen maßgebenden Nüdfichten prüfen. 

Das Ergebniß diefer Prüfung wird der Diſtriktsverwaltungs— 
behörde übergeben, welche jofort nach öffentlicher Befanntmadhung und 
Geſtattung der Einfidytnahme der Verhandlungen durch die Betheiligten 
einen Termin zur förmlihen Inſtruction des Antrages unter Beiziehung 
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aller Betheiligten anberaumt, und über die im Art. 33 bezeichneten 
Punkte verhandelt. 

Auf Antrag der Parteien können wiederholt Sachverſtändige über 
die Ausführbarkeit des Unternehmens vernommen werden. 

Die geſchloſſenen Acten ſind der Kreisregierung zur collegialen 
Beſchlußfaſſung vorzulegen, welche entſcheidet: 

a) ob die beabſichtigte Anlage als ein Unternehmen der im Art. 1 
des Geſetzes bezeichneten Art zu erklären jei, 

b) ob der beantragten Zwangsabtretung von Grundeigenthum, 

e) ober der zwangsweifen Belaftung eines ſolchen mit Dienftbarkeiten 

Statt zu geben fei, 

d) ob und im melden Maße fremdes Wafjer oder Wafler aus öffent: 
lihen Flüſſen in Anſpruch genommen werden bürfe, 

e) ob und welche Orundbefiger zur Theilnahme an dem Unternehmen 
gezwungen werben follen, endlich 

f) ob hienach das Unternehmen in der beantragten und beziehungsweife 
bei der gepflogenen Schlußverhandlung feftgeftellten Weife, einfchließ: 
lih der Vertbeilung der Koftenlaft, oder unter welhen Mobifica- 
tionen es in Ausführung gebradyt werben dürfe, 

Iſt die Ausführbarteit des Bewäſſerungs- oder Entwäfjerungs: 
unternehmens durch die vorgängige Enticheidung einer ftreitigen Rechts: 
frage bedingt und unter Berufung hierauf Einſprache erhoben worben, 
welche durdy gütlihe Verftändigung nicht befeitigt werden Eonnte, fo ift 
bei Ertheilung der abminiftrativen Erlaubnig darauf binzumeifen, daß 
dadurch der gerichtlihen Entſcheidung über die privatredhtlichen Verhält— 
niffe nicht vorgegriffen werde. 

In allen zur abminiftrativen Zuſtändigkeit gehörenden Punkten 
entjheidet die nad den allgemeinen Competenzvorjchriften zuftändige Dis 
ftriftsverwaltungsbehörde in eriter, die Kreisregierung in zweiter und 
legter Inſtanz; da wo bie Kreisregierung in erfter Inſtanz entfcheidet, 
entſcheidet das betreffende Staatsminifterium in zweiter Inſtanz. 

Berufungstermin 30 Tage. 

10) Das Geſetz, bie landwirthſchaftlichen Erbgüter 
betr., vom 22, Febr. 1855, G. Bl. ©. 49, deſſen Tendenz darauf ge: 
richtet ift, größere landwirthſchaftliche Gutscomplexe zu erhalten und fie 
in ber Yamilie zu vererben. 

11) Das Geſetz vom 26. März 1859, die Gewähr: 
leiftung bei Viehveräußerungen. GB. ©. 33 hebt die in 
verſchiedenen Gebietstheilen beftandenen verfchiedenen, unter ſich wider: 
ſprechenden Geſetze und Statuten über Gewährleiftung bei Viehkäufen 
auf, und regelt biefe Materie volljtändig. 

Der Vollzug competirt zu den Gerichten. 

Es geſchieht des Geſetzes hier nur in fo ferne Erwägung, als bie 
Handhabung der im Geſetze aufgeftellten Grundfäge mittelbar der Land: 
wirthfchaft zu Gute kommen. 

49 * 
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12) Das Gefeh vom 28. Mai 1852, über den Uferfhub und 
Schub gegen Ueberſchwemmungen, G.BI. ©. 77. (Vergl. Abtheilung: 
„Waſſerbauweſen.“) 

13) Das Geſetz, die Entſchädigung der Vieheigenthümer für ihr 
im Tale des Ausbruchs der Rinderpeſt im Inlande getöbteten Thiere 
betr., vom 26. März 1867, G.Bl. ©. 70. 

14) Das Gejek vom 23. Februar 1868, G.Bl. ©. 336, die 
Anlösbarkeit der auf Grund und Boden ruhenden oder mit einer Ge 
werbsrealität verbundenen Ehehaftsverhältniſſe betr. 


IN. Credit: und Berfiderungsanftalten. 


1. Geſetz vom 11. Sept. 1825, die Erebitvereine der bayeri- 
ſchen Grundbeſitzer, G.Bl. ©. 72. 

Hiezu die A. V. vom 25. April 1826, die Einführung der Credit— 
vereine betr, R.Bl. 1826, ©. 414 u. ff. 

2. Die Hypotheken- und Wechſelbank iſt verpflichtet ?/, des 
Bankvermögens — 12,000,000 fl. zu Annuitätens Darlehen auf Grund 
und Boden zu verwenden. (Geſetz vom 1. Juli 1834, G. Bl. ©. 81 
und vom 15. April 1840, ©.Bl. ©. 61.) 

Aufftelung von Agenten für die Hypotheken- und Wechſelbank. 

(ME. vom 13. Juni 1836, Döll. XIV. ©. 2332.) 

Annahme ihrer unverzinslichen Banknoten bei den Staatskaſſen. 

(M.E. vom 15. Nov. 1836, idid.) 

Berechtigung der Bank, in nicht ftreitigen Nechtsangelegenheiten 
ihre Eingaben ohne Mitunterfchrift eines Anwalts bei Gericht zu über: 
geben. (M.E. vom 30. Sept. 1839, Dil. XXVIL. ©. 1231.) 

3. Die Stiftungen und Corporationen find verpflichtet ihre 
Geldkapitalien vorzugsweife auf Grund und Boden gegen verordnungs: 
mäßige bypothefarifche Verfiherung in der eriten Hälfte des Werthes 
auszuleifen. (U. E. vom 15. April 1841, Döl. XXVIU. ©. 348, 
lith. RE, vom 3. Sept. 1855.) 

4. Kreishilfstaffen. 

Stiftungsbrief vom 6. Juli 1828, R.Bl. ©. 378, Inftruction, bie 
Kreispilfskafje betr. (K. A. Bl. 1828 ©. 1117, KADL. 1832 ©, 257.) 

5. Hagelverfiderungsverein. 

(AU. V. v. 15. April 1840, RB. ©. 233, Statuten v. 15. April 1840, 

Döll. XXVIL ©. 348, M.E, v. 27. Mai 1857, LAD. ©. 775, 

Neuefte Satzungen von 1859, NA. vom 28. März 1859, K. A.Bl. 
1859 ©. 377.) 

Der Beitritt hiezu ift facultativ, aber bie Landwirthe find zum 
Beitritt in den Verein unter der Hinweifung aufgefordert, daß nur ber: 
jenige Landeigenthümer auf Bewilligung einer Collecte wegen erlittenen 
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Schauers rechnen dürfe, welcher bereit8 vor ber erlittenen Beſchädigung 
dem Hagelverfiherungsverein für Bayern beigetreten war. 

In allen Gemeinden des Königreiches follen vierteljährlich bie 
Statuten des Bereines, R.Bl. 1853 ©. 713, verkündet und ber Boll: 
zug diefer Anordnung durch die Diftriftspolizeibehörde bei den Gemeinde: 
vifitationen controlirt werden. 

Ueber Eontrole der Agenturbeftellungen 
(A. 2. v. 27. Juli 1853, RB. ©. 995 u. 1003, ME, v. 29, Dez. 

1859, RU. v. 3. Jan. 1861, K. A. Bl. 1861 ©. 29.) 
enthält zugleich eim Verzeichniß jümmtlicher in Bayern concefjionirten 
Hagelverfiherungsgejellichaften. 

In den Befühigungszeugniffen für die um Zulaſſung zu Agen- 
turen nachſuchenden Perſonen ift ausdrüdlid zu erwähnen: 

ob ber aufzuftellende Agent anfäffig, unbefcholtenen Rufes und im 

Befige der zu den Agenturgefhäften erforberlihen Kenntniffe und 

Solidität ift. 

Für die von den Gemeindeverwaltungsbehörden ausgeftellten Zeug: 
niffe dieſer Art ift die Contraſignatur durch die Diftriftspolizeibehörbe 
nothwendig. 

Vergl. Entfchliegung des Handels:Min, von dem Hagelverfiherungs: 
verein für das Königreid Bayern, bier Abänderung feiner Statuten betr. 
(KA BL. 1870 ©. 497, RU. v. 17. Det. 1859, K. A. Bl. ©. 1465.) 

Sejhäftsbetrieb der auswärtigen Aſſecuranzen: 

1) Kölner Hagelverfiherungsgejellihaft. 
(RA. vom 15. April 1855, ABI, ©. 381.) 
2) Magdeburger Hagelverfiherungsgefelichaft. 
(RA. vom 19. April 1856 ©. 541.) 
3) Conceſſionirung der Hageljhadenverfiherungsgejelihaft in Erfurt. 
(E. des Handelsminifteriums vom 12. Mai 1864.) 

6. Viehverfiherungsverein gegen Schaden an Pferben 
und Rindern (RM. vom 27. Juni 1848, ABl, ©, 59.) 

Nevidirte Sabungen des DVereins. 

(RA. vom 15. April 1852, Ertr.Beil, zu Nr. 32 des K. A. Bl.) 

7. Ueber Gründung von Biehleihfaffen. 

(M.E. vom 31. Dez. 1858.) 


IV. Verordnungen zur Förderung der Landwirkhſchaft. 


A. Eultur öder Gründe, 
I. Bertheilung von Gemeindegründen. 


Die PVertheilung von Gemeindegründen ift eine gemeinbliche An: 
gelegenheit, und richtet fich Tebiglih nad den Beſtimmungen ber Ge— 
meindeordnung. 
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2. Die beffere wirthſchaftliche Benübung ber Gemeinde— 
gründe *). 


Durch ME. vom 6. März 1854 ift die allmälige Eultivirung 
und befjere wirtbicdhaftlihe Benügung der Gemeindegründe angeregt. 

Die Motive und Zwecke der Entihliefung find: Erhaltung und 
Schutz des Gemeindeeigenthums, genaue Kenntnignahme von dem nod 
uneultivirten Areale, Zurüdführung der Hutpläte auf das wirkliche 
Bebürfniß. 

Hienach foll das übrigbleibende Areal fo viel als möglich, je nad 
Beichaffenheit des Bodens, der Eultur zugänglid gemacht und entweder 
durdy die Gemeinden felbft oder nach vorheriger Parcellirung durd Ein: 
zelne in Eultur gelegt, das alfo cultivirte Land zum Vortheil der Ge: 
meindefaffe verpachtet werben. 

Die Inftruction derartiger Geſuche, welde in Bezug auf ihre 
Nützlichkeit und Zmwedmäßigkeit vom Standpunfte ber landwirthſchaftlichen 
Intereſſen zu prüfen, und worüber gleihfalls die Organe des landwirth— 
ſchaftlichen Vereins zu hören find, ftcht der Diftriftspolizeibehörbe zu; 
ebenfo kommt ihnen die Genehmigung diefer Eulturvorfchläge zu. 

Ueber die Mitwirkung des landwirthſchaftlichen Comité's bei Unter: 
nehmungen dieſer Art. vergl. lit. RX. vom 20. Juni 1856 Nr. 30,628, 
vom 8. Aug. 1858 Nr. 36,904. 

Ein Zwang zur Eultivirung öder Gründe darf nicht geübt werden, 
und ift überhaupt den Gemeinden in der Frage, wie fie die Debgründe 
zur Eultur bringen wollen, die möglichft freie Bewegung einzuräumen, 


3. Benüßung und Bertheilung von Gemeindewalbungen. 


Die Vertheilung richtet fih nad) den Grundfäßen des Gem.Ed. 
Ueber die Benügung der Gemeindewaldungen vergl. ben Abſchnitt: 
„Forſt- und Jagdpolizei.“ 


Schlußbemerkung. 


In Bezug auf Abtheilung gebundener Güter, Befreiung der neu 
cultivirten Gründe von Zehent, auf grund: und zinsherrliche Verhält: 
niſſe, auf Ausübung culturſchädlicher Servituten, insbeſondere des Weide— 
rechts, Beförderung der Wieſencultur, Anbau der Brachfelder u. dergl. 
früher durch Verorderungen geregelte Verhältniſſe muß darauf hingewieſen 
werden, wie dieſe Angelegenheiten nunmehr durch das Ablöſungsgeſetz von 
1848 die Waſſer- und Weideablöſungsgeſetze von 1852 u. ſ. w. ihre 
geſetzliche Erledigung mit voller Berückſichtigung der landwirthſchaftlichen 
Intereſſen gefunden haben, ſo daß das frühere Verordnungsmaterial nur 
mehr der Geſchichte angehört. 


*) Bl. f. a. Pr. VIL 91. 
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B. Benügung eultivirter Gründe. 


Die unter Ziff. 1—8 aufgeführten Verordnungen und Bekannt— 
machungen enthalten feine zwangsweiſe durchzuführenden Bejtimmungen, 
fondern lediglich foldye Anordnungen, deren Beachtung den Staatsange: 
börigen burh Rath und Belehrung empfohlen wird. 

1. Feldwirthſchaft. 

Vergl. Döll. XIV. ©. 422 und Döl. XXVI. ©. 196. 

Gebrauh des Kuochenmehles als Dünger. 

(RE. vom 19. Sept. 1827, Döll. XIV. ©. 423.) 

Benügung der Gülle (8. Sept. 1834, Döll. XIV. ©. 425). 

Den landwirthſchaftlichen Unterriht an Mufterwirtbfchaften 

(vergl. Dil. XXVII. ©. 197). 


2. Öartenanlagen. 
Mandat vom 9. Nov. 1770, Döl. XIV. ©. 426, 


3. Baum: und Obftbaumzudt. 

Erhaltung von Linden, Eichen, Ulmen, Buden u. bergl. in und 
bei Ortſchaften. (ME. vom 29. Mai 1852, K. A.Bl. ©. 475.) 

B. v. 20. Juni 1826, die Baumzudht. (R.Bl. 1826 ©. 518.) 

Obſtbau in den Schulgärten zu pflegen. (Lith. RM. vom 12. 
Juli 1853, V. vom 31. Det. 1803, Dil. XIV. ©. 441.) 

Maulbeerpflanzungen. (Lith. RAU. vom 14. Dez. 1853, M.E. 
vom 3. Nov. 1838, Döll. XXVI. ©. 207 u. ff., B. vom 12. Ian. 
1789, Döll. XIV. ©, 451, Mandat von 1750 u. ff., Döll. XIV. 
©. 429—447.) 

Einführung der Wandergärtner. (Ausſchr. des Kreis: Comite 
bes Tandwirtbicdhaftl. Vereins von Mittelfr, vom 11. Nov. 1857, K. A.Bl. 
S. 1770.) 

4. Hopfenbau. 
Soll auf jede Weife gefördert und dazu ermuntert werben. 
(DU. XIV. ©. 448 u. ff., Döl. XXVIL ©. 203.) 


5, Anbau von Delgewädfen. 
M.E. vom 26. Nov. 1822, Dil. XIV, ©. 459. 


6. Tabaksbau. 
M.E. vom 29. Juni 1830, DöU, XIV. ©, 460 u. ff. 


7. Anbau von Safflor. 
Döll. XIV. ©. 460. 


8. Spergelbau. 
M.E. vom 15. Febr. 1802, Dil. XIV. ©. 461. 
9. Holzeultur und Holzfurrogate, 
Vergl. hierüber „Forſtpolizei“. 
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10. Weidenutzung. 


So weit es ſich bei ber Ausübung der Weide um ein beſtrittenes 
Weiderecht oder den Umfang des Rechtes nach geographiſcher Ausdehnung 
oder Art und Zahl des Viehes handelt, ſind die Civiljuſtizbehörden zur 
Entſcheidung competent. (Art. 48 d. ©. vom 28. Mai 1852, ©.BL. 
©. 623.) 

Das in feiner Berechtigung unbeftrittene Weiderecht unterliegt man 
cherlei polizeilichen Beſchränkungen. 


Durch das P.St. G. Art. 223 iſt mit Strafe bedroht: 


a) wer die Viehweide zur Nachtzeit ausüben läßt oder ausübt; 

b) wer das während der Nachtzeit im freien, in Hürden ober andern geſchloſſenen 
Räumen bleibende Vieh vor Eonnenaufgang auf bie Meide bringt, oder fpäter 
als eine Etunde nah Eonmenuntergang wieder eintreibt; 

c) wer Weidevieh, welches nicht während der Nachtzeit im freien, in Hürden 
ober andern gejchloffenen Räumen verbleibt, jpäter als eine Stunde nad 
Eonnenuntergang zu Stalle bringt, oder früher als eine Stunde vor Eommens 
aufgang zur Hut wieder austreibt. 

Eine Ausnahme tritt ein bei der Alpenweibe, und ber Weibe auf von allen 
Seiten umſchloſſenen Grumdftüden. 

Die Kreisverwaltungsfielle ift befugt, von dem Verbote ber Nachtweibe mit 
Nüdfiht auf bisheriges Herlommen Ausnahmen zu — und die zum Schutze 
gegen Beſchädigung und Mißbrauch erforderlichen Vorſchriften zu erlaſſen. 


Nach Art. 228 ſind ober- oder ortspolizeiliche Vorſchriften zur 
Vermeidung von Mißbräuchen bei der Einzelnhut auf ungeſchloſſenen, 
eigenen oder fremden Grundſtücken zuläſſig. 

Nah M.E. vom 4. Mai 1863, R.Bl. ©. 723, find bie Geſetze, Verord⸗ 
nungen und Minifterial: Anordnungen, welche zur Vermeidung von Mißbräuchen 
bei der Einzelnbeit auf ungeſchloſſenen, eigenen oder fremben Grundſtücken der: 
malen im Königreich beftehen, vom 1. Dct. 1863 in fo weit aufgehoben, als bas 
P.St. G. B. hiefuͤr oberpolizeiliche Vorfchriften als zuläffig erflärt. 

Die Verwendung fhulpflichtiger Kinder mit Verſäumung der Schul: 
pflicht zur Viehhut ift unterfagt. (Art. 224 ibid.) 

Wer Vieh, weldes weder durch genügenbe Umfriedung bes MWeibeplakes 
noch durch Anbinden an dem Austreten in fremde Grunbdftüde gehindert ift, ohne 
Hirten weiben läßt, ift firafbar. (Art. 224 ibid.) 

Wer in den Gräben, auf den Bölchungen oder Dänmen einer Staats-, 
Diſtrikts- oder funfimäßig gebauten Gemeinbeftraße Vieh treibt, ober abſichtlich 
weiben läßt, ift, infoferne nicht von Eeite ber Oberpolizei Ausnahmen zugelaflen 
find, ftrafbar. 

Endlich ift dur Art. 1 d. ©. vom 28. Mai 1852 — bie 
Meibeablöfung betr. — die Weide auf Aedern während ihrer Fruc— 
tification, und auf Wieſen während ihrer Hegezeit, ohne Entſchädigung 
aufgehoben, 

Ueber die Weide in Waldungen beftimmt Art. 43 des Forſtgeſetzes 
vom 28. Mai 1842, G.Bl. ©, 90: 


a) daß die Weide in Waldungen nur unter Aufficht eines Hirten ober 
Hüters ausgeübt werben dürfe; 
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b) daß Junghölzer, Schläge und Holzanflüge mit dem Eintreiben von 
Weidevieh fo lange zu verſchonen feien, bis die Beweidung ohne 
Schaden für den Nachwuchs geſchehen kann; und 

e) daß bei fehmel- (plänterweifem) Waldbetriebe von der Forſtpolizei— 
behörde die höchſte Zahl des einzutreibenden Weideviches zu be: 
ftimmen fei. 

11. Benübtung des Torfe. 

M.E. vom 21. Aug. 1837 u. ff., Dil. XXVIL ©. 291. 

Es ift von den vorgefeßten Behörden barüber zu wachen, daß ber 
Torfbau rationell geführt werde und nicht in Raubbau (Devaftation) 
ausarte, 

Daß die THätigkeit der Behörden biebei nur eine conciliatorifche 
fei, bedarf feiner befondern Erwähnung. 


C. Biehzucht. 


I. Allgemeine Beflimmungen. 

1. Der Handel mit Vieh und Getreide, mit inlänbifchen 
Bodenerzeugniffen und Rohſtoffen, ſowie mit den gewöhnlichen den Gegen: 
ftand des Wochenmarktverkehrs bildenden Gegenftänden ift freigegeben. 

Die Berehtigung ber Ausländer zum Handel mit den vorgenanns 
ten Gegenftänden wird im Verorbnungswege geregelt. (Art. 209 des 
P.St. G.) 

2. Durch Art. 100 des P.St.G. iſt es verboten, Thiere roh 
zu mißhandeln oder boshaft zu quälen. Zur Verhütung einzelner Arten 
von Thierguälereien können dur Verordnung befondere Vorfchriften ge: 
geben werben. 

Die M.E, vom 16. Juni 1839, ABl. S. 458, und bie fpäter 
folgenden oberpolizeilihen Erlaſſe können al® Verordnungen nicht er: 
achtet werben. 

3. Die Bereitung und ber Verkauf des Viehſalzes. 

(ME. vom 9. Juli 1847, Döl. XXVII. ©. 301 u. ff.) 


II. Befondere Bellimmungen. 
a) Rindviehzucht. 
(DU. XIV. ©. 590—603, Döll. XXVII. ©. 300—305.) 
Das Schwellen der Kühe, M.E. vom 21. Aug. 1851, Döll. XXVIL 
©. 305: 
1) das Verbot des Schwellens ꝛc. fol wo möglih in bie Localmarkt⸗ 
ordnungen aufgenommen werben, 
2) U V., die Hebung ber Rindviehzucht in den Gemeinden biesfeits 
bes Rheins betr. vom 4, Mai 1857, RB. ©. 661. 
Die Haltung der Zucdhtbullen durch die Gemeinden ift facultativ; 
ihre Befihtigung und Approbation durch den Thierarzt obligatorisch). 
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DAE. vom 2. Juli 1867, RB. ©. 872. 

Gemeinde Herbergtheim gegen S. wegen Haltung bes Gemeinde: 
zuchtftieres iſt ausgeſprochen: 

Den Vollzug der Verordnung vom 4. Mai 1857 reſſortirt zur 
Verwaltung. 

Wer ohne den durch Verordnung vorgeſchriebenen Er— 
laubnißſchein Zuchtſtiere, welche zur Benützung für die ge— 
ſammte Rindviehzucht einer Gemeinde beſtimmt ſind, zur 
Zucht verwendet, verfällt in eine Polizeiſtrafe. (Art. 221 
des P.St. G.) 

Für Mittelfranken ſind zur Förderung der Viehzucht Zuchtbullen— 
märkte eingeführt. (K. A.Bl. 1860 ©. 985, K. A.Bl. 1861 ©. 53.) 


b) Pferbezugt. 

Die U. V. vom 25. Nov. 1851, jedoch unter Vorbehalt des 
Art. 3 Abſ. 3, dann die U. V. vom 23. Oct. 1853, vom 5, Febr. 
1855 und 14. Yan, 1857 find aufgehoben durh k. A. V. vom 10. 
Sept. 1863, R.Bl. ©. 1546, die Landgeftütsanftalt für die Regie: 
rungsbezirke diesſeits des Rheins betr. 

Hienach iſt unter der oberſten Leitung des k. Staatsminiſteriums 
des Handels, F 38, eine k. Landgeſtüts-Verwaltung mit dem Site in 
Münden organifirt, welcher die obere Leitung und Verwaltung der ge: 
fammten Auftalt zufommt. — Diefe Landgeftütsverwaltung ift den Kreis— 
regierungen coorbdinirt, $ 47. Yür jeden Landgeſtütsbezirk, deren 3. 3. 
vier gebildet find, mit dem Sige in Münden, Landshut, Ansbach und 
Augsburg beftehen Bezirksgeftüts- Infpectionen, $ 40. 

Die Aufgabe der Anftalt ift: 

1) Verbefferung ber Pferdezudt, mit worzugsweifer Bedachtnahme auf 
die biefür am meiften geeigneten Landestheile; 

2) dauernde Bereblung der Pierbefchläge, wie ſolche ben Berhältnifien 
und Bebürfniffen der betreffenden Bezirke entſprechen. 

Diefer Zweck wird erftrebt: 

a) durch Aufſtellung einer gewifjen Anzahl vollkommen tüchtiger Be: 
fhälhengfte und deren zwedmäßige Vertheilung auf bie Beichäl- 
ftationen, 

b) durch Ueberwahung des Privatbefhälgefhäftes, 

c) durch Ertheilung von Ermunterungspreifen für vorzügliche Leitungen 
in ber Pferdezucht. 

Die $$ 6— 10 regeln die Benützung der Beihälftationen, der 
Sprunggelder zc., bie $$ 11—29 den Betrieb des Privatbefhälgefhäftes. 


In diefer Beziehung ordnet Art. 220 des P.St. G. an: 


Ver das Privatbefhälgefhäft, obne einen durch die Verordnung vorge: 
ſchriebenen Erlaubnißſchein erlangt zu haben, gegen Bezahlung oder jonftige Ber: 
gütung ausübt, oder den ihm angewieſenen Bezirk überſchreilet, unterliegt einer 
Beldfirafe bis zu 50 fl. 
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Die Privatbefhälhengfte müffen approbirt werden. Ihre Unter: 
ſuchung erfolgt dur eine tehnifhe Commiffion. 

Durh A. V. vom 13. Auguft 1867, R.Bl. ©. 953, ift unter 
theilweifer Abänderung der einſchlägigen Beftimmungen ber Berorbn. vom 
10. Sept. 1863, „die Zuerkennung von Ermunterungspreifen für ben 
Betrieb des Privatbefhälgefhäftes‘ angeordnet worden. 

Die Befiger folder approbirten Hengfte haben ein genaues Ber: 
zeichniß der während der Befchälperiode von dem Hengfte bebedten Stuten 
nad) einem vorgefchriebenen Formular zu führen, und basfelbe fammt 
dem Erlaubnißfhein fpäteftens 14 Tage nad beendigter Beſchälzeit ber 
Diftritsverwaltungsbehörbe ihres Wohnortes zu übergeben. 

Diefe Behörden haben die Scheine und Verzeihniffe zu fammeln, 
und längftens bis 1. Auguft jeden Jahres an die betreffende Geftüts- 
Infpection einzufenden, $ 26. 

Für die Mufterung der von Preisbewerbern vorgeführten Pferbe, 
für Zuerfennung ber Preiswürbdigkeit für verdienftliche Leiftungen in der 
Pferdezucht ift ein Sciebsgeriht von 5 Sadverftändigen zu ermwählen, 
welche der betreffende Diftriftsverwaltungsbeamte, mo möglid aus Anz 
gehörigen verſchiedener Drte des Bezirks zu wählen, und dur Abnahme 
des Handgelübdes zu verpflichten hat. 

Bon der Berufung in das Schiedsgericht find Preisbewerber aus: 
geſchloſſen, $ 35. 

Die Kreisregierungen, fowie die Diftriftsverwaltungsbehörben haben 
die Landgeftütsverwaltung bei dem Vollzuge der A. V. in jeder thunlicyen 
Weiſe zu unterftügen. Insbefondere liegt den Diftriftsverwaltungsbehörden 
ob, dahin mitzuwirken, daß die Beihälwärter ihren Dienftobliegenheiten 
nad den ertheilten Inſtructionen pünktlich nachkommen. — Sie haben 
von jeder zu ihrer Kenntniß gelangenden pflichtwibrigen Handlung ber 
Beihälwärter, ſowie von jeder Uebertretung oder Störung ber öffentlich 
befannt gemachten Beſchälordnung der vorgefegten Kreisregierung alsbald 
Anzeige zu machen, in jo weit nicht die erforberlihe Abhilfe im Beneh— 
men mit ber betreffenden Geftütsinfpection auf dem fürzeften Wege fofort 
getroffen werden kann. — Nicht minder haben fie der Ueberwachung bes 
Betriebs des Privatbefhälgefhäftes befondere Aufmerkfamkeit zuzuwenden. 

Ueber Gründung von Fohlenhöfen vergl. M.E, v. 18. Nov. 1856. 

Ueber Pferdekrankheit ſ. Medicinalpolizei. 


ec. Shafzudt. 

Unentgeldliche Abgabe feinwolliger Zuchtwidder aus Stammſchäfereien. 
(Dil. XXVU. ©. 335 u. fi.,-Döl. XIV. ©. 618—626, RA. vom 
25. San. 1855, A.Bl. ©. 109.) 

Nah RA. vom 23. Febr. 1859, K.A.Bl. ©. 264, haben bie 
Empfänger für einen Widder 5 fl. zu bezahlen. 

Die Vertheilung gefchieht durd das Kreis-Comité des Tandwirth: 
ſchaftlichen Vereines. 
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Ueber Schafkrankheiten ſ. Medicinalpolizei. 
d. Schweinezucht. 
(Vergl. Döll. XXIV. ©. 626 — 632.) 


e, Bienenzudt. 
(DU. XIV. ©. 636, Döl. XXVII. ©. 338.) 


f. Fiſchzucht. 

Wegen Hebung der Fünftlichen Fiſchzucht ſ. R.A. v. 12. Aug. 1855. 

Die dermal beftehenden Fijchereiorbnungen oder oberpolizeilichen 
Vorſchriften über die Zeit und Art des Fiſch- und Krebsfanges bleiben 
in Kraft. Zumiderhandlungen find durch Art. 231 des P.St. G., und 
was ben unberechtigten Fiſchfang betrifft, dur Art. 289 des St. G. B. 
unter Strafe verboten, 

Nach M.E. vom 26. Mai 1862, Nr. 10,843, find die dermal 
beftehenden Fiſchereiordnungen und Vorſchriften über die Art und Zeit bes 
Fiſch- und Krebsfanges, welche auf Geſetz, Verordnung oder Minijterial- 
anordnungen beruhen, ohne Ausnahme aufgehoben, und foll diefer Gegen: 
ftand durch oberpolizeiliche Vorſchriften der Kreisregierung geregelt werben. 

Abgefehen von den in Mittelfranken noch giltigen Altmühlordnungen 
und ber Ansbaher Wafferordnung vom 6. Sept. 1735 galt für Mittel: 
franfen eine ältere, durch oberpolizeilihen Erlaß der Regierung vom 
12. März 1856, K.A.Bl. S. 395, republicirte Fiſchordnung, welde 
jedoch durh M.E. vom 26. Mai 1862 außer Kraft gefeßt und durch 
oberpolizeilihe Vorſchrift der Regierung von Mittelfranten, K. d. %., 
vom 11. Juni 1862, K. A.Bl. ©. 1180, furrogirt worden iſt. — Die 
hauptſächlichſten Beftimmungen find: 

1. Object der Fischerei ift der Fiſch- und Krebsfang. 

2. Wührend ber Laichzeit dürfen Fifche und Krebſe nicht gefangen 
und nicht verkauft werben. 

Die Laichzeit ift: 

&) im Januar und Februar für bie Aalrutte, 

b) im März für den Rothfiſch, Kaulbarfh, Hecht, Varbe, Grundling, 
Schleie, Alent, Flußbrifffe, Kaulquappe oder Stint, 

e) im April für Barben, Grumdling, Hecht, Barſch, Kaulquappe, 
Huchen, Rothauge, Weißfiſch, Elrige, Schmerle, Alent, Diebel, 
Brachſe, Range, Karaufh, Rothfeder, 

d) im Mai für Amaul (Schill), Barben, Bari, Elrige, Alent, Plöße, 
Grundling, Hechte, Aeſchen, Giebel, Karpfe, Stichling, Schneider, 

e) im Juni für Aeſche, Alent, Karpfen, Schleie, Giebel, Karauſch, 

f) im Juli für Giebel, Karauſch, 

g) im Auguft für Aal, 

h) Ende Detober, November und Dezember für Aalraupe, Labs, 

i) Anfangs October bis Anfangs Februar für Forellen, 

Die Brütezeit der Krebſe fällt in den Monat März, April, Mai- 
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3. Zum Fiſchen ſollen nur Netze mit zwei Quadratzoll Maſchen⸗ 
weite verwendet werden. 

4. Hechte ſollen nicht unter 14, Forellen, Karpfen, Barben, 
Brachſen, Rutten und Aeſchen nicht unter 61/, Zoll Länge, die übrigen 
Fiſche nicht unter 4/, Pfund bayer. Gewicht gefangen werden. Eine 
Ausnahme findet bei den Grundlingen und Seklingen Statt. 

Krebje jollen nicht unter 10 auf das Pfund gehen. 

5. Das Fifhen mit betäubenden Ködern ꝛc. ift verboten. 

Die bei der verbotenen Art des Fiſch- und Krebsfanges gebrauchten 
Geräthe werben confiscirt. (Berge. St. G.B. Art. 289, 311, 313.) 


D. Brauntweinbrennereien. 


Schon durch A. V. vom 11. Febr. 1807, RB. ©. 297, und 
vom 26. Ian. 1808, RB. ©. 1808, ift den Landwirthen geftattet, 
aus landwirthichaftlihen Producten, Getreide und Kartoffel, Obſt und 
bergl. Branntwein zu erzeugen, vorbebaltlih der Vorfchriften über bie 
Entrihtung des Auffhlags und den Minutoverſchleiß. 

Durch U V. vom 29. Januar 1841, RB. 1841 ©. 110, ift 
biefe Production als freie Erwerbsart der Oekonomen bezeichnet. 

(Bergl. Döl, XXIV. ©. 634.) 

Dom Standpunkte der Gewerbeordnung vom 1. Januar 1868 
ift die Erzeugung von Branntwein an eine Gonceffion nicht gebunden. 

Bergl. ferner F.M.E. vom 20. Nov. 1865, ben Gebraud von 
Futterfchrotmühlen betr. und das Gefeh vom 16. Mai 1868, den Malz: 
aufſchlag betr, G.Bl. ©. 461 Art. 27. 


E. Feldpolizei. 

Die Handhabung der Feldpolizei war bisher nad dem Gemeinde— 
ediet als ein Attribut der Drtspolizei erachtet. Sie wurde auf dem 
Lande von dem Gemeindevorſteher geübt und das den ©emeinden ein: 
geräumte Strafreht lag in den Händen des Gemeindeausſchuſſes. 

Diefe Materie hat durd die neuern Straf- und Bolizeiftrafgefebe 
eine weſentliche Aenderung erfahren; und erjcheint hiedurch das gemeind— 
lihe Strafreht ganz befeitigt, aber aud im übrigen die Zuftändigfeit 
der Polizei wejentlih alterirt. — Die dermal geltenden Beitimmungen 
find in nachfolgender Darftellung verzeichnet. 


I. Schuß gegen Belhädigung des landwirthſchaftlichen Ligenthumes 
und Menſchſen. 


1. Felddiebftahl. (Art. 284 des St. G.) 
(Vergl. damit Art. 285 — 288 und 311—318 wegen Hehlerei.) 


2. Feldfrevel. (St.G.B. Art. 345, 346.) 
Wenn aud durch diefe Beftimmungen die bisherigen Zuftindig- 
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keiten der Gemeindevorſteher weſentlich alterirt worden ſind, ſo bleibt 
denſelben immer noch ein großes Feld der Thätigkeit. 

Erſtens wird es ihre Aufgabe fein, von dem geſetzlich eingeräumten 
Rechte polizeilicher Anordnungen einen entiprechenden Gebrauch zu machen, 
und jene Anordnungen zu geben, welde — foweit e8 auch noch außer 
den Beftimmungen des St.G.B. und P.St. G. nothiwendig fein follte — 
zum Schutze des landwirthichaftlihen Eigenthumes dienen. 

Zweitens verbleibet den Organen der Ortspolizei das große Ge— 
biet der Belehrung, Aufmunterung, Anregung zu wirthſchaftlichen Ver: 
befjerungen wie dies im Art. 116 de8 Gem.Ed. und in ben BB. zum 
Gem.Ed. Ziff. 197 u. ff. exemplificirt ift. 

Allein die Zwede der Feldpolizei und bie Verhütung von Yelb: 
freveln werben fid) nicht erreichen Iaffen, wenn die Gemeindebehörden 
nit von dem ihnen eingeräumten Necht, und bezicehungsweife der Pflicht 
zur Aufftellung von Flurern in einer wohlbemefjenen Weife Gebraud) 
machen. 

Bisher hat es nicht allein häufig bei den Gemeindebehörden an 
dem entſprechenden Eifer und an der nöthigen Unabhängigkeit zur Uebung 
einer ſtrengen unparteiiſchen Feldpolizei gefehlt, ſondern die Urſache 
einer höchſt verkümmerten Handhabung der Feldpolizei lag häufig in 
dem Grunde, daß die zu Flurern beſtellten Perſonen entweder von 
Hauſe aus unbrauchbar waren, oder durch ihre äußerſt geringe Be— 
zahlung in ein ſo durchaus abhängiges Verhältniß geſtellt wurden, daß 
von ihnen eine ſtrenge Pflichterfüllung kaum erwartet werden konnte. 

Die Gemeindeordnung vom 29. April 1869 Art. 141 verpflichtet 
die Gemeinden, zur Handhabung des Flurfhußes taugliche Perfonen 
aufzuftellen, 

Das Nähere fiche Gemeindeordnung. 

Die Gemeindeflurer find von der Diftriftspolizeibehörde eidlich 
zu verpflichten. 

Nicht berührt durch ben Inhalt des B.St.G. und St.G.B. iſt 
ferner die Zuftändigfeit des Gemeindevorftehers in Auffiht auf die Er: 
haltung ber Flur: und Markungsgrenzen, ebenfowenig das Inſtitut der 
Siebner, da die Giebnereiordnungen — foweit fie nidt Strafanord— 
nungen im MWiderfprud mit den Geſetzen vom 10. Nov. 1861 ent: 
halten — als Beftandtheile einer Tocalen Flurordnung zum Schuß bes 
Eigenthumes zu betradhten find. 


I. Schutz gegen Beſchädigung durd Thiere. 


Abgefehen von den Befhädigungen, welde durch unbefugte Weide 
zugefügt werben können, unterliegen die Erzeugniffe des Bodens häufig 
in Folge elementarer Ereigniffe der Beſchädigung durch ſchädliche Thiere. 

Der Art. 226 des P.St.G. räumt deshalb den Diftrifts- wie 
den DOrtsbehörben das Recht ein, die Grundbefiger bes Diſtrikts oder 
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bes Orts zu gemeinfchaftlihen Leiftungen zum Schuß der Fluren gegen 
derartige Befhädigungen — unter Strafe — zu verpflidhten, unb über 
bie Ausführung des Schutzes polizeilihe Maßregeln zu erlafjen. 
Selbftverftändlicd bleibt die Anordnung polizeiliher Borfchriften 
für den einzelnen gegebenen Fall den competenten Orts: und Diſtrikts— 
polizeibehörden vorbehalten; allein als Richtſchnur können die in biefen 
Fällen bereits allgemein erlaffenen Vorſchriften dienen, und zwar bes 
ftehen in dieſer Richtung Ausſchreibungen bezüglich nachfolgender ſchäd— 
licher Thiere: 
1. Befhädigung durch Feldbmäufe. 
(Berl. Döll XIV. ©. 663 u. ff.) 
Berwendung von Gift und Phosphor verboten. 
(M.E. vom 5. Juli 1847 und 15. Aug. 1848.) 
Bon Strychnin verboten. (RU. vom 23. Dez. 1859, K. A. Bl. 
©. 1854.) 
(Bergl. RA. vom 18. Nov. 1853, K.A.DL. ©. 690, M.E. vom 
13. Juni 1856, K.A.Bl. ©. 833.) 
Nenerlihes Verbot des Giftgebrauches unter Anempfehlung fol: 
gender Mittel: 
a) Schonung der mäufefreffenden Thiere; 
b) Verminderung und Gultivirung der öden Flächen zwiſchen Aeckern; 
ce) Erftiden der Mäufe durd Rauch; 
d) Fangen durch Lochfallen, mittel® Anwendung des Erbbohrers, mittels 
eingefenfter Töpfe zc. 


2. Befhädigung durch Heufhreden. 


(Vergl. Döll. XIV. ©. 671 — 687, RU vom 16. Juli 1829, 
KADB. ©. 993.) 


3. Befhäpdigung durch Raupen. 
Vergl. Polizeiverordnung vom 5. Ian. 1798 u. ff., Döl. XIV. 
&. 687— 698, wobei insbefondere darauf hingewiefen wirb, daß burd) 
entjprechende Schonung ber Wald: und Singvögel gegen Ueberhandnahme 
der Raupen geforgt werben foll. 


4. Beihädigung durch Schneden. 
(Bergl. RA. vom 15. Sept. 1817, Döll. XIV. ©. 699.) 


5. Befhädigung durch Tauben. 
(Oberpolizeiliche — von 1817—1832, Döll. XIV. 
. 699 — 703.) 
Die Feldtauben find ber Saat: und Ermtezeit inner: 
halb des durch die Drtspolizeibehörde bejtimmten Termines eingefchloffen 
zu halten, (P.St.G. Art. 226 Ziff. 3.) 
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6. Befhädigung durch Wild. 
Die früheren umd älteren Verordnungen find durch das Geſetz vom 
15. Sunt 1850, den Erſatz des Wildfchadens betr., G.Bl. ©. 186, 
außer Kraft geſetzt. Vergl. biemit $ 227 des B.St.®. und $ 7 der 
A. V. vom 6. Dez. 1857, über Behandlung der Jagden, R.Bl. ©. 1669, 


F. Haudel mit landwirthſchaftlichen Producten. 
Siehe Handels» und DVictualienpolizei. 


G. Reinlichkeit und Verſchönerung. 


Für Städte ift in Bezug auf Erhaltung der Reinlichkeit die V. 
vom 13. Nov. 1812, Inftruction für Polizeiinfpectoren $ 51 — 56, 
RB. 1812 ©. 1949, Döl. XL. ©. 181, maßgebend. — Auf dem 
Lande ift die Rückſicht auf Erhaltung der Reinlichkeit eine Zuſtändigkeit 
der Ortspolizei. 

Nah F 113 des Gem.Ed. gehört zu den Pflichten des Gemeinde: 
vorftehers: 

Auffiht auf öffentliche Neinlichkeit, auf Wege, Stege, Brüden und 
Wafferleitungen, wozu die B.B. Ziff. 197 d aa u. ff. noch bemerken: 

Wachſamkeit gegen Verunreinigung ber Brunnen, Eifternen, überhaupt 
bes Trinkwaſſers, 

Berfügung öfterer Reinigung der Orto- und Flurſtraßen und Straßen: 
gräben, namentlich Bornahme des Gaſſenkehrens, 

Stete forgfältige Beachtung des Zuftandes der Wege, Brüden, Stege 
und unverfäumte Reparatur berfelben, 

Sorge für Baumpflanzungen u. bergl. 

Art. 130 des P.St.G. erklärt giltig: Verordnungen ober orts— 
polizeiliche Vorfhriften über Anlage von Abtritten, Dunggruben ꝛc. in 
unmittelbarer Nähe von Wohnungen, Brunnen ꝛc. Dergl. Art. 132, 
134, 146, 160-163 bes P. St. G. 

Das Staatsminifterium des Innern hat in der Erwartung, baß bie Orte: 
bebörben von felbft einen bemejjenen Gebraud von dem ihnen zu Art. 130 des 
P.St. G. B. eingeräumten Rechte der ortspolizeilichen Anordnungen machen werben, 
vorläufig von Erlaffung einer besfallfigen Verorbuung Umgang genommen, j. Rar 
Handbuch 2. Auflage ©. 759. 


Nach lekteren ift die Drtspolizeibehörde befugt, den zum Abladen 
von Unrath, Baufhutt, Schnee oder Eis ausſchließend beftimmten Platz 
zu bezeichnen. 

Ueber Reinlichkeit in Mühlen, Schlachthäuſern, Fleifhbänken und 
auf Märkten find ortspolizeilihe Anordnungen zu erlaffen. 

Nah Art. 154 des P.St. G. in Verbindung mit Art. 147, vergl. 
AProt. S. 159, A.R. ©. 301, können diejenigen, welche ungeachtet 
polizeiliher Aufforderung die ihnen obliegende Berpflihtnng vernachläffigen, 
Wege, Brüden und Stege, welde bem öffentlichen Verkehr gewidmet 
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find, oder die zur Verhütung von Unglüdsfällen erforderlichen Geländer 
und fonftigen Sicherungsmittel an foldhen Brüden, Wegen und Stegen in 
fiherem Zuſtande zu erhalten ꝛc. geftraft, und mit Zwang zum Vollzug 
ber polizeilih angeordneten Sicherungsmaßregeln ꝛc. angehalten werben. 

Daß diefe Aumwendung aud gegenüber den Gemeinden Pla greife, 
unterliegt im Hinblid auf Ausih.P. ©. 402 keinem Zweifel. 

Das P.St.G. attribuirt in den Art. 153—162 ben Ortspolizeis 
bebörden nicht allein die entſprechenden polizeilichen Anordnungen zur 
Sicherheit und Bequemlichkeit des Verkehrs auf den Ortoſtraßen, fon: 
dern in Art. 161 insbefondere auch das Recht zur Erlaſſung ortspoli- 
zeilicher Vorſchriften über die öffentliche Reinlichkeit in Städten, Märkten 
und Dörfern. 

Als die allgemeinften, wohl in allen Gemeinden unentbehrlihen 
Anordnungen erſcheinen in diefer Beziehung: 

1) das Straßenkehren; 

2) das Neinhalten der Gofjen oder Wafjerabzugsrinnen auf der Straße, 
3) die Entfernung der Düngerftätten von den Straßen, 

4) das Berbot des Auslaufenlaffens der Jauche auf die Straßen, 
5) Reinhaltung der Umgebung der Brunnen, 

6) Entfernung von Schnee und Eis aus ben Ortſchaften, 

7) Streuen der Straßen bei Glatteig, 

8) Das Begiehen der gepflafterten Straßen während heißer Sommertage. 


H. Landwirthichaftliches Bauweſen. 


1. Erbauung von Häufern in der Nähe (1500 Schub) von 
Waldungen. Erholung der Erinnerung der Forſtbehörden, Forſtgeſetz 
vom 28, März 1852 Art. 47. 

2. In der Nähe von Eifenbahnen und Bahnhöfen. 

(ME. vom 8. Mai 1845, 20. Yan. 1846, Dil. XXXI. ©. 440.) 

Diefe allerh. Anordnungen find anwendbar erklärt auf bie baye— 
riijhen Oftbahnen. (M.E. vom 16. Mai 1857, K.A.Bl. ©. 740.) 

AS Organe, mit welden die Diftriftspolizeibehörden bezüglich der 
Bauprojecte zu conferiren haben, find die Sectionsingenieure der Gefell: 
haft bezeichnet. Das Recht der Beichwerbeführung wird durd bie Ge: 
ſellſchaftsdirection geilbt. 

3. Brivatbadöfen Die A. V. vom 21. März; 1859, RB. 
©. 282, geftattet die Erridtung von Privatbadöfen im Innern ber 
Wohnhäufer, wenn diefelben in gewölbten Räumen feuerfeft hergeftellt, 
und mit einem eigenen, bis über den Firſt des Haufes geführten, feuer: 
fihern Kamine verfehen find. 

Badöfen, welche außer den Häufern errichtet werden, müſſen we: 
nigftens 30 Fuß von jedem Gebäude entfernt ftehen und feuerfeft ber: 
gejtellt werben. 

Eonmunalbadöfen. (R.Bl. 1808 ©, 1633.) 

Nar, Handbuch der bayer, Diſtr. Verw. Bebörden. III Kuft, 50 
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4. Anwendung von Filzpappe und Steinpappe zur Dachbebedung. 

Nach ME, vom 4. Aug. 1859, LAD. S. 1213, kann Filz 
pappe als feuergefährlicd der Bedeckung mit Steinpappe nicht gleich ger 
achtet werben, es ift im ©egentheile die Bedeckung mit Filzpappe einem 
Schindeldache bezüglich der Feuergefährlichkeit gleich zu achten. 


I. Landesvermeflung. 


(MR, vom 19. Dct, 1833, Geret Bb. 18 ©. 59.) 

Ueber Aufftelung von Landgeometern. — Anftructive Beftim: 
mungen über den Geſchäftsvollzug der Landgeometer vom 23. April 
1844, Geret Br. 18 ©. 97: 

a) Eintheilung der Mefjungsbezirke und Aufftelung von Bezirksgeo— 
metern, 

b) deren Obliegenbeiten, 

ce) das Mefiungsverfahren zc. 

M.E. vom 16. Sept. 1856, die Dienftverhältniffe der Bezirks: 
geometer betr. (K. A.Bl. 156 ©. 1493.) 

RA. vom 7. Aug. 1861, LAD. ©. 1172. Das Steuer:, 
Umjchreib: und Ummefjungswejen betr. 

Inftruction für die Gefhäftsführung ber Bezirfsgeometer. 
(FM.E. vom 11. Det. 1862, K.A.Bl. ©. 2360.) 
(FM.E, vom 26, Jan. 1867, 3. März und 5. Juni 1864, K. A. Bl. 
S. 250, 428, 870.) 


Bierundzwanzigfier Abſchnitt. 
Dienttbotenwefen. 


Die älteren, bisher in Geltung geweſenen Dienftbotenorbnungen 
vom 17. März 1755, M.G.S. 1784 U. ©.768, — vom 14. März 
41861, M.G. von 1771 Nr. 3, ©. 429 — vom 2, Mai 1781, M.G.S. 
von 1784 II. ©. 965 — und vom 27. Aug. 1804, R.Bl. 1804 
©. 809, enthalten alle auf Ordnung bes Dienftverhältniffes und auf 
Beftrafung der vorkommenden Uebertretungen bezüglihen Anordnungen, 

Diefe Beftimmungen, in ihrem Zufammenhange mit der Inftruction 
für die Polizeidirectionen vom 24. Sept. 1808 $ 64, R.Bl. ©. 2512, 
haben dur das P.St. G.B. und St. G. B. weſentliche Aenderungen er: 
fahren, indem durch diefe G.B. jene Handlungen oder Unterlafjungen 
bezeichnet worden find, welche fortan als ſtrafbar zu betrachten find, in: 
dem aber gleichzeitig die mehrfachen reglementären Anordnungen über 
das Verhältniß der Dienftboten aufrecht erhalten worden find, beren 
Handhabung nady wie vor den Orts: oder Diftriftspolizeibebörden zufteht. 

Um das gegenwärtige Verhältniß ar zu jtellen, erfcheint es noth— 
wendig, bier ausgefhieben die dem Juſtiz- und Abminiftrativreffort zu: 
gewiefenen Angelegenheiten vorzutragen. 


A. Zur richterlichen Beurtheilung 
reſſortiren: 


I. Streitigkeiten zwiſchen Dienſtherrn und Dienftboten binfichtlich 
ber gegenfeitigen bienftlihen Verhältniffe, Gef. vom 10. Nov. 1861, bie 
Serichtöverfafjung Art. 8 Ziff. 2 G.B. ©. 214, vorbehaltlih der im 
Art. 214 des P.St. G. zuftändigen polizeilichen Einfhaffung. 

II. Die Beftrafungen der Fälfhung eines Arbeits:, Wander: oder 
Dienftbuches, fowie die Beftrafung der mit ber Abficht rechtswidriger 
Täufhung in einem Arbeits:, Wander: oder Dienſtbuch eingetragenen 
etwas Unwahres bezüglic; der Dienft oder Arbeitszeit des Buchinhabers 
enthaltenen Atteftationen. (St. G.B. Art. 180.) 

II. Die Uebertretungen der Dienftbotenorbnung in folgenden Fällen: 

Art. 214 des P.St. G.B. Einer Nrreftftrafe bis zu 3 Tagen 
ober einer Geldftrafe bis zu 10 fl. unterliegen Dienftboten, welde: 

1) im Falle fie fi weiter verdingen, ihrer Dienſtherrſchaft nicht recht: 
zeitig auffündigen, 
50 * 
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2) fih an mehrere Dienftherrfchaften zugleich verbingen, 

3) ohne genügenden Rechtfertigungsgrund zur bedungenen ober gefeh- 
lichen Zeit nicht in den Dienft eintreten, 

4) ohne genügenden NRechtfertigungsgrund vor Ablauf der bedungenen 
oder gejeglihen Dienftzeit den Dienft verlaffen, 

5) an abgefchafften Feiertagen oder anderen Werktagen das Arbeiten 
verweigern, 

6) zur Arbeitszeit fi in Wirtbshäufern, auf Spielpläßen oder in 
Winfelfneipen herumtreiben, 

7) hartnädigen Ungehorfam oder Widerfpenftigfeit gegen bie Befehle 
ber Dienſtherrſchaft oder deren Stellvertreter fi zu Schulden kom— 
men laffen oder gegen diejelben die Pflicht der ſchuldigen Achtung 
gröblich verleken, oder 

8) ohne Erlaubniß der Dienſtherrſchaft oder deren Stellvertreters Je— 
manden beherbergen oder zur Nachtzeit die Behauſung orbnungs: 
widrig verlaſſen. 


Berlaffen Iandwirthfchaftlihe Dienftboten ohne genügenden Recht: 
 fertigungsgrund zur Erntezeit den Dienft, jo kann auf Arreft bis zu 
8 Tagen erkannt und berfelbe geſchärft werben, 

Die unter 3, 4, 5 und 7 bezeichneten Webertretungen werden nur 
dann geitraft, wenn binnen 14 Tagen nad verübter That ein besfall: 
figer Antrag ber Dienftherrfchaft oder ihres Stellvertreters geftellt wor: 
ben ift. 

Unabhängig von der Strafverfolgung fteht ber Po— 
lizeibebörbe die Befugnif zu, Dienftboten, welde wider: 
rehtlih den Antritt oder die Fortſetzung des Dienftes 
verweigern, ber Dienftberrihaft auf ihren oder ihres 
Stellvertreters Antrag zwangsweife vorzuführen, 

Die Cinfhaffung erſcheint ale eine proviforifche polizeiliche Maßregel im 
Öffentlichen Intereſſe, ſteht alfo der Verwaltung zu, vorbebaltlid der gerichtlichen 
Eompetenz die frage ber Giltigfeit bes Dienftmiethvertrages auszutragen. 

(DA.E. vom 22. Mai 1865, R.Bl. ©. 668.) 

Die in Art. 214 Abſ. IV. vorgefehene Befugniß wirb von ben 
Orts- und Diftriftspolizeibehörben, in Münden von der Polizeibirection, 
ausgeübt. (A. DB. vom 24. Juni 1862 $ 26, RB. ©. 1725.) 

Art. 215. An Geld bis zu 5 fl, im Rückfalle bis zu 10 fl., 
werden Dienſtherrſchaften geftraft, welche den diſtrikts- oder ortspolizei— 
lihen Borfchriften, über die Anzeige des Ein- und Austrittes von Dienfts 
boten, fowie über die Vorlage und Aufbewahrung der Dienſtbücher zu: 
wiberbandeln. 

Einer Geldftrafe bis zu 5 fl. unterliegen Dienftboten, welche von 
ihrer Dienftberrfchaft den Auftrag erhalten haben, anjtatt berjelben ihren 
Dienft: Ein: und Austritt bei der Ortöpolizeibehörde zur Anzeige zu 
bringen und biefe Anzeige verabfäumen. 

Art. 216. An Geld bis zu 10 fl. wird geftraft, wer wifjentlid, 
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einen bereits verbungenen Dienftboten für bie nämliche Zeit für ſich dingt 
oder einen Dienftboten bei Auflöfung des Dienftverhältmiffes polizeilicher 
Aufforderung ungeachtet die Ausftellung des Zeugniffes im Dienftbuche 
verweigert. 

Art. 217. Mit Arreit bis zu 8 Tagen, oder an Gelb bis zu 
25 fl. werden Dienftberrfchaften und Dienftboten beftraft, welche bei 
Eingehung eines Dienjtvertrages unfittlihe Bedingungen feitjegen. 

Gleicher Strafe unterliegen diejenigen, welche in einen Scheinbienft 
treten oder einen folden geftatten, 

Art. 218. Wer ohne die nach ortspolizeilicher Vorfchrift erforder: 
liche Bewilligung ſich mit der Verdingung von Dienftboten gewerbsmäßig 
befaßt, wird an Geld bis zu 25 fl. beitraft. 

Gleicher Strafe unterliegt, wer ſich mit Verdingung von Dienft- 
boten gewerbsmäßig befaßt, und mifjentlidh einen bereits verdungenen 
Dienftboten einer andern Herrfhaft zur Dingung empfiehlt. 


B. Buftändigkeit der Berwaltung 


und zwar: 


l. In Bezug auf die mit Strafe bedrohten Handlungen 
oder Unterlajjungen. 

Die Polizeibehörden haben bier, wie auf dem gejammten Straf: 
gebiete die Beobachtung der beftehenden Gejege zu überwachen, etwaigen 
Uebertretungen nad) ihrer AZuftändigkeit vorzubeugen, und im Falle an: 
gezeigter oder wahrgenommener Uebertretungen Anzeige und Mittheilung 
an die Staatsanwaltſchaft zu veranlaflen, es wäre denn, daß es fi 
um ſolche NReate handle, bei welchen nur auf Anzeige ber betheiligten 
Dienſtherrſchaft eine Strafeinfchreitung erfolgen kann, (Vergl. Art. 214 
Abſ. 3 der P.St. G.) 

In dem Falle, daß Dienſtboten widerrechtlich den Antritt oder 
die Fortſetzung des Dienſtes verweigern, haben die Polizeibehörden das 
Recht, unabhängig von der Strafverfolgung — alſo ohne Rückſicht 
darauf, ob auch nod ein bejonderer Strafantrag geftellt werde — ben 
Dienftboten auf Antrag der Dienfiherrfchaft oder ihres Stellvertreters 
zwangsweiſe wieder in den Dienft zu führen. Als Organe zum Vollzug 
diefer polizeilichen Vorführungen ift die Gendarmerie zu benüßen, welche 
jedenfall® dazu requirirt werden kann, den Dienftboten aufzugreifen und 
vor Amt zu führen. 

1. Da der Art. 315 des P.St. G. den diſtrikts- oder ortspoligeis 
lichen Verordnungen anbeimftellt, zu beftimmen, daß ber Ein- und Aus: 
tritt eines Dientboten bei der Ortspolizeibehörde angezeigt, und daß bie 
Dienftbotenbücder bei derfelben zur Aufbewahrung binterlegt werben müſſen, 
jo find die Diftriftspolizeibehörben vermöge ihres Auffichtsrechtes über 
die Localpolizeiverwaltung auch zur Ueberwachung ber Befolgung biefer 
Anordnungen berechtigt und verpflichtet. 
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II. Außer ber Handhabung der Strafbeftimmungen handelt es 
fi) in dem Dienftbotenweien noch um bie Negelung von formellen Be: 
flimmungen, um Handhabung von Reglemente, welche in ben Dienſtboten— 
ordnungen niedergelegt find, und deren Ordnung und Handhabung ber 
Verwaltung zufteht, welde fie, wenn aud die Uebertretung folder Be— 
ftimmungen nit im P.St.G. B. mit Strafe bedroht ift, do unter Um- 
ftänden auf dem Wege der Art. 28 und 29 des Einf,G. durdzuführen 
befugt iſt. Als folde veglementäre verorbnungsmäßige Beitimmungen 
erſcheinen: 

1) Die Führung von Dienſtbotenbüchern. Sowohl die oben erwähnten 
altbayeriſchen Dienſtbotenordnungen, als das Preußiſche Landrecht, 
Thl. U. Tit. V., die Würzburgiſche Dienſtbotenordnung v. 3. Juli 
1818, abgedruckt in Nr. 54 des Kreisblattes für Unterfranken 
Sahrgang 1840, endlich bie mittelfränfifhe auf bie bayeriſchen 
Verordnungen gegründete Dienftbotenorbnung vom 15. Nov. 1859, 
KABEL ©. 1760, erkennen die Nothwendigkeit der Führung von 
Dienftbotenbühern an, deren Austellung ber Diſtriktspolizeibehörde 
zukommt. 

Es iſt zwar im St.G. und im P.St.G. nicht ausdrücklich er: 
wähnt, daß die Erlafjung von Berordnungen oder oberpolizeilichen 
Anordnungen über die Nothwendigfeit ber Führung von Dienft: 
botenbüchern vorbehalten fei; allein nachdem ber Art. 2 des Einf. G. 
nur diejenigen, dermal geltenden Beftimmungen, deren Uebertretung 
bisher mit Strafe bedroht war, foweit fie nicht durdy den Ins 
halt der neuen Strafgefeßbüher ober des Einführungsgejeßes als 
fortbeftehend bezeichnet werden, außer Kraft ſetzt, johin alle übrigen 
Anordnungen, welche nicht Strafbeftimmungen enthalten, unberührt 
läßt; nachdem ferner ſowohl das St.G.B. als das P.St. G. B. 

mehrfältig der Dienftbotenbüher erwähnen und aus den Verband: 
lungen des Geſetzgebungsausſchuſſes A.Bl. ©. 190, hervorgeht, 
daß man nicht die Einrihtung der Dienſtbotenbücher habe befeitigen, 

— aber aud) ben Mangel eines Dienftbotenbuches nicht unter allen 

Umftänden mit Strafe habe bedrohen wollen, — fo ift es wohl 

unzweifelhaft, daß die verordnungsmäßigen Beftimmungen über bie 

Verpflichtung der Dienftboten zur Führung eines Dienftbotenbudes 

aufrecht erhalten feien, und daß eine Nichtbeachtung biefer Anord— 

nung zwar nicht mit Strafe bedroht ſei, gleihwohl aber die Beob- 
achtung durch amtlichen Zwang realifirt werben könne. 

Eben fo 

2) bleiben die gefeßlihen und verorbnungsmäßigen, ſowie bie ortöher: 
kömmlichen Ziele für Ein= und Austritt aus dem Dienfte aufrecht, 
infoferne in dem Dienftmiethvertrag nicht ein befonderes Abfommen 
getroffen worden ift, das allerdings als zuläffig erfcheint. 

Nicht minder 

3) bleibt die Anordnung in Kraft, daß die Dienftherrfhaft dem aus 
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dem Dienfte tretenden Dienftboten ein Zeugniß über feine Dienfte 
in das Dienftbotenbud einzutragen babe, welches von ber Orts— 
polizeibehörde zu beftätigen ift. 

IV. Weitere bier einfhlägige gefeßlihe Beftimmungen : 

1) Inwieweit müßige, arbeitslofe Dienftboten in einen Dienft einge- 
Schafft werben können, bemißt fih nad Art. 87 des P.St. G. 

2) Ueber die Verpflichtung der Dienftherrfhaft, ſchulpflichtige Dienft- 
boten zum Schulbeſuche anzuhalten, vergl. Art. 107 des P:St. G. 
Ueber den Srankenpflegsverband von Dienftboten ift das Nöthige 
bei „Armenpolizei* erörtert worben. 

3) Zur Ausübung der gewerbsmäßigen Berbingung von Dienftboten 
ift ortöpolizeilihe Bewilligung erforderlich. 

4) Die Handhabung der Dienftboten: und Gefindeorbnung zählt zu 
den Obliegenheiten des Gemeindevorftehers. 


V. Bezug der Dienftbotenbüder. 

Nah Entſchließung des Minifteriums der Finanzen und bes Innern 
vom 27. April 1856 haben die Diftriftspolizeibehörden den Bedarf an 
Dienftbotenbühern von den Erpebitions- und Taramte ber Regierung, 
8. d. J., zu beziehen, und den Materialbeftand wie die erhobenen Taren 
zu verrechnen. (RU. vom 3. Mat 1856, K. A.Bl. S. 592.) 

Die auf ME. vom 23. März 1860 fih gründende RA. vom 
12. Dez. 1860, K. A.Bl. ©. 1759, ordnet an, daß für die neuen Ar— 
beitsbücher nur die Anjhaffungstoften von 15 kr., für bie neuen Dienft: 
botenbücher zu 13 Mr. incl, der Stempelgebühr, außer ber Tare von 
36 fr. für bie Arbeitsbücder erhoben werben bürfen, fowie baß bie 
Diftritspolizeibehörben berechtigt feien, die Anfhaffungsfoften dieſer 
Bücher vorſchußweiſe aus der Taxkaſſe zu entnehmen. 

Ferner wurde angeordnet, daß fofort an bie Regierung Anzeige 
zu erftatten fei, fobald das letzte Arbeits: und Dienftbucd älterer Form 
ausgefertigt fei. (Vergl. auch RA. v. 14. Febr, 1861, K. A.Bl. ©. 234.) 





Fünfundzwanzigfter Abſchnitt. 
TZar- und Stempelwefen., 


. Ta xen. 


Das Inſtitut der beſondern Taxbeamten bei den Landgerichten 
hat mit 1. Juli 1862 aufgehört. Die Leitung des Taxweſens ging von 
dieſem Tage auf die Bezirksämter über. 

a) Ueber die Behandlung des Tax- und Stempel— 
weſens bei den Gerichten, Bezirksämtern und Notaren verfügt bie 
A. DB. vom 28. Mai 1862, R.Bl. ©. 1173, was folgt: 


Da in Folge der Beftimmungen ber Gefeße vom 10. Nov. 1861 über bie 
Gerichtsverfaffung und das Notariat, dann ber zum Vollzuge diefer Geſetze und 
über bie Organifetien ber Difiriftsverwaltungsbehörden erlajienen Verordnungen 
vom 24, Febr. I. 8. das bisherige Verfahren bei Erhebung und Verrechnung ber 
Zar» und Etempelgebühren und der damit in Verbindung ftehenden Anfälle Ab: 
Änderungen zu erleiden bat, jo verorbnen Wir, was folgt: 


1. 

Die Erhebung, Ablieferung — Wegrechnung der bei den 
Gerichten, Bezirksämtern und den Notaren anfallenden Tax- und Stempelgebühren 
Geldſtrafen, dann der damit in Verbindung ſtehenden ſogenannten durchlaufenden 
Poſten liegt ben Bezirfsämtern und erponirten Bezirksamtsaſſeſſoren, den Ge: 
richtsſecretären, Gerichtejchreiben und Notaren unter Auffiht ber Finanzitellen 
ob. Bei den Bezirlsämtern und erponirten Bezirfsamtsaflefforen find dieſe Ge: 
fhäfte unter Haftung und Berantwortlichfeit der Amtsvorftände durch ein Ganzlei: 
individuum zu beforgen. 

Die zwangsweiſe Beitreibung diefer Gefälle Tiegt ben F. Nentämtern ob, 
welche auch über den Gefammttaranfall Rechnung zu ftellen haben. 

Die Bezirfsamtmänner und erponirten Bezirfsamtsaffefforen, bie Gerichts: 
fecretäre, Gerichtsichreiber und Notare haben wegen ber ihnen zugemwiefenen finans 
ziellen Geſchäftsaufgabe die gejeglihen und verorbnungsmäßigen Dienftcautionen 
aufrecht zu machen *). 


2. 

An Folge diefer Obliegenbeiten haben bie in $ 1 Abf. 1 genannten Beam: 
ten und Bedienfteten die Tar:, Stempel: und jonflige Gebührenbewerthung ber bei 
ihnen und beziehbungsweile ihrem Gerichte und Amte vorfommenden Berbandlungen 
vorzunehmen, biefelbe auf den Goncepten, beziebungsweife Urichriften und Ausfer: 
tigungen unter Beifügung dev Nummer bes von ihnen zu führenden Tarregifters 
zu fegen und die Geldbeträge biefür zu percipiren, 


*) Diefe Caution it durch Fin. M.E. vom 29, Aug. 1862 auf 200 fl. feftgeftellt. 
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g 3. 

Die Bezirfsgerichtsfecretäre und Gerichtsichreiber jegen bie Tar= und Stem— 
pelgebübren für tarable Gegenftände glei den Berwaltungsbeamten ober Notaren 
jelbitftändig feſt. Bezüglich der Rechtsfragen, von beren Beantwortung bie Tax⸗ 
und Stempelberehnung abhängt, dann der Beltimmung, ob etwas als Amts: 
oder Parteijahe zu behandeln ſei, haben jedoch die Gerichtsfecretäre und Gerichts: 
ſchreiber unbeſchabet der Gompetenz ber Finanzftellen, ben Ausſpruch bes verhans 
beinden Richters zur Grundlage zu nehmen. 

Die Bezirksamtmänner und erponirten Bezirfsamtsaffefloren, bie Gerichts: 
fecretäre, Gerichtsichreiber und Notare haben den ihnen durch die Finanzſtellen in 
Zar: und Stempeljahen zugehenden Entihließungen und Weifungen zu entiprechen. 
Jedoch fteben fie auch bezüglich diefer Geſchäfte unter der ausichließlihen Die: 
en ihrer Gerihtsvorftände beziehungsweife der vorgefegten Stellen und 

erichte. 


$ 4. 
Die Tarirung und Gebührenbewerthung ber gerichtlichen Verhandlungen 
und Entſcheidungen in L und II. Inftanz findet fünftighin nicht mebr bei ben 
betreffenden Obergerihten, ſondern bei den Gerichten I. Inſtanz und zwar uns 
mittelbar nach Empfang der oberrihterlichen Entſcheidung oder Entſchließung, im 
Uebrigen aber unter Anwendung der für jede Inſtanz geltenden bejonberen Zar: 
orbnung ftatt. 

Infoweit bei den Appellationsgerihten außerdem (3. B. in Fibeicommiß: 
fahen, Vormundſchaftsſachen nah $ 10 der IV. Verfafjungsbeilage) Taren oder 
Gebühren anfallen, find ſolche nad genauer und überfichtliher VBerzeihnung durch 
einen Gecretär bes Gerichtshofes dem am Appellationsgerichtsfige befindlichen 
Stadtgerichte, beziehungsweije Stadt: und Landgerichte zur Erhebung und Ber: 
rechnung zu überweifen, 


5. 

Die eingegangenen Taren unb Fariaifgen Strafgelder find während bes 
Monats in runden Summen an das NRentamt, mit dem nad Ablauf eines jeden 
Monats auf Grund der abgefhloffenen Zarregifter volftindige Abrechnung zu pfles 
gen ift, abzuliefern. Die Tarregifter felbft And nad) Ablauf eines jeden Monats 
an das Mentamt abzugeben. Die nad denſelben noch beftehenden Rüditände find 
bem k. Rentamte zuzurechnen, welches fofort deren Einhebung zu bethätigen bat. 

Den pr ge fteht behufs der Prüfung ber Richtigkeit der Einträge 
im Tarregifter jeder Zeit frei, von den einfchlägigen Acten Einfiht zu nehmen. 


$ 6. 

Das k. Rentamt bat nah Ablauf eines jeden Bierteljahres bie NRefultate 
ber überliefert erhaltenen Tarregifter, dann jene feines eigenen vierteljährig abzu— 
fließenden Tarregifters in eine Hauptüberficht zufammenzuftellen. Diefe ift ſodann 
fammt ben Spectalregiftern der f. Regierungsfinanztammer zur Prüfung und 
Einweifung vorzulegen. j 


7 
Die k. Regierungsfinanzfanımer bat fofort die Revifion ber Tarregifter und 
bie Ginweifung des Taranfalls in die rentamtlihe Rechnung vornehmen zu laſſen. 
Die Beantwortung des über die Revifion aufzunehmenden Protofolls liegt 
ben Rentämtern ob, welchen bie Bezirfsämter und erponirten Bezirkfsamtsaffefjoren, 
bie Gerichtsjecretäre, Gerichtsjcpreiber und Notare bie biezu nöthigen Aufſchlüſſe 
zu ertheilen haben. 


$ 8. 

Die materielle Prüfung ber Berhandlungen ber Gerichte, Bezirks: und 
Nentämter, dann der Notare bezüglich ihrer Taxirung, die Vergleihung der Tar: 
anfäge mit dem Vortrage im Tarregifter findet durch Commiſſäre des Finanzfammer: 
Rehnungscommiffariats in den Bureaus der Gerichte, Bezirfsämter, Rentämter 
und Notare ftatt. Ueber ben Befund ift ein von ben betreffenden Beamten fofort 
zu beantwortendes Prüfungsprotofoll aufzunehmen, welches der k. Regierungs: 
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finanzkammer zur Beſchlußfaſſung vorzulegen iſt. Iſt zu biefer Beſchlußfaſſung 
die Einſichtsnahme von Actenſtücken nothwendig, ſo ſind, inſoferne ſich die Vorlage 
ber Originalacten als geſetzlich unſtatthaft oder ſonſt unthunlich darſtellen jollte, 
Abſchriften der bezüglichen Actenſtücke fertigen zu laſſen. 


$9. 

Die Entſchließungen auf bie beantworteten Reviſions- und Actenprüfungs: 
protofolle find an das Rentamt zu erlaffen, welches ben einfhlägigen Beamten 
von ben fie betreffenden Punkten Mittheilung zu machen bat. 

Nacherbolungen oder Rüderfagleiftungen an Taren, Strafen und burdjlaufen: 
den Boflen von und an die Tarpflichtigen (Tarmehrungen und Taxminderungen) 
find von dem k. Rentamte zu beichäftigen. 

Iſt dagegen eine Verhandlung gar nicht zur Tarirung gezogen worben, jo 
liegt bie nachträgliche Zarirung dem Notare und ben betrefienden Beamten jener 
Gerichte und Behörden ob, bei denen bie Verhandlung gepflogen und die Tarirung 
unterlaffen worben if. 


$ 10. 

Für die Beforgung vorfiehender Geſchäfte, dann bie damit verbundenen 
Auslagen für Schreibmatertalien, Regifter: und Taranforderungsformularien erhalten 
bie Bezirksamtmänner und erponirten Bezirksamtsaſſeſſoren, die Gerichtsfecretäre, 
Gerichtsihreiber und Notare eine Tantieme von zwei Procent ber von ihnen 
percipirten und an bas k. Rentamt abgelieferten ärarialifhen Gelder. Diefe Tan: 
tieme ift bei der monatlichen Abrechnung zu bezahlen. 

Die k. NRentbeamten erhalten die ihmen verordbnungsmäßig zugemiefene 
Tantieme aus ber vollen wirflihen Tareinnahme, 


11. 

Der Berkehr ber F. Nentämter mit ben Bezirksämtern, erponirten Bezirke: 
amtsaffefforen, Gerichtsfecretären, Gerichtsfchreiberni und Notaren, dann bie Gelb: 
fendungen zwifchen ihnen find als Dienſtſachen zu behandeln, fohin poftportofrei. 

S 12. 

Die näheren Beflimmungen, wie bie in ben $$ 1 mit 10 aufgeführten 

Geſchäfte zu beforgen feien, werden im Inſtructionswege gegeben werben. 
13 


Den im $ 7 Unferer Verordnung vom 15. Juni 1855 ben Zarbeamten 
übertragenen commiffionsweifen Berfauf von Stempelpapier haben mit dem Be: 
zuge des hiefür bewilligten Rabatts die f. Rentämter nad Maßgabe der Normativ: 
Entſchließung vom 18. April 1825 zu en 

l 


Bei ben in vorfiehenden $$ nicht namentlich aufgeführten k. Stellen unb 
Behörden wirb das Tar: und Stempelwefen ſammt ben damit zufammenbängenben 
Geſchäften auch fernerhin in ber bisherigen Weiſe beforgt. 

15 


Gegenwärtige für bie Lanbestheile diesſeits bes Rheins giltige Verordnung 
tritt mit dem 1. Juli 1862 in Wirffamfeit und ift von diefem Tage an Unfere 
Berorbnung vom 15. Juni 1855, „die Behandlung ber Gomptabilitätss unb 
Finanzgegenftänbe bei ben k. Lanbdgerichten und bei den k. Kreis: und Stadtge— 
richten betreffend‘ aufgehoben. Es find jeboch jene Tarbeamten, welche nicht zu 
einer andern Anftellung berufen werden, nad Vorſchriſt bes $ 4 ber obenerwähnten 
Verordnung vom 15. Juni 1855 zu behandeln. 


b) Die von den Staatsminifterien des Innern, ber Juſtiz, ber 
Finanzen und des Handels und ber öffentlichen Arbeiten hiezu erlafjene 
Borfhrift vom 2. Juni 1862 orbnet ben näheren Vollzug an, 
(ſ. RABL 1862 ©. 1199 — 1260 und ©. 1313). 

ec) Nah dem Geſetz vom 28. Mai 1852 über bas Tar- 
regulativ für die Verhandlungen ber nicht ftreitigen Rechts— 
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pflege, fowie ber innern, dann ber Polizei« und Finanzver— 
waltung, G.Bl. 1852 ©. 301 ff., Döl. XXXIII. ©. 30 ff., gelten 
für das Gebiet der Verwaltung folgende gefeglihe Normen: 

Art, 1. Ale Verhandlungen ber innern und Bolizeiverwaltung 
unterliegen ber Tare. 

Art. 2. Eine Tare wird nit entrichtet: 

&) von allen unabhängig von Anträgen ober Verſchulden eines Privaten 
von Amtswegen gepflogenen Verhandlungen, wohin insbefondere bie 
Handlungen der Gemeinde: und Stiftungscuratel gehören, 

b) wenn bie Tare aus ber Staatsfaffe bezahlt werden müßte, 

e) wenn die tarfreie Behandlung durch Geſetze ausgefproden ift, 

d) von einer auf einem uldenftempel ausgefertigten Vollmacht. 

Art. 3. Arme, deren Zahlungsunfähigkeit notorifh oder durch 
Zeugniffe der Polizeibehörben bewiefen ift, fowie Armenpflegen können 
die Tarbefreiung anfpreden. 

Art. 4. In Anfehung ber Tarfahen macht es feinen Unterfchieb 
ob ber Gegenstand bei einer höheren oder nieberen Behörde verhandelt wirb. 

Art. 5. In Taxſachen Hat fein Nachlaß Statt. Uneinbringliche 
Taren find abzuſchreiben. 

Art. 7. Die Gebühren, welche von den Betheiligten neben ben 
für die Staatskaffe zu perrechnenden Taxen wegen ber Bemühung ein: 
zelner Perfonen bei der Erledigung ber Geſchäfte zu entrichten find, 
insbefondere Zuftelle, Vorlad-, Zeugen: und Schäßgebühren, Diäten und 
Reifefoften der Commiſſäre werden im Berorbnungswege beftimmt. 

Art. 8. Für jedes Protofol, das bei einer königlichen Behörde 
aufgenommen wird, ift eine Tare von 36 fr. zu entrichten, wenn das 
Geſchäft feinen größeren Zeitaufwand ald von zwei Stunden erfordert. 

Urt. 9. Erfordert das Geſchäft einen größeren Zeitaufwand als 
von zwei Stunden, fo ift die Tare einer halben Tagsfahrt mit 2 fl. 
zu erheben, 

Sind aber zu Erledigung mehr als vier Stunden erforberli, fo 
ift bie Tare einer ganzen Tagsfahrt mit 4 fl. zu erheben. 

Art. 10. Dauert das Gefchäft Länger als einen Tag, fo find für 
jeben weiteren halben Tag weitere 2 fl. als Tagfahrtstare zu entrichten. 

Art. 11. Am Schluſſe eines jeden Protofolles ift die Zeit bes 
Anfangs und des Ende des Geihäftes genau anzugeben. Hat das Ge: 
ſchäft Unterbrechungen erlitten, jo find auch diefe aufzuführen. 

Art, 12, Müſſen zur Vornahme des Geſchäftes Reifen über Land 
gemacht werben, fo ift ber zur Meife erforderliche Zeitaufwand bei ber 
Berechnung der Tare nicht mit in Anſchlag zu bringen. 

Art. 13. Werden in einem Protokolle mehrere Individuen als 
gleichzeitig anmwefend aufgeführt und findet mit allen Aufgeführten nur 
Ein gleichzeitiger Act der Verhandlung Statt, wie bei Verpflichtungen 
ober Verkündungen, fo ift auch bie Protofollstare nur Einmal zu erheben, 
e8 fei denn, das zur Bornahme ber Verhandlung ein Zeitaufwand von 
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mehr als zwei Stunden erforderlich ift, in welchem Falle bie Vorſchriften 
bes Art. 9 und 10 zur Anwendung fommen. 

Wenn dagegen mit jedem Einzelnen der in einem Protokolle Auf: 
geführten eine gejonderte Verhandlung eintritt, wie bei Vernehmungen 
von Betheiligten, Zeugen u. f. w., fo find für jedes Individuum die 
Protofollstaren oder Tagfahrtstaren nad Mafgabe der auf bie Ber: 
handlung verwendeten Zeit befonders zu erheben. 

Art. 14. Die in den Art. 8— 12 enthaltenen Taxſätze haben 
ohne Nüdfiht auf die Form der Erledigung der Geſchäfte au bei allen 
jenen Verhandlungen zur Anwendung zu kommen, für welche nicht eine 
beſondere Taxe beſtimmt iſt. 

Art, 15. Für einfache Berichte, Beſchlüſſe, Zeugniſſe und Corre— 
fpondenzen ift eine Tare von 36 Er. zu bezahlen. 

Art. 16. Iſt der Gegenftand von Weitläufigkeit oder Verwidelung, 
fo find 1 fl. 30 fr. bis 3 fl, Tare zu entrichten. 

Art. 17. Wenn endlich die Erledigung ein umfafjendes Acten⸗ 
ſtudium, hiſtoriſche oder wiſſenſchaftliche Auseinanderſetzungen erfordert, 
fo wird hiefür eine Taxe von 6 fl. erhoben. 

Art. 18. Vorftehende Taren, Art. 15—17, werden ohne Unter: 
ſchied, ob eine oder mehrere phyſiſche oder moralifhe Perſonen betheiligt 
find, immer nur einfach erhoben. 

Die Art. 19 und 20. Taren von Schäßungen und Inventuren, 
Art. 21—22 von Rechnungen, Art. 23— 31 von Verträgen, Art. 
32—37 von legtwilligen Verfügungen und Berlaffenfchaften berühren 
theils die Gerichte, theils die Notare, und kommen daher bier nicht in 
Betracht. 

Art. 38. Bon den in den $ 1—18 bezeichneten Protokollen, Be: 
richten, Befchlüffen und andern Verhandlungen find feine Schreibgebühren 
zu entrichen. 

Wenn aber von biefen Verhandlungen Ausfertigungen, ſolche mögen 
in einer Originalausfertigung, einer Abfchrift oder einem Auszuge beftehen, 
gemacht werben, fo werben für jedes Blatt der Ausfertigung 6 fr., fohin 
vom Bogen 12 kr., als Abſchriftgebühr erhoben. 

Die Abjchriftgebühren find der Staatsfaffe zu verrechnen, 

Art. 39. Für die Beglaubigung einer Privatabfchrift odet ber 
Unterfhrift in Privaturkfunden durch eine k. Behörde ift cine Tare von 
46 Er. zu bezahlen. Beſteht die zu beglaubigende Abfchrift aus mehr 
als einem Bogen, fo find für jeden weiteren Bogen nod) bejonders 6 Fr. 
zu entridhten. 

Art. 40. Von einfahen Borladungen und Auftellungen ift Feine 
Tare, fondern nur die Gebühr für den Amtsdiener zu entrichten. 

Art. 41. Für die Verhandlungen ber innern, dann ber Polizei: 
und dinangverwaltung haben bie in vorſtehenden Artikeln gegebenen Tax⸗ 
füge in Anwendung zu kommen. 

Art. 42— 44 bezieht fih auf ventamtlihe Verhandlungen. 
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Art. 45. Streitfragen über Tarpflichtigfeit oder bie Größe ber 
zu erhebenden Taren entjheiden die E, Regierungsfinanzfammern. Gegen 
deren Entſcheidung fteht dem zur Tarentrihtung Berurtheilten die Be: 
rufung an das k. Staatsminifterimm der Finanzen, welche binnen 14 
Tagen von Mittbeilung ber Entjheidung an gerechnet, bei der bie Re: 
gierungsentfheidung mittheilenden Behörde anzubringen it, offen. 

Die Berufungen haben jedoch feinen Suspenfiveffect. 

Vergl. hiemit die Bollzugsinitruction vom 24. Aug. 1852. Geret, 
V.S. XXVI. Beil. lit. D. 

Die A. B. vom 38. Mai 1862 ſpricht ſich nicht Über die den Gemeinden 
zuſtändigen Zaren für Verhandlung der Gemeindebebörden aus, es findet aljo dieſe 
Verordnung auch auf gemeindlihe Zaren Feine unbedingte Anwendung. 

Mas die — Zarberehnung ꝛc. betrifft, haben ſich die Gemeinden 
an die allgemeinen Vorſchriften zu halten. 

An Bezug auf die Beitreibung ber Zaren iſt zu unkerſcheiden: 

a) Magiftrate, melde einem Bezirksamt unmittelbar untergeben find, find nicht 
befugt, Strafgelder und Taren felbft im Zwangsvollzuge beizutreiben. Sie 
haben bierum die Gerichte anzugehen. 

b) Unmittelbare Magiftrate, welche biftviftspoligeilihe Function üben, haben bas 
Recht und die Pflicht, ihre Beſchlüſſe felbft zum Vollzug zu bringen, und eben 
jo alle Zaren, weldye mit ihren diflriftepoligeilichen Operaten in Verbindung 
leben, erecutiv einzubebent. 

Eine Zwangsvolliiredung in liegende Güter kann jebo nur auf bem Wege 
ber Requifition an die Gerichte erfolgen, (Vgl. Bl. f. a. Pr. IV. 225. von 303. 
U. 357. M.E. vom 28. Febr. 1853, Döll. Exvı. &. 170.) 
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Ueber Stempelanwendung vergleidhe: 

1. die Allerh. Verorbn. vom 18. Dez. 1812, über das Stempelwejen 

im Königreihe Bavern, 

2. das Gef. vom 11. Sept. 1825, die Stempelorbnung betr., 

3. den Art. 25 des Gef. vom 10. Nov, 1861, über die Zufammen- 
legung der Grundſtücke, 

4. den Art. 2 Nr. 4 des Targejehed vom 28. Mai 1852. 

Ueber Auswechſelung verborbenen Stempelpapieres ſ. Normativ: 
Entſchließung vom 23, Sept, 1826, ©eret, republicirt K.A.BL 1857 
©. 1499. 

Die Auswechſelung findet nur Statt: 

a) bei dem Nachweiſe umverfchuldeter oder irrthümlicher Verderbung 
oder Unbrauchbarmahung eines Stempelpapieres, 

b) nur bei Stempelfügen von 15 fr. aufwärts, 

e) nur bei Dberaufihlagsämtern oder Nentämtern. 

Nach Fin. ME. vom 2, Mai 1862 ift die Normativ » Entfhließung 
vom 23. Sept. 1826 dahin erweitert worden, daß auch die durch ben 
Drud der bei den Gerichten und Aemtern eingeführten autographifhen 
Preffen unbrauchbar werdenden 3 und 6 fr. Stempelbögen, wenn bie: 
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felben bie amtliche Betätigung erhalten, baß fie auf diefe Weiſe un: 
brauchbar geworben find, bei den k. NRentämtern eingewechſelt und dem 
Kreisftempelverlagsamte zugerechnet werden bürfen. 

Das bei den Gerichten und Aemtern nöthige Stempelpapier darf vorfhuß: 
weife aus der Taxkaſſe — gegen monatliche Abrechnung mit bem Rentamte — ans 
geſchafft werden, doc; bezieht in diffem Fall der Gerichtsfecretär ac. 2c. feinen Rabatt. 

(Fin. M.E. vom 24, Juli 1862.) 


IM. Poſtporto. 


(Bergl. EA. V. vom 23. Juni 1829, R.Bl. ©. 521, die Poftporto- 
freiheit in Amtsfachen.) 


Die den Staatsdienft betreffende Gorrefpondenz ber k. unmittel- 
baren Behörden, bie Eorrefpondenz der Magiftrate und Stiftungsbehörben, 
foferne folhe ausſchließend die Dienftauffiht, die Staatscuratel, die Aus: 
übung der Polizeigewalt oder Confcriptionsfachen betrifft, genießt die 
Poftportofreiheit. 

Jedes ſolche Schreiben muß mit dem Dienftfiegel geſchloſſen, der 
Name der abfendenden Behörbe, fowie die Geſchäftsnummer angegeben 
und das Schreiben mit „R. 8.* bezeichnet fein. 

Sendungen unter Privatadreffe find diefer Portofreiheit nicht theil- 
baftig. (Bergl. M.E. vom 30. Juni 1842.) 

Die Eorrefpondenzen, Acten- und Geldverfendungen zwiſchen Rentämtern, 
Notaren und Bezirfsämtern find poftportofrei; auf der Adreſſe ift immer bie Be— 
zeichnung ber abjendenden Behörde und bes empfangenden Amtes (nie ber Perſon 
bes Empfängers mit Namen) zu bezeichnen. 

(A. V. vom 2. Juni 1862, bie Behandlung des Tax- und Stempelwejens, F 12.) 

In Armenfahen haben Advofaten auf der Adreſſe neben ver Be: 
zeihnung „Armenſache“ aud ihre Namensunterfchrift beizufügen, und 
follen die Behörden die Beftätigung nicht blos durch Beidrüdung bes 
Siegel®, fondern durch vollftändige amtliche Yertigung auf der Adreſſe 
beftätigen. (M.E, vom 21. April 1846, Döl. XXVIII. ©. 235.) 

Die Pfarrämter haben ihre ben öffentlichen Dienft betreffende Corre— 
fpondenz mit „R. 8.* und mit kurzer Angabe des Betreffes auf ber 
Adreſſe zu bezeihnen. (M.E. v. 29. Mai 1850, Döl. XXVII. ©. MO.) 

Die MittHeilung der Abſchriften verurtheilender Erkenntnifje an bie 
Heimatsbehörden der Berurtheilten — unter Bezeichnung mit „R. 8.* 
bat im ganzen deutſch-öſterreichiſchen Poſtverein portofrei zu geſchehen. 

(M.E. vom 24. März 1858, ABI. ©. 437.) 

Die Einfendung von Nominalobligationen der Communen und 

Stiftungen zum Zwecke ber Vinculirung geſchieht portofrei. 
(M.E. vom 9. Dez. 1860, K.A.Bl. 1861 ©. 4.) 

Die bienftlihe Correfpondenz der Gemeindeverwaltungen ift durch 
Poftboten portofrei zu beforgen. Die Adreſſe hat hiebei jedesmal eine 
nähere Bezeichnung des Gegenftandes mit „D. 8.* — Militärfache, 
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Guratelfache u. dergl. zu enthalten. (Ausſchr. der Generalbirection ber 
Berkehrsanftalten vom 30. Dezember 1860, K.A.BT. 1861 ©. 22.) 

Allgemeine Beftimmungen über die Benüßung der k. Poſten 
in Bayern vom 10. Juni 1858. (R.Bl. 1858 ©. 625 — 776.) 

Poftportofreiheiten nad Art. 28 des Poftvereind : Vertrags 
vom 18. Aug. 1860. (RB. 1861 ©. 24 und 25.) 

Nach Art. 28 ift im Vereinsgebiet gegenfeitig poftportofrei bie Eorrefpondenz 
bis zu 1 Pid. Gewicht im reinen Staatsdlenſt- (Official:) Sachen von Staats: 
und andern öfientlihen Behörden bes einen —* ebietes mit ſolchen eines andern, 
wenn ſie als Officialſache bezeichnet, mit dem ae geihlofien find, und 
auf ber Adreſſe die abſendende Behörde angegeben ift 

Beitellungsgebühren für Fabrpofiftüce an k. Stellen und 
Behörden. (Auͤsſchr. der Gen. Dir. der k. Berf.Anft. vom 10, März 
1852, DU. B.S. XXVIII. ©. 450 und 451, und Belanntmahung 
vom 10. Juni 1858, R.Bl. 1858 ©. 736.) 

Portofreiheit der Stiftungsbehörbden. 

(DU. B.S. XXVIII. ©. 272 und 328.) 

Die von einer E. Behörde an die andere zu verſendenden Col— 
lectengelber find portofrei. (Ausſchr. der Gen. Adm. der k. Poften 
vom 4. März 1845, Döl. B.S. XXVIU. ©. 253.) 

Bei Verfendung von Amtsfiegeln ift eine Portofreiheit nicht 
zugeitanden, (Juſt. ME. vom 18. Mai 1844, Döll. V.S. XXVII. 
©. 321 und 322.) 





Sehsundzwanzigfter Abſchnitt. 
Bergweſen. 


Das Berggeſetz für das Königreich Bayern vom 20. März 1869, 
G.Bl. 1869 ©. 673, ordnet für Bayern den Betrieb des Bergbaus, 
die montane Juduſtrie, und enthält Beitimmungen, welde aud ben 
Diftriftspolizeibehörden bei gewiſſen Streitigkeiten über den Vollzug des 
Geſetzes eine adminiſtrativ-richterliche Zuftändigkeit ertheilen. 

Die Ausübung der dem Staat nad) dem Berggefeß zuftehenden 
Hoheitsrehte in Bezug auf jene Bergwerfe, welde nicht dem Staate 
feloft gehören, erfolgt durdy Bergbehörden, welde auf Grund ber f. V. 
vom 16. Juni 1869, R.Bl. 1869 ©. 1049, organifirt find, 

Für ganz Bayern beftehen: 

I. als erfte Inſtanz 3 Bergbehörden: in Münden, Bayreuth und 

Aweibrüden, 

I. als zmeite und lebte Inſtanz eine Oberbergbehördbe in Münden 
mit ber Bezeihnung Oberbergamt. 

Für die Zuftändigkeit der Diftriftspolizeibehörben find zunächſt die 
Art. 124 und folgende des Geſetzes, welche von ben Redhtsverhältnijien 
zwifchen den Bergbautreibenden und ben Grundbefigern handeln, maß: 
gebend, 

Nachdem nämlid die Bergwerkgeſetzgebung die den Gegenftand bes 
Bergbaues bildenden unterirdifchen Mineralfhäge von dem Grundeigen— 
thum rechtlich trennt, fo folgt hieraus, daß zwifchen dem Grunpbefiger 
und dem Bergbauenden gar manderlei Eollifionen in Bezug auf den 
Umfang des abzutretenden Arcals, fowie über die Zeitdauer der Ab: 
tretung, und über die, dem Grundbefiger geſetzlich gewährleiftete Entſchä— 
digung entitehen können, 

Die Streitpunkte, worüber Grundbefiger und Bergwerkbeſitzer in 
Conflict gerathen können, find in Art, 136 aufgeführt. 


Sie betreffen: 


I. Urt. 124. Jene Grundftüde, welhe zur Anlage und zum 
Betrieb des Bergbaus, zur Auflagerung oder zur Abfuhr der Producte, 
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zur Herſtellung der nöthigen Gebäude, Wege, Canäle ꝛc. nothwendig 
ſind. 

II. Art. 126. Die Verpflichtung des Bergwerksbeſitzers, dem 
Grundbeſitzer für die entzogene Nutzung im Voraus jährlich vollſtändige 
Entſchädigung zu leiſten. 

III. Art. 127. Die durch die Benützung eines Grundſtückes ein: 
tretende Werthsminderung dem Grundbeſitzer vollſtändig zu vergüten. 


IV. Art. 128. Wenn feſtſteht, daß die Benützung des Grund— 
ſtücks länger als 3 Jahre dauert, kann der Grundeigenthümer verlangen, 
daß der Bergmwerfbefiger das Eigentum des Grundftüds erwirbt. 


V. Art. 129. Gleiches oder eine volle Entſchädigung kann ber 
Grundbefiger verlangen, wenn ein Grundſtück durd die Weberlaffung 
einzelner Theile zur Benützung fo zeritüdelt würde, daß die übrig bleiben: 
den Theile nidyt mehr zwedmäßig benüßt werden können, 

Können ſich die Betheiligten in den vorangeführten Fällen nicht 
gütlich vereinigen, fo erfolgt die Entſcheidung: 

„ob, in welchem Umfang, und unter weldhen Bedingungen ber 

Grundbefiger zur Ueberlafjung der Benügung oder der Bergwerk: 

bejiger zum Erwerb des Eigenthums des Grundftüdes verpflichtet 

fet, durch einen gemeinſchaftlichen Beihluß der einjchlägigen Diſtrikts— 
polizeibehörde und ber einfchlägigen Bergbehörde.“ 

An diefem Beihluß nehmen ber Borftand und ein Nebenbeamter 
des Bezirksamtes, fodann ein Beamter der Bergbehörde Antbeil. 

Der NRecurs gegen ihren Beſcheid geht innerhalb eines Fatale von 
15 Tagen an die Kreisregierung, welche darüber in einem Senat erkennt, 
welcher aus dem Vorſtand und 2 Mitgliedern der Kammer des Innern, 
und 2 Mitgliedern der Oberbergbehörbe beiteht. 

Diefe Stelle entſcheidet in letzter Jaſtanz. 

Art. 136. 

Die Diftriftspolizeibehörben haben die bei den Bergbehörben ein: 
kommenden Anträge über Angelegenheiten des Art. 136 förmlich zu 
inftruiren und entjpredhend zu prüfen. Vor allem find die Mitbetheilig: 
ten zu ermitteln und ift in Gegenwart aller Betheiligten eine Ortsbe- 
fihtigung vorzunehmen, 

Art. 140. 

Bei diefer ift zunächſt eine gütliche Vereinigung zu verfuchen, außer: 
dem aber über bie Parteianträge mit Ausfhluß jeden Schriftenwechſels 
zu verhandeln. 


Art, 141. 


Ebenfo kommt der Behörde die Vernehmung von Sachverſtän— 
digen zu. 
Nar, Handbuch ber bayer. Diſtr. Verw. Behörden. TIL. Aufl. 51 
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Gegen den Beihluß, welcher nad ber Vorfchrift des Art. 136 
von ben VBerwaltungsbehörden endgiltig ergangen ift, kann über die Ver: 
pflihtung zur zwangsweifen Ueberlafjung, zur Benügung ober zur Er: 
werbung eines Orundftücdes als Eigenthum der Rechtsweg nicht betreten 
werden, was dagegen die von den Verwaltungsbehörden erſter Inſtanz 
nad Vorſchrift des Art. 142 ausgemittelte Entſchädigung oder Sicher— 
beitsleiftung betrifft, fo kann der ſich beſchwert glaubende Theil den Rechts: 
weg betreten, und ift die Klage bei jenen Bezirksgericht zu erheben, in 
befjen Sprengel das Grundſtück liegt. 


m... 
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4. 


Abänderung der®aldbewirtbichaftung 385. 

Abbruch von Häufern 33L 
Abfluß des Waſſers 372. 

Abgaben, gemeindlihe 633. 
Abgeordnete der Polizei bei Verſamm— 
lungen 264, 

— Wahl der zc. zum Landtag 107, 

Abladung von Echutt 2c. an öffentlichen 
Orten 369, 784. 

Ablehnung der Wabl 693. 

Ablieferung an Polizeianftalten 239, 260, 

Ablöfung grundberrlicher Gefälle 763, 

— der Zehentbaulaſt 46 

— von Forſtberechtigungen 
Abraupen der Bäume 782. 
Abichraubgewehre 25L 
Nbihwenden des Waldes 385. 
Anfingen von Mordthaten 4 
Abtrieb, kahler 
Abtritte 216, 351, 364, 784. 
Abzugsgräben 360, 

Accordirung Bffentliher Bauten 14L 
Aderbau, } Landwirtbichaft 760, 
— Schulen 760, 

Acteneinfiht 34 

— Repertorium 88. 

— Berfauf und Ausiheidung 88, 

— Verfendung 81, 196, 
Actiengeſellſchaften 
Adreßbureaux 508, 

Adel, Verbältniffe des Adels 113, 

— Matrifel 113, 

Adminiftration, Trennung der Juſtiz von 
ber L 
Adminiftrativdepofiten, f. Depofiten 74, 

— contentiöje Sahen 3Z 

— Sachen 2Z 

— Berfabren 28, 32, 42. 

— Braris der Advokaten 68, 

— „ der Practikanten bb, 
Adſpiranten, ſ. Rechtscandidaten. 
Adoption 
Ndoptivfinder 467. 


Advofaten 68, 

— Ncteneinfiht durd 33. 

— Goncipienten GL 

— Disciplinarvorichriften 68, 

— Wittwenpenfionsanftalt 69, Til 

— Bulaffung in abminiftrativen Sachen 
33, 68, 

Henderungen an Triebwerfen 375. 

— des Geſchlechtsnamens 114, 

Aerzte, Armenärzte 179, 763. 

— Bezirfsärzte 178. 

— Geridhteärzte 178, 

— Landärzte 186. 

— practiihe 184 

— beren Qualification 184. 

— Thierärzte 

— deren Verpflichtung zur Anzeige von 
Krankheiten 

Herztlibe Behandlung der Armen 513, 

— Dienjt bei den Verwaltungsbehörden 
177, 


Aifiliation der Vereine 264, 

Agenten der Mobiliarverfiherungen 325, 
— für Waarenbeitellung 604, 
Agenturen für Answanderungen 101, 
Aichen von Gefäpen 425, 

Aichmeiſter 

— piähle 378, 

Alimentationspflicht des Aerars 511, 475. 
Alleen 359, 

Alluvionen 374 

Almenden 628. 

Alpenweide 776, 

Altanen Ih 

Amerifa, Auswanderung nach W 
Amerikaner, Einwanderung der W. 
Amtsblätter 35. 

— Diener 43, 46, 73, 3Z 

— Geheimniß 66. 

Geſchäftsbücher 80, 

Srenztafeln 90, 3b. 
Anventar 84 
Kleidung der Bezirfsbeamten M. 
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Amtsfleidung ber Bezirfsamtsboten 73, 

— Drganijation 44, 

— RBerfonal 44, BL 

— Praxis, ſ. Rechtscandidaten. 

— Regie 47, TZ 

— Regiftratur 88. 

— Retjen 63. 

— Giegel 85. 

— Tage 49, 

— Untform 45, 

— Berfchwiegenheit DZ 

Anbau von Dedgründen 773, 

Andachten, firhlihe 117. 

Aneinanderhängen von Wägen 365. 

Anfragebureaur 574, 592, 597, 610, 

Anglifaner 117, 

Ankündigungen, gejegwidrige, ſ. Preß: 
polizei. 

Anlchenstabelle 665. 

Anmelberegifter 93, 586. 

Anmeldung der Gonfcribirten 724. 

Anonyme Anträge 32. 

Ansbach, Fürftenthum, Baupflicht 145. 

Anſchütten 374. 

Anipülen von Land 374. 

Anftalten für Gorrectionäre, ſ. Polizei: 
anftalten. 

— für Krante 193. 

— Edliefung von 22, 

Anſteckung von Kleidern, Stoffen 2c. 192, 

Anftellung der Echullchrer 165, 

Anftreihen von Wohnungsräumen 338. 

— von GStraßentafeln 358. 

— von Gebäuden 338, 

Anwälte, f. Advofaten. 

Anzeige von anftedenden Krankheiten 192, 

— von Geburtsfällen bayerischer Unter: 
thanen im Auslande 

— über Aufnahme von Gewerbsgehilfen 


— von Todesfällen auswärtiger Unter: 
tbanen 

— von Todesjällen ber Staatsbiener 67, 
— von Entbindungen 211, 

— ber Dienftboten 737, 

— von Selbftentleibungen 213, 238. 
Apotbefer, deren Gejchäftsbetrieb 186, 591. 
— Goncejfionen 59L, 

— Rifitationen 186, 
Approbation der Etuten 778 
Arbeiten, verbotenes an Sonntagen 122, 
Arbeitsbetrichb in Fabriken 214. 

— bider 288, 314, 487, 588. 

— einſchaffung 

— loſe, ſ. Vaganten 240, 

— ſcheue 240, 
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Archivalien, Benützung von 83, 
Arkane, ſ. Geheimmittel. 
Armee, Sicherung des Pierbebebarfs 744, 
— freiwilliger Eintritt 722, 

— pfliht 717> 
Armenärzte 514. 

— Anftalten 195. 

— Beerdigung 513. 

— Beiträge 8 

— Beihäftigung 517. 

— Häufer 195, 517, 

— Kranfenverpflegung 514, 624, 

— Gaden, Boflpertofreiheit 512, 

— Recht 512, 538, 710, 

— Zar: und Etempelfreibeit 2 

— Theilnabme der Gemeinden am Ar— 

menmejen 

— Berforgungshäufer 517. 
Armenpflege 509, b21, 

— Antbeil an den Zagbkartengebühren 


411, D18, 

— Antheil an Polizeiftrafen 519, 

— beren Einnahmen 

— Bilegichaftsrath 521, 

— Guratel 531. 

— GEurfoften für Arme 510, 

— Diſtrikts 529, 

— Grbredit der Armenpflege 512, 

— Geldftrafen, Antheil 5: 

— Rafie 

— Rechnungen 527, 541. 

— Gorge für Beihäftigung 526, 

— Gorge für Ausländer bh. 

— Gorge für unebelihe Kinder bil. 
— BWirfungsfreis der 511, 524, 
Arreftanten, j. Gefangene, 
Arrondirung von Gütern 467, 
Arjenik, ſ. Gift 170, 

Arzneibandel, bomdopatbiiche Arznei 186, 
— Mn Uebertretung in Bezug auf 

190, 

Ace, Aufbewahrung 292, 

Aljefjoren, Bezirksamts= erponirte 50. 
— beren Gompetenz 57. 

— beren Regiebezüge 59, 7Z 
Ajiervaten 74. 

Affociation, gewerblihe 566, 594, 
Attefte, ſ. Zeugniffe. 

Aufbewahrung ven Lebensmitteln 424, 
— don Pulver 306, 310. 

Aufbieten der bewaffneten Macht 252, 
Aufenthalts- Erlaubniß 35, 467, 471, 


Aufhebung der Grundlaften 763, 
Auffinden von Leichen 210, 
Aufforftung 387, 
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Aufhängen, Aufſtellen, gefährliches 370, 

et Verpflichtung zum Schadens: 
erſatz 

Auflöſung von Gemeinden 620, 

0 der Gemeinden 639, 


— in fremden Interthansverband 93, 
Aufnahme von Lehrlingen, Gejellen ꝛc. 


Aufrehthaltung ber Fra und Ordnung 
bei Feiten 252 

Aufichläge, gemeindlihe 635, 

Aufichlags : Aemter, Bewilligung von 
Quetihmaihinen 481. 

— Defraudationen 35, 643. 
Aufſichtsrecht, oberftes, des Königs auf 
firdlicdhe Verbältniffe 115, 

— des Etaated auf Armenpflegen 531. 
Aufficht auf Preßerzeugniſſe 

Aufitau 373, 

Aufzüge, öffentliche 269, 
Ausdünftungen, gefährliche 214 
Ausgewielene, |. Gothaer Vertrag. 
Ausgleihung von Kriegstoften 753, 
Ausgrabung von Leihen 206, 
m. Lanbesverweifung 24, 473, 


— Heimat ber 106, 472, 

— Aufnahme und Gebühren 624. 

— Erhebung von Geburts: und Tobdten: 
jcheinen 103, 

— Gewerbsbetrieb 584. 

— Reifen nah Bayern 275. 

— Gtaatsbürgeraufnahme 106. 

— Gtellung unter Polizeiaufficht 500. 
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Ausländer, Verpflegung und Beerdigung 
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einem 
Ausländerinnen, Einwanderung 95, 
Auslandspälfe 276, 
Auslaufjournal 83. 
Auslihtung des Gehölzes an Staate: 
** 356. 
Auslieferung von Ausländern 5OL, 
Auspfarrung 132, 
Auspichen der Fälfer 294. 
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Ausftodung 383, 
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Ausübung der Jagd 392, 
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Ausweilungen Fremder 496, 500, 761. 
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Baddien 294, 785 
Babe: Anftalten 21, 211. 
Baber * 
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Bäcker 449, 


— beren Gefhäftsbetrieb 442. 
Bärentreiber 
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— Schleifen auf Straßen 371. 
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— Pflichtablöſun 
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Bau: Polizei 328, 563, 719, 
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Baumſtämme, Schleifen von 370. 

Baumzudt 774, 734, 
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— Bifitationen 445. 

— Wirthe, Verhältniß zu den Bräuern 


PEHR 

Bildung, ſ. Unterricht 150, 

Biſchöfe, Empfang der ꝛc. bei Amtsreifen 
113 


Biihöflihe Aubiläumsbriefe 119, 
Bittaänge, Broceifionen LIT, 
Blatternfranfbeit 194, 197, 218. 
Blätter, Kreisamts: 87. 
Bleiben, Benützung des Waffers 373,377. 
Blitzableiter UL 
Blödſinnige, ſ. Irre. 
Bodenerzeugniſſe, Diebſtahl an TEL 
Bodeneultur, ſ. Cultur. 
Böſchungen an Straßen 785, 
Bordereaux 31h. 
Boten, Inſinuationsbuch 
Brand, Anzeige von entjtandenem 291, 
Brandallecurang = Anftalt ILL 

— Aufnahme 312 

— Austritt 392, 

— Beiträge 310, 

— Gntjbädigung U4 

— feuergefäbrlidhe Anlagen 320, 
— Ecabenderbebung 315, 

— Gollecten 537 
Brandverfiherungsinfpecter 325, 
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Branntweinbrennerei 450, TEL 
— Minutoverſchleiß 

— Echenfen DIL 

— Rifitationen 40 
Bräuen zum Selbfibedarf 447, 
Bräubaus, Austritt aus dem 47. 
Bräuer, j. Bierbräuer 447 
Brennbolz, ſ. Holz. 

— Material, Aufſicht auf 366, 
Brodgewiht 442, 

— Mebltare 442, 

— Preis 412 

— NRaitung, Tare 442 

— Zeichen 
Brüden:Bau 363, 375, 734 
— 3ölle 633. 

Brüdenwaagen 446 

Brüder, barmberziae 119. 
Bruderjchaiten, Vermögen 120, 
Brummen 369, 734. 

— foften 87 
Buden, Erribtung von 37L 
Bündniſſe, geiſtliche 120, 
Bundesitaaten, Auswanderung und Rei: 
ſen in die deutſchen 

Bureaurrequifiten 87, 

— ſiunden 76, 

Bürger, ſ. Etaatsbürger. 
Vürgermeiiter:Gejcäftsleitung 644, 673, 
Bürgermeiſtereien 62L, 6 
Bürgerrebt 93, GI 
Bürgerwehr Zid, 


@. 


Ganäle, ſ. Kanäle, 

Gartell, ſ. Militär. 

Carouſſel 2 

Capitalwerth der Baupflicht IAL 
GBapitulation 723, 

Gaution bei Auswanderungen DZ, 
— ber Bezirfabeamten di 
Genfur, Wegfall der ꝛc. 
Gentraltbierargnetichule 188. 
GCharafteriftif der Abzuliefernden 239, 
Gbirurgen 186, 

Cholera 

Chriſtenlehren 7, 492, 
Ciſternen 362 

Givilrechtlihe Hinderniffe 488. 
Givilitandregiiter LIS, 

Gollecten, j. Sammlungen. 
Gommillionsbureaur 592, 597 
Gompetengconflicte 32, 

Goncepte 6, 

Conceſſionen zu Eifenbabnbauten 353, 558. 


Gonceffionen zu Waflerbauten 373. 

— zu Gewerben 613. 

Goncipienten, Qualification 62, ZAL 

Goncorbat LI, 

Gonfinirumg in der Heimat 21, 496, 

Conſirmation von Kabrlageftiftungen Gi, 

Gongrua der Echrer 167, 

Conſiſtorialordnung Läb. 

Gonjpect der revidirten Rechnungen GÖL 

Conſtatirung der Nealgewerbe 491, Död, 

Conſuln, k. Papausfertigung 286, 

Conrolverſammlungen der Landwehr 720, 

Gorrection, ſ. Zwangsarbeit. 

Gorrectionäre, Vereine zur Beſſerung der 
pr 


Gorreipondenz mit ausländifchen Behör- 
ben SL 

— mit den Militärbebörden 83. 

— mitteld Telegrapben 353. 

— mit Orbdinariaten 82 

Cosmetiſche Mittel LOL, 
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Gourtoifie 81. 
Greditanftalten 772, 

Cultur, Landes» 760. 

— öbder Gründe 773, 
Gultus: Vermögen 121, 463. 
— Bauten | 
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Cultus⸗Stiftungen und Rentenüberſchüſſe 


— Vermögen ber Juden 147. 
Euratel der Gemeinden und Stiftungen 


685. 
— ber Pfarrfliftungen 130, 


D. 


Dachungen 338. 
Dachrinnen 338, 

— Wohnungen 343, 
Dämme von Straßen 360, 

— an Flüſſen 374, 
Dampfmaſchinen 272, 
Dampfſchifffahrt 2 
Darlehen aus Gemeinde: und Gtiftungs: 

kaſſen 
Defecte der Beamten 81, 667. 
Defraudationen, Auffclags 634. 

— von Gemeindegefällen 634, 

Degenftöde 251. 

Declamationen 463. 

Demolitionen von Bauten 721, 
Depofitenwefen 56, 58, 74. 

Deferteur, ſ. Militär 136, 149, 166, 270, 
Detention von Arreftanten 257. 
Deutichkatholifen 118. 

Devaftation des Walbes 381. 

Diäten bei AInftallationen 125, 

— des Bezirfsamtsperfonals 49, 63. 
Dienftherrn und Dienftboten 265, 488. 
Dienftbotenbüdher 283, 786. 

— Ordnung 44, 788, 

— Unterftügungsverein 514, 520. 

— Wohnungen 66. 

— Biele 

— Awangseinführung in ben Dienft 739. 
Dienfte und Frohnen zu Wegbauten 639. 
Dienfteid der Bezirfsamtsbeamten 54, 

— ber Bezirksärzte 177, 

— ber Functionäre 56. 

— ber Magiftratsbeamten 658. 

— ber Practifanten 56. 

— ber practifhen Aerzte 184. 

— ber Pfarrer 128, 

Dienfteinihaffung Arbeitslofer 276. 

Dienftgehalt der Magiitratsbeamten 659, 

Dienftinitruction der erponirten Aſſeſſoren 
50 


— 44, 

Dienftperfonal, ftädtifches 661. 
Dienfipolizei der Magiftrate 659, 
Dienftreifen 63, 

Dienftfahen, Poftportofreiheit 717. 
Dienjiverträge 646, 


Dienftverhältniffe, rechtliche 89, AL. 
Dienftwohnungen 67. 
Dienftzeihen &iz. 

Didcefanpatrone 124. 
Direction der Fenerlöfchanftalten 323, 
Dismembration 467, 497, 
Diftrittsarmenpflege 529, 

— Gemeinden 109, 

— sKranfenhäufer 530, 
Diftriftspolizeibebörbe gleichbedeutend mit 

iftriftsverwaltungsbebörbe 4,41, 


263, 
Diftrifspolizeibehörde, Magiftrate als 384, 


Diftriftspolizeilihe Vorfchriften, ſ. Vor: 
jchriiten 13, 53, 
Diftrifts-Räthe 109, 530. 

— Inftruction für die Wahl LOL, 

— Gcdulinfpection 171, 

— Gtraßen 360. 

— — Nuslihten des Waldes 357. 
Diftriftsumlagen, j. Umlagen 109, 
Dijtriftsverwaltungsbehörde als Forjtpoli: 

zeibehörbe 380, 

— als Hilfsorgane ber Strafgerichte 20. 

— Dienftorbnun 

— Ginrihtung 

— beren Gefhäftsgang 31. 

— deren Berbältnih zur Staatsanwalt: 

jhaft 17 

— zu den Notaren 68. 
Diftriftsvorfteher 672, 

Disciplinarfahen tarfrei 66. 
Disciplin des Bezirksamtes 66, 

— ber Amtediener 70. 
Disciplinarverhältniffe der Gemeinbebe: 

vollmächtigten 659, 

— ber Magiftrate zc. 685, 690. 

— ber Advokaten 33, 68, 

— ber Lehrer 218. 

— ber Schulen 217. 

Domicil, ſ. Heimat. 
Donaudampficififabrt 376. 
Dorfpolizei 485, 680, 
Dorfwädter 267, 

Drainage 469, 

Dringlichkeit der Baufälle 196, 
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Drudicriften 453, 

— Einfendung 456, 
Duellanten 125, 

ze... 216, 351, 734 
Duplicate der Piarrmatrifel 189, 


Ehefrauen von Ausgewiejenen 528. 
Ehebalten, ſ. Dienftboten. 
Ehen, gemifchte 118. 

— geichlojfen im Auslande 450, 508, 
— Kindererziehung in gemifchten 118. 
Ehre, Schuß der 263, 
Ehrenbürgerreht 639, 
Ehrenzeiben 113, 
Eiche, ſ. Aiche. 
Eichſtädt, Fürſtenthum, Baupflit 147. 
Eigenthum an Erzeugniſſen der Literatur 


— Beſchädigung durch Kiesgraben 302 
364 


— Kränkung bes 28. 

— Zwangsabtretung 36, 

Einbinden der Kreisamtsblätter 76, 

Eingaben, jchriftliche, in Adminiſtrativ— 
Saden 31, 

Ginfriedung, Beihädigung von TAL, 

Eingriff in ärztliche Beftnniffe 190, 

Ginfommenfteuerfaffionen 6833, 

Einlaufjournal 

Einödhöfe 640. 

Einquartierung, Marſch-, Vorfpann 751. 

Einrichtung des die Kunſtſtraßen befahren— 
den Fuhrwerks 357. 

Einfammeln von Geſchenken 11, 275. 

Einihaffung im Arbeit und Dienft 276, 

Einſchreiten der bewafineten Madt 253, 

Ginfendung literariiher Werke 758, 

Einſetzung, ſ. Inftallation. 

Einſpänner 607 

Einſpruchsrecht bei Verchelihungen 489, 

— Verträge 131. 

Einftellung des Gewerbes 415. 

— umerlaubter Prodbuctionen 288, 574, 
Eintritt, freiwilliger, in bie Armee 723. 
Eintritt in fremde Dienfte 9, 
re tg im Allgemeinen 93, 95, 97, 


— von Amerifanern 86, 

— von Frangofen 96, 

— von Defterreichern 96, 

— von Preußen 96, 

— von Württembergern 96, 
Einzelhüten 13, 477. 
Eisdecke, Betreten der 12, 
Eifenbahnen 351, 


809 


Durhläffe 364. 

Durdmärihe TEL. 
Düngerflätten 785. 
Düngungsmittel 257, 476, 482, 


+ 
Gijenbahnarbeiter, deren Beauffichtigung 
123, 352, 


— Bauconceffionen 351, 544, 558. 

— Materialien, Pflafterzollfreiheit 646, 

— Nothwendigfeit, k. Genehmigung 351, 
b58, 


— Transport der Schüblinge 245, 
GEntbindungsanftalten 2LL 

— Anzeige 

Entfernung ber Beamten vom Amtoſitz 


Entlafjung aus dem Militär 727, 

— aus dem Untertbanenverbande 95, 

— aus ber Schule 157, 

Entjhädigung der Mitglieder des Ge: 
meindeausihufles 674. 

Entwäflerung 380, 769. 

Epidemien 

Erbrecht der Armenpflegen 512, 

Erbgüter, Iandwirtbichaftlihe 771, 

Ergänzung der Armee 723. 

Griaßcommilfion 724, 

Erkenntniſſe, ſ. Beſchlüſſe. 

Erkrankte Perſonen, ſ. Kranke 515, 

Erker 723. 

Erlöſchen von Gewerben 600, 

Erſatzmannſchaft 

Erſatz des Schadens bei Aufläufen 256, 

Erſatz an Armenpflegen 513. 

Erſcheinen der Beamten bei Reifen Ihrer 
Majeftäten 66. 

Grftitung durch Koblendampf 273. 

Erwerbsarten an polizeilihe Bewilligung 
geknüpft GOL. 

Erwerbung des Indigenats 92, 

Erziebung, Bildung, Unterricht 151, 

Erziehungsanftalten, Fa Lei: 
tung von 173, 228, 

— für verwahrlofte jugendliche Perfonen 
263, 


Eßwaaren, Aufficht auf 424, 

— NAusipielen von 455. 
Gtappenftation 750, 

Gtatsjahr 82, 

Execution von Gemeindeumlagen Gil. 
Grbumation, ſ. Ausgrabung. 
Grportation bes Vermögens 95. 
Extradition bei Bezirksärzten 177, 
Ertrapofien 365, 
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F. 


Fabrikate, ſ. Gewerbserzeugniſſe. 
Fabrikation von Pulver 306. 
Fabrikanten, Verſorgung ihrer Arbeiterd21. 
Fabrik» Arbeiter D14, 

— deren Kranfenverforgung D2L, 

— Betrieb gejundheitsgefährlicher 214, 
— Räthe 608. 

— Zeichen 572, GOL, 

Fabrifen, Verwendung jugendlicher Per: 

fonen in 161, 

Fadwände 335. 

Fähren, Ueberfabrtsanftalten 372, 
Fälſchung von Zeugniffen, Päſſen 786. 
— von Lebensmitteln, Mafen, Gewich— 

ten 412, 472, 

FäffersAichen 425, 

— Pichen 294, 

Fahren und Reiten 365, 

Fahrbahn 360. 

Fahrordnung in Städten 271, 

— Ausweihen 366, 
Fallthüren 369, 
Familiengruft 209, 
Faſchinen, Schleifen von 370, 

Fafelvich 64, 
Fajfionen 129, 683, 

— ber Schulen 169. 
Faftenpatente, biichöflihe 119, 
Fechtunterricht 

Federwild, Hegezeit 416, 
Feiertage, f. Sonntagsfeier 122, 
Teiertagsihule 157 

Feier der Sonn- und Feſttage 122, 

— der politijchen jFelltage 105, 
Feierlichkeiten, Firchliche 119. 
Seldfrevel ZSL. 

— früchte, Ehuß ber 731, 

— jagbd 

— fapellen 662 

— polizeilihe Beltimmungen 781 

— mäufe ZIL 

— polizei 760. 

— wege 8 

— mirtbihaft 157 
Reldichup 67 
Telgenbreite 357, 
Fertigung verbotener Waffen, ſ. Waffen. 
Feſte der königl. Familie 442 

— firdlihe 119, 123, 448, 

— Öffentliche 443, 673, 

— politiihe 66, 105. 

— Grideinen der Beamten biebei 66, 
Feſtnahme der Bettler 267. 

— provijoriiche 24, 264. 


Feuer » Gefährlichkeit 291. 

— Löjchanftalten, ftädtifche 198, 670. 
— Löjdordnung 295. 

— Löjchgeräthichaften 300, 

— Ordnung 291 

— Rolizei 291, ZIE. 

Schau 298, 679, 

Eicerbeit 320, 725, 

Stätten 292, 336, 

Verſicherung, 1. Branbdafjecurang 311, 

Webren, deren Bildung 297, 

Werfe 309, 330, 440, 457, 465, 

Anmachen in der Nähe von Wald 
292, 
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Filinfapotbefen 186, SOLL 
Filialgewerbe 

— kirchen, Baulaſt an 146, 
Filzpappe 786. 

Findelkinder, Heimat 627. 
Fiſchbehälter W 
Fiſchereiordnung A 

Fiſchotter 780. 

Fiichwafler 13, 480, 

Fiſchzucht 

Fixirung, ſ. Ablöſung 130, 764. 

— ber kirchlichen Zchentbaulaft 769, 
Flachsdörren 320, BL 
Fleiſch-Aufſſchlag 638. 

— Bänke, Reinlichkeit in 

— Beſchau 12, 4443 483, 

— Tare 422, 443. 
Fliegenlaffen von Tauben 782, 
Floßordnungen 382. 
Flopichifffabrt 373, 381, DTZ 
Flüſſigkeitsmaß 
Flurfrevel 

— Grenzen 678, 

_ — Schub 651, 678. 

— Polizei 651, 678. 

— ſchutz 640, BD, 

— Wächter 385, 630, 732 
Fluß: Bauten 373, 380, 

— Beſchau 375. 

— Gorrectiion 3ZEL 

— öffentlihe 3Z4 

— Polizei 373, 33L 

— Brivatflüffe 377 

— Neinigung 37 

— Werihug 14, 375 

Foblenhöfe 778, 
Forenſen, Umlagepflicht 636, 
Formation der Armee ZI9. 
Torftauffiht 391. 

— Behörden 380, 391. 
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Forfiberechtigungen 384. 
— Frevel 382, 38 
Selb 383 
Polizei 333, 381 
— deren Hilfsorgane 334, 
Rechte 356. 
— deren Umfang, Lostrennung 
3837, 


— Rügeweſen 382, 

— Echuß 385, 678. 

— Schukfarte 382, 

— wirthichaftlihe Bellimmungen 384, 

Frauen, Heimatserwerb 468, 

— Berebtigung zum Gewerbsbetricbe 
h34, 


Rrauenklöfter 183. 

Freibänfe 422, 

Freigebirge GI 

Freiheit der Preſſe 
Freinacht, ſ. Bolizeiftunde 457. 
Freiſcheine 720, 

Freiwillige, einjährige 722, 


6 


Gaſſenkehren 

Sajtwirtbichaften DIL 

— Sremdenangeige 495, 

Gasfabrifen 535, 
Gaufler, Seiltänzger 462, 

Gaureiter, ſ. Privatbeihälbengfte. 
Gebärende, Sorge für 4 

Gebäude, ſ. Bau 129, 335, 

Gebrauch der Flüſſe 

Gebrechen, |. Baugebrechen. 
Geburtsé-Feſt der k. Majeftäten 66, 105. 
— Matrifel der Pfarrämter 

— Ort als Heimatsort 507 

— Zeugniſſe von Ausländern 103, 
Geburten, Anzeigen bei Gericht 211, 
Gefangen: Anitalten 245. 

Gefangene, Behandlung 2446 

— Belleidung 246. 

— Gscorte 34 

Gefahren durch Thiere 274, 

Gefährl. Stellen, deren Sicherung 369, 785. 
Gefängniß-Anſtalten fiir jugendliche Ver: 

breder 260, 

Gegenftände, leicht entzündliche 306, 
Gcheimmittel 19L, 

Gebölz: Auslichtung 356, 

Gehör, rechtliches 

Geiſteokranke, ſ. Irre. 
Geiſtliche —— ſ. Kirchenſachen 

l 


Geiſtliche, proteſtantiſche, deren Verehe— 
lichung M. 
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Freizügigkeit 96. 

Fremden- und Paßweſen 275, 2839, 

— Anfentbalt 495. 

— VBeherbergung 495, 

— Bücher 495. 

Treudenichichen 295. 

Friedhof, ſ. Kirchbof. 

Frohnen bei Waſſergeſahr 380, 

— bei Wegbauten 639. 

Frohnfeſten, Inſirucſion für ben Dienſt 
260, 


Fuhrwerk, Nabfelgenbreite 357. 

— Ausweichen; 

— landwirthſchaftliches 227. 
Functionäre 54, 81. 

— deren Verehelihung 486, 
Fundation von Stiftungen 643, 
Fußangeln 
Fußbank auf den Straßen 360, 
Fußwege 365. 
Futterfchneidmühlen 781. 


+ 
Geländer 358, 785, 


Gelübde, lebensläingliches 117. 
Gemeinde: und Stiftungsweien 619. 
— Abgaben 

— Angelegenbeiten 619, 649. 

— Aufnabinsgebühren 624 
Ausſchuß 673. 

— deſſen Wirfungstreis 675. 
Bauweſen 633. 
Beamte, VBerpflihtung 647, 

— Disciplinarverbältniffe 66. 
Behörden 644, 658, 
Bedürfniſſe 632, 
Beſchlüſſe, Faffung von 657,672, 689, 
Bevollmächtigte 645, 662, 
Bezirk 
Bildung 619, 
Brunnen 633, 
Brücken- und Pflafterzoll 633, 
Bürgerrecht 634, 
Bürgeraufnahme 624, 
Guratel GhL 
Darlehen 665. 
Dienfte 993 
Dienfiperjonal 649, 
Diſtriktsvorſteher 672, 
Gigentbun 632, 
Gintheilung 619, 
Etats 649, 659, 
Grecutionsbeiugniffe 6H1, 65D, 
Feuerlöſchanſtalten 633. 
— Fleiſchaufſchlag 635. 


BEEEEEEEEEEEEEE 


11111161 


812 


Gemeinde: Flurgrenzen, Regulirung 678, 
— Gebäude, deren Unterhaltung 633, 
— — Verſicherung 663, 

— Glieder, Aufnahme 624, 
— — pPflichten 624, 

— — Rechie 624, 

— Gründe-Cullivirun — 
— — Vertheilung 629, 

— Haftung 688. 

— agb 392, 

— Landgemeinden TOL 

— Leibanftalten 536, 

— Marfung 619, 
Meblaufichlag 635. 

Di Racäffe BALL, 

— Nukungen 628, 631. 

— Ordnung 6, 

— Ortsnamen 620, 

— Pfleger 643. 

— PBolizeiverwaltung 651. 

— RPräjentationsreht 671. 

— Rechnungen 649, 677, 

— NRüdtritt in niedere Glaffen 624, 
— Schreiber 676. 

— Schulden 642, 

— GStabdtfchreiber 645. 

— Uhren 633, 

— Umlagen 636, 

— — 693, 

— Berfaffung 629, 

— Bermittlungsamt 656, 

— Vermögen 629, 

— Berfammlungen 683. 

— Berwaltung 644, 649, 

— Bifitation 661. 

— Mablen 692, 

— Baldungen 630, 680, 756. 
— Wege 362, 633, 

— Wirthſchaftopläne 630, 

— 3ölle 633. 

— Autbeilung von Ginödhöfen 619, 

Generalacten 89, 

Genoſſenſchaften, geiftliche 117. 

— Gulturgenofienfhaft 770, 

Genbarmerie, Anzeigen 235. 

— Aſſiſtenz 236, 

Geometer 786, 

Gerbereien, Gebrauch des Wailers 375, 

a. Anftellung 178, 

— Dienitesinftruction 181. 
— Berpflidtung 182. 
— polizei 44. 
Gerichtebarfeit Über Angehörige der Armee 
221, 


Gerftenfurrogate 446. 
Gerüfte, ſ. Baugerüfte, 
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Geſangproductionen M. 
Geſchaͤftsbücher der Bezirksämter 76, 83, 
— ber Bezirksgerichtsaffefforen 57 
Gejhäftsgang der Berwaltungsbehörben 
Zi ze 5 

— ber erponirten Affefforen 57, 

— ber Magiftrate 656, 

— ber Kirchenverwaltungen 706, 

— Allgemeine Grundfäge 77 
Geſchen mag Einſammeln 120, 


Geſchlechtsnamen 114. 

Gelhworne 111. 

Gefhwornenlifte 111. 

Geſellſchaften, ſ. Vereine 264, 

Geſetze, Vollzug ber 27, 31. 
Geſetzblätter, Haltung der 86. 

Geſinde, ſ. Dienfiboten. 
Gefundheitsihädliche Ehwaaren 425, 
Gejtüt, ſ. Landgeftüt. 
——— für 213, 


Getreide: Aufihlag 635, 

— Handel 585. 

— Märkte 452. 

— Maß 425. 

Gewährleiftung bei Viehfäufen 77L, 
Gewäjler : — 368. 

_ arg { 

— öffentlihe 373. 

— private 376. 

Gewerbe und Induftrie 584. 

— Anmeldung 586, 
— Ausübung 585. 
— Beeinträchtigung 612. 
—_ Befähigung 

— — ber Nusläinber 585. 
— im Umberziehen 604. 
— &onceffionsgefuhe SAL 
— gemeinſchaftliche Gonceifion 594, 
— Gonceffionsurtunde 590. 
— Einridtung 585, 583. 
— Ginjtellung 600, 613, 
— Erlöſchung 600 

— Fähigfeitsprobe 532, 
— berumgichende 604. 
— Kammern 608, 611. 
— Katafter 586, 

— Gonftatirung 595, 

— Mifbraud 613, 

— Niederlagen 584. 

— Ordnungen 11, 618, 
— perfönlide 592, 
Privilegien 615, 

— rabdicirte, 591, 600, 
— Rath 611 


Sadıregifter. 


Gewerbe, Reale 591, 55, . 

— Ganitätsvorfchriften 213. 

— Schulen 176, 

— Stellvertretung 670, 

— Unveräußerligpkeit der Gonceffionen 


— Verbindungen 608. 

— Vereine 608. 

— Berbandlungen, Tarpfliht 614. 

— Berleifung an Gorporationen 599. 
- - Verpachtung 595, 

— Verzicht 587, 

Gewicht, Aufficht auf 425, SAL 

— Nihen 425, 
Sewinnhäffte d. Münchner-Aachner Feuer: 

verfiherungsgejellihaft 325. 

Gewiſſensfreiheit 

Siftftofi, Handel 190, 

— Zubereitung 591, 
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GSlaubensbefenntniß 118, 
Glücksbuden 
Glüdsipiele 453, 628. 
Glutbäfen 292, 
Gothaer Mebereinkunft, Theilnehmer 5OL ff. 
Gottesader, ſ. Kirchhof. 
Gottesdienit, |. Sonntagsfeier. 
Grenztafeln 359, 

Grüfte 206. 

Gründe öde, Gultur 772. 

Grundjtüde, Schuß ber 640. 
Grundbefiß der Beamten im Amtsbezirf 67. 
— eigentbum, Jagdrecht 385, 

— lajten, deren Fixirung 762, 

— jtüde, Jufammenlequng der 769. 
Güterdbismembration 769, 

Gutsherrn, deren Inftallationsrecht 127, 
Gymnaſien 175. 

Gymnaſtiſche Künfte 462, 


H. 


Haarwild 416. 

aberfeldtreiben 251, 

äuferbau, f. Baupoligei. 

— Erbauung in der Nähe von Eifen: 

bahnen 355. 

— von Waldungen 387. 
Hafenorbnungen 13, 607, 
Haftungsverbinbligfeit der Gemeinbebe: 

amten 

— ber Pfarrer und Beamten in Ber: 

ebelihungsiachen 494, 
Hagelverfiherung DZ 
— Gollecten wegen Hageljhabens 537 
anbapothefen 186, 
See mit Arzneiwaaren 189, 

— mit Gift 190, 

Handel und Gewerbe 538, 584, 612, 
mit Bodenerzeugnifjen 734, 
Freiheit des 

mit Geheimmitteln 190, 

mit Hol; 734, 

mit Mehl 777, 

mit Pulver 307, 

mit Robprobucten 734, 

mit Salz 

mit Vieh 777. 

— mit Wochenmarkftsgegenftänden 724, 
Handelsagenten 605, 

— fammer 595, 608, 

— Mäller 601. 

— rath 608, 

— reifende 605. 

andgelübde, Bernehmung der Zeugen 76. 

and» und Spanndienfte 145, 


ET EERTA 


Hand: und Spannbienfte bei Waffergefahr 
300, 


Hanblohn 764, 
andlohnsfiration 764. 
andwerferunterftügungsvereine 625. 
anfdörren, ſ. Feuerpolizei. 
auptbuch der Depofitenfajfen 75, 
nen 615, 
— gewehre 423, 
aufirpatente 605. 
aufiren 604. 
— mit Echriften 605, 
— mit Lebensmitteln 605. 
Haufirfcheine 605. 
Hausordnung für Straf: und Polizei: 
anftalten 255. 
Hazarbipiele, deren Bezeihnung 453. 
Hebammen, Aufnahme 187, 
— Pflicht zur Anzeige von Geburts: 
fällen 211, 
Hegezeit 416, 
Seine 615, 
eilmittel, geheime 192, 
Heilanftalten 194. 
Heimat 34, 93, 467, 474, 627. 
— ber Ausländer 472, 
— ber Auswanderer 630, 
— angewiejene 475. 
— Gonfinirung in ber 406, 
— Gebühr 
— Gemeinde, Verpflegung ber Schüb— 
linge S18. 
— Geſetz altes 604, 
— ber Findelfinder 629, 
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Heimat der Schullehrer 468. 

— Iofe 475, 515. 

— Scheine 474. 

— urfprünglide 467, 477, - 

— BVerfabren in Heimatfachen 477. 
— RRerleibung 470. 

— Rerluft 475 

— Vertrag 468. 

— älteres Net 503. 
Heiratb, ſ. Verehelihbung 467. 
Hengfte, approbirte 788. 
Herberageber, remdenanzeige der 495. 
Herr, Prädicat in amtlichen Ausfertiguns 

gen 82 
ae 117. 
erumziehende Gewerbe 605, 
Herumziebende Leute, |. Baganten 267. 
Heufchreden 783, 
Hifsbedürftige, deren Berpflegung 510. 
Hilisfaffen 536. 
Hilfsorgane der Rolizeiverwaltung 20,235. 
Hilfsperjonal der exponirten Bezirfsamts: 
Aſſeſſoren 51. 

Hintergebäude 334. 
Hodhöien 415. 

ochſchulen, Aufficht auf Stubirende 175. 
nn 375. 
Hochzeitszüge 296, 443, 
Höflichkeit im amtlichen Verkehr 73. 


Sadıregifter. 


Hofräume, Jagdausübung 377. 
Höbenmaße 373. 

Hohlmaße 429. 

Holzabwurf an ben Thoren 646. 

— abjhwendung 387, 

— Gultur TI6 

— Handel 422, 

— Märkte 422, 612, 

— Ma, Klaftermap 425. 
Homdopathiiche Arzneimittel 239, 
Honorarienbefreiung 231. 

Hopfenbau 476, 

— Handel 412, 485, 545, 612, 

— preisanzeigen 423, 

— ichweieln 257, 614, 

Hofpitalbrand 244, 

Hühner, Hausgeflügel, Beſchädigung ber 
Telder durdy 13, 482. 

Hüter, |. Vieh. 

Hüten — ſchulpflichtige Kinder 161, 


Hunde, Auffiht auf 229, 
— Mitnehmen der 2. an Öffentliche 
Plaͤtze 29 

— Nifitation 228, 

— Wuth 229, 

— Reichen 229, 
Hutpläge, Refervirung 474, 
Hypotheken: und Wechſelbank 772, 


I. 


Jagd: Ausübung 392, 397, 415, 767 
— Bezirke 393, 
— jrevler 398, 
— — beren Berbaftung 400, 
— und Forftihugfarten 395. 
jet 392, 


eich 
— Gejeg über Jagdfrevel von 25, Juli 
1850 393 


— Hunde 417 

— JInſtruction 4OL 

— Karten 395, 411, 626. 

— Padıt 393. 

— Polizei 383, 413, 

— Redt in Hofriumen 392, 

— Schutz 416, 

— Verpadhtung J08 

— Sachen, Erkenntniſſe des oberjten 
Gerichtshofes 

Jahr, canoni ches 12 

— märfte 452. 

Saucyenbebälter 216, 784, 

Smmobiliarverfiherungen 311. 

Jmpfung 105, 

SImportation des Vermögens 98 


Judigenat 88, 93, 500. 

— als Porbedingung des Gewerbes 
betriebs 585, 

Anduftrie und Gewerbe DB, 

Anficirte Stoffe 192, 

Inflaven des Jagbbezirkes 392, 

et, Recht des freien Aufenthalts 


Inländerin, Berebelihung mit einem Aus: 
länder 94. 
Anlandspäfle 284, 
Anfectenvertilgung 602, 
Anfinuationsbuch 75, 83. 
Inſtallation von Geiftliben 125. 
— recht der Standesberren 127, 
Inftruction für den Bezirfsamtsdiener 73. 
— für den erponirten Affefior 50, 
— eines Bauproviforiums 133, 
Intelligenzblätter, nun Kreisamtsblätter 


Integrität des Schreiberperfonals 72. 
Intercalarfrüchte 

— Rechnung 126, 

SIntercalarien bei Schulverwefungen 168. 


Sachregiſter. 


Inventar der Aemter 
Irre, Aufſicht auf 199, 23. 
— Anftalten 199, 
Irvingianer 17, 

Jubilaͤum firhliches 119. 
Aubden, Heimat 147, 495, 639, 
— Euttusverwaltung LIT. 
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Juden, Gultusbeiträge 149. 
— Ginwanderung 147, 
— &emeinden 147 
— Schul- und Religionsunterriht 147, 
Jugendliche Berfonen, Unterbringung ver: 
wabrlojter in Grziebungsanftalten 
263. 


8. 


Kabinet, Kımft: und Naturmerkwürdig: 
feiten 462, 

Kälber, Aufblafen der ſ. Transport. 

Kabdetten, j. Militär. 

Kalenderjahr 82, 110, 

Kamine, Ausbrennen 295, 321, 336, 
— Bau, enger 339, 
— feger 301, GOL 

Kaminfeger: Diftrift 301, GOL 

Kanäle 376, 38L 

Kanzlei, Aufficht auf die 72, 

— Perjonal 47. 

Kapellen, Stiftungsvermögen 209%, 

Kapitalbetrag ıL Werth der Baupflicht AL. 

Karoniiele 457 
Kaſſenführung, magiftratifhe 619. 

Kaitration der Thiere 138, 

Kegelihieben 457, 

Kebren der Straßen TS 

Kellerwohnungen, ſ. Baupolizei 385. 

Keller der Bräuer 592, 

Kellerguaänge 320 

Kiesgruben und Steinbrüche 274, 369. 

Kinderbewahranftalten 534, 

Kinder aus gemiichten Gben 118, 

— don Gewerbtreibenden, Nüdjicht auf 
At 


— Edulpflibt der 156, 
— Pflege fremder D3h, 
— Neltungshäuſer für verwahrlofte 263, 


513, bi. 

— Unterbringung von 2c. bei Pflege— 
eltern 

— uneheliche, Aufſicht auf 3 

— Verbot der Theilnahme an Tanz— 
unterbaltungen 161, 4db7. 

— Verdingen von 161, 761. 


— Verwendung von ꝛc. in Fabrifen 16L 
— Berwendung von 2c. zum Vichbüten 
776 


Kirchen: und Religionsjachen LI, 
— beren Verhältniß zur Staatsgewalt 
119, 


— Baulaftablöfung, ſ. Ablöfung 141 
201, 747. 
— Banconcurrenz 200, 747. 


Kirchen = Baupflicht, civilrechtliche Beſtim— 
mungen 133, 144, 

Einrichtung, innere LAL, 

Gebäube 129, 132. 

Semeinden 181, 197. 

Sejeltlichaften 115 ff., 182. 

Gewalt 115. 

Mufifproductionen in ac. 125, 

Polizei I2L 

— Pirinden 125, 

— Pfründen, Inftallation in ac. b3, 124. 

— Verwaltung 690, 705. 

— — an ber Anflallation 125. 

— — Wablen 706. 

Kirbhöfe 140, 146, 206, 

Kirchliche Reichnijie 130, 

Kirhmweiben 4bZ 

Klauenjencdhe 218. 

Kleinfinderbeiwahranflalt 401. 

Klöfter, Eintritt in 120, 

Kochgeicbirre 424 

Kochſalz, Handel mit 604, 

Köder, vergiftete ZBO. 

Komddianten, Scauipieler zc. 463, 

Konftsfation, ſ. Gonfiscation. 

Königliche Genehmigung zu Gewerben 601. 

Koblendämpfe 275, 

Konkurrenz, ſ. Goncurrenz. 

Konfuln, k. Pahausfertigung 284. 

Kentrole, |. Gontrole. 

Konftatirung von Nealgewerben DIL 

Körperichaftswaldinigen 38h. 

Kosmeliſche Mittel 

ſtoſtenauſwand bei Zwangsvollzug gegen 
Ungehorſame 22, 

— Voranſchlag bei Gemeinde: und Stif- 
tungsbauten 137, 153, 

— ber Verwahrung in einer Polizei— 
anftalt 20, 252, 

— ber Feuerbeihau 300, 

— für Gemeindewahlen 698, 

ſtrabhnenmeiſter 

Krankenanſtalten 194, 627, 

— bäufer 14. 

— fafien 520, 

— pflegeverband 515. 
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Kranfenverpflegung 514, 628, 
Krankheiten, anftedende 192, 747, 
— anjtedende von Thieren 217. 
— Sicherungsmaßregeln 217. 
Krägübel 194, 
Krebsfang 780. 
Kreis: Amteblätter 85, 
— Armenpflege 531, 
— Hilfsfaffen 47ZL. 
— Laſten 108, 
Kreisregierung, Reviſion ortspolizeilidher 
Vorſchriften 4 
— Rapausfertigung 284, 
— Buftändigfeit zu Gewerbsverleihun: 
gen ü 
— Revifion des Reifetagebuhs 66. 
— Revifion der Gemeinde: und Stif— 
tungsrehnungen 
Kriegedienfte, Eintritt in fremde 749, 
— fojtenausgleihung 753. 
— Kühe, Schwellen der Guter 777, 
Kultur, ſ. Landescultur 760, 
— — von Oedgründen 


Laden, Schluß derſelben an Sonntagen 122, 
Ladungsbreite 

— gewicht bei Wägen 357. 
Längenmaße 
Lagerbücher 675, 

Lagerfeller 450, 599, 
Laichzeit der Fiſche 780. 
Landärzte 186, 
Landbaumwefen, ſ. Baupolizei. 
Landes-Grenzen 92, 

— Kultur 758, 

— RBatron 129, 

— Vermeſſung 786, 

— Verweifung 24. 
Landgemeinden, ſ. Gemeinden 673, 
Landgeometer 786. 
Landgeftütwefen 788, 
Ländordnungen 381, 

Sanbratb 108. 
Landrathswahlen 108, 649, 
Landftreicher 239, 628, 
Landftreicherei 246. 

Landtag 107, 649, 
Landtagswahlen 107. 
Landftreicher, j. Vaganten 239, 
Landwehr «Angelegenheiten 745. 

— Dienftpflicht 

— Eintheilung 719, 

— Bezirks: Commando 720, 


Sachregiſter. 


Kultur von Gemeindewaldungen 680. 
— Geſetze 760. 

— von Hopfen 757. 

— von Obit 757. 

— öber Gründe 762, 773. 

— Gtreitigfeiten 763. 

— Unterricht 760. 

— Bereine 761. 

— PVerfiherungsanftalten 772, 

— Meide 767. 

Kultusbauten 132, 

— beiträge der Juden 147, 
Kunſtfeuerwerke 

— productionen 463. 

— reiter 457. 

— ſammlungen, Productionen 457. 
— — Einrichtung des Fuhrwerks 


Kurkoſten von Armen 520, 
— von Baganten 278. 
— von Snländern 520. 
— don Nırsländern 516. 


2. 


Landwehr:Uniform 721, 
— lebungen 720. 
a ie Eigentum, Schub 


— Grziehungsinftitut 760. 

— Förderung ber 760. 

— Feſte 764. 

— Gefeße 760, 

— Schulen 760. 

— Unterricht 760, 

— Berein 761. 

Lärm und Rubeftörung 251. 
Laftwägen, Ausweichen 370, 
Sateinitihe Schulen 175. 

Laufboten 73. 

Lebensmittel 424, 

— gejundbeitsihädliche 425, 

— Handel mit 424, 603, 

— Haufiren 424, 603, 605, 

— Taren 414, 

— Bermweigerung ber Abgabe von 41h. 
— Rifitationen 425, 
Legalifation von Urkunden 103, 674. 
Legbüchien 273, 
Legitimationg= Urkunde für —— 

reiſende 310, 315, 

— Hauſiren 606 

— 1 von 310, 315, 570. 
— für Gewerbsgehilfen 588, 
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Legitimation für Meßbeſucher 607. Liſte zu den Gemeindewahlen 692 
Lehmgruben 369. Literalien 

Lehre, Lehrling, ſ. Gewerbe 265, 598. Literalien, Haftung ber Pfarrer für 126, 
Lehrer, ſ. Schullehrer. Literarische Werke, Einfendung 758. 
Lebranftalten, technifche 176, Lithographiſche Anftalten oder Erzeugniffe 
Lebrplan 217. ‚271 

Lehrzengniß 588. Löjchgerätbe 300, 633, 

Leichen: Meder 206. Localpolizeilihe Vorſchriften 8 ff. 

— Auffinden von 210, — NArmenpflege 509, 

— Ausgrabung von 206, — Polizei 652. 678. 

— Begängnifie 296, — Schulcommiſſion 172. 

— Beihau 200, — Gchulinfpection 171, 

— Häufer 205. — Malzaufihlag 633. 

— Ordnung 205, Lohnarbeit 615, 

— RVäffe 204. Loofen 106, 114. 

— Transport 200, 753, Lostrennung von Forftrechten 387. 
Leibanftalten 536. Lotterien, f. Ausipielen 455, 
Leibbibliothefen 758. Lotto 454. 

Leinpfab 374. Ludwigsfanal 381. 

Leſeholz 390, Lumpenfammler 604, 

Licht und Feuer, Auffiht auf 291, Lungenbrand 218, 
Licitation, |. Verfleigerung. — jeuche 218, 223, 

Lifte der Geſchwornen 111. Luftbarkeiten, öffentliche 467, 


M. 


Macht, Einſchreiten der bewaffneten 253. Marionettenfpiele 463, 


Magiftrat 644, Marft- Ordnungen 452, 

— Bauweſen 649, — Verkehr, Beihränfung bes Al. 
— Beftätigung 646. Märkte 452, 

— Bürgermeijter 644. — Abhaltung von, an Sonntagen 122, 
— Gaffenführung 649, — Reinlichfeit 784, 

— Gompetenz 649. — und Mefien 452, 

— Guratelverhältnik 685. — Wochenmärkte 605, 

— Dienfiffeidung 647, Markung der Gemeinde, Schuß ber 641, 
— Dienfiperfonal 648, Marſch- und Vorſpannweſen, |. Einquar- 
— Disciplin 647, 685, 69, tierung 751, 

— Formation 645, — Vorweis 752, 

— Functionszeihen 647. Majern 194. 

— Geſchäftogang 656. Maskeraden 457. 

— Gejhäftsregulativ 658. Map und Gewicht 425, 427, 

— Glieder, deren Bejtätigung 646. — Aichen 425, 

— Haftungen 688, — Normalmak 425, 

— Berhorrescenz von Magiftratsgliedern — lebertretung ber Vorſchriften 427. 

657. Maße, falihe 42h 

— Portofreiheit Maßſtab der Umlagen 637, 

— Be bürgerliche 645. Matrikel, ſ. Pfarrmatritel 131. 

— Räthe, rechtsfundige 64h. Mauern 334 

— Gtadtfimmerer Maulforb 229, 

— Schreiber 645, Maul: und Klauenſeuchen 218, 

— Gitungen 657, Maulwürfe, Beſchädigung durch 782, 
— Berfaffung 644. Mäufe 782, 

— Rirfungsfreis 649. Mebicinalperfonal 177 
Magistri chirurgiae 186. Medicinalweien 17Z 
Malzaufichlag, Iocaler 634, 784, Medicinifchspolizeiliche Gewerbe 550, 599. 
— Handel 604. Medicinifche Pfufcher 190, 


Nar, Handbuch der Bayer. Dijir.Berw,Bchörten, III. Aufl. 52 
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Mehl-Aufſchlag 634. Militär-Untaugliche 710. 

— — Defraudalion 635. — —— RE 72h, 
— Taren 442 — Unwürdige 

Menagerien 273, — Rifitation 726. 
Mendicanten 119, 537. — Miderfpenftige 729, 
Mefien und Märkte, Verkehr auf 606, — AZurüditellungsgefuhe 725. 
Mefnerbäufer, f. Eultusbauten 133, — Freiwilliger Zugang 721. 
Milch, ſchädliche, f.Epwaaren, Lebensmittel. Militärs, deren BVerehelihung 721. 
Militär: Abjchied 727, Milzbrand 218, 222. 

— Ablieferungslifte 726, Minderjährige, Auswanderung 95, 
— NAnmeldbtermin 724. Minifterial:, d. h. oberpolizeilihe Vor: 
— Aushebung 7%. fhriften 78, 

— Ausihuß 725. Minutoverfchleik des Bieres 447. 
— Auswanderung 718. Mißbrauch von Amtsfiegeln 84. 

— Befreiung vom 718. — von Firmen 

— Behörden, Gorrefpondenz mit 82. Miffionen, firdlihe 119. 

— Rapitulation 723, Mittel, cosmetifche 191. 

— Gonfcription 725. Mobiliar: Ajjecnranz 325. 

— Gonjcriptionstlifte 724, Moderation der Dejerviten 68, 

— Dienitfähigfeit 725, Moos, Trodenlegung 709, 

— Dienfizeit AZ Mordthatenabfingung 457. 

— Griaßcommilfion 724. Mühlen, Anlage von 378. 

— Grjaßgefhäft 725. — Reinlihfeit in 451, 784. 

— Gintritt, freiwilliger 722, — Ordnungen 451. 

— Entlaſſung 127, — Rifitationen 551. 

— Entlaßſchein 727 Münchner-Aachner Feuerverfiherungs: 
— Ergänzungs= und Erfaßbezirke 723, gefelichaft 325. 

— Koiten 729, Mundirung der Goncepte 80, 

— Looſen 725. Mufif: Licenzen 459, 

— Meſſen 719, 727 — Productionen auf Erwerb 459, 
— Mindermaß 719, — Production in Kirchen 125, 
— Dcffentlickeit derBerhbandlungen 723. — |. Tanzmufifen. 

— Beufion T2L Mufterwirtbicyaften, landwirthſchaftliche 
— Riliht ZZ 760. 

— Ungehorfam 728, Mutterfirhe 133, 


N. 


Nachbarn, betheiligte bei Bauten 348, Naturaleinquartierung 751, 


Nacbier 447 Naturalilation 93, 

Nacıfirhweiben 457, Nebenbeamte, erponirte 54. 
Nachläſſe 641. — Dienftesinftruction 55, 
Nachſitz der Lehrerswittwen 168, Neubauten 333, 633, 
Nachiteuer, ſ. Freizügigleit W. Neujahrsgelder 133. 
Nadıtmufiten 458, Nichtigkeitsbefchiwerden 76. 
Nachtweide 767. Niveau 331, 
Nahrungsmittel, Sanitätsvorfchriften 213, Noten 68, 615. 

425, Normalmape 425, 

Namensänderung 114, Nullitätadminiftrativer Verhandlungen 76. 
Naturaldienfte 145, Nutzungen aus Waldungen 386, 

— ſ. Hand: und Spannbienft 145, 639. — von Gemeindegründen 641. 

D. 

Oberpolizeilihe Vorfchriften 7, zirfsbeamte, Polizeibehörden, Dijtrifts- 


Obrigfeitlihe Perfonen und Diener, ſ. Be: polizeibehörden, Magiftrate, 


Sachregiſter. 


Obfibaum:Alleen 362, 

— Abraupen 782, 

— Pflanzung 757. 
Debungen, Gultur von 774. 
Defen, Feuerflätten 337, 
Deffentlichkeit der Magiftratsfipungen 657. 
Deffentlihe Anlagen 364, 

— Fahrordnungen 364, 

— Gewäjler 373, 

— Luftbarfeiten 456, 

— Bläbe 364. 

— Productionen 462, 

— Reinligpfeit 734. 

— Ruhe und Sicherheit 251. 

— Tanzmuſiken 462, 
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Deffentlihe Wege 356. 

Ofenhäuschen, Auffiht auf 373. 
DOfficialreifen 66. 

Deden 113. 

Orbinariate, Verkehr mit 82, 

BE RE der öffentlichen 


— revibirte ber Lateinfchulen und Gym— 
nafien 

— für die bayerifhen Hodhfdhulen 175. 
Ordnungsfirafen 35, 
Organifation der Berwaltungsbehörben 44. 
Ortsnamen j 
Ortspolizeilihe Vorfhriften 7, LL. 
Ortstafeln 359, 


P. 


Pachtſchilling von Jagden 393, 408, 

Panoramen 462. 

Barfe 395. 

Parochianen, Leiftung der Hand- und 
Spannbdienfte 133, 

— Borladung an das Pfarramt 122, 
Paſſagehemmung, ſ. Straßenpolizei, 
Paßausfertigung buch k. Conſuln 277. 
Paßbehörden 277. 

Paſſionoſpiele 64 
Paß für Leichentransport 204, 
Paßkarten M 

— Vorſchriften für Militärs 284, 
für Staatsdiener 276, 

— weſen 275, s 
Patente für herumziehende Gewerbe 604, 

— für den Haufirhandel 604, 

Patrouillen, j. Gendarmerie. 

Pegel 380, 

Penfionen ber ärztlichen Melicten 184, 

Peräguation von Kriegsfoften 753, 

Perhorrescenz von Magiftratsgliedern 657. 

Perfonen, jugendliche, Unterftügung hilfe: 
bebiriliger 510. 

— jugendlicher, Unterbringung in Poli: 
rege 

Perfönlichkeit der Conceſſion 

Petroleum 296, 

Pfänderleihanftalt 536, 

Pländung durch Flurer 679. 

Pfarramt, Poftvortofreibeit 798, 

Piarrbaufallihägkung 129, 

— biüder 131. 

Pfarrlijten 131. 

Pfarrer als Vorſtände der Armenpflege 
522, 624, 


— als BVorftände ber Kirchenverwal: 
tungen 7U6, 


— — 


Pfarrer als Vorſtände der Schulinſpec— 
tionen 17L, 

— beren Haftung für Literalien 131, 

— beren Urlaubsgefuche 63, 

Pfarr = Faffionen 

— Gottesdienft, Sonntagsfeier 122, 

— Häufer 133. 

— nftallation 125, 

— ntercalarien 128, 

— Kirchen 133, 

— Matrifel 132, 

— Pfründe 125. 

— purification 132, 

— fprengel 117, 

— verweier 126, 

Pierbebedarf bei der Armee 744, 

— Nuffiht auf ſcheue ıc. 274, 

— fleiih 444, 

— Ropfranfheit 225, 

— zucht 778, 

Pflafterzoll, Erhebung 636. 

Pflege — Kinder 535, 

Re ber Dienftboten ꝛc. 


Pflichten der Gemeindebürger 625. 

Pflihteremplare 758. 

Pfründebefiker 125, 

Pfründen, geiftlihe 125, 129, 

Pfuſcher, mediciniſche 

Phyſikate, ſ. Gerichtsärzte. 

Pichen ber Fäſſer 24 

Placetum regium 119, 

Pläte, öffentliche 364, 

Voden 218. 

Polizeianftalten, Verwahrung in 19, 20, 
255, 260, 


— le 19, 20, 255. 
— bebörden, Beamte 23 ff. 
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PVolizeibehörben, ihr Verhältniß zur Staats: 
anwaltihaft 17, 237. 
— competenz; 23. 
— biener 236, 
— birectorium in Univerfitätsftädten 
176. 


— gefängnifie 255. 

— als Gehbilfe der Strafredhtspflege 23. 
Polizeilihe Bewilligungen 29, 

Polizei, Localpolizei 

— foldaten 648, 

— ftrafen 519, 

— ftraffachen, Gompetenz; 27. 

— jtunde, Freinächte, 457. 

— taren für Lebensmittel und Arbeiten 


439. 
— und innere Verwaltung, Wejen und 
Begriff 2, 2. 
— unterjuhungen 22, 
— verbote 30, 
— verhaftungen 23, 
— verwaltung 229, 
— vorforglie Berfügungen 24. 
1. Wofporte. 
— 83, 
— fuhrwerke, Ausweichen der 367. 
— porto, — 
— freiheit 
— — — mitieſcui⸗ Inſpectionen 


— — * Amtsſachen 778 

— — der Armenſachen 798. 

— — der Kirchenverwaltungen 799. 
Practikanten, ſ. Rechtopractikanten. 
Practiſche Aerzte 184, 237, 499. 

— — Aufpruh auf Honorar für 

Armenbehandlung 514, 

— — lrlaub 63. 

— — Verehelichung 185. 

— Verpflichtung 183, 
Bräfentation auf geiflice Pfründen 184, 
188, 463, 671, 


— auf © Scyulftellen 165, 

— ber Gemeinden 220, 671. 
— ber Juden 211. 

Praris der Aerzte 238. 


Sadıregifter. 


Praris ber Nechtspractifanten 56, 
Preiskegelfchieben 457, 

Pregerzeugniffe, unfittlie 755. 

— Handel mit 755. 

— nn 155. 

— geſetz 

— —* — — 755. 
Privatbadöfen 785, 

— perjonen, Armenunterflügung 517. 
— beihälgefhäft 479, 575. 

— Gifenbabnen 

— Entbindungsanſtalten 211, 574. 
— Erziehungs:Unterrichtsanftalten 173. 
— flüjfe 377. 

— gewäfler 377. 

— beilanftalten 211, 574, 

— firdengejellihaften 117. 

— fparfafien 632, 

— theater 457 

— unterriht 174, 

— twaldungen 386. 
Privilegien, ſ. Gemwerbsprivilegien. 

— tare 617. 
Productenhandel, landwirthſchaftlicher 734. 
Production von Mufikftüden 457, 462 
— von Gauflern, Marionetten ıc. 457. 
Programm für Neubauten 135, 
— —— zu Eiſenbahnen 


Promeſſenſpiel M. 

Provifionalantrag 135, 

Provijorien, polizeiliche, über Waſſerbe— 
nügung 375, 

Prozeſſionen 

Prüfungen der Stadt- und Marktſchreiber 

Publication von polizeilichen Vorſchrif— 
ten 6. 


— von Beſchlüſſen 8, 

Pulverfabrifen 306. 

— ſ. Schiekpulverhandel 306, 

— Transport 

— — Beſitz, Aufbewahrung 
ꝛc. 306 


Purificationen, f. Pfarrpurificationen 132, 
— Sduljprengeln 152, 


Q. 


Quadſalber, ſ. Pfuſcher. 

Oualification, Allgemeine Borjchriften 58, 
— ber Beamten 59, 

— ber Bezirfsärzte 178. 

— ber practifchen Werzte 150, 

— ber Goncipienten 58. 

— ber Localjhulinjpectoren 172, 225. 


Qualification der Rechtspractifanten unb 
Acceſſiſten 

— ber Schullehrer 07. 

Quartier, ſ. Einquartierung 751. 

Quellen 377, 

Quetihmajhinen 731. 


ü Sachregiſter. 
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R. 


Rabbiner 148 

Radfelgen 357, 

Radicitte Gewerbe, ſ. Gewerbe 

Radſchuh, Radſchleifen 365. 

Raitung von Brod 438 

Räude 218, 

Räumung von Privatflüſſen 376. 

Rangordnung 66. 

Rapporte der Bezirfsamtsbiener 73. 

Ratihabirung von außer Land gejchloffe: 
nen Gben 484. 

Naubthiere, Tödtung 417. 

Rauchrohre, 


Realgewerbe, ſ. Gewerbe 591. 
Realitäten, Ausfpielen von 455. 
Rechnung der Armenpflegen 527, 

— ber — und ——— 111. 


Rechſtreu 386, 
Rechte der Gemeindebürger 624 
Rechtscandidaten und Practikanten 55, 
Rechtoſtreite der Gemeindeglieder, Ber: 
mittlungsamt 656, 
Rectorat 176. 
Recurſe, Beſchwerden 35, 
— in Gemeindeſachen 649, 685, 
— termine 9, 35, 176. 
Regie der Bezirfsbeamten 43, 86, 
— ber erponirten Afiefforen 59, 
Regierung, ſ. Kreisregierung. 
— sblätter 86. 
Negifter der Päffe und Paßlarten 283, 
— ber Schüblinge 247. 
egiftratur des Bezirfsamts 88, 
—— 
—— 291. 
Reichniffe, faffionsmäßige 130, 
Reinigen der Kamine 295, 336, 
— angeftedter Stoffe 19. 
— ber Schüblinge 247, 
— ber Straßengräben 356, 
Reinigung ber Bureaur 69, 
Reinlichkeit in Fleifhbänfen 784, 


Reinlichkeit, in Mühlen 451, 

— öffentlihe 784. 

Reifen, ſ. Paßweſen 275, 

Reijekoftenaverfum 45. 

Reifelegitimationen 275, 

Reifen * arbeitſuchenden, herumziehen⸗ 
ben Gewerbe 276, 604, 

— ber Stubirenden 176. 

— im Amtsbezirfe 19, 48, 

— von — 604, 
Neifende, ſ. Fremdenpolizei, 
Reifepakfälfgung 286. 

— route, swangsweile Borzeihnung ber 


— ——— 513, 
— tagebuch 63. 
Reiten und Fahren, ſchnelles 365. 
— Ausweihen 365, 
Religionsebict 115. 
— biener 117, 502, 
— freiheit 115. * 
— geſellſchaften 120. 
— und Kirhenfacdhen 115. 
— unterricht, öffentlicher 116, 
Rentenkaffen, Auffiht auf 530. 
— überſchüſſe, ſ. Stiftungen 121. 
Reparaturen an Waſſerwerken 377, 
— f. Baupolizei 329, 
Reproductionsjournal 83, 
Reſerve ber activen Armee 717, 721. 
— kaſſen 567, 
Rettungsanſtalten für Scheintobte 199. 
— apparate 247, 
— bäufer, anftalten 534, 
Mevaccination 195. 
Revolver, ſ. Waffen. 
Reciprocität in Gewerbfacdhen 585, 
Nichterliche aaa ag 6—22, 
Minderpeit 218, 
Rindviebpeit 217. 
— zucht 
Noben des Waldes 388, 
Nobftoff, Handel mit 734, 
Nopkrankheit 218, 260. 
Nude, Störung ber öffentlichen 252, 263, 


Sadıen, gefundene 518. 
Sadperfländige 34. 

F Feuerbeſchau 298, 679 fi. 

für die Beribewieiöfgaftung 387. 
— — bei Waſſerbauten 
Sägmühlen 385. 


Saflorbau 757, 
reg 
Salzdefranbation 
Salzhandel 604, 
Salzjtößler 604, 
Sammlungen 537, 
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Sammlungen von Mendicanten 120, 537, 
Sande, Lehm: und Kiesgruben 369, 
Eanitätsweien, ſ. Mebicinialwefen 177, 
— vorſchriften in Bezug auf Lebens: 
mittel 

Eakungen von Vereinen 264, 
Scafräude 217 ff. 

— vifitation 217. 

—- zucdt 779. 
Scäfereiberechtigte 768. 
— — in Ablöſungsſachen 
Schadenserſatz, Verpflichtung zum 251. 
— für Wildſchaden 392, 
Scharlachkrankheit 104 
Schaubühnen 330, 
Schauſpiele und Productionen 462. 

— — an Sonntagen 122, 
Schautragen 280, 
Schau: und Borftellungen 463, 
Scheidewänbe 340, 
Scheiben: und Bogeljhießen 121, 749. 
Sceindienit 788. 

— tobte 200. 
Scenfwirtbichaften 593, 
Schießbaumwolle 306. 

— pulver 306, 

— ftätten 749, 
Scifffabrtsordnungen 381, 604, 
Schiffmühlen 373, 

Schindeldächer 338. 
Schirmmütze als Dienftzeihen 42, 
Schipen an Müblen 372, 374, 
Schlachthäuſer, Neinlichkeit in 784, 

— vichbeichau 443, 
Schlafen beim Fahren 265, 
Schlageiſen 
Sxleiten von Baumftämmen 370, 
Schließung von Anftalten 22, 

— von Vereinen 268, 
Schlingen, Fangen des Wildes inc. 398, 
Schlitten, Aneinanderhängen von 365. 
Schlöte, Kamine 336. 
Schnedenfraß 783, 
Schneeausſchaufeln 372, 734, 
Schnellwaagen 434, 
Schnupftabaf, ſ. Tabak. 
Scöpfräder 376, 
Schyrannenanzeigen 452, 

— ordnungen 452, 

Schrannenpreife ber Gerfle 452, 

— verfebr 

Schreiber der Bezirksämter 44, 72, 

— Berpflichtung der 72, 

— Amtsverfchwiegenheit der 72, 

— vacirende 72, 


Sadıregifter. 


Schreibart, höſliche Form ber amtlichen 81. 
Schriften, Drud ꝛc. 
Schriftenbeſchlagnahme 755, 

— wechſel 33. 

Schüblinge 241. 

Schubfubren 245. 

— lieferung 243. 

— wefen 243. 

Schupwaldung 384, 
Schüpengefellihaften 423, 749. 
Schuldentilgung, gemeindlide 642, 
Schulen, Antheil an Gemeindegründen 


— Aufbringung bes Bedarfs für deutſche 
151. 


— Baufahen 153, 
— Behörden 170. 
— Beneficien 165, 
— Befuch, Difpenjen 159, 
— Gommijfionen 
— Dienft, Präfentation 165, 
— Disciplin 156, 158, 169 
— Dotation 151, 
— Gntlaßfhein 157 
— Errichtung und Leitung von Pri: 
datunterrichts= und Erziehungs: 
anftalten 173. 
— Kaffionen 169. 
— Teiertagsichulen 157. 
— Gärten 154. 
— ‚Geld 162, 228, 624, 
— Gemeinde 153. 
— Häufer 152, 747 
— Hochſchulen 176. 
— Hol 155. 
— Anfpectionen 171 
— Siraelitiihe 147 
— Kinder 161, 
— Tandwirtbichaftlihe 760, 
— Iateinifche 175. 
— Lehrer 165. 
— — beren Befoldung, am 167, 
— — beren Jagdpacht 
— — beren Qualification 161, 167. 
— — deren Berpflihtung 166. 
— — beren Urlaub 169, 
— — beren Hinterlafiene 168, 
Scullebrplan 157. 
— pflidt 156. 
— prüfungen 161. 
— rechnungen 161. 
— fchweftern 166. 
— Sprengel 152, 
— flatiftif 169, 
— ftellen, PBräfentation der Gemeinden 
165. 


Sadregifter. 


Edulftrafen 157, 169, 

— unterriht 151, 157. 

— überweifing von Kindern 160, 

— verfäumnifie 160, 

— verweier 176, 

— pifitation 171. 

— zudt 156, 

Schußwaffen, ſ. Waffen. 
Schutt-Ablagern 371, 784. 

Schuß: und Auffihtsrecht, firdhliches 120. 
— der Eijfenbabnen 353. 
————— Eigenthums 


— gefährlicher Stellen 369, 

— gewehrſcheine 415 ff. 

— podenimpfung 19. 

— waldung 381. 

— ber Flurmarkung, Umlagen zum 64L 
Schwefeln des Hopfens 213, 
Schweinhanbel, h Viehhandel. 

— er Viehkrankheiten. 

— zucht 229, 

Saweiy, gegenfetige Berpflegung erfranf: 
ter ae 

Schwellen ber Kühe 777, 

Schwimmanftalten 211. 

— unterridt 173. 

Seren 381, 619. 
Seeihiffiahrt 381. 
Selbitentleibung 208, 
Selbſtgeſchoſſe * 
ESelbfimörder 124, 208, 
Selbftverwaltung | 619, 
Seuchen 217, 
Sicherheitsanzeigen 45, 269. 

— Handhabung ber 230 370, 

— polizei 230, 399, 72. 

— — — Organe und Hilfsorgane 


Sicherung ber Baupfliht 142. 
— bes Pferdebedarfs bei ber Armee 744. 
— gefährlicher Stellen 369, 785. 
— gegen Unglüdsjälle 272, 309, 
Siebner 782, 
Eiegel, Amts: und Dienftfiegel 83 
— ber Kirdyenverwaltung 
Singvögel, Einfangen von 419, 
Eittenpolizei 453, 
Eittlichkeit, Erhaltung ber 2c. 453. 
Sitzungen der Magijtrate 690. 

— ber Kirchenverwaltungen 706. 
Soldaten, j. Militär, 
Sommerfeller 592, 
par Sie? 122, 


ſchüler 156, 
Sorge für unebeliche Kinder 509. 
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Spannbdienfte 145, 640. 
Sparkaſſen 530, 535. 
Sperrgeld an den Thoren 633, 
Spielen verbotener Spiele 453. 
Epitäler, j. Krankenhäufer 194. 
Sprunggebühren 788, 
Sprengel ber Pfarreien 132, 
Staatsangebörigkeit 95. 
Staatsangehörige, Necht des freien Auf: 
entbalts 467. 
— Recht des Recuries gegen ortspolizeis 
lihe Vorfchriften 8. 
Etaatsanwaltihaft 19. 
— beren Verhältniß zu ben Polizei 
bebörden 17, 19. 
Staatsanwalticaftlice Vertreter bei den 
Landgerichten 19. 
Staatsanwaltichaftliche Beforgung des 
Echubweiens 243, 
Staatsanwaltfchaftlicde Vertreter, beren 
Verhältniß zu dem Ortspolizei: 
behörden 19, 237. 
Staatsaufficht auf € Gemeinden 685, 
Staatsbürger 499. 
— Becibigung 93, 105, 
— — 66. 
Heimat 469. 
— = Serseatatn 486, 
agbpachtung 67. 
— Urlaubsgeſuche 63. 
— Tobesfälle von 67. 
a Berehelihung 


Staatsgebäube, |. Bauweſen. 
Staatsrechtlihe Angelegenheiten 92. 
Staatsftrafen 357, 
— burd bie Ortjchaften 357. 
Staatsverfafjung, deren Beobachtung 
— die Diſtriktspolizeibehörden 


Staatsverwaltung, Begriffsbeftimmung 2 

Stadtcommifjäre 271, 652. 

Stadtfimmerer Gib. 

Stabtihreiber 646. 

— deſſen Prüfung 646. 

Stalliperre 219. 

Stammvermögen ber Pfarrpfründen 129, 

Statiftifche Angelegenbeiten 90. 

Stauvorridtungen 375, 379, 641. 

Statuten von Vereinen 267, 

Stege, — ber 364, 

ESteinbrüde 369, 

Steinpappe 786, 

Stellen, Schuß 

Stellvertretung 
b6. 


efährlicher 369, 785. 
r den Bezirfsamtmann 
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Stempelpapier 615. 
Stempel: und Tarwefen 793. 

— für Lotterieloofe 456. 

— für Mafe und Gewichte 437, 

— Auswechſelung verborbener 797. 
Sterbefälle von öffentlihen Dienern 67, 
Sterberegifter, |. Pfarrmatrifel 104, 132, 
Steuerfuß als Maßſtab der Umlagen 637. 

— vermeffung 786. 

Stiegen 343. 
Etiftungen 129, 633, 

— Baumelen 330, 663. 

— Gapitalien 643, 764. 

— Gebäude ber 633, 

— neue ıc. 644 

— Pfleger 643. 

— Rednungen 643, 

— Rentenüberſchüſſe 643. 

— Bermwaltung 629, 643, 649, 684, 

— Waldungen 644. 

— Zweck 643. 

Etilete, ſ. Waffen. 

Stillſchweigen, amtlidhes 76. 
Stimmzettel 696, 

Stodflinten 21, 

Stodwerke, deren Höhe 335. 
Störung ber öffentlihen Ruhe 252, 

— ber Sonntagsfeier 122, 

Stoffe, brennbare 319. 

— leicht erplodirende 306. 

-— infieirte, beren Reinigung 192. 
Etolordnung 131 
— bei Verehelichungen 


Strafen, Anteil des Armenfondes 519. 
Sträflinge, Auffiht auf Entlafjene 263. 


Sadıregifter. 


Sträflinge, Fürforge 265. 

— Transport 
Straßen, Schleifen von Bäumen auf 370, 

— Scneeausichaufeln 372, 

— verkehr 

— zeichen 359, 

— abfperrung 364. 

— allen, f. Obftbäume 359, 
— auelihtung an den ac. 357. 
— bau 351, 

- befhädigung 361, 

— böſchungen 360, 365, 785. 
— Diftriftsftraßen 360, 
— Eintheilungszeihen 359. 
— frevel 
— geländer 371, 785. 

784, 


— Reinigung vor den Amtslocalitäten 


m 

Streihung von Deferviten 72, 

Strafen 

Streitconfenfe bezüglich des Pfarrpfründes 
vermögens 125. 

Etreuredhen 385 

Etrobdäder 337. 

Studenten, Paflarten 284, 

— Auffiht auf 176, 

— beren Zeugniffe 176, 
Submiffionsformel SL. 
Succeumbenzgelder 69, 
Sühneverſuch, ſ. Vermittlungsamt. 
Surrogate der Gerſte 
Suſtentation faſſionsmäßige 130, 
Synagogen 148, 


2. 


Tabakbau 757, 
— — in Stallungen, Schnupfen 


— rauchen bei Pulvertransporten 306, 
Tafernen 593. 

Tagebuch der Depofitenkafie 56, 74. 

— ber Dienjtreiien 

Taggebühren, ſ. Diäten 49. 
Taglöhner, f. öffentliche Dienfte. 
Tanzbewilligung 457. 

Tanzmufifen 456, 459. 

— Beſuch durch ſchulpflichtige Kinder 


Tanzunterricht 173, 574, 
gr er 131 
Taſchenmeſſer, ſ. Wafjen. 
— ſpieler 42 


Tauben 783. 
Taren, Tar: und Stempelwejen 53, 90, 


— Behandlung bes Taxweſens 795. 
Techniker bei Gemeinde: und Stiftungs— 
bauten 133, 

Techniſche Lehranftalten 176. 
Teiche 376. 
Telegraphen 355, 615, 
Terminsfalender 83. 
Terminiren 537. 

Theater, theatraliſche VBorftellungen 457. 
— Gompetenz zur Grlaubniß 457, 
Thierärzte 188, 
Thier:Krankheiten 193, 217, 

— Gefahren dur 274. 

— QDuälereien 444, 


Sachregiſter. 


Thier⸗Beſchãdigung dur) 273, 782. 
— efallene — 
— Vorzeigung von 
Thorſperrgeld 
Tilgung von Schulden 642. 
Tijptitelverleihfung 125. 
Titulaturen 113. 
Tödtung von wilden Thieren 217. 
Todesfälle fremder Untertbanen 97, 103. 
— don Staatsdienern 67. 
— von Geifllihen 67, 
Todtenfchheine 103, 201, 
Torfafhe 291, 
Zorfflih 777. 
Tragen verbotener Waffen 251 
m. von ausländifhen Vaganten 


auf Eifenbahnen 245, 
von Leihen 200, 753. 
auf ben Oftbahnen 246, 
von Petroleum 297. 
von Pulver 306, 309, 
von Schlachtvieh 444 


Ueberfahrtsanſtalten 372. 

Uebernahme von Ausgewiefenen 500, 
Veberfäwenmungen 331, 

— Gebiet 374. 
Ucherfit der Jagbverpadhtungen 412, 
Ueberwachung, polizeiliche 19, 30, 
Uferbau, ſ. Wafferbau. 

— befiker 375. 

— befefligung 380. 

— ſchutzbauten 380. 
Uhren, Aufſicht auf öffentliche 633, 
Umfang Ir Holz: und Streuberechtigung 


Umberzichen, Ankauf im 605. 

— Execution 639. 

— Gemeinde: 636. 

— Beitragspflihtige 636. 

— Maßſtab 637, 

— Pflicht des Aerars 637. 

Umwandlung grundherrlicher Laſten, ſ. 

löſung. 

— von Forftrehten 336. 

— von Naturale, Holz und Wald: 
frobnen 386, 

Unehelihe Kinder 512, 535. 

— — Auffiht auf 512, 

— — beren Namen 114, M 


Baganten, f. Landftreicher, Arbeitsfchene 
. 240, 275. ’ 


—2 


Transport von Vaganten 245, 
— von Wildpret 415, 
Zrauungen außer Landes 494, 
— von Ausländern 478, 
Trauregifter 131. 
Treibjagden 122, 417. 
Trennung ber Juſtiz von der Admini— 
ftration 1, 
— ber Ar, Auslande gejchloffenen Ehen 


Treppen 335. 
Triebwerk 375, 378, 641, 
on. 377, 
Zrinfgefdhirr 425. 
Trinfwafler 734. 
Trödler 591. 
Trodenlegung von Moos 774. 
Trottoir an Straßen 353. 
Tumulte SL. 
Turn» Anftalten 164. 

— Unterriht 164, 173. 
Tuphus 192, 


u. 


Unebelihe Kinder, — 534. 
— ee und Verpflegung 


Ungehorfame, Zwang gegen 2c. 20, 

— Strafen 20, 729, 

Ungeziefer, Vertilgung von 190, 602. 
Unglüdsfälle, Sicherung gegen ıc. 272, 
Untform, |. Amtsfleidvung 45, 104, 660. 
— ber Polizeidiener 

Univerfitätspoligei 176, 

Unfittlichkeit, f. Sittenpolizei 453, 
ga — — 87 
— Anjtalten höhere 174, 231, 
Unteroffiziere, VBerforgung von 122, 
Unterschrift der Berichte 
Unterftügung bilffofer 509 ff. 

— Fremder 

— don Militär und ihren Familien 721. 
Unterthansverbandb 95, 
Urfundenlegalifation 103, 

Urlaubsgefuch der Bezirfsheamten 63, 75. 
— ber Gemeindebeamten 690. 

— des untergeordneten Perfonals 63. 
— —— Magiſtratsglieder 66, 


— der practifchen Aerzte 53, 
Urmwablenliften 694. 


+ 
Baganten, Aufgreifung von 275. 


— ausländijhe 249, 282, 
* 
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Baganten, Schublieferung 243. 

durch die Gemeinde 247, 

— — auf Eifenbahnen 245. 

— Borzeihnung ber Reiferoute 248, 
Beraccordirung von öffentlichen Bauten 


Berbindungen, gewerbliche 608. 
Verbindungswege 363, 
Berbot des Haufirens 604. 
Berbrauchsjteuern 633. 
Verbrechen, Terbinderung von 231, 
Verdingen von Kindern 161, 791. 

— von Dienfiboten 789, 
Verehelihung 467, 484. 

-- don Ausländern 436, 493, 533, 
von Aerzten 185, 506, 
von Boten 
von Functionären 488, 
von proteftantifchen Geiftlichen 487. 
von Militärs 487 
von Militärpenfioniften 72L 
von Notaren und Advofaten 487, 
von Benfionijten 486. 
von Gtaatsdienern 486. 
von Staatsbienftabipiranten 486. 
von Schullehren 487, 

— Zeugniß 484. 

Vereine und Berfammlungen 264, 

— für entlaffene Sträflinge 260. 

— gejellige 264, 

— gewerbliche 608, 

— landwirtbichaftlicher 761. 

— politiihe 269. 

— nicht politifhe 268, 

— Schließung 269. 

Verfahren, abminifratives 32, 

— abminiftrativ : contentidjes 37. 

— in Advofatenbisciplinarfachen 68, 

— in Gewerbsjahen 

— in Baufahen 347, 
Berfaffung, Eid 469. 
Vergehen und Verbrechen, Anzeige 251. 
Bergnügungen, öffentlihe 252, 457. 
Bergraben gefallener Tbiere 250, 
Verhältniß der Bolizeibehörden zur Staats: 

anwaltichaft 4 

Berhaftung durch die Polizei 23, 
BVerification von Map und Gewicht 425. 
Verkauf von Pulver 306, 
Verfaufsläden 485, 

Verkehr, Telegrapben: 355, 

— auf Strafen 378, 734 

— mit Lebensmitteln 424, 

— auf Märkten 4b 
Berföftigung, ſ. Verpflegung. 
Berlafjenfchaften von Armen 512, 
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Verlautbarung von Firationsverträgen 
765. 


Verlegung von Märkten 450. 
Berleibung des Heimatsrechts 470, 
Berluft des Indigenats 95. 
Bermittlungsamt der Gemeinden 656. 
Bermögenserportation und Einzug 95. 
Bernichtung von Acten 87, 

— inficirter Stofie 213, 
Verordnungen, königliche 8, 10, 26, 
Berpachtung der Jagb 408, 
Verpflegung Gefangener 246. 

— von Ausländern 515, 

— Heimatlofer 515. 

— hilfsbedürftiger Perfonen 510, 

— Kranker 515. 

— don PVaganten 246, 

Verpflichtung zum Schadenserfaß bei Auf: 
läufen 252, 

— be er 182, 184. 

— ber Bezirfsbeamten 57. 

— ber fzunctionäre und Practifanten 58, 

— ber Flurer, Flurwächter 679. 

— ber Geiftlihen 127, 

— ber Hebammen 187, 

— ber Magifirate 646. 

— ber Staatsbürger 93, 105. 
Berfammlungen und Vereine 264. 
Verihönerung 784, 
Verfiherungsanftalten 325, 772, 
Verfipgruben 216, 784, 

N von Gemeindegründen 629, 


Vertilgung von Ungeziefer 190, 602. 
Berträge, internationale 103, 

Vertreter der Staatsanwaltichaft 19, 
Be in Polizeianftalten 19, 239, 


— in Serenanftalten 199, 
Berwaltung, innere, und Polizei 4, 
Verweigerung ber Waarenabgabe durch 

Gewerbtreibende 438. 
Verweis gegen Advokaten 68. 
Verwendung jugendliher PBerfonen in 
Fabrifen 161, 
Verweſer, Pfarr: 2c. 125, 
Verzichtleiftung auf das Staatsbürger: 
recht W 


Veterinärarzt 888 

Viehbeſchau ¶ 

— handel 424 

heerden, Treiben auf Straßen 365. 
hüten, verbotenes 122, 477, 

fäufe, Gewährleifiung bei ZZL. 
leibfaffen 772, 

müärfte ddd, 


Irtdı 
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Viehpeſt 218. Vollzugsmaßregeln 22. 

— ſalz 478, 606, Vorladung der Parochianen 180. 

— feucdhen 217. — ber eindevorjteher vor Amt 677, 

— verfiherungen 772, Borfagkrippen, Haltung von 571. 

— weide 365, 768. Voripann, Einquartierung 357, 751. 

— zudt 611. Vorschriften, ortepolizeilihe Z 
Bictualienmärkte 424, — feldpolizeiliche 
Victualien, |. Lebensmittel, — biftriftspoligeilihe 7. 

Vinculirung von Obligationen 668. — Gegenftände, worin zuläffig 4. 
Bifirung der Päſſe bei Gefandtichaften 287. — Form ber Verkündung 8 
Pifitation der Armenbäufer 531. — oberpolizeilihe Z 

— ber Apotheken Vorſchüſſe der Armenpflege 528. 

— bes Biers 446, Vorjorge gegen Gefahren bei Errichtung 

— ber Dampfmajdinen 272, von Fabriken und Werkftätten 256, 

— ber Gemeinden und Stiftungen 685, Vorſorge ber Polizeibehörben 27. 

— ber e- 217, Boripann 178. 

— ber Kranfenbäufer 194, Vorfteher der Landgemeinden 267. 

— ber Lebensmittel 420, Vorftelungen 606. 

Vogelfang 419. Vorträge, fchriftlihe, in abminiftrativs 
Volfsjchulen 151, contentiöfen Sachen 
Vollziehbarkeit ortspolizeiliher Vorjchrif: — muſikaliſche in Wirthshäufern 574, 

ten, ſ. Borfepriften. Vorweis, |. Transportvorweis, 
Vollzug rechtsfräftiger Urtheile und Be: Vorzeigung von Thieren 574, 
itüffe 23, 22. 
W. 
Waagen 425, 433, Waldblößen, Aufforfiung 387. 
Waarenbeftellung 570. Waldungen, Aufſeher 

— Bezeihnung, Schuß ber 601. — — beren Verpflichtung 384, 

— — unbefugte 570. — Auffiht 385, 

— gefälichte 413. — Ausliten an ben Strafen 356. 

— Nieberlage 568, 603. _ — Häufern in der Nähe 

— Eanitätsvorfhriften in Bezug auf von 

: — Gemeinde: und GStiftungs: ıc. 385, 
Wade, j. Dorf: und Nachtwache. 630, 

Waffen, Fertigung verbotener 251. — Feuer in ber Nähe von 387. 

— Führung verbotener 251 — Robung von 388. 

MWägen, Aneinanderhängen von 365. — Weide 387. 

— Selgenbreite 354. — Autbeilung zu Gemeindebezirken 619, 
Wäplbarkeit 646. Wanderbücher, |. Arbeitsbiicher 312, 487, 
Wahlbeftätigung 646. Wanberlager 605. 

Wahlen der Armenpflegen 521. Wandergewerbe 604, 

— ber Gemeinden 53, 692, 696, Wafenmeifter 189, 6OL. 

— bes Diftriftsrathes 108, 692, Waſchen in öffentlichen Flüſſen 374, 

— bes Landtags 107, Waſſer, Adfluß natürlicher 376, 
Wahlbandlungen 695, — Bau 641. 

— ausſchüſſe 696, — Benüpung 373, 769, 

— commiffär 99, — Kraft 375, 

— liſten 698. — Leitungen 378, 784, 

— redht 492, — Rolizei 373, 

— ber Kirchenverwaltungen 705. — Privatwäſſer 375, 

Wahnfinnige, ſ. Irre 199, — Reiter 381. 

Waifenhäuter 517, — Berunreinigung bes ac. 379, 
Waldauffeher, als öffentlihe Diener 337.  — Werte 375. 


— befißer, Rechte ber 368. — Zwangsrecht 379. 
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Wegbau, ſ. Straßenbau 356, Wildparkt 717, 

Wege, öffentliche, Gründſätze der Unter- Wildprethandel 419, 573, 
haltung 365, 671, 784, — ſchein 720. 


MWegmäcer 359, 

Wegweiſer, |. Straßenzeihen 359, 368, 

Behrverfaffung, Geſetz 716. 

— pflichtige, deren Berchelihung ZIL 

— geld, Geſetz 732, 

— lifte 746 
Weide -Ablöfung 768, 

— Ausübung 767. 

— Beſchränkung 767, 

— Dienftbarfeiten 768. 

— Nugen 761. 

— in Waldungen 337, 477, 
— zur Nadıtzeit 387, 768. 

Weibnahtsfammlungen 130, 

Werke, Einfendung literarifcher 758. 

Werfftätten, Arbeitsbetrieb in 214, 

Werktagsihulen, j. Schulen 156. 

Wettcomptoir 453, 

Widerſetzung gegen obrigfeitlihe Anord: 
nungen, |. Zwangsvollzugsmaß: 
regeln. 

MWibderfpenftigfeit 728, 

MWiebderaufforftung 386. 

Wicderverehelihung, ſ. Berebelihung 467, 

Wiedertäufer 117. 

Wiefenbaufchulen 76L 

Wild 416, 

Wilddichflahl, Fangen des Wildes in 
Schlingen 415. 


3. 


Zahnärzte 187. 
Zehentbaupflicht 14L. 
— firirung 764, 
Zeichen der Brodwaaren 425. 
— fabrifen 572, 601. 
Zeitungen 755. 
Zeugenvernehmung 34. 
Ziehbrunnen, ſ. Brunnen 369, 784. 
Zigeuner 250, 
Zinf, Anwendung des 2c. zu Kamin— 
röhren 336, 
Zollverein, Reife von Angehörigen bes 605, 
Zubereitung von Arzneimitteln 191. 
Zubereitung von Lebensmitteln 425. 
Zudtbäufer 260. 
jtiere GLL, 
— fluten 640, 
Zuflüffe zum Armenfond 518. 
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Wildfhaden 392, 408, 420, 484, 784, 
Wildſtand 416, 

Windbüche 251. 

Winkelagenten 72. 

Wirtbe, deren Befugnifie 592, 


Wirthichaftsgewerbe 599, 
Wirthshäuſer, Beſuch durch ſchulpflichtige 
Kinder 161. 


Wirthſchaften, Verleihung von 593, 599, 
— Eonntagsfeier 122, 
MWirtbichaftsbetrieb von — ——— 384. 
Wirtbichaftspläne für Gemeinden und 
Etiftungen 659. 
— für Gemeinde: und Gtiftungswals 
dungen 
Wittwen von Lehrern 168. 
Wohnung der Armen 528, 
— Räume, deren Anftrih 341. 
— GSanitätsvorjhriften 213. 
Wohnungen, Erbauung in ber Nähe von 
aldungen 387. 
Wundärzte 186. 
Wundärzte, |. Chirurgen 186, 
Wurfgeihoile 251 
Wurmfranfheit 218. 
a Großherzogthum, Baupflicht 


Wuth, |. Hundswuth 217. 


Zufuhr von Lebensmitteln 452. 
Zulafjung zum Armenrecht 538. 
Zurüdjtellung 725. 

Zuſammenkünfte, unerlaubte, |. Vereins: 


geſetz. 

Zuſammenlegung der Güter 769. 
— tottungen 25L 

Zuftändigkeit, ſ. Competenz. 

Zutheilung von Einödhöfen 620, 
Zuwagen 

Zwangsabtretung bes Eigenthums 40 
_ — Beſchaͤftigungsanſtalt 


— Rechte zur Beförderung der Waſſer— 
benützung 379. 

— a 5 rei ber Diftriftspoli- 
zeibebörben & 

— befugnijfe der Gemeinden 655. 
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